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Vorwort 


Das vorliegende Heft hat einen neuen Herausgeber. Auf 
meinen Wunsch hat Oberregierungsrat Dr. Walter S t r u b e 
0 in Berlin die Herausgeberschaft der „Blätter für Gefängnis- 
H künde“ übernommen. 

& Dabei ist es eine ehrenvolle Pflicht, des Mannes zu gedenken, 

der seit dem Dezember 1924 trotz schwierigster äußerer und inne¬ 
rer Verhältnisse in unserem deutschen Vaterlande diese Fachzeit¬ 
schrift bis heute herausgegeben hat. Es konnte nur einer starken 
schöpferischen Persönlichkeit gelingen, in selbstloser und un¬ 
ermüdlicher Arbeit und persönlichem Einsatz, verbunden mit 
einem großen fachlichen Wissen und Können, diese Zeitschrift 
durch die Wirrnisse der Systemzeit hindurchzuführen. Es ge¬ 
bührt dem Strafanstaltsdirektor Dr. Weißenrieder der 
aufrichtigste Dank der Deutschen Gesellschaft für Gefängnis¬ 
kunde, vor allem aber auch der Leser ihrer Zeitschrift für die 
unermüdliche, viele Arbeit und Mühe, die er in den letzten 
Jahren für die Gesellschaft und für die „Blätter für Gefängnis¬ 
kunde“ in so erfolgreicher Weise geleistet hat. Dem im Namen 
der Gesellschaft ausgesprochenen Dank möchte ich meinen 
persönlichen hinzufügen. Ich möchte wünschen, daß Herr 
Dr. Weißenrieder, der auf persönlichen Wunsch wegen seiner 
sehr starken dienstlichen Inanspruchnahme um Entlastung von 
seiner Arbeit nachgesucht hat, auch in Zukunft sein Interesse 
und seine unschätzbare Erfahrung der Deutschen Gesellschaft 
für Gefängniskunde wie auch den von ihr herausgegebenen 
Blättern zur Verfügung stellt. 
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Vor einer Neuordnung des deutschen 
Strafvollzugs 

von Landgerichtsdirektor im Reichsjustizministerium 
Dr. H. E i c h 1 e r, Berlin 

Mit dem neuen deutschen Strafrecht ist ein Recht der 
Strafvollstreckung im Werden. Wir stehen damit auch vor einer 
Neuordnung unseres Strafvollzugs. Ich halte es nicht für über¬ 
flüssig, einmal vor den Lesern dieser Blätter mit der meinem 
Amt entsprechenden Zurückhaltung zu erörtern, was sich unter 
allgemeinen Gesichtspunkten von der Neuordnung erwarten läßt. 


I. 

Wir stellen die Frage: Was kann und soll die Neuordnung 
ihrer Form nach bringen? 

Und wir finden die Antwort: Einheit des deutschen Straf¬ 
vollzugs auf der Grundlage eines Strafvollstreckungsgesetzes. 

Die Regelung des Strafvollzugs ist keineswegs nur eine 
technische Angelegenheit. Denn es ist eben doch so, daß die Art 
und Weise, wie eine Freiheitsstrafe bestimmter Art vollzogen 
wird, überhaupt erst ihren Inhalt bestimmt. Damit wird die 
Regelung des Strafvollzugs, soweit sie die Auswirkungen der 
„Gefangenschaft“ festlegt, eine ganz unentbehrliche Ergän¬ 
zung des materiellen Strafrechts, das sich in dieser Beziehung 
auf eine allgemeine Kennzeichnung zu beschränken pflegt und 
beschränken muß. Uneinheitlichkeit der Regelung bedeutet 
insoweit Uneinheitlichkeit der Bestrafung und damit Unge¬ 
rechtigkeit. Aber auch soweit die Regelung des Strafvollzugs 
nur die Vollzugs Verwaltung betrifft, bedarf es der Ein¬ 
heitlichkeit, weil diese Übersichtlichkeit und Vergleichbarkeit 
herbeiführt, Übersichtlichkeit und Vergleichbarkeit aber die 
Führung der Verwaltung erleichtern. 

Welchen Rechtszustand fand in formaler Hinsicht die 
nationalsozialistische Regierung auf dem Gebiete des Straf¬ 
vollzugs vor? Von der verfassungsmäßig gegebenen Kompetenz 
zur Strafvollzugsgesetzgebung war trotz mehrfacher Ansätze 
nicht Gebrauch gemacht, Regelung und Durchführung des 
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Strafvollzugs waren Ländersache. Freilich hatten sich schon 
1897 und dann wieder 1923 die Länder auf Veranlassung des 
Reichs an Grundsätze gebunden, die für den Vollzug von Frei¬ 
heitsstrafen maßgebend sein sollten, und es war so zu einer 
verhältnismäßig weitgehenden Angleichung wenigstens der 
materiellen Strafvollzugsvorschriften gekommen. Daß sich, 
vom Inhalt der Regelung ganz abgesehen, die neue Regierung 
mit einer, vom Standpunkt des Reichs aus betrachtet, so unvoll¬ 
kommenen Lösung der Regelung des Strafvollzugs nicht be¬ 
gnügen werde, war selbstverständlich. Bevor sie aber eingriff, 
kam es erst noch zu einer — in materieller Hinsicht allerdings 
förderlichen — Störung der erreichten Einheitlichkeit, indem 
eine Reihe von Ländern ohne viel Rücksicht auf die Grundsätze 
von 1923 von sich aus den neuen Rechtsanschauungen teils 
durch weitgehende Änderung ihrer Strafvollzugsvorschriften, 
teils durch eine umfassende Neuregelung des Strafvollzugs 
Rechnung trugen. Dann aber stellte der Reichsminister der 
Justiz zufolge gesetzlicher Ermächtigung durch die Verordnung 
über den Vollzug von Freiheitsstrafen und von Maßregeln der 
Sicherung und Besserung, die mit Freiheitsentziehung ver¬ 
bunden sind, vom 14. Mai 1934 (Reichsgesetzblatt I S. 383) den 
deutschen Strafvollzug erstmalig auf eine reichseinheitliche 
Rechtsgrundlage. Und nicht lange darauf wurde im Zuge der 
Überleitung der Justizverwaltungen der Länder auf das Reich 
der Strafvollzug auch verwaltungsmäßig zur Reichssache. 

Wie die Erfahrung lehrt, spielen nun aber die „Reichs¬ 
rechtlichen Vollzugsgrundsätze“ in der Praxis des Strafvollzugs 
nicht die Rolle, die ihnen gebührt. Die Praxis pflegt mit den ge¬ 
wohnten Dienst- und Vollzugsordnungen der Länder weiterzu¬ 
arbeiten, wohl ohne sich immer darüber klar zu sein, daß deren 
Vorschriften ungültig geworden sind, soweit sie den Reichs¬ 
rechtlichen Vollzugsgrundsätzen widersprechen, und nur noch 
deklaratorische Bedeutung haben, soweit sie sich mit ihnen 
decken. Vielleicht trägt dazu der äußerliche Umstand bei, daß 
es an einer geschlossenen amtlichen Veröffentlichung der Reichs¬ 
rechtlichen Grundsätze fehlt, weil sich die Verordnung vom 
14. Mai 1934 darauf beschränkt hat, die Grundsätze von 1923, 
die sie zur reichsrechtlichen Grundlage des Vollzugs erhob, den 
neuen Rechtsanschauungen anzupassen und mit Rücksicht auf 
die Einführung mit Freiheitsentziehung verbundener Maßregeln 
der Sicherung und Besserung zu ergänzen. Es kommt hinzu, 
daß die Strafvollzugsvorschriften der Länder insoweit konsti¬ 
tutive Geltung behalten haben, als sie weder mit den Reichs- 
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rechtlichen Vollzugsgrundsätzen und den seither erlassenen 
Reichsvorschriften des Strafvollzugs, von denen vor allem die 
AV. über den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1937 
(Deutsche Justiz S. 97) zu nennen ist, übereinstimmen noch 
ihnen widersprechen. Das ist keineswegs nur auf verwaltungs¬ 
technischem Gebiete der Fall, vielmehr z. B. auch auf dem doch 
das materielle Strafvollzugsrecht und damit den Strafinhalt 
so wesentlich berührenden Gebiete des Strafvollzugs in Stufen 
und im Zusammenhang damit der Vergünstigungen im Straf¬ 
vollzug. Im übrigen zeigt ein Vergleich vor allem der Organi¬ 
sation der aus verschiedenen Landesjustiz Verwaltungen stam¬ 
menden Vollzugsanstalten eine Buntscheckigkeit, die für sich 
allein schon anschaulich macht, daß die Vereinheitlichung des 
Strafvollzugs eine der schwierigsten Aufgaben der Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich ist. 

Man hätte daran denken können, noch unter der Herrschaft 
des geltenden Strafrechts im Strafvollzüge vollends Einheit zu 
stiften. Angesichts der neuen Aufgabe jedoch, den Strafvollzug 
dem kommenden deutschen Strafrecht anzupassen, mußte eine 
solche Regelung ganz ebenso wie die Reichsrechtlichen Vollzugs¬ 
grundsätze selbst als bloße Zwischenlösung erscheinen. Da die 
Überleitung der Rechtspflege wie allen Justizbehörden so auch 
den Behörden des Strafvollzugs so wie so schon unvermeidlicher¬ 
weise eine kaum erträgliche Fülle neuer Vorschriften beschert 
hat, erschien es ratsam, von einer solchen Zwischenlösung ab¬ 
zusehen, sich auf das schlechthin Unentbehrliche zu be¬ 
schränken und etliche Ungleichheiten, auch auf materiellem Ge¬ 
biet, einstweilen in Kauf zu nehmen. 

Wenn, wie wir gesehen haben, die Regelung des Strafvoll¬ 
zugs unentbehrliche Ergänzung des materiellen Strafrechts ist, 
soweit sie festlegt, wie bei der einzelnen Art von Freiheitsstrafe 
die Gefangenschaft sich auswirkt, so ist zu fordern, daß die 
Regelung insoweit in gleichem Range steht mit den Vor¬ 
schriften, welche die Freiheitsstrafen vorsehen und allgemein 
kennzeichnen. Das bedeutet, daß die Regelung des Strafvoll¬ 
zugs, soweit sie den Strafinhalt bestimmt, durch Gesetz ge¬ 
schehen sollte. Durch die Gesetzesform soll gewährleistet 
werden, daß das, was als Strafinhalt gewollt ist, dem Ge¬ 
fangenen auch wirklich zugefügt wird, soll der Gefahr eines 
Abgleitens des Vollzugs in eine dem Strafzweck nicht ent¬ 
sprechende Milde vorgebeugt werden. Das ist das gerade 
Gegenteil von dem magna charta-Charakter, um dessentwillen 
der Liberalismus nach dem Gesetze rief. Zu wünschen ist aber 
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weiterhin, daß auch das, was ich die Verfassung des Strafvoll¬ 
zugs nennen möchte, nämlich die Grundlinien des Aufbaus der 
Vollzugsverwaltung und der sonstigen Einrichtungen des Voll¬ 
zugs, durch Gesetz geregelt wird. Damit stimmt zusammen, 
daß ein großer Teil des sonstigen Rechtes der Strafvoll¬ 
streckung wegen seines prozessualen Charakters Gesetzesform 
erhalten muß, obwohl er an Bedeutung zum mindesten dem 
materiellen Strafvollzugsrecht nachsteht. Das gesamte Recht 
der Strafvollstreckung einschließlich des Rechtes des Straf¬ 
vollzugs und des Vollzugs der mit Freiheitsentziehung verbun¬ 
denen Maßregeln der Sicherung, Besserung und Heilung würde 
dann, soweit es der Gesetzesform bedarf, in einem „Straf- 
Vollstreckungsgesetz“ seine Stätte zu finden haben. 

Aufgabe dieses Strafvollstreckungsgesetzes kann es nicht 
sein, die Beamten des Strafvollzugs überall an starre Vor¬ 
schriften zu binden. Schema und Schablone würden dann sehr 
bald an die Stelle eines lebensvollen Vollzugs treten. Notwendig 
ist vielmehr, daß vor allem dem Vorsteher der Vollzugsanstalt 
als dem verantwortlichen Leiter des Vollzugs ein ausreichender 
Ermessensspielraum gegeben wird, innerhalb dessen er ohne 
Beeinträchtigung des Strafzwecks und vielmehr gerade um der 
Belange des Strafvollzugs willen dem Einzelfall, d. h. der Per¬ 
sönlichkeit des Gefangenen und der Lage der Umstände, gerecht 
werden kann. 

Das Gesetz wird sich weder insoweit, als es strikte Vor¬ 
schriften aufstellt, noch insoweit, als es dem Ermessen der 
Beamten des Strafvollzugs, vor allem des Vorstehers, Spielraum 
läßt, darauf beschränken dürfen, zu sagen, was der Beamte 
des Vollzugs tun soll oder tun darf. Es wird vielmehr erkennen 
lassen müssen, unter welchen Zweckgedanken gemäß den Grund¬ 
gedanken des Strafrechts der Vollzug stehen, und in welchem 
Geiste daher gehandelt und von dem Ermessen Gebrauch ge¬ 
macht werden soll. Damit wird das Gesetz zugleich zu einem 
bedeutsamen Erziehungsmittel für die Beamtenschaft des 
Strafvollzugs. 

Auf der festen Grundlage des Strafvollstreckungsgesetzes, 
das auf dem Gebiete des Strafvollzugs endgültig Einheit 
stiftet, wird es dann angesichts der Vielgestaltigkeit der 
Lebensverhältnisse, die im Strafvollzug eine Rolle spielen, zu 
einer reichen Fülle weiterer reichseinheitlicher Vorschriften 
beweglicherer Art kommen müssen, die sich teils als Rechts¬ 
vorschriften ergänzenden Inhalts, teils als Verwaltungsvor¬ 
schriften verschiedensten Inhalts und Ranges darstellen und 



9 


ihre letzten Ausläufer in den Mustern für die zu führenden 
Bücher und Listen und für die zu verwendenden Vordrucke 
haben. 

n. 

Wir stellen uns die Frage: Was kann und soll die Neu¬ 
ordnung ihrem Inhalt nach bringen? 

Und wir finden die Antwort: In den Grenzen, die richtiger 
Würdigung der Gegebenheiten entsprechen, und die rechtlicher 
Regelung wesensmäßig gesetzt sind, Gewähr für einen Straf¬ 
vollzug, der dem Geiste des neuen deutschen Strafrechts 
gerecht wird. 

Daß Aufgabe der Neuordnung des deutschen Strafvollzugs, 
allgemein ausgedrückt, eine Regelung sein muß, die dazu führt, 
daß der Strafvollzug den Sinn des neuen deutschen Strafrechts 
erfüllt, den darin bekundeten Willen in die Wirklichkeit umsetzt, 
bedarf keiner Begründung. Wie das im einzelnen geschehen 
kann und zu geschehen hat, ist eine Frage für sich. Wir stehen 
zunächst vor der Tatsache, daß mit der nationalsozialistischen 
Erhebung strafrechtliche Grundanschauungen zum Siege ge¬ 
langten, die der nationalsozialistischen Weltanschauung ent¬ 
sprachen, und daß diese neuen Anschauungen alsbald auch auf 
den viele Jahre lang in der Irre gegangenen Strafvollzug Über¬ 
griffen und dort eine Wandlung herbeiführten, die unvergessen 
bleiben wird, und deren Errungenschaften wir nur zu erhalten 
brauchen. Der nationalsozialistische Grundgedanke von dem 
unbedingten Vorrang des Volkes und des Staates, in dem sich 
das Volk seine Form gibt, vor dem Einzelnen setzte sich auf 
strafrechtlichem Gebiete in die Auffassung um, daß die Strafe 
wieder das wirksame Mittel staatlichen Kampfes gegen den 
Verbrecher als den Störer des Rechtsfriedens des Volkes werden 
müsse. Daraus ergab sich für den Vollzug ohne weiteres, daß 
das „Rechtsverhältnis“ Gefangenschaft keineswegs, wie das 
gelehrt worden war, ein Verhältnis der Parität zwischen Staat 
und Verbrecher ist, in dem der Staat gewissermaßen auf 
gleicher Ebene mit dem Gefangenen paktieren muß, daß es sich 
hier vielmehr um ein Verhältnis rechtlicher Gewaltunterworfen¬ 
heit des Gefangenen handelt, in dem — unbeschadet der Ge¬ 
rechtigkeit im Vollzug — der Gefangene keine Ansprüche zu 
erheben, sondern sich zu fügen hat. Auffallend rasch führte 
das zu einer Selbstbescheidung der Gefangenen, zu einer 
kaum glaublichen Einschränkung des bis dahin so blühen¬ 
den Beschwerdeunwesens und zu einer staunenswerten 
Umstellung der Psychopathen, die man gewissermaßen 
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nur noch mit Samthandschuhen anzufassen gewagt hatte. 
Die Beamten des Vollzugs konnten wieder aufatmen, 
ihre Autorität war wiederhergestellt, zumal mit dem 
Hinwegfegen des Parlamentarismus das üble Eingreifen parla¬ 
mentarischer Stellen in die Exekutive sich erledigte, die Ge¬ 
fängnisbeiräte verschwanden und dank grundlegend anderer 
Beurteilung politischer Verbrechen die „Überzeugungstäter“ 
wegfielen. Zucht und Ordnung kehrten in den Vollzugsanstalten 
überall wieder ein. Unterricht und Büchereien gaben ihre 
„Neutralität“ auf, wurden eindeutig auf die Wiedereinordnung 
in die Volksgemeinschaft hin ausgerichtet. Daß die Freiheits¬ 
strafe nicht eine bloße Festhaltung zur Ermöglichung einer in 
ihren Zielen und Mitteln freien Erziehung ist, sondern daß es 
sich, wenn im Strafvollzug, wenigstens im Strafvollzug an Er¬ 
wachsenen, von Erziehung die Rede ist, nur um Erziehung 
durch die Strafe handeln kann, wurde unverlierbar geklärt. 
Der Glaube, daß eine „Selbstverwaltung“ Gefangener, eine 
Selbsterziehung innerhalb einer „Gemeinschaft“ von Gefangenen 
sinnvoll und erzieherisch wertvoll sei, wurde als Utopie 
erkannt. Nicht so sehr neue Vorschriften, als der Umschwung 
des Geistes führte diese tiefgehende Wandlung herbei. 

Wer über Errungenes hinaus im Strafvollzug nach Neuem 
strebt, der muß sich vor überstiegenen Plänen und Erwar¬ 
tungen hüten, wenn er nicht enttäuscht werden will. Wir 
können im Strafvollzug nicht in den leeren Raum hinein bauen. 
„Leicht beieinander wohnen die Gedanken, doch hart im Raume 
stoßen sich die Sachen.“ Wir haben mit Gegebenheiten zu 
rechnen, die zwar nicht alle unabänderlich sind, die aber 
nüchtern gewürdigt werden müssen, weil sie nicht ungestraft 
ignoriert werden können. Ebenso sehr müssen wir uns freilich 
vor einem Banausentum des Strafvollzugs hüten, dem schon 
alles richtig erscheint, weil es immer so gewesen ist, und das 
es ablehnt, an überkommenes die quästio iuris zu richten. 

Die Erwartung, daß eine Neuordnung des Strafvollzugs 
ungeahnte Neuigkeiten bringen könne, wird alsbald herunter¬ 
schrauben, wer sich darauf besinnt, daß allein schon die Eigen¬ 
art unseres Arbeitsgebiets eine ganz beträchtliche Fülle von 
Gegebenheiten aufweist, die zwar im einzelnen mehr oder 
minder abgewandelt, aber nicht beseitigt werden können, und 
die sich gewissermaßen als „eiserner Bestand“ des Strafvoll¬ 
zugs darstellen. Es handelt sich um einen guten Teil der 
Lebensgestaltung in der Gefangenschaft — Form der Unter¬ 
bringung, Kost, Kleidung, Wäsche, Bettlager, Körperpflege, 
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Heizung, Beleuchtung, Bewegung im Freien, ärztliche Ver¬ 
sorgung, Verkehr mit der Außenwelt usw., aber auch um alles, 
was zur Aufrechterhaltung von Sicherheit, Zucht und Ordnung 
im Vollzüge gehört — Verhaltensvorschriften, Aufsicht, Durch¬ 
suchung, Vorbeugungsmaßnahmen, Gewaltanwendung ein¬ 
schließlich des Waffengebrauchs, Hausstrafen —. Ich brauche 
darauf hier nicht näher einzugehen. 

Zu den Gegebenheiten, mit denen eine Neuordnung des 
Strafvollzugs zu rechnen hat, zählt auch die Stellung des Straf¬ 
vollzugs im Gesamthaushalt des Reichs. In der Reihe großer 
und größter Aufgaben, die das Reich sich stellt, muß sich der 
Strafvollzug mit einem ziemlich bescheidenen Rang begnügen, 
wenn schon die hohe Bedeutung, die er für die Volksgemein¬ 
schaft hat, sicherlich nicht verkannt wird. Erschwert wird die 
haushaltsmäßige Stellung des Strafvollzugs zweifellos dadurch, 
daß er bei voller Ausnutzung der Arbeitskraft der Gefangenen 
nicht in dem Maße Zuschußbetrieb zu sein brauchte, wie er es 
tatsächlich ist. Das zwingt einerseits dazu, in der Aufstellung 
von Vorschriften, deren Durchführung die Aufwendung be¬ 
sonderer Mittel erforderlich macht, Selbstbescheidung zu üben, 
legt auf der anderen Seite aber auch nahe, dafür zu sorgen, 
daß — bei Ablehnung einer rein fiskalischen Ausgestaltung des 
Arbeitswesens der Vollzugsanstalten — der Ertrag der Ge¬ 
fangenenarbeit durch möglichst umfassende und möglichst 
vorteilhafte Verwertung der Arbeitskraft der Gefangenen ge¬ 
steigert wird. 

Von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die Neu¬ 
ordnung des Strafvollzugs ist der Umstand, daß wir, was 
Standort und Beschaffenheit der einzelnen Vollzugsanstalten 
anlangt, zunächst im wesentlichen auf den Bestand angewiesen 
sind, der von den Ländern dem Reich angefallen ist. Dieser 
Bestand zeigt eine Vielgestaltigkeit, die bei der Vielzahl der 
bisherigen deutschen Vollzugs Verwaltungen nicht wundernimmt. 
Die Vielgestaltigkeit brauchte noch kein Hemmnis zu sein. 
Leider kommt hinzu, daß die Anstalten vielfach von den 
heutigen Anschauungen aus als unzweckmäßig bezeichnet 
werden müssen. Teils haben sich einseitige Haftsysteme un¬ 
günstig ausgewirkt, teils spürt man deutlich, daß man sich den 
Strafvollzug nicht gar so viel hat kosten lassen wollen. Es 
bedarf keiner Ausführung, welche Schwierigkeiten ein solcher 
Zustand z. B. der Aufstellung eines nach sachlichen Gesichts¬ 
punkten geordneten Vollstreckungsplanes bereitet. Nur eine 
auf weite Sicht gestellte und wohldurchdachte Politik des Neu- 
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baus, des Ausbaus und der Abstoßung von Vollzugsanstalten 
kann hier Abhilfe schaffen. Forderungen wie die der grund¬ 
sätzlichen Trennung der Gefangenen bei Nacht aufzustellen, 
wird man sich nicht zu scheuen brauchen. Im Gegenteil wird 
man Ziele aufrichten müssen, an denen sich die Anstaltsbau¬ 
politik orientiert; aber man kommt nicht daran vorbei, den 
gegenwärtigen Zustand durch Übergangsvorschriften vorläufig 
anzuerkennen. 

Eine Gegebenheit, über die man sich zwar hinwegsetzen 
kann, aber nicht so ohne weiteres hinwegsetzen sollte, liegt in 
der Tradition der früheren Vollzugsverwaltungen der Länder. 
Wollte man z. B. so radikal Einheit stiften, daß man an Stelle 
des sogenannten Nebenbeamtensystems (Bayern, Baden), des 
sogenannten Abteilungsleitersystems (Sachsen) und des soge¬ 
nannten Inspektorensystems (Preußen) ohne jede Rücksicht 
darauf ein frei erfundenes neues „System“ stellte, so würden, 
ganz abgesehen von etwaigen psychischen Folgen, die Werte 
vernichtet werden, die in jedem dieser Ländersysteme stecken. 
In solchen Fällen ist es ratsam, die Tradition in der Weise zu 
schonen und sich zugleich die Vorteile der anderen Regelungen 
dadurch zunutzezumachen, daß man gleichsam auf einer 
höheren Ebene die Einheit herstellt, eine Einheit, in der sich 
die einzelnen Systeme, ins richtige Verhältnis zueinander ge¬ 
bracht, gewissermaßen wiederfinden. 

Nur andeutungsweise möchte ich auf die Gegebenheit des 
Beamtenkörpers hinweisen. Seine Erwähnung leitet zur Be¬ 
sinnung auf die rechtlicher Regelung wesensmäßig innewohnen¬ 
den Grenzen der Leistungsfähigkeit über. Im Grunde kommt 
es eben gerade im Strafvollzug weniger auf die Vorschriften als 
auf den Menschen an, der sie handhabt: Männer, nicht Maß¬ 
nahmen! Die Heranbildung eines Strafvollzugsbeamtenperso¬ 
nals, das mit einem gewissen Haltungsstil den Vollzug durch¬ 
führt und allmählich eine feste Vollzugstradition begründet, 
wird so über alle Normierung hinaus zu einer höchst bedeut¬ 
samen Aufgabe. Ich kann darauf in diesem Zusammenhänge 
nicht weiter eingehen. 

Wenn nach alledem dafür gesorgt ist, daß die Bäume nicht 
in den Himmel wachsen, so ist doch die Lage für eine sach¬ 
gemäße inhaltliche Regelung des Strafvollzugs keinesfalls hoff¬ 
nungslos. Es gilt und ist auch nicht unmöglich, trotz aller 
Gebundenheit an Gegebenheiten der Erfüllung der Aufgabe 
näherzukommen, dem neuen deutschen Strafrecht gerecht zu 
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werden, über allen Versuchen in dieser Richtung muß, das 
sei mit aller Entschiedenheit betont, das Wort stehen, das wir 
als Soldaten für den Krieg gelernt haben, das aber auch für den 
Strafvollzug recht gut paßt, das Wort, daß nur das Einfache 
Erfolg verspricht. Künsteleien, und seien sie noch so fein aus¬ 
geklügelt, oder vielleicht gerade deshalb, sind dazu bestimmt, 
im Strafvollzug Schiffbruch zu erleiden. 

Alte gute Gedanken des Strafvollzugs, die schon bisher 
freudig anerkannt, aber durchaus nicht allgemein verwirklicht 
worden sind, sollte man übernehmen und wirklich durchführen. 
Ich meine vor allem die beiden Gedanken, die darauf gerichtet 
sind, Schaden zu verhüten, den die Freiheitsstrafe anrichten 
kann: den recht hoch zu veranschlagenden Gedanken der 
Trennung nicht zueinander passender Gefangener oder 
Gruppen von Gefangenen, um vor allem den ungünstigen Ein¬ 
fluß von einem zu dem anderen zu verhüten, und den Gedanken 
der Fürsorge, der sich auf einer ganzen Reihe von Teil¬ 
gebieten des Strafvollzugs ohne Beeinträchtigung des Straf¬ 
vollzugszwecks, vielmehr im Einklang mit den Belangen des 
Strafvollzugs auszuwirken vermag. 

Ob bei dem bisweilen empfohlenen Versuch, das Strafübel 
auf neue Weise verschieden zu dosieren und dadurch zur 
Differenzierung der verschiedenen Arten der Freiheits¬ 
strafe beizutragen, viel Ersprießliches herausspringen wird, 
glaube ich bezweifeln zu sollen. Wesentlich wichtiger, auch für 
die Differenzierung, scheint mir zu sein, was nach den zu er¬ 
lassenden Vorschriften aus einer Freiheitsstrafe bestimmter 
Art oder was in einem Sondervollzug aus einer Freiheitsstrafe 
gemacht werden soll, in den Dienst welcher Zwecke der Vollzug 
gestellt oder nicht gestellt werden soll. Ich brauche nur auf 
die bereits erwähnte AV. über den Jugendstrafvollzug zu ver¬ 
weisen, um deutlich werden zu lassen, daß daran gedacht werden 
kann, eine eng begrenzte Reihe von „Vollzügen“, die vor allem 
durch den Zweck, unter dem sie stehen, differenziert sind, ein¬ 
zurichten. Vermutlich würde sich auf solche Weise zugleich 
das „Problem“ des Stufenstrafvollzugs endgültig erledigen 
lassen. Was da vielleicht Gestalt annimmt, das setzt neben 
einer mehr unterweisenden und anleitenden Normierung Beamte 
des Strafvollzugs von ganz besonderem Verständnis voraus. 
Sachgemäße Regelung und geschulte Beamte mit vorbildlicher 
Gesinnung und Haltung bieten dann gemeinsam Gewähr für 
einen Strafvollzug, der dem neuen Strafrecht des deutschen 
Volkes gerecht wird. 
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Auslese im Vollzug 

von Strafanstaltsdirektor Dr. Otto Weißenrieder, 
Ludwigsburg 

Im Vollzug haben wir die Gefangenen in den verschie¬ 
densten Beziehungen zu beurteilen und zu sichten. Wir prüfen 
ihre Eignung für die Haftform, für die verschiedenen Arbeits¬ 
zweige, ihre Vertrauenswürdigkeit, ihre Gefährlichkeit für die 
allgemeine Sicherheit und für die Sicherheit und Ordnung in 
der Anstalt und anderes mehr. Diese ganze Arbeit bezieht sich 
auf die internen Zwecke des Vollzugs in der einzelnen Anstalt. 
Darum handelt es sich bei der Auslese im Vollzug, von der hier 
die Rede ist, nicht. Das Wort „Auslese“ ist dem Vorwort von 
Reichsjustizminister Dr. Gürtner zum Buche von Staatssekretär 
Dr. Freisler „Strafvollzug an jungen Gefangenen“ entnommen 
und dort in seinem Sinne klargestellt. Er führt aus, daß der 
Besserungsgedanke allmählich eine so beherrschende Stellung 
eingenommen hatte, daß die Erziehung und Besserung wenn 
nicht als einziger, so doch als oberster Strafzweck angesehen 
worden sei, und man habe sich dem Wahn hingegeben, daß 
jeder Gefangene erzogen und gebessert werden könne. Er 
fährt fort: „Dem setzen wir die Forderung der Auslese entgegen. 
Nicht Erziehungsmaßnahmen wahllos für alle Gefangenen, wohl 
aber voller Einsatz aller Beeinflussungsmöglichkeiten dort, wo 
Aussicht und Hoffnung besteht, daß der Gefangene wieder in 
die Volksgemeinschaft eingegliedert werden kann.“ 

In der AV. über den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1937 
ist dieser Grundsatz der Auslese verwirklicht. Die Auslese hat 
zum Ziele die Einweisung der besserungsfähigen jungen Gefan¬ 
genen in das Jugendgefängnis, in welchem alle Voraussetzun¬ 
gen für die Wiedereingliederung von besserungsfähigen jungen 
Gefangenen gegeben sind, und die Ausscheidung von unver¬ 
besserlichen jungen Gefangenen, die unbeeinflußbar sind und 
daher den Jugendstrafvollzug nutzlos belasten und schädigen 
würden, aus dem Jugendgefängnis. 

Vorauszuschicken sind einige grundsätzliche Erwägungen. 
Der Vollzug hat eine doppelte Aufgabe. Im Blick in die Ver¬ 
gangenheit auf Tat und Opfer führt er die Sühneleistung herbei. 
Im Blick in die Zukunft will er das Volk vor neuen Verbrechen 
des Täters bewahren. Von der einen zur anderen Aufgabe 
führen Verbindungslinien. Echte Sühneleistung ist zugleich von 
dem Willen beseelt, in Zukunft sich nicht mehr zu verfehlen, und 
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echte Erziehung und Besserung kann nur einsetzen mit wirk¬ 
licher Reue über die Straftat. Die Sühne ist eine sittliche Pflicht 
des Täters. Die äußere Art, wie er sie — willig oder ge¬ 
zwungen— zu leisten hat, ist juristisch erfaßbar und in Gesetz, 
Vorschrift und Anstaltspraxis festgelegt. Das prophylaktische 
Ziel im Bereich des Erziehungszwecks ist die Bewahrung der 
sozial brauchbaren Gefangenen vor schlechtem Einfluß, also die 
Erhaltung ihres durch eine ungünstige Umwelt möglicherweise 
gefährdeten sozialen Wertes und die Erziehung der Erziehbaren 
oder Besserung der Besserungsfähigen, im Bereiche des Siche¬ 
rungszwecks die Verhinderung der Entweichung und die Fest¬ 
stellung der Gefährlichkeit der Schädlinge Aufgabe des Vollzugs. 
Eine nur im Vollzüge und sonst nirgends in gleicher Weise auf 
Grund einer so lange dauernden Beobachtung im täglichen Leben 
mögliche und zu leistende Sonderaufgabe ist die Feststellung 
der Wesensart des Gefangenen. Sie ist grundlegend für die pro¬ 
phylaktische Aufgabe, mag man sich begnügen mit der 
Menschenkenntnis des verständigen und dazu befähigten, 
theoretisch oder wenigstens praktisch geschulten Mannes oder 
mag man, wie dies im Jugendstrafvollzug nun allgemein ein¬ 
geführt ist oder wird, oder wie dies in einem Teile Deutschlands 
beim Strafvollzug an Erwachsenen durchgeführt ist, als Mittel 
zu dieser Feststellung auch die Ergebnisse der wissenschaft¬ 
lichen Forschung einsetzen. 

Die Umwelt, in die ein Verurteilter beim Eintritt in die 
Strafanstalt kommt, ist für leicht Beeinflußbare gefährlich, 
aber sie ist es nicht für jeden Gefangenen. Das zu behaupten, 
würde zu weit gehen und man würde der Tatsache nicht Rech¬ 
nung tragen, daß nicht jeder zu jedem Delikte fähig ist, sondern 
daß die Art des Delikts durch die Wesensart des Gefangenen 
mitbedingt ist und daß er nur in der ihm liegenden Art und 
Weise auf die äußeren Verhältnisse antworten wird. Bei 
Einzelentgleisung von sozial Brauchbaren ist das offensichtlich. 
Das Nebeneinander von verschiedenen Deliktsarten im Vorleben 
eines Gefangenen, das wir bei manchen Gefangenen beobachten, 
ist kein Gegenbeweis. Es ist zwar ein Zeichen für einen starken 
Mangel an Anpassungsfähigkeit, aber jedenfalls nicht immer 
ein Anzeichen bedingungsloser sozialer Unbrauchbarkeit oder 
Gefährlichkeit. Eine richtige Auslese entsprechend dem pro¬ 
phylaktischen Ziele des Vollzugs ist, wenn der Vollzug die dem 
Nutzen des Volks dienende vorbeugende Wirkung haben soll, in 
der Tat eine der Voraussetzungen für den Erfolg. Nicht nur 
darauf kommt es an, ungünstige Umweltsbedingungen zu be- 
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seitigen, sondern auch darauf, eine günstige Umwelt zu 
schaffen, die für eine erzieherische Arbeit der Beamten eine 
Basis bildet. 

Wir hatten und haben im Vollzug mit den gegebenen Ver¬ 
hältnissen zu rechnen. Günstige äußere Verhältnisse haben wir 
bisher innerhalb des Vollzugs durch verschiedene Mittel zu er¬ 
reichen versucht. An erster Stelle stand immer eine intensive 
Arbeit, die den Einzelnen erfaßt und namentlich in der Arbeit 
im Freien, gesundes Denken, in der Zusammenarbeit mit den 
Beamten ein Gemeinschaftsgefühl, eine Einfügung in ein ge¬ 
meinsames Arbeitsziel fördert. Neben ihr steht die Schule, die 
richtig geleitet eines der wertvollsten Mittel ist, um auch über 
den Kreis der die Schule besuchenden Gefangenen hinaus eine 
den erzieherischen Zweck günstig beeinflussende Atmosphäre 
zu schaffen. Auch Gottesdienst und Seelsorge, wenn sie sich 
als Ziel die Führung „durch die Konfession zur Religion“ setzen, 
wirken in gleichem Sinne auf die Gefangenen. Dazu kommen die 
verschiedenen sonstigen Hilfsmittel der Verbesserung des Ge¬ 
fängnismilieus. Alle diese Mittel sind ganz wesentlich durch 
die Arbeitsweise der Beamten bedingt. Die Auslese aber, wie 
sie der Jugendstrafvollzug nun hat, ist für die Schaffung einer 
von vornherein eher gegebenen gesunden und verständigen Ein¬ 
stellung der Gefangenen zum Vollzug und zu seinen Zielen nicht 
nur ein Beitrag, sondern bei Erziehbaren wirklich eine Grund¬ 
lage für eine erfolgversprechende Arbeit. 

Eine Art Auslese hatten wir in einem Teil der Vorschriften 
über die Trennung der zu Strafen gleicher Art Verurteilten und 
über die Gruppenbildung der in derselben Anstalt oder Ab¬ 
teilung untergebrachten Gefangenen. Die Ersteren hatten das 
gemeinsam, daß die Verurteilten unter Absehen von der Eigen¬ 
art des Einzelnen nach generellen Vorschriften auf Grund der 
objektiven Tatsache von Strafart, Alter und Vorstrafen ge¬ 
trennt wurden. Das hat die Folge, daß wenigstens einiger¬ 
maßen ähnlich geartete Gefangene in Anstalten und Abteilungen 
vereinigt wurden. Die Vorschriften über die Gruppenbildung 
waren in der Praxis kaum oder nur schwer durchzuführen, 
mindestens dort, wo intensiv und in zahlreichen Handwerks¬ 
betrieben gearbeitet wird. Auf der einen Seite steht der Zu¬ 
kunftswert einer richtigen Beschäftigung der Gefangenen, auf 
der andern Seite die Gefahr der Verschlechterung durch Mit¬ 
gefangene. Das Dilemma wird in der Praxis wohl meist zu¬ 
gunsten der Arbeit gelöst werden, schon deshalb, weil vor¬ 
handene Arbeit eben erledigt werden muß und weil der Verzicht 
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auf tüchtige Arbeitskräfte fast nicht möglich ist. Die Auslese 
im Sinne der AV. über den Jugendstrafvollzug beseitigt 
Schwierigkeiten. Sie hat einen Vorläufer in der Vorschrift des 
§ 9 des Preußischen Strafvollstreckungs- und Gnadenrechts vom 
1. 8.1933 über die Sonderung der Strafgefangenen. Die früheren 
preußischen Vorschriften über den Strafvollzug in Stufen 
können kaum hierher gerechnet werden, da sie in mancher Be¬ 
ziehung geradezu lebensfremd über die praktischen Bedürfnisse 
hinweggingen. (Zu vgl. die Ausführungen von Brucks bei der 
Kasseler Tagung der Deutschen Gesellschaft für Gefängnis¬ 
kunde oder auch die Diskussionsrede von Poller daselbst.) 

Von Auslese kann regelmäßig nur dann gesprochen werden, 
wenn sie auf Grund der Prüfung des Einzelfalles vorgenommen 
wird. Von der Voranstellung einer Einlieferungsanstalt, die 
theoretisch, und wo die Verhältnisse örtlich günstig liegen, auch 
praktisch eine gute Lösung ist, wurde in der AV. vom 21.1.1937 
abgesehen. Die Auslese in einer solchen Einlieferungsanstalt, 
von der aus die Gefangenen auf die für sie nach ihrer Eigenart 
geeigneten Anstalten verteilt werden, ist in gewissem Sinne 
theoretisch vollkommen. Diese Einlieferungsanstalten können 
mit den zu einer solchen Auslese besonders befähigten Beamten 
besetzt werden und haben während der Beobachtungszeit Ge¬ 
legenheit, den Verurteilten hinreichend kennenzulernen, um die 
entsprechende Anstalt festzustellen. Schließlich schadet es ja 
nicht, wenn auch klarliegende Fälle von solchen Einlieferungs¬ 
anstalten beurteilt werden, mag es sich um Einzelentgleisungen 
sozial sonst brauchbarer Verurteilter oder um Fälle von offen¬ 
sichtlichen Gewohnheitsverbrechern handeln. Mehrarbeit, die, 
rein auf das Vollzugsziel gesehen, sich kaum lohnt, ist bei Durch¬ 
führung dieser Methode der Auslese schwerlich zu umgehen; 
denn eine abschließende kriminalbiologische Untersuchung ist 
in der Beobachtungszeit kaum möglich, bedarf jedenfalls, soweit 
sie auch für die Zeit der Entlassung Bedeutung haben soll, der 
Ergänzung durch die Beobachtung im Vollzug. Dazu kommt 
dann noch die unter Umständen hohe Zahl der zu untersuchen¬ 
den Gefangenen, die eine Einschränkung auf die zweifelhaften 
Fälle nahelegt. Damit ist man aber wieder zu einem Teil auf 
generelle Ordnung der Verhältnisse angewiesen, zumal da nur 
von einer bestimmten Strafdauer an solche Untersuchungen in 
Frage kommen. Man wird immer genötigt sein, eine den prak¬ 
tischen Belangen des Landes entsprechende Mittellinie zu suchen. 

In der AV. über den Jugendstrafvollzug ist eine solche 
Mittellinie gezogen. Nur Gefängnisstrafen werden in Jugend- 
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gefängnissen verbüßt und diese nur, wenn die Verurteilten 
mindestens drei Monate 1 ) in der Anstalt zu bleiben haben. 
Junge Gefangene im Sinne der AV. sind 14- bis 24jährige Ge¬ 
fangene, die in drei Gruppen untergeteilt sind. 

Die 14- bis 18jährigen werden ausnahmslos in das Jugend¬ 
gefängnis eingewiesen. Sicher ist der eine oder andere grund¬ 
verdorben. Die Fürsorgeerziehung hat dazu geführt, daß ein 
beträchtlicher Teil der früheren „Jugendlichen“ vor Straf¬ 
taten bewahrt werden konnte. So ist der im Jahre 1902 beim 
Straf gef ängnis Rottenburg erstellte Jugendbau für eine Be¬ 
legungszahl von etwas über 100 Jugendlichen eingerichtet 
worden. Die Zahl sank dauernd und betrug schließlich nur 
noch ungefähr zehn Gefangene, die aber regelmäßig schon die 
Fürsorgeerziehungsanstalten erfolglos passiert haben und eine 
Gruppe von in der Mehrzahl stark verdorbenen, wenig beein¬ 
flußbaren Gefangenen darstellte. So junge Gefangene können 
schlechterdings nicht anders als im Jugendgefängnis unter¬ 
gebracht werden. Ihre Gesamtzahl ist zudem in ganz Deutsch¬ 
land sehr gering. Bei ihnen setzt die Auslese mit der Voll¬ 
endung des 18. Lebensjahres ein, wenn sie zu dieser Zeit im 
Jugendgefängnis sind. Stellt es sich heraus, daß sie unver¬ 
besserlich sind, so versetzt sie der Generalstaatsanwalt in die 
Vollzugsanstalt für vorbestrafte Erwachsene. In der Anstalt 
für erstbestrafte Erwachsene wären sie nicht am rechten Platz. 

Bei den 18- bis 21jährigen wird zwischen Erstbestraften 
und Vorbestraften unterschieden. Die Erstbestraften werden 
ausnahmslos in das Jugendgefängnis eingewiesen. Sie werden 
aber auf Grund der Beobachtung im Jugendstraf Vollzug bei 
Zutreffen der gleichen Voraussetzungen wie sie für Jugend¬ 
liche gelten, die ihr 18. Lebensjahr im Vollzug vollenden, durch 
Verfügung des Generalstaatsanwalts in die Vollzugsanstalt für 
erwachsene Vorbestrafte versetzt. — Vorbestrafte Gefangene 
von 18 bis 21 Jahren sind solche minderjährige Verurteilte, 
die schon eine oder mehrere Freiheitsstrafen von insgesamt 
mindestens einem Jahr verbüßt haben. Sie waren also für 
die Regel schon im Jugendgefängnis, nicht nur in dem Gefängnis 
am Sitze des Landgerichts, in dem junge Gefangene Gefängnis¬ 
strafen bis zu drei Monaten und Haftstrafen zu verbüßen haben. 


i) Diese Mindestgrenze durfte nur zeitbedingt sein; die Behandlung 
im Jugendgefängnis verdient auch bei etwas kürzeren Strafen den Vorzug 
vor der Behandlung im Gefängnis am Sitze des Landgerichts mit seiner 
starken Mischung von Gefangenen der verschiedensten Art einschließlich 
der Frauen. 
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Bei ihnen ist eine Auslese schon bei der Einleitung der Straf¬ 
vollstreckung auf Grund der Beobachtung während der letzten 
von ihnen verbüßten Strafe vorzunehmen. Der Leiter der 
Anstalt, in der sie ihre letzte Strafe verbüßt haben, ist von der 
Strafvollstreckungsbehörde zu hören. War die letzte Strafe 
weniger als drei Monate, was immerhin möglich ist, so wäre 
es der Leiter des Gerichtsgefängnisses, der die Äußerung über 
den Verurteilten abzugeben hat. Die Behördenorganisation 
dieser meist kleineren und nebenamtlich geleiteten Gefängnisse 
ist wesentlich verschieden von der der Jugendgefängnisse. Die 
Strafvollstreckungspraxis wird wohl in solchen Fällen, wenn 
ein Gefangener zwar nicht die letzte, aber eine frühere Strafe 
im Jugendgefängnis verbüßt hat, auch den Leiter dieses 
Jugendgefängnisses anhören. Denn es handelt sich um eine 
nicht nur für den Gefangenen, sondern auch vom Volk aus ge¬ 
sehen schwerwiegende Entscheidung, wenn ein Gefangener im 
Alter von 18 bis 21 Jahren als unverbesserlich in die Anstalt 
für vorbestrafte Erwachsene von vornherein eingewiesen 
werden soll. 

Die minderjährigen Verurteilten, die bei Einleitung der 
Strafvollstreckung das 20. Lebensjahr vollendet haben, und 
deren Strafzeit erst nach Vollendung des 25. Lebensjahres 
endet, werden unmittelbar in die zuständige Vollzugsanstalt für 
Erwachsene eingeliefert. Unter ihnen kann der eine oder 
andere Erstbestrafte sein, dessen Straftat eine besonders 
schwere Sühne fordert, der aber nach seiner Entwicklung, 
seinem sozialen Wert und nach der Art, wie es zur Straftat 
kam, an sich für das Jugendgefängnis sich eignen würde. Aus der 
Strafdauer ist zu entnehmen, daß es sich bei einer solchen 
Strafe meist nicht um Diebstahl oder Betrug handelt, sondern 
vielleicht um eine schwere Einzeltat eines unfertigen Menschen, 
um stark affektbetonte Handlungen oder auch um Kurzschluß¬ 
handlungen mit schweren Folgen. Es war wohl der Gesichts¬ 
punkt der Sühne der Straftat, der dazu führte, sie eine längere 
Strafe nicht im Jugendgefängnis beginnen zu lassen. Bei der 
anders gearteten Lebensform der Gefangenschaft im Jugend¬ 
gefängnis käme auch Jahre nach der Straftat in der Erwachse¬ 
nenanstalt die Sühne in anderer Weise neu zum Ausdruck. 
Dazu widerspricht der grundsätzliche Aufbau des Jugend¬ 
strafvollzugs der Auslese solcher Verurteilten für den Jugend¬ 
strafvollzug. 

Die dritte Gruppe sind die Gefangenen im Alter von 21 bis 
24 Jahren. Ihre Versetzung in das Jugendgefängnis ist aus- 
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nahmsweise auf Antrag des Leiters der Erwachsenenanstalt 
zulässig, wenn sie vor Vollendung des 24. Lebensjahres ihre 
Strafzeit beenden und in ihrer körperlichen, geistigen oder 
willensmäßigen Entwicklung noch unfertig sind. Hier handelt 
es sich um eine Auslese von jungen Gefangenen, „deren 
künftige Einordnung in die Volksgemeinschaft durch den Voll¬ 
zug der Strafe im Jugendgefängnis erleichtert wird“, aus den 
Gefangenen der Erwachsenenanstalten. Voraussetzung ist, daß 
ihre Unterbringung im Jugendgefängnis den Belangen dieser 
Anstalt nicht abträglich ist. Damit ist ein weiter Spielraum 
für und gegen die Aufnahme gegeben. 

Faßt man dies zusammen, so findet eine Auslese nach 
individuellen Merkmalen statt: 

1. durch den Generalstaatsanwalt bei 14- bis 18jährigen, 
wenn sie während der Strafverbüßung im Jugend¬ 
gefängnis ihr 18. Lebensjahr vollendet haben, 

2. durch die Strafvollstreckungsbehörde bei erheblich 
vorbestraften 18- bis 21jährigen, 

3. durch den Generalstaatsanwalt bei 21- bis 24jährigen. 

Im Falle 1 und 2 wird die Frage der Unverbesserlichkeit, 
im Falle 3 die Besserungsfähigkeit geprüft und dem Ergebnis 
entsprechend, wenn es geboten ist, im Falle 1 die Versetzung 
aus dem Jugendgefängnis, im Falle 2 der Ausschluß vom 
Jugend Strafvollzug unter Einweisung in die Erwachsenen¬ 
anstalt und im Falle 3 die Versetzung aus der Erwachsenen¬ 
anstalt in das Jugendgefängnis verfügt und durchgeführt. Im 
übrigen folgt die Einweisung den allgemeinen Regeln. 

Da wir eine Zweigliederung des Jugendstrafvollzugs in 
Jugendgefängnisse und Abteilungen für Vorbestrafte und 
Nichtvorbestrafte haben, so findet innerhalb des Jugendstraf¬ 
vollzugs noch eine weitere Auslese nach der Artung der ein¬ 
zelnen mit Versetzung aus der Anstalt oder Abteilung für Vor¬ 
bestrafte oder umgekehrt statt. 

Auf diese Weise ist, ohne die Zuständigkeitsnormen un¬ 
nötig zu komplizieren, eine den praktischen Bedürfnissen ent¬ 
sprechende Auslese nach individuellen Merkmalen, zugleich die 
Möglichkeit einer nachträglichen Änderung, wo dies erforderlich 
ist, gesichert. 

Für die erwachsenen Gefängnisgefangenen bestehen in 
Preußen Gefängnisse für Vorbestrafte und Nichtvorbestrafte 
mit der Möglichkeit einer Versetzung aus der an sich zustän- 
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digen Anstalt in die andere auf Grund einer Auslese nach der 
Qualität (§9 des Preußischen Strafvollstreckungs- und Gnaden¬ 
rechts vom 1. 8.1933). In anderen früheren deutschen Ländern 
gelten in dieser Richtung nicht dieselben Normen. Da die AV. 
über den Jugendstrafvollzug aber die Sonderung der Gefängnis¬ 
gefangenen in Anstalten für Erstbestrafte und Vorbestrafte als 
gegeben voraussetzt, ist mit einer gleichen Regelung wie in 
Preußen für ganz Deutschland zu rechnen. Dieser Grundsatz 
der Sonderung ist zweckmäßig. Wer das Leben in der Gemein¬ 
schaftshaft etwa eines Zuchthauses kennt, der weiß auch, daß 
durch Vorbestrafte Gedanken hereingetragen werden, die dem 
prophylaktischen Ziele des Vollzugs direkt entgegengesetzt 
sind. 1 ) Auch dabei darf man nicht generalisieren. Der Sinn 
für äußere Ordnung ist auch bei Vorbestraften vorhanden und 
der eine oder andere ist auch innerlich sauber, ist es, von kleinen 
Dingen abgesehen, im Vollzug in seinen Worten und seinem 
Handeln. Umgekehrt können auch Nichtvorbestrafte eine 
schwere Gefahr für die anderen Gefangenen darstellen. Die 
Korrektur der Einweisung nach den allgemeinen Zuständig¬ 
keitsbestimmungen durch nachfolgende Auslese ist in Preußen 
eingeführt und zweckmäßig. Eine sehr naheliegende Frage ist, 
in welchem Grade die Praxis, die in Preußen seit 1933 diese 
Möglichkeit hat, von der ihr offenstehenden Auslese Gebrauch 
gemacht hat. Dann weiß man, wie das praktische Leben auf 
die Vorschrift antwortet. Zwischen Theorie und Wirklichkeit 
ist gerade auch im Strafvollzug nicht selten eine Distanz. Und 
Ideen sind noch nicht lebendig, wenn man sich zu ihnen be¬ 
kennt. Zur Tat müssen sie werden und das ist bei dieser Aus¬ 
lese, vorausgesetzt daß sie nicht nur rechtlich, sondern auch 
nach den sachlichen Einrichtungen des Vollzugs möglich ist, 
notwendig. 

Inwieweit auch bei Zuchthausgefangenen neben generellen 
Zuständigkeitsvorschriften eine Auslese kommen wird, ist noch 
nicht bekannt. Die Verhältnisse liegen bei ihnen etwas anders, 
in gewissem Sinne günstiger, da bei der Dauer der Zuchthaus¬ 
strafe auch ein weiter Transportweg keine ausschlaggebende 
Bedeutung haben dürfte, insofern aber, wenigstens äußerlich 
gesehen, ungünstiger, als in die Zuchthäuser die Verurteilten 

i) Vor kurzem fragte ich einen Gefangenen, der in einer Abteilung 
mit Gemeinschaft bei Tag und Nacht seine Strafe verbüßte, beim Abgang, 
was das Schwerste an der Strafe gewesen sei. Er antwortete, daß dies 
die Gespräche der „Vorbestraften“ gewesen seien. Der Ausdruck „Vor¬ 
bestrafte“ war ihm nicht suggeriert. — Charakterlich hat . er keinen 
Schaden genommen. 
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eingewiesen werden, welche die schwersten Straftaten be¬ 
gangen haben. Aber auch die Zuchthausgefangenen sind nicht 
eine einheitliche Masse von verkommenen Menschen, sondern 
sind durch alle Altersgruppen im sozialen Wert stark ver¬ 
schieden. Es geht durch alle Variationen hindurch vom sozial 
durchaus Brauchbaren, der mitten aus einem rechtschaffenen 
Leben heraus ins Verbrechen hineingeschliddert ist, bis zum 
schweren Berufsverbrecher, der, losgelöst von der inneren 
Bindung an die Volksgemeinschaft, draußen seinen Weg von 
Straftat zu Straftat genommen hat, vom haltlosen Willens¬ 
schwächling bis zum aktiv Energischen, vom normalen aber 
noch unausgereiften Menschen bis an die Grenze der Geistes¬ 
krankheit. Auch hier sind die objektiven Voraussetzungen für 
eine Auslese aus dem Gesamtbestand gegeben. 

Die Zahl der 18- bis 21jährigen ist in den Zuchthäusern 
verschwindend gering. Ihre Zusammenfassung in eine Abtei¬ 
lung eines zentral gelegenen Zuchthauses scheint vorgesehen. 
Eine Auslese ist bei ihnen gerade so angezeigt wie bei den 
jungen Gefängnisgefangenen gleichen Alters. Die Auslese wird 
wohl ähnlich wie bei den mit einem Jahr Gefängnis vor¬ 
bestraften, über 18 Jahre alten Minderjährigen, aber wohl nicht 
durch die Vollstreckungsbehörde, vor sich gehen müssen. In 
dem an sich zuständigen Zuchthaus könnte die Untersuchung 
und Beobachtung stattfinden. Wesentlich größer ist die Zahl 
der Gefangenen im Alter von 21 bis 24 Jahren. Unter ihnen 
sind hier rund 50 Prozent Erstbestrafte, darunter nicht wenige, 
deren soziale Prognose günstig ist. Die Versetzung von Zucht¬ 
hausgefangenen dieses Alters in die Jugendabteilungen könnte 
nur eine seltene Ausnahme sein, wenn sie ihrer körperlichen und 
geistigen Entwicklung nach sich für eine Versetzung in die 
Jugendabteilung eignen. Es gibt unentwickelte Zuchthaus¬ 
gefangene dieses Alters, die zu den 18- bis 21jährigen gut passen 
und neben der Mehrzahl der Zuchthausgefangenen im Zucht¬ 
haus auffallen. Der Sinn einer solchen Abteilung für Zucht¬ 
hausgefangene kann ja nur der sein, daß unter Aufrechterhal¬ 
tung des Charakters der Strafart der Erziehungszweck stärker 
betont wird, als er im Zuchthaus mit seiner besonders gearteten 
Lebensform der Gefangenschaft durchgeführt werden kann. Bei 
der Mehrzahl von ihnen und bei allen älteren Gefangenen tritt 
als prophylaktische Richtlinie die Bewahrung vor den Folgen 
der eigenartigen Umwelt im Zuchthaus auf Beeinflußbare in 
den Vordergrund, stärker jedenfalls, als die Erziehung, die auch 
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im Zuchthaus nicht ausscheidet. Wir können an Verstand und 
Gemüt appellieren und wir können durch die Arbeit und durch 
das ganze Leben einer strengen Pflichterfüllung den Willen zum 
Besseren stärken. Erziehen müssen sich freilich erwachsene 
Menschen selbst. Das aber ist vor allem unsere Pflicht, soziale 
Werte der einzelnen nicht verkommen zu lassen. Deshalb ist 
der Gedanke an eine Auslese auch bei den Zuchthausgefangenen 
so richtig wie bei Gefängnisgefangenen. Die Besten sondern 
wir innerhalb der Anstalt von der Menge der übrigen von jeher 
aus, oder vielmehr, sie sondern sich selbst ab, da sie selbst wegen 
ihrer Eigenschaften es sind, die meist von der Einzelhaft aus 
die Vertrauensposten verschiedener Art erhalten. Auch gibt 
es in Landwirtschaft und Garten Gelegenheit zur Arbeit und 
zur Bildung von Gruppen ordentlicher, wenigstens fleißiger Ge¬ 
fangener von guter Führung. Zu ihnen kommen noch Unschäd¬ 
liche, die zwar vorbestraft sein mögen, aber ihrer Umgebung 
sich auch im Guten eher anpassen. Ob bei den Zuchthaus¬ 
gefangenen eine Scheidung nach Vorbestraften und Nichtvor¬ 
bestraften in ähnlicher Weise wie bei den Gefängnisgefangenen 
notwendig oder auch nur zweckentsprechend ist, scheint mir 
nicht zweifelsfrei festzustehen. 

Dagegen ist eine Auslese in anderer Richtung mit unter 
dem Gesichtspunkt der Bewahrung vor schlechtem Einfluß er¬ 
wägenswert, die Auslese der für die Sicherungsverwahrung in 
Betracht kommenden Dauerschädlinge, nicht im Vollstreckungs¬ 
plan, sondern auf Grund einer Auslese durch die zuständige 
Vollzugsanstalt. Die für die Aufnahme solcher Zuchthaus¬ 
gefangenen bestimmten Anstalten wären nach ihrer Organi¬ 
sation darüber hinaus auch geeignet, Zweifelsfälle zu klären. 
Für die spätere strafrechtliche Behandlung, mag sie von einem 
Rückfall abhängig gemacht werden oder bei festgestellter Ge¬ 
meinschädlichkeit in einem bisher noch nicht zulässigen Nach¬ 
verfahren erfolgen, könnten solche Anstalten einen wertvollen 
Beitrag zum Schutze des Volkes leisten. Ihre wissenschaft¬ 
liche Arbeitsweise und ihre bei dieser Sonderaufgabe wachsende 
praktische Erfahrung würde dem Ganzen zugute kommen. 

In jeder Richtung ist der von Reichsjustizminister 
Dr. Gürtner in seinen eingangs angeführten Worten heraus¬ 
gehobene Richtpunkt der Auslese fruchtbar. Nicht schematisch, 
sondern in Anpassung an das Leben durchgeführt, gibt er uns 
ein neues Ziel und dient der Erhaltung und Festigung sozialen 
Wertes und der Vorbeugung gegen neue Verbrechen. 
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Rückfallprognose? 

von Oberregierungsrat Dr. W. S t r u b e , Berlin-Moabit. 

Wie sich aus der Reichskriminalstatistik ergibt, waren von 
den in den letzten Jahren von deutschen Gerichten wegen 
Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgesetze verurteilten 
Männern und Frauen 42 bis 44 Prozent bereits vorbestraft. 
Dieser Prozentsatz liegt aber noch unter dem Wirklichkeits¬ 
wert, weil das „Gesetz über beschränkte Auskunft aus dem 
Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken“ den Schleier 
über die Vergangenheit vieler Rechtsbrecher breitet. Man wird 
daher nicht zu schwarz sehen, wenn man schätzt, daß nur etwa 
die Hälfte aller Bestraften sich in ihrem weiteren Leben 
straffrei hält. 

Seitdem wir vom „punitur, quia peccatum est“ zum „punitur 
ne peccetur“ übergegangen sind und die Blickrichtung von der 
Vergangenheit auf die Zukunft sowie von der Tat auf den Täter 
umgelenkt haben, genügt uns nicht zu wissen, wieviele Ver¬ 
brecher rückfällig werden, sondern wir möchten mit möglichst 
großer Wahrscheinlichkeit feststellen lernen, ob der einzelne 
Verurteilte zu der hoffnungsvollen oder aber zu der hoff¬ 
nungslosen Hälfte gehört. Danach muß das Gericht die 
Art und die Dauer der Strafe, der Strafvollzug die Be¬ 
handlung des Gefangenen und die Entlassenenfürsorge die 
Auswahl der Hilfsmaßnahmen richten. Von ausschlaggebender 
Bedeutung ist ferner eine Rückfallprognose für die Entschei¬ 
dung, ob eine Freiheitsstrafe oder eine Sicherungsverwahrung 
versuchsweise unterbrochen oder erlassen werden soll. 

Von verschiedenen Seiten ist deshalb in den letzten Jahren 
der Versuch unternommen worden, praktische und wissenschaft¬ 
liche Methoden zu finden, nach denen mit einer gewissen Sicher¬ 
heit die Rückfallaussichten ermittelt werden können. Voran¬ 
gegangen sind Versuche in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, deren Ergebnisse wir aber nur zum Teil verwerten 
können. Die deutschen Arbeiten stützen sich zumeist auf das 
wertvolle Material, welches Viernstein in der bayrischen 
Kriminalbiologischen Sammelstelle zu München (früher Strau¬ 
bing) zusammengetragen hat. Es ist von Schnell 1 ), Schiedt 2 ), 

J ) Schnell, Anlage und Umwelt bei 500 Rückfallverbrechem, HeftXXII 
der Kriminalistischen Abhandlungen von Dr. Franz Exner, Verlagsbuch¬ 
handlung Dr. Emst Wiegandt, Leipzig 1935. 

2) Schiedt, Ein Beitrag zum Problem der Rückfallprognose, Münchener 
Zeitungs-Verlag, München 1936. 
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Schmid 8 ) und anderen bearbeitet worden. Schnell und Schmid 
begnügen sich mit der Sammlung der Forschungsergebnisse; 
Schiedt fügt dagegen Vorschläge zu einer praktischen Nutz¬ 
anwendung hinzu. Aus diesem Grunde soll seine Abhandlung 
den folgenden Betrachtungen in erster Linie zu Grunde gelegt 
werden. 

Schiedt hat im Jahre 1935 aus der Kartei der Kriminal¬ 
biologischen Sammelstelle die Aufzeichnungen über 500 Männer, 
welche im Jahre 1931 aus bayrischen Vollzugsanstalten nach 
Verbüßung einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Monaten 
entlassen worden sind, ohne eine Auslese zu treffen, heraus¬ 
gesucht und Strafregisterauszüge über sie angefordert. Er hat 
festgestellt, daß von ihnen 245 = 49 Prozent innerhalb von 
vier bis fünf Jahren rückfällig geworden sind. Diese Zahl ent¬ 
spricht ungefähr dem Erfahrungssatz, den wir an die Spitze 
unserer Betrachtungen gestellt haben. Schiedt hat sodann für 
jeden einzelnen Fall aus dem Material der Kriminalbiologischen 
Sammelstelle die Angaben ermittelt, die für die Frage beachtlich 
sind, weshalb ein Mensch Rechtsbrecher geworden oder ge¬ 
blieben ist. Er hat folgende 21 Anhaltspunkte gefunden, die 
er in sechs Gruppen zusammenfaßt 4 ): 

L Gruppe: Abstammung. 

1. Erbliche Belastung 

2. Erhebliche Vorstrafen in der Aszendenz 

II. Gruppe: Lebensgang. 

3. (Eheliche Geburt) 

4. Erziehungsverhältnisse 

5. Erfolg in der Schule 

6. Erfolg in der Lehrzeit 

7. Arbeitsregelmäßigkeit 

8. (Familienstand) 

III. Gruppe: Kriminalität. 

9. Alter bei der ersten Strafe 

10. Zahl der Vorstrafen 

11. (Zuchthaus unter den Vorstrafen) 

12. Besonders rasche Rückfälligkeit 

13. (Hauptkriminalität) 

14. (letztes Delikt und letzte Strafe) 

15. Interlokale Kriminalität 

3 ) Schmid, Anlage und Umwelt bei 500 Erstverbrechem, Heft XXIV 
der Kriminalistischen Abhandlungen von Dr. Franz Exner, Verlagsbuch¬ 
handlung Dr. Ernst Wiegandt, Leipzig 1936. 

4 ) Schiedt, a. a. O. S. 29 und 30. 
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IV. Gruppe: Persönlichkeit des Gefangenen. 

16. (Typisierung nach Kretschmer) 

17. Psychiatrische Beurteilung 

18. Trunksucht 

V. Gruppe: Verhalten in der Anstalt. 

19. Allgemeines Verhalten 

VL Gruppe: Verhältnisse bei der Entlassung. 

20. Alter bei der Entlassung 

21. Soziale und Familienverhältnisse. 

Sodann hat Schiedt den Versuch unternommen, die Ergeb¬ 
nisse seiner Arbeit für eine Rückfallprognose auszuwerten. Er 
hat dabei festgestellt, daß sechs Anhaltspunkte von so geringer 
Bedeutung waren, daß er sie ausscheiden konnte. Sie sind in 
der vorstehenden Aufstellung in Klammern gesetzt. 

Er ist ferner zu der Überzeugung gelangt, daß keiner der 
Anhaltspunkte für sich allein einen sicheren Schluß auf das 
künftige Verhalten des Untersuchten gestattet. Die Prognose 
ist sogar nach seinen Ermittlungen noch günstig, wenn 
höchstens drei Anhaltspunkte gegen den Verurteilten sprechen. 
Die Aussichten werden fraglich, wenn vier bis neun von den 
15 Punkten ihn belasten. Eine an Sicherheit grenzende Wahr¬ 
scheinlichkeit des Rückfalles ist erst gegeben, wenn zehn oder 
mehr ungünstige Vorzeichen vorliegen. 

Schiedt ist sich selbst darüber klar, daß seine Methode 
noch der Verbesserung und Ausarbeitung bedarf. Er fordert 
deshalb zur Fortsetzung seiner Forschung auf. Dieser Anregung 
soll die nachfolgende Betrachtung dienen. 

1. Abstammung. 

Während in dem hinter uns liegenden Zeitabschnitt der 
Gedanke vorherrschte, daß der Mensch das Produkt seiner 
Umgebung sei, neigt man jetzt zu der Ansicht, die erbliche Be¬ 
lastung des Menschen als entscheidenden Gesichtspunkt für 
seine Entwicklung zu betrachten. Solch ein Wandel in der 
Auffassung ist schon öfter zu verzeichnen gewesen. Der eherne 
Pendelschlag der Weltgeschichte schwingt auch hier, wie sich 
Sauer 5 ) ausdrückt, denn in beinahe gesetzmäßiger Folge 
wechseln sich Anlage- und Umwelttheorie in der Vorherrschaft 
ab. Wir wollen deshalb bei den weiteren Erörterungen den 
Standpunkt einnehmen, daß sowohl die Anlage wie die Umwelt 

5 ) Sauer, Anlage und Umwelt als Verbrechensursache, Heft 8 des 

2. Jahrgangs der Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht. 
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einen starken Einfluß auf den Werdegang des Menschen aus¬ 
üben und dabei zunächst die Frage unbeantwortet lassen, von 
welcher Seite die stärkere Wirkung kommt. Wir wollen uns 
ferner davor hüten, etwa nun auch gegenüber der Anlagever¬ 
erbung in den Fehler zu verfallen, der in der marxistischen Zeit 
den Umweltgedanken verfälscht hat. Da Anlage wie Umwelt 
gegebene Tatsachen sind, die wir in den seltensten Fällen zu 
ändern vermögen, führt das Verstehen leicht zum Verzeihen 
und damit zum Unterlassen der notwendigen Maßnahmen. Wir 
müssen aber daran festhalten, daß sich aus Anlage und Umwelt 
niemals der Werdegang eines Menschen vorausberechnen läßt. 
Wie schon das Wort Anlage besagt, ist sie zwar Wegbereiterin 
oder Anzeichen, nicht aber die entscheidende Ursache selbst. 
Verantwortlich und strafwürdig ist nur der menschliche Wille. 
Denn daran erkennen wir das Göttliche im Menschen, daß er 
einen freien Willen hat, der ihn über Tier- und Pflanzenreich 
erhebt. 

Mit Recht sieht daher auch Schiedt die erbliche Belastung 
nicht als einzigen Anhaltspunkt für eine Rückfallvoraussage an. 
Man wird ihm aber nicht folgen können, wenn er sie nur als 
einen von 15 Punkten wertet. Denn damit unterschätzt er ihre 
Bedeutung. Gewiß wird viel davon abhängen, wieweit man den 
Begriff der erblichen Belastung faßt. Schmid und Schnell ver¬ 
stehen darunter außer der Geisteskrankheit und der Psycho¬ 
pathie auch den Alkoholismus und die Tuberkulose. Sie zählen 
ferner Selbstmorde und Vorstrafen der Eltern mit, während z. B. 
Schiedt die Vorstrafen in der Aszendenz hier nicht einbezieht, 
sondern als besonderen Punkt wertet. Man könnte aber außer 
dem Alkoholismus auch noch Giftsüchtige anderer Art, sowie 
mit Syphilis und anderen Krankheiten Behaftete einbeziehen, 
die nach der herrschenden Meinung geeignet sind, eine körper¬ 
liche oder geistige Minderwertigkeit der Nachkommenschaft 
zu bewirken. Dagegen sind Selbstmorde und Freiheitsstrafen 
sicher nicht erblich, sondern höchstens Anzeichen für eine 
erbliche Belastung, wobei im einzelnen noch zweifelhaft sein 
kann, ob sie auf Anlage- oder auf Umwelteinflüsse hinweisen. Für 
den Alkoholmißbrauch und die Tuberkulose gilt das gleiche. 
Diese Erörterung zeigt, wie flüssig die Grenzen des Vererbungs¬ 
begriffes sind. 

Im Endergebnis schließe ich mich aber durchaus der These 
von Schiedt an, daß die erbliche Belastung eines Verbrechers 
einen Anhaltspunkt von hohem prognostischem Werte darstellt. 
Es ist deshalb außerordentlich zu begrüßen, daß in neuerer 
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Zeit der Kriminalbiologie, die in erster Linie solche Ermitt¬ 
lungen anzustellen hat, erhöhte Beachtung geschenkt wird. Je 
mehr sich die Untersuchungsmethoden im Laufe der Zeit ver¬ 
vollkommnen, desto sicherer wird auch die Voraussage für die 
Zukunft werden. 

II. Entwicklung bis zur Militärzeit. 

Die bisher vorliegenden Untersuchungen sind zeitlich ab¬ 
geschlossen worden, als die allgemeine Wehrpflicht sich noch 
nicht auswirken konnte. Ohne Zweifel bedeutet jedoch die 
Militärzeit ein wichtiges Erziehungsmittel und zugleich den 
Abschluß der entscheidenden Entwicklungsperiode des Mannes. 
Bei einem Blick in die Statistik finden wir unsere Ansicht be¬ 
stätigt. In der Vorkriegszeit zeigte die Alterspyramide der 
Gesamtkriminalität, daß die meisten Verurteilungen bei den 
Männern zwischen dem 18. und 21., bei den Frauen zwischen 
dem 25. und 40. Lebensjahre erfolgen. In der Nachkriegszeit 
ohne Wehrpflicht verlagerte sich auch bei den Männern der 
Höchstpunkt der Kriminalität auf das Alter zwischen 30 und 
40 Jahren. 6 ) Es ist zu erwarten, daß im Laufe der Zeit 
eine Rückentwicklung erfolgt. Man wird deshalb mit Recht die 
militärische Dienstzeit als wichtigen Wendepunkt im Lebens¬ 
gang des Mannes ansehen müssen, wie denn auch die zivilrecht¬ 
liche Verantwortung mit dem 21. Lebensjahre beginnt. 

Wir kommen damit zur näheren Betrachtung der II. Gruppe, 
die Schiedt mit „Lebensgang“ überschreibt und in die er ehe¬ 
liche Geburt, Erziehungsverhältnisse, Schulerfolg, Berufsaus¬ 
bildung, Arbeitsregelmäßigkeit und Familienstand einbezieht. 
Dabei ist beachtenswert, daß er sich bei der Bewertung der ehe¬ 
lichen und unehelichen Geburt in einem Gegensatz zu Schnell 
und Schmid befindet. Denn er kommt zu dem Ergebnis, daß 
aus der unehelichen Geburt eines Verbrechers kein ungünstiger 
Schluß auf künftiges kriminelles Verhalten gezogen werden 
könne. Dieses mit der Volksmeinung nicht übereinstimmende 
Ergebnis wird verständlich, wenn man die uneheliche Geburt 
nicht nur psychologisch, sondern auch soziologisch betrachtet. 
Denn ein uneheliches Kind kann durchaus gute Erbanlagen haben 
und in gesunden Verhältnissen aufwachsen. Die uneheliche 
Geburt ist also ebensowenig wie Selbstmorde und Vorstrafen 
der Vorfahren eine Ursache des Verbrechens. Sie gibt uns aber 

6 ) Roesner, Alter und Straffälligkeit im „Handwörterbuch der Krimi¬ 
nologie“, Herausgegeben von Elster und Lingemann, Verlag de Gruyter 
& Co., Berlin und Leipzig. 
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Anlaß zu besonders gründlicher Nachprüfung von Anlage und 
Umwelt. 

Einen großen Einfluß üben ohne Zweifel die Erziehungs¬ 
verhältnisse auf die Entwicklung eines jungen Menschen aus. 
Schiedt beschränkt sich auf die Einflüsse, die vom Elternhaus 
ausgehend auf den Untersuchten als Kind eingewirkt haben. 
Wir möchten den Begriff weiter fassen und das Zusammen¬ 
wirken von Elternhaus und Schule, Reichsjugendführung und 
Berufslehre darunter verstehen. Denn neben Harmonie des 
häuslichen Zusammenlebens mit den Eltern ist die Einordnung 
in Schule und Jugendbewegung eine wichtige Erkenntnisquelle 
von hohem prognostischem Werte. 

Über den Zusammenhang zwischen Schulerfolg und Krimi¬ 
nalität sind die Meinungen geteilt. Schiedt findet bei seinen 
Untersuchungen einen geringen Prozentsatz von guten Schülern 
unter den Sträflingen, während z. B. Roesner 7 ) dem Bildungs¬ 
grad eine Wirkung auf die Kriminalität abspricht. Richtig 
scheint mir zu sein, daß ein guter Schüler durch sein Wissen 
und seine Bildung noch nicht vor dem Verbrechen geschützt 
ist, daß aber ein schlechter Schüler infolge seiner geringen 
Kenntnisse und dadurch geringen Erwerbsmöglichkeit eher in 
Gefahr kommt, straffällig zu werden. Auch hier sehen wir 
also wieder, daß der schlechte Erfolg in der Schule kein eigent¬ 
licher Kriminalitätspunkt ist. Dasselbe läßt sich über den 
Erfolg in der Lehrzeit sagen. Schnell hat zwar ermittelt, daß 
von 300 Berufsverbrechern nur 85 ihre Lehrzeit mit einer 
Prüfung abgeschlossen haben, so daß die übrigen 71,7 Prozent 
in ihrer Ausbildung als gescheitert angesehen werden müssen. 
Aber die Forschungen von Vogelsang 8 ) an jungen Unter¬ 
suchungshäftlingen haben andererseits gezeigt, daß in Zeiten 
der Wirtschaftskrise der Handwerker nicht minder straffällig 
wird als der ungelernte Arbeiter. 

Die nun folgenden Angaben über die Arbeitsregelmäßig¬ 
keit werden in einem späteren Abschnitte gewürdigt werden. 
Schiedt kommt dann bei den Untersuchungen über den Familien¬ 
stand zu dem Ergebnis, daß daraus ein Schluß auf künftiges 
kriminelles Verhalten nicht gezogen werden könne. Die ge¬ 
samte nächste Gruppe, die mit „Kriminalität“ überschrieben 


7 ) Roesner, Bildungsgrad im „Handwörterbuch der Kriminologie“, 
herausgegeben von Elster und Lingemann, Verlag de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig. 

8) Vogelsang, Untersuchungsgefangene, Beiträge zur Persönlich¬ 
keitsforschung, Deutscher Volksverlag, Bayreuth. 
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ist, enthält nach unserer schon mehrfach geäußerten Ansicht 
keine wahren Kriminalitätsgründe, so daß sie nicht als be¬ 
sondere Anhaltspunkte im Sinne der aufgestellten Zählmethode 
gewertet werden können. 

III. Lebenswandel bis zur Verhaftung. 

Schiedt fährt fort mit einem Abschnitt über die „Persön¬ 
lichkeit des Gefangenen“ und zählt darunter die Typisierung 
nach Kretschmer, die psychiatrische Beurteilung und die Trunk¬ 
sucht. Der Zugehörigkeit zu den Kretschmer’schen Haupttypen 
spricht Schiedt nach längeren Erörterungen die Berechtigung 
ab, als ausschlaggebend für die Rückfallprognose zu gelten. 
Die psychiatrische Beurteilung gehört aber wohl nicht hierher, 
denn sie wird zweckmäßig bei der Erforschung der erblichen 
Belastung im ersten Abschnitt berücksichtigt werden müssen, 
weil zumeist die Ursachen der Verbildung des Geistes bereits 
in der Erbmasse oder in der Jugendentwicklung liegen. Es 
bleibt somit aus dieser Gruppe nur noch die Trunksucht zu 
erörtern. 

Der Mißbrauch des Alkohols zermürbt den Körper und den 
Geist, er macht den Menschen, der diesem Laster verfallen ist, 
zu einem arbeitsuntauglichen Glied unserer Volksgemeinschaft. 
Aber die Trunksucht als einen Teil der Persönlichkeit eines Ge¬ 
fangenen anzusehen, wie es Schiedt durch seine Erwähnung 
in der IV. Gruppe tut, erscheint mir unzutreffend. Sie gehört 
vielmehr ebenso wie die vorhin zurückgestellte „unregelmäßige 
Beschäftigung“ zur Beurteilung des Lebenswandels eines 
Menschen. 

Als weiteren Punkt könnte man hier die Vorstrafen er¬ 
wähnen, aber nicht die Bestrafungen an sich, was wir schon 
mehrfach abgelehnt haben, sondern den Umstand, daß jemand 
ohne abschreckende oder bessernde Wirkung eine Strafe ver¬ 
büßt hat. 

Wenn Schiedt bei den Vorstrafen zu dem überraschenden 
Ergebnis kommt, daß Verbrecher, die bereits eine Zuchthaus¬ 
strafe verbüßt haben, im Durchschnitt keine ungünstige 
Prognose aufweisen, so mag dieses Ergebnis darauf zurückzu¬ 
führen sein, daß sich unter den aus Gründen der Generalprä¬ 
vention mit Zuchthaus bedrohten Straftaten mehrere befinden, 
die nach den Erfahrungen der Praxis zumeist als einmalige zu 
betrachten sind. Die Beamtendelikte, der Meineid, der Mord 
und gewisse politische Vergehen sind solche Beispiele. Deshalb 
kann beim Aufbau unseres Strafensystems auch künftig damit 
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gerechnet werden, daß Vorbestrafte mit einer Zuchthaus¬ 
strafe im Durchschnitt keine schlechteren Aussichten bieten 
als andere Verbrecher. 

IV. Wirkung der Strafe. 

Die Ausführungen von Schiedt im Abschnitt über allge¬ 
meines Verhalten in der Anstalt sind nicht überzeugend, weil sie 
auf der Oberfläche bleiben und der Bedeutung des Strafvoll¬ 
zuges nicht genügend Rechnung tragen. Das äußere Verhalten 
eines Verurteilten während der Strafhaft ist eine Frage des 
Temperaments und der Anpassungsfähigkeit. Wie Wohlver¬ 
halten im Gefängnis noch keine Gewähr für künftiges straf¬ 
freies Leben bietet, so können auch Verstöße gegen die 
Anstaltsordnung auf Ursachen beruhen, die nicht auf einen 
verbrecherischen Charakter zurückgehen. Schiedt selbst teilt 
diese Ansicht. Er versäumt es aber, die Wirkung der Straf¬ 
verbüßung tiefer zu ergründen. 

Es gibt eine Reihe von Gefangenen, welche die Strafe mit 
Gleichmut tragen, ohne daß sie einen Eindruck hinterläßt. 
Diese Erfahrung macht man besonders bei Menschen, die schon 
öfters im Strafhause waren, die sich also gewissermaßen bereits 
eingewöhnt haben. Andere Gefangene wiederum leiden außer¬ 
ordentlich unter der Haft, besonders wenn sie Trennung von 
ihrer Familie und von ihrer beruflichen Tätigkeit schmerzlich 
empfinden oder aber ein ausgeprägtes Ehrgefühl besitzen. Bei 
ihnen ist die Strafe von stark abschreckender Wirkung und 
sollte deshalb auch bei der Rückfallprognose gewertet werden. 
Da nur negative Punkte Berücksichtigung finden, würde also 
der Mangel an Eindruck der Strafverbüßung auf den Häftling 
als weitere Belastung im Sinne unserer Ausführungen ange¬ 
sehen werden können. 

Durchaus nicht mit der abschreckenden Wirkung der Strafe 
ist die Einsicht über das Rechtswidrige der Straftat und die 
sich daraus entwickelnde Reue gleichzusetzen. Deshalb er¬ 
scheint es angebracht, hieraus besondere Schlüsse zu ziehen und 
diesen Punkt selbständig zu werten. 

V. Soziale Verhältnisse bei der Entlassung aus der Strafe. 

Schiedt erörtert diesen Punkt als VI. Gruppe und beginnt 
mit einem Abschnitt über das Alter bei der Entlassung. Er 
meint, daß Verbrecher, die unter 35 Jahre alt sind, wenn sie 
aus der Strafanstalt entlassen werden, mehr zum Rückfall 
neigen als ältere Gefangene. Richtig ist, daß die Berufs- und 
Gewohnheitsverbrecher gewöhnlich schon in der Jugend straf- 
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fällig werden. Es läßt sich auch durchaus nicht verkennen, daß 
ein Mensch, der sich ein oder mehrere Jahrzehnte im Lebens¬ 
kampf bewährt hat und dann erstmalig strauchelt, mit größerer 
Wahrscheinlichkeit künftig straffrei bleiben wird, als jemand, 
der schon von Jugend an kriminelle Neigungen zeigt. 

Aus dieser Erwägung heraus wird im Strafvollzug den 
Erstbestraften besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Denn 
bei ihnen sind die Aussichten für eine erfolgreiche Arbeit 
zweifellos am größten. Und dennoch vermögen wir uns nicht 
mit dem Gedanken zu befreunden, daß ein Besonderer Abschnitt 
über das Alter bei der Entlassung in die Berechnung eingefügt 
wird. Es gilt vielmehr hier das bereits bei den Vorstrafen in 
einem früheren Abschnitt Gesagte. Die Strafen sind nicht 
Ursachen künftiger Strafen, sondern Zeichen dafür, daß Krimi¬ 
nalitätsgründe vorhanden sind. Daher muß auch in diesem 
Abschnitt von der Erwähnung des Alters bei der Entlassung 
Abstand genommen werden, weil sonst Ursache und Wirkung 
zweimal gezählt würden. 

Dagegen spielen die sozialen Verhältnisse bei der Ent¬ 
lassung nach den Erfahrungen der Straffälligenfürsorge eine 
ganz erhebliche Rolle, was fast durchweg noch nicht genügend 
erkannt und berücksichtigt wird. Kehrt jemand aus der Straf¬ 
anstalt in geordnete häusliche Verhältnisse zurück und findet 
er sofort wieder einen Lebenserwerb, so sind die Aussichten auf 
ein straffreies Leben in der Regel gegeben. Wo aber zerrüttete 
Familienverhältnisse oder ungünstige Unterkunftsmöglich¬ 
keiten den Entlassenen erwarten, ist die Versuchung zu 
neuen Straftaten groß, zumal wenn der Entlassene in einen 
Kreis von Menschen zurückkehrt, der selbst kriminell veranlagt 
und beeinflußt ist. 

Ergebnis der Betrachtungen. 

Der Fehler von Schiedt besteht darin, daß er 15 Punkte 
gleichwertig aneinanderreiht, die sich nicht miteinander ver¬ 
gleichen lassen, weil sie entweder überhaupt keine wahren An¬ 
haltspunkte darstellen oder aber ihre Bedeutung verkannt wird. 
Auf Grund eigener Erfahrungen möchte ich deshalb folgende 
Gliederung vorziehen: 

I. Abstammung, d. h. Belastung der Vorfahren besonders durch: 

a) Geisteskrankheit oder Psychopathie, 

b) Mißbrauch von Alkohol und anderen Giften, 

c) Tuberkulose, Syphilis und andere schwere 
Erkrankungen; 



II. Entwicklung bis zur Militärzeit, d. h. unter anderem 

Einfluß der: 

a) Erziehung durch Elternhaus und Schule, Reichs jugend- 
führung und Berufslehre, 

b) Sozialen Verhältnisse, 

c) Militärzeit; 

III. Lebenswandel bis zur Verhaftung, besonders: 

a) Trunksucht, 

b) Unregelmäßige Arbeit, 

c) Wirkungslose frühere Strafverbüßung; 

IV. Wirkung der Strafe, die unter anderem bewiesen wird 

durch: 

a) Wohl verhalten in der Anstalt, 

b) Eindruck der Strafverbüßung, 

c) Reue über die Straftat; 

V. Soziale Verhältnisse bei der Entlassung, besonders: 

a) Familienverhältnisse, 

b) Unterkunftsmöglichkeiten, 

c) Aussicht auf Arbeit. 

Wenn man die Kenntnis der Persönlichkeit der Rechts¬ 
brecher vertiefen und die Rückfallprognose verbessern will, 
schlage ich vor, dieses aus der Praxis gewonnene Schema bei 
jeder Beurteilung eines Gefangenen zugrunde zu legen, damit 
in den Vollzugsanstalten ein zahlreiches Vergleichsmaterial ent¬ 
steht, das später ausgewertet werden kann. Ich bin mir dessen 
bewußt, daß auch diese Einteilung noch lückenhaft ist und ver¬ 
bessert werden kann. Ich habe deshalb die mit Buchstaben be- 
zeichneten Punkte nur als Beispiele für die fünf Abschnitte der 
Aufstellung gekennzeichnet. Ich habe ferner auch absichtlich 
davon abgesehen, 15 andere Punkte im Sinne von Schiedt her¬ 
auszustellen, die man derart auszählen kann, daß bei drei oder 
weniger ungünstigen Vorzeichen künftiges Wohlverhalten der 
Vorbestraften in Aussicht gestellt oder bei zehn und mehr ein 
hoffnungsloser Fall angenommen werden muß. Ehe man eine 
solche Wahrscheinlichkeitsrechnung an wenden kann, werden 
noch viele Untersuchungen nach der Art von Schiedt, Schnell 
und Schmid vorgenommen werden müssen. Ob wir jemals das 
Ziel restlos erreichen, ist dennoch ungewiß, weil der freie Wille 
des Menschen erhaben ist über die Einflüsse der Vererbung und 
der Umgebung. Wäre es anders, dann würden die Grundlagen 
unseres gesamten Strafrechts zertrümmert werden. 
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Begnadigte Mörder 
in ihrer inneren Verfassung 

von Anstaltspfarrer Lehmann, Waldheim*) 

Die Strafanstalt Waldheim, die einzige Vollzugsanstalt des 
Oberlandesgerichtsbezirks Dresden, die unter ihren Insassen zu 
lebenslanger Zuchthausstrafe begnadigte Mörder zählt, birgt 
gegenwärtig 57 männliche und 6 weibliche Gefangene dieser Art. 
Da die sächsische Regierung vor 1933, durch einen entsprechen¬ 
den Beschluß des ehemaligen Landtages gebunden, seit der Re¬ 
volution von 1918 kein Todesurteil mehr vollstrecken ließ, ist 
der Bestand zu dieser völlig anormalen Höhe im Laufe der Jahre 
angewachsen. Seit 1933 wurden noch 4 Begnadigte eingeliefert, 
1933 einer, 1934 zwei, 1935 keiner, 1936 bisher einer. Der an 
Strafjahren älteste wurde, noch vom alten sächsischen König 
begnadigt, 1917 eingebracht, der letzte erst vor einigen Wochen. 
In den Zahlen der Einlieferungsjahre spiegelt sich deutlich der 
Anstieg der schwersten Kriminalität in Deutschland nach dem 
Kriege wieder. Den Rekord hält das Jahr 1921 mit 11 Einliefe¬ 
rungen, 1928 kommt ein neuer Anstieg mit acht Einlieferungen, 
dann fällt die Zahl beständig. 

Unter ihnen finden wir die verschiedenartigsten Menschen 
in Bezug auf Alter, soziale Herkunft, Beruf, Vorleben, Art der 
Straftat und seelische Eigenart. Der älteste an Lebensalter 
ist jetzt 64 Jahre alt, der jüngste 22, bei der Einlieferung 19, 
die meisten stehen im Lebensalter zwischen 40 und 50 Jahren. 
Wir finden die Frau des Akademikers unter ihnen und den ein¬ 
fachen Bauernknecht, den Handwerker neben dem ungelernten 
Arbeiter. Dasselbe gilt in Bezug auf Vorleben: der eine Land¬ 
streicher und Vagabund, der andere vor der schrecklichen Tat 
ein völlig geordneter, in den solidesten Lebensverhältnissen 
stehender Mensch. Auffallend ist jedoch, daß der weitaus 
größte Teil unserer Mörder unvorbestrafte Menschen sind: einer 
hat 12 Vorstrafen, die übrigen Vorbestraften durchschnittlich 
ein bis zwei, selten mehr. Die Tat ist in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle Raubmord, aus Gewinnsucht begangen, da¬ 
neben stehen eine kleinere Anzahl Sexualmörder, Mörder, die 
Liebe oder Eifersucht zur Tat trieb, der Mann, der sich der 
Frau entledigt, um mit der Geliebten leben zu können, und um- 

*) Der Aufsatz gibt ein Referat wieder, das der Verfasser, der in¬ 
zwischen einem Rufe nach China gefolgt ist, im vorigen Jahre auf einer 
Konferenz der Anstaltsgeistlichen des OLG.-Bez. Dresden erstattet hat. 



35 

gekehrt, der Vater, der sein uneheliches Kind tötet, um lästige 
Verpflichtungen los zu sein, genau so die Mutter, dazu Mörder, 
die politischer Fanatismus zu ihrer Tat trieb. 

Psychisch finden wir die verschiedensten Bilder. Neben 
dem seelisch völlig normalen und geordneten Gefangenen den 
Psychopathen schwerster Art, der sich dem Strafvollzug nur mit 
den größten Schwierigkeiten einfügt und hart an der Grenze 
der Verantwortlichkeit steht, Neurotiker und Hysteriker neben 
dem Schwachsinnigen, der kaum lesen und schreiben kann, 
stumpf von Tag zu Tag und Jahr zu Jahr seine Zeit verlebt und 
kaum ein Innenleben zu führen scheint. 

Bei dieser Mannigfaltigkeit der einzelnen Persönlichkeits¬ 
bilder Hegt es nahe, die Frage aufzuwerfen, ob man denn bei 
dieser Lage der Dinge überhaupt von einem Typ des begnadigten 
Mörders sprechen kann, ob man ihn nicht vielleicht ersetzen soll 
durch den viel deutlicher hervortretenden Typ des lebensläng¬ 
lichen oder überhaupt langstrafigen Gefangenen. Mehr als die 
gemeinsame Tat ist es bei ihnen in vieler Beziehung die gemein¬ 
same Lebenssituation der langen Strafe, die das Wesen dieser 
Gruppe von Menschen bestimmt und formt. 

Wenn trotz dieser Bedenken im folgenden vom begnadigten 
Mörder gesprochen wird, so soll doch zum Ausdruck kommen, 
daß damit nur ganz im groben das Bild dieser Menschen ge¬ 
zeichnet werden kann und daß vieles für sie nicht als Mörder, 
sondern mehr als Lebenslängliche charakteristisch ist. 

Wie ist die innere Verfassung dieser Menschen ? Da ist zu¬ 
nächst eines zu sagen: Das Bild, das sich der Laie zumeist von 
einem derartigen Gefangenen macht, ist in der überwiegenden 
Überzahl der Fälle unrichtig. Wer als Zuchthausgeistlicher in 
der Arbeit steht, wird immer einmal von Menschen, denen er 
bekannt wird, nach diesem und jenem Namen gefragt, der vor 
Jahren einmal in einem Mordprozeß durch die Zeitungen ging. 
„Das muß doch ein furchtbarer Mensch sein, hat denn an 
solchen Seelsorge überhaupt noch Sinn? Müssen diese Schwer¬ 
verbrecher denn nicht immer in Fesseln gehalten werden ?“ Das 
ist das eine Bild. Man stellt sich den Mörder als einen Menschen 
von tierischer Grausamkeit und Roheit vor, der dem Tiere 
näher steht als dem Menschen. Ein völlig falsches Bild. Und 
ebenso falsch das Gegenteil. Der Mörder ist auch nicht der be¬ 
ständig von Gewissensqualen und tiefer Reue geplagte und zer¬ 
rissene Mensch, wie gerade einfache Christliche Kreise gern 
glauben. Er ist vielleicht in unserer Anstalt, die heute außer 
den ausgesprochen langstrafigen nur noch schwer vorbestrafte 
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Insassen birgt, der Gefangene, der sich am vorteilhaftesten von 
allen anderen abhebt, der Gefangenentyp, der auf das Ganze ge¬ 
sehen sich am reibungslosesten und unauffälligsten in den Straf¬ 
vollzug einfügt. Viele unter unseren Mördern weisen eine tadel¬ 
lose Führung in der Anstalt auf, viele gehören der Oberstufe 
an, bekleiden Vertrauensposten, sind, was Ordnung und Diszi¬ 
plin angeht, die besten Helfer unserer Aufsichtsbeamten. Das 
erklärt sich nicht nur aus der ungewöhnlichen Anpassungs¬ 
fähigkeit, über die ein Teil von ihnen infolge der langen Straf¬ 
zeit verfügt, auch nicht nur aus Berechnung, da ja nur dann Aus¬ 
sicht auf weitere Gnade besteht, wenn die Anstaltsführung 
tadellos war, es entspricht in vielen Fällen doch der inneren 
Charakteranlage dieser Menschen. Es sind unter ihnen viele 
charakterlich durchaus wertvolle, tadellose Menschen. Es wurde 
schon erwähnt: Die meisten von ihnen sind unvorbestraft, 
kommen aus völlig geordneten Verhältnissen und Familien. 
Alkoholiker, sexuell Verwahrloste, unehelich Geborene, erblich 
Belastete stellen etwa unter Dieben und Betrügern ein viel 
größeres Kontingent als unter Mördern. Wenn auch die Tat in 
ihrer furchtbaren Schwere den Mörder sein Leben lang auf das 
schwerste belastet, so daß eigentlich keine irdische Sühne 
schwer genug dafür ist, charakterlich steht der größte Teil von 
unseren Mördern weit höher als etwa ein endlos rückfälliger 
Gewohnheitsdieb oder -betrüger. Meist ist die Tat, so gemein 
und verabscheuenswert sie sein mag, das Ergebnis einer ein¬ 
maligen schwersten Verirrung, einer für den Betreffenden un¬ 
widerstehlichen Versuchung, in der die Mächte der Sünde ihm 
zu stark wurden. Wohl kaum einer von ihnen würde eine gleiche 
Tat, böte sich ihm die Gelegenheit, noch einmal tun. 

Damit haben wir einen wichtigen Gesichtspunkt berührt: 
Wie steht der begnadigte Mörder zu seiner Tat? Hier gibt es 
große Gegensätze. Es gibt Mörder, die davon kaum, soweit das 
überhaupt feststellbar ist, berührt zu sein scheinen. Menschen, 
deren Gewissen anscheinend tot ist, dagegen andere wieder, die 
offenbar innerlich schwer darunter leiden. Einer ist, der fast 
in jeder seelsorgerlichen Aussprache darüber klagt, daß ihm 
das Opfer, sein ermordeter Freund, im Traum nachts erscheine. 
Ein anderer wieder, der seine Mutter erschlug, sagt, er müsse 
immer zusammenzucken, wenn er das Wort „Mutter“ irgendwo 
höre. „Wenn ich einmal wieder in die Freiheit kommen sollte, 
das wird für mich eine Qual, wenn ich ein Kind seine Mutter 
rufen höre.“ Das sind Extreme. Was aber für den Mörder 
charakteristisch ist, mehr als für jeden anderen Kriminellen, 
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das ist, daß er mehr als ein anderer das Bestreben zeigt, von 
seiner Tat innerlich abzurücken. Das Krasseste ist, daß die Tat 
geleugnet wird, oft trotz der erdrückendsten Beweise, bis zum 
pathologischen Unschuldswahn, in den sich der einzelne hinein¬ 
steigert, das Charakteristischste und Häufigste aber, daß der 
Mörder sich innerlich von seiner Tat zu entfernen sucht. „Das 
war ich nicht, das war ein anderer in mir, der die Tat beging.“ 
Immer wieder wird das versichert. „Das ist mir ein Rätsel, 
wie ich das tun konnte.“ „Da war ich nicht Herr meiner Sinne.“ 
Mord versucht man als Totschlag hinzustellen, Erregung wird 
vorgeschoben, wo offensichtlich kühlste Überlegung war. Ver¬ 
einzelt wird versucht, dem Ermordeten ein Teil Schuld mit zu¬ 
zuschieben, oder dem Anstifter oder den Verhältnissen, als 
deren Opfer man gelten möchte, dem Krieg etwa oder der un¬ 
ruhigen Nachkriegszeit. Die Tötungsabsicht wird abgestritten. 
„Ich wollte das Mädchen doch nicht töten“, sagt der Lust¬ 
mörder, „nur die Erregung und die Angst vor Entdeckung haben 
mich dazu gebracht.“ Der Mann, der den Gatten der Geliebten 
erschoß, sagt: „Ich bin doch kein Mörder, ich habe es doch nur 
aus Liebe getan.“ Diese Wendung ist geradezu typisch: „Ich 
bin doch kein Mörder.“ Auch wenn juristisch alles ganz ein¬ 
deutig liegt. Groß ist die Neigung, sich von den anderen Mit¬ 
gefangenen abzuheben. Der Mörder will kein gemeiner Ver¬ 
brecher sein wie ein anderer. Er weist darauf hin, er sei doch 
nicht rückfällig, er werde das doch nie wieder tun. Ja sogar 
untereinander macht man Unterschiede. Der Raubmörder, der 
aus Not gehandelt haben will, erhebt sich über den Sexual¬ 
mörder, der es aus purer Lust tat; der gilt allgemein als der am 
tiefsten Stehende, der einen Blutsverwandten erschlug. 

Das ist typisch, der letzte, oft verzweifelte Versuch einer 
teilweisen Ehrenrettung, das Fliehen vor der Tat, das Fliehen 
vor sich selbst. Mehr als bei jedem anderen Kriminellen trifft 
das auf den begnadigten Mörder zu, ein Zeichen, wie jeden seine 
Tat innerlich doch zutiefst beschäftigt, mehr als etwa den 
Eigentumsverbrecher, der wohl auch leugnet und sinnlose 
Wiederaufnahmeanträge stellt, aber um vielleicht eine Straf¬ 
minderung zu erreichen, den aber die Tat selbst innerlich völlig 
kalt läßt. Tatreue ist jedenfalls viel häufiger vorhanden als 
bei jedem anderen Gefangenen, wenn sie auch nicht immer aus¬ 
gesprochen wird, Folgenreue ist natürlich immer da. 

Eigentümlich ist auch die innere Stellung zum Opfer und 
zu dessen Angehörigen. Dem einen scheint es völlig gleich¬ 
gültig zu sein, der andere klagt, es erscheine ihm nachts im 
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Traum, es wolle sich rächen, ein anderer glaubt, seine Stimme 
zu hören und mit dem Toten in geheimnisvoller Verbindung zu 
stehen, ein dritter gesteht heimlich seine Angst vor dem Jen¬ 
seits: Er könne dort mit dem Toten wieder Zusammentreffen. 
Jedem ist wohl der Gedanke daran bedrückend. Auch der Ver¬ 
such, etwas wieder gutzumachen, kommt vor. Einer sorgt schon 
jahrelang für Pflege und Schmückung des Grabes des Toten, 
andere suchen die Verzeihung der Angehörigen. Einer klagt, 
das habe ihn zutiefst erschüttert, als der Vater des Ermordeten 
ihm beim Lokaltermin an der Mordstelle, als er ohnmächtig zu 
werden drohte, ein Glas Wasser gab: Das war zuviel Vergebung. 
„Was die Angehörigen gelitten haben, das ist viel mehr als das, 
was ich leide“, sagt er. 

Damit sind wir bei einem neuen Gesichtspunkte: Die 
Stellung zur Strafe. Die Strafe selbst wird von den meisten 
nicht als zu hart angesehen. Nur eins ist zu hart, wird geklagt, 
die unbefristete Dauer; die Hoffnungslosigkeit des Daseins wird 
schwer empfunden. „20 Jahre, ja auch 30 Jahre will ich gern 
verbüßen, wenn ich nur wüßte, daß ich dann herauskomme.“ 
Ältere Lebenslängliche empfinden es als besonders bitter, vor¬ 
aussichtlich in der Anstalt einmal sterben zu müssen. „Wenn 
sie mich nur dann noch einmal herausließen, wenn es mit mir 
zu Ende geht!“ Anordnungen für das Begräbnis werden ge¬ 
troffen. „Nur nicht in die Anatomie, nur nicht auf den An¬ 
staltsfriedhof!“ 

Der jüngere Lebenslängliche aber hofft, daß sich ihm doch 
noch einmal die Türen auftun und daß er noch einmal Gnade 
erfährt, auch der, der seine Strafe als wohlverdiente Sühne an¬ 
sieht. Ganz allgemein fehlt das Bewußtsein, schon einmal be¬ 
gnadigt worden zu sein, deshalb wohl, weil jeder zum Tode Ver¬ 
urteilte seiner Zeit damit rechnen konnte, doch begnadigt zu 
werden, und keiner dem Tod auf dem Schafott wirklich ernstlich 
entgegensah. Ganz allgemein ist aber bei denen dann auch 
die Überzeugung: der lebenslangen Strafe ist, wenn keine Ver¬ 
kürzung eintritt, der Tod als Strafe vorzuziehen. Immer wieder 
sprechen Lebenslängliche von ihrer Absicht, ein Gesuch machen 
zu wollen, doch noch hingerichtet zu werden. „Wenn ich wüßte, 
daß ich bestimmt nie wieder herauskommen soll, dann ist es 
besser: gleich weg!“ Es sind auch tatsächlich solche Gesuche 
schon gemacht worden. 

Wie an einen Strohhalm der Ertrinkende, so klammert sich 
der Mörder an die Hoffnung, daß er doch noch einmal Gnade 
erfährt. Jeder kleine Vertrauenserweis von seiten der Anstalt 
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wird als Bestärkung in dieser Hoffnung aufgefaßt, ja man muß 
sich förmlich hüten, nicht doch einmal durch eine gar nicht so 
gemeinte Bemerkung, die aber falsch verstanden wird, Hoff¬ 
nungen zu erwecken, die sich vielleicht nie erfüllen. Daß durch 
den Wandel der Anschauungen seit 1933 Versprechungen 
früherer Justizbehörden nicht mehr gehalten werden können, 
sieht man ein; aber als Härte wird es doch empfunden. 

Den Sinn der Strafe sieht der begnadigte Mörder in der 
Hauptsache in dem Gedanken der Vergeltung. Für gebessert 
hält er sich, der Abschreckungsgedanke liegt ihm fern, so bleibt 
nur der Sinn, durch Büßen die Tat zu sühnen. Aber ein ganzes 
Leben der Sühne erscheint doch allen als zu viel. Man möchte 
vom Leben doch noch etwas haben. 

Ja, die Welt draußen! Wie ist das Verhältnis zur Außen¬ 
welt? 

Wer viele Jahre lang die Welt und die Freiheit entbehren 
muß, dem erscheint sie von Tag zu Tag, wie alles Unerreich¬ 
bare, immer verlockender. Die lange Abgeschlossenheit ent¬ 
fremdet den Gefangenen der Außenwelt trotz aller Verbindung 
durch Zeitung, Briefverkehr, Besuche und Bücher mehr und 
mehr. Seine Welt, in der er wirklich lebt, ist ihm die Zelle, das 
Haus, die Anstalt; die Welt, wie sie wirklich draußen hinter den 
Gitterfenstern liegt, wird ihm immer mehr zum unwirklichen 
Paradies. Er richtet sich eine eigene Welt für sich ein. Die 
Erlebnisarmut der Haft, die Eintönigkeit des Tageslaufes, die 
Nichtbefriedigung seines Gestaltungs- und Erlebnistriebes 
führen ihn dazu, daß er sich eine eigene kümmerliche Schein¬ 
welt in seiner engen Umgebung schafft. Er spielt mit den 
Dingen. Die Ausdrucksweise, die Sprache, die Handschrift 
werden seltsam gekünstelt, spielerisch, sein ganzes Wesen, die 
Haltung, das Äußere wird weichlich, unwirklich, verkrampft. 

Die Außenwelt, die er nur noch durch Vermittlung kennt, 
sieht er nur noch durch eine fälschende rosige Brille. Die 
Schwierigkeiten, die sie ihm gegebenenfalls bei einer Ent¬ 
lassung bieten würde, unterschätzt er völlig. In Gedanken ist 
er die Wege, die er gehen will, schon tausendmal gegangen, 
schließlich glaubt er an sie. Wenn er sich ein paar hundert 
Mark gespart hat, hält er sich für einen reichen Mann und das 
Wissen, das er sich aus Büchern aneignete, für wirkliche Ge¬ 
lehrsamkeit und Lebenserfahrung. Wenn ihm draußen nicht 
jemand helfend zur Seite stehen würde, er würde jämmerlich 
scheitern. 
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Als eine große Hilfe wird es empfunden, draußen noch An¬ 
gehörige zu haben. Die meisten haben nach draußen noch Be¬ 
ziehungen, die sie pflegen und halten: die Eltern, Geschwister, 
die Frau, Kinder, einige sind verlobt; irgendwo im Lande wartet 
ein Menschenkind Jahr um Jahr geduldig auf sie. Wenn sich 
eine Verbindung zu lösen droht, dann ist der Betreffende oft 
untröstlich, dann wird gern die Hilfe des Geistlichen in An¬ 
spruch genommen und gesucht, um sie zu halten. Nichts gibt 
einem gefallenen Menschen so sehr Selbstvertrauen und Ach¬ 
tung zurück als zu wissen, draußen wartet noch jemand auf 
dich, glaubt an dich. Nichts macht aber auch die Haft bisweilen 
so drückend schwer, als nicht zu wissen, wann und ob überhaupt 
einmal ein Wiederzusammensein möglich wird. 

Viele unserer Lebenslänglichen haben jemand draußen, für 
den sie sorgen. Der eine schickt treulich, was er von seinem 
Hausgelde sich erübrigen kann, seiner alten Mutter, daß sie 
nicht Not leidet. Der andere trägt die Kosten für die Berufs¬ 
ausbildung eines Verwandten, so suchen manche wieder gut¬ 
zumachen, was sie an den Ihren und an der Welt gefehlt. Das 
wird von allen, die es können, als ungeheuer beglückend empfun¬ 
den, das macht den Gefangenen frei von der quälenden Not¬ 
wendigkeit, sich in Gedanken und Taten immer nur um sich 
selbst und um das eigene Ich drehen zu müssen, das gibt das 
befreiende Bewußtsein: Dein Leben ist doch noch nicht ganz 
umsonst, du kannst noch etwas tun, wozu dich niemand zwingt, 
dein Dasein hat doch noch einen Sinn. 

Damit sind wir zum letzten, aber auch zum allerzartesten 
gekommen: Die Stellung zu Gott, zum Glauben. Darüber noch 
zu sprechen, ist nicht leicht. Niemand ist mehr in Gefahr, sich 
täuschen zu lassen und Erfolge seines Wirkens sehen zu wollen, 
als der Gefängnisseelsorger. Niemand tut aber auch so tiefe 
Einblicke in das geheimnisvolle Leben einer gefangenen 
Menschenseele wie er. 

Von unseren 63 Mördern und Mörderinnen sind fünf Katho¬ 
liken, vier Dissidenten, alle übrigen gehören unserer evan¬ 
gelischen Kirche an. Diese Zahl ist in Bezug auf Dissidenten viel 
günstiger als der Durchschnitt unserer Gefangenen. Von den 
Dissidenten nehmen noch zwei regelmäßig freiwillig am Gottes¬ 
dienst teil. Man kann das alles als Zufall erklären, vielleicht 
auch so, daß man sagt, diese Leute sind nur deshalb noch nicht 
ausgetreten, was an und für sich möglich wäre, weil sie sich von 
ihrer Zugehörigkeit zur Kirche doch vielleicht einen Nutzen bei 
einer eventuellen Begnadigung erhoffen. Vielleicht liegt aber 
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der Grund dafür doch tiefer, der diese zunächst rein äußerliche 
Feststellung erklärt. 

Wenn auch die inneren Wege und Ziele der einzelnen ganz 
auseinandergehen, wie das auch gar nicht anders sein kann, das 
eine muß doch gesagt werden: Ringende, suchende Menschen 
sind viele, sind wohl die meisten unter ihnen. Manche haben 
sich im Laufe der vielen Jahre eine erstaunliche Belesenheit an¬ 
geeignet, manche auch eine eigene Lebensphilosophie sich zu¬ 
sammengezimmert, viel Halbbildung, viel geistreiche Oberfläch¬ 
lichkeit macht sich auch gerade unter unseren Langstrafigen 
breit. Für „Faust“, für den „Zarathustra“, auch für den 
„Mythus“ wird geschwärmt. 

Ich denke an den Mörder, der seit vielen Jahren schon seinen 
stillen, immer gleichförmigen Dienst als Brotschneider tut. Sein 
Leben verläuft auf einem Punkt, aber er ist innerlich frei und 
glücklich und seinen stillen Einfluß spürt man in der Seelsorge 
immer wieder, den er auf die Mitgefangenen seiner Abteilung 
ausübt. Jetzt hat er angefangen, Griechisch zu lernen, um das 
Neue Testament in der Ursprache lesen zu können. Ich denke 
an die Mörderin, die seit Jahren mit rührender Gewissenhaftig¬ 
keit und Treue die Schreibarbeiten für das Anstaltspfarramt 
verrichtet und in ihrer stillen reinen Art unter ihren Mitgefan¬ 
genen die treueste Gehilfin des Geistlichen ist; an die andere, 
auf der dreifache schwere Blutschuld liegt, und die trotz aller 
Anfechtung immer wieder keinen anderen Weg zum Frieden 
weiß, als unter das Kreuz Jesu zu fliehen. Ich denke an den 
Lebenslänglichen, den Vatermörder, der, wenn er zur seel¬ 
sorgerischen Aussprache kommt, immer wieder die eine Frage 
stellt: „Ist’s denn wahr, ist’s denn wirklich wahr, bei Gott soll 
alles vergeben sein?“ Oder ein anderer, der seine Geliebte er¬ 
schlug und in der Strafe durch das treue Mitarbeiten eines frei¬ 
willigen Helfers von draußen Gott fand und dessen Frage und 
Klage immer aufs neue ist: „Warum so spät erst, so spät?“ 

Das ist die heimliche Herrlichkeit des Dienstes, in dem wir 
Gefängnisgeistlichen stehen, bei aller Schwere, die auf ihm 
liegt: Mithelfen zu dürfen, Menschenbrüdern aus Leid und Ge¬ 
bundenheit diesen Weg zur Freiheit in Christus zu zeigen. Man 
mag wohl fragen: Lohnt denn diese Arbeit die Mühe? Diese 
Mörder mit lebenslanger Strafe sind ja doch für die Volks¬ 
gemeinschaft verloren. Sie werden ja doch wohl zumeist die 
Freiheit nie Wiedersehen. Ja, das ist wohl so und muß auch so 
sein um des heiligen Amtes der Gerechtigkeit willen, das Gott 
uns Menschen für diese Welt an vertraut hat. Aber wir wissen 
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als Christen: Wenn wir auch zu restlosem Einsatz für diese 
Weltwirklichkeit verpflichtet sind, unseres Lebens letzter Sinn 
und letztes Ziel sind nicht von dieser Welt und nicht für diese 
Welt. Darum sind wir gebunden, auch denen zu dienen, deren 
Leben so in Enge und irdischer Hoffnungslosigkeit verläuft wie 
das eines begnadigten Mörders. Wir müssen und dürfen ihnen 
sagen: „Wenn auch dein irdisches Leben durch deine Schuld 
vernichtet ist, du mußt und du kannst dafür die Ewigkeit ge¬ 
winnen.“ 


Sinn und Zweck des Strafvollzugs 

von Ministerialrat im Reichsjustizministerium 
Dr. E. Schmidt, Berlin 


Der ursprüngliche Plan, ein Sonderheft 
über den XI. Internationalen Strafrechts¬ 
und Gefängniskongreß zu verfassen, ist 
aufgegeben worden. Um trotzdem den Ver¬ 
handlungsstoff unseren Lesern zugänglich 
zu machen, wird in jedem Heft an dieser 
Stelle ein Bericht über die behandelten 
Fragen erscheinen. Die Schriftleitung. 


Die 1. Frage: 

Die zweite Sektion ist die eigentliche Strafvollzugssektion. 
Drei Fragen standen hier zur Erörterung. Die erste von ihnen 
lautete: 

Sind die Methoden, die im Strafvollzug mit dem Ziele 
der Erziehung und Besserung der Verbrecher angewandt 
werden (starke Humanisierung des Vollzugs, weitgehende 
Vergünstigungen, beträchtliche Lockerungen des Straf¬ 
zwanges im Strafvollzug in Stufen), geeignet, den ge¬ 
wünschten Erfolg herbeizuführen? 

Ist die Auffassung, auf der diese Bestrebungen be¬ 
ruhen, überhaupt zutreffend ? 

Es war vorauszusehen, daß diese Frage das ganz 
besondere Interesse der Kongreßteilnehmer finden würde. Denn 
sie war, wie der Kongreßpräsident in seiner Schlußansprache 
ausführte, die wichtigste und bedeutungsvollste des 
ganzen Kongresses. Sie betraf ja nicht lediglich praktisch¬ 
technische oder wirtschaftliche Angelegenheiten, sondern ging 
auf das Problem der Strafe und ihres Vollzugs in ihrer ganzen 
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Größe zu. So braucht es nicht Wunder zu nehmen, daß bei 
der Stellungnahme der einzelnen Gutachter und ebenso der 
Diskussionsredner nicht die praktische Alltagshandhabung des 
Vollzugs der Angelpunkt war, sondern die grundsätz¬ 
liche Frage nach Sinn und Ziel der Strafe 
und ihrer Verwirklichung im Strafvollzug. 
Hier trat die grundlegende Bedeutung des Standortes, von dem 
man aus die Dinge sieht, klar zu Tage. Denn wenn auch der 
Strafvollzug eine Angelegenheit der praktischen Menschen¬ 
führung und Menschenbehandlung ist, so erhält er doch Rich¬ 
tung und zielweisenden Inhalt für seine Arbeit aus den Grund¬ 
anschauungen, die über Sinn und Aufgabe der staatlichen 
Strafrechtspflege überhaupt in einem Volke maßgebend sind. 
Eine aus rationalistischem Materialismus oder liberalistischem 
Individualismus entspringende Auffassung, die dem 
Staat lediglich die Regulierung des geordneten Zusammenlebens 
von Einzelpersönlichkeiten und die Garantierung ihrer gegen¬ 
seitigen Freiheiten zuweist, wird ein Recht des Individuums, 
seine Anlagen zur Bildung einer autonomen Persönlichkeit frei 
entfalten zu lassen, an die Spitze stellen und ihm seine Be¬ 
schränkungen nur in der Verpflichtung, sich nicht gesellschafts- 
widrig zu verhalten, auferlegen. Diese Denkweise bedeutet 
für den Strafvollzug die Vormachtstellung der Spezial¬ 
prävention in dem Sinne, daß es darauf ankommt, die 
Tatsache der Freiheitsentziehung zum Anlaß zu nehmen, durch 
erzieherische Behandlung, durch pädagogische Ausgestaltung 
des Vollzuges den Rechtsbrecher dahin zu führen, sich künftig 
straffrei zu verhalten. Erziehungsstrafvollzug, 
um diesen vielgebrauchten Begriff zu verwenden, heißt dann: 
Erziehung über und vor dem Strafvollzug. 

Eine vom Gern ein s c h a f t s g e d a n k e n aus¬ 
gehende Auffassung wird dagegen die Lebensnot¬ 
wendigkeiten dieser Gemeinschaft zum Ausgangspunkt nehmen 
und daran ihre Anschauungen über Sinn der Strafe und Ziel 
des Strafvollzugs ausrichten. Sie wird im Bereich ihres 
Wirkens zwar auch Rücksichten auf den Einzelnen, der gegen 
die Rechts- und Lebensordnung der Gemeinschaft gefrevelt hat, 
nehmen, aber hierbei stets die Rücksichten der All¬ 
gemeinheit voranstellen. Auch im Strafvollzug muß 
Gemeinnutz vor Eigennutz gehen. Der generalpräventive 
Charakter der staatlichen Strafverwirklichung darf nicht durch 
individualpräventive Behandlungsmethoden zurückgedrängt wer- 
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den. Also kein Ersatz der Strafe durch nur 
pädagogische Maßnahmen. Gewiß au ch Erzie¬ 
hung soweit solche möglich und nötig ist, aber Erziehung 
i m und durch den Strafvollzug. 

Die Gutachten. 

Es waren elf Gutachten vorgelegt worden. Sie lassen sich 
in drei Gruppen zusammenfassen: 

Die Kongreßfrage wurde restlos bejaht von 
Nissen, Direktor des Zentralgefängnisses in Oslo („Strafe 
sei ein Mittel, auf den Gefangenen pädagogisch und moralisch 
einzuwirken; Stufensystem für alle Gefangenen notwendig“), 
Direktor Doll aus Vineland (New Jersey) („Reformierung des 
Gefangenen sei Hauptzweck der Strafe“) und Delierneux, 
Direktor des Zellengefängnisses in Gent („die Humanisierung 
habe bisher viel zu langsame Fortschritte gemacht; Sühne sei 
beschränkter Konservativismus“). 

Grundsätzlich für den Erziehungs¬ 
gedanken als Leitprinzip des Strafvollzugs, wenn auch 
mit verschiedenen Einschränkungen, 
insbesondere Warnung vor Übertreibungen, traten ein Fox, 
Polizei-Verwaltungsleiter aus London, D u f o u r , Gefängnis- 
direktor in Fresnes (Frankreich) („es muß vermieden werden, 
daß von der Strafe nur noch der Name bleibt“) und 
van Mesdag, Strafanstaltsarzt aus Groningen („Zahl der 
erziehbaren Gefangenen relativ klein“). 

Die Gutachten von N o v e 11 i, Chef des italienischen 
Gefängniswesens, R ä c z , Universitätsassistent in Budapest, 
Heras y Garcia, Generalinspekteur der Gefängnisse in 
Madrid, Professor D a h m aus Kiel und von m i r lehnten den 
Erziehungsgedanken nicht ab, betonten aber, daß 
hierbei der Vergeltungs- und generalprä¬ 
ventive Charakter der Strafe keineswegs be¬ 
einträchtigt werden dürfe. Ihren Ausführungen folgte 
im wesentlichen der Generalberichterstatter. 

Der Generalbericht. 

Die Berichte der Gutachter machten, wie der General¬ 
berichterstatter Richter Dr. Müller, Vorsitzender der Nieder¬ 
ländischen Gesellschaft zur Besserung der Gefangenen in 
Amsterdam, ausführte, in sehr interessanter Weise die Ent¬ 
wicklung der Gedanken klar, die seit dem letzten Gefängnis¬ 
kongreß in Prag 1930 zu beobachten sei. In fast allen Berichten 
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seien die Rücksichten auf das Allgemeininteresse und die 
Generalprävention, die sich eng berührten, in einer Art in 
Erscheinung getreten, die vor fünf Jahren einfach unmöglich 
und unvorstellbar gewesen sei. Dadurch hat die Frage der 
Erziehung im Strafvollzug eine neue Bedeu¬ 
tung erhalten. Vor fünf Jahren sei sie noch eine Frage der 
pädagogischen Technik gewesen, heute stelle sich selbst vor 
diese pädagogische Frage die grundsätzliche, ob überhaupt die 
Freiheitsstrafe einem erzieherischen Zweck diene, und wenn 
schon diese Frage bejahend beantwortet würde, die weitere 
Frage, in welchem Umfang die Erziehung im Strafvollzug mit 
den Interessen der Vergeltung oder der Generalprävention 
vereinbar sei. Dabei stellte sich der Generalberichterstatter auf 
den deutschen Standpunkt, daß die Belange der Ge¬ 
meinschaft denVorrang haben vor den Rück¬ 
sichten auf das verbrecherische Individuum. 
Er lehnte es ferner ab, allgemein den Gedanken der Erziehung 
zum Angelpunkt des Strafvollzugs zu machen. Die Auffassung, 
alle Gefangenen ohne Ausnahme erziehen zu wollen, nannte 
Müller „eine sehr schöne Theorie zu Propagandazwecken, die 
aber leider bei ihrer Verwirklichung gefährlich sei“. Die 
Periode der Verallgemeinerung der erzieherischen Aufgaben 
des Strafvollzugs sei vorüber, wir gehen einer Zeit der Unter¬ 
scheidungen entgegen. Hinsichtlich dieser Unterscheidungen 
seien endgültige Ergebnisse noch nicht zu erkennen. Das 
äußere Merkmal der Vorstrafen oder Vorstraflosigkeit sei kein 
sicheres Kriterium. Man müsse von den inneren Merkmalen, 
nämlich der Notwendigkeit und der Möglichkeit der Erziehung 
ausgehen. Diese Merkmale aber einigermaßen sicher zu 
ermitteln, sei die große Aufgabe für Wissenschaft und Praxis. 
Was die praktische Gestaltung des Vollzugs angehe, so sei es 
keineswegs notwendig, daß der Erziehung im Strafvollzug der 
Charakter der Strafe fehle. Aber man brauche kein Kompromiß 
zwischen Strafe und Erziehung. Denn hierbei würden die 
Elemente der Erziehung den Übelcharakter der Strafe ver¬ 
wischen. Indem sich der Generalberichterstatter die deutsche 
Auffassung, daß das Strafrecht ein Kampfrecht 
sei, zu eigen machte, bezeichnete er es als notwendig, die 
Waffen für den Kampf zu schärfen. Die Justiz habe ein 
Schwert mit zwei Schneiden: die abschreckende Strafe und die 
erzieherisch gestaltete Strafe. Jede dieser beiden Schneiden 
schlage das Verbrechen. Schlägt aber die Justiz mit flacher 
Klinge, dann verursache sie nur Leiden, ohne vollkommen ihr 
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Ziel zu erreichen. So kam der Generalberichterstatter zu 
folgenden Thesen : 

1. Die Interessen der Allgemeinheit müssen im Straf¬ 
recht an erster Stelle stehen. 

2. Nicht nur die Generalprävention, sondern auch die 
Spezialprävention, die in der strafrechtlichen Erziehung 
ihren Ausdruck findet, ist von großer Wichtigkeit. 

3. Die allgemeine Anwendung der Humanisierung, der 
Vergünstigungen und des Progressivsystems kann zu einem 
gewissen Grade eine gute Wirkung auf den ruhigen Gang 
des Strafvollzugs ausüben; aber sie hat nichts oder nur 
wenig mit der Erziehung der Gefangenen zu tun. 

4. Die Besserungserziehung aller Gefangenen ist kein 
geeigneter Grundsatz. In der Beschränkung auf eigens 
dazu ausgewählte Gefangene ist sie eine durchaus nützliche 
Einrichtung des Strafvollzugs. 

5. Die Auswahl für die Besserungserziehung hat nach 
wissenschaftlichen und praktischen Grundsätzen zu er¬ 
folgen sowohl hinsichtlich der Erziehungsbedürftigkeit als 
auch der Erziehbarkeit. 

6. Man darf der Besserungserziehung nicht den 
Charakter der Strafe nehmen, aber man muß die Milde¬ 
rungen des Vollzugs und alle Vergünstigungen, die im 
Rahmen des Stufensystems für die Erziehung von Nutzen 
sein können, weitgehend anwenden. Neben die Strafe als 
solche muß eine erzieherische Gestaltung der Strafe treten. 

7. Für den erzieherischen Strafvollzug ist die Durch¬ 
führung der Spezialisierung der Anstalten notwendig. 

Die Erörterungen in der Sektion. 

In der sehr lebendigen Aussprache wollte Paterson, 
Kommissar für das Gefängniswesen in London, den Begriff der 
Erziehung im Strafvollzug im weitesten Sinne aufgefaßt wissen. 
Ein Gefangener würde schon dann erzogen, wenn es gelänge, 
seine Faulheit und sonstigen schlechten Eigenschaften etwas 
zu bessern. Die Tatsache der Einsperrung und des Verlustes 
der persönlichen Freiheit, die Trennung von der Familie, die 
Unterordnung unter die Anstaltsdisziplin sei Strafe genug. 
Richtig vorgenommene Erziehung mache die Strafe durchaus 
nicht gelinder. Gewiß habe man oft genug Mißerfolge, aber 
man dürfe sich nicht entmutigen lassen. Selbst der ärgste 
Verbrecher sei nicht ganz ohne Hoffnung. Wenn wir die 
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Hoffnung aufgäben, aus den Gefangenen bessere Menschen 
zu machen, würden wir den schlimmsten Fehler begehen. 
Paterson ließ die beiden ersten Thesen des Generalbericht¬ 
erstatters gelten. An Stelle von Thesen 3 bis 7 
wünschte er jedoch folgendes zu setzen: 

3. Es gibt Kriminelle, die nicht erziehungsfähig er¬ 
scheinen, aber selbst für diese darf nicht alle Hoffnung 
auf Besserung aufgegeben werden. 

4. Der Zweck des Strafvollzugs ist die Verteidigung 
der Gesellschaft durch soziale Wiedereingliederung der 
Gefangenen. Die hierauf gerichteten Methoden der Er¬ 
ziehung und Besserung der Gefangenen sind im allge¬ 
meinen geeignet, den beabsichtigten Erfolg herbeizuführen, 
allerdings unter der Voraussetzung, daß sie rationell, 
individuell und ohne Übertreibungen angewandt werden. 
Diese Methoden sind gleichfalls von sehr günstiger Wirkung 
auf die Disziplin und die Aufrechterhaltung von Zucht und 
Ordnung. 

In der gleichen Richtung bewegten sich die Ausführungen 
von Lord Polwarth, Chef des schottischen Gefängnis¬ 
wesens in Edinburgh. 

Nissen, Direktor des Zentralgefängnisses in Oslo, be¬ 
grüßte die englischen Abänderungsvorschläge und wandte sich 
entschieden dagegen, daß man gewisse Gruppen von Gefangenen 
aus dem erzieherischen Vollzug ausschließen wolle. Ebenso 
traten C a s s , Generalsekretär der amerikanischen Gefängnis¬ 
gesellschaft in New York, La wes, Direktor des Gefängnisses 
in Sing Sing, und W h i t i n, Vorsitzender des National- 
Komitees für Gefängnisse und Gefängnisarbeit in New York, 
für die englischen Thesen ein. „Wir dürfen nicht vergessen, 
daß die Gefangenen Menschen sind wie wir auch, und daß die 
einzige Pflicht, die wir ihnen gegenüber haben, die ist, sie zu 
bessern.“ Aus ihren Ausführungen ergab sich im übrigen, daß 
sie die Erziehung im Strafvollzug recht nüchtern ansahen und 
darunter hauptsächlich nur Erziehung zur Disziplin und zu 
fleißiger Arbeit verstanden. 

Der belgische Professor Gunzburg von der Universität 
Gent forderte aus rein soziologischen Gedankengängen heraus 
weitestgehende Berücksichtigung der Persönlichkeit des Rechts¬ 
brechers, dessen Interessen genau so anzuerkennen seien wie 
die der Allgemeinheit. Das Strafrecht sei ein Akt der Soli¬ 
darität zwischen Kriminellen und Nichtkriminellen; die Gesell- 
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nur sein, eine soziale Anpassung des Kriminellen herbeizu¬ 
führen. über die Erfolgsaussichten hatte aber auch Gunzburg 
keine allzu optimistische Meinung. Die Hoffnung auf Besserung, 
die man bei den Kriminellen durch Erziehung erwarte, sei sehr 
gering. Wenn die eine Gruppe vielleicht gebessert worden sei, 
wachse an einer anderen Stelle des sozialen Körpers eine neue 
Gruppe von Kriminellen empor. 

Auch der belgische Gefängnisdirektor Delierneux 
wandte sich temperamentvoll gegen die Thesen des General¬ 
berichterstatters. Die humane und erzieherische Ausgestaltung 
des Vollzugs müsse erst einmal radikal durchgeführt und ihre 
Ergebnisse abgewartet werden. Wenn man die Humanisie- 
rungs- und Erziehungsbestrebungen zurückdränge, würde man 
nicht die Gerechtigkeit, sondern die Rache zum Prinzip erheben. 
„Besser eine Übertreibung der Humanisierung als eine Über¬ 
treibung der Repression!“ 

Der französische Rechtsanwalt F e r r u c c i trat gleich¬ 
falls lebhaft für humane und pädagogische Behandlung der 
Gefangenen im Strafvollzüge ein. Es gebe keine menschliche 
Methode, durch die Strafe soziale Erscheinungen, wie das 
Verbrechen eine sei, zu beseitigen. Strenge Strafen erreichen 
nur, daß aus einem Verbrecher ein Feind der Gesellschaft 
gemacht werde. 

L a n y, Generaldirektor des Gefängniswesens im Justiz¬ 
ministerium in Prag, hielt es für unrichtig, den Strafvollzug 
ausschließlich als Erziehung oder lediglich als Vergeltung auf¬ 
zufassen. Durch den Strafvollzug dürfen die Gefangenen weder 
körperlich noch geistig geschädigt werden. Die Sühne der 
Schuld solle stets mit planmäßiger und möglichst individuali¬ 
sierter Erziehung für das Leben in der Freiheit in kultureller, 
moralischer und sozialer Hinsicht verbunden sein. 

L a n y schlug für die Thesen Nr. 3 bis 7 folgende 
Fassung vor: 

Die Methoden, die im Strafvollzug zwecks Erziehung 
und Besserung der Gefangenen angewandt werden, dürfen 
die Sühne der Schuld nicht unterdrücken, also namentlich 
. nicht zum Nachteil der Disziplin und der Arbeitspflicht 
gereichen. In diesen Grenzen aber kann zweifellos durch 
humane Maßnahmen und durch stufenweise Vergünsti¬ 
gungen der gewünschte Erfolg herbeigeführt werden. 
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Einseitige Übertreibungen sind zu vermeiden, damit 
sowohl der Erziehungs- und Besserungszweck des Straf¬ 
vollzugs wie auch sein sühnender Charakter nebeneinander 
erhalten bleibt. 

In ähnlicher Linie äußerten sich Korteweg, Inspekteur 
der Gefängnisse im Justizministerium im Haag, und C o 11 i n , 
Professor an der Universität in Löwen (Belgien). 

Der Chef des italienischen Gefängniswesens N o v e 11 i 
ließ die Thesen Nr. 1 und 2 des Generalberichterstatters gelten 
und begründete in einer außerordentlich eindrucksvollen Art 
seine Änderungswünsche, die dahin gingen, an Stelle der Thesen 
Nr. 3 bis 7 nachstehende zu setzen: 

3. Der Vollzug der Freiheitsstrafe muß die Fort¬ 
schritte bewahren und entwickeln, die in den materiellen 
und moralischen Bedingungen bisher in Bezug auf den 
körperlichen und geistigen Zustand der Gefangenen und 
ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft gemacht 
worden sind. Aber es ist alles zu vermeiden, was dem 
Gefangenen ein Leben gewährt, das auf der gleichen Höhe 
oder sogar noch besser ist als das Leben der freien Volks¬ 
genossen. Das würde dem Grundgedanken der Strafe 
widersprechen. 

4. Besserung ist ein nützliches und bedeutungsvolles 
Ziel des Vollzugs. Die anzuwendenden Methoden müssen 
aber daran festhalten, daß die Strafe stets ein Übel bleibt. 

5. Arbeit, Unterricht, religiöse Einwirkung sind die 
wichtigste Grundlage des Strafvollzugs. 

6. Der Stufen Vollzug ist beizubehalten, dabei ist jedoch 
auf die Persönlichkeit des Verurteilten und auf die Aus¬ 
sichten einer Besserung und Wiedereingliederung in die 
Gemeinschaft Rücksicht zu nehmen. Übertreibungen sind 
zu vermeiden. 

Von deutscher Seite sprachen Professor E x n e r, 
München, Rechtsanwalt Dr. Herr, Hamm i. W., Ministerial¬ 
direktor Schäfer, Berlin, Oberdirektor Dr. S t r u b e , 
Untersuchungsgefängnis Berlin, Rechtsanwalt Dr. Waldmann, 
Leiter der wissenschaftlichen Abteilung des NSRB., Berlin 
und ich. Unsere Gedankengänge lagen im wesentlichen auf der 
Linie der italienischen Vorschläge. Sie betonten, daß auch 
nach deutscher Auffassung Erziehung und Besserung der 
Gefangenen ihre Berechtigung im Strafvollzüge haben, daß 
aber die grundsätzlichen Gedanken der Sühne oder Ab- 
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schreckung hierunter nicht ihren Wert verlieren dürften. 
Übertreibungen seien daher unbedingt zu vermeiden. Die 
Methoden des Strafvollzugs dürften nicht dazu führen, den 
Charakter der Strafe als eines Übels illusorisch zu machen. 

Die Abstimmung. 

In einer Unterkommission (Deutschland, England, 
Griechenland, Holland, Italien, Vereinigte Staaten) war ver¬ 
sucht worden, eine Einigungsformel zu finden. Auf Grund 
ihrer allerdings nicht zum Abschluß gelangten Beratungen 
beschränkte sich der Generalberichterstatter 
in der Schlußsitzung der Sektion auf folgende drei 
Thesen: 

1. Die Interessen der Allgemeinheit müssen im Straf¬ 
recht und im Strafvollzug an erster Stelle stehen. 

2. Der Vollzug der Strafen darf sich nicht auf Zu¬ 
fügung eines Übels beschränken, sondern muß ebenso 
auf die Erziehung und Besserung der Gefangenen ge¬ 
richtet sein. 

3. Die Methoden, die das Ziel der Erziehung und 
Besserung der Gefangenen im Auge haben, sind geeignet, 
den gewünschten Erfolg herbeizuführen, sofern sie ver¬ 
nünftig und ohne Übertreibungen und unter Berücksichti¬ 
gung der Persönlichkeit des Gefangenen angewandt werden. 
Der Generalberichterstatter empfahl „als Anhänger des 

Erziehungsgedankens“ die Annahme dieser Thesen. 

Gegen These Nr. 2 wandten sich Paterson, 
London, und W h i t i n , New York, gegen Nr. 2 und 3 
Delierneux, Gent, mit dem Gegenantrag, statt dieser beiden 
Thesen zu sagen: 

Der Strafvollzug muß sich der physischen und 
geistigen Natur der Gefangenen anpassen. Daher bedarf 
es der Spezialisierung der Anstalten und innerhalb der 
Anstalten der Individualisierung in der Behandlung der 
Gefangenen. Diese Individualisierung soll fußen auf 
pädagogischen und therapeutischen Grundsätzen. 

Auf Antrag Nissen, Oslo, wurde namentlich und nach 
Ländern abgestimmt. Dabei sprachen sich für den zur 
Abstimmung gestellten letzten Vorschlag des Generalbericht¬ 
erstatters 137 Stimmen, dagegen 47 aus. Da nun aber 
neun Länder für den Antrag des Generalberichterstatters 
waren (Brasilien, China, Deutschland, Griechenland, Holland, 
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Italien, Polen, Schweiz, Ungarn) und zehn dagegen (Belgien, 
England, Estland, Frankreich, Canada, Litauen, Norwegen, 
Schweden, Spanien, Vereinigte Staaten), kam es zu einer leb¬ 
haften Geschäftsordnungsdebatte darüber, welches Abstim¬ 
mungsergebnis maßgebend sei, das nach Ländern oder das nach 
Stimmen. Viel Zeit ging darüber verloren, ohne daß eine 
Übereinstimmung erzielt werden konnte. Die Sitzungen der 
Sektion blieben daher formell ohne offiziellen Beschluß. Den 
deutschen Teilnehmern wäre es ein leichtes gewesen, ihr 
zahlenmäßiges Übergewicht in der Vollversammlung auszu¬ 
nutzen und die Formel des Generalberichterstatters zur An¬ 
nahme zu bringen, zumal Unterstützung aus einer ganzen Reihe 
anderer Länder vorhanden war. Sie verzichteten darauf, ebenso 
wie sie davon Abstand genommen hatten, einen eigenen Thesen- 
Antrag über diese Frage vorzulegen. Denn solche Fragen, die 
um grundsätzliche Standpunkte gehen, sind durch Abstim¬ 
mungsmechanismen nicht zu „lösen“. Diese ritterliche Auf¬ 
fassung, die in der außerordentlich lebendigen Schlußsitzung 
der Sektion der Sprecher des NSRB. Dr. Waldmann in die 
Worte kleidete, daß nach deutscher Auffassung der Kongreß 
nicht dazu dienen solle, einander zu überstimmen, sondern ein¬ 
ander zu überzeugen und zueinander zu finden, fand bei allen 
unvoreingenommenen Kongreßteilnehmern Anerkennung. Man 
sah daher von einer Erörterung und Abstimmung in der Voll¬ 
versammlung ab, und das Kongreßpräsidium beauftragte den 
Generalberichterstatter, einen ausführlichen schriftlichen Be¬ 
richt über Gang und Inhalt der Verhandlungen der Sektion 
vorzulegen. 

Schlußbemerkung. 

Der Kongreß hat — das geht aus den Gutachten, dem 
Generalbericht und der Aussprache hervor — gezeigt, daß 
die am Gemeinschaftsgedanken ausgerich¬ 
teten Anschauungen über Strafe und Straf¬ 
vollzug im Vormarsch sind. Der Generalbericht¬ 
erstatter hat das deutlich dargestellt, als er auf die Entwicklung 
seit dem Prager Kongreß 1930 einging. Im deutschen Straf¬ 
vollzug hat der auf Wirkung in der Gemeinschaft gerichtete 
Sinn der Strafe, den eine individualistische Denkweise nicht 
oder nur sehr eingeschränkt gelten lassen möchte, und ihrer 
Verwirklichung im Strafvollzug wieder die ihm gebührende 
Stellung errungen. Die Strafe ist mehr als eine bloße Zweck¬ 
mäßigkeitsmaßnahme mit der Adresse an den Täter. Sie ist 
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Strafe, d. h. ein Übel, das der Täter wegen seines Unrechten 
Verhaltens erleiden soll. Wer nicht hören will, muß fühlen! 
Sie ist aber nicht Übel um des Übels willen, nicht Übel ä tout 
prix, nicht Peinigung oder brutale Behandlung. Was die Aus¬ 
führungen der deutschen Redner auf dem Kongreß in dieser 
Richtung zur Beseitigung der falschen Vorurteile mancher aus¬ 
ländischer Gäste nicht vermocht hatten, das haben jedem 
Besucher die Besichtigungen der Strafanstalten und der Ein¬ 
blick in die Praxis zeigen können: Der deutsche Straf¬ 
vollzug ist ernst und streng, aber gerecht und 
menschlich. Gewiß wird der Abschreckungsgedanke wieder 
stark betont, weil nun einmal — man kann sagen: leider — 
bei einer großen Zahl der Gefangenen (und nicht nur bei 
diesen) die Erinnerung an etwas Unangenehmes und die Scheu, 
dieses Unangenehme erneut auf sich nehmen zu müssen, wirk¬ 
samere Hemmungen schafft als höherwertige Motive. Die 
erste Aufgabe der Strafe ist die Sicherung des 
völkischen Gemeinschaftslebens. Im Rahmen 
dieser Aufgabe steht der Gedanke der Vergeltung 
und der Sühne, der Abschreckung und der Warnung, der 
Rechtsstützung, steht auch der Gedanke der Besse¬ 
rung und Erziehung. 

Wenn auf dem nächsten Kongreß die Frage nach Sinn 
und Ziel des Strafvollzugs erneut zur Erörterung kommen wird, 
wird sich der Siegeszug der neuen Gedanken im Strafrecht und 
Strafvollzug bestätigen. Der Berliner Kongreß war eine 
bedeutungsvolle Etappe auf diesem Wege. 
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Grenz« und Nachbargebiete 


Bibliographie der Strafvollzugsstatistik 
des ln- und Auslandes 

von Regierungsrat Dr. E. Roesner, Berlin. 

Während der Verbrecher — statistisch betrachtet — vom Augenblick 
der Entdeckung seiner Tat bis zur Erhebung der gerichtlichen Anklage 
von der Polizeistatistik x ) gezählt wird, und von da ab bis zu seiner Ver¬ 
urteilung Objekt der Kriminalstatistik 1 2 3 ) im engeren Sinne ist, geschieht 
die zahlenmäßige Beobachtung seines weiteren Geschickes im Rahmen der 
Strafvollzugsstatistik, welche zeigt, ob und in welcher Weise die vom 
Staat für seine Straftat angedrohte und vom Richter gegen ihn verhängte 
Strafe vollstreckt worden ist. 

Wie ein wohlorganisiertes Strafvollzugswesen stets den Abschluß 
einer guten Strafrechtspflege bilden muß, so darf man wohl sagen, daß 
die Strafvollzugsstatistik das Schlußkapitel der Kriminalstatistik im 
weiteren Sinne sein soll. Nach der Ansicht von Mittelstädt 2 ) ist 
sogar der „Status der Gefängnisbevölkerung die greifbarste, körperlichste 
Gestalt des nicht lediglich deduktiv vorausgesetzten, sondern tatsächlich 
vorhandenen Verbrechertums“ und nicht die Zahl der Verurteilten, die nach 
der vorherrschenden Meinung als Repräsentanten der Kriminalität an¬ 
gesehen werden. 

Da in der kriminalistischen wie statistischen Fachliteratur dieser 
wesentlichen kriminalpolitischen Bedeutung der Strafvollzugsstatistik 
keineswegs die ihr zukommende Beachtung geschenkt wird und auch bisher 
> in den „Blättern für Gefängniskunde“ leider in ganz unregelmäßiger Zeit¬ 
folge gefängnisstatistische Daten meist nur in Form von recht kurzen 
Notizen 4 ) mitgeteilt worden sind, wird in diesem Heft unter einem 
besonderen — „Statistische Mitteilungen“ betitelten — Abschnitt eine 
laufende Berichterstattung begonnen, in dem in erster Linie neben den 
Hauptergebnissen des jeweils anfallenden statistischen Materials aus dem 
in- und ausländischen Strafanstaltswesen auch Angaben über den zahlen¬ 
mäßigen Umfang des Vollzugs der Todesstrafe, der Geldstrafe und anderer 
Strafarten mitgeteilt werden sollen. 

Mit dem vorliegenden — gewissermaßen programmatischen — Beitrag 
wird zunächst ein, teilweise auch das einschlägige historische Schrift¬ 
tum behandelnder, bibliographischer Überblick geboten, der erstens auf¬ 
zeigen soll, welche Länder überhaupt regelmäßig Strafvollzugs-, ins¬ 
besondere gefängnisstatistische Erhebungen durchführen und in welchen 


1) vgl. E. Köttner. Artikel ,,Polizeistatistik'’. Handwörterbuch der Kriminologie. 
Berlin 1936. Bd. II. 

2) vgl. E. R o e r n e r. Artikel ,,Kriminal»tatistlk”. Handwörterbuch der Krimi¬ 
nologie. Berlin 1936, Bd. II. 

3) vgl. ..Kulturgeschichte und Kriminnlstatiptik''. Zeitschrift für die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft. Berlin 1884. Bd. IV. Seite 402. 

4) Eine erfreuliche Ausnahme hiervon mucht in letzter Zeit die in Band LXVII, 
I'rittes Heft 1936, S. 1—20 veröffentlichte Arbeit ,,Lettlands Gefängniswesen und Krimi¬ 
nalität 1934/35“ von H. H. Borcha r d t. 
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amtlichen Publikationen deren Ergebnisse veröffentlicht werden, und der 
zweitens damit den an solchen statistischen Angaben hoffentlich recht 
zahlreich interessierten Lesern die Möglichkeit gibt, in die vielseitige 
Materie der Strafvollzugsstatistik weit tiefer einzudringen, als es die durch 
den Raum begrenzten „Statistischen Mitteilungen“ gestatten. 

Bei einem intensiven Studium der gegenwärtigen in- wie ausländischen 
Strafvollzugsstatistik wird sich dann nämlich ergeben, daß ihre prak¬ 
tischen Ergebnisse von den theoretischen Anforderungen an das For¬ 
schungsgebiet und das Forschungsziel einer wohlausgebauten Straf¬ 
vollzugsstatistik, die ich kürzlich an anderer Stelle in einer ausführlichen 
Arbeit 5 ) behandelt habe, leider noch sehr weit entfernt sind. 

A. Inland 

1. Eine laufende ausführliche Jahresgefängnisstatistik, die das Gebiet 
des gesamten Deutschen Reichs umfaßt, wie dies bei der im Jahre 
1882 beginnenden Kriminalstatistik 6 ) der Fall ist, liegt zur Zeit noch 
nicht vor. Der Grund hierfür ist allein in der bis vor kurzem fehlenden 
reichsgesetzlichen Regelung des Strafvollzugs zu suchen. Zwar war in 
der Vereinbarung der Landesregierungen über Grundsätze für den Vollzug 
von Freiheitsstrafen vom 7. Juni 1923 (RGBl. II, S. 263 ff.) in Aussicht 
genommen (§ 231), nach einem vom Reichsjustizministerium vorgesehenen 
Muster die teils schon seit vielen Jahrzehnten von den größeren deutschen 
Ländern durchgeführten gefängnisstatistischen Erhebungen zu vereinheit¬ 
lichen. „Dieser Plan hat bisher nicht verwirklicht werden können“, so 
heißt es in Einleitungssätzen der einzigen veröffentlichten „Statistik des 
Gefängniswesens des Deutschen Reichs“ 7 ), die im Jahre 1929 vom Reichs¬ 
minister der Justiz dem Reichstag als Anlage zum Entwurf eines Straf¬ 
vollzugsgesetzes für die Beratungen desselben vorgelegt worden ist. Bei 
dieser im Statistischen Reichsamt nach Ergebnissen einer Umfrage des 
Reichsjustizministeriums bei den Landesjustizverwaltungen bearbeiteten 
Statistik handelte es sich allerdings zunächst lediglich um einen Versuch 
einer Reichserhebung. Da diese sich auch nur auf einen Stichtag, den 
1. Juli 1927, bezieht, und da weiterhin seitdem wesentliche Änderungen 
in dem Vollzug der Freiheitsstrafen eingetreten sind, besitzen ihre Zahlen¬ 
angaben zur Zeit nur noch einen bedingten Wert. 

Mit dem in nächster Zeit zu erwartenden Abschluß der großen 
nationalsozialistischen Strafrechtsemeuerung, die auch ein Reichsstraf¬ 
vollzugsgesetz vorsieht, ist notwendigerweise auch die Einrichtung einer 
Reichsstrafvollzugsstatistik verknüpft, deren laufende Bearbeitung wie die 
der Reichskriminalstatistik von der statistischen Zentralbehörde des 
Deutschen Reichs, dem Statistischen Reichsamt, zu erfolgen hätte. (Übrigens 
war schon in § 330 des früheren Entwurfs eines Strafvollzugsgesetzes die 
Aufstellung einer Statistik über den Vollzug der Freiheitsstrafen und der 
mit der Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln der Sicherung und 
Besserung für das ganze Reichsgebiet in Aussicht genommen.) 

Dagegen ist kürzlich eine das ganze Reichsgebiet umfassende Statistik 
über den Vollzug von Freiheitsstrafen an jungen Gefangenen nach dem 

5) vgl. E. Roemer. ..Die Aufgnben der Strnfvollzugsstatistik.” Allgemeine» 
Statistische« Archiv. Jena 1935. 25. Bd. S. 27—54. 

•!) vgl. E. Roeiner. „Fünfzig Jahre deutsche Kriminnlstatistik.” Allgemeine» 
Statistische» Archiv. Jena 1934. 23. Bd. S. 343—373. 

7) vgl. Drucksachen des Rcichtags. IV. Wahlperiode 1928. Nr. 814, ausgegeben am 
1. März 1929. 
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Stande vom August 1936 in der Kameradschaftsarbeit „Gedanken über 
Strafvollzug an jungen Gefangenen“ (Heft 1), herausgegeben von Staats¬ 
sekretär Dr. Freister, erschienen. 

2. Wesentlich anders lagen und liegen auch noch gegenwärtig die 
strafvollzugsstatistischen Verhältnisse in den deutschen Ländern. 

In Preußen wurden für den Staat im Ganzen erstmalig im Jahre 
1871 statistische Ergebnisse der Zustände im Gefängniswesen, und zwar in 
der „Statistik der zum Ressort des Ministeriums des Innern gehörenden 
Straf- und Gefangenenanstalten für das Jahr 1869“ veröffentlicht, dessen 
Verwaltungsgebiet neben den zur Vollstreckung der Zuchthausstrafe be¬ 
stimmten Strafhäusem allerdings nur eine geringe Anzahl von Anstalten 
für den Vollzug anderer Haftarten (Gefängnis-, Korrektions-, Polizei- und 
Untersuchungshaft) umfaßt. Die Veröffentlichung dieser Statistik, die 
aus diesem Grunde Individualangaben nur bezüglich der in ihrer 
Gesamtzahl in den Gefängnissen des Verwaltungsressorts untergebrachten 
Zuchthausgefangenen liefert, während sie sich im übrigen ledig¬ 
lich als allgemeine Verwaltungsstatistik darstellte, erfolgte jährlich bis in 
die Kriegszeit. 

Im Jahre 1902 beginnt sodann in stattlichem Umfange die Herausgabe 
der „Statistik über die Gefängnisse der Justizverwaltung in Preußen“, die 
— wie schon ihr Name besagt — über die zum Verwaltungsbereich des 
preußischen Justizministeriums gehörenden Anstalten berichtet. 

Als dieser seit über 100 Jahren bestehende Dualismus in der Ver¬ 
waltung der preußischen Strafanstalten im letzten Kriegsjahr beseitigt 
wurde, in dem auf Grund eines Erlasses vom 14. Dezember 1917 (GS. 1918, 
S. 11) vom 1. April 1918 ab die Verwaltung der dem preußischen Mini¬ 
sterium unterstellten Zuchthäuser und größeren Gefängnisse der Justiz¬ 
verwaltung unterstellt wurden, ging auf diese auch die Statistik sämtlicher 
preußischer Strafanstalten über. Sie ist zuletzt 1931 mit Ergebnissen für 
das am 31. März 1930 abgelaufene Rechnungsjahr publiziert worden. In 
den folgenden Jahren ist die Drucklegung der Statistik der preußischen 
Gefangenenanstalten einmal wegen der aus finanziellen Gründen bedingten 
staatlichen Sparmaßnahmen unterblieben, fernerhin auch deshalb, weil die 
Vorarbeiten für eine Reichsgefängnisstatistik, die einheitliche statistische 
Muster für alle deutschen Länder schaffen sollte, im Gange sind. Un¬ 
geachtet dessen sind aber die statistischen Erhebungen der bisherigen 
preußischen Gefängnisstatistik fortgesetzt und ihre Hauptergebnisse 
von Ministerialrat Dr. Schmidt 8 ) in der „Deutschen Justiz“ bekannt¬ 
gegeben worden, der in der genannten Zeitschrift auch von Zeit zu Zeit 
über die in den deutschen Vollzugsanstalten in Sicherungsverwahrung 
einsitzenden Personen berichtet. 

Bereits aus dem ersten Drittel des vergangenen Jahrhunderts liegen 
gefängnisstatistische Daten für Bayern vor, und zwar in einer Arbeit 
über „Stand der Zucht- und Strafarbeitshäuser, dann der Zwangsarbeits¬ 
häuser in den diesseits des Rheins gelegenen Kreisen des Königreichs 
Bayern, aus den 15 Jahren von 1833/34 bis 1847/48“, die in dem 1855 
herausgegebenen Heft IV der „Beiträge zur Statistik des Königreichs 
Bayern“ veröffentlicht worden sind. Weiterhin ist die von Dr. med. 
C. M a j e r verfaßte und in der Zeitschrift des „Kgl. Bayerischen Stati¬ 
stischen Bureaus“ (3. Jg. 1871, S. 1 ff.) abgedruckte medizinisch-stati- 


8) a. a. O. 96. J B . 1934 Nr. 32, S. 1023 ff. und Nr. 43, S. 1346 ff. 
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stische Studie „Die bayerischen Straf- und Polizeianstalten während der 
Periode vom 1. Oktober 1863 bis 31. Dezember 1868“ zu erwähnen. Im 
Jahre 1894 werden dann erstmals im „Statistischen Jahrbuch für Bayern“ 
— und zwar bis 1885 zurückreichende — Übersichten über die Bewegung 
des Gefangenenstandes in den Gerichtsgefängnissen und Strafanstalten 
bekanntgegeben. Auch die „Bayerische Justizstatistik“ berichtete hier¬ 
über, deren letzter Band jedoch 1915 erschienen ist. 

Die sächsische Statistik hat sich schon in ihren ersten Anfängen, 
als es noch kein staatliches Statistisches Büro, sondern nur einen vom 
Staat geförderten statistischen Verein gab, mit dem hier zu erörternden 
Gebiet beschäftigt. Gleich die erste, im Jahre 1831 erschienene Lieferung 
der „Mitteilungen des statistischen Vereins für Sachsen“ enthielt eine 
Übersicht der in den öffentlichen Straf- und Versorgungsanstalten befind¬ 
lichen Personen. Der erste Jahrgang der im Jahre 1855 gegründeten 
„Zeitschrift des Königl. Statistischen Büros“ brachte eine längere — die 
Zeit von 1838 bis 1854 umfassende — Abhandlung unter dem Titel „Bei¬ 
träge zur Statistik der Strafanstalten und der Moralität der Bevölkerung 
im Königreiche Sachsen mit besonderer Beziehung auf die Rückfälligkeit 
der Verbrecher“ (a. a. O. S. 89 ff.), der Beiträge ähnlichen Inhalts in den 
Jahrgängen 1861 (S. 89 ff.) und 1864 (S. 41 ff.) folgten. Die Detentions- 
anstalten (Polizei-, Untersuchungsanstalten, Gefängnisse, Militäranstalten) 
in Sachsen und die Zahl ihrer Insassen am 1. Dezember 1880 sind im Jahr¬ 
gang 1881 (S. 226 ff.) der zitierten Zeitschrift aufgeführt. Nachdem eine 
summarische Darstellung über Zahl und Frequenz der Landes-, Straf- und 
Besserungsanstalten in den Jahren 1880 bis 1884 im Jg. 1889 des „Stati¬ 
stischen Jahrbuchs für das Königreich Sachsen“ veröffentlicht worden 
waren, erfolgt in diesem regelmäßig vom Jahrgang 1905 ab die Bekannt¬ 
gabe einer Übersicht über die Personalbewegung in den sächsischen 
Landes-, Straf- und Korrektionsanstalten bis in die neueste Zeit. 

In dem VI. Bande der „Monatsschrift für die Justizpflege in Würt¬ 
temberg“ vom Jahre 1841 (S. 311 ff. und 462 ff.) sind „Beiträge zur 
Statistik der höheren Zivilstrafanstalten in dem Königreiche Württem¬ 
berg“ mitgeteilt, die sich auf den Zeitraum vom 31. Dezember 1827 bis 
zum 30. Juni 1839 beziehen. Sie wurden — bearbeitet durch von St e u - 
d e 1 — unter demselben Titel bis zum Jahre 1859 fortgesetzt und in dem 
„Württembergischen Jahrbuch für vaterländische Geschichte, Geographie, 
Statistik und Topographie“ (vgl. Jg. 1855, I, S. 108 ff. und Jg. 1859, II, 
S. 1 ff.) veröffentlicht. Vom Ausgang der 80er Jahre ab wurde dann bis 
in die Kriegszeit hinein eine „Übersicht über die Verwaltung der Rechts¬ 
pflege im Königreich Württemberg sowie über die Verwaltung und den 
Zustand der gerichtlichen Strafanstalten“, ab 1911 mit dem Titel „Würt- 
tembergische Justizstatistik“ (Teil 2, Gefängnisstatistik) herausgegeben, 
nach dem Kriege „Übersichten über die Verwaltung der Rechtspflege für 
den Freistaat Württemberg“, die z. T. im dortigen „Statistischen Jahr¬ 
buch“ abgedruckt sind. 

Ausgezeichnetes Material lieferte auch die bis zum Jahre 1915 be¬ 
stehende „Badische Justizstatistik einschließlich Gefängnisstatistik“. 
Außerdem sind summarische Daten im „Statistischen Jahrbuch“ Badens 
veröffentlicht. 

Quellenwerk für Hessen war während einer Reihe von Jahrzehnten 
die „Statistik der Straf- und Gefangenenanstalten im Großherzogtum 
Hessen“. Aus neuerer Zeit finden sich Angaben über das hessische Ge- 
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ziert, während Estland hierüber periodisch in seiner Monatszeitschrift 
„Eesti Statistika“ berichtet. 

Das Memelgebiet veröffentlicht Ergebnisse über die wichtigsten 
Vorgänge in seinem Strafvollzug in den „Statistischen Mitteilungen, Memel¬ 
gebiet“, Danzig mitunter in den „Danziger Statistischen Mitteilungen“. 

Der Güte meines verehrten Kollegen, des Herrn Dr. V e r k k o 
(Helsingfors), Chef des Statistischen Büros des Justizministeriums, ver¬ 
danke ich ausführliche Angaben über die Entwicklung der Gefängnis¬ 
statistik in Finnland. Sie nahm im Jahre 1882 ihren Anfang und 
erscheint seitdem regelmäßig in „Suomen virallista tilastoa, sarjaa XXIII“. 
Doch wurde mit der Reform der finnischen Justiz- und Kriminalstatistik 10 ) 
im Jahre 1927 der personenstatistische Teil der Statistik des Gefängnis¬ 
wesens Finnlands von dieser abgetrennt. Er wird seitdem als Teil III der 
Kriminalstatistik veröffentlicht, und zwar unter dem Titel „Suomen 
Virallinen Tilasto. Oikeustilasto. Rikollissus III. Rangaistusta Kärsivät 
(Personnes subissant une peine)“, der sich gegenüber den entsprechenden 
Publikationen anderer Länder vor allem durch den Reichtum und die Ver¬ 
schiedenheiten der Angaben über die Individualverhältnisse der Häftlinge 
auszeichnet. Maßgebend für die Loslösung dieser Statistik aus der Ge¬ 
fängnisstatistik war einzig und allein das Bestreben, den persönlichen 
Eigenschaften der Gefangenen eine größere Aufmerksamkeit zu schenken 
als dies in einem amtlichen Bericht, der die Tätigkeit auf dem Gebiet des 
Gefängniswesens behandelt, möglich ist. 

Nach einer Auskunft, die mir liebenswürdigerweise Herr Bibliothekar 
F r e d e 1 i u s vom schwedischen Statistischen Zentralbüro erteilt hat, 
nimmt die Statistik über das Gefängniswesen in Schweden im Jahre 
1835 ihren Anfang. Für die Jahre 1835 bis 1858 hat die damalige Direktion 
der Gefängnisse (Styrelsen öfver fängelsema och arbetsinrättningarna) 
Berichte erstattet, die jedoch nur für die Jahre 1838 und 1839 sowie 1847 
bis 1858 unter dem Titel „Berättelse angäende fängvärden i riket“ im 
Druck erschienen sind. Seit dem Jahre 1869 ist die Statistik vom „Kungl. 
fängvärdsstyrelsen“ unter dem Titel „Fängvärden“ herausgegeben worden, 
und zwar in den Jahren 1859 bis 1910 in der Reihe „Bidrag tili Sveriges 
officiella Statistik“ und seit 1911 in der Reihe „Sveriges officiella Statistik“. 

In Dänemark erscheint seit 1873 bis in die neueste Zeit die Gefäng¬ 
nisstatistik „Beretning om Strafalternas i Danmark“. 

Norwegens Nachweisungen werden in „Norges Offisielle Statis- 
tikk. Beretning om Rigets Strafarbeidsanstalter“, „Fengselsstyrets Ärbok“, 
daneben summarisch im „Statistisk Arsbok for Kongeriket Norge“ heraus¬ 
gegeben. 

Die an Einzelheiten sehr reichen Nachweisungen von England 
und Wales — ursprünglich in den ,Judicial Statistics“ enthalten — 
stellen vom Jahre 1893 ab einen besonderen „Report of the Commissioners 
of Prisons and the Directors of Convict Prisons“ dar. Die entsprechenden 
Angaben für Schottland sind veröffentlicht im „Annual Report of 
the Prison Commissioners for Scotland“ — (ab 1929) im „Annual Report of 
the Prisons Departement“, für den Irischen Freistaat in „Saorstät 
Eireann. Statistical Abstract“. 

lt>) vgl. a. V. V c r k k o , ..Omorganisationen nv den finska rätts-och krlminal- 
statistiken". Nordisk Tidsskrift for Straffeset. Kopenhagen 1932, S. 74—78. 

li»a) vgl. a. R. A p e I t. ,,l)ie finnische Rechtsstatistik.“ Zeitschi'. f. d. gcs. Straf¬ 
rechtswissenschaft. Berlin 1936/37. 56. Bd. S. 271 ff. 
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Wie mir Herr Professor Dr. Bonger (Amsterdam) freundlichst 
mitteilte, gibt es in den Niederlanden bereits seit dem Jahre 1836 
regelmäßige statistische Veröffentlichungen über das Gefängniswesen. Sie 
waren bis 1844 im „Statistieke Jaarboekje“ 11 ) enthalten. Von 1845 ab 
wurden diese Angaben gesondert unter dein Namen „Statistieken tabeilen 
van de bevolkening der gevangenissen en Nederland“ publiziert, der im 
Jahre 1854 in „Statistiek van het Gevangeniswezen“ geändert wurde. 
Dieser Titel wurde bis zum Jahre 1921 beibehalten. Seitdem erscheinen 
die gefängnisstatistischen Nachweisungen unter der Bezeichnung „Gevan- 
genisstatistiek“, und zwar bis 1929 meist als selbständige Publikationen 12 ), 
der besonders in letzter Zeit auch häufig Abbildungen aus den verschie¬ 
denen Gebieten des Strafvollzuges sowie graphische Darstellungen bei¬ 
gegeben waren, von 1930 ab — wesentlich gekürzt — zusammen in einem 
Bande mit der Kriminalstatistik (Crimineele Statistiek). Das Schwer¬ 
gewicht in diesen Berichten liegt in der textlichen Darstellung. Damit ist 
das Niederländische Statistische Zentralamt einem Wunsche nach¬ 
gekommen, den der bekannte niederländische Rechtsgelehrte van Hamei, 
ein Mitbegründer der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung, vor 
20 Jahren in einem „Geen statistiek, doch een jaarsverslag over het ge¬ 
vangeniswezen“ betitelten Artikel 13 ) ausgesprochen hatte. 

Sehr detaillierte Nachweise über das Gefängniswesen von Frank¬ 
reich bringt die „Statistique Penitentiaire, Expose general de la Situation 
des Services et des divers Etablissements“, die seit dem Jahre 1852 vom 
französischen Justizministerium herausgegeben wird (bisher sind über 
80 Jahrgänge erschienen). 

Belgien veröffentlicht seit vielen Jahren die „Statistique peniten¬ 
tiaire“ als besonderen Teil in dem justiz- und kriminalstatistischen 
Sammelwerk „Statistique Judiciaire de la Belgique“, Luxemburg 
gefängnisstatistische Hauptergebnisse im „Annuaire officiel“. 

In der Schweiz hat im Jahre 1827 St. Franciscini in der 
„Statistica della Svizzera“ (Lugano 1827, S. 311) zunächst für die sechs 
Kantone Zürich, St. Gallen und Aargau (für die Jahre 1824—26), Basel 
(ab 1815—24), Waadt (für 1821—26) und Genf (für 1826) gefängnis¬ 
statistisches Material herausgegeben. Die erste einheitliche Darstellung 
für die Schweiz hat v. O r e 11 i in einer Abhandlung „Zur Statistik des 
schweizerischen Gefängniswesens“ 14 ) geliefert. Im Jahre 1876 wurde 
dann erstmalig amtlicherseits von dem eidgenössischen statistischen Büro 
eine Arbeit unter dem Titel „Zur Statistik der Kriminalanstalten der 
Schweiz im Jahre 1874“ lß ) bekanntgegeben. 

Italien gibt seit Beginn der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
die „Statistica delle Carceri“ heraus, die neuerdings die Bezeichnung 
„Statistica degli Istituti di Prevenzione e di Pena e dei Reformatori“ trägt. 

Originalangaben für Spanien enthält das Werk „Estadistica Peni- 
tenciaria“, daneben umfangreiche Nachweisungen über den Vollzug der 

11) Halbamtlich. Herausgeber: R. I. o b a t t o. (lewöhnlich genannt „Lobntto's 
Jaarboekje". 

• 2) IMe Jahrgänge 1923 und 1924 sind nicht erschienen. 

1 3 ) vgl. Tijdschrift voor Strafrecht. 1914. deel XXV. 

14) vgl. Zeitschrift für schweizerische Statistik. Jg. 1869. S. 8 ff. 

1 5 ) vgl. Zeitschrift für schweizerische Statistik. Jg. 1876. S. 1 ff. 
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Freiheitsstrafen das „Anuario Estadistico“, Quellenwerk für Portugal 
ist das „Anuario Estatistico“. 

Was die Balkanstaaten anbetrifft, so ist zuerst die recht aus¬ 
führliche „StattSTtxTj Siocppoyts-tx^“ von Griechenland zu nennen. Ru¬ 
mänien gab früher eine eigene „Statistica penitentiaria“ heraus; aus 
letzter Zeit sind Nachweise — auch im „Anuarul statistic al Romäniei“ — 
nicht vorhanden. Über die wichtigsten Daten aus dem bulgarischen 
Gefängniswesen unterrichtet ein umfangreiches Kapitel in „Statistitscheski 
Godischnik na Blarskoto“ (Statistisches Jahrbuch). Gleichfalls in den 
Statistischen Jahrbüchern veröffentlichten Jugoslawien (Statisticki 
Godisniak) und die Türkei (Istatistik Yilligi) die wichtigsten Angaben 
aus dem Vollzug der Freiheitsstrafen. 

2. Außereuropäische Länder 

Was die Gefängnisstatistik im überseeischen Ausland anbetrifft, so 
wurde in den Vereinigten Staaten von Amerika in dem Zeit¬ 
raum von 1850 bis 1890 die Gefängnisbevölkerung lediglich im Zusammen¬ 
hang mit dem allgemeinen, alle 10 Jahre durchgeführten Zensus zahlen¬ 
mäßig festgestellt. Selbständige gefängnisstatistische Erhebungen wurden 
dann in den Jahren 1904, 1910 und 1923 vorgenommen. Die Ergebnisse der 
letzten dieser Erhebungen sind im Jahre 1926 unter dem Titel „Prisoners 
1923, Crime Conditions in the United States as Reflected in Census Statistics 
of Imprisoned Offenders“ (Washington) erschienen, die allerdings wesentlich 
umfangreicher sind als die vom Jahre 1926 ab aufgestellte jährliche 
Statistik „Prisoners in State and Federal Prisons and Reformatories“. 
Daneben erschienen zwei weitere — ebenfalls vom Departement of Ju- 
stice — herausgegebene Publikationen, betitelt „Federal Penal and Cor- 
rectional Institutions“ und „Federal Prisoners in Jails“. Letztere gibt Auf¬ 
schluß über diejenigen Verurteilten, deren Strafvollzugskosten zwar vom 
Bundesjustizdepartement entrichtet, aber nicht in den Bundesgefängnissen, 
sondern in den sogenannten „Jails“ vollstreckt werden, die nicht nur dem 
Strafvollzug selbst, sondern auch der Beweis- und Vollstreckungssicherung 
dienen!«). Diese beiden Veröffentlichungen erscheinen vom Jahre 1931 ab 
inhaltlich im Rahmen der vom „United States Department of Justice“ 
herausgegebenen neuen Publikation „Federal Offenders, A Review of the 
Work of the Federal Prisoners and Persons under Federal Parole and 
Probation Supervision“, welche über die dem „Bureau of Prisons“ unter¬ 
stehenden Gefangenenanstalten berichtet. Wie schon die Bezeichnung be¬ 
sagt, handelt es sich bei diesen statistischen Nachweisungen nur um die 
sogenannten „Bundessträflinge“, das sind die von den Bundesstrafgerichten 
verurteilten Personen. 

Von den bedeutenderen süd- und mittelamerikanischen 
Staaten bieten, soweit mir bekannt ist, Chile eingehendes und viel¬ 
seitiges Material über sein Gefängniswesen in „Estadistica Anual de 
Administracion, Justicia y Education“, Uruguay im „Anuario Esta¬ 
distico de la Republica Oriental del Uruguay“, Mexiko in der Zeit¬ 


ig) vgl. a. E. M. !•' o I t i n. Amerikanische» Gefänjrniswcnen. Reichenberg 1930. 
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schrift „Estadistica Nacional“. Einer Notiz im „Archiv für Kriminologie“ 
(97. Bd. 1935, S. 80) zufolge, hat das Justizministerium von Argen¬ 
tinien im Jahre 1935 die Jahresberichte 1931, 1932, 1933 über die Ge¬ 
fängnisse veröffentlicht, von denen namentlich der letzte sehr detailliertes 
umfangreiches statistisches Material enthält. 

Nach einer Mitteilung, die ich für Herrn T. Hasegawa, Direktor des 
kaiserlich japanischen Statistischen Amtes zu Dank verpflichtet bin, wurde 
in Japan im Jahre 1880 die erste Jahresveröffentlichung über Gefängnis¬ 
statistik vom Justizministerium herausgegeben. Der japanische Titel der 
gegenwärtigen sehr umfangreichen Gefängnisstatistik lautet: „Gyökei- 
Tokei“. Daneben sind summarische Daten in dem gleichfalls in japanischer 
Sprache erscheinenden Statistischen Jahrbuch sowie im „Resume stati- 
stique de l’empire du Japon“ enthalten. Außerdem verweise ich auf die 
sehr instruktive Darstellung der japanischen Rechtsverhältnisse mit ein¬ 
gehender Kriminal- und Gefängnisstatistik, die Masataro Miyake, 
Richter am japanischen Obersten Gerichtshof, in „An Outline of the japa- 
nese judiciary and the administration of prisons“ 17 ) gegeben hat. 

Für Siam finden sich gefängnisstatistische Zahlen regelmäßig im 
„Statistical Yearbook of the Kingdom of Siam“, für Niederländisch¬ 
indien in „Indisch Verslag. II. Statistisch Jaaroverzicht.“ 

Gefängnisstatistische Quellen für die größeren britischen 
überseeischen Besitzungen sind die jeweiligen statistischen 
Jahrbücher und zwar für Kanada: „The Canada Yearbook“, B r i - 
tisch-Indien: „Statistical abstract of British India“, Südafrika¬ 
nische Union: „Official Yearbook of the Union of South Africa“, 
Australischer Staatenbund: „Official Yearbook of the Com¬ 
monwealth of Australia“ und Neuseeland: „The New Zealand Offi¬ 
cial Yearbook“. 

Ägypten gibt Zahlen aus seinem Strafvollzug im „Annuaire stati- 
stique de l’Egypte“ bekannt. 

Schließlich ist die internationale Statistik in der von der „Howard 
League for Penal Reform“ im Jahre 1936 herausgegebenen 
Denkschrift „The Prisoner Population in the World“ zu erwähnen. 

Nachweisungen über den Vollzug der Todesstrafe durch 
Hinrichtungen bringen die meisten Kulturstaaten ausschließlich im Rah¬ 
men der Todesursachenstatistik. Daneben bieten einige Länder Zahlen¬ 
material hierüber laufend in ihren kriminal-, Strafprozeß- und gefängnis¬ 
statistischen Veröffentlichungen; so z. B. England und Wales in 
den „Criminal Statistics“, Frankreich im „Compte general de l’admi- 
nistration de la justice criminelle en France“, Italien bis zum Inkraft¬ 
treten des Strafgesetzbuchs im Jahre 1889, das keine Todesstrafe kennt, 
in „Statistica giudiciaria penale“, die Vereinigten Staaten von 
Am e r i ka in „Prisoners in State and Federal Prisons and Reformatories“. 
Im übrigen verweise ich auf die Tabellen und die dabei zitierten Quellen, 
die meinem Artikel „Todesstrafe (Statistik)“ im Handwörterbuch der 
Kriminologie (1936 Bd. II) beigegeben sind. 

17) vgl. The Japan Advertlser. Tokio 1930 
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Straffälligenfürsorge 

Im Jahre 1826 wurde in Düsseldorf die „Rheinisch-Westfälische Ge¬ 
fängnisgesellschaft“ und ein Jahr später in Berlin der „Verein zur 
Besserung der Gefangenen“ gegründet. Zunächst erstreckte sich der Ge¬ 
schäftsbereich dieser beiden Vereine über das gesamte Gebiet des dama¬ 
ligen preußischen Staates. Aber bald bildeten sich in allen größeren 
Städten Zweigstellen, so daß ganz Preußen mit einem Netz von Fürsorge¬ 
vereinen überzogen wurde. Ähnlich war die Entwicklung in den anderen 
deutschen Ländern. 

Einen Spitzenverband besaßen diese Vereinigungen zunächst nicht, 
ihre Fachfragen wurden daher auf den Tagungen des „Vereins der 
deutschen Strafanstaltsbeamten“ gelegentlich miterörtert. Erst im Jahre 
1892 gelang auf Anregung des Geheimen Rats Dr. Fuchs aus Karlsruhe 
die Gründung einer selbständigen Dachorganisation, die sich „Verband der 
deutschen Schutzvereine“ nannte, ln den 30 Jahren seines Bestehens hat 
dieser Verband acht Tagungen abgehalten und auf seinem Fachgebiete 
wertvolle Arbeit geleistet. Die Inflation im Jahre 1923 setzte seiner Tätig¬ 
keit ein Ende. 

Aber schon 1925 erfolgte unter der Bezeichnung „Deutscher Reichs¬ 
verband für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge“ ein 
neuer Zusammenschluß der Gefängnisgesellschaften und Gefangenenfür¬ 
sorgevereine. Im Zuge der Vereinheitlichung des Verbändewesens nach 
der Machtergreifung durch Adolf Hitler im Jahre 1933 erfolgte dann 
seine Anlehnung an die zuständige Organisation der NSDAP., nämlich 
die NS-Volkswohlfahrt. In Anbetracht der Verdienste, die sich der 
„Deutsche Reichsverband“ und seine teilweise mehr als 100 Jahre alten 
Landes- und Ortsvereine erworben hatten, wurde von einer Auflösung 
abgesehen. Es erfolgte nur eine Angliederung an die NS-Volkswohlfahrt 
in der Weise, daß der Vorsitz beider Organisationen in denselben Händen 
vereinigt wurde. Dadurch wurde die Gewähr geschaffen, daß der Deutsche 
Reichsverband unter Führung und im Geiste der parteiamtlichen NS- 
Volkswohlfahrt auf seinem Spezialgebiet in altüberlieferter und gut¬ 
bewährter Weise Weiterarbeiten konnte. 

Als dringlichste Aufgabe nahm der neue Vorstand die lückenlose Aus¬ 
dehnung seiner Organisation über alle Teile des Deutschen Reiches und 
die Schaffung gemeinsamer Richtlinien für die praktische Arbeit in 
Angriff. So erfolgte unter Anpassung an die Oberlandesgerichtsbezirke 
überall da die Gründung eines Landesvereins, wo der frühere Reichs¬ 
verband bisher noch nicht vertreten war. Die Landesvereine wiederum 
überzogen ihre Geschäftsbereiche mit einem Netz von Ortsvereinen, 
denen sie dann im wesentlichen die praktische Arbeit der Straffälligen¬ 
fürsorge übertrugen. Der Deutsche Reichsverband zählt zur Zeit 
21 Landesvereine und die Zahl der Ortsvereine, die vor kurzem auf rund 
500 festgestellt wurde, vermehrt sich mit dem Fortschreiten des Ausbaues 
der Organisation noch ständig. 

Die Aufgaben des Deutschen Reichsverbandes für Gerichtshilfe, 
Gefangenen- und Entlassenenfürsorge ergeben sich aus seinem Namen. 
Zwar ist die Gericht shilfe zur Zeit fast überall eingestellt, weil 
sie unter marxistischem Einfluß eine Entwicklung genommen hatte, die 
zu einer Gefahr für die objektive Rechtspflege zu werden drohte. Denn 
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in Verkennung ihrer Aufgaben wandelte sie sich von einer Hilfe für das 
Gericht, als die sie zunächst gegründet wurde, zu einer Fürsorge für den 
Angeklagten um, so daß sie z. B. in Preußen durch eine Verfügung des 
Reichsjustizministeriums abgeschafft werden mußte. Zur Zeit sind jedoch 
Erwägungen im Gange, sie in neuer Form entstehen zu lassen. 

Die Gefangenenfürsorge wird gewöhnlich mit der amtlichen 
Fürsorge der Gefängnisverwaltung begrifflich gleichgesetzt, obwohl dies 
nicht unbeschränkt richtig ist, weil auch schon während der Haft die 
Gefangenenfürsorgevereine ihre Tätigkeit im Einvernehmen mit den staat¬ 
lichen Stellen beginnen. Grundsätzlich haben aber nach den für die ein¬ 
zelnen Länder gegebenen Dienst- und Vollzugsordnungen die Strafvoll¬ 
zugsbeamten, besonders die Geistlichen und Lehrer, die Aufgabe, die Ge¬ 
fangenen während der Haft fürsorgerisch zu betreuen, und der Staat 
stellt zu diesem Zwecke auch erhebliche Geldmittel zur Verfügrung. 

Eine planmäßige Entlassenenfürsorge darf mit ihrer 
Tätigkeit nicht erst nach der Entlassung einsetzen, besonders wenn es sich 
um Beschaffung von Unterkunft und Arbeit nach Verbüßung der Strafe 
handelt. Sie muß vielmehr schon frühzeitig an die Bemühungen der 
Gefangenenfürsorge anknüpfen, um die Wiedereingliederung des Vor¬ 
bestraften in die Volksgemeinschaft mit Erfolg vorzubereiten. Dieses 
Ziel ist das wichtigste Arbeitsgebiet des Deutschen Reichsverbandes für 
Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge und der ihm an¬ 
geschlossenen Landes- und Ortsvereine. Seine Aufgabe sieht er erst als 
beendet an, wenn die Entlassenen entweder durch Beschaffung von Arbeit 
und Unterkunft selbständig erwerbsfähig geworden sind, oder aber nach 
Scheitern aller Bemühungen von der öffentlichen Wohlfahrtspflege zur 
weiteren Betreuung übernommen werden. Die Stellung zwischen der amt¬ 
lichen Gefangenenfürsorge durch die Justizverwaltung einerseits und der 
staatlichen Wohlfahrtspflege sowie der Arbeit der NS-Volkswohlfahrt 
andererseits hat zur Folge, daß der Deutsche Reichsverband für Gerichts¬ 
hilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge mit diesen drei auf gleichem 
Gebiete tätigen Dienststellen engste Fühlung hält. 

Mit Recht ist immer wieder gesagt worden, daß Strafrechtspflege und 
Strafvollzug ohne planmäßige Entlassenenfürsorge keinen dauernden Er¬ 
folg haben können. Deshalb hat es sich die Schriftleitung der „Blätter 
für Gefängniskunde“ zur Aufgabe gemacht, die Zusammenarbeit in der 
Weise zu fördern, daß sie laufend über die wichtigsten Probleme der 
Straffälligenfürsorge und ihre Lösungsversuche berichtet und in der Zeit¬ 
schriftenschau auf den Inhalt der Abhandlungen der „Monatsblätter für 
Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge“ verweist. Stv. 


Vortrag über die Bedeutung der 
Blutgruppenforschung 

In dem Institut für gerichtliche und soziale Medizin der Universität 
Berlin (Direktor: Professor Dr. med. Müller-Heß) hielt vor Berliner 
Richtern und Staatsanwälten der Oberarzt des Instituts Dr. W. Haller- 
m a n n einen Vortrag über „Die Bedeutung der Blutgruppenforschung für 
die Strafrechtspflege", in dem er etwa folgendes ausführte: 
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Es hat seit der Entdeckung der Blutgruppen, die um die Jahrhundert¬ 
wende erfolgte, lange Zeit gedauert, bis diese modernen Erkenntnisse 
auch der Rechtspflege dienstbar gemacht werden konnten. Das war erst 
möglich, als auf Grund von ungemein zahlreichen Einzeluntersuchungen 
im Laufe der Jahre eindeutig erwiesen werden konnte, daß sich die Blut- 
gruppen-Eigenschaften des einzelnen Menschen im Laufe seines Lebens 
durch keinerlei Einwirkungen ändern können, daß ihr Nachweis jederzeit 
leicht möglich ist und daß sie sich nach bestimmten uns bekannten 
Gesetzen vererben. 

Aus der Tatsache, daß es nur wenige Blutgruppen gibt und daß 
einzelne Gruppen (z. B. haben in Deutschland 40 % aller Menschen 
Gruppe A und eine etwa gleich große Anzahl Gruppe O) besonders häufig 
vertreten sind, geht schon hervor, daß durch die Blutgruppenbestimmung 
niemals der Vater eines unehelichen Kindes mit Sicherheit ermittelt 
werden kann, da ja viele Männer die gleiche Blutgruppe wie der leibliche 
Vater besitzen. Es läßt sich nur in einer bestimmten Anzahl von Fällen 
(14 bis 30 %) mit Sicherheit sagen, daß ein bestimmter Mann der Vater 
eines Kindes nicht sein kann. Da die Blutgruppenmerkmale sich direkt von 
den Eltern auf die Kinder vererben, muß in denjenigen Fällen, wo das Kind 
ein Merkmal besitzt, das der Mutter fehlt, der Vater des Kindes dieses 
Merkmal besitzen. Verfügt ein als Vater in Anspruch genommener Mann 
nicht über diese Eigenschaft, so kann er der Vater nicht sein. 

Es hat langer Kämpfe und Auseinandersetzungen bedurft, bis auch 
die höchsten Gerichte sich zu der Ansicht bekannten, daß das Ergebnis 
einer Blutgruppenuntersuchung, die von einem erfahrenen Arzt unter Ein¬ 
haltung der notwendigen Vorsichtsmaßnahmen und Kontrollen durchge¬ 
führt worden ist, geeignet erscheint, die Voraussetzungen der offenbaren 
Unmöglichkeit im Sinne des § 1717 und 1591 BGB. zu erfüllen. Heute 
wird diese Ansicht ganz allgemein vertreten und in Unterhaltsprozessen 
sehr häufig von der Möglichkeit einer Vaterschaftsausschließung durch 
die Blutgruppenbestimmung Gebrauch gemacht. 

In neuerer Zeit hat die Entdeckung der sogenannten Faktoren M 
und N die Aussichten einer Vaterschaftsausschließung verdoppelt. Aller¬ 
dings ist der Nachweis dieser Faktoren etwas schwieriger, da in dem 
menschlichen Blutwasser keinerlei Gegenstoffe gebildet werden, wie es 
bei den klassischen Blutgruppen der Fall ist. Zur Feststellung der Fak¬ 
toren ist man deshalb auf Tierversuche angewiesen, die nur in größeren 
Instituten durchzuführen sind. 

Auch in Strafprozessen kann das Blutgruppenverfahren eine große 
Rolle spielen. In Meineidsverfahren gegenüber der Kindesmutter wird 
häufig von der Würdigung der Ergebnisse der Blutgruppen-Untersuchung 
das Urteil abhängen. Da sich Blutgruppenbestimmungen auch an Blut¬ 
flecken durchführen lassen, ist in allen Mordfällen die Blutgruppen¬ 
bestimmung des Getöteten durchzuführen, sowie blutbefleckte Kleidung 
des Verdächtigten oder Beschuldigten zu untersuchen. Wird erwiesen, daß 
die Blutflecken am Rock des Verdächtigten zu der gleichen Blutgruppe 
wie die des Getöteten gehören, so können sie von diesem stammen; findet 
man, daß die Blutgruppen nicht übereinstimmend sind, so weist diese Fest¬ 
stellung darauf hin, daß der Verdacht unbegründet war. Stv. 
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Gefängniskunde des Auslandes 


Das Haftgesetz Lettlands vom 20. Juni 1936 

Die neuen Vollzugsvorschriften gliedern sich in drei Bücher mit den 
Überschriften: 

I. Strafvollzugs- und Sicherungsanstalten, 

II. Die Zwangserziehungsanstalten für Minderjährige, 

III. Die Hafträume der Polizei und des Grenzschutzes. 

Das erste Buch beginnt mit Personalvorschriften, aus denen zu ersehen 
ist, daß zu Strafanstaltsvorstehern Personen ernannt werden können, die 
mindestens Mittelschulbildung haben. Anwärter mit Hochschulbildung 
werden aber vorzugsweise angestellt. Für Vorstehergehilfen, Assistenten 
usw. ist ebenfalls mindestens Mittelschulbildung vorgeschrieben. Sie 
dürfen bei der Anstellung nicht älter als 35 Jahre sein und müssen in der 
lettischen Armee den Rang eines Offiziers oder Instruktors erworben 
haben. Auch hier werden Anwärter mit Hochschulbildung bevorzugt. 
Zu Oberaufsehem und Aufsehern kann ernannt werden, wer wenigstens 
eine volle Grundschulbildung hat, nicht älter als 30 Jahre ist und in der 
lettischen Armee seiner Dienstpflicht genügt hat. Anwärter mit Mittel¬ 
schulbildung genießen jedoch den Vorzug. Als Altersgrenze ist für die 
Vorstehergehilfen das 60. Jahr, für die Assistenten, Oberaufseher und 
Aufseher das 55. Jahr festgesetzt. 

Die Hafträume müssen bei Kälte normal erheizt und bei Anbruch der 
Dunkelheit genügend beleuchtet werden. Aus Gründen der Hygiene kann 
den Häftlingen gegen ihren Willen Haupthaar, Schnurrbart und Bart ab¬ 
geschnitten werden. Sind sie nicht mit Außenarbeit beschäftigt, dann 
müssen sie täglich mindestens 30 Minuten in der frischen Luft sein. Der 
Anstaltsarzt muß alle Häftlinge untersuchen und im Bedarfsfälle ärztliche 
Hilfe leisten. Er muß Häftlinge, die keine Speise zu sich nehmen, zwangs¬ 
weise ernähren lassen, wenn ihr Leben bedroht ist. Wenn im Falle des 
Todes eines Häftlings die Angehörigen nicht bekannt sind oder die Be¬ 
stattung nicht übernehmen, wird der Leichnam auf Staatskosten beerdigt 
oder der örtlichen Sektionskammer übermittelt. 

Um die Häftlinge an produktive Arbeit zu gewöhnen und sie ein 
nützliches Handwerk zu lehren und ihnen nach der Entlassung Existenz¬ 
mittel zu verschaffen, muß Gelegenheit zur Arbeit, vornehmlich zu land¬ 
wirtschaftlicher, geschaffen werden. Vom Arbeitslohn erhält der Häft¬ 
ling 50 Prozent, die übrigen 50 Prozent verbleiben im Häftlingsarbeits¬ 
fonds, in den ferner der Reingewinn des Umsatzes kommt. Aus diesem 
Fonds werden bestritten: die bereits erwähnte Hälfte des Arbeitslohnes, 
soweit sie an den Häftling ausgezahlt wird, die Ausgaben für Anschaffung 
von Arbeitsmaterial, die Kosten für die Organisation der Arbeit, die Ge¬ 
hälter des Verwaltungs- und technischen Personals, die Amortisation des 
be- und unbeweglichen Eigentums, sowie die Ausgaben für die Unfall¬ 
versicherung der Häftlinge. Der Häftlingsarbeitsfonds besteht beim 
Gefängnisdepartement des Justizministeriums; seine Verwaltung liegt den 
Haftanstaltsvorstehem ob. Zur Förderung der Häftlingsarbeiten können 
bis zu 20 Prozent vom Gewinn den Beamten und Angestellten, soweit sie 
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im Arbeitsbetriebe unmittelbar beschäftigt sind, als Tantieme gezahlt 
werden, jedoch nicht mehr als zwei Monatsgehälter. Ferner können bis 
zu 10 Prozent vom Gewinn dem Entlassenen-Fürsorgefonds überwiesen 
werden. Was am Ende des Wirtschaftsjahres nach Abzug der Ausgaben 
aller Art verbleibt, wird auf den Baufonds der Haftanstalt übertragen, 
wodurch Mittel zum Bau neuer Haftanstalten und Arbeitsräume sowie für 
größere bauliche Verbesserungen gewonnen werden. 

Bei jeder Haftanstalt besteht ein Verwaltungsbeirat unter dem 
Vorsitz eines Richters. Ihm gehören ferner der Vertreter der Staats¬ 
anwaltschaft, der Haftanstaltsvorsteher und der Vertreter des zuständigen 
Fürsorgevereins an. An seinen Sitzungen können mit beratender Stimme 
die Gehilfen des Haftanstaltsvorstehers, die Assistenten, die Geistlichen 
und die Lehrer teilnehmen. Der Verwaltungsbeirat beschließt über die 
vorzeitige Entlassung der Häftlinge und über die Erneuerung der Straf¬ 
verbüßung beim Entweichen, er erstattet Gutachten über die Unter¬ 
bringung in Sicherungsverwahrung oder Arbeitshäuser und Aufhebung der 
Sicherungsverwahrung, er entscheidet über Anlegung und Abnahme der 
Fesseln, über Urlaub der Häftlinge, sowie über Aufstieg und Rückver¬ 
setzung im Stufenstrafvollzug. 

Man unterscheidet Zwangsarbeits-, Zuchthaus-, Gefängnis- und 
Arrestgefangene. Letztere tragen eigene Kleidung und es kann ihnen 
die Benutzung eigener Wäsche und eigenen Bettzeuges gestattet werden. 
Allen Häftlingen kann erlaubt werden, von eigenem oder Arbeitsgelde 
Lebensmittel und andere Sachen zu kaufen. Von außen dürfen Nahrungs¬ 
mittel nur an höheren Feiertagen und im Rahmen des Stufenvollzugs 
eingebracht werden. Das Rauchen kann den Häftlingen gestattet werden; 
dagegen ist der Genuß von geistigen Getränken verboten. 

Alle arbeitsfähigen Häftlinge — mit Ausnahme der Arrestgefangenen 
mit einer Strafzeit bis zu sieben Tagen — sind zur Arbeit verpflichtet 
und können je nach der Schwere der Strafe und der Arbeitsverhältnisse 
bis zu zwölf Stunden täglich beschäftigt werden, jedoch darf im Jahres¬ 
durchschnitt die tägliche Arbeitsleistung zehn Stunden nicht überschreiten. 
Für die geleistete Arbeit wird ein Arbeitslohn gezahlt, der in Hausgeld 
und Rücklage geteilt wird. Über das Hausgeld darf der Sträfling während 
der Haftzeit für seine Bedürfnisse und zur Unterstützung seiner Ange¬ 
hörigen verfügen. Die Rücklage wird ihm nach der Entlassung ausge¬ 
händigt. Aber mit Genehmigung kann der Sträfling sie auch schon 
während der Haft zur Unterstützung notleidender Angehörigen, zum 
Ersatz des durch seine Straftat angerichteten Schadens und zur Be¬ 
schaffung nicht auf Staatskosten gewährter Arzneimittel verwenden. 

Die Haftanstaltsgeistlichen halten Gottesdienste ab, an denen Minder¬ 
jährige teilnehmen müssen und Volljährige sich beteiligen können. An¬ 
staltslehrer erteilen Schulunterricht. Außerdem werden Vorlesungen, 
Gespräche mit erzieherischem Zweck und musikalische Darbietungen ver¬ 
anstaltet; ferner befindet sich in jeder Haftanstalt eine Gefangenen¬ 
bücherei mit Werken ethischen, allgemein bildenden und auch fach¬ 
wissenschaftlichen Inhalts. Die Haftanstaltsvorsteher können den Sträf¬ 
lingen gestatten, sich eigene, die allgemeine Fachbildung fördernde Bücher, 
Zeitungen oder andere periodische Zeitschriften zu halten. 

Die Behandlung der Gefangenen soll streng aber gerecht sein. Ver¬ 
stöße gegen die Hausordnung werden mit Anstaltsstrafen gerügt, deren 
strengste „heller Karzer“ bis zu zwei Wochen und „dunkler Karzer“ bis 
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zu einer Woche sind. Wer entwichen ist oder einen Fluchtversuch gemacht 
hat, wird in einem gesonderten Raum untergebracht, wo ihm Fußfesseln 
bis zu sechs Monaten angelegt werden können. Ferner muß der ent¬ 
wichene Sträfling nach seiner Wiederergreifung die gesamte Strafzeit 
von neuem verbüßen. Hand- und Fußfesseln können ferner den zu lebens¬ 
länglicher Zwangsarbeit laut Gerichtsurteil Verurteilten angelegt werden. 
Anderen Sträflingen dürfen nur Fußfesseln angelegt werden. Für die 
mit Zwangsarbeit und mit Zuchthaus Bestraften sind durch besondere 
Vorschriften stufenweise Milderungen des Strafvollzugs vorgesehen. 
Urlaub kann den mit Arrest Bestraften, sowie nach Verbüßung der Hälfte 
der Strafzeit den mit Gefängnis Bestraften, und bei Zuchthaus und 
Zwangsarbeiten den in die höchste Stufe Aufgerückten gewährt werden, 
ohne daß jedoch dieser auf die Haftzeit angerechnet wird. Kommt 
jemand vom Urlaub ohne triftigen Grund mehr als 24 Stunden zu spät 
oder überhaupt nicht zurück, so gilt er als entwichen und muß die Strafe 
von neuem verbüßen. 

Über bedingt vorzeitige Entlassung entscheidet auf Anregung des 
Staatsanwalts, des Haftanstaltsvorstehers, des Anstaltsgeistlichen, des 
Arztes, des Lehrers oder des Vertreters des Fürsorgevereins der Ver¬ 
waltungsbeirat. Wenn der Häftling keinen Wohnsitz gewählt hat, wird 
ihm ein solcher angewiesen, den er nicht verlassen darf. Für die Dauer 
der nicht verbüßten Strafzeit, jedoch mindestens ein Jahr lang, wird er 
unter Aufsicht und Fürsorge des örtlichen Fürsorgevereins gestellt. 

Untersuchungshäftlinge werden in Einzelhaft gehalten, soweit Raum 
vorhanden ist. Sie können sich Zusatznahrungsmittel von außen in be¬ 
stimmtem Umfange schicken lassen. Der Haftanstaltsvorsteher kann 
zwecks Verhinderung von Entweichungen verlangen, daß sie Anstalts¬ 
kleidung anlegen. Die Untersuchungshäftlinge, die schon früher mindestens 
mit Gefängnishaft bestraft wurden, sind zur Arbeit verpflichtet, soweit 
der Gang der Untersuchung nicht gestört wird. Der Verkehr mit der 
Außenwelt erfolgt unter Aufsicht der Staatsanwälte oder der Richter. 
Von Anstaltsstrafen gegen Untersuchungshäftlinge hat der Haftanstalts¬ 
vorsteher den zuständigen Staatsanwalt oder Richter zu benachrichtigen. 

Die zu Sicherungsverwahrung oder Arbeitshaus Verurteilten werden 
in besonderen Anstalten oder in Sonderabteilungen der Gefängnisse ge¬ 
halten. Sie tragen Anstaltskleidung und werden nach Betragen und 
Arbeitseifer in Stufen eingeteilt. 

Die Entlassenenfürsorge beginnt schon zur Zeit der Haft, indem man 
die persönlichen Lebensumstände der Häftlinge prüft und sie nötigenfalls 
dazu anhält, die gelockerten Beziehungen mit den Angehörigen und den 
früheren Arbeitgebern wieder aufzunehmen. Die Fürsorge obliegt in 
erster Linie den Fürsorgern und, sofern keine vorhanden sind, den Haft- 
anstaltsvorstehem, Geistlichen, Lehrern und anderen Anstaltsangestellten. 
Ferner beteiligen sich an den Fürsorgearbeiten die Fürsorgevereine, deren 
Vertretern die Möglichkeit gegeben wird, die Haftanstalt zu besuchen. 
Die Sträflinge werden der Jahreszeit entsprechend gekleidet entlassen und 
bekommen nötigenfalls die Reisekosten bis zu ihrem Wohnort. Der eine 
gewisse Höhe überschreitende Arbeitsverdienst wird nicht ausgehändigt, 
sondern dem zuständigen Fürsorgeverein oder der Kommunalverwaltung 
übersandt. 

Zwangserziehungsanstalten dienen dazu, Minderjährige zu erziehen, 
zu bessern und für ihr künftiges Leben und ihren Beruf vorzubereiten. 
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Sie unterstehen dem Bildungsministerium. Polizeihafträume befinden sich 
bei der Ordnungspolizei, politischen Polizei, Kriminalpolizei und bei den 
Gemeindeverwaltungen. In ihnen können Arreststrafen bis zu sieben Tagen 
vollstreckt werden, falls die dem Justizministerium unterstehenden Haft¬ 
anstalten belegt oder zu weit vom Wohnort des Bestraften entfernt sind. 
Die Verwaltung untersteht dem Innenministerium. Außerdem gibt es 
noch Trinker- und Narkotikerheilanstalten, die zu dem Geschäftsbereich 
des Wohlfahrtsministeriums gehören und Militärhaftanstalten, die vom 
Kriegsministerium verwaltet werden. 

Oberregierungsrat Dr. W. S t r u b e , Berlin-Moabit. 


Aus der Verwaltung 


Allgemeine Verfügungen 

des Reichsjustizministers über den Strafvollzug und die Straf¬ 
vollzugsverwaltung. 

Nr. 10. Mitgabe von Handpaketen bei Gefangenensammeltransporten 
auf Eisenbahnen. AV. d. RJM. vom 5. 1. 1937 (4462 — III s 1 1476) 

— Dt. Just. S. 59 —. 

Nr. 19. Jugendstrafvollzug. AV. d. RJM. vom 22. 1. 1937 (4412 — 
III si 107) — Dt. Just. S. 97 —. 

Nr. 39. Änderung der Strafvollstreckungsordnung. AV. d. RJM. vom 
4. 2. 1937 (4300 — VI a< 163) — Dt. Just. S. 220 —. 

Nr. 65. Verwaltung der Gerichtsgefängnisse am Sitze einer Staats¬ 
anwaltschaft oder einer Zweigstelle der Staatsanwaltschaft. AV. d. RJM. 
vom 9. 3. 1937 (4401 — III si 1369) — Dt. Just. S. 378 —. 

Nr. 89. Dienstkleidungszuschüsse. AV. d. RJM. vom 17. 3. 1937 
(2044/1 — VI a 11 303) — Dt. Just. S. 479 —. 

Nr. 103. Änderung der vorläufigen Arbeitsverwaltungsordnung. AV. 
d. RJM. vom 25. 3. 1937 (4446 — III si 478) — Dt. Just. S. 491 —. 

Nr. 124. Strafgefangenenlager. AV. d. RJM. vom 6. 4. 1937 (4402 

— III si 531) — Dt. Just. S. 567 —. 

Run dverfügungen 

des Reichsjustizministers über den Strafvollzug und die Straf¬ 
vollzugsverwaltung. 

1. Beamtenangelegenheiten. 

RV. vom 8. 1. 1937 (2441 — III s 1 23) betr. Einberufung von An¬ 
wärterinnen für den Strafanstaltsaufsichtsdienst. Die Generalstaats¬ 
anwälte werden ermächtigt, bei Freiwerden von Strafanstaltsoberwacht¬ 
meisterinstellen innerhalb der Zahl der hiernach zur Verfügung stehenden 
freien Planstellen Anwärterinnen zum Vorbereitungsdienst für den Straf¬ 
anstaltsaufsichtsdienst einzuberufen. 

RV. vom 26. 1. 1937 (2413/1 — III s 1 76) betr. Nebenamtliche Wahr¬ 
nehmung der Geschäfte eines Anstaltsarztes bei den Vollzugsanstalten der 
Reichsjustizverwaltung durch beamtete Ärzte anderer Verwaltungen. Die 
beamteten Ärzte sind nach §§ 14, 15 Abs. 1 und 20 B RÄndGes. zur neben- 
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amtlichen Übernahme der Geschäfte eines Anstaltsarztes bei den Voll¬ 
zugsanstalten der Reichsjustizverwaltung auch ohne Vergütung ver¬ 
pflichtet. Soweit zur Zeit an beamtete Ärzte für die nebenamtliche 
Wahrnehmung der Anstaltsarztgeschäfte eine Vergütung gezahlt wird, ist 
diese Zahlung spätestens mit Ablauf des 31. März 1937 einzustellen. In 
besonderen Fällen kann auf Antrag Vergütung gewährt werden; dies 
kommt jedoch nur in Betracht, wenn die Nebentätigkeit den beamteten 
Arzt fühlbar belastet. 

RV. vom 16. 2. 1937 (2064 — III s 1 232) betr. Ferienurlaub der Beam¬ 
ten bei den Justizvollzugsanstalten im Rechnungsjahr 1937. Regelung wie 
im Vorjahr. Es muß in größerem Umfange möglich sein, auf vorhandene 
Kräfte, die durch die Verlegung von Gefangenen, insbesondere nach Papen¬ 
burg, entbehrlich geworden sind, zurückzugreifen und hierdurch Neuein¬ 
stellungen zu vermeiden. 

RV. vom 31. 3. 1937 (2441 — III s 1 390) betr. Übernahme als außer¬ 
planmäßige Beamte. Mit der Einführung des Reichsbesoldungsrechts für 
die nichtplanmäßigen Beamten ist die preußische AV. vom 19. 6. 1926 
JMB1. S. 197 gegenstandslos geworden. Der Anwärter ist daher jetzt un¬ 
mittelbar nach Erfüllung aller Laufbahnvor&usseizungen (Ablegung der 
Prüfung bzw., wenn eine Prüfung nicht abzulegen ist, nach erfolgreicher 
Beendigung des Vorbereitungsdienstes) als außerplanmäßiger Beamter zu 
übernehmen. 

RV. vom 17. 2. 1937 (2044 — III s 1 121) betr. Die Dienstkleidung der 
Strafanstaltsbeamten. Die beamteten Hilfskräfte (Oberwachtmeister a. Pr. 
und Wachtmeisteranwärter) bei den Vollzugsanstalten und die nicht nur 
vorübergehend (z. B. als Urlaubs- oder Krankenvertreter) beschäftigten 
nichtbeamteten Hilfskräfte des Aufsichts- und Werksdienstes bei den 
Besonderen Vollzugsanstalten haben als Dienstkleidung Rock, Hose, Mütze, 
Leibriemen, Leibriemenschloß und Schulterriemen wie die planmäßigen 
Beamten zu tragen. Die Vorschriften über die Bewaffnung der Straf¬ 
anstaltsbeamten finden entsprechende Anwendung. 

Um die Uniformierung der genannten Hilfskräfte sicherzustellen, ist 
für jede Besondere Vollzugsanstalt nach Maßgabe der verfügbaren Mittel 
ein der Zahl der Hilfskräfte entsprechender Bestand an Uniformen ver¬ 
schiedener Größe aus Reichsmitteln zu beschaffen. Die Dienstkleidungs¬ 
stücke werden nach Bedarf den Hilfskräften leihweise überlassen und 
dürfen nur während des Dienstes getragen werden. 

2. Arbeit. 

RV. vom 14. 1. 1937 (4441/13 — III s 1 7) betr. Herstellung von Kokos¬ 
erzeugnissen in den Vollzugsanstalten. Es wird ein Schreiben des Reichs¬ 
und Preußischen Wirtschaftsministers an die Fachuntergruppe Kokos¬ 
industrie mitgeteilt, in welchem nähere Angaben über die Verteilung von 
Devisen zur Beschaffung von Kokos enthalten sind. Die notwendig 
werdende Kürzung in der Zuweisung von Kokosgarn wird alle Betriebe 
gleichmäßig treffen, nicht nur die Arbeitsbetriebe der Vollzugsanstalten. 

RV. vom 21. 1. 1937 (4531 — III s 1 1461/36) betr. Auftragserteilung 
an die Arbeitsbetriebe der Vollzugsanstalten zur Herstellung von Bau¬ 
bedarfs- und Einrichtungsgegenständen. Mit dieser RV. werden Ab¬ 
schriften eines Schreibens des Preußischen Finanzministers an die Regie¬ 
rungspräsidenten und eines Schreibens an den Reichsstand des Deutschen 



70 


Handwerks übermittelt. Die Regierungspräsidenten werden angewiesen, 
in erster Linie bei der Herstellung von Baubedarfs- und Einrichtungs¬ 
gegenständen die Gefangenenarbeitsbetriebe zu berücksichtigen. Der 
gleiche Standpunkt wird in dem Schreiben an den Reichsstand des 
Deutschen Handwerks vertreten. 

RV. vom 20. 2. 1937 (4444 — III s 1 193) betr. Gefangenenarbeit. 
Auskünfte über Gefangenenarbeit dürfen nur in technischer Hinsicht, 
insbesondere zur Durchführung der Unfallverhütungsvorschriften erteilt 
werden. Darüber hinaus sind aus grundsätzlichen Erwägungen derartige 
Auskünfte in der Regel nicht zu erteilen. Falls im Einzelfall eine Aus¬ 
nahme geboten erscheint, ist zu berichten. 

RV. vom 20. 2. 1937 (4444 — III s 1 235) betr. Ausführung von 
Friseurarbeiten in den Vollzugsanstalten der Justizverwaltung. Freie 
Handwerker sind zum Haarschneiden und Rasieren von Gefangenen nur 
insoweit heranzuziehen, als geeignete Gefangene zur Ausführung dieser 
Arbeiten nicht vorhanden sind. Die Vornahme von Friseurarbeiten durch 
Beamte an Gefangenen und durch Gefangene an Beamten ist nicht zulässig. 

RV. vom 19. 3. 1937 (4444 — III s 1 369) betr. Neue Tarifordnung für 
die Herstellung von Seiler- und Netzwaren in Heimarbeit. Hinweis auf 
die neue Tarifordnung, die vom Sondertreuhänder der Heimarbeit für das 
deutsche Spinnstoffgewerbe erlassen ist. 

3. Vollzug. 

RV. vom 21. 1. 1937 (2103 — III s 1 72) betr. Gewährung einer Sonder¬ 
vergütung an Strafanstaltsbeamte für die Beaufsichtigung eines zum Tode 
Verurteilten. Sondervergütungen an Strafanstaltsaufsichtsbeamte für die 
Bewachung der zum Tode verurteilten Gefangenen können aus grundsätz¬ 
lichen Erwägungen nicht weiter gewährt werden. 

RV. vom 4. 2. 1937 (4561 — III s 1 1400) betr. Pastoralinstruktion für 
die katholischen Geistlichen in den Gefangenenanstalten. Übernahme der 
bisher in Preußen geltenden Pastoralinstruktion für die außerpreußischen 
Bezirke im Sinne von vorläufigen Richtlinien vor einer einheitlichen 
Ordnung der Seelsorge. 

RV. vom 15. 3. 1937 (4462 — III s 1 366) betr. Überführung von jungen 
Gefangenen. Jugendliche (über 14, aber noch nicht 18 Jahre alte) Ge¬ 
fangene sind grundsätzlich von der Beförderung im Gefangenensammel¬ 
wagen ausgeschlossen; sie sind daher stets im Einzeltransport überzu¬ 
führen. Die nach der AV. vom 22. 1. 1937 für die Aufnahme in ein 
Jugend gef ängnis in Frage kommenden sonstigen jungen Gefangenen sind 
nach Möglichkeit im Gefangenensammelwagen zu befördern. Sie dürfen 
jedoch nicht mit erwachsenen Gefangenen zusammengelegt werden. 

RV. vom 31. 3. 1937 (4450 — III s 1 459) betr. Amtliche Gefangenen¬ 
fürsorge. Die Fürsorge an den Gefangenen ist von der Einlieferung bis 
zur Entlassung Angelegenheit der Justizverwaltung. Es ist unzulässig, 
daß Helfer der Fürsorgeorganisationen in Vollzugsanstalten freien Zutritt 
zu Gefangenen haben und ohne Aufsicht mit ihnen sprechen. Der not¬ 
wendige Verkehr der Helfer mit den einzelnen Gefangenen geht vielmehr 
ausschließlich über die für die Fürsorge in den Vollzugsanstalten zu¬ 
ständigen Beamten oder Angestellten der Justizverwaltung. 

4. Wirtschaft, Verpflegung, Bekleidung. 

RV. vom 3. 2. 1937 (4540 — III s l 164) betr. Ausgabe von Margarine¬ 
bezugsscheinen an die Vollzugsanstalten. Straf- und Sicherungsanstalten 
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können für die Hälfte der Insassen Margarinebezugsscheine erhalten. Zum 
Bezüge von Fettverbilligungsscheinen sind sie nicht berechtigt. 

RV. vom 8. 2. 1937 (4540 — III s 1 71) betr. Sicherungsmaßnahmen 
bei der Bedienung von Kochkesseln in den Anstaltsküchen. Die Regeln für 
die Bedienung von indirekt beheizten Kochkesseln sind in unmittelbarer 
Nähe des Kochkessels anzubringen und genau zu beachten. 

RV. vom 11. 2. 1937 (4541 — III s 1 22) betr. Bekleidung der Ge¬ 
fangenen. Gefangene dürfen nicht solche eigenen Kleidungsstücke tragen, 
aus denen auf eine Zugehörigkeit zur NSDAP, zu ihren Gliederungen oder 
den ihr angeschlossenen Verbänden gefolgert werden könnte. 

Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Backware: Beimischungserlaubnis von Kartoffelstärkemehl, Mais usw. für 
Backzwecke — Zweite Verordnung zur Ergänzung des Brot¬ 
gesetzes vom 27. 2. 1937 (RGBl. I S. 265). 

Butter: Schaffung von Kundenlisten — Anordnung Nr. 12 betr. Butter¬ 
verteilung vom 3. 3. 1937 (RNVB1. S. 109). 

Düngemittel: Senkung der Syndikatslistenpreise für stickstoffhaltige 
Düngemittel — Verordnung über die Verbilligung von Stickstoff¬ 
und Kalidüngemitteln vom 23. 3. 1937 (RGBl. I S. 376). 

Eier: Änderung der Eierverordnung vom 17. 3. 1932 (RGBl. I S. 146) — 
Verordnung zur Durchführung der Eierverordnung vom 2. 4. 1937 
(RGBl. I S. 440), 

Festsetzung von Erzeugerpreisen für Eier — Anordnung Nr. 3/37 
betr. Erzeugerpreise und Großhandelseinkaufspreise für inlän¬ 
dische Hühnereier, Kühlhauseier und Enteneier vom 2. 4. 1937 
(RNVB1. S. 163), 

Festsetzung von Höchstpreisen für Eier — Verordnung über 
Verbraucherhöchstpreise für Hühner- und Enteneier vom 13. 4. 
1937 (RGBl. I S. 452). 

Fische: Regelung des Fisch Verkaufs — Anordnung Nr. 45 betr. Abgabe 
von Fischen und Fischwaren vom 19. 3. 1937 (RNVB1. S. 135), 
Fischpreise — Anordnung Nr. 46 betr. Mindestverkaufspreise im 
Seefischgroßhandel vom 22. 3. 1937 (RNVB1. S. 147). 

Getreide: Verfahren bei der Siebung von Weizendunst — Bekanntmachung 
betr. Erläuterung über das Verfahren zur Ermittlung der 
Type 502 Weizendunst vom 24. 12. 1936 (RNVB1. S. 2), 

Verbot der Verfütterung von Roggen und Weizen — Verordnung 
über die Verwendung von Roggen und Weizen und Erzeugnissen 
hieraus zu Futterzwecken vom 9. 1. 1937 (RGBl. I S. 7), 
Festsetzung des Erzeugerpreises für Roggen, Weizen, Gerste und 
Hafer — Verordnung zur Regelung der Getreidepreise im Wirt¬ 
schaftsjahr 1937/38 vom 23. 3. 1937 (RGBl. I S. 380). 

Käse: Herabsetzung des Fettgehalts — Anordnung Nr. 13 betr. Einschrän¬ 
kung der Sahneherstellung und Einsparung von Fett bei der Käse¬ 
herstellung vom 9. 3. 1937 (RNVB1. S. 119). 

Kartoffeln: Festsetzung des Erzeugerpreises für Kartoffeln — Verordnung 
über Erzeugerpreise für Kartoffeln vom 23. 3. 1937 (RGBl. I 
S. 377 und RNVB1. S. 150). Erste Ausführungsverordnung dazu 
vom 25. 3. 1937 (RGBl. I S. 428). 
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Marmelade: Verbilligung von Brotaufstrichmitteln — Ausführungsbestim¬ 
mung betr. 2. Freigabe verbilligter Erzeugnisse vom 7. 1. 1987 
(RNVB1. S. 9). 

Mehl: Verbot der Herstellung der Roggenmehltype 997 — Anordnung betr. 
Roggenmehltypen vom 22. 3. 1937 (RNVB1. S. 134), 

Änderung der Weizenmehltypen und -Preise — Anordnung betr. 
Verkehr mit Brotgetreide und Erzeugnissen hieraus vom 9. 4. 
1937 (RNVB1. S. 169). 

Milch: Änderung des Milchgesetzes vom 31. 7. 1930 (RGBl. I S. 421) — 
Sechste Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 31. 3. 
1937 (RGBl. I S. 431). 

Schlachtung: Ausdehnung des Fleischbeschaugesetzes vom 3. 6. 1900 
(RGBl. I S. 547) — Zweites Gesetz zur Änderung des Fleisch¬ 
beschaugesetzes vom 15. 4. 1937 (RGBl. I S. 453). 

Seife: Rohstoff-Preisänderung — Anordnung des Reichskommissars für die 
Preisbildung vom 1. 3. 1937 (RfPr. VII — 3189/37). 

Wurst: Verbot der Verwendung von Bindemitteln bei der Herstellung von 
Wurstwaren — Verordnung über Wurstwaren vom 14. 1. 1937 
(RGBl. I S. 13). 

Zwiebeln: Schaffung von Anbaugebieten — Anordnung betr. Regelung des 
Absatzes von Speisezwiebeln im Wirtschaftsjahr 1936/37 vom 
15. 1. 1937 (RNVB1. S. 12). 

Zwiebelpreise — Bekanntmachung betr. Frankofestpreise für 
deutsche Speisezwiebeln vom 15. 1. 1937 — (RNVB1. S. 13), 
Bekanntmachung Nr. 3 betr. Frankofestpreise für deutsche Speise¬ 
zwiebeln vom 16. 2. 1937 (RNVB1. S. 90). 


Personalnachrichten 

Direktoren 

Ernannt: 

Gerichtsassessor Heinz Esser zum Strafanstaltsdirektor in Sonnen¬ 
burg (Nm). 

Versetzt: 

Oberregierungsrat Hopp in Nürnberg nach Amberg (OPf), 
Oberregierungsrat Harder in St. Georgen-Bayreuth nach Karlsruhe, 
Direktor Schlager in Amberg nach St. Georgen-Bayreuth, 

Direktor Dr. Faber in Gr. Strehlitz nach Werl, 

Direktor Bachmair in Amberg nach Gr. Strehlitz, 

Direktor Schmidt in Plauen nach Chemnitz, 

Regierungsrat Haensel in Frankfurt-Preungesheim nach Hamburg- 
Fuhlsbüttel, 

Regierungsrat Metzinger in Bruchsal als Amtsgerichtsrat nach 
Karlsruhe. 

Amtmänner, Vorsteher 

Ernannt: 

Anstaltslehrer Richter in Bautzen zum Oberamtmann in Waldheim, 
Strafanstaltsinspektor Streiter in Papenburg zum Abteilungsvorsteher 
in Papenburg, 

Strafanstaltsinspektor Niekamp in Papenburg zum Abteilungsvor¬ 
steher in Papenburg. 
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Versetzt: 

Oberamtmann Dr. Keil in Waldheim nach Hoheneck, 

Oberamtmann Winkler in Hoheneck nach Waldheim. 

In den Ruhestand getreten: 

Amtmann Stadelmann in Gräfentonna, 

Vorsteher Millert in Münster (Untersuchungsgefängnis), 

Vorsteher Reschat in Allenstein. 

Ausgeschieden: 

Oberamtmann Klut in Waldheim infolge Übernahme als Hauptmann(E) 
in das Reichskriegsministerium. 

Ärzte 

E rnannt: 

Anstaltsarzt Dr. Wilhelm Schmidt zum Regierungsmedizinalrat in 
Berlin-Plötzensee, 

Anstaltsarzt Dr. Schwab zum Regierungsmedizinalrat in Ludwigsburg, 
Medizinalrat Dr. Schmidt-Petersen aus Güstrow zum Regierungs¬ 
medizinalrat in Dreibergen-Bützow. 

Versetzt: 

Medizinalrat Dr. Mauer in Anrath nach Bernau (Obb.). 
Ausgeschieden: 

Medizinalrat Dr. Doerr in Kassel-Wehlheiden infolge Übernahme in 
den Reichs-Polizeidienst. 

Verstorben: 

Medizinalrat Dr. Trunk in Straubing. 

Geistliche 

Ernannt: 

Pastor Dönitz zum evangelischen Anstaltspfarrer in Hoheneck, 
Kaplan Münster zum katholischen Anstaltspfarrer in Siegburg. 
Versetzt: 

Strafanstaltspfarrer Roesler in Berlin-Plötzensee an das Unter¬ 
suchungsgefängnis Berlin-Moabit. 

In den Ruhestand getreten: 

Strafanstaltspfarrer Dr. Nikel in Beuthen (Oberschi.), 
Strafanstaltspfarrer Timmers in Wuppertal-Elberfeld. 

Verstorben : 

Strafanstaltsoberpfarrer Schilp in Berlin-Tegel, 

Strafanstaltspfarrer Geistlicher Rat Dr. theol. et phil. Saltzgeber in 
Berlin (Untersuchungsgefängnis Moabit). 

Lehrer 

Ernannt: 

Lehrer Pflüger zum Oberlehrer in Wolfenbüttel, 

Hauptlehrer Badry zum Oberlehrer in Saarbrücken. 

Versetzt: 

Oberlehrer Tappe in Luckau nach Halle a/S. 

Ausgeschieden: 

Oberlehrer Vössing in Anrath infolge Übernahme in die Heeres¬ 
verwaltung. 
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V erstorben: 

Oberlehrer Lekies in Magdeburg, 

Oberlehrer de Graaff in Remscheid-Lüttringhausen. 

Oberinspektoren, Inspektoren 

Ernannt: 

Justizinspektor Frässle in Freiburg zum Verwaltungsoberinspektor in 
Freiburg i/Br, 

Inspektor (A4d) Reckei in Hannover zum Verwaltungsinspektor in 
Hannover, 

Justizsekretär Schünemann in Stettin zum Verwaltungsinspektor in 
Naugard. 

Versetzt: 

Inspektor Münzenberg in Halle nach Liegnitz, 

Inspektor Rohwer in Altona nach Neumünster, 

Inspektor Mühlum in Remscheid-Lüttringhausen nach Wuppertal, 
Inspektor Weisschulz in Brandenburg-Görden nach Berlin-Plötzensee. 
In den Ruhestand getreten: 

Justizoberinspektor Eyring in Aichach, 

Justizinspektor Geiseier in Bautzen, 

Inspektor Queck in Berlin-Plötzensee, 

Inspektor Gantschow in Berlin-Plötzensee, 

Inspektor Reibert in Breslau (Untersuchungsgefängnis). 

Mitteilungen 


Mit dem 1. Heft des 68. Bandes hat Oberregierungsrat Dr. S t r u b e 
in Berlin die Schriftleitung der „Blätter für Gefängniskunde“ 
übernommen. 

Die Geschäftsstelle befindet sich im Hause der „Akademie für 
Deutsches Recht“, Berlin W 9, Leipziger Platz 15, Fernsprecher 12 70 76. 

Zahlungen an die „Deutsche Gesellschaft für Gefängniskunde“ und die 
„Blätter für Gefängniskunde“ können nur noch erfolgen auf 

Bankkonto: „Deutsche Gesellschaft für Gefängniskunde in 
der Akademie für Deutsches Recht“ Konto 367 68 bei der „Bank 
der Deutschen Arbeit“ in Berlin SW 19; 

Postscheckkonto: „Deutsche Gesellschaft für Gefängnis¬ 
kunde in der Akademie für Deutsches Recht“ Berlin 1764 92. 

Schrifttum 


Deutsche Justiz, Amtliches Blatt der Deutschen Rechtspflege, 99. Jahrgang. 

R. v. Deckers Verlag G. Schenk, Berlin W 9. 

Nr. 1 vom 4. Januar 1937. 

Die Tätigkeit der Abteilung für Strafgesetzgebung 
und für bäuerliches Recht im Jahre 1936 von Ministe¬ 
rialdirektor Emst Schäfer, Berlin. 

Die Entwürfe eines neuen Strafgesetzbuchs, einer neuen Strafver¬ 
fahrensordnung und des Strafvollstreckungsgesetzes nähern sich ihrer 
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Vollendung. Ferner sind in Vorbereitung ein Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch, ein Ordnungsstrafgesetzbuch, das Jugendstrafrecht und 
das Strafregisterrecht. S. 6 

Die Strafrechtspflege 1936 von Ministerialdirektor Dr. Crohne, 
Berlin. 

Die Vorschriften über Auslese und Ausbildung der Beamten des 
Aufsichts- und Werkdienstes in den Vollzugsanstalten wurden einheitlich 
für die ganze Verwaltung geregelt (RV. vom 24. 4., 25. 6., 18. 8., 25. 8. 
und 22. 12. 1936). Die vorläufige Kassenordnung ist in Kraft getreten 
(AV. vom 22. 4. 1936). Eine einheitliche Regelung der Entmannung und 
der Entmannungsuntersuchungen für das gesamte Reichsgebiet ist er¬ 
folgt (AV. vom 10. 10. 1936). S. 7 

Nr. 7 vom 19. Januar 1937. 

Jugendstrafvollzug von Ministerialdirigent Marx, Berlin. 

Der Erlaß eines Strafvollstreckungsgesetzes konnte wegen Eilbedürf¬ 
tigkeit der Neugestaltung des Jugendstrafvollzugs nicht abgewartet 
werden, so daß die Neugestaltung vorweggenommen wurde (AV. vom 
22. 1. 1937). S. 271 

Entscheidungen deutscher Gerichte. 

Zu § 116 Abs. 2 StPO. Die Verhängung einer Hausstrafe kann auch 
wegen ordnungswidrigen Verhaltens des Untersuchungsgefangenen außer¬ 
halb des Gefängnisses, z. B. insbesondere während der Hauptverhandlung 
erfolgen. RG. vom 5. 11. 1936 — 3 D 764/36 —. S. 285 

Nr. 8 vom 26. Februar 1937. 

Das Deutsche Beamtengesetz von Ministerialrat Ruppert, 
Berlin. 

Der deutsche Beamte steht zum Führer und zum Reich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis und dies ist frei von allen 
privatrechtlichen Bestandteilen. Künftig gibt es andere Beamte als 
Reichsbeamte nicht mehr. Der Gedanke der Einheit der Reichsgewalt ist 
damit auf beamtenrechtlichem Gebiete restlos durchgeführt. S. 305 

Nr. 9 vom 5. März 1937. 

Die Reichsdienststrafordnung von Ministerialrat Dr. Wittland, 
Berlin. 

Zusammen mit dem Beamtengesetz tritt am 1. Juli 1937 eine Reichs¬ 
dienststrafordnung in Kraft. Zur Aburteilung wegen eines in oder bei 
Ausübung der Rechtspflege (auch der Strafvollstreckung und des Straf¬ 
vollzugs) begangenen Dienstvergehens ist die Dienststrafkammer bei den 
Oberlandesgerichten und der Dienststrafsenat beim Reichsgericht zu¬ 
ständig. Ferner wird ein Dienststrafsenat beim Reichsgericht gebildet 
für die Mitglieder des Reichsgerichts, des Volksgerichtshofs, des Reichs¬ 
verwaltungsgerichts und anderer höchster Gerichtshöfe. In allen anderen 
Fällen sind die allgemeinen Dienststrafgerichte bei den Verwaltungs¬ 
gerichten — im zweiten Rechtszuge der Reichsdienststrafhof — zu¬ 
ständig. S. 942 

Nr. 11/12 vom 19. März 1937. 

Die richterliche Rechtschöpfu n g in der strafrecht¬ 
lichen Praxis von Staatsanwaltschaftsrat Dr. W. Becker, Halle. 
Neben das geschriebene Gesetz ist eine weitere gleichrangige Rechts¬ 
quelle getreten, die aus dem Rechtsgedanken des Strafrechts und aus 
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dem gesunden Volksempfinden hergeleitet werden muß. Es folgen 
Beispiele. S. 457 

Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, 4. Jahr. C. H. Beck’sche 
Verlagsbuchhandlung, München und Berlin. 

Heft 1 vom 1. Januar 1937. 

Betrachtungen über das Gnadenwesen im Dritten 
Reich von Reichshauptstellenleiter Hubert Berkenkamp, Berlin. 
Gnadenerweise dürfen nicht so häufig angewendet werden, daß die 
Achtung des Volkes darunter leidet. Andererseits ist Gnade neben 
strengen Gesetzen nötig, denn das Volk würde sich zum Gesetz ablehnend 
stellen, wenn es keine Gnade gäbe. Das Gnadenwesen des Staates und 
der Partei werden näher erörtert. S. 11 

Heft 2 vom 15. Januar 1937. 

Fortbildung des Strafrechts durch das Reichsge¬ 
richt von Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 

Das Reichsgericht als höchster deutscher Gerichtshof ist berufen, 
darauf hinzuwirken, daß bei der Auslegung des Gesetzes dem durch die 
Staatserneuerung eingetretenen Wandel der Lebens- und Rechtsanschauung 
Rechnung getragen wird. Als Beispiele folgen Besprechungen von ein¬ 
zelnen Urteilen von grundsätzlicher Bedeutung. S. 45 

Heft 3 vom 1. Februar 1937. 

Zur Gestaltung des Adhäsionsverfahrens von Professor 
Dr. Oetker, Würzburg. 

Soweit aus einer Straftat dem Verletzten ein bürgerlich-rechtlicher 
Anspruch unter dem Gesichtspunkt der unerlaubten Handlung erwachsen 
ist, liegt der Gedanke nahe, dem Verletzten die Rechtsverfolgung im 
Strafverfahren zu ermöglichen. S. 77 

Heft 4 vom 15. Februar 1937. 

Das Deutsche Beamtengesetz von Ministerialrat Dr. Fabricius, 
Berlin. 

Das Gesetz wird nach Form und Inhalt besprochen. Auch aus 
politischen Gründen einen Beamten zu entlassen, ist nach dem Inkraft¬ 
treten des Gesetzes ohne besonderes Untersuchungsverfahren nicht 
mehr möglich. S. 98 

Heft 6 vom 15. März 1937. 

Zum Entwurf eines Deutschen Strafgesetzbuchs von 
Rechtsanwalt Dr. Graf von der Goltz, Berlin. 

Ausgangspunkt allen strafrechtlichen Rechtslebens ist für die 
nationalsozialistische Weltanschauung das deutsche Volk. Der Ver¬ 
ankerung des Strafrechts in den Geboten der Ethik entspricht es, daß der 
Entwurf den Kampf nicht gegen die einzelne Tat richtet, sondern gegen 
die Persönlichkeit des Täters. S. 163 

Deutsches Recht, Zentralorgan des Nationalsozialistischen Rechtswahrer¬ 
bundes, Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35. 7. Jahrgang 

Heft 1/2 vom 15. Januar 1937. 

Das Recht im Reich von Reichsminister Dr. Hans Frank. 

Der Rechtswahrer muß in jeder seiner Handlungen immer den Dienst 
dahin versehen, die Gemeinschaft zu fördern, Gegensätze zu heilen und 
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kameradschaftlich zu belehren. Es ist ein Irrtum, daß ein „autoritärer 
Staat“ mit gewaltigen Machtschritten jeden Widersetzling zermalmt und 
solchen Widerstand schon in sonst relativ geringfügigen Handlungen 
erblickt. S. 1 

Drei Jahre Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach¬ 
wuchses von Dr. jur. W. Kopp, Hannover. 

Die Forderung, daß defekten Menschen die Zeugung anderer ebenso 
defekter Nachkommen unmöglich gemacht wird, ist eine Forderung 
klarster Vernunft und bedeutet in ihrer planmäßigen Durchführung die 
humanste Tat der Menschheit (aus „Mein Kampf“). S. 15 

Folgen unrichtiger Angaben über Abstammung, 
Logen- und Parteizugehörigkeit von Rechtsanwalt 
Dr. W. Weimar, Köln. 

Die unrichtige Angabe über arische Abstammung gegenüber einer Be¬ 
hörde, wozu auch die NSDAP, gehört, verdient nach dem Grundgedanken 
des § 360 Ziffer 8 StGB, und nach gesundem Volksempfinden Bestrafung. 

S. 27 

Heft 5/6 vom 15. Mai 1937. 

Die Aufbaugrundsätze des neuen Strafrechts von Pro¬ 
fessor Dr. Gottfried Boldt, Königsberg Pr. 

In den vom Reichsrechtsamt der NSDAP, herausgegebenen „National¬ 
sozialistischen Leitsätzen für ein neues deutsches Strafrecht“ ist die 
tragende Grundvorstellung, daß das Verbrechen nur als Verletzung einer 
sittlich begründeten und zu bewertenden völkischen Treuepflicht zu be¬ 
weisen sei. S. 91 

Deutsche Rechtspflege, Organ des Deutschen Rechtsdienstes. Deutscher 
Rechtsverlag Berlin W 35, 2. Jahrgang. 

Heft 1 vom 25. Januar 1937. 

Die Front gegen das Verbrechen von Dr. Frank, Reichs¬ 
leiter der NSDAP, und Reichsminister. 

Strafe und Sicherungsmaßnahmen können zwar die bereits in Erschei¬ 
nung getretenen verbrecherischen Elemente für die Zukunft unschädlich 
machen, sie kommen aber immer erst zum Zuge, wenn der Rechtsfriede 
bereits gebrochen worden ist. Sie bedürfen daher notwendig der Ergän¬ 
zung durch vorbeugende, insbesondere rassehygienische Maßnahmen. S. 1 

Heft 2 vom 25. Februar 1937. 

Das neue deutsche Strafrecht im Dienste der Volks¬ 
erhaltung von Landgerichtsrat Barth, Reichsrechtsamt, München. 
Unter dem Leitspruch „Alles, was dem Volke nützt, ist Recht und 
alles, was ihm schadet, Unrecht“ hat der Reichsleiter des Reichsrechts¬ 
amts Dr. Frank den Kampf in aller Form gegen eine breite Front reak¬ 
tionären, liberalistischen, marxistischen Widerstandes aufgenommen. 

S. 34 

Heft 3 vom 25. März 1937. 

Rechtsprechungsbeilage. Strafrecht. § 122 StGB. 

Bloße Beihilfe zur Meuterei innerhalb einer Gemeinschaftszelle kann 
auch ein Mitgefangener begehen, der in derselben Zelle eingeschlossen ist. 
(RG. 1. Strafsenat, Urt. vom 4. 7. 1936 1 D 933/36.) S. 68 
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Der Gerichtssaal, Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart, Band 109. 

Heft 3/4. 

Die Wahrheitspflicht der Prozeßbeteiligten im Lichte 
der Strafrechtsreform von Landgerichtsrat Dr. Nieder- 
reuther, Nürnberg. 

Der Prozeßbetrug ist als Verletzung der Wahrheitspflicht begriffs¬ 
wesentlich Angriff auf die Rechtspflege und müßte als solcher in einer 
eigenen Strafvorschrift in dem Abschnitt „Angriff auf die Rechtspflege“ 
seine Regelung finden. S. 64 

Heft 3/4 

Gerichtshilfe durch den Schiedsmann von Strafanstalts¬ 
oberdirektor Dr. Strube, Berlin-Moabit. 

Der Gerichtshilfebericht muß von einer mit den örtlichen und persön¬ 
lichen Verhältnissen der Bevölkerung vertrauten Persönlichkeit abgefaßt 
werden und darf sich nur auf objektive Tatsachen stützen, für die regel¬ 
mäßig Beweismaterial anzugeben ist. S. 183 

Die Gerichtshilfe betr. Beschlüsse des Strafprozeß¬ 
ausschusses der Akademie für Deutsches Recht, 
mitgeteilt von Professor Dr. Oetker, Würzburg. 

Nur eine sachgemäß organisierte und disziplinierte Gerichtshilfe kann 
von Wert sein und ist als Einrichtung der Justiz zu gestalten. Die Helfer 
sind von der NSDAP, zur Verfügung zu stellen. Sie sind bestimmungs¬ 
gemäß nicht ..Fürsorger, sondern Diener der Justiz. S. 191 

Der Jugendstrafvollzug von Strafanstaltsdirektor Bithom, 
Neumünster. 

Der Jugendstrafvollzug nach der AV. des RJM. vom 22. 1. 1937 ist 
zunächst Strafvollzug und alle in ihm geforderten einzelnen Handlungen 
der Fürsorge und Erziehung haben von sich aus die Übereinstimmung mit 
der Strafe und dem Strafzweck zu finden. S. 192 

Monatsschrift für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform. J. F. Leh¬ 
manns Verlag, München 2 SW. 27. Jahrgang. 

Heft 1 vom Januar 1937. 

Entmannung und Entmannungsuntersuchungen von Ge¬ 
richtsobermedizinalrat Dr. med. Rodewald, Leipzig. 

Durch die AV. des RJM. vom 10. 10. 1936 soll der Vorsprung, den 
Deutschland auf diesem Gebiete der Kriminalbiologie gewonnen hat, ge¬ 
wahrt und durch exakte wissenschaftliche Untersuchungen der Ruf deut¬ 
scher Gründlichkeit weiterhin befestigt werden. 

Bewahrungsgesetz und Strafrecht von Dr. jur. W. K. 
Schmidt, Berlin. 

Das Bewahrungsgesetz soll über die bereits bestehenden Straf-, 
Sicherungs- und Besserungsmittel insofern hinausgehen, als es sich auf 
sämtliche sozialgefährlichen Elemente beziehen und nicht nur diejenigen 
erfassen soll, die eine Straftat begangen haben oder von denen in Zukunft 
Straftaten zu erwarten sind. S. 11 

Heft 2 vom Februar 1937. 

Die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung von 
Regierungsrat Dr. Hans Mayr, Straubing. 
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Die bis jetzt vorgenommenen Entlassungen zeigen, daß nur eine 
längere Dauer der Sicherungsverwahrung die Häftlinge so beeindruckt, 
daß diese sich von der Begehung weiterer Straftaten abhalten lassen. Auch 
dann bedeutet eine Entlassung eines Mannes, den das Gerichtsurteil als 
unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher bezeichnet, immer ein großes 
Risiko. S. 84 

Heft 3 vom März 1937. 

Die Erneuerung des Jugendstrafrechts von Landgerichts¬ 
direktor Herbert Francke. 

Schaffsteins Versuch, das Verhältnis von Erziehung und Strafe mit 
einer theoretischen Formel zu lösen, ist zwar als gescheitert anzusehen, 
aber da, wo er aus der Anschauung des Lebens manchmal unbekümmert 
um seine eigene Theorie die Stimme der praktischen Einsicht sprechen 
läßt, hat er wertvolle Beiträge zu der Frage geliefert. S. 140 

Kriminalistische Monatshefte, Bali-Verlag Berger & Co., Berlin. 11. Jahr¬ 
gang. 

Heft 1 vom Januar 1937. 

Zur Natur - und Sozialgeschichte des „gang“ von Dr. phil. 
Gierlicher, Köln. 

Sein vorgezeichneter Weg im „gang“-Leben beginnt mit dem Weg¬ 
laufen von Daheim, dem Schwänzen der Schule und führt über Rowdy¬ 
tum in vielen Fällen zur Kriminalität. S. 1 

Eine Frau verbüßt in Männerkleidung eine Ge¬ 
fängnisstrafe für ihren Ehemann von Kriminal¬ 
kommissar Faulhaber, Harburg-Wilhelmsburg. 

Um die Persönlichkeit der Strafgefangenen bei ihrer Aufnahme in die 
Strafanstalt als die des Verurteilten zweifelsfrei festzustellen, müßte die 
Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises — wie sie sich in mannigfacher 
Ausfertigung (Paß, Führerschein, Wandergewerbeschein, Legitimations¬ 
karte usw.) im Publikum befinden — verlangt werden. S. 14 

Heft 3 vom März 1937. 

Die absolute Kriminalität des Zuhälters von Dr. jur. 
Alexander Elster, Berlin. 

Wenn man für den Begriff des Zuhälters nicht von seiner Verbindung 
mit der Prostitution, auch nicht von seiner angeblichen Schutzfunktion, 
sondern von der Verneinung der Mannesideale, Ehre und Arbeit, ausgeht, 
so liegt darin eine gewisse Begründung dafür, daß es einen selbständigen 
strafrechtlichen Tatbestand der Zuhälterei und somit — vom Staats¬ 
interesse aus gesehen — eine absolute Kriminalität des Zuhälters geben 
kann. S. 52 

Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge, 
herausgegeben vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, Berlin. 12. Jahr¬ 
gang. 

Heft 4 vom Januar 1937. 

Rückblick und Ausschau von Dr. Heinz Vogelsang, Frankfurt 
am Main. 
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Strafe und Sühne fordern wir unerbittlich, aber eine Strafe und Sühne, 
die nicht vernichtet, sondern das Ziel der Wiedereingliederung des Straf¬ 
entlassenen in die Volksgemeinschaft nicht aus dem Auge verliert, getreu 
dem Führerbefehl, jedem Volksgenossen die Hand zu reichen, der guten 
Willens ist. S. 53 

Erziehungsformen im Strafvollzug von Strafanstalts¬ 
direktor Schriever, Freiendiez. 

Ist die segensreiche Wirkung vernünftig angewandter militärischer 
Formen auf die Gefangenen nicht zu verkennen, so hat auch die Beamten¬ 
schaft des Strafvollzugs nur Vorteile daraus zu erwarten, weil Gemein¬ 
schaftssinn und Kameradschaftsgeist die Voraussetzung für ein gedeih¬ 
liches Zusammenarbeiten in dem Beamtenkörper der Strafanstalten bilden. 

S. 62 

Auslandsschau: Straffälligenfürsorge in Frankreich. Straffälligen- 
fürsorge in Finnland. S. 64 

Sprechsaal: Körperschaftssteuer. S. 66 

Heft 5 vom Februar 1937. 

Der Nationalsozialismus als Überwinder der Krimi¬ 
nalität von Dr. E. Roesner, Berlin. 

Die Kriminalitätsziffer, an der man allein die Häufigkeit der Straf¬ 
fälligkeit zu messen pflegt, ist seit 1932 von 1128 um nahezu 30 Prozent 
und damit auf einen Tiefstand gesunken, wie er während des mehr als 
fünfzigjährigen Bestehens der Kriminalstatistik im Deutschen Reich noch 


nicht beobachtet worden ist. S. 73 

Auslandsschau : Gefangenen- und Entlassenenfürsorge in der 
Tschechoslowakei. S. 87 

Sprechsaal : Patent- und Gebrauchsmuster. S. 89 

Heft 6 vom März 1937. 


Entlassenenfürsorge im neuen deutschen Jugend¬ 
strafvollzug von Ministerialrat Dr. Schmidt, Berlin. 

Der Grundgedanke, im Strafvollzug zu versuchen, einen möglichst 
großen Teil der jungen Gefangenen fähig zu machen, nach der Entlassung 
ihre Pflichten gegenüber der Volksgemeinschaft durch eine ordentliche 
Lebensführung zu erfüllen, ist richtunggebend für die Regelung durch 
AV. des RJM. vom 22. 1. 1937. S. 93 

Für und Wider die Strafentlassenenheime von Erster 
Staatsanwalt Dr. Lewark, Celle. 

Die Frage, ob es notwendig und zweckmäßig sei, für entlassene Straf¬ 
gefangene Übergangsheime zu unterhalten, ist im Streit der Meinungen 
noch immer nicht ausgetragen. S. 97 

Gerichtshilfe in Thüringen von Fürsorger Wilms, Eisenach. 

Durch die Gerichtshilfe wurde für die Entlassenenfürsorge die Durch¬ 
führung des Ausleseprinzips erst möglich. Beide, in einer Hand liegend, 
befruchteten sich und ergänzten sich gegenseitig. S. 102 

Auslandsschau : Die Schutzaufsicht in der Schweiz. 
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Die gute Führung des Gefangenen 

Von Dr. Franz Weber, Brandenburg-Görden 

Die gute Führung des Gefangenen, für sich allein ge¬ 
nommen, sagt uns wenig oder gar nichts. Sie kann uns nicht 
veranlassen, dem Gefangenen eine günstige Prognose zu stellen. 
Es ist ja bekannt, daß viele sich im Strafhause gut betragen, 
während sie draußen bald rückfällig werden. Die Einordnung 
des Gefangenen in das Anstaltsgefüge kann eben aus ver¬ 
schiedenen und wird gewöhnlich aus mehreren Quellen ent¬ 
springen, sie gewinnt erst dann für uns einen bestimmten 
Charakter, wenn ihr vorwiegender Beweggrund geklärt ist. 
Günstige Folgerungen erlaubt die gute Führung nur insoweit, 
als sie sittliche Bewertungen zuläßt. 

Im folgenden suchen wir die Frage zu beantworten, inwie¬ 
weit eine solche Wertung möglich ist. 

Wohlverhalten aus Heuchelei 

Die heuchlerischen Gefangenen wollen sich eine günstige 
Beurteilung sichern. Nach der Wahl ihrer Mittel gibt es 
verschiedene Spielarten. Der eine macht den Angeber, der 
andere hängt sich ein religiöses Mäntelchen um, der dritte 
begibt sich auf das Gebiet der Politik. 

Wo die Heuchelei beginnt, ist nicht einfacli zu beant¬ 
worten. Wenn man genauer zusieht, ergibt sich wohl für 
jeden Menschen die Aufgabe, auf die feinen Lockungen 
zur Heuchelei sein Augenmerk zu richten. Wahrscheinlich 
hängt es mit dieser Erkenntnis zusammen, wenn die Heuchelei 
in der Gefangenenanstalt für umfangreicher gehalten wird, 
als sie in Wirklichkeit ist. Man argwöhnt Verstellung, wo der 
Gefangene es gar nicht nötig hat, dies Mittel zu verwenden und 
andere Erklärungen für sein Verhalten viel natürlicher wirken. 
Man glaubt an eine dauernde Heuchelei, wo der Gefangene sich 
ihrer nur vorübergehend bedient. In manchen Fällen wird sie 
mit geschicktem Einfühlungsvermögen, häufig auch mit der 
Maske verwechselt. Nicht jeder Mensch, der eine Maske oder 
ein „Gesicht“ trägt, ist deswegen ein Heuchler. 


i* 
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Heuchelei ist bewußte Täuschung. Wir tun also gut daran, 
uns besonders bei denjenigen Gefangenen auf eine Begegnung 
mit ihr gefaßt zu machen, deren Straftaten sich durch Trug und 
Heimlichkeit kennzeichnen. 

Daß der Heuchler keine Gewähr für die Zukunft bietet, 
darüber sollte man kein Wort zu verlieren brauchen. Es ist 
allerdings die Meinung ausgesprochen worden, daß der voll¬ 
endete Heuchler sein Betragen auch in die Freiheit mitnehme 
und deswegen nicht wieder straffällig werde. Diese Mei¬ 
nung ist nur da möglich, wo das sittliche Denken bedrohlich 
zersetzt ist. Heuchelei ergibt auf keinen Fall ein moralisches 
Fundament, sie ist im tiefsten Grunde unmoralisch. 

Wohlverhalten aus Eigennutz 

Auch die gute Führung, die auf Erlangung von Vorteilen 
bedacht ist, kann uns nicht mit ausreichender Zuversicht für 
den Gefangenen erfüllen. Wir wollen solches Verhalten nicht 
mit dem größten Tadel bedenken, denn das Streben nach Vor¬ 
teil ist ja allzu natürlich. Diesen Wesenszug des Menschen hat 
der Strafvollzug oft genützt. Aber die Grenze zwischen der 
geordneten und ungeordneten Eigenliebe verwischt sich leicht. 
Auch darin herrscht wohl Übereinstimmung, daß der Eigennutz 
etwas Geschäftsmäßiges an sich hat und zu den Beweggründen 
niederer Ordnung gehört. Das trifft um so mehr zu, je größere 
Vorteile der Eigennützige zu erlangen sucht und je weniger er 
sich dazu verstehen will, eine echte Leistung dafür zu voll¬ 
bringen. Wir wollen es dem Gefangenen nicht verwehren, die 
Besserung seiner Lage zu erstreben. Aber aus der dadurch ver- 
anlaßten guten Führung werden wir nicht schließen, daß sie 
eine sittliche Wertung verdiene. Entspringt sie doch aus dem¬ 
selben Motiv, das den Menschen so häufig dem Verbrechen in 
die Arme führt; sie hat also nicht die Kraft, ihn von seinem 
früheren Leben zu trennen und fortzuziehen. 

Wohlverhalten aus Zwang und Furcht 

Sittlich wirkt der Mensch nur dort, wo er sein Handeln auf 
dem freien Entschluß aufbaut. Es ist unmöglich, ein Verhalten, 
das ganz und gar auf der Grundlage des Zwanges ruht, sittlich 
zu nennen. 

Wenn manche nun schon die Willensfreiheit des Menschen 
überhaupt gering einschätzen, was bleibt da von der Willens¬ 
freiheit des Gefangenen übrig? Doch ebendies bedarf einer 
genaueren Nachprüfung. 
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Der Gefangene ist an einen bestimmten Ort gebannt. Eine 
zwingende Vorschrift sagt ihm, was er zu tun und zu lassen 
hat. Wiewohl aber der Zwang das besondere Kennzeichen und 
letztlich die Grundlage des Anstaltslebens bildet, so steht er doch 
nicht immer beherrschend und erdrückend im Vordergründe. 

Es ist möglich und wünschenswert, den Zwang zum Teil 
unsichtbar zu machen. Oft genügt der Appell an die Einsicht 
des Gefangenen und die Beobachtung, der er untersteht. Auch 
diese Einflüsse stellen einen moralischen Zwang dar, aber sie 
wirken im Vergleich zum eigentlichen Zwange nur wie ein Vor¬ 
posten. Die Beobachtung wird zudem nicht ununterbrochen 
durchgeführt. Wir sind nun weit davon entfernt, den drücken¬ 
den Einfluß des Zwanges, selbst wenn er so lange wie möglich 
im Hintergründe bleibt, geringzuschätzen. Gibt es doch wohl 
keinen Insassen unserer Anstalten, der ihn nicht irgendwie als 
lästig empfindet. Aber dies Empfinden teilt sich doch nicht 
allen Gefangenen in gleicher Stärke mit. Und bei aller Ein¬ 
schränkung ist der Gefangene immerhin frei genug, sich 
schlecht führen zu können. In diesem Falle rückt allerdings der 
Zwang vor und kehrt sich unmittelbar gegen den Gefangenen. 
Aber wir erleben es immer wieder, daß auch harte Hausstrafen 
dem Gefangenen nicht die Möglichkeit der letzten Abwehr 
rauben. 

Sie geht von der inneren Freiheit des Menschen 
aus. Diese kann sich in ganz verschiedenen Formen äußern. 
In dem eben angedeuteten Falle entzündet sie sich an dem Ge¬ 
fühl der Ohnmacht und flüchtet sich, auch wenn das noch so 
aussichtslos erscheint, in einen erbitterten Widerstand. Oder 
der Gefangene läßt es äußerlich zwar nicht soweit kommen, ja 
er versteht sich aus irgendeinem Gedanken heraus zu guter 
Führung; aber innerlich widersetzt er sich dem Joche der Strafe, 
vielleicht in einem lautlosen Hasse. Es gibt auch eine positive 
Ausdrucksform der inneren Freiheit. Sie ist da zu gewahren, 
wo der Mensch sich stärker weiß als die Umwelt. Von dieser 
wahren inneren Freiheit wird noch die Rede sein. 

Wo nun die gute Führung nur durch den Zwang hervor¬ 
gerufen wird und von purem Widerwillen begleitet ist, 
wird eine ethische Bewertung nicht zulässig sein. Soweit aber 
der Zwang zurücktritt oder nicht empfunden wird, darf man 
mit einigem Rechte sagen, die gute Führung ergebe sich 
„ungezwungen“. 
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Wohlverhalten ohne Mühe 

Es bleibt dem Gefangenen also ein gewisser Spielraum 
ethischen Verhaltens. Hiermit soll natürlich nicht gesagt sein, 
daß jedes Betragen innerhalb dieses Raumes ohne weiteres 
ethisch genannt werden darf. 

Neben dem Zwange gibt es noch andere Mächte, die das 
Leben unserer Strafhäuser gestalten. Unter ihnen solche, die 
einen entspannenden Einfluß ausüben und dem Zwange gegen¬ 
über einen erheblichen Ausgleich darbieten können. Wir meinen 
hier nicht so sehr die Vergünstigungen, sondern denken vor 
allem an die Ordnung des Anstaltslebens. Weiter ist hier 
der erhebliche Mangel an Gelegenheit zu berück¬ 
sichtigen. In der Anstalt sind ja die Anreize nicht nur zum 
Verbrechen, sondern auch zu abwegigem Verhalten anderer 
Art stark eingedämmt. Der Kampf ums Dasein, der unauf¬ 
hörlich so zahlreiche Delikte hervorsprießen läßt, ist hier aus¬ 
geschaltet und zugleich mit ihm sind es manche Lockungen des 
freien Lebens, besonders die volle Verfügung über das Geld, 
der Alkohol, das andere Geschlecht. Weiter sind, zumal in der 
Einzelhaft, bis zu einem gewissen Grade diejenigen Schwierig¬ 
keiten aufgehoben, die sich aus dem Zusammenleben entwickeln. 
Schließlich reiht sich als Dritte im Bunde die Gewohnheit 
hier an. Nicht umsonst sprechen wir schon im freien Leben 
von ihrer Macht. In der Anstalt ist sie eine Großmacht. 

Zusammengenommen rufen diese Mächte die eigentüm¬ 
liche Atmosphäre unserer Anstalten hervor, die öfters als Wind¬ 
stille bezeichnet worden ist. Wir werden hier an das Bild von 
der Scylla und Charybdis erinnert. Denn wenn der Zwang das 
eine Hindernis sittlichen Verhaltens darstellen kann, so geht 
von der Windstille eine nicht minder große Gefahr aus. Wir 
fühlen uns zu dieser Auffassung geradezu gedrängt, wenn wir 
wahrnehmen, daß gute Führung so häufig ist. Wie könnte sie 
dies sein, wenn sie meist auf dem Zwange beruhte und von 
erheblichen Unlustgefühlen begleitet wäre? Nein, sie ist oft 
als ein natürliches, ungezwungenes Betragen anzusehen. Nichts 
wäre falscher als gleich Furcht vor Hausstrafen oder Heuchelei 
hinter ihr zu suchen. 

Die Einflüsse, von denen hier die Rede ist, können 
unleugbar gewaltige sittliche Werte darstellen. Es geht ein 
wohltätiger und bewahrender Einfluß aus von der Ordnung 
und der regelmäßigen Arbeit, die deren festes Rückgrat bilden 
sollte. Dasselbe ist von der guten Gewohnheit zu sagen und von 
einer Umgebung, die keine gefährlichen Gelegenheiten dar- 
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bietet. Jeder vernünftige Mensch hat geradezu ein angeborenes 
Gefühl für den segensreichen Einfluß dieser Mächte, besonders 
wenn er sich einem unruhvollen, zur Regellosigkeit verleitenden 
Elemente des eigenen Inneren gegenüber sieht. 

Eins aber ist notwendig, um diese wohltätige Wirkung im 
vollen Umfange und eigentlichen Sinne eintreten zu lassen: die 
menschliche Wahlfreiheit muß wach und rege bleiben. Das 
ist aber in der Anstalt nicht immer der Fall. Denn Ordnung, 
Armut an äußeren Reizen und Gewöhnung werden in der 
Anstalt zunächst von außen an den Menschen herangetragen. 
In vielen Fällen bleibt dieser Einfluß daher an der Oberfläche 
oder überschreitet jene Grenze, die nach den Worten des 
lebenskundigen Dichters Wohltat und Plage voneinander 
scheidet. 

Ordnung bleibt dann nur ein äußerer Schein. Der Mangel 
an Gelegenheit wird zum Mangel an Erprobung; wo der Mensch 
keine Möglichkeit hat, sich mit anderen zu entzweien, kann er 
sich auch nicht im Verkehr mit ihnen abschleifen; wo er keine 
Niederlage erleiden kann, ist es ihm auch verwehrt zu siegen. 
Und die Gewohnheit? Selbst in der guten liegt eine Gefahr. 
Je mehr sie den Namen Gewohnheit verdient, umso weniger 
Willensaufschwung erfordert sie noch von den Menschen, umso 
leichter geht sie in einen mechanischen Ablauf über. 

Die gute Führung, wir sagen es nochmals, wäre nicht so 
häufig, wenn sie immer Mühsal und Arbeit wäre. Oft hat man 
den Eindruck, daß der Gefangene seinen Willen nicht besonders 
anzustrengen braucht, um der Aufgabe zu genügen. Sein Wagen 
rollt auf dem bequemen Geleise des Anstaltslebens gemächlich 
fort. Oder wenn ein anderer Vergleich gestattet ist: Das ein¬ 
wandfreie Betragen des Gefangenen geht mit einem rein vege¬ 
tativen Dasein einher. Wer aber wollte das Verhalten einer 
Pflanze, die an dem nächsten Stabe aufrankt, unter dem Ge¬ 
sichtspunkte des Ethischen sehen? 

Auch in ihrer hohlen, seelenlosen Form bilden diese drei 
Mächte (Ordnung, Mangel an Gelegenheit und Gewohnheit) 
eine Stütze für den Menschen. Aber nimm die Stütze, und so¬ 
fort offenbart sich die erhebliche Schrumpfung der geistigen 
Kräfte, denen es ja völlig an Auflockerung und Übung gebrach. 
Darum ist insbesondere die gewohnheitsmäßige gute Führung 
des Gefangenen, der jahrzehntelang hinter Schloß und Riegel 
zugebracht hat, diese glatte, ölige Routine, an der Gemüt und 
Wille nicht mehr beteiligt sind, eine so hoffnungslose An¬ 
gelegenheit. 



88 


Sehr beachtenswert ist es nun, daß gerade die kriminellen 
Menschen nach ihrer ganzen Art der einschläfernden Wirkung, 
die von dem gleichmäßigen Wellengänge des Anstaltslebens 
ausgeht, so leicht unterliegen. Wir wollen hier nur an drei 
Gruppen unserer Gefangenen erinnern. 

Die erste Gruppe sind die Untüchtigen und Verzagten. Sie 
scheuen den Kampf, weil sie ihn zu schwierig finden. Ihre An¬ 
gelegenheiten selbst in die Hand zu nehmen, sind sie nicht fähig. 
Wir wollen es ihnen nicht ohne weiteres übel deuten, daß sie 
der Führung bedürfen. Dann müßte man ja an vielen Men¬ 
schen verzweifeln. Aber dem Bedürfnis nach Führung ent¬ 
spricht oft ein Mangel an Gefühl und Instinkt, seelischen 
Elementen, die nun einmal dazu bestimmt sind, uns wertvolle 
Dienste zu leisten. Wem sie abgehen, der sieht die Schwierig¬ 
keiten in übertriebenem Lichte und fühlt sich ihnen mächtiger 
ausgeliefert. Gewiß, diese Menschen lassen sich leicht zum 
Guten lenken. Aber sie folgen ebensosehr dem Antriebe zum 
Schlechten. Manchen von ihnen eignet ein ausgeprägter Sinn 
für Ordnung, so daß sie auf einem Vertrauensposten eine wirk¬ 
liche Hilfe für die Beamten darstellen. Diesen Gefangenen sagt 
an der Anstalt besonders zu, daß ihnen der zermürbende Kampf 
ums tägliche Brot erspart bleibt. Sie kommen sich hier viel¬ 
leicht wie auf einer Verkehrsinsel vor. Ihre gute Führung hängt 
sehr eng mit dem Gefühl der Geborgenheit zusammen. Ja, sie 
scheinen für dies Leben geboren und hier in ihrem Elemente zu 
sein. Die Voraussage kann bei ihnen natürlich nicht besonders 
günstig sein, weil sie geradezu einen Hang zur Unfreiheit haben. 

Eine ähnliche Beurteilung verdienen diejenigen, welche da¬ 
durch zum Verbrechen kommen, weil sie sich zwar mit engeren 
Verhältnissen nicht begnügen und hinter den Begünstigten 
nicht Zurückbleiben wollen, gleichzeitig aber die ehrliche An¬ 
strengung scheuen und die sittliche Forderung nicht kennen 
oder nicht achten. Sie verbinden damit oft ein oberflächliches 
Denken, das über den Augenblick nicht hinausgeht. Zweifellos 
ergibt sich aus dieser Veranlagung ebenfalls keine besondere 
Stütze für den Lebenskampf. Auch solche Menschen führen sich 
in der Anstalt gut. Sie nehmen ja das Leben leicht, bewegen 
sich in einer verfälschten Welt und setzen das in der Anstalt 
fort. Es sind, wenigstens zum Teil, dieselben Menschen, die 
uns während der Haft durch ihre Neigung zu Illusionen auf¬ 
fallen. Die Gegenwart macht ihnen keine besondere Schwierig¬ 
keit. Auch von der Zeit nach ihrer Entlassung erwarten sie 
einen glatten Verlauf. Weil ihnen demnach die Wirklichkeit 
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fremd ist, können sie auch nicht die inneren Kräfte bereit¬ 
stellen, die zur Überwindung unausbleiblicher Schwierigkeiten 
nötig sind. 

Zur dritten Gruppe rechnen wir diejenigen, die aus Ver¬ 
anlagung stumpf sind oder soviel moralische Niederlagen er¬ 
litten haben, daß sie dadurch in ihrer Tat- und Widerstands¬ 
kraft gelähmt sind. Wenn sie früher ein höheres Ziel gekannt, 
so ist es ihnen entfremdet, und es konnte nicht ausbleiben, daß 
auch ihr Gemüt allmählich verschlackte. Den Aufenthalt hinter 
Schloß und Riegel nehmen sie als Fügung des übellaunigen 
Schicksals hin, dem man sich wohl oder übel unterwerfen muß. 
Auf die Haft reagieren sie nur dumpf, und ebendies verleiht 
ihnen die Gabe, sich gut zu führen. 

Wir haben diese Gruppen unterschieden, wiewohl das Leben 
uns nicht den Gefallen tut, die Grenzen klar herauszuheben, 
sondern die schwankenden Übergänge bevorzugt. Daß aber ein 
großer, ja der größte Teil unserer Gefangenen in diese Gruppen 
gehört, scheint mir sicher. 

Mit anderen Worten: ein getarnter Feind zermürbt in täg¬ 
lichen Angriffen eine sehr verwundbare, träge Masse von 
Menschen. Dieser Satz wird einigermaßen hinreichen, um eine 
Tatsache zu erklären, die besonders von Anfängern in unserem 
Dienste und von Außenstehenden als so befremdlich, sogar als 
rätselhaft bezeichnet wird: die Tatsache, daß der Gefangene 
mit guter Führung oft zum Rückfall vorherbestimmt zu sein 
scheint. 

Das echte Wohlverhalten 

Aus dem Gesagten läßt sich folgern, wie das Wohlverhalten 
beschaffen sein muß, wenn es als echt angesehen werden soll. 

1. Es muß ungeheuchelt sein und wirklich aus dem Inneren 
hervorkommen. Ohne Reue ist es undenkbar. Diese braucht 
sich nicht in Tränen zu äußern, denn sie ist nicht notwendig 
Gefühlsbewegung, sondern Erkenntnis und Kraft: Abkehr von 
unechten Werten, Entdeckung neuer Ziele, Anwendung der 
rechten Mittel, Ringen um Erneuerung des Lebens. 

2. Das Wohlverhalten darf nicht durch einen stark eigen¬ 
nützigen Einschlag entwertet werden. Der Gefangene mag 
ruhig auf Besserung seiner Lage bedacht sein, wenn er nur die 
Besserung seines Charakters als ebenso notwendig betrachtet. 
Doch erst dann ist die Führung völlig echt, wenn sie um ihrer 
selbst willen geübt wird. 
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3. Das Wohlverhalten darf weder ausschließlich noch vor¬ 
wiegend auf dem Zwange beruhen. Der Gefangene muß das 
Strafleiden als notwendiges Mittel betrachten. Damit tut er 
schon den ersten Schritt, der aber nicht genügt. Aus der Not 
muß vielmehr eine Tugend werden. Dem Gefangenen bleibt ja, 
wie schon gesagt, seine innere Freiheit. Er kann also das fremde 
Gesetz zu dem eigenen und sich selber zum Träger der Handlung 
machen. Das braucht natürlich nicht mit betonter Freudigkeit 
zu geschehen und kann sich sehr wohl mit dem Wunsche nach 
baldiger Beendigung der Haft verbinden. 

4. Die gute Führung muß mit Anstrengung verbunden sein, 
und hier darf das, was wir über die Gefahr der Mühelosigkeit 
sagten, erheblich eingeschränkt werden. Wer wollte nicht schon 
in dem Strafleiden eine Last sehen, die nur mit Anstrengung 
ertragen wird? Mit der Freiheit entbehrt der Gefangene zu¬ 
gleich die Erfüllung vieler Wünsche, die Annehmlichkeiten des 
Besitzes, die Freuden des Familienlebens und der freien Natur. 
Außerdem muß er es hinnehmen, mit soviel Minderwertigkeit 
unter einem Dache zu hausen. Eine Summe von Zumutungen 
aller Art. Sie schweigend hinzunehmen, bedeutet schon eine 
gewisse Leistung. Je mehr sich nun in dem Gefangenen eine 
Wandlung vollzieht, um so drückender wird er das alles (und 
nicht zuletzt auch die Hausgemeinschaft mit Menschen niedriger 
Denkart) empfinden. Eine weitere Anstrengung erwächst ihm 
aus dem Kleinkriege, den er gegen seine eigenen Schwächen und 
Fehler zu führen hat: ein Kampf, der zumeist im Verborgenen 
vor sich geht, an entscheidender Bedeutung aber alles andere 
im Strafvollzug übertrifft. — 

Das legale Verhalten des Gefangenen, selbst wenn er es 
gewohnheitsmäßig übt, ist sicher nicht ohne Wert, aber 
zwischen dem legalen und sittlichen Bereiche klafft ein Unter¬ 
schied, wie zwischen dem des Mechanischen und Organischen. 
Erst wenn der Gefangene Heuchelei und Berechnung abstreift, 
erst wenn er frei der drückenden Gegenwart zustimmt und 
ernstlich zu kämpfen beginnt, tut er den entscheidenden 
Brückenschlag. Erst dann bereitet er sich eine bessere Zukunft. 
Denn nur eine Leistung, die hervorkommt aus dem eigenen 
Inneren, kommt dem Menschen wieder zugute. Nur sie kann 
ihn daher auch halten, wenn die Stütze der Anstaltsordnung, ein 
fremder Halt, gefallen ist. 

Wir vernehmen nun einen sehr bedeutsamen Einwand. Es 
sieht so aus, als wollten wir an den Gefangenen einen Maßstab 
anlegen, der nicht zu ihm paßt. Doch das ist nicht der Fall. 
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Wir wollen zunächst nur die Möglichkeit ethischen Verhaltens 
im Vollzüge dartun und abgrenzen. Weiter scheint es uns not¬ 
wendig, den sehr verschiedenen Wert der Beweggründe guter 
Führung grundsätzlich herauszustellen. 

In der Praxis werden wir uns nicht mit der Frage be¬ 
gnügen, wie hoch oder tief die Werte stehen, die für den Gefan¬ 
genen Gültigkeit haben. Wir werden auch fragen, wieviel Mühe 
er sich gibt, und weiter, was er zu leisten vermag. Wenn er 
stoisch veranlagt oder zu einem reiferen und stumpferen Alter 
gelangt ist, legen wir seiner guten Führung nicht soviel Bedeu¬ 
tung bei, wie wenn wir sie an einem gefühlsmäßig eingestellten, 
unausgeglichenen Menschen gewahren, dem die Anpassung viel 
schwerer fällt. 

So dürfen wir nicht alles davon abhängig machen, daß die 
Führung des Gefangenen immer einwandfrei war. Es kann viel¬ 
mehr als recht bedeutsam erscheinen, wenn sie früher Tadel 
verdiente oder aus untergeordneten Motiven entsprang, später 
jedoch aus einer reineren Gesinnung hervorging. Sicherlich 
dürfen wir nicht vergessen, daß Defektmenschen vor uns 
stehen; von ihnen werden wir bei aller grundsätzlichen Unter¬ 
scheidung nicht die höchste Stufe der sittlichen Motivation 
erwarten, sondern uns freuen, wenn neben den geringeren 
Motiven die höheren mitschwingen. 

Wohlverhalten und Rückfallprognose 

Unsere Zeilen sind ein Beitrag zu einer viel erörterten 
Frage. Sichere Menschenkenntnis bleibt nach wie vor schwierig. 
Es ist daher verständlich, wenn versucht wird, eine Reihe von 
Punkten aufzustellen, die den Typ des rückfälligen von dem des 
einmaligen Verbrechers scheiden. 

In den Fachblättern sind neuerdings die Vorschläge Robert 
Schiedts viel besprochen worden. Er hat auf Exners Anregung 
eine Reihe von Prognosefaktoren auf ihren Wert untersucht 
und einige als weniger aufschlußreich, fünfzehn als prognostisch 
wertvoll befunden. 

Schiedt verwendet unter seinen Prognosepunkten nicht das 
gute, sondern das schlechte Betragen. Das entspricht seinen 
übrigen Punkten, die alle negative Fassung haben. 

Über das schlechte Betragen soll hier ein andermal ge¬ 
sprochen werden. Heute mag der Hinweis genügen, daß nur 
wenige Gefangene sich durch schlechte Führung kennzeichnen. 
Im Punktverfahren nach Schiedt würde also das Verhalten in 
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der Anstalt nur bei einem geringen Teile der Gefangenen ge¬ 
wertet werden. 

Wenn Schiedt darauf verzichtet, das gute Verhalten des 
Gefangenen unter seine Prognosezeichen einzureihen, so sagt 
er zur Begründung, es dürfe nicht ohne weiteres als Beweis 
der Besserung gelten. Seine Darlegung beruht auf Berichten, 
die während der Verbüßung, vielfach kurz vor der Entlassung, 
zustande kamen. Weil sie von Aufsichtsbeamten verfaßt wur¬ 
den, dürfen wir wohl annehmen, daß gute Führung hier zumeist 
äußerliches Wohlverhalten bezeichnet. 

Es wurde schon eingangs gesagt und durch die weiteren 
Ausführungen bestätigt, daß äußerliches Wohlverhalten keinen 
Schluß auf den Charakter des Gefangenen und sein künftiges 
Verhalten erlaubt. Keineswegs dürfen wir aber deshalb davon 
absehen, das Betragen des Gefangenen in der Anstalt zu prüfen. 
Denn im echten Wohlverhalten haben wir ein Prognosezeichen 
von großem Wert vor uns. 

Wir würden dem Gefangenen nicht gerecht, wollten wir 
uns auf die äußerlich gute Führung beschränken. Folgerichtig 
müßten wir ihm erklären, daß die Führung für uns bedeutungs¬ 
los und gleichgültig sei. Sicher wird er uns dann fragen: Was 
soll ich denn tun? Wir würden ihm nicht Rede und Antwort 
stehen können, ihn der Entmutigung überlassen. Glaubt er 
doch, besonders in der Sicherungsverwahrung, einzig durch das 
Verhalten in der Anstalt seinen Besserungswillen beweisen zu 
können. 

Die meisten der von Schiedt aufgestellten Prognosemerk¬ 
male gehen von der Vergangenheit aus; bei gründlicher Klärung 
des Falles sind sie schon im Gerichtsurteil gewertet, über die 
Vergangenheit hat der Gefangene, wie jeder andere Mensch, 
keine Macht. Nur die Gegenwart gehört in gewissen Grenzen 
unserem Willen. Dies bedeutet für den Gefangenen, daß nur 
bei dem Verhalten in der Anstalt seine eigene Leistung ein- 
setzen und ihn über das Gerichtsurteil hinausführen kann. Wir 
müssen also das echte Wohlverhalten schon deshalb anerkennen, 
weil es den Vollzug vor Erstarrung bewahrt. 

Freilich, es ist nicht ohne weiteres vom unechten zu unter¬ 
scheiden. Dazu bedarf es eines wirklichen Interesses und eines 
geschulten Blickes. Der Beurteiler muß ja zuvor den Menschen 
in seiner Ganzheit erfassen. Denn nicht der Ge¬ 
fangene ist nach der Führung, sondern diese 
nach dem Gefangenen zu beurteilen. Der Blick 
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muß also gleichsam zwischen dem Gefangenen und der guten 
Führung hin und her gehen und abzuwägen versuchen. 

Hier ergibt sich eine Anmerkung zum Punktverfahren. Daß 
die Prognosemerkmale Schiedts vorläufig mit gleichem Werte 
nebeneinander stehen, ist weniger bedeutsam; dies ist ein Man¬ 
gel, der sich im Laufe der Zeit verbessern läßt. Wichtiger 
scheint, daß eine Zusammenzählung zum Ziele führen und die 
Vorhersage sich nach der geringeren oder größeren Zahl der 
Punkte richten soll. Der Wert des Menschen läßt sich nicht 
durch Zusammenrechnung von Einzelzügen ermitteln. Wer sich 
um die Erkenntnis eines Charakters bemüht, muß das Für und 
Wider sehen und ab wägen. 

Diese Sätze richten sich nicht gegen das Verfahren von 
Schiedt an sich. Denn der Mißbrauch einer Sache entscheidet 
nicht über deren Wert. Es ist sehr zu beachten, daß Schiedt 
selber zwar die praktische Verwendung seines Verfahrens 
wünscht, gleichzeitig aber die Grenzen der Verwendbarkeit 
deutlich bezeichnet. Nach seiner Erklärung soll es dem Be¬ 
urteiler das Denken und den Vorstoß in tiefere seelische Bezirke 
nicht ersparen. Es soll die gutachtliche Entscheidung er¬ 
leichtern, nicht ersetzen. 

Aber der ganzen Rückfallforschung schwebt ja das Ziel 
vor Augen, der Praxis zu dienen. Da dürfte es nicht unnütz 
sein, einmal mehr auf die Gefahr schematischer Anwendung 
hinzuweisen. Es ist notwendig, bei jedem Prognosezeichen ab¬ 
wägend zu fragen, ob es sich auf den vorliegenden Fall an¬ 
wenden läßt und welches Gewicht es im Vergleich zu den 
übrigen Zeichen hat. 

Vielleicht darf zum Schluß noch gefragt werden, ob nicht 
auch das negative Vorzeichen der Prognosefaktoren eine Gefahr 
in sich birgt. Wenn man vorwiegend auf die negativen Einzel¬ 
züge schaut, wird da nicht das Günstige leicht übersehen und 
die Schlußfolgerung etwas einseitig werden? Umso mehr 
glauben wir, daß der große positive Wert des echten Wohl¬ 
verhaltens mit in die Wagschale gelegt werden muß. 

Anmerkung. Der vorliegende Aufsatz möchte zu seinem Teile 
die Erörterung fortführen, die sich an Robert Schiedts Beitrag zum 
Problem der Rückfallprognose, München 1936, angeknüpft hat. Er folgt 
einer Anregung von Ministerialrat Dr. Schmidt in der Deutschen 
Justiz 1937 S. 253 und des Herausgebers der Blätter für Gefängniskunde 
in Band 68 (1937) S. 24—33. Vergleiche ferner Hans Trunck in der 
Monatsschrift für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform Band 28 (1937) 
S. 209—227 und Exners Anmerkungen dazu in derselben Zeitschrift 
S. 227—230. 
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Verbrechensbekämpfung — 
ärztlich gesehen 

von Reg.-Med.-Rat Dr. Gerecke, Zuchthaus Gollnow 

Vorbemerkung 

Der kriminalbiologisch tätige Arzt wird durch seine täg¬ 
liche enge Berührung mit dem Verbrechertum zwangsläufig 
dazu gedrängt, einer biologischen Erfassung des Verbrechens 
nachzugehen und von dieser Seite her auf wirksame Be¬ 
kämpfungsmaßnahmen zu sinnen, und so komme ich dem 
Wunsche der Schriftleitung gern nach, diese Probleme hier kurz 
darzulegen. 

Seitdem Lombroso vor rund 50 Jahren mit seinen zahl¬ 
reichen Veröffentlichungen über die psychische Struktur des 
Verbrechers hervortrat und den Begriff des „delinquente nato“ 
schuf, ist gerade von ärztlicher Seite immer wieder versucht 
worden, die inneren Wesenszusammenhänge, die Motive, die 
charakterlichen Abartigkeiten und psychopathischen Züge des 
verbrecherischen Menschen aufzudecken. Besonders in den 
letzten Jahren ist vor allem von deutschen Forschern eine 
umfangreiche und systematische Arbeit über die erbbiologischen 
Zusammenhänge geleistet worden, und die gewonnenen Er¬ 
kenntnisse sind nicht zuletzt den Untersuchungen an krimi¬ 
nellen Zwillingen durch Lange 1 )» Stumpft) und Kranz3) zu 
verdanken. 

Bei der vorliegenden Besprechung sollen von vornherein 
alle sogenannten Konfliktverbrecher, Menschen, die durch einen 
schweren inneren Zwiespalt oder durch eine unglückliche Ver¬ 
kettung äußerer Umstände zu einer Straftat getrieben wurden, 
ausscheiden, da sie vorbeugenden Abwehrmaßnahmen aus nahe¬ 
liegenden Gründen kaum eine Angriffsfläche bieten. Es sollen 
uns auch nicht die zum Verbrecher gewordenen organisch 
Hirnkranken (Schädeltrauma, Epilepsie, progressive Paralyse, 
arteriosklerotische Demenz usw.) beschäftigen, ferner nicht die 
durch eine krankhaft gesteigerte Pubertät zu einer Trieb- oder 
Affekthandlung gebrachten Jugendlichen. 

Der eigentliche Verbrecher im engeren Sinne, der den 
kriminalbiologischen Arzt interessiert und die bedeutsamste 

x ) Lange, J. Verbrechen als Schicksal. Leipzig 1929. 

2 ) Stumpfl. Die Ursprünge des Verbrechens. Georg Thieme, 
Leipzig 1936. 

3 ) Kranz. Lebensschicksale krimineller Zwillinge. Springer, 
Berlin 1936. 
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Rolle in unserem Rechtsleben spielt, ist der Asoziale oder 
Antisoziale aus angeborener, erblich bedingter, krankhafter 
Charakteranlage, äußerlich kenntlich an seiner Früh- und 
Rückfallkriminalität, bei der psychiatrischen Untersuchung 
diagnostizierbar durch eine Anzahl psychopathischer Züge. 
Prognostisch von Bedeutung ist seine Unbeeinflußbarkeit. 

Im Gegensatz zu den älteren Anschauungen haben jedoch 
die sorgfältigen und an einem großen Material durchgeführten 
Untersuchungen der letzten Jahre ergeben, daß man nicht von 
dem „geborenen Verbrecher“ oder von „moralischem Schwach¬ 
sinn“ im Sinne einer einheitlichen charakterologischen Ab¬ 
artigkeit sprechen kann, sondern daß es sich um Störungen oder 
Defekte der tieferen Wesensmerkmale des Charakters bezüglich 
seines Stoffes, seines Gefüges und seiner Artung handelt. 

Im wesentlichen liegen diese Charakterabnormitäten auf 
dem Gebiete des Gefühls-, Trieb- und Willenslebens, jedoch ist 
fast niemals nur ein Merkmal ausgeprägt, sondern wir finden 
bei den Schwerkriminellen stets eine Kombination mehrerer 
psychopathischer Züge. Hierzu tritt noch ein Mißverhältnis 
zwischen Reiz und Reaktion. Selbstverständlich wird nicht 
jeder Psychopath ein Verbrecher, aber umgekehrt läßt kein 
Schwerkrimineller psychopathische Charakterveränderungen 
vermissen. 

Maßgebend für die asoziale oder antisoziale Verhaltens¬ 
weise ist die Kombination der psychopathischen Einzelzüge nach 
Qualität und Quantität, welche das Gesamtbild der Persönlich¬ 
keitsstruktur bedingt. Je nach dem Grade ihrer Ausprägung 
und ihrem Überwiegen lassen sich die psychopathischen Schwer¬ 
kriminellen in folgende Gruppen einordnen: 

1. Die Reizbaren und Explosiblen mit ihrer affektiven 
Entgleisungstendenz, daher Neigung zu Tätlichkeiten, Roheits¬ 
delikten, Körperverletzung, Totschlag. Handelt es sich bei 
diesen Typen um einen Dauerzustand dieses Wesensmerkmals, 
so nimmt er mehr die Form des Fanatischen oder Leiden¬ 
schaftlichen an. 

2. Wesentlich größer und wichtiger ist die Gruppe der 
Haltlosen und Willenlosen, äußerlich besonders gekennzeichnet 
durch ihre Unstetheit und Unbeständigkeit, ihre nur auf Nah¬ 
ziele und Befriedigung momentaner Triebe gerichteten Willens¬ 
impulse, ihre leichte Verführbarkeit, ihre Oberflächlichkeit des 
Fühlens. Hier finden wir auch die apathisch-indolenten Bettler 
und Vagabunden. 
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3. Auch der gemütlose Psychopath ist unter den Schwer¬ 
kriminellen in zahlreichen Spielarten zu finden. Er fällt be¬ 
sonders auf durch seine Gefühlsarmut und Gefühlskalte; die 
höheren und feineren Gefühlsregungen, der Sinn für Pflicht, 
Ehre, Sitte, Anstand, Recht, Wahrheit usw. ermangeln ihm in 
hohem Maße. Dieser amoralische Typ entspricht noch am 
ehesten Lombrosos „delinquente nato“. 

4. Der Hyperthymiker ist gekennzeichnet durch sangui¬ 
nisches Temperament und heitere Grundstimmung, häufig mit 
gesteigertem Selbstgefühl, gelegentlich auch mit betontem 
Geltungsbedürfnis. Nicht selten finden sich unter ihnen streit¬ 
süchtige Kampfnaturen. 

5. Unter den Triebhaften haben die sexuellen Psychopathen 
mit degenerativer Labilität der Gesamtkonstitution die größte 
Bedeutung, dagegen treten andersartige Triebhandlungen 
(Brandstiftung, Kleptomanie) rein zahlenmäßig mehr zurück. 
Die sexuellen Entgleisungen der Präsenilen und Senilen gehören 
streng genommen nicht hierher, da sie auf allgemeine Rück¬ 
bildungserscheinungen von Seiten des Gehirns zurückzuführen 
sind, ebensowenig die Veränderungen der Gesamtpersönlichkeit, 
die ihre Ursache in innersekretorischen Störungen des endo¬ 
krinen Systems haben. 

6. Einen Charakterzug besonderer Prägung weisen noch 
die pathologischen Lügner und die Phantasten auf, jedoch 
finden wir diese, sowie die notorischen Querulanten und 
Beschwerdeschreiber meist nur dann unter den Schwerkrimi¬ 
nellen, wenn noch andere der vorstehend genannten psycho¬ 
pathischen Wesenszüge vorhanden sind. 

Es muß überhaupt immer wieder betont werden, daß es 
regelmäßig mehrere dieser Merkmalsgruppen sind, welche die 
asoziale Lebensführung der Rückfallverbrecher bedingen. So 
sehen wir z. B. den haltlosen, gefühlskalten Hyperthymiker 
oder den geltungssüchtigen Fanatischen. Besonders kompliziert 
und im ungünstigen Sinne beeinflußt kann dieses Bild noch 
werden durch intellektuellen Schwachsinn und Alkoholismus. 

Äußere Umwelteinflüsse, Arbeitslosigkeit, seelische Ver¬ 
bildung infolge schlechter oder fehlender Erziehung spielen 
beim Kriminellwerden dieser Typen eine absolut untergeordnete 
Rolle, ausschlaggebend ist die anlagemäßige Charakterabnormi¬ 
tät. In wie hohem Maße diese erblich bedingt ist, konnte 
Stumpfl*) an über 18 000 Verwandten seiner Ausgangsfälle 


•') Stumpfl. Erbanlage und Verbrechen. Springer, Berlin 1935. 
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aufzeigen, und auch meines) an den Sippen von achtzig 
Schwerkriminellen durchgeführten Untersuchungen ergaben das 
gleiche Bild. 

Es handelt sich also hier um eine Gruppe von Menschen, 
die endogen und schicksalhaft zum Verbrecher prädisponiert 
sind, und es ist leicht verständlich, daß bei ihnen jede Straf¬ 
empfänglichkeit und Besserungsmöglichkeit fehlt. Daß auf 
leichtere Psychopathen der Strafvollzug erzieherisch oder ab¬ 
schreckend einzuwirken vermag, soll damit natürlich nicht 
bestritten werden, aber es wäre auch völlig verfehlt, dem 
schweren Psychopathen mit habitueller krimineller Tendenz die 
Verantwortlichkeit für seine strafbaren Handlungen abzu¬ 
sprechen, ihm den § 51 zuzubilligen und ihn als krankhaft ver¬ 
anlagten Menschen straffrei ausgehen zu lassen. 

Unsere Blickrichtung hat stets vom Rechtsschutz und 
Rechtsfrieden der Volksgemeinschaft auszugehen, eine so weite 
Fassung des Begriffes der Unzurechnungsfähigkeit würde vom 
Volke niemals verstanden werden und voraussichtlich nur dazu 
führen, daß die kriminellen Psychopathen sich hemmungslos 
ihren verbrecherischen Trieben überließen. 

Wenn ich trotzdem für diese Gruppe von Rechtsbrechern 
den jetzigen Strafvollzug als unzweckmäßig und die getroffenen 
Maßnahmen als unzulänglich empfinde, so liegen dafür mehrere 
Gründe vor. 

Schon vor bald einem Menschenalter schrieb Aschaffen¬ 
burg 6 ) die Sätze, welche auch heute noch mit gewissen Ein¬ 
schränkungen Geltung haben können: „Die menschliche Gesell¬ 
schaft hat ein Recht auf Schutz gegen die Angriffe gefährlicher 
Menschen. Und dieses Recht kann nicht dadurch beeinträchtigt 
werden, daß der Angreifer wegen seiner bestehenden Krankheit 
vor allem unser Mitleid und unsere ärztliche Fürsorge verlangt. 
Unter allen Umständen muß ein Weg gefunden werden, der es 
erlaubt, die Gesellschaft vor den Angriffen gefährlicher 
Kranker zu bewahren. Daß dieser Weg nicht über die persön¬ 
liche Eigenart des Angreifers hinweggehen darf und sich nach 
Möglichkeit ihr anpassen muß, ist selbstverständlich, ebenso 
selbstverständlich wie die Forderung, nach Möglichkeit den 
Interessen der Kranken und der öffentlichen Rechtssicherheit 
gerecht zu werden.“ 

°) Gerecke. Untersuchungen über die erbliche Belastung der Ge¬ 
wohnheitsverbrecher. „Der Erbarzt“, Nr. 7, 1936. 

°) Aschaffenburg. Die Sicherung der Gesellschaft gegen gemein¬ 
gefährliche Geisteskranke. Guttentag, Berlin 1912. 
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Wenn wir uns nun vergegenwärtigen, in welcher Weise vor 

1933 auf die persönliche Eigenart dieser Rechtsbrecher Rück¬ 
sicht genommen und Schritte unternommen wurden, um das 
erneute Straffälligwerden zu verhüten, so müssen wir ehrlich 
gestehen: fast nichts. Abgesehen davon, daß bei der Länge 
des Strafmaßes die mehr oder weniger große Zahl der Vor¬ 
strafen eine gewisse Berücksichtigung fand, war bei der 
Urteilsfindung nicht die Persönlichkeitsstruktur des Ange¬ 
klagten maßgebend, sondern der für das verübte Verbrechen 
zuständige Paragraph des Strafgesetzbuches. Da man sich nur 
um das Verbrechen und nicht um den Verbrecher kümmerte, 
war mit dem Urteilsspruch bzw. mit der Strafverbüßung der 
Fall für die Justizbehörden erledigt, der krankhafte Psychopath 
wurde wieder auf die Menschheit losgelassen, wurde natürlich 
in kurzer Zeit wiederum straffällig und nur so ist es zu ver¬ 
stehen, daß heute unter den Insassen von Strafanstalten solche 
mit 20 bis 40 Vorstrafen durchaus keine Seltenheit sind. Eine 
Karikatur für diese Art der Verbrechensbekämpfung ist ein 
derzeitiger Strafgefangener des Gollnower Zuchthauses mit 
über .90 Vorstrafen! 

Der nationalsozialistische Staat erkannte mit aller Klarheit 
die Unzulänglichkeit der Bekämpfungsmaßnahmen gegen das 
Gewohnheitsverbrechertum, und schon bald nach der Macht¬ 
ergreifung, am 24. November 1933, wurde das Gesetz gegen ge¬ 
fährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Besserung erlassen. Seine wesentlichsten Be¬ 
stimmungen: die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege¬ 
anstalt, die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder 
einer Entziehungsanstalt, die Unterbringung in einem Arbeits¬ 
haus, die Sicherungsverwahrung, die Entmannung gefährlicher 
Sittlichkeitsverbrecher, die Untersagung der Berufsausübung, 
die Reichsverweisung sind bekannt und haben ihre segensreiche 
Wirkung nicht verfehlt. Kurz vorher, am 13. November 1933, 
war durch Erlaß die unter gewissen Voraussetzungen mögliche 
polizeiliche Vorbeugungshaft eingeführt worden, diese Voraus¬ 
setzungen wurden durch zwei weitere Erlasse vom 10. Februar 

1934 noch erweitert. Ferner bekamen die Landeskriminal¬ 
polizeistellen das Recht, für einen bestimmten Personenkreis 
Auflagen anzuordnen (Verbot, den Wohnort zu verlassen, sich 
bei Nacht außerhalb der Wohnung aufzuhalten, das Verbot der 
Führung und Benutzung von Kraftwagen, Aufenthaltsverbot 
für bestimmte Orte wie Bahnhöfe, Warenhäuser, Rennbahnen 
usw.). Hier handelt es sich um Maßnahmen, die sich nach 
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Daluege 7 ) als außerordentlich wirksam für einen bestimmten 
Kreis von Gewohnheitsverbrechern erwiesen haben und ein 
scharfes Instrument in der Abwehr des Verbrechertums seitens 
der Polizei darstellen. 

Es steht also heute nicht mehr das Verbrechen als solches 
im Vordergrund, sondern bei der Bekämpfung der Kriminalität 
wird weitgehend die charakterologische Abartigkeit des Ver¬ 
brechers berücksichtigt, und die einzuschlagenden Schritte sind 
auf seine Eigenart abgestimmt. 

Trotzdem hat diese mehr von biologischen und anthropolo¬ 
gischen Gesichtspunkten ausgehende Verbrechensbekämpfung 
noch eine Lücke, die aufzuzeigen und zu begründen mir wichtig 
erscheint. 

Die Anordnung der Sicherungsverwahrung setzt den Tat¬ 
bestand des gefährlichen Gewohnheitsverbrechertums, 
mehrfache Rückfälligkeit und eine sehr schwere Störung des 
Rechtsfriedens voraus, sie wird verhältnismäßig selten aus¬ 
gesprochen und erfaßt den davon Betroffenen immer erst dann, 
wenn er sich viele Male an Leib oder Eigentum seiner Volks¬ 
genossen schwer vergangen hat. 

Nach meiner Schätzung kann man den durchschnittlichen 
Bestand eines Zuchthauses an psychopathischen Schwerkrimi¬ 
nellen mit zwangsläufiger Rückfalltendenz auf etwa 30 Prozent 
beziffern, davon haben aber höchstens 5 bis 6 Prozent Siche¬ 
rungsverwahrung, die restlichen 25 Prozent, teilweise auch 
schon 10- bis 15mal vorbestraft, entgehen ihr auch nicht, sie 
erhalten sie aber erst bei einer der nächsten Straftaten. 

Wieviel Leid und Elend, Gesundheit, Aufregungen, nicht 
selten blühendes Leben und Volksvermögen sowie Gerichts¬ 
und Fahndungskosten ließen sich erhalten und einsparen, wenn 
man frühzeitig alle sozial Unbrauchbaren und alle Psychopathen 
mit kriminellen Zügen schon nach der ersten Straftat einem 
psychiatrisch, erbbiologisch und kriminalbiologisch geschulten 
Arzt zuführen würde, dem es in der Mehrzahl der Fälle möglich 
ist, eine sichere Diagnose und Prognose zu stellen. Dieser oder 
in Zweifelsfällen noch ein weiterer Facharzt hätten, wenn nötig 
nach einer kurzen Beobachtungszeit, über die Unterbringung 
in einer besonders einzurichtenden Psychopathenanstalt zu 
entscheiden. In diesen Anstalten, die je nach der kriminellen 
Bedeutsamkeit ihrer Insassen in ehemaligen Gefängnissen oder, 

~) Daluege. Nationalsozialistischer Kampf gegen das Verbrecher¬ 
tum. Eher, München 1936. 


2 * 
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soweit es sich um leichtere Asoziale handelt, in Lagern oder 
Heimen unterzubringen wären, müßte selbstverständlich eiserne 
Disziplin und Arbeitszwang (Landwirtschaft, Kultivierung von 
Ödland, Straßenbau oder dergleichen) vorherrschen, sonst wäre 
jedoch alles zu vermeiden, was den Eindruck von Strafe er¬ 
wecken könnte, daher geringer Arbeitsverdienst, Einkaufs¬ 
möglichkeit, kein Rauchverbot, Radio, Bücher und sonstige 
Vergünstigungen. Denn eine Strafe soll diese Internierung 
nicht darstellen, lediglich einen Schutz der Volksgemeinschaft 
vor anlagemäßig kranken, verbrecherischen Elementen. 

Die Leitung sollte einem erfahrenen und fachlich ge¬ 
schulten Arzt übertragen werden, denn nur diesem wird es bei 
Disziplinwidrigkeiten möglich sein, die Hintergründe und 
Motive von Widersetzlichkeiten richtig zu erkennen und die 
geeigneten Gegenmaßnahmen zu treffen. Auch bei der Ent¬ 
scheidung, ob und wann eine Entlassung erfolgen kann, wird 
nur ein Arzt mit gründlichen erbbiologischen und kriminal¬ 
biologischen Erfahrungen in der Lage sein, ein richtiges Urteil 
abzugeben. 

Eine solche Früherfassung und Absonderung von Menschen 
mit hochgradig minderwertigen Anlagen, die erfahrungsgemäß 
eine starke Durchschlagskraft auf die Nachkommenschaft 
zeigen und deren psychopathische Einzelzüge sich fast regel¬ 
mäßig nur in ungünstigen Kombinationen manifestieren, wäre 
auch in rassenpolitischer Hinsicht von einer gewissen Be¬ 
deutung. Ist doch die Unfruchtbarmachung auf Grund des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses meist nur 
möglich, wenn die Psychopathie in Verbindung mit Schwach¬ 
sinn oder schwerem Alkoholismus einhergeht. Bis andererseits 
nach der jetzigen Rechtslage die Sicherungsverwahrung zur 
Anwendung kommt, hat der psychopathische Schwerkriminelle 
fast regelmäßig durch ehelichen oder außerehelichen Nach¬ 
wuchs dafür gesorgt, daß seine minderwertigen Erbanlagen 
der Nachwelt erhalten bleiben. 

So würde sich für einen kleinen, aber bedeutsamen 
Teil der schweren und rückfälligen Rechtsbrecher die 
Lücke zwischen Fürsorgeerziehung und Sicherungsverwahrung 
schließen und sie daran hindern, die längere oder kürzere 
Zwischenzeit damit auszufüllen, dem deutschen Volke unermeß¬ 
lichen Schaden zuzufügen. 

Man könnte nun einwenden, daß die gemeinschaftsfeind¬ 
liche kriminogene Tendenz eines jugendlichen Psychopathen 
erst dann erwiesen sei, wenn er eine Anzahl schwerer Ver- 
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brechen begangen habe. Dieser Einwand scheint auf den ersten 
Blick eine gewisse Berechtigung zu haben. Für den geübten 
Beobachter und Untersucher ist jedoch bei Berücksichtigung 
der psychopathischen Merkmale im Verwandtenkreise des 
Probanden, der Entwicklung, der habituellen Verhaltensweisen, 
der ersten kriminellen Betätigung und der Bewährung im 
Erwerbsleben das Gesamtbild meist so eindeutig, daß grobe 
Irrtümer bei vorsichtiger Auswertung kaum möglich sind. Ich 
möchte dies an einem Beispiel kurz erläutern. 

Vor einigen Tagen wurde in das Zuchthaus zu Gollnow ein 
jetzt 23 Jahre alter junger Mann eingeliefert, der erst am 
16. Oktober vergangenen Jahres nach Verbüßung von 1 Jahr 
6 Monaten Zuchthaus entlassen war. Kurz vor seiner damaligen 
Entlassung hatte ich in einem kriminalbiologischen Gutachten 
über ihn unter anderem Folgendes geschrieben: 

„Helmut A. zeigte bereits als Fünfjähriger so schlechte Anlagen, 
trieb sich umher und war weder durch Güte noch durch Strenge zu 
erziehen, daß sich sein Vater gezwungen sah, ihn in Fürsorge zu 
geben. 

Auch in den Anstalten zeigten sich bei ihm nur schlechte Züge. 
Im Unterricht und bei der Hausarbeit drückte er sich, wo er konnte, 
war unsauber und liederlich, seinen Kameraden und Mitschülern 
gegenüber zänkisch. In den durch die Anstalten vermittelten Arbeits¬ 
stellen hielt er es nie lange aus, ging immer wieder auf Wanderschaft 
und wurde schon frühzeitig kriminell. Trotz seiner heute erst 
22 Jahre ist er bereits viermal mit Gefängnis und einmal mit Zucht¬ 
haus bestraft. Er zeigt keinerlei Einsicht oder Reue und bietet das 
traurige Bild eines asozialen Jugendlichen, der sich nicht in die Ge¬ 
meinschaft eingliedern will und kann. Moral und Ethik sind ihm 
unbekannte Begriffe, der Arbeit geht er möglichst aus dem Wege. Sein 
einziges Interesse ist Herumtreiben und Nichtstun. 

Bei dieser Anlage und Einstellung sind alle Besserungsversuche 
zum Scheitern verurteilt, und von einer Erziehbarkeit kann keine Rede 
sein. Nach Verbüßung der jetzigen Zuchthausstrafe wird er mit 
absoluter Sicherheit sofort wieder straffällig werden, und es erschiene 
in diesem Falle zweckmäßig, trotz seiner Jugend schon jetzt die 
Sicherungsverwahrung, der er doch nicht entgeht, auszusprechen. Bei 
seiner eindeutigen Verbrechernatur besteht nämlich die Gefahr, daß 
er sich nicht nur an dem Eigentum seiner Mitmenschen vergreift, 
sondern unter Umständen auch Leben und Gesundheit in Gefahr 
bringt, wenn es gerade seinen Zwecken dient . . .“ 

Von hier aus in Arbeit bei einem Bauern auf Rügen ver¬ 
mittelt, hielt er es dort gerade zwei Wochen aus, vagabundierte 
umher, beging Einbrüche, wurde verhaftet und bekam drei 
Jahre Zuchthaus mit anschließender Sicherungsverwahrung. 
Genau vierzehn Tage hatte die Herrlichkeit gedauert und er 
sich auf freiem Fuße befunden, und es war nur einem günstigen 
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Zufall zu verdanken, daß ihm bei seinen Einbrüchen kein Haus¬ 
bewohner entgegengetreten war, denn sonst wäre voraussicht¬ 
lich noch ein Totschlag dazu gekommen. 

Sollte in solchen und ähnlichen Fällen nicht die Schluß¬ 
folgerung berechtigt sein, daß diese traurigen Gestalten einfach 
nicht fähig sind, in der Gemeinschaft zu leben und daß sie iso 
früh wie möglich in festen Gewahrsam gehören, bevor sie 
schweres Unheil angerichtet haben? 

Aber auch für den allgemeinen Strafvollzug bilden diese 
kriminellen Psychopathen eine große Gefahr, sobald sie mit 
harmloseren, aber leicht beeindruckbaren und willensschwachen 
Gefangenen längere Zeit in engere Berührung kommen. 

Durch die vor kurzem erfolgte Bereitstellung von Jugend¬ 
gefängnissen für bisher unvorbestrafte Jugendliche ist ein 
schöner Anfang gemacht worden, aber auch hier sollte bei der 
Auslese noch mehr von kriminalbiologischen Gesichtspunkten 
ausgegangen werden, d. h. es sollten ohne Ausnahme nur 
Jugendliche Aufnahme finden, die charakterologisch in Ordnung 
sind. Wir sehen immer wieder Fälle, in denen leichtsinnige und 
leicht beeinflußbare junge Menschen, die aber sonst keine 
gröberen psychopathischen Störungen aufweisen, durch den 
Umgang mit kriminellen und sittlich verkommenen Elementen 
während des Strafvollzuges erst zum richtigen Verbrecher 
werden und in aller Zukunft für die Volksgemeinschaft ver¬ 
loren sind. 

Das muß unter allen Umständen vermieden werden. Die 
Zahl der Unverbesserlichen ist wahrlich groß genug, als daß 
auch nur einer, der nicht rein schicksalhaft dazu gehört, in diese 
Gruppe abgleiten sollte. 

Es ist daher zu fordern, daß entweder in jeder größeren 
Vollzugsanstalt die charakterlich Minderwertigen in besonderen 
Abteilungen abgesondert werden, oder daß in jedem Oberlandes¬ 
gerichtsbezirk eine Anstalt für den Strafvollzug an kriminellen 
Psychopathen vorgesehen wird. Letzteres hätte noch den Vor¬ 
teil, den ganzen Strafvollzug besser differenzieren zu können, 
was ich für außerordentlich wichtig halte. 

Der schwerkriminelle Rückfallverbrecher muß anders an¬ 
gefaßt und behandelt werden als der Konfliktverbrecher, bei 
welchem die Bemühungen zur Resozialisierung einen wichtigen 
und wertvollen Teil des Strafvollzuges ausfüllen sollen. Hingegen 
sind alle Anstrengungen des Pfarrers oder Lehrers bei dem 
kriminellen Psychopathen untaugliche Mittel am untauglichen 
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Objekt und daher völlig überflüssig und abzulehnen. Solange 
jedoch wesensmäßig und charakterlich so verschieden ge¬ 
artete Menschen in den Strafanstalten durcheinander gewürfelt 
sind, ist die Abstimmung der erzieherischen Maßnahmen — 
auch der Psychopath ist oft bis zu einem gewissen Grade 
erziehbar — auf die tatsächlichen Gegebenheiten nicht möglich 
und eine Verbrechensbekämpfung auf biologischer Grundlage 
undurchführbar. 

Diese hier zur Diskussion gestellten Probleme, nämlich der 
Einrichtung von Verwahranstalten und des differenzierten 
Strafvollzuges, sollen die Anregung geben, neue Wege zu 
suchen, um den Schutz des Volkes vor dem Verbrechertum noch 
wirksamer zu gestalten. Wir werden, so glaube ich, um so mehr 
erreichen, je sicherer wir die konstitutionellen Voraussetzungen 
des Kriminellwerdens im Einzelfall erfassen und unsere Maß¬ 
nahmen darauf abstellen. 


Überblick über die Bestrebungen 
zur Reform der Untersuchungshaft 

von Gerichtsassessor Dr. Herbert Schultz, Berlin 

Bald nach Inkrafttreten der Reichsjustizgesetze des Jahres 
1877 erhob sich der Ruf nach Reform der Bestimmungen über 
die Untersuchungshaft, die schon im Jahre 1882 als „wundester 
Punkt in dem organischen Bau unseres Strafprozesses“ be¬ 
zeichnet wurde, i) Wenn auch die Intensität der Reform¬ 
bestrebungen nicht immer die gleiche blieb, so sind die auf 
Neugestaltung der Untersuchungshaft drängenden Stimmen 
niemals ganz verstummt. Den entscheidenden Wendepunkt in 
der Geschichte der Reformwünsche bildet die Machtergreifung 
durch den Nationalsozialismus, die einen grundlegenden Wandel 
der herrschenden Anschauungen auf dem Gebiete des Rechts¬ 
lebens mit sich brachte. 

Während in der Wilhelminischen und Weimarer Ära ent¬ 
sprechend den damals in der Rechtswissenschaft vorherrschen¬ 
den liberalistischen Tendenzen die Reformwünsche meist dahin 
gingen, die Rechte des Individuums, des „Staatsbürgers“, gegen¬ 
über dem Staat zu erweitern, ihm stärkere „Garantien“ gegen 


J ) Peterson in Goltd. Arch. 30, S. 339. 
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etwaigen Mißbrauch staatlicher Machtmittel zu verschaffen, 
sehen wir heute unsere Hauptaufgabe darin, in erster Linie die 
Volksgemeinschaft vor asozialen Elementen zu schützen und 
zu diesem Zwecke aus der Justiz und ihren Einrichtungen eine 
scharfe Waffe im Kampfe gegen den Rechtsbrecher zu 
schmieden. 

Die aus der Weltanschauung des Liberalismus geborenen 
Reformwünsche kann man in folgende Gruppen zusammen¬ 
fassen : 

1. Bestrebungen auf Wegfall bzw. Erschwerung der gesetz¬ 
lichen Haftvoraussetzungen, 

2. Bestrebungen auf Einführung einer mündlichen Ver¬ 
handlung vor Erlaß des Haftbefehls, 

3. Bestrebungen auf Einführung zeitlicher Grenzen der 
Haft. 

Von diesen Zielen ist am leidenschaftlichsten der Fortfall 
des gesetzlichen Haftgrundes der Verdunkelungsgefahr erstrebt 
worden. Große Teile der Anwaltschaft, aber auch beachtliche 
Kreise der Wissenschaft, setzten sich für die Beseitigung oder 
erhebliche Einschränkung der Kollusionshaft ein.2) Bezeichnend 
für die damalige Einstellung sind die Erwägungen, die für diese 
Bestrebungen ins Feld geführt wurden: Man argumentierte 
nämlich, die Verdunkelungshaft widerspreche der Stellung des 
Beschuldigten im Strafverfahren, denn er sei nicht Prozeß¬ 
objekt, sondern Prozeßpartei und müsse folglich die gleichen 
Rechte haben wie die „Gegenpartei“, der Staatsanwalt. Es sei 
nicht angängig, daß der Beschuldigte durch seine Verhaftung 
an der Sammlung von Verteidigungsmaterial und damit an dem 
Ausbau seiner Verteidigungsposition gehindert werde; ein 
solches Verfahren widerspreche dem Grundsatz der Rechts- und 
der Waffengleichheit. 3 ) Da wir heute diese Fragen von einem 
ganz anderen Blickpunkt betrachten, da wir den Interessen der 
Volksgemeinschaft in jedem Falle den Vorrang vor den Inter¬ 
essen des Einzelnen geben und in der Strafrechtspflege vor 

2 ) Kahl, Goltd. Arch. 53, S. 12 ff. — Bozi, Reform der Unter¬ 
suchungshaft, S. 11 ff. — Wach, DJZ. 1909, Sp. 570. — Aschrott, General¬ 
referat, S. 101. — Hetzel, Strafrechtliche Abhandlungen, Heft 26, S. 25. — 
v. Lilienthal, Jur. W. 1925, S. 1148. — Bendix, Die Neuordnung des Straf¬ 
verfahrens, 1921, S. 105 ff. — Heinemann in Mitt. JRV. XII, S. 672 f. — 
Amrhein, Strafprozeßreform, S. 21. — Bergmann, Die Verdunkelungs¬ 
gefahr als Haftgrund im Deutschen Strafprozeß, 1932, S. 43. — Schmolz, 
Die Untersuchungshaft in Theorie und Praxis, 1930, S. 14. — Flücht, Die 
Untersuchungshaft, 1930, S. 39. 

3 ) Bozi, a. a. O. — Aschrott, a. a. O. — Amrhein, a. a. O. — Heine¬ 
mann, a. a. O. 
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allem ein Kampfmittel des Staates gegen den Rechtsbrecher 
sehen, erscheint uns das von den Gegnern der Kollusionshaft 
vorgebrachte ideologische Argument so abwegig, daß es einer 
Erörterung darüber nicht mehr bedarf. Außer der ideologischen 
Begründung wurden von den Gegnern der Kollusionshaft noch 
Zweckmäßigkeitserwägungen zur Stützung ihrer Ansicht vor¬ 
gebracht. So wurde behauptet, die Untersuchungshaft wegen 
Verdunkelungsgefahr sei entbehrlich, da der Staat zur Unter¬ 
bindung von Verdunkelungshandlungen genügend andere Mittel 
zur Verfügung habe; gedacht war dabei an die Möglichkeit, 
Überführungsstücke im Wege der Durchsuchung oder Beschlag¬ 
nahme sicherzustellen und an die Strafdrohung wegen Ver¬ 
leitung zum Meineide. Dieses Argument hält den Erfahrungen 
der Praxis nicht stand, die eindeutig gelehrt hat, daß nur die 
Untersuchungshaft eine sichere Gewähr gegen die Verdunke¬ 
lungsgefahr bietet. 

Den Bestrebungen auf Beseitigung der Kollusionshaft ist 
ein Erfolg nicht beschieden gewesen. Die amtlichen Entwürfe 
von 1908 und 1920 schlugen eine Kompromißlösung vor. Nach 
§ 111 des Entwurfs von 1908 (inhaltsgleich mit § 131 des Ent¬ 
wurfs von 1920) sollte die Untersuchungshaft wegen Verdunke¬ 
lungsgefahr unzulässig sein bei strafbaren Handlungen, die mit 
keiner schwereren Strafe als Gefängnis bis zu drei Monaten 
oder Geldstrafe bis zu 3000 0)M bedroht sind. Da wegen der 
ungeklärten parlamentarischen Verhältnisse eine Mehrheit für 
bestimmte Reformbestrebungen im Reichstage nicht zu erzielen 
war, sind die genannten Entwürfe niemals Gesetz geworden. 
Für den neuen Staat ist die Frage der Rechtfertigung der 
Kollusionshaft kein Problem mehr; die Untersuchungshaft 
wegen Verdunkelungsgefahr ist aus dem System unserer 
Rechtsordnung nicht mehr fortzudenken. 

Bei dem Haftgrund des Fluchtverdachts sind die schwersten 
Angriffe gegen die gesetzliche Vermutung des § 112 Abs. 2 
StPO, gerichtet worden, wonach Fluchtverdacht in gewissen 
Fällen keiner besonderen Begründung bedarf.4) Gewiß ist den 
Kritikern zuzugeben, daß selbst bei einem schweren Verbrechen 
Fluchtverdacht nicht vorzuliegen braucht. Jedoch darf nicht 
übersehen werden, daß es stets im pflichtgemäßen Ermessen 
des Richters steht, vom Erlaß eines Haftbefehls abzusehen, 

4 ) v. Lilienthal, Mitt. JRV. XII, S. 301. — Bozi, Pr. Jahrb. 107, 
S. 50. — Crönert, Recht 1904, S. 273. — Weilguni, Untersuchungen über 
eine Neugestaltung des Rechts der Untersuchungshaft, 1933, S. 45. — 
Reinthaler, Die Untersuchungshaft und die einstweilige Unterbringung, 
1935, S. 25. — Henschel, Die Reform der Untersuchungshaft, 1909, S. 47. 
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selbst wenn eine gesetzliche Vermutung Platz greift. Ich ver¬ 
mag mich daher des Eindrucks nicht zu erwehren, daß das 
Bestreben nach Beseitigung der gesetzlichen Vermutung des 
§ 112 Abs. 2 StPO, vor allem aus Mißtrauen gegen die Richter 
geboren war. Ein solches Mißtrauen ist heute weniger als je 
gerechtfertigt. Der Entwurf von 1920 hat den Reform¬ 
wünschen Rechnung getragen, indem er in § 130 bestimmt, daß 
die Untersuchungshaft nur verhängt werden darf, wenn der 
Beschuldigte der Tat verdächtig ist und Tatsachen vorliegen, 
welche die Fluchtgefahr begründen. Da der Entwurf nicht 
Gesetz geworden ist, verblieb es bei dem bisherigen Rechts¬ 
zustand. 

Besonders bemängelt wurde von den Kritikern der Vor¬ 
schriften über die Untersuchungshaft, daß der Richter die 
Anordnung bzw. Aufrechterhaltung des Haftbefehls meist nicht 
auf Grund eigener, sondern auf Grund polizeilicher oder staats- 
anwaltschaftlicher Ermittlungen verfügt. Diesen Mißstand 
wollten viele 6 ) durch Einführung einer obligatorischen münd¬ 
lichen Verhandlung vor Erlaß des Haftbefehls beseitigen. 
Man erhoffte von der Einführung einer solchen mündlichen 
Verhandlung eine erhebliche Verringerung der Zahl der Ver¬ 
haftungen und glaubte darin ferner die sicherste Gewähr gegen 
Mißbrauch und Willkür zu erblicken. „Was das Gesetz für eine 
Geldstrafe von 150 MiC verlange, das müsse es zum mindesten 
gewähren, wo die Freiheit eines Menschen auf dem Spiele stehe, 
dessen Schuld überhaupt noch nicht erwiesen sei.“ 6 ) Man 
verlangte daher, daß vor Erlaß des Haftbefehls der Beschul¬ 
digte und die von ihm und der Staatsanwaltschaft benannten 
Zeugen im Rahmen eines mündlichen, kontradiktorischen, der 
Hauptverhandlung nachgebildeten Verfahrens zu vernehmen 
sind. Der Beschuldigte sollte zu dieser Verhandlung durch die 
Staatsanwaltschaft geladen werden. Es erscheint uns unfaß¬ 
bar, wie ein solcher Vorschlag ernsthaft diskutiert werden 
konnte, da es doch klar auf der Hand liegt, daß der Beschuldigte 
in den meisten Fällen eine solche Ladung zur Verhandlung 
„über einen etwa zu erlassenden Haftbefehl“ als Warnung 
ansehen und schleunigst das Weite suchen würde. Einem 
großen Teil der Befürworter der kontradiktorischen mündlichen 
Verhandlung war diese Gefahr durchaus klar; es wurde daher 

5 ) Schmolz, a. a.O., S. 49. — v. Kries, Z. St. W. 9, S. 1 ff. — Arnstein, 
a. a. O., S. 85 ff., 199 ff. — Heinemann, a. a. O., S. 679 ff. — Bozi, a. a. O., 
S. 621. — Bendix, a. a. 0., S. 105. — Mittermeier in Mitt. JKV. XI, S. 844. 

°) Bozi, a. a. O., S. 21. 
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vorgeschlagen 7 ), die Anwesenheit des Beschuldigten in der 
Verhandlung allein durch die vorläufige Festnahme sicherzu¬ 
stellen. Dem stand jedoch die Vorschrift des § 128 StPO, ent¬ 
gegen, nach der der Festgenommene „unverzüglich“ vorzu¬ 
führen ist. Da die Vorbereitung einer mündlichen Verhandlung 
erfahrungsgemäß stets längere Zeit dauert, hätte der vorläufig 
Festgenommene meist noch vor der mündlichen Verhandlung 
wieder entlassen werden müssen. Um diese Unannehmlich¬ 
keiten zu vermeiden, schlugen andere 8 ) statt der vorläufigen 
Festnahme die Neueinführung eines zeitlich umgrenzten 
richterlichen „Verwahrungsbefehls“ vor. Auch dieser Vor¬ 
schlag war wenig glücklich. Dem Beschuldigten dürfte es gleich¬ 
gültig sein, ob er auf Grund eines richterlichen „Verwahrungs“- 
oder eines Haftbefehls seine Freiheit verliert. 

Der Gedanke einer kontradiktorischen Verhandlung vor 
Erlaß des Haftbefehls war nur aus dem Mißtrauen gegen die 
Staatsorgane, insbesondere gegen Polizei und Staatsanwalt, zu 
erklären. Im neuen Staat hat er daher jeden Sinn verloren. 
Die Schlagkraft der Justiz würde durch Einführung eines so 
schwerfälligen Verfahrens erheblich leiden. Der Mißstand, daß 
bei der heutigen Rechtslage Haftbefehle meist nicht auf Grund 
eigener, sondern fremder (polizeilicher oder staatsanwaltschaft- 
licher) Ermittlungen erlassen werden, wird behoben, wenn 
künftig das gesamte Ermittlungsverfahren allein in die Hand 
des Staatsanwalts gelegt wird und dieser auch den Haftbefehl 
erläßt. 

Von den Reformbestrebungen ist am verständlichsten der 
Ruf nach Verkürzung und zeitlicher Begrenzung der Unter¬ 
suchungshaft. Man darf nie vergessen, daß die Untersuchungs¬ 
haft in den meisten Fällen den Einzelnen weit härter trifft als 
die Strafe selbst. Während die Dauer der Strafe dem Ver¬ 
urteilten bekannt ist und er daher für die Zeit seiner Entlassung 
Pläne fassen kann, ist der Untersuchungshäftling häufig plötz¬ 
lich aus seinem Familienkreis und dem Erwerbsleben heraus¬ 
gerissen, ohne in der Lage zu sein, irgendwelche Dispositionen 
zu treffen; überrascht und hilflos sitzt er in seiner Zelle und 
sieht einem ungewissen Schicksal entgegen. Fast stets bringt 
die Untersuchungshaft für den Beschuldigten zahlreiche Nach¬ 
teile mit sich, die durch den Zweck der Haft, der ja ausschließ¬ 
lich in der Vereitelung einer Flucht und Ausräumung einer Ver- 

7 ) Mittermeier, a. a. 0. 

8 ) Bozi, a. a. O., S. 18. — Rosenberg, JW. 1925, S. 1447. 
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dunkelungsgefahr besteht, keineswegs begründet sind (z. B. 
materielle und seelische Not der Angehörigen, Geschäfts¬ 
schädigung usw.). 

Gewiß sind die meisten dieser Nachteile unvermeidbar, aber 
um so berechtigter ist das Bestreben, die Dauer der Unter¬ 
suchungshaft nach Möglichkeit abzukürzen. Dieses Bestreben 
liegt im übrigen auch im Interesse der Justizverwaltung, da 
erfahrungsgemäß die lange Ausdehnung der Haftzeiten zu einer 
Überbelegung der Anstalten führt. Ganz abgesehen von den 
Nachteilen in rein fiskalischer Beziehung bedeutet eine starke 
Überbelegung häufig eine Gefährdung des Ermittlungs¬ 
verfahrens, da die Isolierung und Trennung von Mittätern da¬ 
durch erheblich erschwert wird. 

Die Wege aber, die man in der Vergangenheit zur Ver¬ 
kürzung der Haft beschreiten wollte und zum Teil beschritten 
hat, waren nicht gangbar. In Anlehnung an ausländische Vor¬ 
bilder 9) forderte man vielfach, daß der Beschuldigte aus der 
Haft zu entlassen sei, wenn innerhalb einer bestimmten Frist 
Anklage nicht erhoben ist. Diese Forderung ist mit den Er¬ 
fordernissen der Praxis nicht zu vereinbaren. Die Ermittlungs¬ 
komplexe sind, zumal bei Vorhandensein zahlreicher Mittäter, 
oft so umfangreich oder können durch Verteidigungsmanöver 
der Beschuldigten so ausgedehnt werden, daß eine Statuierung 
strenger Fristen, deren Überschreitung die Haftentlassung des 
Beschuldigten zur Folge hätte, im Staatsinteresse nicht zu ver¬ 
antworten wäre. 

Noch unglücklicher waren Vorschläge, die anläßlich des 
Falles Höfle im Jahre 1925 auftauchten und in der Strafprozeß¬ 
novelle vom 27. Dezember 1926 — der sog. lex Höfle — ihren 
Niederschlag gefunden haben. Mit dieser Novelle sollte eine 
Verkürzung der Haftzeiten dadurch erreicht werden, daß man 
dem Beschuldigten stärkere und zahlreichere Rechtsbehelfe 
gegen den Haftbefehl gab. Man schuf daher neben der bisher 
allein möglichen Haftbeschwerde (§§ 115, 810 StPO.) die münd¬ 
liche Verhandlung über den Haftbefehl nach der Verhaftung 
(§ 114 d) und das Haftprüfungsverfahren (§ 115 a). Letzteres 
bedeutete, daß von Amts wegen innerhalb bestimmter Fristen 
geprüft werden mußte, ob die Voraussetzungen des Haftbefehls 
noch Vorlagen oder der Beschuldigte aus der Haft zu entlassen 

°) In England hat der Beschuldigte das Recht zu verlangen, daß 
er in der zweiten Sitzungsperiode nach seiner Verhaftung abgeurteilt 
werde. Geschieht das nicht, so ist er aus der Haft zu entlassen. — Auch 
im alten italienischen Prozeßrecht (vor 1930) zog Fristüberschreitung 
notwendigerweise die Freilassung nach sich. 



sei. Auf Antrag des Beschuldigten mußte bei der Haftprüfung 
sogar in mündlicher Verhandlung entschieden werden. Dem Be¬ 
schuldigten standen mithin folgende Rechtsbehelfe zur Ver¬ 
fügung: 

1. Haftbeschwerde — weitere Beschwerde. 

2. Antrag auf mündliche Verhandlung — Beschwerde 
gegen die Entscheidung, die auf Grund der mündlichen 
Verhandlung ergeht — weitere Beschwerde. 

8. Automatisches Haftprüfungsverfahren, gegebenenfalls 
auf Antrag in mündlicher Verhandlung — weitere Be¬ 
schwerde. 

Alle diese Möglichkeiten konnten beliebig wiederholt 
werden. Zwar stand es im Ermessen des Gerichts, einen wieder¬ 
holten Antrag auf mündliche Verhandlung nicht zuzulassen, 
aber auch gegen diese Entscheidung gab es wieder Beschwerde 
und weitere Beschwerde. 

Die Entwicklung nach Inkrafttreten der Strafprozeßnovelle 
hat gezeigt, daß das Gegenteil des Erstrebten eintrat. Statt 
zur Verkürzung der Haftzeiten führten die neugeschaffenen 
Rechtsbehelfe in den meisten Fällen zur Verzögerung des Ver¬ 
fahrens. Sie erschwerten die Arbeit der Gerichte unerträglich, 
ohne dem Beschuldigten im mindesten zu nützen. Der durch 
die Novelle geschaffene Zustand wird mit den im Schrifttum 
mehrmals zitierten Worten von Schultz in DRZ 1927 S. 94 ff. 
am treffendsten geschildert: 

„Da häufen sich Haftbeschwerden, weitere Beschwerden, An¬ 
träge auf mündliche Verhandlung vor und nach Klageerhebung, Be¬ 
schwerden und weitere Beschwerden gegen deren Ablehnung oder 
gegen das Verhandlungsergebnis, amtliche Haftkontrollen mit immer 
neuen Verhandlungen und abermaligen Beschwerden, das meiste von 
alledem beliebig wiederholbar — kurz, ein embarras de richesse von 
Rechtsbehelfen, vor dem der Angeschuldigte schließlich selbst nicht 
weiß, welchen er ergreifen soll, und deshalb vielleicht überhaupt 
keinen ergreift. Macht hingegen er — oder sein Verteidiger — sie 
alle der Reihe nach gewissenhaft durch, so ist ein Ende des Ver¬ 
fahrens gar nicht abzusehen — zumal da, wo mehrere Angeschuldigte 
mit verschiedenen Haftbegründungen und Verhaftungszeiten in 
Frage kommen, und etwa noch gesetzliche Vertreter oder Ehemänner 
einzelner solcher selbständig mit eingreifen. Dann kreuzen sich gleich¬ 
zeitig alle die mannigfachen Rechtsbehelfe, Fristen laufen wild 
durcheinander, die Sache schwebt zugleich in drei verschiedenen 
Instanzen, die Akten wandern rastlos hin und her, Terminsverteidiger 
werden bestellt und jagen den Akten nach, Ladungen und Benachrich¬ 
tigungen schwirren umher, Angeschuldigte werden hin- und zurück¬ 
transportiert, schleunige Beweisaufnahmen beschlossen (§ 115 d 
Abs. 5 und 6) — bis schließlich die Entscheidung über Eröffnung des 
Hauptverfahrens der Unruhe ein Ende macht (§ 115 b).“ 
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Das Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts 
und des Strafverfahrens (RGBl. I S. 341) vom 24. April 1934 
hat in Artikel V die Vorschriften über die mündliche Verhand¬ 
lung nach Erlaß des Haftbefehls und über das Haftprüfungs¬ 
verfahren beseitigt. Nachdem damit fast sämtliche durch die 
Strafprozeßnovelle vom 27. Dezember 1926 eingeführten Be¬ 
stimmungen außer Kraft gesetzt wurden, ist heute der vor dem 
27. Dezember 1926 geltende Rechtszustand im wesentlichen 
wiederhergestellt. 

Es soll nicht geleugnet werden, daß auch heute vielfach 
über die ungewöhnliche Dauer der Untersuchungshaft geklagt 
wird. Vielen erscheint es zweifelhaft, ob innerdienstliche An¬ 
weisungen, Haftsachen vordringlich zu behandeln, allein aus¬ 
reichen, um in jedem Einzelfall die erforderliche Beschleunigung 
zu gewährleisten. Vielleicht wäre zu erwägen, hier die 
italienische Prozeßordnung des Jahres 1936 zum Vorbild zu 
nehmen, die in Artikel 272 bestimmte Fristen gesetzt hat, deren 
Ablauf den Richter oder den Staatsanwalt zum Rechenschafts¬ 
bericht zwingt. 

Bei einem überblick über das Schrifttum, das sich mit der 
Reform der gesetzlichen Bestimmungen über die Unter¬ 
suchungshaft befaßt, zeigt sich die befremdliche Tatsache, daß 
die meisten Reformvorschläge sich nur auf strafprozessuale 
Vorschriften beziehen, während die gefängnistechnische Seite 
des Problems fast immer außer Acht gelassen wird. 

Ein bezeichnendes Beispiel für die völlige Vernachlässigung 
der vollzugstechnischen Fragen bietet der Fall Höfle. Obwohl 
damals von der Öffentlichkeit schwere Vorwürfe wegen angeb¬ 
licher Mängel des Vollzuges der Untersuchungshaft gegen die 
Gefängnisverwaltung erhoben wurden, brachte die im Anschluß 
an diesen Vorfall ergangene Novelle vom 27. Dezember 1926 mit 
keinem Worte eine Änderung der Vorschriften über die Durch¬ 
führung der Untersuchungshaft, sondern schuf nur prozessuale 
Rechtsbehelfe für den Beschuldigten. 

Ähnliche Beispiele ließen sich beliebig vermehren: Während 
große Teile der Anwaltschaft und der Rechtswissenschaft gegen 
den Haftgrund der Verdunkelungsgefahr Sturm liefen, hat 
keiner dieser Kritiker sich mit den gefängnistechnischen Aus¬ 
wirkungen der Haft wegen Verdunkelungsgefahr und der Haft 
wegen Fluchtverdachts befaßt. Dabei wäre gerade dieses Gebiet 
ein fruchtbares Feld für Reformbestrebungen gewesen und ist 
es auch heute noch. Für die Praktiker des Strafvollzuges ist 
es nämlich ein großer Unterschied, ob ein Häftling wegen 
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Fluchtverdachts oder wegen Verdunkelungsgefahr verwahrt 
werden soll. Es ist nicht einzusehen, warum die gesetzlichen 
Bestimmungen dem nicht Rechnung tragen. Mit Recht stellt 
daher Baetzgen 10 ) die Forderung auf, daß getrennte Be¬ 
stimmungen für die Behandlung fluchtverdächtiger und kollu¬ 
sionsverdächtiger Gefangener zu schaffen sind. Strube n) 
macht den Vorschlag, für die Behandlung von Häftlingen, bei 
denen nur Fluchverdacht besteht, den Begriff „einfache Unter¬ 
suchungshaft“ einzuführen. Bei dieser Haftform würde die 
Genehmigung von Sprechstunden, Zensur des Briefverkehrs 
usw. naturgemäß in den Händen der Gefängnisverwaltung 
liegen. 

Während im Laufe der Jahre zahllose Vorschläge zur Ver¬ 
kürzung der Untersuchungshaft ausgearbeitet worden sind, 
hat man viel zu wenig über die Möglichkeiten einer Erleich¬ 
terung der Untersuchungshaft nachgedacht. Auch auf 
diesem Gebiet wäre aber manche Neuordnung wünschenswert. 
Gerade der nationalsozialistische Staat, der mit Recht der Strafe 
wieder den Charakter eines wirklichen Übels gegeben und die 
Gesichtspunkte der Sühne und Abschreckung in den Mittelpunkt 
des Strafvollzugs gestellt hat, muß besonderen Wert darauf 
legen, daß die Strafe sich auch wirklich fühlbar von der Unter¬ 
suchungshaft abhebt. Der Inhaftierte, dessen Strafurteil 
Rechtskraft erlangt hat, muß deutlich empfinden, daß nunmehr 
für ihn der Vollzug der Strafe beginnt und die Zeit der Unter¬ 
suchungshaft beendet ist. Leider ist das heute nicht im erfor¬ 
derlichen Maße der Fall, da der Vollzug der Untersuchungshaft 
und der Strafhaft sich in der Praxis nicht wesentlich voneinan¬ 
der unterscheiden. So bemängelt insbesondere Strube 12 ), daß 
Zellengröße und Zellenausstattung für Untersuchungshäftlinge 
und Strafgefangene die gleiche ist. Gewiß muß sich die Aus¬ 
stattung stets in einem Rahmen halten, der den Charakter der 
Haft wahrt, aber mit Recht vertritt Strube den Standpunkt, 
daß breitere Zellentische und verriegelbare Behälter zur Auf¬ 
bewahrung von Wäsche und Kleidung nicht als Luxus angesehen 
werden können. Den Bedenken, die dagegen bestehen, Mörder, 
Zuhälter und Gewohnheitsverbrecher in solchen Hafträumen 
unterzubringen, begegnet er mit dem Vorschlag, für einen Teil 
der Belegschaft Zellen mit einfacherer Ausstattung zu belassen. 

10 ) Baetzgen, Der Vollzug der Untersuchungshaft, S. 91 ff. 

J1 ) Strube, Die Untersuchungshaft in Deutschland und Gedanken 
über die Neugestaltung der VDU. in „Blätter für Gefängniskunde“, Drittes 
Heft, 66. Band. 1935. 

12 ) Strube, a. a. O. 
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Der Vollzug der Untersuchungshaft in seiner heutigen 
Form erscheint noch in zahlreichen anderen Punkten reform¬ 
bedürftig. Insbesondere werden sich alle Fachkenner den Aus¬ 
führungen Strubes 13 ) anschließen, der eine Neuabgrenzung 
der Zuständigkeitsgebiete zwischen Richter und Gefängnisver¬ 
waltung in dem Sinne fordert, daß künftig in allen Fragen, die 
die Verhinderung der Flucht und die Aufrechterhaltung der 
Ordnung betreffen, ausschließlich der Leiter des Gefängnisses 
zuständig sein solle, dem man folgerichtig auch die Hausstraf¬ 
befugnis auf den genannten Gebieten übertragen müsse. Im 
Rahmen dieser Arbeit soll nicht näher auf diese Fragen ein¬ 
gegangen werden, zumal das Inkrafttreten des neuen deutschen 
Strafverfahrensrechts in absehbarer Zeit bevorsteht. Wenn 
im Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt an die Stelle des 
Richters tritt, dürften manche bisher gegen die Ausdehnung 
der Verfügungsbefugnis des Anstaltsleiters vorgetragenen 
Gründe in Fortfall kommen. 

Abschließend soll gesagt werden, daß wir heute in bewußter 
Abkehr von einem übersteigerten Formalismus Reformen der 
gesetzlichen Bestimmungen nicht für allein entscheidend halten; 
ausschlaggebend gerade beim Vollzug der Untersuchungshaft 
sind vielmehr die Menschen, die die Bestimmungen handhaben. 
Die Hauptaufgabe besteht folglich darin, mit dem Vollzug der 
Untersuchungshaft Beamte zu betrauen, die über klare Er¬ 
kenntnis staatlicher Notwendigkeiten und die erforderliche 
Festigkeit und Entschlußkraft verfügen, sich daneben aber ein 
warmes Herz für die Nöte und Sorgen erstmalig gestrauchelter 
Volksgenossen bewahrt haben. 


Vollzug der Untersuchungshaft 
an Minderjährigen 

von Landgerichtsdirektor im Reichsjustizministerium 
Dr. Hans Eichler, Berlin 

Die IV. Sektion des XI. Internationalen Strafrechts- und 
Gefängniskongresses hatte sich unter dem Präsidium des 
Professors Graf Conti-Sinibaldi, dem als deutscher 
Vizepräsident Professor Dr. D a h m zur Seite stand, an zweiter 
Stelle mit folgender Frage zu befassen: 


13 ) Strube, a. a. O. 
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„Wie lassen sich bei der Gestaltung der Untersuchungshaft 
Minderjähriger die prozessualen Erfordernisse mit der Not¬ 
wendigkeit, den Minderjährigen vor den Gefahren der Haft zu 
schützen, vereinigen ?“ 

Im Fragenprogramm war die Frage als eine der heikelsten 
bezeichnet, welche die Behandlung von angeschuldigten Minder¬ 
jährigen betreffen. Zur Erläuterung war ausgeführt: Es 
komme vor, daß ein Minderjähriger während des Strafver¬ 
fahrens in unmittelbarer Abhängigkeit von der zuständigen 
Gerichtsbehörde verbleiben oder jeglichem fremden Einfluß 
entzogen werden müsse, und daß es unmöglich sei, ihn in 
einer anderen Anstalt oder an einem anderen Orte als in einem 
Gefängnis einzuschließen; daraus erwachse die Aufgabe, 
die Untersuchungshaft so zu ordnen, daß sie den 
Erfordernissen des Verfahrens entspricht und den näheren 
Umständen angemessen ist, aber auch eine Behandlung aus¬ 
schließt, die den Minderjährigen den verderblichen Wirkungen 
einer nach den allgemeinen Regeln vollzogenen Einschließung 
in einem Gefängnis für Erwachsene aussetzen würde. 

Vorbereitende Gutachten hatten erstattet: Jugendrichter 
Luis San Martin Adeva, Madrid, Generalinspekteur 
Roger Capart, Paris, Landgerichtsdirektor Dr. Hans 
E i c h 1 e r , Berlin, Jugendanwalt Dr. Emil Hauser, 
Winterthur, Jugendgerichtspräsidentin Elisabeth Kelly, 
C. B. E., Winchester, Privatdozent und Staatsanwaltssubstitut 
Dr. August Munda, Laibach, Universitätsprofessor 
Dr. Antonin Rälis, Preßburg, Staatspolizeischulprofessor 
Dr. Helge Refsum, Oslo, Probation Officer Kenyon 
J. Scudder, Los Angeles, Universitätsprofessor B eni gno 
di Tu 11 io, Rom. 

Generalberichterstatter war der Professor an der Universi¬ 
tät Löwen F. J. C o 11 i n , Antwerpen. Zu Beginn seiner Aus¬ 
führungen hob er hervor, daß es sich, wie sich auch aus den 
Vorgutachten ergebe, im Gegensatz zu mancher anderen 
Kongreßfrage um eine Frage handle, bei der es nicht schwer 
sei, eine weitgehende Übereinstimmung der Meinungen zu 
erzielen. Er entwickelte in anschaulicher Weise das Problem, 
legte dar, welchen Gefahren der Minderjährige in der Unter¬ 
suchungshaft ausgesetzt sei, daß es daher nur äußerstenfalls 
zum Vollzüge von Untersuchungshaft kommen dürfe, und wie 
sie vermieden werden könne, und schlug eine entsprechende 
Entschließung vor. 


3 
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Zu den Vorschlägen des Generalberichterstatters ergriffen 
Schiefer (Deutschland), Graf Conti (Italien), S m e e t s 
(Holland), Eybers (Südafrikanische Union), Chute (Ver¬ 
einigte Staaten), Lategahn (Deutschland) und N o r r i s 
(England) das Wort. Ein Ausschuß, in den der Sektions¬ 
präsident Graf Conti, die Vicepräsidenten der Sektion 
N o r r i s und D a h m , der Generalberichterstatter und Ober¬ 
regierungsrat Dr. Schiefer, Waldheim, berufen wurden, legte 
den Entwurf einer Entschließung vor, der sich an die Vor¬ 
schläge des Generalberichterstatters anlehnte, jedoch den von 
Schiefer und Lategahn erhobenen Einwänden wenig¬ 
stens teilweise Rechnung trug, indem er vor allem die Belange 
des Strafverfahrens mehr zur Geltung kommen ließ. Die Sektion 
nahm den Entwurf im ersten Absätze fast einstimmig, im 
übrigen einstimmig an. In der Vollsitzung erhob sich kein 
Widerspruch. Die Entschließung lautet: 

„1. Die Untersuchungshaft Minderjähriger muß ver¬ 
mieden werden, sofern nicht der Untersuchungszweck die 
Untersuchungshaft fordert. 

Sofern keine wichtigen Bedenken vorliegen, wird der 
Minderjährige der Obhut seiner Eltern oder seines Vor¬ 
munds anzuvertrauen sein. 

2. Läßt sich eine Freiheitsentziehung nicht vermeiden, 
so soll der Minderjährige in einer staatlichen oder privaten 
Anstalt untergebracht werden, die zur Verwahrung und 
Erziehung krimineller oder verwahrloster Jugend besonders 
bestimmt ist. 

3. Einrichtung, Ausstattung und Personal einer solchen 
Anstalt müßten Gewähr dafür bieten, daß der Minderjährige 
in körperlicher, seelisch-geistiger und sozialer Hinsicht unter¬ 
sucht werden kann. 

4. Die Anstalt müßte sich dem in ihr untergebrachten 
Minderjährigen als Heim und zugleich als Schule oder Werk¬ 
statt darstellen. 

5. Wo solche Anstalten nicht bestehen, müßte die Über¬ 
führung der Minderjährigen in besser eingerichtete Zentral¬ 
anstalten vorgesehen sein. 

6. Nur wo solche Anstalten fehlen und auch eine solche 
Überführung nicht möglich ist, kann die Unterbringung in 
einem Gefängnis vorgesehen werden. Es müssen dann be¬ 
sondere Räume bereitgestellt werden, die eine vollständige 
Trennung der in Untersuchungshaft befindlichen Minder- 
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jährigen von Erwachsenen und von verurteilten Minder¬ 
jährigen gewährleisten, und in denen, vor allem durch Heran¬ 
ziehung der Minderjährigen zur Arbeit, die Unzuträglich¬ 
keiten abgemildert werden, welche mit der Einzelhaft ver¬ 
bunden sind.“ 

So sehr man diese Entschließung als solche gutheißen 
kann, so wird sich doch nicht bestreiten lassen, daß sich trotz 
des berechtigten Hinweises, mit dem Schiefer die Er¬ 
örterung einleitete, die IV. Sektion nicht ganz an die Frage 
gehalten hat, die ihr gestellt war. Es handelte sich nicht um 
die auf den Kongressen von St. Petersburg (1890) und von 
Washington (1910) bereits erörterte und gänzlich unumstrittene 
Frage, inwieweit die Festhaltung eines Minderjährigen zu 
Zwecken des Strafverfahrens vermieden werden kann und 
soll, auch nicht um die ebensowenig streitige Frage, 
inwieweit die Untersuchungshaft eines Minderjährigen in 
einer anderen Anstalt als in einem Gefängnisse vollzogen 
oder durch solche anderweite Unterbringung ersetzt werden 
kann und soll, sondern um die ausgesprochene Vollzugsfrage, 
wie in den Fällen, wo es sich aus irgendwelchen Gründen eben 
nicht vermeiden läßt, Untersuchungshaft an einem Minder¬ 
jährigen in einem Gefängnisse zu vollstrecken, der Vollzug 
gestaltet werden muß, wenn weder den strafprozessualen Be¬ 
langen Abbruch getan, noch die sittliche Entwicklung des 
Minderjährigen durch Hafteinflüsse gefährdet werden soll. Mit 
diesem eigentlichen Problem befaßt sich die Entschließung nur 
in ihrem letzten Absätze. Da sie offenbar verkennt, welche 
praktische Bedeutung der Vollzug gegen einen Minderjährigen 
erkannter Untersuchungshaft in einem Gefängnisse noch immer 
hat und wohl auch behalten wird, kommt es ihr nicht darauf 
an, das Problem erschöpfend zu behandeln. Die Vorgutachter 
haben sich mit wenigen Ausnahmen ganz wesentlich mehr 
darum bemüht. Es kann sich empfehlen, diese vorbereitenden 
Gutachten gelegentlich noch auszuwerten. Ich will mich in 
diesem Zusammenhänge darauf beschränken, den Gedanken¬ 
gang meines eigenen Gutachtens in aller Kürze wiederzugeben. 

Die Aufgabe, die unsere Frage dem Staate mit Recht 
ansinnt, die Aufgabe nämlich, den minderjährigen Unter¬ 
suchungsgefangenen ohne Gefährdung der strafprozessualen 
Belange vor den Gefahren der Haft zu schützen, habe ich als 
eine sozialpädagogische Aufgabe bezeichnet. Der Minder¬ 
jährige bedarf gerade in der „Reifezeit“ der leitenden Hand, 
die ihm das Hineinwachsen in die Volksgemeinschaft erleichtert. 


3 * 
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Der Vollzug von Untersuchungshaft ändert nicht nur die päda¬ 
gogische Situation, sondern läßt zugleich die Erziehungsgewalt 
des Staates in den Vordergrund treten. Die Gefahren, vor 
denen es den Minderjährigen in der Untersuchungshaft zu 
schützen gilt, bestimmen sich unter diesem Gesichtspunkt als 
in der Haft erlebte äußere Einflüsse, die sein seelisches Hinein¬ 
wachsen in die Volksgemeinschaft zu erschweren oder gar zu 
verhindern geeignet und in diesem Sinne entsittlichend, er¬ 
ziehungsfeindlich sind. Solche Einflüsse können im Vollzüge 
der Untersuchungshaft die Gefangenschaft als solche und das 
Gefängnismilieu im allgemeinen, die Behandlung seitens der 
Gefängnisbeamten, Folgen der Ausschaltung des bisherigen 
Inhabers der Erziehungsgewalt und vor allen Dingen der 
Verkehr mit Mitgefangenen auf den Minderjährigen ausüben. 
Ich habe diese Gefahren im einzelnen geschildert und dargetan, 
daß sie eine Erziehungsfürsorge des Staates, die Vorkehrungen 
dagegen trifft, geradezu herausfordern. Angesichts der vor¬ 
ausgesetzten Unvermeidlichkeit der Untersuchungshaft darf 
aber natürlich deren Erziehungsfeindlichkeit nicht mit Maß¬ 
nahmen entgegengewirkt werden, die den Zweck der Unter¬ 
suchungshaft beeinträchtigen. Zur Erreichung des gesteckten 
Zieles bieten sich grundsätzlich zwei Wege dar: man kann die 
gefährlichen Einflüsse von dem Minderjährigen einfach fern¬ 
zuhalten oder dessen seelische Widerstandskraft gegen diese 
Einflüsse zu erhöhen suchen. 

Der handgreiflichsten Gefahr, nämlich der einer un¬ 
günstigen Beeinflussung durch Mitgefangene, läßt sich 
offenbar durch Absonderung des minderjährigen Unter¬ 
suchungsgefangenen zweckmäßig entgegenwirken. An sich ist 
wünschenswert die Einrichtung besonderer Untersuchungs¬ 
gefängnisse für Minderjährige, die also eine völlige Trennung 
minderjähriger Untersuchungsgefangener von erwachsenen 
Untersuchungs- und Strafgefangenen sowie von minderjährigen 
Strafgefangenen gewährleisten. Zugleich könnte die bauliche 
Gestaltung solcher Sondergefängnisse der Eigenart der Unter¬ 
suchungshaft einerseits und der Minderjährigen andererseits 
Rechnung tragen. Besondere Untersuchungsgefängnisse für 
Minderjährige werden jedoch immer selten bleiben, weil es in 
der Regel nicht ohne Änderung der Gerichtsverfassung Vor¬ 
kommen wird, daß ein Gericht ständig über eine derartige Zahl 
minderjähriger Untersuchungsgefangener verfügt, daß die 
Einrichtung eines solchen Gefängnisses staatswirtschaftlich 
gerechtfertigt ist. Selbst ausgesprochene, d. h. baulich deut- 
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lieh geschiedene Sonderabteilungen für minderjährige Unter¬ 
suchungsgefangene, die in zweiter Linie erwünscht sind, wird 
es meist nur bei ziemlich großen allgemeinen Untersuchungs¬ 
gefängnissen geben können. Wo weder ein Sondergefängnis 
noch eine Sonderabteilung der bezeichneten Art vorhanden ist, 
müssen trotzdem die minderjährigen Untersuchungsgefangenen 
von Strafgefangenen einerseits und von erwachsenen Ge¬ 
fangenen andererseits getrennt bleiben. Kommt es auf diese 
Weise in allen Fällen dahin, daß die minderjährigen Unter¬ 
suchungsgefangenen gewissermaßen unter sich bleiben, so ist 
doch damit keineswegs gesagt, daß sie in Gemeinschaft zu¬ 
sammengelegt werden könnten. Das könnte ja nur geschehen, 
wenn nicht zu befürchten wäre, daß daraus verderbliche Ein¬ 
flüsse entspringen. Eine solche Entscheidung würde ohne 
nähere Kenntnis der Persönlichkeit ein Wagnis sein, und so 
habe ich empfehlen zu sollen geglaubt, den Vollzug der Unter¬ 
suchungshaft an Minderjährigen unter allen Umständen mit 
Einzelhaft zu beginnen. Bei einer solchen Isolierung machen 
sich nun aber die Gefahren besonders bemerkbar, die von der 
Tatsache der Gefangenschaft als solcher und vom Gefängnis¬ 
milieu im allgemeinen ausgehen. Gegenüber den letztgenannten 
Gefahren läßt sich auch hier bis zu einem gewissen Grade durch 
einfache Femhaltung helfen. Man sollte, wie ich im einzelnen 
ausgeführt habe, die den minderjährigen Untersuchungs¬ 
gefangenen vorbehaltenen Zellen baulich und in der Einrichtung 
einfachen Wohnräumen anähneln. 

In erzieherischer Hinsicht wesentlich wertvoller ist es, den 
verderblichen Wirkungen des Erlebnisses der Gefangenschaft 
und des Gefängnismilieus dadurch entgegenzutreten, daß der 
Versuch gemacht wird, die seelische Widerstandskraft des 
Minderjährigen ihnen gegenüber zu erhöhen. In dieser Be¬ 
ziehung ist von ganz entscheidender Bedeutung dafür, ob der 
Vollzug für den Minderjährigen zum Schaden ausläuft oder 
nicht, das Maß der Eignung der mit ihm befaßten Gefängnis¬ 
beamten. Es kommt darauf an, daß diese Beamten ein warmes 
Herz für die Jugend haben und die Eigenart der Seelenlage 
des Minderjährigen verstehen. Sie müssen davon durchdrungen 
sein, daß der Minderjährige, mag er schuldig sein oder nicht 
und mag er verwahrlost sein oder nicht, ein Mensch ist, den 
die Volksgemeinschaft noch keineswegs aufgeben will, und der 
auch selbst noch nicht ohne Ehrgefühl und Rechtsgefühl ist. 
Besonderer Eignung bedürfen Gefängnisvorstand, Geistlicher 
und Arzt, die es auch verstehen müssen, mit Staats- 
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anwaltschaft und Gericht planmäßig zusammenzuarbeiten. 
Unter den Mitteln, welche die Gefängnisbeamten befähigen, 
den minderjährigen Untersuchungsgefangenen vor entsitt¬ 
lichenden Wirkungen des Erlebnisses der Gefangenschaft zu 
bewahren, steht die Arbeit mit obenan. Dem Minderjährigen 
muß, wie das eine Reihe von Staaten (Österreich, Italien, 
Ungarn, Tschechoslowakei und Jugoslawien) wenigstens für 
Jugendliche bereits eingeführt haben, die Pflicht zur Arbeit 
auferlegt, und es muß ihm Arbeit zugewiesen werden, wenn 
er sich nicht einer prozessual unbedenklichen und als geeignet 
und ausreichend anzuerkennenden Selbstbeschäftigung widmet. 
Unentbehrlich ist im Vollzüge der Untersuchungshaft an 
Minderjährigen auch die Leistung des Lehrers. Durch Unter¬ 
richtserteilung und sinnvolle Gestaltung der Freizeit, ins¬ 
besondere durch Stellung von Aufgaben für diese Zeit und 
durch Versorgung mit Lesestoff soll er den Minderjährigen 
seelisch widerstandsfähiger machen und zugleich von un¬ 
günstigen Eindrücken der Haft ablenken. Neben diese geistige 
Anregung und Ablenkung stellt sich die körperliche der Be¬ 
wegung im Freien, die dem minderjährigen Untersuchungs¬ 
gefangenen reichlicher als anderen Gefangenen zuzubilligen 
sein dürfte. Hier ist Gelegenheit, mit dem Minderjährigen 
geeignete Leibesübungen vorzunehmen. Der Verkehr des 
Minderjährigen mit der Außenwelt, mag er schriftlich oder im 
Wege des Besuches vor sich gehen sollen, ist einer Prüfung 
auch aus erzieherischem Gesichtspunkte zu unterwerfen. Er 
ist auszuschließen, wenn die Persönlichkeit des Partners in 
erziehlicher Hinsicht unerwünscht ist, oder wenn zwischen dem 
Minderjährigen und dem Partner erziehlich unerwünschte Be¬ 
ziehungen bestehen, im übrigen zu überwachen. Überwachung 
in erziehlicher Hinsicht ist nicht am Platze, soweit es sich um 
Personen der Außenwelt handelt, von denen man sich gerade 
eine wertvolle Hilfe in der erziehlichen Beeinflussung des 
Minderjährigen verspricht. Es fragt sich dann, ob und inwie¬ 
weit in solchen Fällen auch prozessuale Bedenken gegen einen 
unüberwachten Verkehr entfallen (zu vgl. §§ 28 Abs. 3, 29 
Abs. 3 Satz 4 des Jugendgerichtsgesetzes). 

Man wird einen Vollzug der Untersuchungshaft in Einzel¬ 
haft, der solchen Grundsätzen folgt, — beim Unterricht und 
bei der Bewegung im Freien ist freilich schon an eine Art 
„Isolierung in der Gemeinschaft“ gedacht — nicht willkürlich 
zugunsten einer Unterbringung des Minderjährigen in Gemein¬ 
schaft aufgeben. Zwingen Raumschwierigkeiten zur Gemein- 
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schaftshaft, so erscheint mir Individualisierung in dem Sinne 
am Platze, daß die Frage der konkreten Gefährlichkeit der 
minderjährigen Untersuchungsgefangenen, die zusammengelegt 
werden sollen, unter Berücksichtigung aller Umstände, die in 
Betracht kommen, geprüft wird. Ich halte es für notwendig, 
auch eine sorgfältig zusammengesetzte Gemeinschaft dieser Art 
auf gemeinsame Unterbringung bei Tage (vielleicht sogar nur 
in der Arbeitszeit) und auf gemeinsame Unterbringung in 
mittelgroßer Anzahl und unter ständiger Aufsicht zu be¬ 
schränken, könnte mir allerdings denken, daß unter Einhaltung 
dieser Grenzen die Gemeinschaftshaft kein bloßer Notbehelf 
zu sein brauchte. Bisweilen wird auch in Fällen, wo die 
dauernde Einzelhaft nicht vertragen wird, diese Art von Ge¬ 
meinschaftshaft ausreichende Abhilfe schaffen. Sie versagt 
aber in den Fällen, wo die Einzelhaft die Gemütsverfassung 
schwerer beeinträchtigt, wie sich in Neigung zu Hungerstreik, 
zu Selbstbeschädigung und zu Selbstmord ankündigen kann 
und vielleicht sogar in haftpsychotischen Erscheinungen offen¬ 
bar wird, sowie in Fällen, wo sich der Minderjährige körperlich 
nicht allein behelfen kann. Sie kommt von vornherein nicht 
in Frage, wenn zwar einerseits die Einzelhaft aufgegeben 
werden muß, andererseits der Minderjährige seiner Persönlich¬ 
keit nach nicht würdig ist, in eine solche Gemeinschaft gelegt 
zu werden. In allen solchen Fällen bleibt nichts anderes übrig, 
als, sei es in einer Krankenabteilung oder nicht, den Minder¬ 
jährigen mit mehreren ausgesuchten Erwachsenen, am besten 
vertrauenswürdig erscheinenden Strafgefangenen, zusammen¬ 
zulegen. 


Stimmen aus der Praxis 

Beamtenrapport, Beamtenappell 

und Beamtenkonferenz in Vollzugsanstalten 

von Regierungsrat Schriever - Freiendiez 

Seit der Machtübernahme durch den Nationalsozialismus ist in allen 
Behörden die Frage der Verantwortlichkeit durchaus geklärt. Nicht 
irgendeine Konferenz, ein Mehrheitsbeschluß oder eine Beamtenversamm¬ 
lung macht den Versuch der Führung, sondern einzig und allein der 
Behördenleiter hat die Entscheidung und damit die Verantwortung für 
Haltung, Einsatz und Tätigkeit des ihm unterstellten Beamtenkörpers. 
Damit hat der alte deutsche Grundsatz wieder Geltung gewonnen,' daß 
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nur einer führen kann, daß aber auch nur dieser eine die Folgen seiner 
Entscheidung und seines Entschlusses zu tragen hat. Niemand baut ihm 
einen Notsteg, wenn er zu Fehlschlüssen kam. Niemand hält ihm zugute, 
daß er dem Rate Unverantwortlicher erlag, wenn er in die Irre ging. 
So steht der Behördenleiter einen Schritt vor der Reihe der seiner Führung 
anvertrauten Beamten. Von ihm allein hängt es ab, ob die Zielrichtung 
seiner Behörde dem Wesen deutscher Staatsauffassung entspricht oder 
nicht. Durch seine Haltung und seine Tätigkeit wird letzten Endes der 
Arbeitserfolg seiner Behörde entschieden. 

Ist nun aber der erstrebte Erfolg wirklich nur an seine Person 
gebunden? Kann der Behördenleiter stets nur allein entscheiden, darf 
oder muß er auf den Rat seiner Mitarbeiter verzichten, wenn er vor 
Entschlüsse gestellt ist, die über den Rahmen der Alltagsaufgaben hinaus¬ 
gehen? Leidet der Begriff „Führertum“ darunter, daß vor dem Wagen 
das Wägen steht, und daß an diesem Wägen auch andere beteiligt 
werden ? 

Generalfeldmarschall Graf Moltke bestreitet zwar die Tatsache der 
von anderer Seite behaupteten Kriegsratsversammlungen im Feldzuge des 
Jahres 1866, aber er berichtet selbst davon, daß er seine Feldherm- 
entschlüsse dem König vorgetragen — also mit ihm beraten — habe, 
worauf dann der König die Entscheidung traf. Niemals auch kamen 
große Befehle im Weltkriege anders zustande, als daß der Chef des 
Generalstabes nach Beratung mit seinen Mitarbeitern den endgültigen 
Vorschlag dem Oberbefehlshaber unterbreitete, der dann mit der Ent¬ 
scheidung die Verantwortung übernahm. 

Nun ist zwar eine Vollzugsanstalt keine Armee, ihr Beamtenkörper 
kein Generalstab und ihr Leiter kein Oberbefehlshaber. Und doch muß 
die Arbeit im Kleinen dem bewährten Vorbild des Großen nacheifem, 
wenn sie gelingen soll. Darum scheint es wohl am Platze, zu unter¬ 
suchen, wo der Behördenleiter nur auf sich gestellt ist, und inwieweit er 
seine Beamten für seine Willensbildung heranziehen darf. Und daraus 
ergibt sich dann die Frage: sind Beamtenkonferenzen, Beamtenrapporte, 
Beamtenappelle veraltete Einrichtungen einer dahingeschwundenen und 
überholten Zeit, oder haben sie auch heute noch ihre Berechtigung und 
wenn ja, in welcher Form? 

Der Beamtenrapport vereinigt täglich die Beamten des 
Aufsichtsdienstes zu Beginn und zum Schluß des Dienstes zur Meldung 
beim diensttuenden Ersten Hauptwachtmeister. Über die Notwendigkeit 
dieser Rapporte zur Aufrechterhaltung eines geregelten Dienstbetriebes 
ist an sich kein Zweifel zulässig. Die Eigenart des Dienstes an Vollzugs¬ 
anstalten erfordert die Kontrolle über Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit 
des einzelnen Beamten. Der Dienst kann nicht beginnen, ehe der Erste 
Hauptwachtmeister festgestellt hat, daß seine Beamten zur Stelle 
und zwar richtig zur Stelle sind. Ein richtiger Hauptwachtmeister wird 
sich daher nicht nur mit der Verlesung der Namensliste begnügen und 
kurze Anweisungen ausgeben, sondern er wird sich alle Beamten sehr 
genau ansehen. Seinem Auge darf nicht entgehen, daß der eine übermüdet 
und der andere verärgert ist. Sein Blick wird den Anzug genau mustern 
und sofort feststellen, ob hier ein Seitengewehr fehlt und dort ein Zivil- 
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stück unerlaubt getragen wird. Denn der nun beginnende Dienst ist ja 
Dienst an lebendigen Menschen, die einerseits dem Zugriff des Beamten 
zunächst bedingungslos ausgesetzt sind, aber andererseits dem Beamten 
überaus kritisch gegenüberstehen. Was nützt die beste Absicht zur Er¬ 
ziehung erziehungswürdiger Gefangener zu sozialem Leben, zu Sauberkeit, 
Ordnung, Gehorsam, Fleiß, wenn der Beamte, der mit dem Gefangenen am 
meisten zu tun hat, — der Aufsichtsbeamte — selbst kein Vorbild exakter 
Diensterfüllung gibt? Ein durch Familien- oder sonstige Ereignisse ver¬ 
ärgerter Beamter (sie sind alle Menschen und menschlichen Dingen unter¬ 
worfen) gerät leicht in Versuchung, seinen Ärger irgendwie auszulassen, 
obwohl er es nicht soll, und obwohl gerade von einem Vollzugsbeamten 
größte Selbstbeherrschung als Voraussetzung für seine Diensteignung 
erwartet werden muß. Ein in seiner Haltung und in seinem Anzug nach¬ 
lässiger Beamter wirkt nicht fördernd, sondern hemmend auf die erstrebte 
Entwicklung des Gefangenen. Hier einzugreifen ist die große Aufgabe des 
Ersten Hauptwachtmeisters, die ihn vor die anderen Beamten stellt. Des¬ 
halb darf er nicht mit den Arbeiten eines Stationswachtmeisters befaßt 
werden, er darf nicht selbst mit Hand anlegen beim Auf- oder Einschluß. 
Er muß vielmehr, umgürtet mit dem langen Säbel als Zeichen seiner 
Dienststellung, wirklich die Aufsicht führen, die darin ihren wirksamsten 
Ausdruck findet, daß er gerade dort erscheint, wo seine Anwesenheit auf 
Grund seines Eindruckes beim Frührapport besonders notwendig ist. Sein 
stilles Auftreten allein gleicht aus; es stellt die Lage von selbst wieder 
her, wo sie bedenklich werden könnte; es gibt dem unterstellten Beamten 
Rückhalt und Beherrschung zugleich und nimmt dem Gefangenen schon 
den Anfang einer Lust zu Kritik und Widersetzlichkeit. Dazu gehört aller¬ 
dings, daß der Hauptwachtmeister ein wirklicher „Haupt“wachtmeister ist, 
der sich unter ganz und gar keinen Umständen zur Nebenfigur im großen 
Beamtenkörper herabdrücken läßt. Und dazu gehört auch, daß er den 
Frührapport so ausgestaltet, wie ein tüchtiger Kompaniefeldwebel beim 
Morgenantreten das Wetter für seine Kompanie macht. Ob es regnen muß 
oder ob lieber die Sonne scheinen soll, damit die Tagesaufgaben am besten 
erfüllt werden — das muß der Hauptwachtmeister wissen, danach muß er 
handeln. Dann gibt er seinen Kameraden den richtigen Impuls und dann 
wird er — wenn auch unbeachtet von der Öffentlichkeit — zu einer bedeut¬ 
samen Figur im Staatsleben, weil von seiner Dienstauffassung und von 
seiner Pflichterfüllung zum Teil mit abhängt, ob der Prozentsatz der dem 
Leben der Nation Wiedergewonnenen groß oder klein ist. 

Gibt so dem Hauptwachtmeister der Beamtenrapport die Möglichkeit, 
den Pulsschlag seiner Beamten immer wieder neu zu spüren und danach 
zu handeln, wieviel wichtiger ist es noch für den Behördenleiter, in unauf¬ 
hörlich engster Berührung mit seinen lebendigen Arbeitskameraden zu 
stehen. Ohne diese stete und immer wiederholte persönliche Fühlung¬ 
nahme ist jeder Arbeitserfolg in Frage gestellt. Denn wie sollte sich wohl 
ein Wille geltend machen können, wenn der Willensträger nicht um die 
seelische Aufnahmefähigkeit derjenigen wüßte, die seinen Willen in die 
praktische Tat umzusetzen haben? Wie sollte einer, der zur Führung 
berufen ist, sein hohes Führeramt ausüben können, wenn er nicht am 
Blick des Auges, an der Kopfhaltung der von ihm Geführten ersähe, ob 
er auf die Dauer Freudigkeit und Willigkeit zur Ausführung seiner Be- 
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fehle hervorzurufen in der Lage ist? Der klügste Befehl ist immer dann 
falsch, wenn er auf die innere Ablehnung der Gefolgschaft trifft. Darum 
ist es auch töricht, davon zu sprechen, daß Führer einsam sein müßten. 
Das gerade Gegenteil ist richtig. Wer sich als Führer unbefangen unter 
seiner Gefolgschaft bewegen kann, wer den Lebensgewohnheiten seiner 
Arbeitskameraden nachgeht (ohne sie in jedem einzelnen Falle zu seinen 
eigenen machen zu müssen), der wird bald merken, daß die Einsamkeit 
zwar da ist, daß sie aber doch nur in der Notwendigkeit liegt, die letzte 
Verantwortung ungeschmälert zu tragen. 

Kein Behördenleiter und der Leiter einer Vollzugsanstalt besonders 
kann daher auf den monatlich mindestens einmal abzuhaltenden Be¬ 
amtenappell verzichten. Er allein gibt ihm die Möglichkeit, Auge 
in Auge mit der ihm in Front gegenüberstehenden Beamtenschaft über alle 
die Dinge zu sprechen, die die Beamtenschaft allgemein zu interessieren 
haben. Hier kann er sich zunächst selbst schulen, indem er sich in seiner 
Haltung und in seiner Willensstärke kontrolliert. Nicht immer ist es leicht, 
notwendige Dinge anderen ins Gesicht zu sagen, und mancher gerät in 
Versuchung, mündlich nur zu loben, während der Tadel einer schriftlichen 
Verfügung Vorbehalten bleibt. Aber es darf nicht die Art des wirklichen 
Führers sein, vor der Gefolgschaft Befangenheit zu empfinden. Er muß 
vielmehr durch den Ton seines Vortrages, durch sein Mienenspiel, durch 
seine Haltung seinen Worten und Weisungen den nötigen Nachdruck ver¬ 
leihen können. Er muß den Ton zu seiner Musik machen, oder aber diese 
Musik klingt falsch und mißtönig. 

Alles, was der Führer vor versammelter Beamtenschaft zu sagen hat, 
muß kurz, knapp und bestimmt sein. Aber es darf niemals einen Zweifel 
über die Absichten lassen. Unsicherheit in der Beamtenschaft einer Voll¬ 
zugsanstalt ist das Schlimmste, was ihr passieren kann. Jeder Beamte 
muß genau wissen, was der Leiter will. Willensstärke und Klarheit der 
Ausführung allein wirken suggestiv. Klarheit hat Ordnung und Gehorsam 
zur Folge. Der Beamtenappell darf jedoch nicht nur eine Befehlsausgabe 
sein. Er muß auch den Beamten selbst Gelegenheit geben, dienstliche und 
private Wünsche zu äußern. Gewiß eignen sich nicht alle derartige 
Wünsche dazu, angesichts des angetretenen Beamtenkörpers erörtert zu 
werden. Aber es bedeutet dann kein Abgleiten zu Indisziplin und par¬ 
lamentarischer Gewohnheit, wenn die Leitung einer solchen Aussprache 
fest in der Hand desjenigen bleibt, der vor der Front steht, und wenn 
dieser allein eine vermeintliche Geschäftsordnung verkörpert. Es hebt in¬ 
dessen das Selbstgefühl des Beamten, der ja kein Rekrut mehr ist, wenn 
auch er zu Worte kommt und seine Erfahrungen und seine Wünsche vor¬ 
tragen darf. 

Der Sinn des Beamtenappells ist eben der, das Gemeinschaftliche der 
Arbeit immer wieder herauszustellen und bei jedem einzelnen Beamten die 
Freude zum Dienst, die Arbeitslust und den Korpsgeist zu stärken. Mit 
einer Beamtenschaft, die auf ihre eigene Anstalt stolz ist, in der sich erst 
einmal das Gefühl verwurzelt hat, daß ihre Arbeit sichtlich von Erfolg 
gekrönt ist, mit einer solchen Beamtenschaft ist gut zu arbeiten. Sie wird 
auch in ihren eigenen Reihen auf Sauberkeit und Kameradschaft halten, 
und sie wird immer bereit sein, in solchen Stunden schweigend und 
bedingungslos zu gehorchen, wo Reden nicht mehr am Platze ist. 



123 


Scheint nun so der immer wieder neu herzustellende Kontakt mit der 
ganzen Beamtenschaft durch den Appell von wesentlichster Bedeutung für 
den Geist des Beamtenkörpers, so kommt der ganz regelmäßig abzuhalten¬ 
den Beamtenkonferenz ein noch größerer Wert für die unein¬ 
geschränkte Aufrechterhaltung des Führerprinzips zu. Vielfach herrscht 
eine Abneigung gegen regelmäßige Beamtenkonferenzen, weil die Spuren 
des Löwen der Systemzeit schrecken. Man denkt noch daran, daß Wünsche 
und Gesuche der Gefangenen zur Abstimmung gestellt wurden, daß die 
Beamtenkonferenz zumindest theoretisch in der Lage war, den Leiter der 
Anstalt zu überstimmen. Deshalb werden teilweise Beamtenkonferenzen 
entweder in sehr imregelmäßigen Zeiträumen oder nur recht widerstrebend 
abgehalten. Sie verlieren dadurch naturgemäß ihren Wert, der darin be¬ 
steht, die versammelten Geistlichen, Lehrer, Verwaltungsbeamten und 
Hauptwachtmeister mit allen Äußerungen des Gesamtbetriebes bekannt zu 
machen, sie zum Nachdenken auch über die für den Einzelnen nicht zu¬ 
ständigen Gebiete anzuregen und die Arbeit der Einzelressorts in eine ge¬ 
wünschte Linie zu bringen. Darüber hinaus soll die Erfahrung der Be¬ 
amten, die der des Leiters in Spezialangelegenheiten oft überlegen ist, 
durch Rede und Gegenrede nutzbar gemacht werden. 

Wie beim Appell, so darf auch hier kein uferloses Gerede entstehen. 
Auch hier muß die Leitung fest in einer Hand bleiben. Dazu ist Vor¬ 
bereitung und eine gewisse feststehende Form notwendig. Zweckmäßig 
werden stets die in der Zwischenzeit veröffentlichten Gesetze und Ver¬ 
fügungen Vorgesetzter Behörden zu verlesen sein, soweit sie allgemeines 
Interesse erfordern. Anschließend wären der Belegungsstand, die Beschäf- 
tigtenziffer und Vorkommnisse besonderer Art bekannt zu geben. Auch 
die Stellungnahme zu Gnadengesuchen und die darauf erfolgten Entschei¬ 
dungen sind wert, zur Kenntnis der Konferenz gebracht zu werden, weil 
sich daran leicht eine fruchtbare Aussprache über den in Frage stehenden 
Gefangenen anschließen kann. Wesentlich ist jedoch, jeder Konferenz 
einen fortbildenden Charakter durch Erörterung allgemeiner, fachwissen¬ 
schaftlicher oder politischer Angelegenheiten zu geben. Hier wird Ein¬ 
stellung und Anschauung des Behördenleiters klar herauszustellen sein, 
hier wird er am besten Gelegenheit haben, nicht in Befehls-, sondern in 
der verbindlichen Form der Aussprache Marschziel und Marschrichtung zu 
umreißen. Nur dadurch wird er aber auch selbst in die Lage versetzt, 
seine Entschlüsse vorzubereiten, indem er aufmerksamen Ohres den An¬ 
sichten und Ratschlägen seiner Mitarbeiter lauscht. Es wäre falsch, 
wollte er sich bereits im Laufe einer solchen Konferenz — vielleicht sogar 
aus der Eingebung des Augenblicks heraus — festlegen und Anordnungen 
treffen, die erst in eigenem Überlegen zu voller Wirksamkeit heranreifen 
können. Aber die sorgfältig erforschte Meinung aller Mitarbeiter muß die 
Grundlage für den später zu formulierenden Befehl sein. 

Glücklich mag sich derjenige schätzen, der auf Grund solcher Aus¬ 
sprachen Entschlüsse zu fassen in der Lage ist, die der Gesamtauffassung 
seiner engsten Mitarbeiter entsprechen. Dann wird ihm seine Führer¬ 
aufgabe nicht zur Last, sondern zur Lust. Und er verfällt nicht der Ein¬ 
samkeit, sondern er wird auch dann die Wärme der Kameradschaft 
spüren, wenn er die Verantwortung allein tragen muß. 

So sind Beamtenrapport, Beamtenappell und Beamtenkonferenz eine 
Stütze des zum Führen Berufenen, ohne die das große Ziel der Erneuerung 
auch im Strafvollzug nur sehr schwer zu erreichen sein wird. 
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Eine zeitgemäße und wirtschaftlich wertvolle 
Gefangenenarbeit, die keine Konkurrenz 
sein kann 

von Heider, Abt.- und Betriebsvorsteher 
beim Straf gef ängnis in Berlin-Tegel 

Schon im 17. Jahrhundert begegnen wir behördlichen Anordnungen, 
die unterbinden sollten, daß im freien Gewerbe durch Gefängnisarbeit 
Preisunterbietungen hervorgerufen wurden. Schon damals sah man in der 
Arbeit der Strafgefangenen eine Konkurrenz für einzelne Wirtschafts¬ 
gruppen. Obwohl an Hand von statistischem Material mehrfach einwand¬ 
frei nachgewiesen worden ist, daß die Erzeugnisse der Gefängnisarbeit in¬ 
folge ihres geringen Umfanges im Verhältnis zur allgemeinen Produktion 
überhaupt nicht in die Wagschale fallen können, sind die diesbezüglichen 
Klagen bis in die Neuzeit hinein niemals ganz verstummt. Doch bleiben 
derartige Angriffe meist nur lokal begrenzt, weil — abgesehen von den 
billigen Massenartikeln einzelner Untemehmerbetriebe — die Lieferungen 
der Gefängnisse fast nur in den Orten auffallen und bewertet werden, in 
denen sich die Strafhäuser befinden. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts glaubte man ein Arbeitsgebiet für 
die Gefängnisinsassen gefunden zu haben, in welchem man wohl mit der 
Gefahr einer Konkurrenz nicht rechnen zu müssen glaubte. Es war 
ein wenig bekanntes und nicht begehrtes Arbeitsfeld: die Abfall- und Alt¬ 
verwertung, eine Arbeit, die man für den Strafgefangenen sicher für sehr 
geeignet hielt und die man infolge des damals damit verbundenen Bei¬ 
geschmacks ihm auch gern überließ. 

Inzwischen wurden Stimmen laut, welche die Abfallverwertung als 
den Stein der Weisen bezeichneten. Die Fortschritte auf den Gebieten der 
Industrie und Technik ließen die Abfallverwertung der früheren Jahre zu 
selbständigen mächtigen Industriezweigen der Neuzeit werden. Abfall¬ 
stoffe hatten sich zu wertvollen Nebenprodukten herausgebildet. 

Neben den Abfallstoffen erkannte man den Wert der Altstoffe, und 
zwar besonders in der Kriegs- und Nachkriegszeit. Die Heeresverwaltung 
und später auch die Schutzpolizei gingen dazu über, ihre Altsachen 
größtenteils in Strafhäusem auswerten zu lassen. Man hatte dabei in der 
Hauptsache den Gewinn im Auge, der dadurch den zuständigen behörd¬ 
lichen Kassen zufloß; weniger veranlaßten zu dieser Spararbeit die ohne¬ 
hin damit verbundenen volkswirtschaftlichen Vorteile. 

Infolge der kaum faßbaren Mengen an Altsachen, die das unglück¬ 
liche Kriegsende lieferte, nahmen die Altverwertungsbetriebe in den Ge¬ 
fängnissen in den ersten Nachkriegsjahren an Zahl und Umfang ganz 
gewaltig zu. Allmählich nur konnten die ungeheuren Mengen erfaßt 
werden. Das in Ausführung des Versailler Vertrages unbrauchbar ge¬ 
machte Kriegsgerät sowohl als auch Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke 
wurden in mühsamer Kleinarbeit in die einzelnen Rohstoffe zerlegt. Die 
Juden machten dabei besonders gute Geschäfte. Sie erkannten schon früh 
den Gewinn, der mit der Altverwertung verbunden war und brachten im 
Anschluß an das zu vernichtende Kriegsgerät weitere anfallende Altsachen 
zur Zerlegung in die Anstalten hinein: Femsprechgeräte aller Art, Kabel, 
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Strom- und Gaszähler usw. Schon bald gingen sie an die veralteten Innen¬ 
einrichtungen der Fernsprechämter des Reiches (Handämter) heran. Auch 
diese wurden größtenteils von Juden auf Abbruch erworben und unter ihrer 
Anleitung auf ihre Rechnung in Gefängnissen ausgeschlachtet. 

Als die Verwaltung des Strafgefängnisses Berlin-Tegel im Jahre 
1932 begann, in eigener Regie Fernsprechämter anzukaufen, abzubrechen 
und auszuwerten, da machte man sogleich Front gegen dieses Unter¬ 
nehmen. Der „Metallmarkt“ schrieb in Nr. 189 vom 29. September 1932 
in der Abhandlung über die „Gefängnisarbeit in der Metallwirtschaft“ 
folgendes: 

„Eine immer größer werdende Zahl von Gefängnisanstalten 
geht, wie wir hören, in letzter Zeit dazu über, sich im Rahmen des 
Altmetallgeschäfts nach einer bestimmten Richtung hin zu betätigen. 
Es handelt sich hierbei in erster Reihe um das Sammeln von Alt¬ 
metallen, dann aber auch um das Zerlegen von Kabeln. 

Bisher wurde seitens der Metallhändler folgender Modus ge¬ 
wählt: 

Die Kabelzerlegung selbst wurde vom Handel bzw. von den 
Schmelzwerken übernommen. Ein Teil der Arbeiten wurde dann 
gegen Lohn an Gefangenenanstalten vergeben. Nur die BEWAG 
und andere private Institute haben schon seit längerer Zeit den Weg 
gewählt, daß sie ihre Kabel- und Kondensatorenzerlegung in den 
Gefangenenanstalten selbst vornehmen ließen. Es 
handelt sich dabei, insbesondere bei der Kondensatorenzerlegung, um 
die Trennung von dünnem Papier und Metallplättchen, die überhaupt 
nur wirtschaftlich ist, wenn sie von Gefangenen ausgeführt wird, 
deren Arbeit bekanntlich außerordentlich gering bezahlt wird. Gäbe 
es keine billige Gefangenenarbeit, so müßten die Werte, die in 
den alten Kondensatoren stecken, volkwirtschaftlich zugrunde gehen, 
und man müßte auf die Wiedergewinnung der darin enthaltenen Alt¬ 
metalle verzichten. Wie bereits erwähnt, ist der Lohn, der in den 
Gefangenenanstalten aufgewendet wird, außerordentlich gering und 
beträgt nur ein Viertel des normalen Lohnes. Da aber die Kabel¬ 
zerlegung keinen normalen Lohn verträgt — sie ist ein Pfennig¬ 
geschäft —, so mußten die Metallhändler und Metallschmelzwerke 
zwangsläufig Gefangenenarbeit benutzen. Es scheint nun, als 
ob in letzter Zeit Bestrebungen im Gange sind, diesen bisher in 
manchen Fällen üblichen Weg dadurch zu verkürzen, daß man eine 
direkte Geschäftsverbindung zwischen der Post 
und den Gefangenenanstalten herzustellen sucht, unter 
dem Motto, daß die beiden staatlichen Institute direkt miteinander 
ohne Zuhilfenahme des freien Handels verkehren könnten. 

Es braucht nicht besonders darauf hingewiesen zu werden, daß 
in diesen Gedankengängen große Gefahren liegen . . . 

Jedenfalls stehen wir allen solchen Sozialisierungsbestrebungen, 
wie sie in dem Wunsch eines direkten Verkehrs zwischen Post und 
Gefangenenanstalt zum Ausdruck kommen, nicht nur im Interesse 
des Metallhandels und der Schmelzwerke skeptisch gegenüber, 
sondern auch aus allgemein - volkswirtschaftlichen Er¬ 
wägungen heraus.“ 

Also auch da fand man in dieser Beschäftigung der Gefangenen eine 
Konkurrenz. Selbstverständlich wurde dieser Artikel von Leuten lanciert, 
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denen der reichliche Verdienst, welcher in der Auswertung der Fernsprech¬ 
ämter lag, verloren ging. Die Skepsis aus „allgemein-volkswirtschaft¬ 
lichen Erwägungen heraus“ war also lediglich die Sorge um den damit 
eventuell verbundenen Gewinnverlust. Man gab damals unumwunden zu, 
daß die Strafhäuser mit ihren billigen Arbeitskräften wohl in der Lage 
seien, gründliche und umfassende Zerlegungsarbeit zu leisten. Dieses 
Können durfte aber nur im Dienste der Metallhändler ausgenutzt werden. 

Bisher hatten die beteiligten Altverwertungsgesellschaften, welche 
größtenteils mit ausländischem Kapital arbeiteten, die aus den aus¬ 
geschlachteten Ämtern gewonnenen Platinnieten nach England gebracht, 
um sie nach einigen Wochen mit großem Gewinn als Platindraht wieder 
nach Deutschland einführen zu können. Das war allerdings nun nicht 
mehr möglich, weil Tegel die gewonnenen Metalle an christliche Firmen 
abgab, die für die Wiederverarbeitung derselben im eigenen Vaterlande die 
Gewähr boten. 

Schon damals wurde in der Arbeitsverwaltung des Strafgefängnisses 
in Tegel auch der Plan erwogen, mit Gefangenenarbeitskräften eine inten¬ 
sivere Auswertung der in Berlin anfallenden Müllmassen vorzunehmen. 
Aber leider fielen die Preise für Schrott so stark, daß damit nicht einmal 
die Verlade- und Frachtkosten gedeckt werden konnten. Praktisch war 
es sogar gänzlich unmöglich, die minderwertigen Schrottsorten zu ver¬ 
kaufen. Wenn dieser Zustand auch wohl in der Hauptsache auf den 
geringen Bedarf der deutschen Industrie infolge Mangels an Aufträgen 
zurückzuführen war, so darf doch nicht unerwähnt bleiben, daß auch in 
den schlechten Jahren immer noch Deutschland zu den ersten schrottein¬ 
führenden Ländern gehörte. 

Diese Jahre brachten für die Arbeitsbetriebe in den Gefängnissen 
ungeheure Schwierigkeiten hinsichtlich der Arbeitsbeschaffung. Die Zahl 
der Unbeschäftigten konnte stellenweise endlich heruntergedrückt werden 
durch eine möglichst eingehende, ja erschöpfende Zerlegungsarbeit an allen 
anfallenden Altsachen. Wenn auch vielfach diese Beschäftigung der Ge¬ 
fängnisinsassen für den Staat im Augenblick finanziell wenig lohnend war, 
so zeitigte sie doch den großen Vorteil, daß sie den beteiligten Beamten 
einen Einblick gewährte in das unendlich vielseitige und umfangreiche 
Gebiet der Möglichkeiten, aus wertlosem Altmaterial wertvolle Stoffe 
herauszuholen. 

Die Folge war, daß die Auswertung der Altsachen immer voll¬ 
kommener gestaltet und besser organisiert wurde. 

Trotz der vielen Hinweise auf die volkswirtschaftliche Bedeutung 
dieses Wirtschaftszweiges blieb das allgemeine Interesse dafür immer noch 
sehr gering. 

Diese Sachlage wurde mit einem Schlage anders, als die Devisen für 
die Einfuhr versagt blieben. Es machte sich bald Rohstoffmangel bemerk¬ 
bar. Die Preise zogen an, und damit wuchs das Interesse für die Altsachen, 
die eine wahre Rohstoffquelle darstellten. Die Durchführung des Vier¬ 
jahresplanes machte es jedem Deutschen zur Pflicht, an der Herbei¬ 
schaffung aller im Inland verfügbaren Rohstoffe mitzuarbeiten. Damit 
war die Altverwertung mit einem Schlage volkstümlich geworden. 

Die „Allgemeine Produkten-Zeitung“ schrieb in Nr. 6 vom 9. Februar 
folgendes; 
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„Seit langem klagen unsere Eisenwerke über den zunehmenden 

Mangel an Alteisen, dessen Preis im Land ständig steigt, dessen Ein¬ 
fuhr ständig schwieriger wird, weil das Ausland ebensolchen Mangel 

an Alteisen hat, wie wir und dessen Anfall im Inland ungenügend ist. 

Warum werden die vielen Kehrichthaufen auf dem Lande nicht nach 

Alteisen abgegrast?“ 

Jetzt war also die Zeit gekommen, die früher erwogenen Möglich¬ 
keiten und erworbenen Kenntnisse auf dem Gebiet der Altverwertung aus¬ 
zunutzen. 

Inzwischen hatte bereits der langjährige Leiter des Altverwertungs¬ 
betriebes beim Strafgefängnis Tegel, Insp. Hagen, mit den zuständigen 
städtischen Beamten der Müllverwertungsabteilung Fühlung genommen. 
Beide Parteien verstanden sich. Waren sie doch davon überzeugt, daß 
durch eine intensivere Auswertung der Müllmassen große Rohstoffwerte 
gewonnen würden, deren Bergung im Interesse der deutschen Wirtschaft 
unbedingt verlangt werden mußte. 

Wie in Berlin das Müll bisher beseitigt und verwertet wurde, soll 
kurz skizziert werden. 

Die Stadt übergab die Müllmassen an Unternehmer und zahlte für 
Abnahme, Transport, Ausladung usw. an diese für jede Wagenladung 
einen gewissen Betrag. Die Unternehmer brachten den Unrat nach außer¬ 
halb und schütteten ihn in sumpfigen oder unfruchtbaren Ländereien ein 
bis zwölf Meter hoch auf. Die Eigentümer des Ödlandes erhielten für jede 
Ladung 60 bis 120 je nach Übereinkunft. 

Bei der Entladung sammelten die Arbeiter die oberflächlich an¬ 
fallenden, wertvoll erscheinenden Gegenstände ab: Metall, Schrott, 
Plaschen, Felle usw. Diese Sachen gehörten dem Unternehmer, der die 
Arbeiter an dem Erlös aus den Altsachen beteiligte. 

Die Ausladearbeit wurde entweder mit Spaten und Schaufel, mit 
Hilfe eines Transportbandes oder mit Wasser bewerkstelligt. 

Die letztere Art finden wir auf dem Platze bei Golm in der Nähe 
von Potsdam. Große Eisenkähne bringen das Müll bis an das Golmer Luch. 
Mit maschinell betriebenen Pumpen werden die Unratmassen in den 
Kähnen vollkommen unter Wasser gesetzt. Das Mundstück einer etwa 
60 cm weiten Rohrleitung senkt sich dann in die schlammige Masse hinein 
und saugt diese auf. Mit großem Getöse wird das mit Fremdkörpern ge¬ 
schwängerte Wasser viele hundert Meter weit durch die Rohrleitung 
getrieben, wo es sich auf das Sumpfland ergießt und die Erdmassen sowie 
die sonstigen Fremdkörper absetzt. Diese werden, soweit sie oberflächlich 
lagern, zusammengetragen. 

Durch Wassertransport werden selbstverständlich die Müllmassen in¬ 
folge der vollkommenen Durchtränkung ganz anders durcheinander¬ 
gebracht, als dies durch die Entleerung mit Schaufeln erreicht werden 
kann. Dadurch wird die Fäulnis- und Bakterienarbeit vorteilhaft beein¬ 
flußt und ein früherer Anbau des gewonnenen Neulandes ermöglicht. 

Meistens liegen die Müllmassen nach dem Anfahren 10 bis 20 Jahre. 
Allmählich erst verrottet das neue Erdreich. Hier und da bepflanzt ein 
Müllarbeiter ein Stück mit Kartoffeln für seine Familie, nachdem er die 
gröbsten Altsachen und Scherben, die an der Oberfläche liegen, etwas zu¬ 
sammengeharkt hat. 
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So lagen die Plätze bis zum Frühjahr 1937. 

Diese oberflächliche Auswertung mußte möglichst bald anders 
organisiert und intensiver gestaltet werden. Galt es doch, auch den letzten 
brauchbaren Fremdkörper aus dem Müll zu gewinnen und zu verwerten. 

Sechs große Müllplätze wurden besichtigt, die Auswertungsfragen 
gründlich besprochen und für jeden Platz ein Kommando zugesagt, das 
zahlenmäßig nach dem Umfange des Platzes und den zu leistenden Arbei¬ 
ten bemessen wurde. Kolonnen von 16—70 Mann wurden vorgesehen. Da 
mehr als 20 Bauern, die Eigentümer der ehemaligen Sümpfe bzw. Öd¬ 
ländereien, also des jetzigen Müllgeländes, waren, um ihre Einwilligung 
befragt werden mußten, entstanden wiederum Schwierigkeiten, die aber 
bald mit dem Hinweis auf die deutsche Wirtschaft oder zur Not auf den 
Reichsnährstand beseitigt werden konnten. 

Sofort wurde mit dem Bau der Unterkunftsräume begonnen. Nur auf 
zwei Plätzen konnten bereits vorhandene Gebäude zu Wohn- und Schlaf¬ 
räumen für Beamte und Gefangene hergerichtet werden. Schon zum 

1. April verließen die ersten Kommandos die Anstalt. 

Die Festlegung der notwendigen vertraglichen Abmachungen konnte 
mit Rücksicht darauf, daß die beiden beteiligten Parteien Behörden waren, 
verschoben werden. Es galt vor allem, die Arbeit mit größtmöglicher 
Beschleunigung zu beginnen. 

Die übernommene Arbeit ist eine dreifache: 

1. Das Müllgelände wird nach Fremdkörpern aller Art, die an der 
Oberfläche liegen, abgesucht: Metall, Schrott, Emaille, Knochen, 
Gummi, Flaschen, Weißglas (Bruch), Glühbirnen, Trockenelemen¬ 
ten, Anoden, Papier, Pappe, Säcken, Wolle, Fellen usw. Die Alt¬ 
sachen werden entweder an Ort und Stelle waggonfertig ein¬ 
gestampft und verladen oder im hiesigen Verwertungsbetrieb ge¬ 
waschen und zerlegt. 

2. Das Müllgelände wird 80 bis 100 cm tief umgesetzt, sämtliche 
Fremdkörper, auch Steine und Scherben, daraus entfernt und ein¬ 
geebnet. Darauf wird das gewonnene Neuland angebaut. 

3. Die alte, längst verrottete Müllerde, die teilweise in einer Schicht 
von acht bis zehn Meter und höher lagert, wird gesiebt, in 
Waggons verladen und an anderen Stellen zur Verbesserung von 
weniger fruchtbarem Gelände aufgetragen. 

Folgende Abmachungen wurden vorläufig getroffen: 

Die unter Ziffer 1 und 2 genannten Arbeiten werden nicht verrechnet. 
Als Entgelt für diese Arbeiten gehören der Anstaltsverwaltung sämtliche 
Altsachen, die sowohl oberflächlich als auch aus dem umgesetzten Erdreich 
gesammelt werden. Ferner steht ihr die landwirtschaftliche Ausnutzung 
des Neulandes bis 1940 zu. Erst im Herbst 1940 geht der neue Acker an 
die ursprünglichen Besitzer des Grund und Bodens zurück. Der Bauer 
bekommt also sein Land in tadellosem, anbaufähigem, fruchtbarem Zu¬ 
stande zurück, ohne einen Pfennig bares Geld für die Urbarmachung ver¬ 
ausgabt zu haben. Er hat sogar dafür, daß er die Anschüttung duldete, 
eine gewisse Summe für jeden Waggon erhalten, mithin bei allem ein gutes 
Geschäft gemacht. 

Für die Arbeiten, die unter Ziffer 3 näher beschrieben wurden, sind 
pro Tag und Kopf 1,50 tfiH, zu verrechnen. Die Verpflegung der Gefan¬ 
genen bezahlt die Anstaltsverwaltung. 
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Die Auswertungsarbeiten in den Monaten April und Mai brachten 
einen Gewinn von 3728,36 &IK. 

Hierzu möchte ich noch folgendes sagen: 

Den Betrag von 3728,36 UM, kann man als einen zusätzlichen Gewinn 
ansehen, der durch die bessere Ausnutzung der vorhandenen Arbeitskräfte 
entstanden ist. Wären die Kommandos nicht aufgestellt worden, so hätte 
eine große Anzahl der kommandierten Gefangenen wohl untätig in der 
Anstalt eingesessen, und die auf den Außenstellen befindlichen Beamten 
hätten den Beamtenkörper des Gefängnisses vergrößert, ohne für die 
Staatskasse eine Einnahme zu bringen. 

Als besondere Leistung dürfte es aber zu werten sein, daß der Wirt¬ 
schaft insgesamt 150 to Rohmaterial zugeführt wurden, die sonst restlos 
verloren waren. Das Strafgefängnis Tegel kann also mit Recht sagen, 
daß es in zwei Monaten 15 Waggonladungen Altmaterial für das Reich 
gewonnen hat. 

Nicht nur die Freude an klingendem Gewinn kann bei den Aus¬ 
wertungsarbeiten richtungweisend sein. Ich gebe auch nicht die erzielten 
Preise und Beträge für die gewonnenen Altsachen hier an, um zu zeigen, 
was der beschäftigte Gefangene pro Tag dem Staat bar einbringt, sondern 
ich möchte dartun, wie die Arbeitskraft des Gefangenen zum Wohle 
des Volkes und Staates ausgenutzt werden kann, indem der bestrafte 
Mensch Arbeit verrichtet, die mithilft, Devisen einzusparen. 

Gleichzeitig wird das bearbeitete Müllgelände kultiviert. Von den 
Ausmaßen dieser ödflächen bestehen meistens irrige Vorstellungen. Bis¬ 
her wurden von hier schon über 400 Morgen zur Kultivierung übernommen. 

Die Fruchtbarkeit dieses Neulandes ist dem Vernehmen nach außer¬ 
ordentlich groß. Jahrelang können ohne jede Düngung reiche Ernten an 
Gemüse, Getreide und Hackfrüchten erzielt werden. Neben der Reich¬ 
haltigkeit an Düngestoffen besitzt der Boden infolge der anhaltenden Zer¬ 
setzungsarbeit eine ungewöhnlich hohe Temperatur. Zudem hält er, be¬ 
günstigt durch den hohen Humusgehalt, die aufgenommene Feuchtigkeit 
lange fest. So sind also alle Anforderungen, die fast jede Nutzpflanze an 
den Boden stellt, im Überfluß erfüllt. 

Die dritte Arbeit, nämlich die Verbesserung des brandenburgischen 
Sandbodens durch Aufbringung guter alter Müllerde liegt ebensosehr im 
volkswirtschaftlichen Interesse. Es braucht wohl nicht erwähnt zu werden, 
daß dieses Arbeitsfeld noch ungeheuer groß ist. 

Die Ergebnisse, die aus der neuen Arbeitsrichtung fließen, sind also 
dreifacher Art: 

es werden Devisen gespart, 

Neuland gewonnen und 

unbrauchbares Land in guten Acker verwandelt. 

Ich frage nun: Wird man auch solche Gefangenenarbeit als Kon¬ 
kurrenz bezeichnen können? 

Viele Anfragen von Anstalten sowohl als auch Klagen von kommunal¬ 
behördlichen und privaten Stellen zeigen immer wieder, daß die Gefängnis¬ 
beamten vor der Lösung von solchen Arbeitsproblemen zurückschrecken 
und die Fragen aufwerfen: 

„Was bringt die Arbeit ein?“ 

„Wie hoch werden die Gefangenenarbeitslöhne für diese Arbeit fest¬ 
gesetzt werden können?“ 


4 
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„Wie muß ich mich verhalten, um mit der Rechnungsbehörde nicht 
zu kollidieren?“ usw. 

Solche und ähnliche Fragen haben wir uns nicht gestellt. Die Lösung 
war von vornherein gegeben und hieß: 

„Die Müllplätze sind im Interesse der Rohstoffgewinnung intensiver 
auszuwerten; denn sie enthalten viele Rohstoffe, die von der Wirtschaft 
notwendig gebraucht werden.“ 

Die Inangriffnahme dieser Arbeit war also zwingend. In der Durch¬ 
führung half der Gedanke an den unbedingten Vorrang des Volkes 
und des Staates über alle Bedenken hinweg. 


Gefängniskunde des Auslandes 

Abfall- und Abwasserverwertung 
in Schweizerischen Strafanstalten 

von Dr.-Ing. Hans Pfeiffer, Oldenburg i. O. 

Im Ringen um seine wirtschaftliche Freiheit hat Deutschland auch 
den Kampf mit dem Verderb wertvoller Abfallstoffe aufgenommen. Für 
Strafanstalten mit Landbesitz mögen daher heute einige Erfahrungen zur 
Anregung dienen, die in der Schweiz auf dem Gebiet der Abwasser- und 
Müllverwertung durch Gefangenenanstalten gemacht wurden. 

In Lenzburg, der Strafanstalt des Aargaus 1 ), war 1927 im Zuge 
einer Neueinrichtung der Abortanlagen der Bau einer biologischen Klär¬ 
anlage geplant worden. Die Abwässer sollten nach ihrer Reinigung in 
einen nahen Bach geleitet werden. Die Anstalt verfügt innerhalb der 
Umwehrung über 2,6 Hektar, außerhalb über 33 Hektar Obstgärten und 
Ackerland. Der Landwirtschaftsdirektor des Regierungsrates schlug 
daher bei der Prüfung des Planes vor, die Abwässer im Landwirtschafts¬ 
betrieb unter Zuhilfenahme einer Verregnungsanlage zu verwerten. Der 
Antrag gelangte nach Umarbeitung der Pläne zur Ausführung. 

Die Abwässer der Anstaltsaborte werden nun in einen außerhalb der 
Anstaltsmauem gelegenen großen Behälter geleitet, der in zwei kleinere 
Kammern unterteilt ist. Die erste dient der Vorklärung, die größere zweite 
ist das eigentliche Klärbecken für die festen Sinkstoffe, das bei einem 
täglichen Wasseranfall von 10 cbm alle Monate entleert werden muß. 
Ferner besteht die Möglichkeit, aus einem in der Nähe befindlichen 
Wasserlauf Frischwasser unmittelbar in die Klärgrube laufen zu lassen 2 ). 
Auch im Winter ließ sich der Grubeninhalt ohne Schwierigkeit verwerten; 
die Jauche wurde größtenteils als Vorratsdüngung über die Furche 
verregnet. 

Die flüssigen Düngerstoffe nämlich werden durch eine Pumpe in eine 
Verteilungsanlage befördert. Je nach Wunsch läßt sich diese an zwei 

1) Die folgenden Antraben entstammen einem Aufsatz von Herrn Direktor E. Thut, 
Lenzburg: ..Die Abwasserverwertung in der Strafanstalt Lenzburg”, in den „Schweize¬ 
rischen Landwirtschaftlichen Monatsheften". 

‘•i) Wo dies nicht möglich ist, kann die Grube auch an eine Regen Wasserleitung 
angeschlossen werden. 
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Saugleitungen aus der ersten oder zweiten Kammer anschließen. Für die 
Obstgärten kommt eine Verregnung der Jauche nicht in Frage, weshalb 
dort für die Verschlauchung Hydranten im Abstand von 50 m auf gestellt 
wurden. Die Bodenleitung ist aus Spezialbetonröhren mit 100 mm Durch¬ 
messer hergestellt und führt über eine Länge von rund 670 Meter. Die 
Verteilung der Jauche erfolgt durch nahtlos gezogene Stahlbandrohre 
(Kugelgelenkrohre mit Kugelschloß) und Spezialschläuche 3 ). 

Für die großen Gemüsepflanzungen wurde eine Beregnungsanlage 
gewählt, ln den zwei mit 70 m Abstand verlegten Hauptsträngen sind 
wiederum alle 50 m Hydranten eingebaut. An diese werden die Beregner 
angeschlossen, die ein Quadrat von rund 1225 qm von einem Standort aus 
begießen. Wie schon vorher erwähnt, kann in der Klärgrube die Jauche 
mit Frischwasser gemischt werden, so daß jede beliebige Verdünnung ent¬ 
sprechend den Erfordernissen von Pflanze und Boden möglich ist. Da¬ 
durch wird außerdem eine bessere Bindung des Ammoniaks und eine Ver¬ 
ringerung der Verluste bei der Verregnung erreicht. Durch die Bereg¬ 
nungsanlage verteilt sich das Wasser oder die Jauche so gleichmäßig, daß 
sie wie ein Landregen auf die Felder niedergehen und jede Pflanze die 
angemessene Menge erhält. 

Die chemische Untersuchung der Jauche ergab je cbm: 

0,154 kg Phosphorsäure, 

0,418 kg Stickstoff, 

0,399 kg Kali. 

Es zeigte sich daher die Notwendigkeit, Phosphorsäure und Kalk gesondert 
zuzusetzen. Trotzdem kommt man bei einem Kubikmeterwert der Jauche 
von 1,20 Fr. zu einer Ersparnis von rund 1700 Fr., die in Lenzburg durch 
Verwendung von Jauche an Kunstdünger jährlich erübrigt wurden. Schon 
daraus folgt, daß die Anlagekosten 4 ), abgesehen von dem volkswirtschaft¬ 
lichen Nutzen, sich sehr bald bezahlt machen. Dazu kommt aber noch als 
weiterer Vorteil die quantitative und qualitative Förderung der auf die 
beschriebene Weise gedüngten Kulturen, die sich in Lenzburg sehr bald 
bemerkbar machte. Für Deutschland ist die Erhöhung des Bodenertrages 
heute eine Lebensfrage geworden. Solange noch viele Strafanstalten als 
Zusatzbetriebe der Staatskasse zur Last fallen, erscheint es jedenfalls von 
gesteigerter Bedeutung, auch diese Möglichkeit der Wertsteigerung sorg¬ 
fältig zu prüfen 5 ). 

Eine andere beachtenswerte Anregung gibt die Müllverwertung der 
am nordöstlichen Ende des Neuenburger Sees gelegenen Strafkolonie Witz- 
wil des Kantons Bern. Nach Mitteilung von Herrn Direktor Kellerhals, 
dem Leiter der Anstalt, entstanden bei der Anpflanzung von Flugsand¬ 
böden am Seeufer erhebliche Schwierigkeiten. Trotz Anwendung großer 
Mengen von Stall- und Kunstdünger blieben die Kulturen mager und gingen 
bei trockenem Wetter sehr leicht ein. Bei den zur Überwindung der Mängel 
angestellten Versuchen zeitigte die Verwendung von Stadtkehricht über- 

3) An Stelle von Eisen lassen sich heute auch Eternitrohre verwenden. 

4) Der Bau der Leitung ist unter sachkundiger Führung durch Gefangene möglich, 
wodurch die Kosten sich erheblich verringern. 

r,) Ueber neuzeitliche Güllenverteilungsanlagen unterrichtet das Handbuch von 
Hoffmann und Reiser. „Die Güllenanlage“, Verlag Eugen Ulmcr, Stuttgart-b. 


4 ' 
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raschende Erfolge. Infolge der starken Bakterienzufuhr hob sich die 
Bodentätigkeit, die Böden wurden fruchtbarer und die besonders für die 
Saat verderblichen Sandverwehungen nahmen ab. Es wurde daher be¬ 
schlossen, das gesamte Müll der Stadt Bern — bis 50 Tonnen im Tage — 
nach Witzwil zu führen. Seine Aufbereitung geschieht dort auf folgende 
Weise: 

Durch das zur Anstalt gehörige Industriegeleise ist es möglich, das 
Müll ohne Umladen bis an seine Verteilungsstellen heranzubringen. Zuerst 
wird es von Gefangenen gründlichst verlesen. Es ist ganz erstaunlich, 
wie viel wertvolles Gut hier wieder zu Tage gefördert und einer nützlichen 
Verwendung zugeführt wird. Gewebe aller Art, Papier, Eisen usw. fallen 
in Mengen an, die schon die Auslese des Mülls und den Wiederverkauf 
der gewonnenen Stoffe zu einer ergiebigen Geldquelle für die Anstalt 
machen. Es sei hier nicht vergessen, den eigenartigen Nutzen zu er¬ 
wähnen, den man in Witzwil aus den Bergen von alten Blechbüchsen zieht, 
die gleichfalls ausgelesen werden. Man versenkt sie nämlich am Strand 
des Neuenburger Sees; durch die Bewegung des Wassers setzen sie sich 
allmählich mit Sand und Schlick voll und bilden so im Lauf der Jahre 
einen tragfähigen Untergrund, neues anbaufähiges Land. Auf diese Weise 
wurde dem See schon mancher Quadratmeter abgerungen. 

In dem ausgelesenen Müll bleiben die organischen Abfallstoffe zurück. 
Sie werden mit Erdauflagen gemischt zu mehreren meterhohen, ebenso 
breiten, lang sich hinziehenden Wällen gestapelt. In diesen vollzieht sich 
ein monatelang dauernder Faulprozeß. Vorzüglich im Winter, wenn die 
anderweitige Beschäftigung der Gefangenen Schwierigkeiten macht, wird 
endlich das durchgefaulte Müll als Dünger auf die Felder gefahren und 
dort verteilt. Neben der bereits erwähnten Anregung magerer Flugsand¬ 
böden dient übrigens das Müll in Witzwil auch dazu, ausgebeutete Torf¬ 
stücke aufzufüllen und wieder kulturfähig zu machen. 

Das Ausladen des Mülls und das Verlesen ist, zumal im Sommer, 
eine nicht gerade angenehme Arbeit. Nach den in Witzwil gemachten 
Erfahrungen finden sich jedoch immer Gefangene, die von der Freiheit 
her an solche Arbeiten gewöhnt sind, ja diese sogar sehr gerne ausführen. 
Gesundheitliche Schädigungen irgend welcher Art wurden nicht beobachtet. 
Dies dürfte auch für deutsche Anstalten zutreffen und deshalb die An¬ 
regung von Witzwil überall dort zu prüfen sein, wo Lage (Stadtnähe) 
und größerer landwirtschaftlicher Grundbesitz ähnliche Voraussetzungen 
schaffen wie in Witzwil. Denn gewiß mit Recht urteilt Direktor Kellerhals 
selbst u ): „Die Verwendung städtischen Kehrichts erlaubt mit boden¬ 
ständigen Mitteln Ländereien der Kultur zuzuführen, deren Bewirt¬ 
schaftung sonst aussichtslos wäre; sie darf deshalb als wirksames Mittel 
zur Förderung der Innenkolonisation geschätzt und gewertet werden.“ 

Die Förderung der Innenkolonisation ist aber für Deutschland heute 
eine der stärksten Stützen seiner politischen Sicherheit. Wie im Vorher¬ 
gehenden gezeigt, findet sich auch im engen Rahmen eines Strafanstalts¬ 
betriebes Gelegenheit, dem Werk des Führers zu dienen. 

ti) In der für diese Mitteilung auch sonst benützten Schrift: „Strafanstalt Witzwil". 
Ein Beispiel von Innenkolonisation durch die Arbeit von Gefangenen und Arbeitslosen. 
Ins 1925. 
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Grenz- und Nachbargebiete 

Die Gefangenen der Welt in Zahlen. 

Ein Beitrag zum Problem der internationalen Strafvollzugsstatistik 
von Dr. E. Roesner, Berlin 

Die Internationale Strafrechts- und Gefängniskommission (Com¬ 
mission Internationale Penale et Penitentiaire = C. I. P. P.), mit dem 
Sitz des ständigen Büros in Bern, die aus dem ersten internationalen 
Gefängniskongreß in London im Jahre 1872 hervorgegangen ist, also in 
diesem Jahr auf eine 65jährige Tätigkeit zurückschauen kann, hatte sich 
in ihren Satzungen selbst die Aufgabe gestellt: „Elle organisera la 
statistique penitentiaire internationale“ x ). Hierbei handelte es sich also 
um die Schaffung einer internationalen Gefängnisstatistik. Wie der von 
Frede und Sieverts herausgegebenen Zusammenstellung der „Be¬ 
schlüsse der Internationalen Gefängniskongresse 1872—1930“ 1 2 ) zu ent¬ 
nehmen ist, wurde die Lösung dieser Aufgabe bereits auf dem im Jahre 
1878 in Stockholm abgehaltenen 2. Internationalen Gefängniskongreß in 
der II. Sektion (Strafvollzug) desselben unter nachstehender Frage be¬ 
handelt: 

„Welche Fragebogen sollen der internationalen Strafvollzugs¬ 
statistik zugrunde gelegt werden?“ 

Die Beschlußfassung des Kongresses kam hierbei zu folgendem 
Ergebnis: 

„1. Die internationale Strafvollzugsstatistik soll nach der im Jahre 
1872 angenommenen Methode fortgesetzt werden. 

2. Die Wahl der Fragebogen und die Einzelheiten der Ausführung 
werden dem sachverständigen Ermessen der Internationalen Ge- 
fängniskommission überlassen. Allen zahlenmäßigen Auskünften 
sollen Angaben vorausgehen oder sie begleiten, die ihr Verständnis 
erleichtern können. 

3. Die Aufstellung der jährlichen internationalen Statistik wird der 
Reihe nach den Strafvollzugsverwaltungen der vertretenen Länder 
anvertraut.“ 

Zum ersten Absatz dieses Beschlusses ist zu bemerken, daß der 
Generalinspekteur des italienischen Gefängniswesens Beltrani-Scalia 
auf Anregung des Londoner Kongresses von 1872 statistische Muster¬ 
formulare entworfen und eine internationale Gefängnisstatistik für 1872 
aufzustellen versucht hatte, die in Rom im Jahre 1875 3 ) erschien. Bei 
diesem einmaligen Versuch ist es aber leider geblieben. Der obige Beschluß 
ist ebenso wie die spätere Resolution bezüglich der internationalen Straf- 

1) vgl. R. Lehmann. „Der zehnte internationale Strafrechts- und GefängniB- 
kongreß in Prag 1930. Die Arbeiten der Dritten Sektion (Vorbeugung).“ Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft. Berlin. 51. Jahrgang, 1931, 4. Heft, S. 549. 

2) vgl. Schriften der Thüringischen Gefängnisgesellschaft. Eisenach 1931. Heft 1, 

S. 3 und S. 37. ■ ‘ ' 

3 ) vgl. „Statistique penitentiaire internationale.“ Annäe 1872. Rome 1875. 
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Vollzugsstatistik auf dem 4. Internationalen Gefängniskongreß in St. Peters¬ 
burg (1892) trotz aller Bemühungen der zum Studium dieser Fragen ein¬ 
gesetzten Sonderkommission bisher daran gescheitert, daß man nicht zu 
international einheitlichen statistischen Grundsätzen zu gelangen ver¬ 
mochte 4 ). 

Die auf dem Petersburger Kongreß verhandelte diesbezügliche Frage 
hatte folgende Fassung: 

„Ist die Zusammenstellung einer internationalen Gefängnis¬ 
statistik nützlich? Ist sie möglich? Wenn ja, in welchen Grenzen 
müßte man sich halten? Nach welchem System müßte sie hergestellt 
werden?“ 

Der Kongreß sprach darauf den nachstehenden Wunsch aus, der 
jedoch aus den oben besagten Gründen nicht durchgeführt wurde: 

„Für jede Kongreßtagung wird eine internationale Gefängnis¬ 
statistik auf gestellt; diese Arbeit wird der Gefängnisverwaltung des 
Landes anvertraut, in dem der Kongreß abgehalten werden soll; die 
Erhebungen betreffen das zweite Jahr, das auf das Jahr des vorher¬ 
gehenden Kongresses folgt. 

Die Tabellen, die dem Bericht von Beltrani-Scalia bei¬ 
gefügt sind, werden im Prinzip als Grundlage dieser internationalen 
Statistik angenommen; die Veröffentlichung soll von einem Bericht 
begleitet sein, der die festgestellten Ergebnisse analysiert und den 
Stand der Gefängnisstatistik in den verschiedenen Ländern bekannt¬ 
gibt.“ 

Seitdem hat bis vor kurzem, also während eines Zeitraums von mehr 
als sechs Jahrzehnten, die Lösung des Problems einer Sammlung von 
statistischen Daten aus dem Gefängniswesen auf internationaler Grundlage 
geruht. Im Jahre 1935 hat nun Professor Dr. Simon van der Aa, 
der Generalsekretär der Internationalen Strafrechts- und Gefängnis¬ 
kommission, unter dem Titel „Les systemes p6nitentiaires en vigeur dans 
divers pays“ (Bern) ein rd. 800 Seiten umfassendes Werk der Öffentlich¬ 
keit übergeben, das — wie schon sein Name besagt — die Gefängnis¬ 
systeme in verschiedenen Staaten behandelt, wobei erfreulicherweise auch 
Zahlenangaben über den Umfang ihrer Gefängnisbevölkerung mitgeteilt 
werden. Allerdings erstreckt sich diese Arbeit nur auf 21 europäische 
Länder und von den außereuropäischen lediglich auf Niederländisch- 
Indien. 

Vor allem aber hat sich neuerdings die „Howard League for 
Penal Reform“ um das Zustandekommen einer Statistik der Gefan¬ 
genenzahl der Welt und damit um die Förderung des Problems der inter¬ 
nationalen Strafvollzugsstatistik bemüht. Ihre Ergebnisse sind als Anhang 
zu einem unter dem Titel „The Prisoner Population of the World“ im Sep¬ 
tember 1936 von der Howard League dem Völkerbund vorgelegten Bericht 
veröffentlicht. Die Howard League ist sich nach den Ausführungen in 
ihrem Bericht wohl bewußt, daß diese Ergebnisse noch lückenhaft und in 
mancher Beziehung noch unbefriedigend sind. Trotzdem besitzen sie aber 
für die Kenntnis von dem Umfang des Gefangenenbestandes in der Welt 
einen gewissen Wert. 

Die Quellen der von der Howard League erstellten Statistik, die rund 
60 Staaten umfaßt, sind folgende: (Fortsetzung des Textes s. 138.) 

4) vgl. Frcde-Sievortsa. a. O. S. 3. 
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Der Gefangenenbestand in der Welt 1930/1936 

(In der Spalte 4 bedeutet hinter der Jahreszahl in Klammern gesetzt D»Durchschnitt, M*Maximum) 



Einwohnerzahl 

Gefangenenbestand | 

Länder 

Jahr 

insgesamt 

Zeitpunkt 

Anzahl 

auf 

100000 d. 
Einwoh. 
nerzahl 
(Sp.3) 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

Europa 






Belgien. 

1934 

8 275 552 

31.X1I.35 

5 046 

61 

Bulgarien. 

1934 

6 090 215 

31. I. 36 

9 256 

152 

Dänemark. 

1930 

3 550 656 

22. II. 36 

1557 

43,8 

Deutsches Reich ... 

1935 

65 218 461 

2. VII. 34 

102349 

156,9 

(ohne Saarland) 
Estland. 

1934 

1 126 413 

VIII. 35 

3100 

275,2 

Finnland. 

1933 

3 738 532 

V. 35 

8 669 

231,8 

Frankreich. 

1931 

41 834 923 

31 .XI 1.32 

23 409 

55,9 

Großbritannien: 
England u. Wales 

1931 

39 952 377 

1935 (M) 

11948 

29,9 

Schottland. 

1931 

4 842 980 

1935 (M) 

1292 

26,7 

Nordirland. 

1935 

1 288 000 

1934 (M) 

398 

30,9 

Irischer Freistaat 

1935 

3 033 000 

1934 (D) 

588 

19,4 

Griechenland . 

1934 

6629000 

31.X1I.34 

6845 

103,2 

Italien. 

1934 

42 217 000 

31.XII.33 

53 389 

126,4 

Jugoslawien. 

1934 

14 513 706 

1. 11. 35 

7 409 

50,1 

Lettland. 

1935 

1 950 502 

1. I. 34 

4124 

212,6 

Litauen. 

1935 

2 476 154 

III. 36 

rd.4000 

161,5 

Memelgebiet . 

1935 

150106 

31. XII. 35 

275 

183.2 

Luxemburg . 

1934 

303000 

31.XII.32 

301 

99,3 

Niederlande. 

1934 

8 392 102 

31 .XI 1.33 

4 398 

52,4 

Norwegen. 

1930 

2 814 194 

1. I. 36 

1607 

57,1 

Österreich. 

1934 

6 760 233 



104,9 

Polen. 

1931 

31 948 027 


48157 

150,7 

Portugal . 

1935 

7 140 000 


5441 

76,2 

Rumänien. 

1935 

19 033 363 

1. I. 35 


53,8 

Rußland ( UdSSR). 

1926 

143129872 

1. I. 29 



Schweden. 

1934 

6 233 090 

XII. 33 


38,5 

Schweiz. 

1930 

4 066 400 

31.XII.34 

6 704 

164,8 

Spanien . 

1934 

24 242038 

31.XII.33 

12574 

51.9 

Tschechoslowakei.. 

1930 

14 729 536 

31.XII.34 

9 975 

67,7 

Türkei . 

1934 

16200694 

1934 

14 430 

_ 

Ungarn. 

1934 

8 898 367 

1. VII. 36 

8 613 

96,7 


Bemerkungen 


7 


einschließlich rund 4000 Depor¬ 
tierter ln Französisch-Guayana. 


Untersuchungsgefangene wohl 
teilweise mitgezähit. 


vermutlich ohne die in Arbeits¬ 
und Konzentrationslagern unten 
gebrachten polit Gefangenen. 

ausschließlich einem Konzentra¬ 
tionslager mit rund 100 Mann. 


Da die einer amtlichen sowjetrnss. 
Veröffentlichung (s. Quellenver¬ 
zeichnis) entnommene Zahl über 
den Gefangenenbestand wegen 
ihrer Kleinheit keineswegs den 
tatsächlichen Verhältnissen ent¬ 
spricht. ist von einer Berechnung 
der Verhältnisziffer (Spalte 6) 
Abstand genommen worden. 

ohne die Gefangenen in den Be¬ 
zirksgerichten, deren Zahl lm 
Dezember 1932 allein filrBöhmen 
und Mähren 2208 betrug. In der 
Slowakei und in Karpathoruß- 
land wird diese Gefangenen¬ 
kategorie nicht gezählt 

Unterschied zwischen Zugang 
(96953 Gef.) und Abgang (82523). 

ohne die Insassen der kgl. unga¬ 
rischen Polizeigefängnisse und 
der Untersuchungsgefängnisse. 
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Einwohnerzahl 

Gefangenenbestand 

Länder 

Jahr 

insgesamt 

Zeitpunkt 

Anzahl 

auf 

100000 d. 
Einwoh. 
nerzahl 
(Sp. 3) 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

Irak. 

1932 

2 857 077 

13. III. 36 

4 889 

171,1 

Japan . 

1935 

97 694 628 

31.XII.34 

54 829 

56,1 

Niederländ.-Indien.. 

1930 

60 727 233 

31.XII.33 

39 685 

65,3 

Palästina. 

1935 

1 261 000 

31.XII.35 

2152 

17,1 

Philippinen . 

1930 

12204 100 

XII. 29 

8 714 

71.4 

Siam. 

Amerika 

Nordamerika 

1929 

11 506 207 

31. III. 33 

22 351 

194,2 

Canada . 

Vereinigte Staaten 

1931 

10 376 786 

IX. 34 

11 899 

114,7 

von Amerika. 

Süd- und Mittel¬ 
amerika 

1935 

127521000 

1. I. 33 

201433 

158,0 

Bolivien. 

1932 

3 077 533 

17. IV. 36 

875 

29,1 

Chile. 

1930 

4 287 445 

31.XII.34 

847 

19,7 

Costa Rica. 

1935 

565 427 

9. VI. 36 

285 

50,4 

Cuba. 

Dominikanische Re- 

1933 

4 011 088 

31.XII.32 

5 248 

130,8 

publik. 

1935 

1 478 121 

1934 

2 390 

— 

Ekuador . 

1934 

2 646 641 

26. V. 36 

1 409 

53,2 

Honduras. 

1934 

962 685 

14. IV. 36 

2124 

220,6 

Panama. 

1930 

467 459 

6. V. 36 

698 

149,3 

Paraguay . 

1934 

901 768 

31.XII.34 

2 329 

258,3 

Peru . 

1927 

6 147 000 

XII. 33 

1238 

20.2 

Puerto-Rico. 

1930 

1 543 913 

30. VI. 35 

3 228 

209,1 

Salvador. 

1932 

1 522 186 

20. III. 36 

rd.2500 

164,2 

Uruguay . 

Australien 

1935 

2 020 040 

1934 

2115 

104,7 

Austral. Staatenbund 

1935 

6 724 305 

31.XII.33 

3 847 

57,2 

Neuseeland. 

1935 

1 485 046 

1934 (D) 

1360 

91,6 

Neuguinea . 

( Mandatsgebiet des Au¬ 
stralisch. Staatenbundes ) 

1931 

396960 

30. VI. 33 

479 

120.7 

Samoa . 

(Mandatsgebiet Neusee¬ 
lands) 

1934 

52 792 

31. III. 35 

82 

155.3 

Südseeinseln . 

(Japanisdies Mandats¬ 
gebiet) 

1930 

69626 

31.XII.34 

122 

175,2 


Bemerkungen 


7 


Nur Gefangene im Vollzug. Unter 
der „Penal I.abour Ordinance“ 
wurden 1935 6749 Gefangene 
entlassen oder mit öffentlichen 
Arbeiten beschäftigt. 


Geschätzte Zahl, die sich auch 
nur auf die verurteilten Ge¬ 
fangenen bezieht. 


Unvollständig. 


Keine Stichtagsziffer. Die Angabe 
in Spalte 5 bezieht sich auf die 
Gesamtzahl der Gefangenen im 
Laufe des Berichtsjahres, daher 
keine Berechnung der Verhält¬ 
nisziffer (Spalte 6). 


ohne Untersuchungsgefangene u. 
Eingeborene. 

einschließlich Maoris, von 19400 
nur 88— 90 auf 100000 der Be¬ 
völkerung. 

Die Angaben in Spalte 5 beziehen 
sich nur auf Asiaten and Ein- 

f eborene. Außerdem wurden im 
aufe des Jahres 1932 33 2 earo- 
väisdie Gefangene auf Grund der 
Bestimmungen der ..Removal of 
Prisoners(Territories) Act. 1923 * 
nach einem australischen Staat 
zur Verbüßung ihrer Gefängnis¬ 
strafe transportiert. 
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Einwohnerzahl 

Gefangenenbestand 

Länder 

Jahr 

insgesamt 

Zeitpunkt 

Anzahl 

auf 

100000d. 
Einwoh¬ 
nerzahl 
(Sp. 3) 

i 

2 

3 

4 

5 

6 


Bemerkungen 


Afrika 

Ägypten. 

Algerien. 

Französ.-Marokko .. 

Gambia. 

Goldküste. 

Kamerun . 

(fraru. Mandatsgebiet) 

Kamerun . 

(brit. Mandatsgebiet) 

Kenya . 

Nigeria. 

Nyassaland. 

Sierra Leone. 

Südafrikanische 

Union. 

Süd-Rhodesien. 

Südwestafrika 
(Mandatsgebiet der Süd¬ 
afrikanischen Union) 

Tanganjika. 

(brit. Mandatsgebiet) 

Togo . 

(franz. Mandatsgebiet) 

Togo . 

(brit. Mandatsgebiet) 

Uganda. 

Zanzibar. 

Asien 

Britisch-lndien: 
Nordwestliche 
Grenzprovinzen .. 

Pundschab . 

Bombay. 

Madras. 

Mittelprovinzen u 

Berar . 

Bihar und Orissa 
Verein. Provinzen 

Bengalen. 

Assam. 

Burma. 

Französisch- 
Indodiina . 


1927 i 

14 217 864 

1934 (D) 

20 818 

146,4 

1931 

6 553 451 

31.XII.35 

7 445 

113,6 

1931 

4 500 000 

20. IV. 36 

6 769 

150,4 

1931 1 

185 150 

1934 (D) 

50,68 

27,4 

1934 

3 441 092 

1934/35(D 

1963 

57 

1931 

2192160 

1935 (D) 

3697,56 

168,7 

1931 

769830 

1935 (D) 

580,15 

75,3 

1934 

3 094 279 

1934 (D) 

3 439 

111,1 

1934 

19 865 452 

1934 (D) 

7 524 

37,9 

1931 

1 603 914 

1934 (D) 

1329,25 

82,9 

1931 

1 672 058 

1935 (D) 

386,0 

23,1 

1935 

8 600 300 

1934 (D) 

20022,4 

232,8 

1935 

1 258 860 

1. I. 35 

2 947 

234,1 

1933 

240 100 

1935 (D) 

313,48 

130,4 

1931 

5 063 544 

1934 (D) 

2725,1 

53,8 

1931 

750 066 

1935 

759 

101,2 

1933 

318 000 

1. I. 36 

55 

■ 17,3 

1935 

3 640 636 

1934 (D) 

1859 

51,1 

1931 

235 428 

1934 (D) 

155,2 

65,9 

1931 

2 425 076 


7187 

296,3 

1931 

23 580 000 

— 

23 039 

97,7 

1931 

21 000 000 

— 

11877 

56,5 

1931 

46 700 000 

— 

15 808 

33,8 

1931 

17 990 937 

— 

4 971 

27,6 

1931 

42 322 007 

— 

13 045 

30,8 

1931 

48 408 763 

— 

32 052 

66,2 


75,3 I Spalte 5: einschl. d. Nordgebietes. 


1931 46 600 000 — 22 044 47,3 

1931 8 622 251 — 3 947 45,8 

1931 14 667 146 — 20 145 137,3 

1931 21452000 31.XII. 35 23107 109,1 
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Die Zahlen der Gesamtbevölkerung stützen sich auf die Angaben im 
„Statesman’s Year Book, 1936“. Die Gefangenenzahlen für das Deutsche 
Reich, Finnland, Frankreich, Italien, Jugoslawien, Lettland, Österreich und 
die Tschechoslowakei sind den von der „Internationalen Strafrechts- und 
Gefängniskommission“ herausgegebenen, aber auch auf amtlichem Material 
beruhenden „Apercus des Systemes Penitentiaires“ entnommen, während 
die Gefangenenzahlen der übrigen Staaten sich auf direkte amtliche Mit¬ 
teilungen an die Howard League stützen. 

Es fehlen Angaben über die Gefangenenzahl in Albanien, Argentinien, 
Brasilien, China, Columbien, Griechenland, Guatemala, Französisch-Indo- 
china, Iran, der Mandschurei, Mexiko, Nikaragua, Peru, Rußland, Somali¬ 
land, Spanien, der Türkei und Venezuela, von denen die Howard League 
in ihrer Statistik nur die jeweilige Gesamt bevölkerung mitteilt, während 
Länder oder Gebiete wie Luxemburg, das Memelgebiet, die Philippinen, 
die verschiedenen alten deutschen Kolonien — mit Ausnahme von Deutsch- 
Ostafrika (Tanganjika) — überhaupt nicht berücksichtigt worden sind. 

Ich habe mir daher in dem vorliegenden Beitrag die 
Aufgabe gestellt, diese noch vorhandenen Lücken nach Möglichkeit 
auszufüllen. Ebenso wie ich glaube, durch meine Ausführungen 5 ) als 
Berichterstatter in der III. Sektion (Vorbeugung) des X. Internationalen 
Strafrechts- und Gefängniskongresses in Prag im Jahre 1930 die Be¬ 
strebungen um das Zustandekommen einer internationalen Kriminalstatistik 
in gewissem Grade gefördert zu haben, hoffe ich, durch diese Vervoll¬ 
ständigung der praktischen Weltstatistik über den Gefangenenbestand auch 
das Problem der internationalen Strafvollzugsstatistik seiner Verwirk¬ 
lichung einen kleinen Schritt näher gebracht zu haben. 

Auf Grund eingehender Durchsicht der einschlägigen statistischen 
Literatur konnte die Statistik der Howard League durch entsprechende 
Angaben über die neueste Zahl der — an einem bestimmten Stichtag oder 
im Jahresdurchschnitt einsitzenden — Gefangenen in weiteren 18 Ländern 
oder kolonialen Gebieten ergänzt werden, die in der Weltübersicht durch 
Kursivdruck besonders kenntlich gemacht sind. Sie sind außerdem im 
Hinblick auf die benutzten Quellen in der nachstehenden Zusammenstellung 
gesondert aufgeführt. 

Die in diesem Quellenverzeichnis mit einem * versehenen Länder 
mögen gleichzeitig als Ergänzung meiner auf Seite 53 bis 62 im letzten 
Heft der „Blätter für Gefängniskunde“ veröffentlichten „Bibliographie der 
Strafvollzugsstatistik des In- und Auslandes“ dienen. Die Angaben über 
die Gesamtbevölkerung der in die Statistik der Howard League neuein- 
gefügten Länder sind der 72. Ausgabe der von mir herausgegebenen Welt¬ 
statistik „Hübners Geographisch-statistische Tabellen“ 
Jg. 1936 entnommen. 

Durch diese Ergänzungen hat sich die Zahl der Berichtsländer fast 
auf 80 erhöht. 

Wie auch die Howard League in ihrem Bericht sehr zu Recht her¬ 
vorhebt, kann ein Vergleich der statistischen Angaben, insbesondere der 

5) vgl. E. R o e s n e r. ,,Une Cooperation internationale en vue de l’observation 
des changement« dans la criminalite et de I'examen de leurs cause«; est-elle possible et 
dan« quelle« condition«?" Actes du Congrös Pönal et Pcnitentiaire Internationale de 
Prague. Aout 1930. Rapports sur les questions du Programme de la troisiöme «ection: 
Prövention. Berne 1930. Volume IV, S. 229—250. — Derselbe. „Die internationale 
Kriminalstatistik in ihrer methodischen Entwicklung.“ Allgemeine« Statistische« Archiv. 
Jena 1932. 22. Band, S. 17—44. 
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Länder 


Europa 

Griechenland 

Memelgebiet 

Luxemburg 


Amtliche Quellen 


SxaxtTrixT) Üiü'-ppoviaxix^ F.xo; 1934. Athen 1935. S. VII. 
Statistische Mitteilungen. Herausgegeben vom 
Statistischen Büro des Memelgebiets. XV. Jg. 
1935 S. 202—204. 

Annuaire officiel 1934 (25me annee). Luxemburg 

1934. S. 93. 


Portugal 

Rußland (UdSSR.) 


Anuärio Estatistico de Portugal. Ano 1935. Lis¬ 
boa 1936. S. 262 ff. 

Statistitscheskij Spravotschnick. SSSR. 1928. 
Moskau. S. 901. 


Spanien 

Türkei 


Anuario Estadistico de Esparia. Ano XIV. 1934. 
Madrid 1935. S. 604 

Istatistik Yilligi- Ankara 1934/35. S. 262. 


Afrika 

* Kamerun 

(Französisches 
Mandatsgebiet) 


* Kamerun 
(Britisches Man¬ 
datsgebiet) 


* Südwestafrika 
(Mandatsgebiet der 
Südafrikanischen 
Union) 

* Togo 
(Französisches 
Mandatsgebiet) 

* Togo 

(Britisches Man¬ 
datsgebiet) 


Asien 

Französisch-Indien 

* Philippinen 

Südamerika 

* Peru 


Rapport annuel adresse par le Gouvernement 
Frangais au Conseil de la Societe des Nations 
sur l’administration sous mandat du territoire 
du Cameroun. Pour l’annee 1935. Paris 1936. 
S. 40. 

Report by His Majesty’s Government in the Uni¬ 
ted Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland to the Council of the League of 
Nations on the Administration of the Came- 
roons under the British Mandate. For the year 

1935. London 1936. S. 51 ff. 

Report presented by the Government of the Union 
of South Africa to the Council of the League 
of Nations conceming the Administration of 
South-Westafrica for the year 1935. Pretoria 

1936. S. 9. 

Rapport annuel adresse par le Gouvernement 
Frangais au Conseil de la Soci6t6 des Nations 
sur l’administration sous mandat du territoire 
du Togo. Paris 1936. S. 34. 

Report by His Majesty’s Government in the Uni¬ 
ted Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland to the Council of the League of Nations 
on the Administration of Togoland under Bri¬ 
tish Mandate. For the year 1935. London 1936. 
S. 22. 


Annuaire Statistique de I’Indochine. 1933—1934— 
1935. Hanoi. 1937. S. 91. 

Statistical Bulletin of the Philippine Islands. 1929. 
Twelfth Number. Manila 1930. S. 9. 


Extracto Estadistico del Peru 1931—1932—1933. 
Lima 1936. S. 185, 188. 
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Länder 


Amtliche Quellen 


Australien und 
Sfidseeinseln 

* Neuguinea 
(Mandatsgebiet des 
Australischen Bun¬ 
des) 

* Samoa 
(Mandatsgebiet 
Neuseelands) 

* Südseeinseln: 
Marianen, Karo¬ 
linen, Palau 

und Marschallinseln 
(Japanisches Man¬ 
datsgebiet) 


Report to the Council of the League of Nations 
on the Administration of the Territory of New 
Guinea. From Ist July 1932 to 30th June 1933. 
Canberra 1934. S. 116. 

Mandated Territory of Western Samoa (Fifteenth 
Report of the Government of New Zealand on 
the administration of) for the year ended 31st 
March 1935. S. 15. 

Annual report on the administration of the South 
Sea Islands under Japanese Mandate for the 
year 1935. S. 25. 


Verhältnisziffem, d. i. die Zahl der Gefangenen auf 100 000 der Gesamt¬ 
bevölkerung, nur ganz allgemeiner Natur sein, da infolge der Eigenart der 
einzelstaatlichen Strafvollzugssysteme nicht nur die Daten z. T. erheblich 
variieren, sondern auch die Gefangenenkategorien von Land zu Land große 
Unterschiede aufweisen. So befinden sich beispielsweise Gruppen von Ge¬ 
fangenen, die in einem Land in Gefängnissen untergebracht sind, in einem 
anderen Land in Arbeitshäusern. Einmal umfassen die Zahlen die Ver¬ 
urteilten jeglicher Art, einmal wieder nur die bereits Inhaftierten. Poli¬ 
tische Häftlinge sind häufig überhaupt außer Ansatz gelassen, inwieweit 
die Sicherungsverwahrten in den Zahlen enthalten sind, ist nicht ersicht¬ 
lich. Andererseits ist hervorzuheben, daß bei der Statistik den erwach¬ 
senen Gefangenen besondere Beachtung geschenkt wurde. 


Die Notwendigkeit eines Bewahrungsgesetzes 

von Assessor Günther Roestel, Berlin 

Durch das Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 24. November 1933 (RGBl. I 
S. 995) ist erstmalig die Möglichkeit geschaffen worden, Verbrecher auch 
über die eigentliche Sühne ihrer Tat, über den Rahmen der Strafe hinaus 
von der Gemeinschaft fernzuhalten. Die durch Artikel 2 des Gesetzes in 
das RStGB. eingefügten §§ 42 a ff. geben die Maßregeln an, die im Inter¬ 
esse der Sicherung der Volksgemeinschaft und der Besserung des Rechts¬ 
brechers sich als erforderlich erwiesen haben. Die wichtigste derartige 
Maßnahme ist die Sicherungsverwahrung (§ 42 a Ziff. 4 RStGB.). Sinn 
und Bedeutung der Sicherungsverwahrung gibt die Begründung zu dem 
Gewohnheitsverbrechergesetz zu § 42 e an, in der es heißt: „Die Ver¬ 
wahrung eines Verbrechers über eine zeitlich begrenzte Freiheitsstrafe 
hinaus ist nicht erforderlich, um die begangene Tat zu sühnen, sondern 
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um die Allgemeinheit vor weiteren Verbrechen zu sichern. Dieser Zweck 
wird durch die Sicherungsverwahrung erreicht, die den Behörden das Recht 
gibt, den Verurteilten auch nach verbüßter Strafe solange in Verwahrung 
zu halten, als er eine Gefahr für die Allgemeinheit bildet.“ 

Durch diese neuen Bestimmungen des nationalsozialistischen Straf¬ 
rechts ist also die Möglichkeit gegeben, alle die gefährlichen Elemente, 
die sich gewohnheitsmäßig gegen die Gemeinschaftsordnung unseres 
Volkes vergehen, unschädlich zu machen. Voraussetzung der Sicherungs¬ 
verwahrung ist aber, wie sich aus § 42 e RStGB. und schon aus dem Namen 
des Gesetzes ergibt, daß der zu Verwahrende als „gefährlicher Gewohn¬ 
heitsverbrecher“ verurteilt worden ist. In allen übrigen Fällen ist die 
Sicherungsverwahrung ausgeschlossen; die Einweisung in eine Heil- oder 
Pflegeanstalt, in eine Trinkerheil- oder Entziehungsanstalt, die Unter¬ 
bringung in einem Arbeitshaus sind bedeutend geringfügigere und weniger 
einschneidende Maßnahmen, die noch dazu an gewisse einzelne Tat¬ 
bestände anknüpfen (Trunkenheitsdelikt usw.), also nicht von so allge¬ 
meiner Bedeutung sind, wie die Möglichkeit der Verhängung der Siche¬ 
rungsverwahrung. 

Es erhebt sich infolgedessen die Frage, was mit den Menschen ge¬ 
schehen soll, die nicht als Gewohnheitsverbrecher bestraft oder die über¬ 
haupt nicht straffällig geworden, aber trotzdem als Elemente zu be¬ 
zeichnen sind, die die Volksgemeinschaft schädigen oder zum mindesten 
gefährden. Was geschieht mit jenen Bettlern und Landstreichern, die 
20- und 30mal mit kurzfristigen Haftstrafen belegt, immer wieder ent¬ 
lassen und immer wieder aufs neue bestraft werden mußten, was mit den 
notorischen Trinkern, die keine Straftaten begehen, aber durch ihr Laster 
ihre Familie wirtschaftlich und seelisch zerstören, was wird aus den 
Dirnen, die vielleicht wegen erblichen Schwachsinns sterilisiert sind und 
nun hemmungslos sich ausleben, eine moralische und gesundheitliche 
Gefahr größten Ausmaßes, der selbst die augenblicklichen Strafbestim¬ 
mungen und die Möglichkeit der Einweisung ins Arbeitshaus nicht voll 
begegnen können? Es ist klar, daß auch diese Personen in eine Art 
Sicherungsverwahrung gehören, ohne daß man erst abwarten darf, ob sie 
sich zu Gewohnheitsverbrechern entwickeln werden, ohne daß man über¬ 
haupt auf eine Tat wartet und an die Begehung einer strafbaren Hand¬ 
lung Überlegungen über Sicherung und Verwahrung anknüpft. Das Ent¬ 
scheidende ist bei solchen Personen, daß nicht eine Tat, ein anti¬ 
soziales Tun, sondern bereits ihre Existenz an sich, ihr gemeinschafts¬ 
schädliches Verhalten, ihr asoziales Vorhandensein eine ab¬ 
wehrende Maßnahme des Staates erfordert, unabhängig davon, ob von 
ihnen strafbare Handlungen unmittelbar zu erwarten sind oder nicht. 

Solche Abwehrmaßnahmen werden weniger von der Justiz verlangt 
und durchgeführt werden können, weil das Strafrecht als das schärfste 
Schwert des Staates begreiflicherweise nur an einen vollendeten oder un¬ 
mittelbar drohenden Rechtsbruch Rechtsfolgen knüpfen kann. Es sind viel¬ 
mehr die Stellen der öffentlichen und freien Wohlfahrts¬ 
pflege, die die Durchführung solcher Maßnahmen erstreben, weil es 
gerade Aufgabe der Fürsorgebehörden ist, die unter ihrer Aufsicht oder 
Obhut stehenden Asozialen so zu behandeln, daß sie möglichst nicht straf¬ 
fällig und nicht aus asozialen zu bewußt antisozialen Gegnern der Volks¬ 
ordnung werden. Außerdem sollen die anlagemäßig oder infolge ihres 
Lebenswandels (erworbene Trunksucht) Lebensuntüchtigen von 
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der Gemeinschaft des Volkes abgesondert werden. Um hier durchgreifen 
zu können, erstreben die Organe der Wohlfahrtspflege seit Jahren die 
Schaffung eines Bewahrungsgesetzes, das die zwangsweise 
Unterbringung Asozialer in Anstalten ermöglichen soll. So heißt es in 
dem letzten Entwurf zu einem Bewahrungsgesetz, der erst im Winter 1936 
vorgelegt worden ist: „Wer sich wegen eines nicht nur vorübergehenden 
Zustandes körperlicher, geistiger oder sittlicher Unzulänglichkeit nicht in 
das freie Gemeinschaftsleben, insbesondere in das Arbeitsleben des Volkes 
einordnen kann oder will und dadurch das Volk oder sich selbst wirt¬ 
schaftlich, gesundheitlich oder sittlich erheblich schädigt oder gefährdet, 
insbesondere, wer verwahrlost ist oder zu verwahrlosen droht, ist in einer 
geschlossenen Anstalt zu bewahren, solange es zum Schutz des Volkes 
oder zu seinem eigenen Schutz erforderlich ist, und dieser Schutz nicht 
anderweit sichergestellt ist.“ x ) 

Es gibt zwar auch jetzt schon eine Anzahl Vorschriften, die die 
zwangsweise Unterbringung solcher asozialen Personen ermöglichen. Ein 
Teil der Bewahrungsbedürftigen wird naturgemäß insoweit durch das 
Strafgesetz erfaßt, als strafbare Handlungen den Anlaß zum Einschreiten 
geben. Vor allem die Bettler, Landstreicher, Arbeitsscheuen, Zuhälter usw., 
die in Zukunft in weitem Umfang die Insassenschaft der Bewahrungs¬ 
häuser bilden werden, dürften durch ihr Verhalten in den meisten Fällen 
auch gegen ein entsprechendes Strafgesetz verstoßen, zumal wenn die 
Straftatbestände und das Strafmaß im kommenden Strafgesetzbuch ver¬ 
mehrt bzw. verschärft werden. Aber mit Strafen allein läßt sich bei den 
meisten dieser labilen, geistig und seelisch in der Mehrzahl nicht gesunden 
Menschen nichts erreichen. Mit Recht wird dieser Gesichtspunkt im 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge (Februar 1937, Seite 59) gerade für einen der schwierigsten 
Personenkreise, die Bettler und Landstreicher, die „ungeordnet“ über die 
Landstraßen wandern, hervorgehoben: ,»Jeder Praktiker der Wanderer¬ 
fürsorge, der diese „ungeordnet Wandernden“ kennt, die teils aus krank¬ 
haftem Wandertrieb, teils auch, weil sie sich selbst nicht mehr seßhaft 
zu machen vermögen, auch ohne Wanderbuch immer wieder weiterziehen, 
wird es ablehnen, das Festhalten und Seßhaftmachen dieser Lebensruinen 
mit langfristigen Gefängnisstrafen zu erzwingen. Hier hilft nur eine 
fürsorgerische Bewahrung in Anstalten, die auch diese Reste von Arbeits¬ 
kraft noch zu verwerten verstehen.“ 

Ähnliche Erwägungen treffen auch für die Arbeitsscheuen und viel¬ 
fach für diejenigen Personen zu, die ihrer Unterhaltspflicht nicht nach- 
kommen. Die verwaltungsrechtlichen Zwangsmittel, wie insbesondere die 
Einweisung in ein Arbeitshaus auf Grund des § 20 der Reichsfürsorge¬ 
pflichtverordnung, reichen infolge ungeeigneter, noch zu sehr von individu- 
alistisch-liberalistischen Gedankengängen beherrschter, auf tunlichste 
Wahrung der Freiheit des einzelnen bedachter Verfahrensvorschriften 
nicht aus. 

Wie schon erwähnt, sind weiterhin Mädchen, die auf Grund des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses unfruchtbar gemacht 
worden sind, der Gefahr der Verwahrlosung besonders ausgeliefert und 
neigen dazu, sich hemmungslos auszuleben. Diese Personen, die entweder 
schon Dirnen waren oder in starkem Maße der Gefahr unterliegen, es zu 

1) Entwurf für ein Bewahrungsgesetz vom Landes wohl fuhrt«- und -Jugendamt der 
Stadt Berlin, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
Dezember 1936, S. 341. 
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werden, stellen eine erhebliche Gefahr für ihre Umgebung dar und müssen 
von der Allgemeinheit getrennt werden, selbst dann, wenn sie Körper¬ 
verletzungen oder andere strafbare Handlungen noch nicht begangen 
haben. Daß unter den Personenkreis der verwahrungsbedürftigen Dirnen 
nicht jedes Straßenmädchen fällt, ist klar. Nur solche, die infolge 
geistigen und sittlichen Verfalls jeden Halt verloren haben und eine 
Gefahr für ihre Umgebung darstellen, bedürfen der Bewahrung. 

Außer diesen asozialen Personen, zu denen noch unerziehbare Für¬ 
sorgezöglinge, Trinker usw. hinzukommen, ist noch eine Gruppe von 
Bewahrungsbedürftigen besonders hervorhebenswert: es sind diejenigen, 
die aus Gründen der Volksgesundheit bewahrt werden müssen. Deshalb 
führt der erwähnte Berliner Entwurf auch sie ausdrücklich mit auf: 
„Kranke mit ansteckenden Leiden sind zum Schutze der Volksgesundheit 
zu bewahren, wenn sie nicht die ihnen amtsärztlich auferlegten Maßregeln 
zur Vorbeugung einer Ansteckung anderer innehalten.“ Auf diesem 
Gebiet sind die bisherigen gesetzlichen Möglichkeiten besonders lückenhaft. 
Das Geschlechtskrankengesetz gibt keine zureichenden Möglichkeiten; 
die zwangsweise Unterbringung von offen tuberkulösen Personen, die ihre 
Umgebung gefährden, ist reichsrechtlich überhaupt nicht möglich und nur 
in einigen Ländern, die ausdrückliche Vorschriften dafür erlassen haben, 
durchzuführen. Es sei hier auf einen besonders krassen Fall hingewiesen, 
in dem ein tuberkulosekrankes Mädchen etwa 23 Schulkinder mit Tuberku¬ 
lose angesteckt hat, ohne daß es möglich gewesen wäre, zu einer zwangs¬ 
weisen Bewahrung zu schreiten 2 ). Mit Hilfe der Polizeigesetze hier 
durchzugreifen, ist nicht überall möglich. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß es sich vielfach als 
zweckmäßig erwiesen hat, solche Personen in fürsorgerische Bewahrung 
zu nehmen, die in Sicherungsverwahrung bereits waren und dort nach 
einer gewissen Zeit gezeigt haben, daß sie einer minder scharfen Ab¬ 
sonderungsform „würdig“ sind und daher in den mehr als Arbeitshäuser 
ausgestalteten Bewahrungsanstalten untergebracht werden können. 

Aus alledem ergibt sich die Notwendigkeit eines Bewahrungsgesetzes, 
das gleichermaßen fürsorgerischen wie staatspolitischen Notwendigkeiten 
entspricht. Die im übrigen denkbar geringen Kosten für die Anstalts¬ 
unterbringung dürfen kein Hindernis für die Schaffung eines solchen Ge¬ 
setzes sein, da durch sie sonst entstehende Kosten und Schäden für die 
Allgemeinheit in viel größerem Umfang abgewendet werden. 


Aus der Akademie für Deutsches Recht 


Aufgaben der Akademie 

von Gerichtsassessor Noetzold, Referent an der Akademie 
für Deutsches Recht, Berlin 

Als im April 1935 der Präsident der Akademie für Deutsches Recht, 
Reichsminister Dr. Frank, sich bereit erklärte, die Führung der Deutschen 
Gesellschaft für Gefängniskunde zu übernehmen und sie der Akademie 


2) Peretti, ..Beitrag zum Problem der asozialen Bnzillenstreuer“. öff. Gesund¬ 
heitsdienst 1936, Heft 14. S. 563 ff. 
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für Deutsches Recht anzugliedem, geschah dies aus dem ihm vorgetragenen 
Wunsche und dem Bestreben heraus, im Zuge der Vereinheitlichung der 
Justiz auch den am Strafvollzug Beteiligten Gelegenheit zu geben, ihrer¬ 
seits entsprechend den durch das Ziel und die Richtung des neuen Straf¬ 
rechts und Strafvollzugsrechts gegebenen Möglichkeiten an der Entwick¬ 
lung des neuen Rechts mitzuarbeiten. Die Deutsche Gesellschaft für 
Gefängniskunde hat sich seit über 70 Jahren um einen guten deutschen 
Strafvollzug bemüht und ihre Zeitschrift ist stets für einheitliche Grund¬ 
sätze in den bisher verschiedenen Vollzugsordnungen der einzelnen Länder 
eingetreten; sie ist daher im besonderen Maße berufen, die Akademie für 
Deutsches Recht in ihren Bestrebungen um einen einheitlichen vorbildlichen 
Strafvollzug zu unterstützen. Über den Werdegang und die Ziele der 
Akademie für Deutsches Recht sollen die nachfolgenden Ausführungen 
Aufschluß geben. 

Die Akademie für Deutsches Recht wurde am 26. Juni 1933 unter 
der Führung des damaligen Bayerischen Justizministers Dr. Frank ge¬ 
gründet. Sie sollte die Erneuerung des Deutschen Rechts im Sinne der 
nationalsozialistischen Weltanschauung nach den Grundsätzen strenger 
wissenschaftlicher Methode vorbereiten und ohne Eingriffe in die gesetz¬ 
geberischen Zuständigkeiten Anregungen zu Gesetzesänderungen, Begut¬ 
achtungen von Gesetzentwürfen den federführenden Ministerien zuleiten. 

Am 2. Oktober 1933 wurde die „Akademie für Deutsches Recht“ in 
einer Sitzung in der Aula der Universität Leipzig feierlich proklamiert. 

Nachdem schon zu Anfang die Akademie durch die Bayerische 
Staatsregierung ihre Anerkennung gefunden hatte — ihr wurden durch 
Gesetz vom 26. Juni 1933 die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts in Bayern verliehen — wurde die Akademie für Deutsches Recht 
im Jahre 1934 durch Reichsgesetz vom 11. Juli 1934 (RGBl. I S. 665) zu 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft des Reiches erhoben. Nach 
diesem Gesetz, das als Anhang die Satzung der Akademie für Deutsches 
Recht enthält, hat die Akademie die Aufgabe, die Neugestaltung des 
deutschen Rechtslebens zu fördern und in enger und dauernder Ver¬ 
bindung mit den für die Gesetzgebung zuständigen Stellen das national¬ 
sozialistische Programm auf dem gesamten Gebiete des Rechts zu ver¬ 
wirklichen. Im einzelnen sind diese Aufgaben umrissen: 

1. die Ausarbeitung, Anregung, Begutachtung und Vorbereitung von 
Gesetzentwürfen, 

2. die Mitarbeit bei der Neugestaltung und Vereinheitlichung der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Ausbildung, 

3. die Herausgabe und Unterstützung wissenschaftlicher Veröffent¬ 
lichungen, 

4. die finanzielle Förderung von praktischen wissenschaftlichen 
Arbeiten, die der Erforschung von Sondergebieten des Rechts und 
der Volkswirtschaft dienen, 

5. die Veranstaltung von wissenschaftlichen Tagungen und die Ein¬ 
richtung von Lehrkursen, 

6. die Pflege der Beziehungen zu gleichgerichteten Einrichtungen des 
Auslandes. 

In Durchführung dieser ihr übertragenen Aufgaben hat der Prä¬ 
sident der Akademie für Deutsches Recht für die meisten, insbesondere 
für die reformbedürftigsten Rechtsgebiete Ausschüsse eingesetzt — es 
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bestehen zur Zeit über 50 Ausschüsse und Unterausschüsse —, die in der 
Abteilung für Rechtsgestaltung zusammengefaßt sind, und in denen neben 
hervorragenden Sachverständigen der Rechtswissenschaft und der Praxis 
Vertreter der höchsten Parteidienststellen, der Ministerien und der Wirt¬ 
schaft mitarbeiten. Die Ergebnisse der Ausschußarbeiten sind zum Teil 
als Denkschriften und Gutachten, zum Teil als Gesetzentwürfe den zustän¬ 
digen Ministerien zugeleitet worden. Die Schriftenreihe und die Zeitschrift 
der Akademie für Deutsches Recht, die sich im neuen rechtswissenschaft¬ 
lichen Schrifttum bereits einen anerkannten Platz gesichert haben, dienen 
zu ihrer Veröffentlichung. Daneben ist in der Schriftenreihe aber auch 
eine stattliche Zahl selbständiger Arbeiten über die verschiedensten Pro¬ 
bleme erschienen. Neben diesen laufenden Veröffentlichungen sind auf 
den — bis jetzt zwölf — Vollsitzungen und Jahrestagungen zahlreiche 
wissenschaftliche Themen behandelt worden. 

Eine besondere Aufgabe der Akademie ist die Pflege der Beziehungen 
zum Ausland. Dank der regen, von allen Stellen unterstützten Tätigkeit 
der Ausländsabteilung sind zu fast allen Ländern der Welt solche Be¬ 
ziehungen angeknüpft; sie tragen durch den beiderseitigen Gedanken¬ 
austausch wesentlich zum Verständnis für die Bestrebungen des National¬ 
sozialismus bei den ausländischen Juristen bei. So war es möglich, 
daß anläßlich der Vollsitzungen und der drei Jahrestagungen namhafte Ver¬ 
treter des Auslands (Italien, England, Frankreich, Niederlande, Norwegen, 
Bulgarien, Ungarn, Polen, Jugoslawen) zu den deutschen Rechtswahrem 
und den zahlreichen ausländischen Gästen sprachen. 

Neben diesen der Rechtsgestaltung dienenden Aufgaben ist aber auch 
die Pflege der rechtswissenschaftlichen Forschung nicht aus den Augen 
gelassen worden; neben der Abteilung für Rechtsgestaltung steht die Ab¬ 
teilung für Rechtsforschung mit ihren drei Klassen: 

Erforschung der Geschichte und Grundfragen des Rechts, 
Erforschung des Rechts von Reich und Volk, 

Erforschung des volksgenössischen Rechtslebens. 

Diese Klassen haben unter der Führung ihrer Klassensekretäre ihre 
Arbeiten kürzlich aufgenommen. 

Rechtswissenschaftliche Forschung und Reformarbeit haben also in 
der Akademie für Deutsches Recht eine breite Grundlage gefunden. Pflicht 
und Bestreben aller in der Akademie für Deutsches Recht zusammen¬ 
gefaßten Abteilungen und der ihr angeschlossenen Vereinigungen muß es 
sein, sich für die Erreichung des Ziels, der Schaffung eines national¬ 
sozialistischen deutschen Volksrechts, mit allen Kräften einzusetzen. 

Aus der Gefängnisverwaltung 

Allgemeine Verfügungen 

des Reichsministers der Justiz über den Strafvollzug und die 
Strafvollzugsverwaltung 

Vergütungen für Versorgungsanwärter im Probedienst. AV. vom 19. 4. 

1937 — Deutsche Justiz S. 602. 

(sie bringt hinsichtlich des örtlichen Sonderzuschlags und des 
Wohnungsgeldzuschusses der Oberwachtmeister auf Probe eine 
Ergänzung der AV. vom 11. 8. 1936 — Deutsche Justiz S. 1216.) 
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Richtlinien für die Beleuchtung von Dienst räumen. AV. vom 16. 4. 1937 
— Deutsche Justiz S. 604. 

(gibt die von dem Reichsfinanzminister erlassenen Richtlinien vom 
29. 1. 1934, die bei einem Teil der Justizbehörden bereits An¬ 
wendung finden, wieder und ordnet an, daß sie künftig von 
sämtlichen Reichsjustizbehörden zu beachten sind.) 
Erholungsurlaub im Rechnungsjahr 1937. AV. vom 21. 4. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 610. 

(Dauer und Durchführung des Erholungsurlaubs wie im Vorjahr 

1936. ) 

Vorläufige Vorschriften über die Aussonderung und Vernichtung der 
Akten, Register und Urkunden bei den Justizbehörden. AV. vom 
26. 4. 1937 — Deutsche Justiz S. 643. 

(enthält neben allgemeinen Bestimmungen Vorschriften über von 
der Vernichtung ausgeschlossene Akten und über Aufbewahrungs¬ 
fristen.) 

Verwertung der zur Vernichtung ausgesonderten Akten. AV. vom 26. 4. 
1937 — Deutsche Justiz S. 642. 

(die besonderen Bestimmungen, die über die Abgabe von Alt¬ 
papier an Vollzugsanstalten zur Verwertung getroffen sind, 
werden hierdurch nicht berührt.) 

Verwendungsbestimmungen für Papier. AV. vom 26. 4. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 645. 

(Verwendungszweck der einzelnen Papiersorten.) 
Reichswohnungsvorschriften. AV. vom 27. 4. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 686. 

(Mitteilung eines Erlasses des Reichsfinanzministers vom 1. 4. 

1937, insbesondere über Ermittlung der Mietwerte der Dienst- 
und Werkdienstwohnungen.) 

Fassung der Amtsbezeichnungen. AV. vom 4. 5. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 687. 

(Zusatz: „Bei . . .“, z. B. „bei den Justizvollzugsanstalten“, ist 
Teil der Amtsbezeichnung. Von seiner Beifügung kann regel¬ 
mäßig abgesehen werden, wenn kein Zweifel darüber besteht, daß 
es sich um Beamte der betreffenden Art handelt. Erforderlich 
ist der Zusatz aber, wenn er zur Klarstellung des Rechts¬ 
verhältnisses nötig ist, z. B. bei Ernennungen, Versetzungen, 
Kassenanweisungen. 

Zusatz: „Als...“, z. B. „als Leiter bei Justizvollzugsanstalten“, 
ist nicht Teil der Amtsbezeichnung. Seiner Erwähnung bedarf 
es regelmäßig nur, wenn es im Einzelfall hierauf ankommt.) 
Dolmetscher und Übersetzer. AV. vom 18. 5. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 767. 

(Regelung der Heranziehung von Dolmetschern und Übersetzern 
von Fremdsprachen.) 

Aussonderung entbehrlicher Bücher und sonstiger Druckschriften aus den 
Büchereien der Justizbehörden (ohne Gefangenenbüchereien). AV. 
vom 21. 5. 1937 — Deutsche Justiz S. 837. 

(betrifft die Bücher, Gesetzsammlungen und sonstige Druck¬ 
schriften der Verwaltungsbücherei. Hinsichtlich der Ge¬ 
fangenen büchereien bewendet es bei den bisherigen Vor¬ 
schriften.) 
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Besondere Anweisung über die Anwendung der Anstellungsgrundsätze bei 
den Reichsjustizbehörden und Stellenverzeichnis für Versorgungs¬ 
anwärter. AV. vom 2. 6. 1937 — Deutsche Justiz S. 883. 

(betrifft die Änderungen, die durch die Verordnung des Führers 
und Reichskanzlers zum Wehrmachtversorgungsgesetz vom 14. 10. 

1936 — RGBl. I S. 888 — nötig geworden sind. Sie erstrecken 
sich insbesondere auf die Laufbahn der Maschinenmeister und 
der Werkführer. Für den einfachen und den gehobenen mittleren 
nichttechnischen Dienst bei den Justizvollzugsanstalten sind 
Altersgrenzen nicht mehr vorgesehen.) 

Strafgefangenenlager Elberegulierung und Strafgefangenenschiff Biber. 
AV. vom 1. 6. 1937 — Deutsche Justiz S. 885. 

(Das bisherige Gefangenenlager Elbebogen bei Coswig, das Strom¬ 
regulierungsarbeiten an der Elbe ausführt, führt künftig die 
Bezeichnung „Strafgefangenenlager Elberegulierung“, Post- und 
Bahnstation Dessau-Roßlau. Dem Leiter dieses Lagers wird ein 
Wohnschiff unterstellt, auf dem Gefangene, die mit Wasserbau¬ 
arbeiten beschäftigt sind, untergebracht werden; das Schiff führt 
die Bezeichnung „Gefangenenwohnschiff Biber“, Post Klöden über 
Jessen [Elster].) 

Straf gefängnis und Sicherungsanstalt Tapiau. AV. vom 2. 6. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 885. 

(Das Gerichtsgefängnis Tapiau, jetzt mit einer Sicherungsanstalt 
für männliche Sicherungsverwahrte verbunden, wird einem haupt¬ 
amtlichen Vorsteher unterstellt.) 

Gerätebeschaffung. AV. vom 8. 6. 1937 — Deutsche Justiz S. 924. 

(regelt die Zuständigkeit zur Genehmigung der Beschaffung von 
Geräten für Justizbehörden. Hinsichtlich der Beschaffung von 
Geräten für die Arbeitsverwaltung in den Vollzugsanstalten bleibt 
es bei den bisherigen Vorschriften; vgl. § 30 Abs. 2 AVO. in der 
Fassung der RV. vom 26. 10. 1936 — III s 1 1195 — und § 33 
Abs. 2 AVO.) 

Unterhaltszuschüsse für Zivilanwärter im Probedienst. AV. vom 16. 6. 
1937 — Deutsche Justiz S. 924. 

(Erhöhung der Unterhaltszuschüsse für Verheiratete vom 1. 4. 

1937 ab.) 

Gefangenensammeltransportkosten. AV. vom 14. 6. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 924. 

(Bei Gefangenentransporten auf Veranlassung früherer außer¬ 
preußischer Justizbehörden sind vom 1. 4. 1937 ab Transportkosten 
durch die Polizei nicht mehr einzuziehen, weil die Kosten für das 
Gefangenensammeltransportwesen am 1. 4. 1937 auf den Reichs¬ 
haushalt übergegangen sind.) 


Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Holz: Preise für Kiefern-, Fichten- (Tannen-) und Rotbuchenholz — Ver¬ 
ordnung über die Preisbildung von Kiefemstammholz für das 
Forstwirtschaftsjahr 1937 vom 4. 5. 1937 (DRA Nr. 106 vom 
12. 5. 37 und RNVB1. S. 260 — Verordnung über die Preisbildung 
für Fichten- [Tannen-], Rotbuchen-Stammholz für das Forstwirt- 
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schaftsjahr 1937 vom 4. 5. 1937). DRA Nr. 186 vom 12. 5. 1937 
und RNVB1. S. 263. 

Leder: Bildung von Preisen und Entgelten auf dem Gebiete der Lederwirt¬ 
schaft — Lederpreisverordnung vom 19. 4. 1937 (RGBl. I S. 553). 
Dazu I. bis III. Ausführungsverordnung vom 29. 4. 1937 und 5. 5. 
1937 (DRA Nr. 101 vom 5. 5. 1937) und Anordnung 33 der Über- 
wachungsstelle für Lederwirtschaft (Verwendung von Leder als 
Werkstoff) vom 14. 6. 1937 (DRA Nr. 108 vom 14. 5. 1937). 
Lieferung von Leimleder — Anordnung 9 vom 9. 6. 1937 (DRA 
Nr. 129 vom 9. 6. 1937). 

Terpentin: Regelung des Bezuges von Terpentinerzeugnissen — Anordnung 8 
vom 9. 6. 1937 (DRA Nr. 129 vom 9. 6. 1937). 

Zinkblech: Erhöhung der Zinkblechpreise ab 5. Mai 1937 um 0,50 $H, für 
100 kg — Mitteilung des Reichsverbandes des Handels mit Metall¬ 
halbfabrikaten (Volk. Beobachter vom 6. 5. 1937). 


Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Düngemittel: Preissenkung — Erste Ausführungsverordnung zur Verord¬ 
nung über die Verbilligung von Stickstoff- und Kalidüngemitteln 
vom 23. 5. 1937 (RGBl. I S. 593) und Bekanntmachung dazu vom 
16. 6.1937 (DRA Nr. 135 vom 16. 6. 1937) — Zweite Ausführungs¬ 
verordnung vom 24. 5. 1937 (RGBl. I S. 596). 

Geflügel: Genehmigungspflicht für das Verbringen von lebenden deutschen 
Gänsen aus dem Gebiet der Eierwirtschaftsverbände Bayern, Kur¬ 
mark, Ostpreußen, Schlesien und Württemberg in Gebiete anderer 
Eierwirtschaftsverbände — Anordnung Nr. 5/37 der Haupt¬ 
vereinigung der deutschen Eierwirtschaft vom 1. 6. 1937 (RNVB1. 
S. 221). 

Getreide: Verträge über den Verkauf von Getreide dürfen nur zur 
Lieferung innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen werden — 
Anordnung der Hauptvereinigung der deutschen Getreidewirt¬ 
schaft vom 8. 6. 1937 (RNVB1. S. 241). 

Begriffsbestimmung, Herstellungsvorschriften, Kennzeichnung, 
Preisregelung usw. für Haf ernährmittel, Gerstennährmittel, 
Futterhafererzeugnisse und Futtergerstenerzeugnisse — An¬ 
ordnung der Hauptvereinigung der deutschen Getreidewirtschaft 
betr. Verkehr mit Erzeugnissen aus Gerste und Hafer vom 
16. 6. 1937 (RNVB1. S. 253). 

Kartoffeln: Überwachung der mit Nachtschattengewächsen bestellten 
Grundstücke zum Zwecke der Bekämpfung des Kartoffelkäfers — 
Erste Verordnung zur Abwehr des Kartoffelkäfers vom 15. 4. 
1937 (RGBl. I S. 530 und RNVB1. S. 209) — Zweite Verordnung 
vom 15. 4. 1937 (RGBl. I S. 532). 

Pflicht zur Bekämpfung des Kartoffelkäfers durch Verwendung 
von Kalkarsenat während der Wachstumszeit — Zweite Verord¬ 
nung zur Abwehr des Kartoffelkäfers vom 15. 4. 1937 (RGBl. I 
S. 532 und RNVB1. S. 210). 

Ablieferungspflicht für Frühkartoffeln an die Ortssammel¬ 
stellen unter Aufsicht des Kartoffelwirtschaftsverbandes — Be¬ 
stimmungen über den Verkehr mit bis zum 31. August 1937 ge- 
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ernteten Kartoffeln (Frühkartoffeln) vom 19. 5. 1937 (RNVB1. 
S. 213). 

Milch: Verwertung der Molken und Spülmilch zu Fütterungszwecken — 
Anordnung Nr. 10 der Hauptvereinigung der deutschen Milch¬ 
wirtschaft vom 12. 2. 1937 (RNVB1. S. 89). 

Quarg: Regelung des Quargmarktes — Anordnung Nr. 14 der Haupt¬ 
vereinigung der deutschen Milchwirtschaft vom 3. 6. 1937 
(RNVB1. S. 205). 

Vieh: Genehmigungspflicht zur Beförderung von Rindvieh, Schweinen und 
Schafen mit der Eisenbahn oder einem Kraftfahrzeug — Verord¬ 
nung über die Beförderung von Vieh vom 7. 6. 1937 — (RGBl. I 
S. 621). 

Wirtschaftsführung: Überwachung zur Sicherung einer besseren Wirt¬ 
schaftsführung — Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
zur Sicherung der Landbewirtschaftung vom 22. 4. 1937 (RGBl. I 
S. 635). 


Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Eier: Herabsetzung des Ausgleichsbetrags von 0,2 auf 0,1 0tff je Ei — 
Bekanntmachung Nr. 2/37 der Hauptvereinigung der deutschen 
Eierwirtschaft zu Anordnung Nr. 3/37 über Preisfestsetzung für 
Hühner- und Enteneier sowie zur Anordnung Nr. 2/37 über Eier- 
und Schlachtgeflügel Wirtschaft vom 29. 5. 1937 (RNVB1. S. 225). 

Kartoffeln: Erzeugerpreise für deutsche Speise-Frühkartoffeln — Anord¬ 
nung Nr. 2 der Hauptvereinigung der deutschen Kartoffelwirt¬ 
schaft vom 24. 6. 1937 (RNVB1. S. 257) — Anordnung Nr. 3 der¬ 
selben Stelle vom 30. 6. 1937 (RNVB1. S. 272). 

Zucker: Kennzeichnung der einfachsten Verbrauchszuckersorte (Grund¬ 
sorte) in den Rechnungen der Zuckerfabriken und Großverteiler. 
Verpflichtung der Ladenverkaufsstellen, die einfachste Ver¬ 
brauchszuckersorte (Grundsorte) vorrätig zu halten. — Anord¬ 
nung Nr. 32 der Hauptvereinigung der deutschen Zuckerwirtschaft 
vom 21. 6. 1937 (RNVB1. S. 258). 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren Dienstes 

Versetzt: 

Regierungsrat Riegel vom Zuchthaus Amberg an das Zuchthaus Kais- 
heim, 

Regierungsrat Luttenberger vom Straf gef ängnis Nürnberg - Zellen¬ 
straße an das Strafgefängnis Frankfurt a. Main-Preungesheim, 
Regierungsrat Wirth vom Zuchthaus Kaisheim an das Zuchthaus 
Amberg. 

In den Ruhestand versetzt: 

Regierungsrat Hochschultz vom Frauenzuchthaus Jauer. 


Abkürzungen; RGBl. I = Reichsgesetzblatt Teil I, 

DRA = Deutscher Reichs-Anzeiger. 

RNVB1. = Verordnungsblatt des Reichsnährstandes. 
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Verstorben: 

Regierungsrat Otto von der Sicherungsanstalt Gräfentonna am 
29. April 1937. 


Amtmänner, Vorsteher 

In den Ruhestand versetzt: 

Strafanstaltsvorsteher Mattussek vom Gefängnis Naumburg. 
Strafanstaltsvorsteher Reschat vom Gefängnis Allenstein. 


Verstorben: 


Strafanstaltsvorsteher Kramm vom Gefängnis Flensburg am 16. Mai 
1937. 


Ärzte 


Versetzt: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Mauer vom Strafgefängnis Anrath an das 
Strafgefängnis Bernau, 

Regierungsmedizinalrat Dr. Thum von den Strafgefangenen-Lagem 
Papenburg an das Strafgefängnis Anrath. 


Ernannt: 

Anstaltsarzt Dr. Eberhard zum Regierungsmedizinalrat bei dem Zucht¬ 
haus und der Sicherungsanstalt Brandenburg (Havel)-Görden. 

Ausgeschieden: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Doerr vom Zuchthaus Kassel-Wehlheiden 
infolge seiner Übernahme als Oberstabsarzt in den Reichspolizei¬ 
dienst, 

Regierungsmedizinalrat Dr. Kaisenberg vom Gefängnis Glatz infolge 
Übernahme in den Dienst der Landesversicherungsanstalt 
Schlesien. 


Geistliche 

In den Ruhestand versetzt: 

Pfarrer Heinz vom Zuchthaus Rheinbach. 


Oberlehrer 


Ernannt: 

Lehrer Dr. phil. Konrad zum Oberlehrer beim Strafgefängnis Mün¬ 
chen-Stadelheim. 


Versetzt: 

Oberlehrer Freitag vom Strafgefängnis Hoheneck an das Zuchthaus 
und Untersuchungsgefängnis Zwickau, 

Oberlehrer Buck vom Strafgefängnis Cottbus an das Jugendgefängnis 
in Heilbronn, 

Oberlehrer Krampt vom Strafgefängnis Spandau an das Unter¬ 
suchungsgefängnis Berlin-Moabit. 

In den Ruhestand versetzt: 

Oberlehrer Herber vom Zuchthaus Kassel-Wehlheiden. 
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Oberlehrer Kauczor von der Strafanstalt Ratibor am 26. Februar 1937. 

Ausgeschieden: 

Strafanstaltslehrer Eylers vom Straf gefängnis und Arbeitshaus 
Vechta infolge Übernahme in den Heeresdienst. 

Oberinspektoren, Inspektoren 

Ernannt: 

Verwaltungssekretär Engstier zum Verwaltungsinspektor beim Straf¬ 
gefängnis Landsberg/Lech, 

Verwaltungssekretär Busl zum Verwaltungsinspektor beim Zuchthaus 
Amberg, 

Justizinspektor Gerst zum Verwaltungsinspektor beim Strafvoll¬ 
streckungsgefängnis München, 

Justizinspektor Beyer zum Verwaltungsinspektor bei dem Straf- und 
Untersuchungsgefängnis Bautzen, 

Justizinspektor Flegel zum Verwaltungsinspektor bei dem Straf- und 
Untersuchungsgefängnis Bautzen, 

Justizpraktikant Decker zum Verwaltungsinspektor bei dem Zuchthaus 
Ludwigsburg, 

Verwaltungspraktikant Stommel zum Verwaltungsinspektor bei dem 
Gerichtsgefängnis Krefeld, 

Inspektor Behmann (Pr. Bes.-Gr. A 4 d) zum Verwaltungsinspektor 
(Reichsbes.-Gr. A 4 c 2) beim Gerichtsgefängnis Paderborn, 
Verwaltungsinspektor Nissen zum Abteilungsleiter bei den Straf¬ 
anstalten Hamburg-Fuhlsbüttel, 

Oberinspektorin Ellering zur Ersten Oberin bei der Frauenstraf- und 
Sicherungsanstalt Lübeck-Lauerhof, 

Fürsorgerin Begemann zur Ersten Oberin beim Frauenstrafgefängnis 
Hohenleuben. 

Versetzt: 

Verwaltungsinspektor Janssen von den Strafgefangenen-Lagem 
Papenburg an das Zuchthaus Bremen-Oslebshausen, 
Verwaltungsinspektor Podratz vom Jugendgefängnis Naugard an die 
Strafgefangenen-Lager Papenburg, 

Verwaltungsinspektor Wildenhayn vom Zuchthaus Herford an das 
Zuchthaus Luckau, 

Verwaltungsinspektor Lüdicke vom Strafgefängnis Breslau an das 
Untersuchungsgefängnis Breslau. 

In den Ruhestand versetzt: 

Justizinspektor Hippier vom Strafgefängnis Landsberg/Lech, 
Verwaltungsinspektor Pogorzelski vom Gefängnis Königsberg i. Pr.- 
Altbau, 

Verwaltungsinspektor Stute vom Gefängnis Berlin-Lehrter Straße, 
Verwaltungsinspektor Sporberg vom Strafgefängnis Brandenburg- 
Altstadt, 

Verwaltungsinspektor Malordy vom Gefängnis Beuthen, 
Verwaltungsinspektor Scheffler vom Gefängnis Hagen, 

Justizinspektor Schreyeck von der Strafanstalt Bruchsal. 
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Mitteilungen 


Wechsel im Vorsitz der Deutschen Gesellschaft 
für Gefängniskunde 

Am Montag, dem 10. Mai 1937, um 17 Uhr fand im Anschluß an die 
12. Vollsitzung der Akademie für Deutsches Recht in den Empfangsräumen 
der Akademie eine Vorstandssitzung der Deutschen Gesellschaft für Ge¬ 
fängniskunde statt. Anwesend waren: 

Reichsminister Dr. Frank, 

Direktor Dr. Lasch, 

Oberstaatsanwalt Dr. Bühler, Chef des Ministeramts, 
Generalstaatsanwalt Dr. Christians, 

Ministerialrat Dr. Schmidt, 

Landgerichtsdirektor Dr. Eichler, 

Strafanstaltsdirektor Dr. Weißenrieder, 

Oberregierungsrat Dr. Strube, 

Referent Herbst als Kassenwart, 

Referent Noetzold als Schriftführer. 

Der Zweck des Zusammenkommens war die Einführung des neuen 
Vorsitzenden der Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde, nachdem 
Mitte April bereits die Übergabe der Schriftleitung der „Blätter für Ge¬ 
fängniskunde“ von Direktor Dr. Weißenrieder an Oberregierungsrat 
Dr. Strube stattgefunden hatte. 

Reichsminister Dr. Frank begrüßte die Erschienenen und hielt eine 
längere Ansprache, in der er grundlegende Ausführungen über die Auf¬ 
gaben und Ziele der Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde auf dem 
Gebiete des Strafvollzugs machte. Unter anderem führte er aus: „Die 
Gesellschaft hat neben ihrer Bestimmung, alle Beamten des heutigen Straf¬ 
vollzugs zu erfassen und sie durch ihre Blätter auf die wichtigsten Ge¬ 
setze, Verordnungen und Verfügungen für den Strafvollzug hinzuweisen, 
die Aufgabe, die einzelnen Gebiete des Strafvollzugs systematisch zu 
bearbeiten, um die Einheitlichkeit im gesamten Reich zu garantieren. Zur 
Frage der Organisation wünsche ich, daß die Gesellschaft als einzige 
Organisation auf dem Gebiete des Gefängniswesens von allen Behörden und 
Verbänden und anderen Zusammenschlüssen anerkannt werde. Sie soll die 
Zentralstelle für die wissenschaftliche Auseinandersetzung bilden und An¬ 
schluß an gleichartige Einrichtungen im Ausland, besonders in Italien und 
Polen, suchen und die bestehenden Beziehungen, insbesondere mit Öster¬ 
reich und zur Schweiz, aufrecht erhalten.“ 

Zum ersten Vorsitzenden der Deutschen Gesellschaft für Gefängnis¬ 
kunde berief Reichsminister Dr. Frank kraft der ihm vom Führer über¬ 
tragenen Vollmacht Generalstaatsanwalt Dr. Christians, Oldenburg, und 
verpflichtete ihn in seinem Amte. Alsdann entband Reichsminister 
Dr. Frank Direktor Dr. Weißenrieder von seinem Amt als Herausgeber 
der „Blätter für Gefängniskunde“ und sprach ihm gleichzeitig seinen 
Dank aus für die mutige, selbstlose und aufopfernde Arbeit, die er seit 
1924 geleistet hat, und bat ihn, nach wie vor seine Kraft zur Verfügung 
zu stellen. 
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Generalstaatsanwalt Dr. Christians dankte Reichsminister Dr. Frank 
für das Vertrauen und versprach, nach Kräften bemüht zu sein, die vom 
Minister aufgezeigten Ziele zu erreichen. 

Direktor Dr. Weißenrieder dankte für die Worte des Ministers; er 
habe nur seine Pflicht getan in dem Gedanken „Alles für Deutschland“. 
Es sei in erster Linie das Verdienst des Ministers, daß die Gesellschaft 
habe fortbestehen können, und es sei ihm eine besondere Ehre gewesen, 
die Geschäfte bis jetzt zu führen. Wenn er sein Amt jetzt niederlege, sei 
er doch stets mit Freuden bereit, weiter mitzuarbeiten an den bedeutsamen 
Aufgaben, die der Gesellschaft durch den Minister gestellt seien. 

Anschließend fand eine Besprechung unter der Leitung des General¬ 
staatsanwalts Dr. Christians statt. Eine Mitgliederversammlung der 
Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde soll im Frühjahr oder Herbst 
1938 stattfinden. Als Tagungsort wurde Potsdam in Aussicht genommen. 
Der Arbeitsausschuß, der sich mit den von Reichsminister Dr. Frank 
angedeuteten Fragen beschäftigen wird, soll Ende September 1937 in 
München zusammentreten. 


Schrifttum 


Bücher 

Inland 

Beiträge zur Rechtserneuerung, Gemeinschaftsarbeiten aus der Rechts¬ 
pflege. Herausgegeben von Staatssekretär Dr. Roland Freisler. 
R. v. Deckers Verlag G. Schenck, Berlin. 

Heft 1. Gedanken über Strafvollzug an jungen Ge¬ 
fangenen. 112 Seiten. 3,80 MK. 

Im Vorwort rechnet Staatssekretär Dr. Freisler mit dem „humanen“ 
Strafvollzug ab, der von Strafe nichts mehr übrig ließ und von den Ver¬ 
brechern nicht mehr ernst genommen wurde. Als Wesen eines gesunden, 
starken, strengen und gerechten Strafvollzugs gilt jetzt der Grundsatz 
des Preußischen Strafvollstreckungs- und Gnadenrechts, den Straf¬ 
gefangenen nachhaltig zum ernsten Bewußtsein zu bringen, daß sie 
ihr Freveln gegen die Rechtsordnung des Staates durch die als empfind¬ 
liches Übel auszugestaltende Freiheitsentziehung zu sühnen haben. 
Da aber der Jugend die Zukunft gehört, ist es uns vor unserem Gewissen 
nicht möglich — trotz Beibehaltung gesunder Skepsis in der Erfolgs¬ 
wertung —, die Hoffnung auf Eingliederung jedes noch nicht fertigen 
deutschen Menschen in die Volksgemeinschaft aufzugeben. Das ist der 
Grund, weshalb der Aufbau des deutschen Strafvollzugs an jungen Ge¬ 
fangenen vorzugsweise durchgeführt werden soll. 

Diesen Ausführungen folgt von Landgerichtsdirektor Dr. Eichler 
eine Darstellung der einstigen Lösungsversuche, die in der Hauptsache 
den Fehler hatten, daß sie jeden inneren Zusammenhang mit der Strafe 
vermissen ließen, so daß in der weiteren Entwicklung schließlich wegen 
der pädagogischen Erfordernisse aller möglichen Art der schließlich noch 
gebliebene Rest von „Strafe“ gänzlich beiseite geschoben wurde. 
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Statistische Unterlagen, zusammengestellt von Justizinspektor 
Krellenberg, sowie Beschreibungen der Jugendgefängnisse in Heilbronn 
(Strafanstaltsdirektor Schmidhäuser), Niederschönenfeld (Strafanstalts¬ 
direktor Badum), Wittlich (Strafanstaltsoberdirektor Bleidt) und Bautzen 
(Oberregierungsrat Dr. Plischke) bieten eine gute Unterlage für die 
folgenden Abhandlungen. 

Die Grundzüge des künftigen Jugendstrafvollzugs erörtert sodann 
Staatssekretär Dr. Freisler. Als Aufgabe bezeichnet er den Versuch, einen 
möglichst großen Teil der jungen Gefangenen fähig zu machen, dereinst 
als Volksgenossen im Leben ordentlich mitzuarbeiten. Der Erfolg steht 
und fällt mit der Bewährung und dem Versagen der persönlichen Ein¬ 
wirkungsarbeit des Leiters der Anstalt. Unter den Erziehungsmitteln 
muß die Arbeit der Gefangenen an erster Stelle stehen, eine weitere 
Forderung ist die körperliche Ausarbeitung der jungen Gefangenen auch 
über ihre eigentliche Arbeitsleistung hinaus. Dazu kommt der Lehrer 
mit dem Unterricht, die erzieherische Gestaltung der Freizeit und die 
Einzelbeeinflussung des Gefangenen. Gewarnt wird dagegen vor dem 
angeblichen Allheilmittel des Stufenstrafvollzugs. Zum Schluß wird noch 
die Bedeutung der Unterbringung des entlassenen jungen Gefangenen in 
eine geeignete Arbeitsstelle betont, ohne die der Erfolg des gesamten 
Bemühens während der Strafzeit als in Frage gestellt bezeichnet wird. 

Wichtige Einzelheiten über die praktische Durchführung dieser 
Gesichtspunkte befinden sich in dem folgenden Aufsatz des Oberstaats¬ 
anwalts Dr. Nörr über den künftigen Aufbau des Jugendstrafvollzugs. 

Das Heft schließt mit einer Betrachtung des Landgerichtsdirektors 
Dr. Eichler über die Fürsorge für die Zeit nach der Entlassung aus dem 
Jugendgefängnis, über Jugendstrafvollzug und Kriminalbiologie, ferner 
über kriminalpolitische Auswertung der Anstaltserfahrungen. 

Heft 3. DerVolksrichter in der neuen deutschen Straf¬ 
rechtspflege. 212 Seiten. 6,50 $H,. 

In den einführenden Betrachtungen setzt Staatssekretär Dr. Freisler 
zunächst den Unterschied zwischen der verfassungsrechtlichen Gestaltung 
des Strafverfahrens während der individualistischen Zeit und der neuen 
Auffassung auf nationalsozialistischer Grundlage auseinander. Daran 
knüpft er die Erörterung der Frage nach Art und Umfang der Teilnahme 
des nichtrechtsgelehrten Volksgenossen an der Strafrechtspflege. Er 
bezeichnet sie als eine Lebensfrage des Volkes, weil ein Volk auf die Dauer 
ohne das Bewußtsein, daß in ihm sein Recht gesprochen wird, nicht 
leben kann. 

Vier Landgerichtsdirektoren schildern sodann ihre Erfahrungen mit 
Schöffen und Geschworenen in der Zeit vor und nach der national¬ 
sozialistischen Machtergreifung. In ihren Ausführungen tritt zutage, 
daß der Wandel der Grundanschauung des deutschen Volkes seit dem 
Jahre 1933 sich auch auf die Verwendbarkeit von Laienrichtern in der 
Strafjustiz günstig ausgewirkt hat, so daß die früher erhobenen Bedenken 
zum größten Teil fallen gelassen werden können. 

Der zweite Teil des Heftes handelt vom Volksrichter und Berufs¬ 
richter als Hüter des Volksgewissens und wird mit einem Beitrag des 
Staatssekretärs Dr. Freisler eingeleitet. Ihm folgen Äußerungen des 
Universitätsprofessors Dr. Graf Gleispach und des Generalstaatsanwalts 
Lautz über den Umfang der Beteiligung der Volksrichter im ersten 
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und im Berufungsrechtsgang. Weitere beachtliche Ausführungen nam¬ 
hafter Praktiker schließen sich an. 

Im dritten Teil werden die verfahrensrechtlichen Grundfragen 
erörtert, besonders der Streit um das Führerprinzip in der Strafrechts¬ 
pflege. Die Verfasser weisen auf den Fehler der Auffassung hin, daß 
im autoritären Staat nur befohlen und gehorcht zu werden brauche. Der 
Vorsitzende einer Kammer muß vielmehr als Führer einer Arbeitsgemein¬ 
schaft betrachtet werden. 

Der letzte Teil bringt eine geschichtliche Darstellung des deutschen 
Volksrichtertums seit der germanischen Zeit bis zur Gesetzgebung des 
Dritten Reiches, sowie die Stellungnahme des nationalsozialistischen 
rechtspolitischen Schrifttums zur Erneuerung des Strafverfahrens und 
der Gerichtsverfassung und schließt mit statistischen Angaben und 
Tabellen das Werk ab. 

Heft 5. Ermittlungshilfe und Straffälligenbetreuung. 

64 Seiten. 

Staatssekretär Dr. Freisler geht von der Erkenntnis aus, daß es 
richtig und gut ist, den Angeklagten nicht nur aus den Akten und dem 
flüchtigen Eindruck einer Hauptverhandlung zu beurteilen, sondern ihn 
in seinem Leben und Gehaben, in seiner natürlichen Umgebung beobachten 
zu lassen und dadurch das Material zu verstärken, das die Grundlage für 
die Beurteilung des Rechtsbrechers bilden soll. Der Gedanke einer Ge¬ 
richtshilfe liegt deshalb nahe genug, ist aber in der vergangenen Zeit 
durch mannigfache Fehler bei der Durchführung zu einer Gefahr für die 
Rechtspflege geworden. Die neu zu schaffende „Ermittlungshilfe“ muß 
diese Fehler vermeiden. Sie will nur Tatsachenmaterial herbeischaffen 
und darf nicht Urteil sein. Sie muß von Mitarbeitern durchgeführt werden, 
die reifen Charakter haben, unbestechlich sind und über klaren Blick 
für das Leben verfügen. Träger der Arbeit kann nur die National¬ 
sozialistische Volkswohlfahrt als zuständige Stelle der Bewegung sein, 
sie wird den Auftrag an den ihr eingegliederten Deutschen Reichsverband 
für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge weitergeben 
können. 

Amtsleiter im Hauptamt für Volkswohlfahrt Althaus vergleicht Für¬ 
sorge und Strafrecht der individualistischen Zeit mit den neuen Gedanken 
des nationalsozialistischen Staates und kommt zu dem Ergebnis, daß jetzt 
beide Einrichtungen, die früher oft genug in Gegensatz zueinander ge¬ 
rieten, dem gleichen Ziele, nämlich der Volksgemeinschaft zu dienen haben. 
Da aber Wohlfahrtspflege und Strafrechtspflege zur Durchführung ihrer 
Aufgaben eine objektive Tatsachenermittlung, in deren Mittelpunkt die 
Persönlichkeit des Betreuten steht, benötigen, wird die Ermittlungshilfe 
sowohl dem Gericht wie auch der Fürsorgestelle wertvolle Vorarbeit 
leisten können. 

Durch die folgenden Aufsätze werden diese grundlegenden Gedanken 
nach der praktischen Seite ausgewertet. 

Der zweite Teil des Heftes behandelt die Familien- und Gefangenen¬ 
betreuung. Ministerialdirigent Marx weist darauf hin, daß die Neben¬ 
wirkungen der Strafe, die bei jeder Freiheitsentziehung auftreten und 
vom Richter nicht gewollt sind, ausgeglichen werden müssen, also eine 
richtig verstandene Gefangenenbetreuung in völligem Einklang mit den 
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Zielen des Strafvollzugs steht. Denn die gemeinsame Zielsetzung ist die 
Wiedereingliederung des Gestrauchelten in die Volksgemeinschaft. 

Es schließen sich Betrachtungen von Kammergerichtsrat Hecker 
über die Familien- und Gefangenenbetreuung, sowie von Ministerialrat 
Dr. Schmidt über die Zusammenarbeit zwischen Strafanstalt und Fürsorge¬ 
stellen an. 

Der letzte Teil des Heftes ist den Fragen der Entlassenenfürsorge 
gewidmet. Der Geschäftsführer des Deutschen Reichsverbandes für 
Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge Dr. Vogelsang gibt 
einen Überblick über die Ziele des Verbandes seit seiner Eingliederung 
in das Hauptamt für Volkswohlfahrt. Als Kernproblem der gesamten 
Straffälligenbetreuung bezeichnet er den Kampf gegen die Verfehmung 
des erstmalig Vorbestraften. Er setzt sich dafür ein, daß unter be¬ 
stimmten Voraussetzungen die erste Strafe nicht in das Führungszeugnis 
kommen und damit die Möglichkeit gegeben werden soll, daß der einmal 
Gestrauchelte wie ein unbescholtener Volksgenosse seinen guten Willen, 
sich um Arbeit und Brot zu bemühen, unter Beweis stellen kann. 

Es folgen Ausführungen von Gauamtsleiter Büttner über die 
Organisation und praktische Arbeit einer Gefangenenfürsorgestelle. 

Die nach ihrem wesentlichen Inhalt wiedergegebenen Hefte der von 
Staatssekretär Dr. Freisler herausgegebenen Schriftenreihe packen die 
großen Zeitfragen unseres Arbeitsgebietes mit außerordentlichem Schwung 
und klarer Zielsetzung an. Allen Berufskameraden wird das Studium 
dieser Werke empfohlen. Str. 

Preußisches Justizverwaltungsgesetz nebst Ausführungsbestimmungen, 
einschlägigen Verordnungen usw. Textausgabe mit Verweisungen 
und Sachverzeichnis. 2. Auflage. 129 Seiten, Taschenformat. München 
und Berlin 1937. C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung. Kartonniert 

1,50 m . 

Diese Neuauflage bringt das Polizeiverwaltungsgesetz vom 1. Juni 
1931 und die Ausführungsbestimmungen vom 1. Oktober 1931 mit An¬ 
merkungen, sowie die ergänzenden Vorschriften und Runderlasse bis auf 
den letzten Stand. Praktisch besonders wertvoll ist die Einschaltung der 
Ausführungsbestimmungen jeweils hinter den Paragraphen, zu denen sie 
gehören. Im Anhang finden sich wichtige Ergänzungsvorschriften. Auch 
diese Neuauflage wird ihrer Vollständigkeit, Handlichkeit und ihres 
niedrigen Preises wegen den Verwaltungsbehörden, Richtern und Rechts¬ 
anwälten und schließlich auch den Dozenten und Studierenden sehr will¬ 
kommen sein. 

Klare, Homosexualität und Strafrecht. Hanseatische Verlagsanstalt, 

Hamburg 1937. 172 Seiten, broschiert 7,— iAX,. 

Das streng wissenschaftlichen Charakter tragende Werk verdient 
besondere Beachtung. Einleitend gibt der Verfasser einen geschichtlichen 
Überblick über die Homosexualität und ihre medizinische und strafrecht¬ 
liche Beurteilung in den letzten Jahrzehnten. Der Mangel einer klaren 
weltanschaulichen Stellungnahme des Staates, die Unentschlossenheit des 
Gesetzgebers und das Fehlen einer einheitlichen Gesetzgebung führten zu 
einer ernsten Gefahr für Staat und Volk. Erst mit dem national¬ 
sozialistischen Reich, das den Wert der Reinheit der Rasse erkannte, trat 
eine Wandlung ein, die in dem Werke zutreffend und überzeugend ge¬ 
schildert wird. 
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Auch die Behandlung der Homosexualität in der Strafgesetzgebung 
der anderen Völker schildert der Verfasser und stellt fest, daß alle rassisch 
kräftigen Völker in der widernatürlichen Unzucht eines der schwersten 
Verbrechen sehen, während er an anderen Beispielen nachweist, daß die 
Staaten, die der Homosexualität nicht scharf entgegentreten, dem Unter¬ 
gänge geweiht sind, weil ihre Widerstandskraft erlahmt. 

Das abschließende Kapitel enthält eine Darstellung des geltenden 
Rechts und der Reformvorschläge des Verfassers. Gerade in der Be¬ 
tonung, daß eine Beurteilung der Homosexualität nur vom Rassischen her 
erfolgen kann, liegt der besondere Wert der Veröffentlichung. Da wir 
in den Gefängnissen mit einem mannmännlichen Verkehr als einer Ersatz¬ 
handlung aus Mangel an andersgeschlechtlichem Verkehr rechnen müssen, 
hat das Werk auch für den Strafvollzug eine grundlegende Bedeutung. 

Str. 


Zeitschriften 

Inland 

Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht. 4. Jahrgang. C. H. Becksche 
Verlagsbuchhandlung, München und Berlin. 

Heft 12 vom 15. Juni 1937. 

Das unverrückbare Fundament und die entwick¬ 
lungsbedingte praktische Ausgestaltung des 
neuen Strafrechts von Landgerichtsrat Barth. 

Im Rahmen des gesamten Rechtsdienstes an der Volkserhaltung 
besteht die besondere Aufgabe des Strafrechts in der unmittelbaren Durch¬ 
setzung des Volkswillens, der von dem einzelnen Volksgenossen Treue 
gegen sein Volk, Einsatz, Opfer und Dienst für die Gemeinschaft verlangt 
und für gemeinschaftswidriges, treuepflichtwidriges, verbrecherisches Ver¬ 
halten Sühne durch kriminelle Bestrafung fordert. Wenn auch die funda¬ 
mentalen Grundsätze unserer Rechtsentwicklung feststehen, so erscheint 
es doch unmöglich, heute schon die Schaffung eines für lange oder gar 
ewige Dauer gültigen Deutschen Rechts durchzusetzen. Das Recht, das 
jetzt geschaffen wird, ist aber grundlegend für die weitere Rechts¬ 
entwicklung. 

Deutsches Recht. Zentralorgan des Nationalsozialistischen Rechtswahrer¬ 
bundes. Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35. 7. Jahrgang. 

Heft 11/12 vom 15. Juni 1937. 

Das Heft enthält Aufsätze über das Recht der Bevölke¬ 
rungspolitik. Der Bundesleiter des Reichsbundes der Kinder¬ 
reichen, Wilhelm Stüwe schreibt: „Noch nie ist ein lebenswilliges Volk 
an einem Kriege zugrunde gegangen, aber der Geburtenrückgang hat 
bisher alle weißen Völker, die er einmal ergriffen hat, auch restlos aus¬ 
getilgt, keines hat ihn jemals überwunden.“ Schriftleiter Paul Danzer 
stellt in einem anderen Aufsatz fest: „Der Geburtenanstieg seit 1933 
beweist eine erfreuliche gesinnungsmäßige Wende in der Haltung zur 
Ehe- und Eltempflicht, aber tatsächlich sind wir trotz dieses Erfolges 
noch unter dem Erhaltungssoll, der Geburtenrückgang ist somit verlang¬ 
samt, aber noch nicht überwunden.“ Weitere fünf Abhandlungen behandeln 
Sonderprobleme der Bevölkerungspolitik, 
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Der Gerichtssaal. Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart. 

Strafrecht der Wehrmacht. 

Die Zeitschrift „Der Gerichtssaal“, die sich von jeher als Zeit¬ 
schrift für Zivil- und M i 1 i tärstrafrecht und Straf¬ 
prozeßrecht bezeichnet hat, will getreu ihrer Überlieferung auch das 
Strafrecht der jungen Wehrmacht fördern. Schon vor dem Kriege, ja 
sogar schon im vorigen Jahrhundert hat „Der Gerichtssaal“ dem Militär¬ 
strafrecht und dem Militärstrafverfahren besonderes Verständnis ent¬ 
gegengebracht und die Brücke zwischen beiden Rechtsgebieten, zwischen 
der bürgerlichen und der militärischen Rechtspflege geschlagen. Auch 
im neuen Reich, wo Volk und Wehr eine Einheit bilden, hat „Der Gerichts¬ 
saal“ sich die Aufgabe gestellt, die bürgerlichen Rechtswahrer und die 
Rechtswahrer der Wehrmacht zu gemeinsamer Arbeit zusammenzuführen 
und weitere Kreise mit der allgemeinen Bedeutung und den Besonderheiten 
des Wehrstraf rechts vertraut zu machen. Einer der hervorragendsten 
Kenner des Wehrrechts, Ministerialrat im Reichskriegsministerium 
Dr. Heinrich Dietz, hat im „Gerichtssaal“ die Leitung des Abschnitts 
übernommen, der dem Strafrecht der Wehrmacht gewidmet ist. 

Monatsschrift für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform. J. F. Lehmanns 
Verlag, München-Berlin. 28. Jahrgang. 

Heft 4 vom April 1937. 

Selbstmord als Mordmotiv von Professor Dr. von Weber, Jena. 

Verbrechen ist ein Versagen gegenüber einer Normenordnung, eine 
mißlungene Anpassung, die ihren Grund in Anlage oder Umwelt haben 
kann. Aber die Normenordnung ist keine in Zeit und Ort gleichförmige. 
Für die praktische Kriminalpolitik wird diese Erkenntnis bedeutsam, weil 
man in begrenztem Umfange durch Wechsel des Pflichtenkreises den 
gefährdeten Volksgenossen aus seiner Gefahr befreien kann, z. B. wenn 
der passionierte Wilderer durch Anstellung zu einem ausgezeichneten 
Förster und Heger wird. Die praktischen Anwendungsmöglichkeiten 
solcher Maßnahmen werden immer der Zahl nach beschränkt bleiben, aber 
wir sollten auf sie dort, wo sie Erfolg versprechen, nicht verzichten. 

Soziale Prognosen an Strafgefangenen von Medizinalrat 
Dr. Trunk in Straubing. 

Nach Erörterung der Arbeiten von Schiedt, Exner und Stumpfl 
kommt der Verfasser auf Grund eigener Ermittlungen an Strafentlassenen 
zu folgender Feststellung: Die Schwierigkeiten liegen in der Wägung und 
Bewertung des Gefundenen für die Prognose. Diese Schwierigkeiten 
möchte das Schlechtpunktverfahren durch einfache Zählung bestimmter 
Tatsachen vermeiden. Aber es mußte scheitern, weil nicht die Zählung 
der Schlechtpunkte das Wesentliche ist, sondern die Bewertung des 
Erscheinungsbildes, die Entscheidung, ob ein bestimmtes Verhalten im 
Einzelfall als Schlechtpunkt zu zählen ist oder nicht. 

Bemerkungen zu dem vorstehenden Aufsatz von Pro¬ 
fessor Dr. Exner-München. 

Das Punktverfahren will nichts anderes, als die kriminalbiologische 
Methode unterstützen, will nicht an ihre Stelle treten, sondern ihr ledig¬ 
lich das nötige Erfahrungsmaterial zur Verfügung stellen. Man spräche 
daher besser von „Erfahrungstafeln“ als von „Prognosetafeln“, 



159 


Kriminalistische Monatshefte. Bali-Verlag, Berger & Co., Berlin. 

11. Jahrgang. 

Heft 4 vom April 1937. 

Der Lügenentdecker. — Ein neues Beweisverfahren in USA von 
Dr. Volwassen, Breslau. 

Eine Person, die bewußt die Unwahrheit sagt, verrät sich z. B. durch 
gewisse Veränderungen ihres Blutdruckes, so daß man in den Vereinigten 
Staaten mit einem kombinierten Blutdruck- und Atmungsmesser an 
physiologischen Reaktionen festzustellen versucht hat, ob ein Beschuldigter 
oder Zeuge bei seiner Vernehmung die Wahrheit sagt. Der Zuverlässig¬ 
keitsgrad soll ein sehr hoher sein, wobei allerdings Vorbedingung ist, daß 
der Untersucher über eine gründliche Sachkunde und ausreichende Er¬ 
fahrung verfügt, und nichts ist gefährlicher, als das Gerät in der Hand 
eines unzulänglich geschulten Untersuchers. 

Ausland. 

Belgien. 

L’Ecrou, Penitentiair Tijdschrift. Organ de la Federation des Fonction- 
naires et Employ6s des Prisons. Orgaan van de Federatie der 
Ambtenaren en Beambten der Gevangenissen. 18. Jahrgang. 

Heft 1 vom Januar bis März 1937. 

Die Fachzeitschrift der belgischen Gefängnisbeamten erscheint in 
neuem Gewände und mit erweitertem Inhalt. Das Heft beginnt mit einem 
Aufsatz des Lehrers am Zentralgefängnis in Löwen, A. Lozet, über die 
Freizeitgestaltung. Er würdigt den Wert des Buches für die Erziehung 
der Gefangenen und schildert den Zeitschriftendienst im Zentralgefängnis 
in Löwen. Weil die Gefangenenbücherei meistens nur alte und minder 
wertvolle Bücher enthielt, wandten sich die Gefangenen im Jahre 1923 
mit der Bitte an den damaligen Lehrer, auf ihre Kosten eine Zeitschrift 
halten zu dürfen. Der Antrag wurde genehmigt, und im Laufe 
der folgenden Jahre wurden immer mehr Zeitschriften bestellt, so daß 
jetzt 24 auf Kosten der Gefangenen und eine noch größere Zahl auf 
Rechnung der Verwaltung gehalten werden. Sie werden zunächst in 
Umlauf gesetzt, später gebunden und dann noch als Bücher verausgabt. 
Die Ausführungen schließen mit dem Wunsche, daß Verleger und Händler 
die nicht verkauften Zeitschriften den Gefängnissen zur Verfügung stellen 
möchten. 

Es folgt ein Artikel von Boeykens über die kurzen Strafen mit 
genauen statistischen Angaben aus dem Genter Gefängnis und den Kosten 
für ihren Vollzug. 

Daran schließt sich die Fortsetzung einer wissenschaftlichen histo¬ 
rischen Arbeit von Professor Dr. Thot von der Universität La Plata über 
den Gebrauch der Folter im Altertum und Mittelalter bei den ver¬ 
schiedenen Völkern. 

Nach einigen kurzen Mitteilungen und Besprechungen folgt die 
Erörterung des Problems, ob man bei der Stellenvermittlung für Straf¬ 
entlassene dem Arbeitgeber gegenüber offen sein soll. Der Sozialpfleger 
Tuerlinckx beantwortet die Frage nicht einheitlich, sondern er macht 
individuelle Unterschiede. Er wägt dabei die Aussicht des Entlassenen, 
bei Angabe der Vorstrafen mit der Bitte um Einstellung abgewiesen zu 
werden, gegen das Interesse der Gesellschaft ab, sich vor Rückfälligen zu 
schützen. 
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Das Heft enthält ferner den Abdruck eines Dramas „Sous les 
verrous“, welches eine Begebenheit aus dem Gefängnisleben behandelt. 
Ein Gefangener mit recht guter Führung kommt in Verdacht, einem 
Beamten die Zellenschlüssel fortgenommen zu haben, weil man sie in 
seinem Mantel findet, und wird vom Anstaltsleiter deshalb mit sechs Tagen 
Arrest bestraft und der in Aussicht genommenen Begnadigung für un¬ 
würdig erklärt. Durch Gewissensbisse geplagt, gesteht schließlich nach 
einem Besuch des Geistlichen ein Lebenslänglicher, daß er der Täter ge¬ 
wesen sei und die Schlüssel in der offenstehenden Zelle des Mitgefangenen 
in dessen Mantel verborgen habe, weil er sie bei sich nicht sicher glaubte. 
Der Lebenslängliche ist durch das Erlebnis, daß ein Unschuldiger für ihn 
büßen mußte, so beeindruckt, daß er von Stunde an sich wandelt. 

Das Heft schließt mit dem Abdruck von Personalien und ministeriellen 
Verfügungen. Str. 

Polen. 

Przeglad Wiezennictwa Polskiego, kwartalnik poswiecony zagadnieniom 
kryminologicznym i penitencjamym. 1. Jahrgang. 

Heft 2 vom Oktober bis Dezember 1936. 

Über den Inhalt des ersten Heftes dieser kürzlich gegründeten pol¬ 
nischen Zeitschrift für Gefängniswesen ist im dritten Heft des 67. Bandes 
berichtet worden. 

Das zweite Heft bringt zunächst eine Abhandlung des Grazer Uni¬ 
versitätsprofessors Dr. Seelig über das Problem der kriminellen Typen, 
von denen er acht kennt: 1. Arbeitsscheue Berufsverbrecher, 2. widerstands¬ 
unfähige Eigentumsverbrecher, 3. aggressive Täter, 4. Sexualverbrecher, 
5. Gelegenheits-(Krisen-)verbrecher, 6. Affekttäter, 7. primitive Haltlose, 
8. Überzeugungstäter. 

Es folgt ein Bericht des Leiters des Moabiter Untersuchungsgefäng¬ 
nisses, Dr. Strube, über die „Straffälligenfürsorge in Deutschland“, deren 
Aufgabe dreifacher Art ist: Den Gerichten bei der Ermittlung der per¬ 
sönlichen Eigenschaften des Täters zu helfen. Die Strafgefangenen 
während der Haft zu betreuen. Nach der Entlassung die Vorbestraften 
bei der Wiedereingliederung in das Erwerbsleben zu unterstützen. 

Der Leiter der neurologischen und psychiatrischen Abteilung Georg 
Szpakowski behandelt die „Psychologie des Gefangenen“ und unter¬ 
streicht die Notwendigkeit gründlicher Studien auf diesem Gebiete. Denn 
sie sind die Ausgangspunkte für alle Fragen de* Kriminalpolitik und der 
Kriminalpädagogik. 

Der Richter am Obersten Gericht W. Sokalski setzt seinen Reise¬ 
bericht über die Eindrücke in den Gefängnissen der Vereinigten Staaten 
von Amerika fort. 

Das Heft schließt mit einer Abhandlung des Amtsrichters 
Dr. Sliwowski über die Strafjustiz und Gefängnisreform. Er unterstreicht 
die Ausführungen von Szpakowski, indem er ebenfalls eine wissenschaft¬ 
liche und tiefgründige Erforschung der menschlichen Persönlichkeit fordert. 
Denn allein auf diese Weise können nach seiner Ansicht die Strafjustiz 
und der Gefängnisdienst ihre gemeinsamen Ziele erreichen, nämlich die 
Resozialisierung des Täters, wo sie möglich ist, und die Eliminierung des 
Verbrechers, wo sie nötig ist. Str. 
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Vorwort 

Wo auch immer in der Welt versucht wird, das Gebiet des Jugend¬ 
strafvollzuges einer Reform zu unterziehen, lenken sich bei der Suche nach 
geeigneten und erprobten Vorbildern die Blicke in erster Linie auf das 
seit dem Jahre 1908 in England eingeführte sogenannte Borstal-System. 
Dabei hat England selbst verhältnismäßig wenig Reklame für dieses 
System gemacht; erst in den letzten Jahren sind zwei wirklich eingehende 
Monographien aus britischer Feder darüber erschienen*); die tiefste Dar¬ 
stellung, eine Denkschrift der englischen Prison Commisssion über „The 
Principles of the Borstal-System“ (zuletzt 1932), wohl aus der Feder des 
jetzigen Prison Commissioner Alexander Paterson, der die Seele des 
heutigen Borstal-Vollzuges ist, ist nicht veröffentlicht, sondern nur für den 
Dienstgebrauch zur Schulung der Borstal-Beamten bestimmt.**) Es sind vor 
allem ausländische Fachleute, die die Borstal-Anstalten besuchten, gewesen, 
welche diese Form des Jugendstrafvollzuges international bekanntgemacht 
und als vorbildlich fast ohne Ausnahme gerühmt haben. Auch eine Reihe 
von deutschen Fachleuten befindet sich darunter; zuletzt hat Exner ***) den 
besten, auch heute noch im wesentlichen voll zutreffenden Bericht über das 
Borstal-System gegeben. Jede Darstellung über den Borstal-Vollzug ver¬ 
altet sehr rasch, weil dieses System in keiner Weise starr ist, sondern eine 
sehr lebendige Dynamik in sich trägt und sich ständig fortentwickelt; 
weniger weil die Gesetze sich ändern, als vielmehr durch die bemerkenswert 
unbürokratische Art der Verwaltung der Borstal-Anstalten und durch die 
Besetzung aller führenden Stellen mit sehr ausgeprägten Persönlichkeiten, 
die den Mut haben, neue Wege zu gehen, wenn die Zeit dafür reif ist und 
die Erfahrungen sie geboten erscheinen lassen. 

Dr. Quentin und ich geben diese Abhandlung gemeinsam heraus. Ihr 
Werdegang ist folgender: Anfang 1935 schlug ich Dr. Quentin, der mich 
um ein Thema für eine Doktorarbeit bat, vor, die gesamte britische und 
außerbritische neuere Literatur zum englischen Jugendstrafvollzug zu 
sammeln und wissenschaftlich für deutsche Zwecke zu bearbeiten, um 
unsere Kenntnisse über diesen Gegenstand wieder auf den heutigen Stand 
zu bringen. Sehr unterstützt durch eigene, vielmonatige Erfahrungen als 
volontierender Jugendgefängnisfürsorger löste Dr. Quentin diese Aufgabe 
ausgezeichnet. Das Manuskript seiner Arbeit erreichte mich bereits in 
England. Denn inzwischen war ich überraschend von den zuständigen 
Stellen im Februar 1935 gebeten worden, für ein Jahr lang die Leitung der 

•) Le Mesurier, Boys In trouble 1931 ; Barman. The English Borstal-System 1934. 

**) Eine deutsche Uebersetzung dieses in der internationalen Straf Vollzugs! Iteratur 
klassischen Rang einnehmenden Büchleins wird — als Manuskript gedruckt — von uns 
vorbereitet und an ernsthafte Interessenten gegen Ersatz der geringen Selbstkosten vom 
Seminar für Strafrecht und Kriminalpolitik der Hansischen Universität, Hamburg 18, 
gern abgegeben. 

• ••) Monatsschr. f. Krimlnalpsych. Jhg. 21, S. 473 ff. 
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Zweigstelle London des Deutschen Akademischen Auslandsdienstes zu über¬ 
nehmen. Leider ließ mir die hauptamtliche Tätigkeit in England weniger 
Zeit zu wissenschaftlicher Nebenarbeit, als ich gehofft hatte. So konzen¬ 
trierte ich mich darauf, vor allem Beobachtungen über den englischen 
Strafvollzug und insbesondere das Borstal-System zu sammeln. H. M. 
Prison Commission of England and Wales kam mir sofort als Fach¬ 
genossen in der großzügigsten Weise entgegen, ohne daß es der bei uns 
im umgekehrten Fall üblichen Anmeldung auf diplomatischem Wege 
bedurft hätte. Vor allem habe ich Mr. Alexander Paterson, dem Prison 
Commissioner für die Borstal-Anstalten und zugleich ihr unbestrittener 
geistiger Führer herzlich zu danken, auch für die Zeit, die er mir stets 
zu Unterredungen und Fragen opferte, wenn ich ihn darum bat. Ebenso 
gilt mein Dank den Direktoren und Beamten der Anstalten, die ich be¬ 
suchte. Ich hatte nicht den Ehrgeiz, möglichst viele Anstalten in kurzer 
Zeit zu sehen. Es geht wohl jedem so, der lange in unserem Fach steht, 
daß er immer mehr erkennt, wie belanglos Bauten und äußere Anlagen 
von Anstalten sind, wie solche Äußerlichkeiten über den wahren Geist 
einer Anstalt und ihrer Leistungen hinwegtäuschen können. So habe ich 
vielmehr die eingehende Aussprache mit den Menschen gesucht, die als 
Beamte oder als Gefangene in diesen Anstalten leben, selbst auf die Gefahr 
hin, nur einen Teil der vorhandenen Anstalten besuchen zu können. 

Auf Grund dieser Eindrücke konnte ich feststellen, daß die Dar¬ 
stellung von Dr. Quentin, dem es aus Devisengründen und Zeitmangel 
leider nicht möglich war, sich selbst den englischen Strafvollzug anzusehen, 
richtig war, und daß er sich erstaunlich auch in den Geist des Borstal- 
Systems auf Grund der englischen Literatur eingefühlt hatte. Unver¬ 
meidlicherweise fehlte aber der Darstellung die Unmittelbarkeit und Voll¬ 
ständigkeit, die nur aus eigenem Erleben der lebendigen Wirklichkeit 
entspringt und erst den Eindruck der Atmosphäre vermitteln kann, die 
gerade an den Borstal-Anstalten das eigentlich Besondere und das Geheim¬ 
nis ihres Erfolges ist. So kamen Dr. Quentin und ich überein, daß ich 
den zweiten Teil seiner Arbeit „Der Borstal-Vollzug“ auf Grund meiner 
Erlebnisse überarbeitete und ergänzte. Damit schien uns dem Leser besser 
gedient, als mit einem langen Vorwort meinerseits, das vieles aus der 
Hauptarbeit hätte vorwegnehmen müssen und somit das Ganze durch 
Wiederholungen und Überschneidungen unübersichtlich und schwerfällig 
gemacht hätte. 

Das Urteil namentlich über den Borstal-Vollzug fällt in dieser Ab¬ 
handlung sehr positiv aus. Ich habe mir dieses Urteil nicht leicht gemacht 
Ich ging im Gegenteil mit großer Skepsis an die Praxis des Borstal- 
Systems heran. Nach all den, zum Teil überschwenglischen literarischen 
Äußerungen, die ich vorher über den englischen Jugendstrafvollzug gelesen 
hatte, erfüllte mich durchaus die Bereitschaft, nun an Ort und Stelle die 
Enttäuschung wieder zu erleben, die ja gerade im Strafvollzug sich so 
häufig einstellt, wenn man hinter die Kulissen schöner Bauten, blitzender 
Sauberkeit und prächtiger landwirtschaftlicher Züchtungsprodukte der 
Anstalt blickt. Statt dessen mußte ich aber erleben, daß die führenden 
Männer der Borstal-Anstalten nicht nur von selbst diese Kulissen als wenn 
auch nicht unwichtiges Nebenwerk sogleich wegräumten und den Besucher 
in das Wesentliche ihrer Anstalt einführten, sondern mich oft auch noch 
auf die besserungsbedürftigen Dinge freimütig hinwiesen, wenn mir solche 
zu entgehen schienen. In keiner Anstalt war auch nur eine geringste Spur 
dafür festzustellen, daß die Anstalt in irgendeiner Form für die Zeitdauer 
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meines Besuches frisiert war, sondern ich kam jedesmal in den unverän¬ 
derten regulären Anstaltsbetrieb hinein. 

Ich hatte vor den meisten Ausländem, die Borstal studierten, unver¬ 
dienterweise den Vorzug, während meines einjährigen Aufenthaltes in 
England sehr intensiv beruflich mit allen englischen Erziehungseinrich¬ 
tungen von der Universität bis zur Volksschule in Berührung zu kommen, 
und vor allem die großen englischen Internate, die sog. public schools 
kennen zu lernen, welche bekanntlich seit Jahrhunderten erfolgreich das 
englische Staatsleben mit Nachwuchs versorgen. Dadurch wurde mir die 
Einsicht ermöglicht, daß das Borstal-System im Grunde nichts anderes ist, 
als eine entsprechende (nicht gleichlautende) "Übertragung der bewährten 
Erziehungsmethoden der englischen public schools auf die Erziehung straf¬ 
fälliger Jugendlicher. 

Aus dieser engen Verknüpfung der Methoden des Borstal-Systems 
mit dem englischen Volkscharakter und mit der englischen Tradition und 
Sitte ergibt sich auch, daß es falsch wäre, die englischen Methoden eines 
Erziehungsstrafvollzuges unbesehen auf Deutschland zu übernehmen. 
Trotzdem ist mir nicht zweifelhaft, daß wir eine Menge von diesem System 
lernen können, in dem alles langsam aus praktischer Erfahrung gewachsen 
ist und vieles auf Einsichten beruht, die übernationale Geltung, zum min¬ 
desten für die germanischen Völker beanspruchen dürfen. Viele Grund¬ 
sätze werden den nationalsozialistischen Deutschen unmittelbar an¬ 
sprechen. Schlechthin vorbildlich muß für uns die im Borstal-Vollzug 
betriebene Personalpolitik sein, ohne welche die Bestimmungen des Preven¬ 
tion of Crime Act, 1908, der das Borstal-System einführte, ein Stück 
Papier geblieben wären. Im übrigen ist wohl England vor manchem Irrweg 
dadurch bewahrt geblieben, daß es das Problem des jungen Rechtsbrechers 
in seiner engen Verhaftung mit dem Kampf gegen das moderne Gewohn¬ 
heitsverbrechertum nicht nur sah — so schon im amtlichen Gladstone- 
Report von 1894, in dem die noch heute maßgeblichen Richtlinien der 
englischen Kriminalpolitik festgelegt wurden*) —, sondern auch gesetz¬ 
geberisch löste: denn das Gesetz zur Verhütung von Verbrechen (Pre¬ 
vention of Crime Act) vom Jahre 1908 führte gleichzeitig mit dem 
neuen Jugendstrafvollzug — die Sicherungsverwahrung für gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher ein. 

Der Leser, der der englischen Sprache unkundig ist, lasse sich nicht 
durch die englischen Zitate in dieser Abhandlung abschrecken; überall, wo 
es zum Verständnis nötig war, haben wir sie übersetzt, so daß die stehen¬ 
gebliebenen Originalzitate nur dazu dienen sollen, dem der englischen 
Sprache mächtigen Leser die Auffassungen der Engländer in ihrer so 
nuancenreichen und daher oft schwer ganz zutreffend zu übersetzenden 
Muttersprache nahezubringen. 

Wer sich in Zukunft regelmäßig über die weitere Entwicklung des 
Borstal-Vollzuges auf dem Laufenden halten will, besorge sich die im 
Juni jeden Jahres erscheinenden Reports of the Commissioners of Prisons, 
die zu den gründlichsten und aufschlußreichsten periodischen Veröffent¬ 
lichungen der Strafvollzugsliteratur der Welt gehören und außerdem sehr 
billig sind. 

Hamburg, September 1937. 

Sieverts 


*) Siehe dazu Fox a. a. O. ln seinen historischen Kapiteln. 



168 


L Einleitung 

Das englische Strafrecht und Strafverfahrensrecht ist nicht wie das 
deutsche Recht in umfassenden Kodifikationen festgelegt, sondern in einer 
großen Anzahl von Einzelgesetzen geregelt. Neben diesem Gesetzesrecht 
(Statute Law) gilt das ältere Gemeinrecht (Common Law), das auf Ge¬ 
richtsentscheidungen aufbaut, weiter. Im Strafrecht überwiegt jedoch das 
Gesetzesrecht (Statute Law). 1 ) 

Strafsachen werden je nach ihrer Zuständigkeit in der ersten Instanz 
vor drei verschiedenen Gerichten verhandelt, den Courts of Summary 
Jurisdiction, den Courts of Quarter Sessions und Assizes. 2 ) 

Die Courts of Summary Jurisdiction, auch Police 
Courts genannt, sind entweder mit zwei Laienrichtern (Friedensrichtern, 
Justices of Peace) oder mit einem Berufsrichter (Stipendiary Magistrate) 
besetzt. Berufsrichter sind hauptsächlich in den größeren Städten tätig. 
Wenn sich das Gericht aus Laienrichtern zusammensetzt, erhält es von 
einem juristisch ausgebildeten Clerk Rechtsbelehrung. Der Clerk hat als 
Berufsjurist ein wichtige Stellung. Die Gerichte mit summarischem Ver¬ 
fahren sind für leichtere Vergehen und als Voruntersuchungsinstanz bei 
Vergehen zuständig, die vor die höheren Gerichte gehören. 

Für die schwereren Vergehen sind die Vierteljahresgerichte, Courts 
of Quarter Sessions, und die Schwurgerichte, Assizes, zu¬ 
ständig. Das Vierteljahresgericht setzt sich entweder aus einem Kollegium 
von Friedensrichtern eines Grafschafts- oder Stadtbezirkes zusammen 
(Bench of Justices) oder wird von einem einzelnen Berufsrichter(Recorder) 
gebildet. Das Schwurgericht ist für besonders schwere Vergehen wie Mord, 
Hochverrat, Bigamie usw. zuständig, außerdem konkurriert seine Zustän¬ 
digkeit mit der der Vierteljahresgerichte. Vorsitzender des Schwurgerichts 
ist ein Richter vom Königlichen Gerichtshof in London (Kings Bench 
Division). Die 12 Geschworenen entscheiden über die Schuldfrage, während 
der Richter im Falle der Schuldigerklärung das Urteil fällt. Voraus¬ 
setzung für das Verfahren bei den Vierteljahres- und Schwurgerichten ist 
ein Anklagebeschluß, indictment, der von einem Geschworenenkolle¬ 
gium, der Grand Jury, zu fassen ist. Die Grand Jury prüft die Ergebnisse 
des Vorverfahrens und kann entweder Anklage beschließen oder das Ver¬ 
fahren einstellen. 

Nach der prozessualen Zuständigkeit sind die strafbaren Handlungen 
entweder anklagebedürftige (zur Zuständigkeit der Schwur- und Viertel¬ 
jahresgerichte gehörende) Vergehen, indictable offences, oder 
nicht anklagebedürftige (dem summarischen Verfahren unterliegende) 
Vergehen, non-indictable offences. 

Diese heute noch gebräuchliche Einteilung entspricht aber nicht mehr 
den tatsächlichen Verhältnissen. Nur ein Teil der anklagebedürftigen 
Vergehen (indictable offences) kommt heute noch auf Anklage (on 
indictment) vor die Schwur- oder Vierteljahresgerichte. Im Laufe der 
Zeit ist durch Einzelgesetz bei einer großen Anzahl von anklagebedürftigen 
Vergehen bestimmt, daß sie mit Zustimmung des Angeklagten auch im 
summarischen Verfahren abgeurteilt werden können. Von dieser Möglich- 

1) Calvert a. a. O. 235. 

2) Zu Gerichtsorganisation und Strafverfahren vgl. Calvert S. 69—77 ; Struve S. 47 
bla 50 und neuesten* Gentz. Mon. f. Krim. Psych. Jhg. 28 (1936) S. 499 ff.: Inhulaen, 
Da* englische Strafverfahren, Berlin 1936. 
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keit wird weitgehend Gebrauch gemacht, weil die Angeklagten gern das 
umständliche, meist mit längerer Untersuchungshaft verbundene Verfahren 
vor den höheren Gerichten vermeiden. 

Im Jahre 1930 wurden 3 ) 55 662 Fälle von anklagebedürftigen Ver¬ 
gehen vor den Courts of Summary Jurisdiction entschieden, d. h. nach 
Calvert 87% der Gesamtzahl der anklagebedürftigen Vergehen. Von den 
im Jahre 1930 insgesamt von englischen Gerichten abgeurteilten Personen 
wurden 665 322 vor den Courts of Summary Jurisdiction und nur 8384 
vor den höheren Gerichten abgeurteilt. Das Schwergewicht der englischen 
Strafrechtspflege liegt demnach bei der größtenteils von Laienrichtern aus¬ 
geübten summarischen Gerichtsbarkeit. Die Urteile der Courts of Summary 
Jurisdiction werden zudem meist rechtskräftig. Die Berufung bei dem 
Vierteljahresgericht ist wegen der hohen Gebührenvorschüsse verhältnis¬ 
mäßig selten. Im Jahre 1930 kamen nur 267 Urteile der Courts of Summary 
Jurisdiction zur Berufung. Gegen die Urteile der höheren Gerichte ist 
dagegen eine Berufung an den Court of Criminal Appeal ohne Gebühren¬ 
vorschuß möglich. 

Die strafrechtliche Behandlung der Kinder und Jugendlichen 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ist in dem Children Act von 1908 
geregelt, der durch den Children and Young Persons Act von 1933 er¬ 
gänzt und großenteils ersetzt worden ist (inwieweit s. § 109 des 
Act) 4 ). Der Children Act ist ein Jugendwohlfahrts- und Jugendgerichts¬ 
gesetz; er enthält neben den strafrechtlichen Vorschriften auch Jugend¬ 
wohlfahrtsmaßnahmen wie Bestimmungen über den Schutz Jugendlicher 
vor Mißhandlungen und Sittlichkeitsvergehen, Schutz vor Verführung zur 
Prostitution, Überwachungs- und Anmeldevorschriften für Pflegeeltem, 
eingehende Bestimmungen über Fürsorgeerziehung, Verbot des Verkaufs 
von Tabak und Alkohol an Jugendliche usw. Der Children Act 1933 (§ 107) 
unterscheidet zwei Altersstufen, Kinder (children) unter 14 Jahren und 
Jugendliche (young persons) zwischen 14 und 16 Jahren. 3 ) 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit beginnt verhältnismäßig früh. 
Kinder unter sieben Jahren sind strafrechtlich nicht verantwortlich (§ 50 
Children Act 1933). „No act done by any person under seven years of age is 
a crime“. 6 ) Kinder (children) von sieben bis dreizehn Jahren sind nur 
dann verantwortlich, wenn sie genügendes Unterscheidungsvermögen be¬ 
sitzen, um das Unrechtmäßige ihres Handelns einzusehen („sufficient 
capacity to know that the act was wrong“). 0 ) Diese Fähigkeit wird bei 
Jugendlichen zwischen 14 und 16 Jahren widerlegbar vermutet. 8 ) Die 
frühe Verantwortlichkeit mag auf den ersten Blick befremdlich erscheinen. 
Es ist aber zu berücksichtigen, daß die Sieben- bis Sechzehnjährigen nach 
den Vorschriften des Children Act und von den Jugendgerichten abgeurteilt 
werden, die in erster Linie Erziehungs- und Besserungsmaßnahmen an¬ 
ordnen. 

Die sieben- bis sechzehnjährigen straffälligen Jugendlichen kommen 
vor die Jugendgerichte. § 111 des Children Act von 1908 bestimmt, 
daß ein Court of Summary Jurisdiction, der gegen Kinder und Jugendliche 

3 ) Die Zahlen finden sich bei Calvert a. a. O. 

*) Eine deutsche Ueborsetzung des Gesetzes erscheint demnächst in der „Sammlung 
außerdeutscher Strafgesetzbücher", Verlag W. de Gruyter, Berlin. Zum folgenden Norris 
ZStW. 55 S. 327 ff. und der Kommentar von Ikin, London 1933. 

5) Durch den Ch. A. von 1933 ist die ursprünglich nur bis 15 Jahre gehende Alters¬ 
grenze auf 16 Jahre heraufgesetzt, Calvert S. 195. 

6) Stephen. Digest, zit. b. Young Offenders Report 21. 

*) Struve 39 
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verhandelt, Jugendgericht (Juvenile Court) ist. Das Jugendgericht soll 
(§ 111 Ch. A. 1908) seine Sitzungen getrennt von anderen Strafgerichts¬ 
sitzungen abhalten, die Jugendlichen dürfen vor und nach der Verhandlung 
nicht mit erwachsenen Angeklagten Zusammenkommen, die Öffentlichkeit 
ist — außer der Presse — ausgeschlossen. Durch den Children Act 1933 
§§ 39, 45 sind aber der Presse Beschränkungen in bezug auf Veröffent¬ 
lichung von Namen und Adresse der Angeklagten auferlegt. 9 ) 

Als Court of Summary Jurisdiction war das Jugendgericht an sich 
nur für non-indictable offences zuständig. Bereits im Summary Juris¬ 
diction Act von 1879 §§ 10 und 11 in Verbindung mit dem Children Act 
von 1908 war vorgesehen, daß bei Kindern mit Zustimmung des Gerichts 
und der Eltern oder bei Jugendlichen mit Zustimmung des Gerichts und 
des Jugendlichen selbst auch bei anklagebedürftigen Vergehen summarisch 
verhandelt werden konnte. So wurden die meisten Vergehen der dem 
Children Act unterstehenden Jugendlichen vor dem Jugendgericht ver¬ 
handelt. 10 ) Heute ist nach dem Children and Young Persons Act von 1933 
§ 45 ff., Zusatzartikel II, III, das Jugendgericht bei allen Vergehen 
ohne weiteres zuständig. 11 ) 

Über die Bestellung von Jugendrichtern enthielt der Children 
Act von 1908 keine Bestimmungen. Der Juvenile Courts (Metropolis) Act 
von 1920 sah für London die Bestellung besonders geeigneter Richter als 
Jugendrichter vor. Heute ist durch den Children and Young Persons Act 
von 1933 für alle Jugendgerichte die Auswahl besonders geeigneter 
Persönlichkeiten als Jugendrichter angeordnet. So ist im Laufe der Zeit 
das Jugendgerichtswesen in England immer mehr ausgebaut worden. 12 ) 

Nach dem Children Act von 1908 und dem Probation Act von 1907 
kann das Jugendgericht eine Reihe von größtenteils fürsorgerischen und 
erzieherischen Maßnahmen treffen. Sie sind in § 107 Ch. A. 1908 13 ) 
zusammengefaßt, ergänzt durch § 53 ff. Ch. Act 1933. Das Jugendgericht 
kann demnach 

1. von Strafe absehen, 

2. den Täter gegen Eingehung einer Verpflichtung entlassen, 

3. den Täter entlassen und ihn der Schutzaufsicht eines Bewährungs¬ 
beamten unterstellen, 

4. den Täter der Obhut eines Verwandten oder einer anderen Person 
an vertrauen, 

5. den Täter einer Erziehungsanstalt überweisen, 

6. den Täter einer Besserungsanstalt überweisen, 

7. auf Prügelstrafe gegen den Täter erkennen, 

8. den Täter zur Zahlung einer Geldstrafe von Schadensersatz oder 
Kosten verurteilen, 

9. den Vater oder Vormund des Täters verurteilen, Sicherheit für sein 
künftiges Wohlverhalten zu leisten, 

10. den Täter in einen in diesem Abschnitt vorgesehenen Strafgewahr¬ 
sam (place of detention) setzen lassen, 

11. den Täter, falls er jugendlich (young person) ist, zu Gefängnis ver¬ 
urteilen. 

Das Absehen von Strafe und die Entlassung des Täters unter Eingehung 
einer Verpflichtung mit oder ohne Schutzaufsicht durch einen Schutz- 

#) Calvert 200. 

10) Young Offenders Report 29/30. 

11) Calvert a. a. O. 

11) Calvert a. a. O., Young Offenders Report 16—80. 

1*) Zit. nach Rosenfeld a. a. O. 
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aufseher (probation officer) (Nr. 1 bis 3 der Maßnahmen) ist bei Rechts¬ 
brechern aller Altersstufen zulässig. Diese Maßnahme ist im P r o b a t i o n 
of Offenders Act von 1907 geregelt, der eingehende Bestimmungen 
über die Bewährungsfrist mit oder ohne Schutzaufsicht enthält und in der 
Gerichtspraxis eine große Rolle spielt. 

Eine Sondermaßnahme für Jugendliche ist die Anordnung der Unter¬ 
bringung in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt, die der deutschen 
Fürsorgeerziehung entspricht. (Nr. 5 und 6 der Maßnahmen), Bis zum 
Jahre 1933 wurde zwischen Erziehungsanstalten (industrial schools), 
hauptsächlich für verwahrloste sieben- bis vierzehnjährige Kinder (neglected 
children) und Besserungsanstalten (reformatory schools) für straffällige 
vierzehn- bis fünfzehnjährige Jugendliche (delinquent young persons) scharf 
unterschieden. 14 ) Dieser Unterschied ist jetzt durch den Children Act von 
1933 Teil IV aufgehoben, der die Erziehungs- und Besserungsanstalten als 
Home Office Schools einheitlich zusammenfaßt. 15 ) Die Home Office Schools 
sind gewöhnlich private, von charitativen Organisationen geführte An¬ 
stalten, die staatlicher Genehmigung und Beaufsichtigung unterliegen. 16 ) 
Der Children Act enthält eingehende Bestimmungen über diese Anstalten. 
Ihre Bedeutung hat seit der Vorkriegszeit abgenommen, da die Gerichte 
immer mehr die offene Fürsorge durch Anordnung von Schutzaufsicht mit 
Bewährungsfrist (probation) der Anordnung des Anstaltsaufenthaltes vor¬ 
ziehen. 17 ) 

Die Todes-, Zuchthaus- und Ehrenstrafen sind für 
Kinder und Jugendliche gemäß § 52 f. Ch. A. 1933 abgeschafft; die Ge¬ 
fängnisstrafe grundsätzlich auch, doch ist sie nach § 52 bei ganz besonders 
verderbten Jugendlichen mit schweren Rechtsbrüchen als ultima ratio zu¬ 
lässig. 

Die Jugendgerichte machen von der Möglichkeit, die im Children Act 
vorgesehenen bessernden Maßnahmen anzuwenden, weitgehend Gebrauch. 
Von den 24 662 jugendlichen Rechtsbrechern im Jahre 1930 wurden 7 042 
unter Schutzaufsicht gestellt, 1 743 wurden bedingt entlassen, bei 6 666 
wurde von Strafe abgesehen, bei 1 204 wurde Fürsorgeerziehung angeord¬ 
net, 5177 wurden mit Geldstrafe und 130 mit Prügelstrafe bestraft. 
2 593 Fälle wurden ohne förmliches Gerichtsverfahren erledigt. 18 ) 

Die siebzehn- bis einundzwanzigjährigen Rechts¬ 
brecher sind voll strafmündig. Sie unterstehen nicht mehr dem Jugend¬ 
recht und der Jugendgerichtsbarkeit. Doch ist für diese Rechtsbrecher 
im Prevention of Crime Act von 1908 eine wichtige Sonderregelung vor¬ 
gesehen: die intensiv erzieherisch ausgestaltete Borstal-Haft (Borstal 
Detention). 18 a) Neben der Borstal-Haft sind bei ihnen die im englischen 
Recht vorgesehenen Straf arten und Maßnahmen (Todesstrafe, Zuchthaus¬ 
strafe, Gefängnisstrafe, Prügelstrafe, Geldstrafe, Bewährungsfrist) in 
vollem Umfange anwendbar. 

In dieser Arbeit wird die Darstellung der Borstal-Haft als der 
wichtigsten Maßnahme einen breiten Raum einnehmen. Aber es ist not¬ 
wendig, auch die anderen Strafen und Maßnahmen darzustellen, soweit sie 
für die Behandlung der siebzehn- bis einundzwanzigjährigen Rechtsbrecher 
von Bedeutung sind. Die Todes - und Zuchthausstrafe können 

14) Young OffenderB Report 71. 

15) Calvert 196. Home Office = Innenministerium. 

1®) Young Offenders Report 70, Weiland a. a. O. 

17) Young Offenders Report 71. 

18) Calvert 200. 

18a) DaQ neuestens die Altersgrenze für Borstal auf 23 Jahre erhöht ist, s. unten 
Kap. V. 1. 
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wegen ihrer außerordentlich seltenen Anwendung 19 ) außer Betracht 
bleiben, während die Prügelstrafe trotz ihrer seltenen Anwendung erörtert 
werden soll. Auch die Geldstrafe soll in dieser Arbeit nicht berücksichtigt 
werden, zumal eingehendes Material über sie fehlt. Dagegen sollen die 
Gefängnisstrafe und das System der Bewährungsfrist ein¬ 
gehend dargestellt werden. 

EL Gefängnisstrafe 

Die Gefängnisstrafe in ihrer heutigen Form wird in England zur Zeit 
von verschiedenen Seiten stark kritisiert, weil sie zur Verminderung der 
Kriminalität wenig beitrage und u. U. geradezu rückfallerhöhend wirke. 20 ) 

An dieser Stelle soll nur das Problem der Gefängnisstrafe bei den 
siebzehn- bis einundzwanzigjährigen Rechtsbrechern eingehend betrachtet 
werden. 

Für die Jüngeren, die noch nicht Vierzehnjährigen (children) und die 
Vierzehn- bis Sechzehnjährigen (young persons) gelten die Sonderbestim¬ 
mungen des Children Act. Für diese Altersstufen ist im Gesetz anstelle 
der Gefängnisstrafe Strafgewahrsam (detention) vorgesehen, der in be¬ 
sonderen places of detention, sog. remand homes vollzogen wird (Children 
Act 1933 §§ 54, 77 f.). Dieser Straf gewahrsam wird aber ganz selten ver¬ 
hängt, jährlich in etwa 30 Fällen, weil die Jugendgerichte gewöhnlich die 
im Children Act 1908 (§ 107) vorgesehenen Erziehungsmittel wie Ver¬ 
warnung, Schutzaufsicht und Fürsorgeerziehung bevorzugen. 21 ) Gefäng¬ 
nisstrafe (ebenso Zuchthausstrafe) ist bei Kindern unter 14 Jahren 
(children) nach § 52 f. Children Act 1933 überhaupt nicht zulässig. Jugend¬ 
liche zwischen 14 und 16 Jahren (young persons) können nur auf Grund 
einer besonderen Feststellung des Gerichts, daß sie für Strafgewahrsam 
zu unbotmäßig oder zu verdorben sind, zu einer Gefängnisstrafe verurteilt 
werden (§ 52 Children Act 1933). Die Zahl dieser Jugendlichen ist aber 
ebenfalls sehr gering. Im Jahre 1932 waren es z. B. nur 27. 22 ) So hat 
die Gefängnisstrafe auch bei Jugendlichen bis zu 17 Jahren keine praktische 
Bedeutung. 

Desto schwieriger und wichtiger ist aber die Frage der Gefängnis¬ 
strafe bei den siebzehn- bis einundzwanzigjährigen Rechtsbrechern. Die 
Zahl der Rechtsbrecher dieser Altersstufe, die eine Gefängnisstrafe ver¬ 
büßen, ist verhältnismäßig groß und war sogar von 1931 bis 1932 um 40 % 
gestiegen. 23 ) Im Jahre 1932 haben 2 653 Jungen und 128 Mädchen Gefäng¬ 
nisstrafen verbüßt, während zur gleichen Zeit 1 895 Jungen und 114 Mäd¬ 
chen in Borstal-Anstalten waren. Von den jugendlichen Gefängnisinsassen 
waren 1 289 oder 46% nicht vorbestraft. Die Dauer der Gefängnisstrafe 
betrug bei den sechzehn- bis einundzwanzigjährigen Jugendlichen (Alters¬ 
grenze vor dem 1933 geschaffenen neuen Rechtszustand): 


7 Tage oder weniger 

352 Fälle 

8 Tage bis 1 Monat 

981 

99 

Über 1 Monat bis 3 Monate 

740 

99 

Über 3 Monate bis 6 Monate 

430 

99 

Über 6 Monate bis 1 Jahr 

90 

99 

Über 1 Jahr 

37 

99 


10) Vgl. Young Offenders Report 109. 

20) Hnmblin Smith n. a. O., Persistent Offenders Report 4. 

21) Young Offenders Report 69. 

22) Prison Commissioncrs Report 32/20. 

28) Prison Commissioners Report 32/1«. 
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Demnach wurden in den weitaus meisten Fällen Gefängnisstrafen unter 
drei Monaten verhängt. 24 ) Die Zahlen der zu Gefängnis oder Zuchthaus 
verurteilten Jugendlichen sind seither allerdings wieder gefallen; 1935 
handelte es sich um 1 608 Jungen und 99 Mädchen, während in die Borstal- 
Haft 686 Jungen und 35 Mädchen geschickt wurden. Diese Senkung wird 
im Prison Commissioners Report 1935 (S. 17) lebhaft begrüßt; eine weitere 
Minderung erhofft man sich von dem am 1. Januar 1936 in Kraft getretenen 
Money Payments Act 1935, welcher den Vollzug von Ersatzfreiheitsstrafen 
an Stelle verwirkter Geldstrafen neu regelt; 25 ) denn von den 1608 voll¬ 
streckten Verurteilungen waren 352 Ersatzfreiheitsstrafen. — Diese Zahlen 
sind aber noch bedenklich, wenn man den Anteil der Vorbestraften daran 
untersucht. 25 a) Von den 1608 jugendlichen männlichen Gefängnisinsassen 
des Jahres 1935 waren nur 38 % nicht, 62 % aber vorbestraft, und zwar 
einmal: 321; zweimal: 244; dreimal: 182; viermal: 105; fünfmal: 61; sechs- 
und mehrmals: 86 Jungen. Bei den Mädchen waren 65 % vorbestraft. 
Die Straflänge bei Jungen und Mädchen betrug 1935 gleichwohl nur: 


7 Tage oder weniger 

8 Tage bis 1 Monat 

Über 1 Monat bis 3 Monate 


256 

562 

478 


Fälle 


Über 3 Monate bis 6 Monate 337 


Über 6 Monate bis 1 Jahr 63 


Über 1 Jahr 


11 


) davon 326 Fälle von 
/ Ersatzfreiheitsstrafen 


Immerhin neigen die englischen Gerichte also auch nach dieser letzten 
Statistik noch viel dazu, gegen Jugendliche kurze Freiheitsstrafen zu ver¬ 
hängen. Viele Richter sind der Meinung, daß gerade ein „short, sharp 
sentence“ 20 ) auf die Jugendlichen eine schockartige, abschreckende 
Wirkung hat. Vielfach wird zudem, wenn auch unbewußt, die Strafe nach 
einem gewohnheitsmäßigen „tariff of crime“ bemessen, der sich in seiner 
Höhe nach dem begangenen Rechtsbruch richtet, nicht aber nach der Per¬ 
sönlichkeit des Rechtsbrechers. 27 ) So werden dann bei den geringfügigeren 
Vergehen ohne weiteres kurzfristige Freiheitsstrafen verhängt. 

Die kurzfristige Gefängnisstrafe hat aber nach 
dem Urteil der englischen Sachverständigen sehr 
schwere Nachteile. Zunächst hat sie regelmäßig nicht die von 
vielen Richtern erwartete Abschreckungswirkung. Die natürliche Scheu, 
die jeder junge Mensch vor dem Gefängnis hat, schwindet beim Vollzug 
der Strafe rasch. Die Jugendlichen finden gewöhnlich, daß die gefürchtete 
Gefängnisstrafe gar nicht so schlimm ist, wie sie sich das vorgestellt 
haben. Natürlich ist es nicht angenehm, für einige Zeit die Freiheit zu 
verlieren. Aber wenn man weiß, daß diese Zeit begrenzt und kurz ist, 
läßt sich die Strafe leicht ertragen und übt keine nachhaltige Wirkung 
aus. So wird mit der kurzen Strafe oft gerade das Gegenteil der beab¬ 
sichtigten Abschreckungswirkung erreicht. 2S ) 

Auch eine Verschärfung des Strafvollzuges, die zu fordern nahe liegt, 
kann hier wenig ändern. Sie hat bestimmte Grenzen, die nicht ohne schwere 
Nachteile überschritten werden können. Es gibt hygienische Mindestforde- 

24) Prison Commissioners Report 32/19. 

23) S. dazu Mittermaier, Neuerungen im Geldstrafen wesen in England. Monschr. f. 
Krim.-Psychologie. 27. Jahrg. (1936), S. 13Iff. 

25a) Prison Commissioners Report 1935, S. 18. 

26) Mesurier 164. 

2T) Mesurier 178. 

28) Mesurier 165. 
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rungen. 20 ) Man kann die Gefangenen nicht hungern lassen oder sie in 
gesundheitswidrige Räume einsperren. Man kann sie streng, darf sie aber 
nicht grausam behandeln. Durch Roheit des Vollzuges wird der Strafe 
ihre sittliche Berechtigung genommen und bei den Gefangenen eine sehr 
gefährliche Verbitterung und gesellschaftsfeindliche Einstellung geweckt, 
die in der Folgezeit kaum wieder geändert werden kann. Ein solcher 
Strafvollzug wäre also unsittlich und unzweckmäßig zugleich. 30 ) 

Selbst wenn aber die kurze Strafe mit äußerster Strenge durchge¬ 
führt würde, sozusagen als besonderer Jugendarrest, könnte sie nach eng¬ 
lischer Erfahrung eine dauerhafte Wirkung nicht erzielen. Unan¬ 
genehme Erlebnisse werden, besonders von Jugendlichen, sehr schnell 
wieder vergessen. „Even the most painful experiences .... are forgotten 
in a incrediMy short space of time“. 31 ) 

Durch den Vollzug der kurzen Gefängnisstrafe verlieren die Jugend¬ 
lichen weiterhin vielfach die bei ihnen im Grunde noch vorhandenen 
gesunden sozialen Anschauungen. Sie fühlen sich mit gewissem Stolz als 
„gaol birds“ 32 ) und finden Gefallen an einer asozialen Lebensanschauung, 
wie sie die Gefängnisatmosphäre oft mit sich bringt. Das ist um so 
gefährlicher, als Jugendliche noch sehr bildsam sind, zum Guten so leicht 
wie zum Schlechten. „What matters so profoundly is the communication of 
a wrong outlook of life, cynical, depraved, selfish or all three.“ 33 ) 
Es besteht auch die Gefahr, daß die Jugendlichen sich bestimmte Ver¬ 
brecher geradezu zum Vorbild nehmen. „A notorious criminal excites a 
kind of hero-worship in the lads who see him in the same prison.“ 34 ) 

Trotzdem jugendliche Gefangene grundsätzlich von erwachsenen 
Gefangenen getrennt gehalten werden sollen, läßt sich ein Umgang unter¬ 
einander doch kaum vermeiden. Gerade in einem kleinen Gefängnis, in dem 
kurze Strafen meist verbüßt werden, gibt es viele unvermeidliche Berüh¬ 
rungspunkte. 35 ) Ein selbständiges Gefängnis für Jugendliche ist nur in 
London (Wormwood Scrubs), da die besonderen erzieherischen Aufgaben, 
die in anderen Ländern den Jugendgefängnissen zufallen, in England den 
Borstal-Anstalten übertragen sind. Aber auch die Jugendabteilung von 
Wormwood Scrubs liegt auf demselben Grundstück wie die Anstalt für 
kurzfristige erwachsene Gefangene, allerdings mit den nötigen Trennungs¬ 
vorrichtungen. In jedem Falle ist es aber unvermeidlich, daß die Jugend¬ 
lichen beim Unterricht und bei der Arbeit mit stärker Verwahrlosten 
gleicher Altersstufe Zusammenkommen, die auf sie einen schlechten Ein¬ 
fluß ausüben können. In England gibt es für jugendliche Strafgefangene 
außer als Disziplinarstrafe keine Einzelhaft (im technischen Sinne), weil 
diese für gesundheitsschädlich gehalten wird. 30 ) 

Selbst wenn sich aber die negativen Wirkungen der kurzen Gefängnis¬ 
strafe weitgehend vermeiden ließen, kann sie nach englischer Erfahrung 
doch einen positiven, erzieherischen Erfolg nicht erzielen. Die ele¬ 
mentare Voraussetzung für eine wirkungsvolle Erziehung ist ausreichende 
Zeit. In wenigen Monaten oder gar Wochen kann hier nichts erreicht 

2») Fox 33. 

30) Mesurier 166—168, Persistent Offenders Report 7. 

*1) Mesurier 166. 

32) Mesurier 165. 

33) Young Offenders Report 81. 

34) Young Offenders Report a. a. O. 

3») Fox 74. 

36) Mesurier 162. 
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werden. 37 ) Aus demselben Grunde ist auch eine wirksame Beruf saus* 
bildung nicht möglich. 38 ) 

Dazu kommen die Schwierigkeiten bei der Entlassung. Der Erfolg 
des Borstal-Systems beruht weitgehend auf einer sorgfältig durchgeführten 
Entlassenenfürsorge, die durch das System der bedingten, gegebenenfalls 
widerruflichen Entlassung wirksam unterstützt wird. Auch im Gefängnis 
gibt es eine Entlassenenfürsorge, die von privaten Vereinen, den Discharged 
Prisoners Aid Societies ausgeübt wird. Der junge Strafgefangene ist aber 
nach seiner Entlassung völlig frei, und es besteht im allgemeinen keine 
Möglichkeit, ihn wie im Borstal-System bindend zu überwachen. Auch ist 
bei einem kurzen Gefängnisaufenthalt die Persönlichkeit des Gefangenen 
meist zu wenig bekannt, um für ihn wirksame Entlassenenfürsorge treiben 
zu können. 30 ) 

Bei längeren Gefängnisstrafen ist der Einsatz erziehe¬ 
rischen Einflusses nicht wie bei den kurzfristigen Strafen von vornherein 
aussichtslos. Die Gefangenen unter 21 Jahren kommen bei Strafen von 
drei Monaten aufwärts, 40 ) seit August 1935 sogar von einem Monat auf¬ 
wärts, 40 a) in besondere Abteilungen bestimmter Gefängnisse, „Young Priso¬ 
ners Collection Centres“, in denen versucht wird, sie ähnlich wie im 
Borstal-System erzieherisch zu behandeln. Solche Abteilungen gibt es heute 
in London (Wormwood Scrubs), Bristol, Durham, Liverpool und Win¬ 
chester, 41 ) für Mädchen im Holloway Prison. Durch ehrenamtliche Mit¬ 
arbeiter (voluntary teacher) oder durch nebenamtlich angestellte Lehrer 
werden hier Kurse über verschiedene Wissensgebiete abgehalten. 42 ) Auf 
körperliche Ertüchtigung wird besonderer Wert gelegt. 43 ) Die Arbeit ist 
besser organisiert als in den anderen Gefängnissen. 44 ) Ehrenamtliche 
Helfer, Prison Visitors, nehmen durch regelmäßige Besuche mit dem 
jugendlichen Gefangenen persönliche Fühlung. Auch bemühen sie sich 
nach der Entlassung um sie in Verbindung mit der Discharged Prisoners 
Aid Society. 45 ) Endlich gibt es in jedem Gefängnis für die Sonderbehand¬ 
lung der Jugendlichen ein Young Prisoners Comittee, das sich aus Ge¬ 
fängnisbeamten, ehrenamtlichen Mitarbeitern und Mitgliedern der Dischar¬ 
ged Prisoners Aid Society zusammensetzt. 40 ) 

In der Nachkriegszeit ist für das gesamte englische Gefängniswesen 
die Heranziehung von ehrenamtlichen Mitarbeitern, sei es als teachers, die 
in der Anstalt Kurse abhalten, sei es als Prison Visitors, die fürsorgerisch 
tätig sind, wichtig geworden. 47 ) In dem Abschnitt über „Die Beamten 
und freiwilligen Mitarbeiter“ des Borstal-Systems wird näher über diese 
bewährte Einrichtung berichtet. 

Diese erzieherischen Bemühungen im Gefängnis werden auch bisweilen 
„modified borstal treatment“ genannt. Manche Richter ziehen aus falschem 
Mitleid eine Gefängnisstrafe unter „modified borstal treatment“ der Ver¬ 
urteilung zur Borstal-Haft vor. 48 ) Diese Richter täuschen sich aber, durch 

37) Fox 77. 

38) Mesurier 172. 

38 ) Mesurier 173/174. 

40) Fox 75. 

40a) Prison Commissioners Report 1935, S. 19. 

41) Fox 244 ; Prison Commissioners Report 1935, S. 20. 

42) Fox 201. 

43) Fox 114. 

44) Fox 148. 

43) Fox 144, Prison Commissioners Report 29/36. 

4«) Fox 144. 

47) a. a. O. 48, H. Smith 120, Persistent Offenders Report 26, Prison Commissioners 
Report 29/47 ff. 

48) Mesurier 176. 
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die falsche Bezeichnung irregeführt, wenn sie glauben, daß durch eine — 
wenn auch erzieherisch ausgestaltete — Gefängnisstrafe dasselbe in 
kürzerer Zeit erreicht werden kann, wie durch Borstal-Haft. Der Ausdruck 
„modified borstal treatment“ ist vielmehr durchaus irreführend. 49 ) Jede 
noch so gut geleitete Jugendabteilung in einem Gefängnis ist viel zu sehr 
von den allgemeinen Bedingungen des Gefängnislebens abhängig, um die 
Erziehungsarbeit einer Borstal-Anstalt leisten zu können. Die verhängten 
Gefängnisstrafen sind außerdem im allgemeinen auch bei überdurchschnitt¬ 
licher Länge nicht lang genug, um eine ausreichende Erziehung zu er¬ 
möglichen. 50 ) 

Kurze Freiheitsstrafen werden häufig anstelle von nicht eintreibbaren 
Geldstrafen verhängt. Allerdings ist die Zahl dieser Fälle sehr zurück¬ 
gegangen, seitdem nach dem Criminal Justice Administration Act von 1914 
das Gericht Ratenzahlungen gewähren kann. 51 ) Im Jahre 1935 erhielten 
aber noch immer 352 Jugendliche anstelle nicht bezahlter Geldstrafen 
Gefängnisstrafen. 52 ) Dies ist besonders schädlich. Oft kommen durchaus 
nicht verwahrloste Jugendliche wegen harmloser Übertretungen wie Ver¬ 
stöße gegen Verkehrsvorschriften, Fußballspielen auf öffentlichen Straßen, 
unerlaubtes Hausieren usw. ins Gefängnis. 53 ) So kommt der Unter¬ 
suchungsausschuß für die Behandlung junger Rechtsbrecher zu dem Er¬ 
gebnis: „imprisonment should be avoided for the enforcement of fines“. 54 ) 
Allerdings wird betont, daß für eine kleine Zahl von Jugendlichen, die 
entweder überhaupt nicht zahlen können oder nicht zahlen wollen, die Ge¬ 
fängnisstrafe das einzige und letzte Mittel zur Strafvollstreckung bei nicht 
eintreibbaren Geldstrafen ist. 55 ) Mesurier 56 ) schlägt vor, an Stelle der Ge¬ 
fängnisstrafe den Jugendlichen in seiner Freizeit unter Aufsicht arbeiten 
zu lassen. Dies würde aber nach der Ansicht des Untersuchungsausschusses 
zu umständlich sein. Seinen Forderungen ist in dem schon erwähnten 
Money Payments Act 1935, in Kraft getreten am 1. Januar 1936, weit¬ 
gehend gesetzgeberisch gefolgt worden. 

Die in manchen der letzen Jahre hervorgetretene oben beschriebene 
Entwicklung, daß bei den Siebzehn- bis Einundzwanzigjährigen die Ver¬ 
urteilungen zu Gefängnis um 40 % stiegen, ist kriminalpolitisch falsch, 
um so mehr, als der weitaus größte Teil der Verurteilungen die schädlichen 
kurzen Gefängnisstrafen umfaßt, und etwa 40 % der Verurteilten nicht 
vorbestraft sind. 

Durch richtige Ausnutzung der gesetzlichen Möglichkeiten könnte 
aber die Zahl der jugendlichen Gefängnisinsassen weitgehend vermindert 
werden. In einem großen Teil der leichteren Fälle könnten die Gerichte die 
Schädigungen einer kurzen Gefängnisstrafe vermeiden, und mit gutem 
Erfolge — besonders bei Nicht- oder Leichtverwahrlosten — Bewährungs¬ 
frist mit Schutzaufsicht (probation) anordnen. Bei den schwereren Fällen 
dagegen, wenn die Rechtsbrecher stärker verwahrlost sind, wird auch mit 
einer kurzfristigen Gefängnisstrafe weder vom Abschreckungs- noch vom 
Besserungsstandpunkt aus etwas erreicht. Hier ist anstelle einer längeren 

19 ) Fox 143, Kegen den Mißbrauch des Wortes Borstal auch Paterson ln Bar¬ 
man 13. 

SO) Mesurier a. a. O., über Gefängnisstrafen im allgemeinen Fox 34—36; Prison 
Commissionen* Report 1935, S. 18 f. 

61 ) Young Offenders Report 82 

52) Prison Commissioners Report 85/18. 

63 ) Prison Commissioners Report 32/48. 

6*) Young Offenders Report 126. 

65) Young Offenders Report 85, 94. 

58) a . a. O. 20/21. 

5«a) S. Mittermaier n. a. O. 
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Gefängnisstrafe die Verurteilung zur Borstal-Haft das wirksamste und 
zweckmäßigste Mittel. 57 ) Die Borstal-Haft hat schon wegen ihrer langen 
Dauer (2 bis 3 Jahre) auf den Rechtsbrecher eine weit abschreckendere 
Wirkung als eine entsprechende Gefängnisstrafe, die doch nur ganz selten 
über ein Jahr hinausgehen würde. 58 ) Zugleich aber kann während der 
Borstal-Haft der Jugendliche durch intensive und langanhaltende Erziehung 
in Verbindung mit sorgfältiger Nachfürsorge resozialisiert werden. Das 
ist durch die Erfolge des Borstal-Systems erwiesen. 

Es wird allerdings immer Fälle geben, in denen eine Gefängnisstrafe 
unumgänglich ist. Ihre Anwendung soll aber so weit wie möglich ver¬ 
mieden werden. So hat die Gefängnisstrafe im englischen Strafensystem 
bei jugendlichen Rechtsbrechern neben der Schutzaufsicht mit Bewährungs¬ 
frist (probation) in leichteren und der Borstal-Haft in schwereren Fällen 
keine wichtige Funktion. 5B ) 

HI* Prügelstrafe 

Die Prügelstrafe (whipping) wurde in England noch zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts nach Common Law für Vergehen aller Art häufig 
angewandt. Im Laufe der Zeit ging aber ihr Gebrauch immer mehr zurück. 
Der Criminal Justice Administration Act von 1914 schaffte die allgemeine 
Zulässigkeit der Prügelstrafe ab und bestimmte, daß sie nur noch in den 
von einem Gesetz vorgesehenen Fällen zulässig sein soll. 00 ) Der heutige 
Rechtszustand 01 ) ist folgender: 

1. Prügelstrafe bei Mädchen und Frauen ist nach Gesetz von 1820 
unzulässig. 

2. Jungen unter 14 Jahren (children) können für jedes indictable 
offence, ausgenommen Mord, mit Prügel bestraft werden. Die Zahl 
der Schläge ist auf sechs begrenzt. 

3. Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren können in denselben Fällen 
wie Erwachsene mit Prügel bestraft werden. Außerdem sehen 
Bestimmungen in den Gesetzen von 1861 und 1916 (Larceny Act) 
über Diebstahl, im Gesetz von 1861 über Sachbeschädigung (Ma- 
licious Injuries to Property Act) und im Gesetz von 1861 über 
Körperverletzungen (Offences against the Person Act) Prügel¬ 
strafe vor. 

4. Erwachsene (also hier auch die Jugendlichen der Altersstufe 
zwischen 17 und 21 Jahren) sowie die 14—16jährigen Jugendlichen 
können mit Prügel bestraft werden: 

a) wegen unerlaubten Pferdeschlachtens (Knackers Act von 1786), 

b) wegen unverbesserlicher Landstreicherei (Vagrancy Act von 
1824), 

c) wegen Vergehens gegen die Person des Königs nach dem Hoch¬ 
verratsgesetz von 1842 (Treason Act), 

d) wegen Zuhälterei (Criminal Law Amendment Act von 1912), 

e) wegen Vergehens nach dem Larceny Act von 1861 und 1916 und 
nach dem Offences against the Person Act von 1861 in seiner 
Ergänzung durch den Garotters Act von 1863. Es handelt sich 

57) Prison Commissioners Report 32/19, Mesurier 175/177, Young Offenders 
Report 86. 

58) Paterson b. Barman 12. 

5») Young Offenders Report 125. 

50) Calvert 235/36. 

61) Zit. nach Calvert 234 und Young Offenders Report 68. 
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bei diesen Bestimmungen um Raub mit Waffengewalt, Raub 
mit Körperverletzung, sowie Würgen einer Person zum Zwecke 
der Begehung eines Verbrechens (indictable offence). 

5. Prügel ist ferner als Disziplinarstrafe in Zuchthäusern und Ge¬ 
fängnissen wegen Meuterei und Angriffs auf Gefängnisbeamte 
zulässig. Die Strafe bedarf der Bestätigung des Innenministeriums, 
das ein Abänderungsrecht hat. 

Die Prügelstrafe wird entweder mit einer Rute (birch) — insbesondere 
als mildere Strafform bei Jugendlichen — oder mit einer Strafpeitsche 
(„Katze“, cat) vollzogen. Die Anzahl der Hiebe ist in den einzelnen Ge¬ 
setzen entweder dem Ermessen des Gerichts überlassen, oder es ist eine 
Höchstgrenze festgesetzt, so für Jugendliche unter 16 Jahren wegen der 
qualifizierten Form des Raubes auf 25 Hiebe und für Erwachsene auf 
50 Hiebe. Die Prügelstrafe ist teils — hauptsächlich bei Kindern und 
Jugendlichen — nach dem Ermessen des Gerichts Haupt- oder Nebenstrafe, 
teils ausschließlich Nebenstrafe. Demnach ist ganz unsystematisch 
bei einer Reihe von verschiedenartigen Delikten Prügelstrafe vorgesehen. 
Einheitliche kriminalpolitische Gesichtspunkte fehlen in dieser Gesetz¬ 
gebung; es ist mehr das Ergebnis einer zufälligen historischen Ent¬ 
wicklung, ob bei einem Vergehen Prügelstrafe zulässig ist oder nicht. So 
fällt es auf, daß sie bei vierzehn- bis sechzehnjährigen Jugendlichen in 
Fällen einfachen Diebstahls vorgesehen ist, während sie bei Roheitsdelikten 
und Tierquälerei fehlt. 03 ) 

Die wirkliche Bedeutung der Prügelstrafe ergibt sich aber 
nicht aus der Gesetzgebung, sondern aus ihrer Anwendung in der Praxis. 

Bei den vom Children Act erfaßten Kindern und Jugendlichen im 
Alter von 8 bis 16 Jahren ist heute die Zahl der Fälle, in denen Prügel¬ 
strafe angeordnet wird, ganz gering. Im Jahre 1913 waren es 2079 Fälle, 
1925 aber nur noch 542 und 1930 130 Fälle. Dagegen verhängten die 
Jugendgerichte im Jahre 1930 21 237 andere Strafen und Maßnahmen, von 
denen die 130 Fälle von Prügelstrafe also nur ein verschwindend kleiner 
Bruchteil sind. 04 ) 

Bei Erwachsenen (also einschließlich der Siebzehn- bis Einund¬ 
zwanzigjährigen) ist die Anwendung der Prügelstrafe noch seltener. In 
den drei Jahren von 1926 bis 1935 wurde insgesamt in 253 Fällen 
Prügelstrafe verhängt, und zwar in 235 Fällen wegen schweren Raubes 
und in 7 Fällen wegen Zuhälterei 05 ), und in weiteren 93 Fällen als Diszi¬ 
plinarstrafe in Gefängnissen und Zuchthäusern. Im Jahre 1935 wurde zum 
ersten Mal keine Prügelstrafe mehr als Hausstrafe in den englischen 
Strafanstalten verhängt. 65 a) 

Die Anwendung der Prügelstrafe ist somit bei Jugendlichen und bei 
Erwachsenen ganz selten geworden. Sie hat in England steigend nur noch 
eine historische, aber nicht mehr eine kriminalpolitische Bedeutung. 


03) Young Offenders Report 69, Struve 148. 

04) Calvert 201, Young Offenders Report 68. Die soeben erschienenen Criminal 
Statislics für d. Jahr 1935 geben S. XVI bis XXIV eine Spezialübersicht über die An¬ 
wendung der Prügelstrafe von 1904 bis 1935 nach Altersgruppen und Deliktssorten. Dem¬ 
nach betrug 1935 die Zahl der Fälle wieder 218, die aber nur auf eine kleine Zahl von 
Jugendgerichten auf dem Lande und in den Kleinstädten entfielen, während die Jugend¬ 
gerichte der großen Städte, insbesondere Londons, kein einziges Mal diese Strafe anordneten. 

05) Calvert 238; Criminal Statistices f. 1935 S. XXII. 

05 a ) Prison Commissioners Report 1935, S. 31. 



179 


In der Öffentlichkeit gibt es allerdings Erörterungen über den Wert 
oder Unwert der Prügelstrafe, und das Publikum Ist leicht geneigt, bei 
aufsehenerregenden Roheitsdelikten für sie Stellung zu nehmen. °°) Auch 
das Parlament hat sich in letzter Zeit mit der Frage der Prügelstrafe 
beschäftigt. Nach dem Entwurf des Children and Young Persons Act 
sollte auf Vorschlag der Regierung die Prügelstrafe für Jugendliche bis 
zu 17 Jahren abgeschafft werden. Das Unterhaus stimmte auch dafür und 
nur durch den Widerstand einer geringen Mehrheit des Oberhauses wurde 
dieser Vorschlag nicht Gesetz. 87 ) 

Bei Jugendlichen aller Altersstufen ist die Prügelstrafe nach An¬ 
sicht der englischen Fachkreise ein sehr fragliches Mittel. Die ernsthaften 
Bedenken gegen sie kommen nicht etwa aus einer falschen Humanität. 

Vielmehr dürfe man die Wirkung einer gerichtlich angeordneten 
Prügelstrafe nicht mit der unter Umständen heilsamen Wirkung elter¬ 
licher Prügel vergleichen. Die Sachlage ist bei der gerichtlichen Prügel¬ 
strafe, die gewöhnlich längere Zeit nach der Tat von einem fremden Be¬ 
amten vollzogen wird, ganz anders. ° 9 ) Außerdem ist zu berücksichtigen, 
daß die Delinquenten meist aus schlechten sozialen Verhältnissen 
kommen, 70 ) wo sie ohnehin mehr Prügel erhalten und erhalten haben, als 
ihnen gut tut. 

Die Prügelstrafe verfehlt zudem oft die von ihr erwartete ab¬ 
schreckende Wirkung. Die unangenehmen Eindrücke bleiben nicht lange 
genug haften und werden gewöhnlich rasch wieder vergessen. 71 ) Viele 
Jugendliche nehmen auch die Prügelstrafe mit betontem Gleichmut und 
Frechheit auf sich, um dann vor ihren Freunden als imerschrockene Leute 
zu erscheinen, denen diese Strafe nur ein „Sport“ ist. So wird, besonders 
bei verwahrlosten Jugendlichen, der körperliche Schmerz durch die An¬ 
erkennung der Kameraden voll auf ge wogen. 72 ) 

Dagegen werden gerade die wertvolleren Jugendlichen durch den 
Vollzug der Prügelstrafe in ihrem Ehrgefühl gekränkt und verbittert. 73 ) 
Bei psychopathischen oder empfindlichen Jugendlichen kann die Prügel¬ 
strafe ebenfalls schädigende Wirkungen haben. Bei ihrem Vollzug an 
Jugendlichen im Entwicklungsalter muß außerdem beachtet werden, daß 
sie in einem gefährlichen Zusammenhang mit sexuellen Perversionen 
(Masochismus) steht. 71 ) 

Nach diesen Bedenken wird der heutige Zustand, bei dem die Prügel¬ 
strafe nur noch sehr selten angewendet wird, kriminalpolitisch ganz über¬ 
wiegend in England gebilligt. Die Prügelstrafe hat im englischen Jugend¬ 
strafensystem keinen Platz mehr. 75 ) Eine vom Staatssekretär des Innern 
eingesetzte Kommission prüft daher zur Zeit die Abschaffung von neuem. 


6«) Calvert 284, Mesurier 165. 

67) Calvert 216; H. Smith, Corporal punishment for cruelty, in the Howard Journal 
Vol. IV Nr. 1 (1934) S. 15 — 18. 

68) Calvert 216, Mesurier 157. 

69) Calvert, Mesurier a. a. O. 

70) Calvert 217. 

71) Mesurier 157, siehe auch den Abchnitt II über Gefängnisstrafe. S. 172. 

72) Calvert 217, Mesurier 156, Young Offenders Report 68. 

73) Mesurier 167. 

74) Calvert 266/257. 

75) S. auch noch Corpornl Punishment: An Indictment. Published by the Howard 
League for Penal Reform, London 1931. 
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IV. Bewährungsfrist und Schutzaufsicht (probation) 

Die Bewährungsfrist und Schutzaufsicht ist im 
Probation of Offenders Act von 1907 geregelt, der in der Folgezeit durch 
den Criminal Justice Administration Act von 1914, den Criminal Justice 
Act von 1925 und 1926 und den Children and Young Persons Act von 1933 
ergänzt ist. 70 ) Die wichtigsten Bestimmungen sind: 77 ) 

„§ 1 Abs. 1. Sieht im Verfahren ohne förmliche Anklage (indictment) das 
Gericht eine Straftat, über die es im Rahmen seiner Zuständigkeit 
zu befinden hat, für erwiesen an, so ist es gleichwohl befugt, das 
Verfahren bedingungslos einzustellen oder unter der Bedingung 
davon abzusehen, ein Urteil zu fällen, daß der Angeklagte förmlich 
gelobt, sich künftig gut zu führen und sich auf Ladung jederzeit 
dem Gericht zur erneuten Verhandlung seiner Sache zu stellen. In 
letzterem Falle kann das Gericht dem Angeklagten auch auf¬ 
erlegen, eine Kaution hierfür zu stellen oder durch einen Dritten 
stellen zu lassen, pie Frist, während deren der Angeklagte unter 
dieser Bedingung gehalten wird, darf drei Jahre nicht übersteigen. 

Das Gericht soll in dieser Weise nur verfahren, 

1. wenn es im Hinblick auf den Charakter, das Vorleben, das 
Lebensalter, die Gesundheit oder den Geisteszustand des 
Angeklagten seine Bestrafung überhaupt für entbehrlich 
erachtet; oder 

2. wenn es für angezeigt hält, ihm eine Bewährungsfrist zu 
geben; oder 

3. wenn es sich um ein besonders leichtes Vergehen handelt; 
oder 

4. wenn der Angeklagte besondere Entschuldigungsgründe 
für sein Verhalten hat. 

Von einem förmlichen Schuldausspruch (conviction) ist in 
diesen Fällen abzusehen. 

Abs. 2. Handelt es sich um ein Strafverfahren mit förmlicher Anklage 
wegen einer mit Gefängnisstrafe bedrohten Straftat, so kann das 
Gericht unter den in Abs. 1 wiedergegebenen Voraussetzungen und 
Bedingungen nach Fällung des Schuldspruches beschließen, die 
Urteilsfällung (sentence) auszusetzen. 

Abs. 3. Das Gericht kann in diesen Fällen nach billigem Ermessen dem 
Angeklagten einen Teil der Kosten des Verfahrens auferlegen oder 
ihn zur Schadloshaltung des Verletzten verurteilen (damages for 
injury oder compensation for loss). Das Gericht kann auch beide 
Maßnahmen nebeneinander verhängen. Das Gericht soll hierbei 
unbeschadet besonderer gesetzlicher Bestimmungen, den Betrag 
von 25 £ nicht überschreiten. 

(Abs. 4 enthält Bestimmungen über die Rückgabe des gestohlenen Eigen¬ 
tums.)“ 

§ 2 des Gesetzes befaßt sich des näheren mit der Bewährungsfrist. 
Er verordnet: 

78) Zum folgenden s. das ausgezeichnete Handbook of Probation and Social Works 
of the Courts, herausgegeben von L. le Mesurier, London 1935, sowie den inzwischen 
erschienenen sehr ausführlichen Aufsatz von Gentz, Gerichtshilfe. Bewährungsfrist und 
Schutzaufsicht im engl. Recht, Monatsschrift f. Krim. Psych. 1936. 

1') Zit. nach Gentz, Mon. Krim. Psych. Jahrg. 28 (1936). 
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in diesem Falle gewöhnlich auch noch für die Gesellschaft tätig, die ein 
Drittel seines Gehaltes übernimmt. 80 ) 

Die Aufgaben des Schutzaufsichtsbeamten sind nach § 4 des Pro¬ 
bation of Offenders Act folgende: 81 ) 

a) den Täter zu besuchen oder von ihm Berichte entgegen zu nehmen, 
und zwar in solchen vernünftigen zeitlichen Zwischenräumen, wie 
sie der Bewährungsbefehl vorschreibt, oder wie sie der Bewäh¬ 
rungsbeamte im Rahmen des Bewährungsbefehls für angebracht 
hält, 

b) darauf zu achten, daß der Täter die Bedingungen seiner Ver¬ 
pflichtung innehält, 

c) dem Gericht über die Aufführung zu berichten, 

d) dem Täter mit Rat und Tat beizustehen, ihm ein Freund zu sein 
und, falls erforderlich, sich zu bemühen, für ihn passende Arbeit 
zu finden. 

Durch den Probation of Offenders Act haben die Gerichte somit die 
sehr weit gehende Befugnis erhalten, bei den meisten Vergehen (nur bei 
den Vergehen nicht, die mit Zuchthaus oder Todesstrafe bedroht sind) an¬ 
stelle einer an sich verwirkten Strafe Bewährungsfrist mit oder ohne 
Schutzaufsicht anzuordnen. Das Gericht hat nach dem Gesetz drei Mög¬ 
lichkeiten: 

1. es kann überhaupt von Strafe absehen (dismiss the Charge), 

2. es kann einfache Bewährungsfrist anordnen (bind over without 
supervision), 

3. es kann Bewährungsfrist mit Schutzaufsicht anordnen (to bind 
over and place supervision of a probation officer). 

Diese drei Möglichkeiten müssen scharf auseinandergehalten werden, um 
ein richtiges Bild von der Wirkung des Probation Act zu erhalten. Das 
Absehen von Strafe und die einfache Bewährungsfrist sind ihrem Wesen 
nach von der Bewährungsfrist m i t Schutzaufsicht zu unterscheiden. 
Nach dem richtigen Sprachgebrauch ist unter „probation“ nur die Be¬ 
währungsfrist mit Schutzaufsicht zu verstehen. 82 ) 

Die Gerichte machen in weitem Umfange von den Bestimmungen des 
Probation Act Gebrauch. Von den 11929 Jugendlichen im Alter von 
16 bis 21 Jahren, 83 ) die wegen schwererer Vergehen (indictable offences) 
im Jahre 1930 straffällig wurden, wurde mehr als die Hälfte, 
nämlich 7306 nach den Bestimmungen des Probation 
Act behandelt. Von diesen wurden allerdings nur 4 941 unter Bewäh¬ 
rungsfrist mit Schutzaufsicht (probation) gestellt. Bei den übrigen wurde 
entweder von einer Bestrafung abgesehen oder einfache Bewährungsfrist 
erteilt. 84 ) 

In der Praxis sind die probation-Maßnahmen oft von vornherein 
deshalb unwirksam, weil die Gerichte sie in ungeeigneten Fällen anordnen. 
Es ist in jedem Falle notwendig, zu untersuchen, ob die Anordnung von 
probation überhaupt Zweck haben kann. „If the courts use probation for 
totally unsuitable cases they invite failure“. 83 ) Oft reicht, besonders 

80 ) Calvert 170, Mesurier 188/89. 

81) Zit. nach Rosenfeld 102. 

82) Young Offenders Report 51, Mesurier 181. Calvert 165. 

83) Altersstufe nach dem Ch. A. von 1933, 17 — 21 Jahre. 

84) Calvert 203. 

85) Calvert 173. 
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wenn bereits früher angeordnete Schutzmaßnahmen versagt haben, die 
offene Schutzaufsicht nicht aus, und es muß hier ohne falsches Mitleid 
Anstaltsaufenthalt, bei den Siebzehn- bis Einundzwanzigjährigen borstal 
detention angeordnet werden. 86 ) Bei einer zu spät angeordneten Anstalts¬ 
unterbringung ist deren Erfolg erheblich in Frage gestellt. Besteht so 
auf der einen Seite die Gefahr, daß die Schutzaufsicht kritiklos in falscher 
Milde angewandt wird, so können andererseits schwere Nachteile dadurch 
entstehen, daß die Gerichte dort, wo probation am Platze ist, andere Maß¬ 
nahmen treffen. Dies gilt besonders von den viel zu häufig verhängten 
kurzfristigen Gefängnisstrafen, an deren Stelle oft mit gutem Erfolg 
probation angewandt werden könnte und sollte. 87 ) 

Ferner ist d i e Art der Anordnung der probation durch das Gericht 
wichtig. Dem Jugendlichen wird häufig nicht klar gemacht, daß er einen 
an sich strafbaren Rechtsbruch begangen hat. Die Anordnung des Ge¬ 
richts wird so vom Jugendlichen nicht selten zu leicht genommen. 88 ) 

Vor allem muß das Gericht, was in der Praxis nicht genügend be¬ 
achtet wird, eine möglichst auf den einzelnen Fall passende 
probation Order erlassen. „Greater care should be taken to see that the 
conditions actually inserted meet the requirements of the particular 
case.“ 80 ) Die üblichen Bedingungen in den probation Orders sind zu 
schematisch und allgemein gehalten. „When an offence is largely due 
to some mental, physical, or environmental condition it is useless to try 
probation unless the order is combined with some constructive 
effort to remedy the condition which caused the offence.“ 00 ) Durch 
die Ergänzungsbestimmungen des Criminal Justice Administration Act 
von 1914 hat das Gericht in der Auswahl der Bedingungen freie Hand. 
So kann es dem Rechtsbrecher aufgeben, sich von bestimmten Personen 
oder Straßen oder Lokalen fernzuhalten, Abendkurse zu besuchen usw. 01 ) 
Aus der Bestimmung, daß das Gericht auch Bedingungen über die Wohnung 
des Rechtsbrechers festsetzen kann, hat sich die Praxis entwickelt, durch 
probation order Anstaltsunterbringung anzuordnen. Diese Methode wird 
aber vom Young Offenders Committee abgelehnt, weil die hier in Frage 
kommenden, von gemeinnützigen Gesellschaften unterhaltenen Heime staat¬ 
lich nicht kontrolliert werden und deshalb keine ausreichende Gewähr für 
eine einwandfreie Unterbringung und Erziehung bieten. Eine Trennung 
zwischen Schutzaufsicht und Anstaltserziehung ist angebracht, sodaß 
Siebzehn- bis Einundzwanzigjährige, wenn Anstaltserziehung notwendig ist, 
besser zu Borstal-Haft verurteilt werden. 02 ) 

Dagegen hat es sich bewährt, in geeigneten Fällen jugendliche 
Rechtsbrecher durch probation order anzuweisen, in offenen Wohnheimen 
(hostels), die keine Erziehungsanstalten sind, zu wohnen. Ein solches 
Heim ist z. B. mit gutem Erfolg in Liverpool eingerichtet. 03 ) 

Für eine erfolgreiche Durchführung des probation-Systems kommt 
es neben einer zweckmäßigen Gerichtspraxis wesentlich auf die Persön¬ 
lichkeit des Schutzaufsichtsbeamten an. „The efficiency of probation must, 
however, depend largely on the manner in which the probation officer 

8«) Mesurier 198, Young Offenders Report 53. 

87) Vergl. Abschnitt II über Gefängnisstrafe. 

88) Mesurier 183. 

80) Young Offenders Report 58. 

00 ) Calvert 173. 

BI ) Mesurier 195. 

02^ Young Offenders Report 55. 

*3) Calvert 173, Young Offenders Report 56. 
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performs his duties.“ 04 ) Wenn die probation Erfolg haben soll, ,4t must 
be a real, vital thing, not a mere formal routine, barely touching the fringe 
of a boys life, if it is not to do more harm than good.“ 05 ) 

Der Schutzaufsichtsbeamte soll nicht nur dafür sorgen, daß der 
Rechtsbrecher die Bedingungen der probation order einhält, sondern er hat 
darüber hinaus eine wichtige fürsorgerische und bei Jugendlichen erziehe¬ 
rische Aufgabe. Wie es ausdrücklich im Gesetze heißt, soll er dem Rechts¬ 
brecher „mit Rat und Tat beistehen, ihm ein Freund sein und sich be¬ 
mühen, gegebenenfalls für ihn Arbeit zu finden“. Dazu gehört aber, daß 
er sich eingehend und persönlich um seinen Schützling kümmert. Er muß 
Hausbesuche machen, Arbeit zu finden suchen, dem Jugendlichen in per¬ 
sönlichen Schwierigkeiten beistehen usw. 0n ) 

Die Durchführung der probation ist aber zum Schaden des Systems 
in der Praxis sehr verschieden und die Anforderungen werden nicht immer 
erreicht. „There is every sort and kind, every degree and grade of pro¬ 
bation work, from the best to the worst, from the positive and inspiring 
to the negative and colourless, from the most efficient to the least 
competent.“ 07 ) 

Viele Schutzaufsichtsbeamte, besonders die hauptamtlichen, haben 
so viele Fälle zu bearbeiten, daß sie sich um den einzelnen nicht genügend 
kümmern können. Oft fehlt die persönliche Fühlung mit dem Rechts¬ 
brecher, und es können nicht einmal die erforderlichen Hausbesuche 
gemacht werden. 88 ) Wenn die Schützlinge hintereinander warten müssen 
und der Schutzaufsichtsbeamte an den Einzelnen nur einige unpersönlich 
gehaltene Fragen richten kann, wird die Schutzaufsicht zu einer wenig 
wirksamen Formalität. 00 ) Ein hauptamtlicher Schutzaufsichtsbeamter 
soll nicht mehr als 50 bis 60 Fälle zur gleichen Zeit bearbeiten. Tatsäch¬ 
lich haben aber viele von ihnen zur gleichen Zeit über 100 Fälle zu über¬ 
wachen. 10 °) Dazu kommt, daß die meisten von ihnen noch zugleich im 
Dienste der Church of England Temperance Society stehen und hier beson¬ 
dere Aufgaben haben. 101 ) Um die probation-Maßnahmen wirkungsvoller 
zu gestalten, wird von verschiedenen Seiten vorgeschlagen, die Schutz¬ 
aufsichtsbeamten besser als bisher auszubilden und der Bedeutung ihres 
Berufes entsprechend besser zu besolden. 102 ) Der heute bestehende Zu¬ 
stand, daß die meisten hauptamtlichen Schutzaufsichtsbeamten von der 
Temperance Society übernommen werden, ist bei aller Anerkennung der 
Verdienste dieser Gesellschaft nicht befriedigend. Bei der Bedeutung der 
probation-Arbeit ist es jetzt nicht mehr angängig, daß eine private Gesell¬ 
schaft das Hauptkontingent der Schutzaufsichtsbeamten stellt und diese 
nach ihren, z. T. rein religiös-kirchlich bedingten Grundsätzen auswählt 
und ausbildet. Das Young Offenders Committee hält es daher für not¬ 
wendig, die Tätigkeit der Schutzaufsichtsbeamten künftighin zu einem 
öffentlichen Dienstzweig, „national Service“, 103 ) zu machen und damit 
in die staatliche Sozialarbeit einzugliedem. „Probation work is as im- 


94) Young Offenders Report 58, Mesurier 192. 

85) Mesurier 181. 

98) Young Offenders Report 58. 

91) Mesurier 185. 

98) Mesurier 191, Young Offenders Report 58, Calvert 182. 

99) Mesurier 192. 

100 ) Calvert 182. 

101) Mesurier 188, Calvert 182, Young Offenders Report 60. 

102) Mesurier 190/91, Calvert 183/84, Young Offenders Report 59. 

103) Calvert 184. 
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portant as other branches of social work.“ 101 ) Damit wäre dann auch 
eine einheitliche und zweckentsprechende Ausbildung der Schutzaußichts- 
beamten möglich. 

Es ist nicht leicht, über den wirklichen Wert und Erfolg des probation- 
Systems ein Urteil zu finden. Die allzuhäufige Anwendung von probation- 
Maßnahmen wird in der öffentlichen Meinung oft als schädliche Milde, 
mit der die Rechtsbrecher sogar rechnen, kritisiert. 105 ) Allerdings ist zu 
beachten, daß solche Urteile die Bewährungsfrist ohne Schutzaufsicht 
nicht genügend von der mit Schutzaufsicht unterscheiden. Sie treffen wohl 
bei der einfachen Bewährungsfrist, nicht aber bei der Bewährungsfrist mit 
Schutzaufsicht (probation) zu. 10 °) Ein Zeichen für den Erfolg des pro- 
bation-Systems ist, daß die Mehrheit der unter Schutzaufsicht gestellten 
Rechtsbrecher während der Aufsichtsperiode nicht wieder vor Gericht 
kommt. 107 ) 

Wie man aber auch sonst besonders hinsichtlich der Erwachsenen 
über die Bewährungsfrist mit Schutzaufsicht denken mag, jedenfalls ist 
sie für die Behandlung jugendlicher Rechtsbrecher von großem 
Werte. Die enge Verbindung von Bewährungsfrist und Schutzaufsicht ist 
kriminalpolitisch besonders wirkungsvoll. In dem vom Gesetz geforderten 
freundschaftlichen Einfluß und der Fürsorge des Schutzaufsichtsbeamten 
liegt besonders bei Jugendlichen, die persönlicher Beeinflussung zugäng¬ 
licher sind als Erwachsene, eine wertvolle Möglichkeit zur Resozialisierung. 
Die probation geht so über den negativen Charakter einer bloßen Straf¬ 
maßnahme wie Geldstrafe, Gefängnis, Prügelstrafe hinaus und hat eine 
starke aufbauende Wirkung. In diesem Sinne ist „a really good probation 
one of the finest pieces of social work conceivable“. 10S ) Ferner kann 
durch Anordnung von probation bei siebzehn- bis einundzwanzigjährigen 
Rechtsbrechern ein in hohem Maße schädlicher kurzfristiger Gefängnis¬ 
aufenthalt vermieden werden. Die Bewährungsfrist mit Schutzaufsicht ist 
außerdem eine besonders billige Behandlungsmethode. Nach Calvert 100 ) 
kostet ein Gefängnisgefangener im Jahre £ 44, ein Borstal-Zögling £ 58, 
während die jährlichen Kosten der Überwachung eines Rechtsbrechers 
durch einen Schutzaufsichtsbeamten nur etwa £ 8 betragen. (1 £ = 18 Lrlü 
Kaufkraft.) 

Die anderen Behandlungsmöglichkeiten nach dem Probation of Offen- 
ders Act (Absehen von Strafe und einfacher Bewährungsfrist) stehen, ob¬ 
wohl häufig angewendet, an Wert weit hinter der eigentlichen „probation“ 
mit Schutzaufsicht zurück. 

Die zur Zeit noch bestehenden Mängel des probation-Systems in der 
Anwendung durch die Gerichte und in der Tätigkeit der Schutzaufsichts¬ 
beamten erfordern nicht Abbau, sondern weiteren Ausbau. 110 ) „What 
needed is not less probation, but more and better probation.“ 1U ) In 
dieser Richtung geht auch die Entwicklung der Gesetzgebung. Der 
Criminal Justice Act von 1925 hat die Anstellung von Schutzaufsichts¬ 
beamten bei den Gerichten obligatorisch gemacht und auch das Young 


104) Younff Offenders Report a. a. O. 

105) Angaben bei Calvert 178. 

106) Calvert 164, Mesurier 182. 

107) Calvert 177. 

10«) Mesurier 181. 

100) a. a. O. 180. 

HO) Mesurier 197. 

Hl) Calvert 177. 
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Offenders Committee schlägt einen weitgehenden Ausbau des probation- 
Systenis vor. 112 ) 

So hat die Bewährungsfrist mit Schutzaufsicht bei Jugendlichen, auch 
den Siebzehn- bis Einundzwanzigjährigen eine wichtige Aufgabe, die bei 
weiterem Ausbau an Bedeutung noch gewinnen wird. 

V. Das Borstal-System 

1. Rechtliche Grundlagen des Borstal-Vollzuges 

Die Borstal-Haft ist im Prevention of Crime Act von 1908 vor¬ 
gesehen und geregelt. Ergänzungen finden sich im Criminal Justice Ad¬ 
ministration Act von 1914 und im Criminal Justice Act von 1925. Der 
Ausdruck „Borstal“ kommt von einem Ort dieses Namens in der südeng¬ 
lischen Grafschaft Kent. Dort wurde in einer alten Strafanstalt im Jahre 
1902 mit einer Gruppe jugendlicher Sträflinge die Durchführung eines 
intensiv erzieherischen Strafvollzuges versuchsweise begonnen. Dieser 
Versuch war erfolgreich und wurde der Ausgangspunkt für folgende 
gesetzliche Regelung: 113 ) 

§ 1 des Prevention of Crime Act: 114 ) 

„Wird jemand im Wege des ordentlichen Verfahrens (on indictment) 
einer mit Zuchthaus oder Gefängnis bedrohten Straftat für schuldig be¬ 
funden und stellte das Gericht fest: 

a) daß der Täter nicht unter 16 und nicht über 21 Jahre alt ist, und 

b) daß es im Hinblick auf seine verbrecherischen Gewohnheiten oder 
Neigungen oder wegen seines Verkehrs mit übelbeleumundeten 
Personen angezeigt ist, ihn auf solange Zeit und mit solcher 
Unterweisung sowie unter solcher Disziplin einer Haft zu unter¬ 
werfen, wie es am meisten geeignet erscheint, um zu seiner 
Besserung und zur Verbrechensbekämpfung beizutragen, 

so kann das Gericht, anstatt auf Zuchthaus oder Gefängnis, auf Strafhaft 
in einer Borstal-Anstalt auf die Dauer von nicht unter zwei (hinzugefügt 
durch § 11 des Criminal Justice Administration Act von 1914) und nicht 
über drei Jahren erkennen. 114 a) 

Das Gericht hat jedoch, ehe es solchen Beschluß faßt, jeden Bericht 
oder jede Vorstellung zu prüfen, welche ihm seitens der Gefängnisober¬ 
aufsichtsbehörde (Prison Commissioners) über die Geeignetheit des betr. 
Falles für die Behandlung in einer Borstal-Anstalt gemacht werden; auch 
hat es sich davon zu überzeugen, daß Charakter, Gesundheits- und Geistes¬ 
zustand des Täters es als wahrscheinlich erscheinen lassen, daß der Täter 
aus der genannten Unterweisung und Disziplin Vorteil ziehen werde.“ 

Nach dieser Bestimmung kann Borstal-Haft, da ein Verfahren on 
indictment erforderlich ist, nur von einem Vierteljahresgericht (Court of 
Quarter Session) oder einem Schwurgericht (Assizes) wegen eines an¬ 
klagebedürftigen, also schwereren Vergehens (indictable offence) verhängt 

H 2 ) Young Offenders Report 59—61. 

US) Der Vater des Borstal-Gedankens war der langjährige Prison Commissioner Sir 
Ruggles Brise. 

Hl) Zit. nach Rosenfeld a. a. O. 

lila) Daneben gibt es aber noch eine Gruppe von Borstal-Zöglingen. die nur 2 Jahre 
Höchstgrenze haben. Es sind die aus einer Fürsorgeerziehungsanstalt Entwichenen, die 
nach Sektion 82 des Chlldren and Young Person« Act 1938 dem Borstal-Vollzug überwiesen 
werden. Prison Commissioners Report 1936 S. 21 fordert Heraufsetzung der Grenze 
auf 3 Jahre auch für diese Zöglinge, die zahlenmäßig eine geringe Bedeutung haben. 
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werden. 115 ) Der Grund dafür ist, daß dies relativ unbestimmte Urteil 
zu Borstal-Detention einen besonders schweren Eingriff in die persönliche 
Freiheit des Angeklagten darstellt. 

Das Gesetz hat aber in der Folgezeit eine wichtige Ausdehnung durch 
den Criminal Justice Administration Act von 1914 erfahren. Nach § 10 
dieses Act können .unter bestimmten Voraussetzungen die Courts of 
Summary Jurisdiction (also die unteren Gerichte), anstatt selbst ein 
Urteil zu fällen, anordnen, daß jugendliche Rechtsbrecher bis zur nächsten 
Sitzung eines Vierteljahresgerichts oder eines Schwurgerichts in Haft 
zu halten sind. Das höhere Gericht muß dann darüber entscheiden, ob 
Borstal-Haft verhängt werden soll. 

Neben den in § 1 des Prevention of Crime Act enthaltenen persön¬ 
lichen Voraussetzungen (Alter, Verwahrlosung und Besserungsfähigkeit) 
ist erforderlich, daß das untere Gericht wegen des vorliegenden Vergehens 
berechtigt wäre, eine Gefängnisstrafe von über einem Monat ohne Zu¬ 
lassung einer Geldstrafe zu verhängen, und daß der Rechtsbrecher bereits 
einmal zu einer Strafe verurteilt ist oder die Bedingungen einer Bewäh¬ 
rungsfrist nicht eingehalten hat. In diesem Verfahren kann also die 
Borstal-Haft auch wegen nicht anklagebedürftiger Vergehen verhängt 
werden. 110 ) 

Durch den Prevention of Crime Act sind dem Staatssekretär des 
Innern (Home Secretary = Innenminister) und der ihm unterstehenden 
Gefängnisoberaufsichtsbehörde (H. M. Prison Commissioners) wichtige 
Befugnisse verliehen worden: 

Gemäß Sektion 1 (2) des Prevention of Crime Act kann der Staats¬ 
sekretär die Altersgrenze für Borstal-Häftlinge erhöhen. Er hat 1936 
davon Gebrauch gemacht: Seit dem 15. September 1936 können 
auch einundzwanzig- bis dreiundzwanzig jährige 
Rechtsbrecher zu Borstal-Detention verurteilt wer¬ 
den; allerdings nur solche, die im ordentlichen Verfahren (on indictment) 
verurteilt sind. Die Ausdehnung auch auf die nach § 10 des Criminal 
Justice Admistration Act von den Summary Courts verurteilten Einund¬ 
zwanzig- bis Dreiundzwanzigjährigen ist nur durch eine Änderung dieses 
Gesetzes möglich, in dem vergessen worden ist, dem Staatssekretär die 
gleiche Ermächtigung zu geben wie in § 2 des Prevention of Crime Act. 
Im Prison Commissioners Report 1935 S. 21 wird dringend diese Gesetzes¬ 
änderung verlangt. 

Der Staatssekretär hat ferner die Befugnis zur bedingten Entlassung. 
Sie ist in § 5 Abs. 1 wie folgt geregelt: Die Gefängnisoberaufsichts- 
behörde kann auf Grund allgemeinen Erlasses des Staatssekretärs jeder¬ 
zeit, nachdem ein männlicher Sträfling sechs Monate und ein weiblicher 
Sträfling drei Monate in einer Borstal-Anstalt zugebracht hat, und sie 
die Überzeugung erlangt hat, daß der Verurteilte sich wahrscheinlich 
straffrei halten und ein nutzbringendes Leben führen wird, mittels Be¬ 
willigung eines Erlaubnisscheines genehmigen, daß der Verurteilte aus 
der Anstalt unter der Bedingung vorläufig entlassen werde, daß er der 
Schutzaufsicht eines in dem Erlaubnisscheine zu benennenden Vereins oder 
einer Einzelperson unterstellt werde. 

Wie später noch ausgeführt werden wird, ist die bedingte Entlassung 
ein ebenso wichtiger Teil des Borstal-Systems, wie der eigentliche An¬ 
staltsvollzug. 


H5) Fox 177. 

116) Ausführlich Barman 130—132. 
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Der Staatssekretär hat ferner gemäß §§ 3 und 7 die Befugnis, 
Gefängnis- oder Zuchthausstrafen Jugendlicher in Borstal-Anstalten ver¬ 
büßen zu lassen und bei unverbesserlichen Borstal-Zöglingen die Borstal- 
Haft in Gefängnisstrafe umzuwandeln. 117 ) 

§ 8 des Prevention of Crime Act gibt dem Staatssekretär Ermächti¬ 
gungen, welche eine gute Entlassenenfürsorge sicher stellen sollen. § 6 
bestimmt, daß jeder zu Borstal-Haft Verurteilte nach Ablauf der Straf¬ 
zeit noch ein Jahr 118 ) unter der Aufsicht der Gefängnisoberaufsichts¬ 
behörde bleibt. § 8 sieht vor, daß der Staatssekretär einem Verein, der 
es übernommen hat, aus den Borstal-Anstalten Entlassene zu betreuen 
und zu beaufsichtigen, aus öffentlichen Mitteln Zuschüsse bewilligen kann. 
Auf Grund dieser Bestimmung wird die Borstal Association staatlich 
unterstützt, der die gesamte Entlassenenfürsorge und -beaufsichtigung 
übertragen ist. 

Die Borstal-Haft ist also eine besondere Strafart für verwahrloste 
sechzehn- bis einundzwanzigjährige jugendliche Rechtsbrecher mit dem 
Ziel ihrer Besserung. Die Voraussetzungen ihrer Anordnung sind 
nicht so sehr auf die Art des begangenen Rechtsbruches, sondern 
in erster Linie auf die Persönlichkeit des Rechtsbrechers 
abgestellt. t19 ) Das Gericht muß zu der Überzeugung kommen, daß die 
Anordnung der Borstal-Haft in Hinblick auf verbrecherische Gewohnheiten 
oder Neigungen oder auf den Verkehr mit übelbeleumundeten Personen 
zur Besserung des Rechtsbrechers geeignet erscheint und mit Rücksicht 
auf den Charakter, Gesundheits- und Geisteszustand des Rechtsbrechers 
Erfolg verspricht. Auch das Gutachten der Gefängnisoberaufsichtsbehörde 
gemäß § 1 Abs. 2 des Prevention of Crime Act soll das Gericht in seinem 
Urteil über die Persönlichkeit des Rechtsbrechers und seine Eignung zur 
Borstal-Haft unterstützen. In seiner Entscheidung ist das Gericht durch 
dieses Gutachten nicht gebunden. 12 °) 

Für die Anordnung der Borstal-Haft muß also der Rechtsbrecher 
erheblich verwahrlost, aber doch besserungsfähig und für den Vollzug der 
Borstal-Haft geeignet sein. Das Erfordernis der Eignung wurde in der 
ersten Zeit nach Erlaß des Prevention of Crime Act dahin ausgelegt, daß 
die Borstal-Haft nur bei körperlich und geistig völlig Gesunden zur An¬ 
wendung kommen sollte. 121 ) Diese strenge Auslese durch die Gerichte ist 
heute nicht mehr erforderlich. In diesem Zusammenhang ist eine Ent¬ 
scheidung des Court of Criminal Appeal wichtig, 122 ) nach der „ver¬ 
brecherische Neigungen“ bereits aus der Natur des begangenen Vergehens 
gefolgert werden können, ohne daß Vorstrafen erforderlich sind. Es ist 
im allgemeinen nicht zweckmäßig, daß Gerichte die Anordnung der Borstal- 
Haft ablehnen, weil ein Rechtsbrecher für Borstal zu schlecht, „too bad for 
Borstal“, sei. Die noch darzustellende Differenziertheit in den Anstalts¬ 
typen macht es heute möglich, auch körperlich oder geistig Behinderte 
und schwerer Verwahrloste in passende Anstalten zu überweisen. Aus 
demselben Grunde sind aber heute auch Verwahrloste nicht mehr „too 
good for Borstal“, weil eine schlechte Beeinflußung durch stärker Ver¬ 
wahrloste zu befürchten wäre; für sie sind besonders die neuen Borstal- 


ui) Zu den Gesetzesbestimmungen vergl. Rosenfeld 85—89. 
US) Fox 179. 

IW) Persistent Offenders Report 12. 

3 20) Barman 142. 

121) Struve 227. 

122) Kit. bei Fox 179. 
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Anstalten Lowdham Grange und North Sea Camp bestimmt. 123 ) Eine 
wichtige Korrekturmöglichkeit während des Vollzuges ist darin gegeben, 
daß Leichtverwahrloste gemäß § 5 Abs. 1 des Prevention of Crime Act 
bereits nach sechs oder drei Monaten bedingt entlassen werden können, 
während bei Unverbesserlichen die Borstal-Haft gemäß § 7 in Gefängnis¬ 
strafe umgewandelt werden kann. 124 ) 

Die Gerichte machen in immer steigendem Maße von der Möglichkeit, 
Borstal-Haft anzuordnen, Gebrauch. Es wurde Borstal-Haft angeordnet: 125 ) 


1924 .... 

. . . . 679 mal 

1927 .... 

.... 602 

yy 

1930 .... 

.... 774 

yy 

1932 .... 

.... 1058 

yy 

1933 .... 

.... 898 

yy 

1934 .... 

.... 847 

yy 

1935 .... 

.... 721 

yy 


Der Vollzug der Borstal-Haft ist dem Staatssekretär des Innern über¬ 
tragen. § 4 des Prevention of Crime Act bestimmt: 12C ) 

1. Der Staatssekretär kann Borstal-Anstalten einrichten, d. h. An¬ 
stalten, in welchen jugendliche Rechtsbrecher in Haft gehalten 
werden und während derselben gewerbliche Erziehung sowie 
anderen Unterricht erhalten und solchen disziplinarischen sowie 
moralischen Einflüssen unterworfen werden, welche geeignet sind, 
zu ihrer Besserung sowie zur Bekämpfung des Verbrechens bei¬ 
zutragen ... (Im folgenden Satz ist bestimmt, daß der Staats¬ 
sekretär die Gefängnisoberaufsichtsbehörde ermächtigen kann, zur 
Neueinrichtung von Anstalten Grundbesitz zu erwerben oder vor¬ 
handene Anstalten umzubauen.) 

2. Der Staatssekretär kann für jede Borstal-Anstalt eine Dienst- und 
Hausordnung aufstellen, eine Aufsichtskommission einsetzen und 
Vorschriften für die Einteilung, Behandlung, Beschäftigung und 
Beaufsichtigung . . . ergehen lassen; insoweit solche Vorschriften 
nichts anderes bestimmen, finden auf jede Borstal-Anstalt gleich 
alswennsie eine Gefangenenanstalt wäre, die Prison Acts . . . 
sowie die zu diesen erlassenen Dienstordnungen Anwendung. 

Die Verwaltung der Borstal-Anstalten ist damit ein Teil der staat¬ 
lichen Gefängnisverwaltung. Die Zentralbehörde für die Verwaltung der 
Gefängnisse, Zuchthäuser und Sicherungsverwahrungsanstalten beim 
Staatssekretär des Innern ist His Majesty’s Prison Commission. Dieser 
Kommission untersteht auch die Verwaltung der Borstal-Anstalten, ins¬ 
besondere ihre Einrichtung und Unterhaltung, die Ausarbeitung von 
Dienstordnungen und allgemeinen Richtlinien, die Aufsicht über die An¬ 
stalten usw. „Seiner Majestät Borstal-Anstalten“ (H. M. Borstal-In- 
stitutions) sind aber keine Gefängnisse, sondern staatliche Strafanstalten 
eigener Art mit eigenen Aufgaben; sie sollen, wie der Staatssekretär des 
Innern MacKenna im Jahre 1912 vor dem Unterhaus ausführte, „weniger 
als Gefängnisse und mehr als Schulen“ sein. 

Die bewußt sehr knappen, nur auf das Notwendigste beschränkten 
Dienst- und Vollzugsvorschriften für die Borstal-Anstalten sind in 


123) Fox 179. Prison Commissioners Report 80/32 f. 

121) Mesurier 175, Fox 179. 

123) Fox 190, Prison Commissioners Report f. 1933, 1934, 1935. 
120 ) Zit. nach Rosenfeld 87. 
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Ausführungsbestimmungen vom 23. Juni 1909 niedergelegt worden, die 
der Staatssekretär des Innern gemäß Abschnitt 4 Abs. 2 des Prevention of 
Crime Act 1908 erlassen hat. 127 ) Sie sind seither in manchen Punkten 
geändert worden. 128 ) Im übrigen gelten subsidiär die allgemeinen Dienst- 
und Vollzugsvorschriften (Statutory Rules), die zuerst 1899 erlassen, dann 
vielfach geändert und schließlich 1933 neu veröffentlicht wurden. 129 ) Sie 
sind am 12. August 1933 als „Rules for the Government of Prisons“ in 
Kraft getreten. 

2. Stellung, Ziel und allgemeine Methoden der Erziehung im 
Bor stal-Vollzug 

„Eine Borstal-Anstalt ist eine Erziehungsschule für halberwachsene 
Rechtsbrecher, basiert auf Erziehungsprinzipien und -methoden. Dahin¬ 
gesandt zu werden, ist eine Strafe. Denn die Behandlung darin schließt 
einen erheblichen Verlust an Freiheit ein. Sich dort aufzuhalten, bedeutet 
aber für den Jugendlichen eine Chance, zu lernen, sich im Leben zurecht¬ 
zufinden und das Gute, das in jedem Menschen ist, zu entwickeln.“ 130 ) 

Die Erziehung ist im Borstal-System von Anbeginn das herrschende 
Prinzip gewesen. Dementsprechend ist man stets bestrebt gewesen, Kon¬ 
flikte mit erziehungsfremden Grundsätzen, die so oft im Strafvollzug die 
erzieherische Arbeit erschweren oder gar unmöglich machen, soweit es 
irgend geht, zu beseitigen. Es hat sich glücklicherweise gezeigt, daß, je 
gründlicher der Erziehungsgedanke in den Anstalten durchgeführt wurde, 
es desto leichter war, auf Einrichtungen zu verzichten, die der bisherige 
Strafvollzug in seiner repressiven Form nicht entbehren konnte. Als bezeich¬ 
nendes Beispiel wird in der englischen Literatur der Gegensatz zwischen 
den Anforderungen der Erziehung und der Sicherung angeführt. 131 ) 
Eine Strafanstalt gewöhnlichen Stils müsse vor allem darauf sehen, ihre 
Insassen durch mehr oder weniger kostspielige Bauten von Mauern und 
technischen Ausbruchssicherungen, sowie durch ein umfangreiches Auf¬ 
seherpersonal zuverlässig zu verwahren. Ein großer Teil des Anstaltslebens 
werde dann von diesem Gesichtspunkt der Sicherung bestimmt: Man dürfe 
die Gefangenen nicht ohne Bewachung lassen, müsse den Verkehr mit der 
Außenwelt ängstlich unterbinden usw. Ein richtig durchgeführter 
Erziehungsstrafvollzug könne aber jedenfalls bei jungen Gefangenen die 
Frage der Sicherung der Gefangenen an zweite Stelle schieben. Gerade 
in den Borstal-Anstalten hat sich in den nun 30 Jahren ihres Bestehens 
gezeigt, daß die Ausgaben für Sicherungszwecke ganz außerordentlich 
herabgesetzt werden können. Das System, den Insassen weitgehendes Ver¬ 
trauen zu erweisen und einen Fluchtversuch als einen Vertrauensbruch zu 
kennzeichnen, hat es ermöglicht, daß in den Borstal-Anstalten die Haupttore 
tagsüber offenstehen, daß bei allen Neubauten auf mehr als normal starke 


12 ") in deutscher Uebersetzung wiedergegeben von Hauptvogel ln „Aufzeichnungen 
über das Gefängniswesen Englands“, Blätter für Gefängniskunde Bd. 62 (1931) Sonderheft 
S. 152 ff. Der englische Text ist abgedruckt bei Ruggles-Brise, The English Prison System, 
London 1921, S. 238 ff. 249 ff. 

128 ) Siehe die Uobersicht bei Fox, S. 231 ff. 

129 ) Vgl. den Bericht von Erik Wolf „Die Neuordnung des Gefängniswesens ln 
England" ln Blätter für Gefängniskunde Bd. 66, (1935) S. 123 bis 169. Im übrigen siehe 
die ausführliche Darstellung bei Fox, „The Modern English Prison“. 

ISO) Paterson in der Vorrede zu Barman S. 14; s. auch Mesurier 212; Hauptvogel H 
S. 13 ff. 

lsi) Persistent Offenders Report 28, Fox 181, Barman 186, Prison Commissioners 
Report 1929, S. 34. 
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Umzäunung verzichtet wird, ja, daß in den neuesten Anstalten für gut 
veranlagte Leichtverwahrloste nicht einmal die Zellentüren abgeschlossen 
werden. Diese Erfahrung läßt es zu, daß bei dem Bau von neuen Borstal- 
Anstalten der Gesichtspunkt der Sicherung gänzlich hinter dem des 
Erziehungszwecks zurücktreten kann. 

Schon aus dem Eingangs-Zitat zu diesem Abschnitt ist zu ersehen, 
daß die für den Borstal-Vollzug maßgebenden Männer Strafe und Erziehung 
nicht als sich ausschließende Gegensätze ansehen, wenn beide Begriffe 
richtig verstanden werden. Daß der Erziehungsgedanke in seiner aus¬ 
schließlichen Betonung im englischen Jugendstrafvollzug nicht zu einer 
Verweichlichung des Strafrechts geführt hat, ergibt sich aus der Dar¬ 
stellung der Erziehungsmethoden. England hat von Anfang an den Ge¬ 
danken des Erziehungsstrafvollzuges nicht dahin mißverstanden, daß Er¬ 
ziehung im Strafvollzug eine humanitäre Wohltat für den Gefangenen 
mit möglichst großen Hafterleichterungen und Vergünstigungen bedeute. 
Der Engländer hat das Verhältnis zu den alten Strafvollzugsformen nie 
unter dem Gegensatz: Milde — Härte gesehen, sondern Erziehungsstraf¬ 
vollzug bedeutet für ihn ein völliges aliud gegenüber den früheren 
Methoden: Dynamik gegen Statik. Die Frage des Verhältnisses zwischen 
Strafe und Erziehung ist für den Engländer auch nicht mit so schweren 
dogmatischen Gewichten belastet, wie etwa in Deutschland. Für den 
Engländer ist ein Strafvollzug schlecht, der nichts zur Moralerziehung des 
Volkes und zur Verhütung und Verringerung der Kriminalität beiträgt. 
Der Vollzug ist für ihn gut, wenn er möglichst viele Rechtsbrecher vor 
Rückfällen bewahrt und im übrigen in genügendem Umfang die latenten 
kriminellen Tendenzen im Volk immunisiert. Den Vollzug einer Vergeltung 
und Sühne überläßt er lieber dem Jenseits. Das hindert nicht, daß er bei 
seinen Bemühungen, den Strafvollzug auch spezialpräventiv erfolg¬ 
reich zu gestalten, in immer steigendem Maße auf eine möglichst 
innerliche Erfassung der Gefangenen Wert legt, nicht nur mit den Mitteln 
der religiösen Beeinflussung, sondern heute ebenso stark mit allen erprob¬ 
ten Methoden der Charakterbildung, wie noch unten zu zeigen sein wird. 
Die große Mehrheit der Engländer ist heute davon überzeugt, daß der aus¬ 
schließlich unter dem Erziehungsgedanken stehende Borstal-Strafvollzug 
alle übrigen wünschenswerten Strafzwecke mit erreicht; vor allem auch den 
der General-Prävention, die der zeitlich unbestimmte Borstal-Vollzug 
erfolgreicher mit besorgt, als die früheren äußerlich härteren, aber in 
vom Strafrichter fest bestimmten Zeiten sich vollziehenden Methoden 
der Behandlung jugendlicher Strafgefangener. 

Nun einige Worte über das Ziel der Erziehung. Als Ziel des 
Borstal-Vollzuges wird immer wieder die Erziehung zum anständigen 
Staatsbürger (honest citizen) gefordert. 132 ) Nur jemand, der England 
nicht kennt, kann darin ein verschwommenes Ideal sehen. Diese Forderung 
hat vielmehr, von einem Engländer ausgesprochen, einen ganz konkreten 
politischen und sozialen Inhalt. Im Grunde ist auch hier das Ideal des Gentle¬ 
man gemeint, d. h. eines Engländers, der einen Charakter besitzt, in dem 
Verstand, Gefühlsleben und Willensstärke in schönster Harmonie stehen; 
der sozial und ritterlich ist und hart gegen sich selbst, um auch den unan¬ 
genehmsten Situationen des Lebens, ohne mit der Wimper zu zucken, in 
einer anständigen Form gerecht zu werden; der auch dann das Richtige im 


132) Mesurier 208, Barman 67, Principles S. 16 u. n., Young Offenders Report 91, 
Meaurier 207/208, Barman 28, für Gefängniaerziehung allgemein Fox 41. 
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englischen Sinne trifft, wenn es ihm nicht ausdrücklich befohlen wird oder 
wenn er in eine schwierige, entscheidungsvolle Lage kommt, in der er 
auf sich selbst angewiesen ist. 133 ) Irgendeine Unsicherheit über das Ziel der 
Erziehung, unter der bekanntlich bis vor kurzem die deutsche Jugend¬ 
gefängnis-Pädagogik, wie die deutsche Pädagogik überhaupt zu leiden 
hatte, bestand für den Borstal-Vollzug von Anbeginn nicht. 

Mit einem solchen Ziel der Erziehung ist ausdrücklich die Heran¬ 
züchtung jenes Typus verworfen, den der Engländer „model prisoner“ 
nennt, d. h. eine so häufig in den Anstalten anzutreffende Menschensorte, 
die sich innerhalb der Anstalt durch Unterwürfigkeit auszeichnet, die 
Hausordnung genau befolgt und doch draußen im Leben versagt. 134 ) 

Experimentiert wird nur auf dem Gebiet der Erziehungs¬ 
methoden, auf dem ja 1908 vollkommenes Neuland erschlossen werden 
mußte. Es ist sehr lehrreich, die Entwicklung des Borstal-Systems in diesem 
Punkt zu verfolgen. Zunächst, d. h. etwa bis zum Jahre 1920 bedeutete der 
Borstal-Vollzug nur eine Art Auflockerung der Strafvollzugsformen an 
erwachsenen Gefangenen. Etwas sinnvollere und hygienischere Arbeit als 
dort, etwas mehr körperliche Ausarbeitung, die sich ausschließlich im 
Rahmen militärischen Drills und Turnens bewegte; hausbackene Einzel¬ 
beeinflussung durch Zuspruch des Geistlichen oder des Direktors, etwas 
Freizeitgestaltung mit größter Zurückhaltung — das war der zaghafte 
Anfang des Borstal-Vollzuges, der noch vor seiner eigenen Courage Angst 
hatte, mit den überkommenen Strafvollzugsformen des 19. Jahrhunderts 
grundsätzlich zu brechen. Dieser Anfang erwies sich denn auch rasch 
mehr und mehr als unzulänglich, eine Erkenntnis, die sich schon früher 
ausgewirkt hätte, wenn nicht der Weltkrieg dazwischen gekommen wäre. 
Die Gründe dafür lagen in der ungenügenden Berücksichtigung der 
Biologie und Psychologie des Jugend- und Reifealters, die inzwischen 
immer klarer von der Wissenschaft auch für jugendliche Verwahrloste 
erkannt wurden. Ermutigend war ferner die Erfahrung, daß jene ersten 
Auflockerungen des alten Strafvollzuges im Borstal-System der Wirkung 
der Strafe in keiner Weise Abbruch getan hatten. 

Der entscheidende Übergang von einer ausschließlich autoritären, 
statischen Pädagogik, die auch hinsichtlich des jungen Gefangenen noch 
mit dem mechanistisch-rationalistischen Verbrecherbild des 19. Jahr¬ 
hunderts rechnete, zu einer straffen, von entwicklungsbiologischen Erkennt¬ 
nissen bestimmten und entsprechend dynamischen Erziehungsmethode voll¬ 
zog sich im Jahre 1922, als im Borstal-Vollzug das Haussystem und 
andere Methoden einer Gruppen- und Gemeinschaftspädagogik eingeführt 
wurden. 135 ) Damit waren auch die Reste der alten, im wesentlichen 
repressiven Behandlung aufgegeben, bei der der Gefangene seine Strafzeit 
passiv absitzt mit dem Erfolg, daß seine kriminogenen Eigenschaften wie 
Willensschwäche, mangelnde Triebbeherrschung, Gefühlsunstetheit, Phan¬ 
tastik usw. erst recht verstärkt werden. An ihre Stelle trat eine Voll¬ 
zugsform, die sich rasch gerade für den echten Kriminellen als recht viel 

133) „The aim of Borstal is to train boys in tliose qualities which make a good 
Citizen . . . We want our Rons and the Kons of the country to be reliable, capable of hard 
endeavour and of „sticking it“ when things are difficult and disagrceable . . . We want 
to be able to trust their Word and their sense of honour . . . We want them to deveiop 
strongly a sense of Citizen duties as well as Citizen rights, so that each may function 
worthily in his own corner of our „Great Society“. (Meisurier 208.) Ueber das Gentleman- 
Ideal vgl. Dibeliua, England Bd. 1 S. 195 f. 

13*) Mesurler 207, Paterson b. Barman 13. 

185) Siche die Uebersicht über die letzten 26 Jahre im Prison Commissioners Report 
1934. S. 11 f., sowie die histor. Kap. bei Fox a. a. O. Zum folg, auch Hauptvogel II 
S. 33 ff. 
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unangenehmer erwies, weil er sich hier aktiv anstrengen muß, statt sich 
wie im alten Vollzug nach dem Gesetz des kleinsten Widerstandes in 
„guter Führung“ passiv geschmeidig einzufügen. 

Der diesem Übergang zugrunde liegende Wechsel der Vorstellungen 
wird außerordentlich klar in der amtlichen Denkschrift über das Borstal- 
System mit folgenden Sätzen geschildert, die zugleich tiefsten Aufschluß 
über die pädagogische Grundhaltung der für den Borstal-Vollzug verant¬ 
wortlichen Männer gibt. 

„Früher bestand die Methode, junge Verbrecher zu behandeln, nur in 
der Anwendung von Gewalt. Man sah in dem Jungen nur einen Brocken 
harten Materials, das nur dem Hammer nachgibt und nahm sich alle 
Mühe, ihn in eine Form zu schlagen. Manchmal führte dies zu inneren 
Verletzungen und der Geist des Jungen wuchs in eine falsche Form; denn 
oft bewirkt die Anwendung von Gewalt die Reaktion, noch antisozialer zu 
werden als bisher. Dann folgte eine zweite Periode, die 50 Jahre lang in 
vielen Erziehungsanstalten blühte und die die Methode des Druckes ge¬ 
nannt werden könnte. Der Junge wird behandelt, als wäre er ein Klumpen 
Kitt, und man bemüht sich, ihn zu formen durch sanften und andauernden 
autoritären Druck von außen. Dadurch nimmt er mit der Zeit, durch fort¬ 
dauernde Wiederholung, die Gewohnheit an, sich sauber zu halten, Befehlen 
zu gehorchen und sich in Gegenwart seiner Respektspersonen anständig 
aufzuführen. Dies sind an sich gute Eigenschaften, und alle, die dieses 
System anwandten, hofften, daß nach einigen Jahren solch ständiger Er¬ 
mahnung und täglicher Gewöhnung alle Jungen dieselbe angenehme Form 
beibehalten würden, auch wenn nicht mehr jener autoritäre Druck hinter 
ihnen steht. Aber die Triebfedern der Taten liegen tiefer als die Gesetze 
der Gewohnheit und als die Stimme des Mentors vermutlich reicht, und 
der Charakter wird letzten Endes nicht bestimmt durch die äußere Form, 
die auf diese Art gemodelt wird, sondern durch innere Kräfte, die durch 
jene Methode möglicherweise überhaupt nicht angerührt wurden. Es kommt 
daher traurig oft vor, daß der Junge, der bloß dem Druck der Autorität 
von außen ausgesetzt war, eine ganz andere Form annimmt, sowie er den 
verschiedenartigen Einflüssen des freien Lebens ausgesetzt ist. Mit 
andern Worten: nachdem er wie ein Klumpen Kitt behandelt worden ist, 
wird er sich benehmen wie ein solcher und allmählich allen Einflüssen 
seiner Umgebung weichen. 

Der dritte und schwierigste Weg, einen jungen Burschen zu erziehen 
(to train), besteht darin, daß man ihn als einen lebenden Organismus 
betrachtet, der sein eigenes Lebensgeheimnis und seine eigene innere Trieb¬ 
kraft hat, der zwar in seinem äußeren Verhalten von der augenblicklichen 
Umwelt mitbestimmt wird, aber keine grundlegende Veränderung von 
Dauer durch rein äußeren Druck erfahren kann. So sieht Borstal ihn heute 
an: als einen Jungen, in dessen spezifischem Charakter und Leben vieles 
durcheinander gemischt ist. Die Aufgabe ist, ihn nicht in eine Form zu 
pressen, sondern in ihm eine innere Kraft zu entwickeln, die sein Betragen 
reguliert, ihm eine Vorliebe für das Gute und Reine einflößt, sowie den 
Wunsch, sein Leben richtig zu leben, so daß er schließlich sich selbst und 
nicht ein anderer ihn vom Untergang rettet. Dazu ist nötig, den einzelnen 
Jungen zu studieren, seine Neigungen und die in ihm steckenden Möglich¬ 
keiten ausfindig zu machen und ihm sodann eine Idee vom Leben ein¬ 
zuimpfen, die in ihm keimt und einen Charakter hervorbringt, der seine 
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Begehrungen unter Kontrolle hat und seine Lebensführung an etwas ruhm¬ 
volleren Zielen ausrichtet als nur an Bezahlung und Erwerb.“ 136 ) 

„Die Borstal-Erziehung beruht auf der doppelten Voraussetzung, einer¬ 
seits, daß etwas Gutes in jedem steckt, und andererseits, daß fast allen ein 
Korpsgeist eingeboren ist, an den zu appellieren bei keinem Engländer ver¬ 
geblich ist, nämlich to play the game, to follow the flag, to stand by the 
old ship.“ 137 ) 

In diesen vorstehenden Sätzen ist die ganze Eigenart der Borstal- 
Erziehung niedergelegt: 

1. Sie geht aus von einer ganz modernen entwicklungsbiologischen 
Auffassung des jugendlichen Rechtsbrechers. Das bedeutet: Man 
ist sich der im Biologischen liegenden Grenzen der Erziehungs¬ 
möglichkeiten bewußt; man weiß, daß man nur das aus jedem 
Jungen herausholen kann, was seine Anlagen zulassen. Die Borstal- 
Erziehung ist also illusionslos. Sie ist nur ein „attempt of self- 
realisation“ 13S ) des Jungen, „the preparation of poor material 
for a hard life“ (Princ. S. 32). 

2. Die Borstal-Erziehung beginnt daher mit einer gründlichen 
kriminalbiologischen Untersuchung jedes Jugendlichen — die 
während des ganzen Anstaltsaufenthalts fortgesetzt wird — und 
einem im Anschluß daran aufgestellten Erziehungsplan. Dieser 
erfährt sofort Abänderungen, wenn es sachlich auf Grund der 
weiteren Erfahrungen mit dem Jugendlichen geboten erscheint. 
Von der kriminalbiologischen Untersuchung erwartet der Engländer 
aber nicht alles; so gründlich er sie betreibt (S. 206), so skeptisch 
betrachtet er die Möglichkeit, je mit ihrer Hilfe allein die Grenzen 
der Erziehbarkeit von vornherein sicher bestimmen zu können; 
letzte Gewißheit gibt ihm hier erst der erzieherische Versuch 
einer starken Erzieherpersönlichkeit, der um den Jungen und seine 
Seele ringt, statt ihn nur — wie der Arzt der Aufnahmestation — 
zu beobachten. 

3. Die Methodik der Borstal-Erziehung schmiegt sich elastisch den ent¬ 
wicklungsbiologischen Erfordernissen des Jugend- und Reifealters 
an. Sie beruht daher auf einer gesunden Vereinigung von Gruppen- 
und Gemeinschaftserziehung mit einer den einzelnen Jungen auf¬ 
merksam beobachtenden und betreuenden Pädagogik. Das Ganze 
bezeichnet der Engländer mit dem Wort „training“, für das es kein 
vollentsprechendes Wort im Deutschen gibt. „Borstal-Training“ 
bedeutet bewußte stetige erzieherische Kleinarbeit, die den Jugend¬ 
lichen einzeln und als Gruppe immer wieder neue Ziele setzt; sie 
ist eine beobachtende und planende Tätigkeit, die die Zöglinge in 
der Gemeinschaft und einzeln körperlich und seelisch nach allen 
Richtungen hin überholt und durchwalkt, bis sie rechte englische 
Jungen geworden sind. 

Oberstes Erziehungsprinzip ist — und darin wird die höchste 
Kunst des Borstal-Erziehers gesehen — Hilfe zur Selbsthilfe des 
Zöglings. „Nur du, und kein anderer kann dich letzten Endes 
retten“ — wird vom ersten Tage an dem Borstal-Jungen ein¬ 
gehämmert. Der Erzieher soll nicht Lehrer („teacher“) sein, der 
überall belehrt und kontrolliert, sondern ein aktiver Beobachter 


130) Principles S. 12 ff. 

137) Princlplea S. 8. 

138) Barman S. 86. 
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(„active observer“), der nur eingreift, wenn es nötig ist. 130 ) 
Gerade wenn die Erziehung einen tieferen Erfolg haben soll, darf 
sie nicht die Persönlichkeit des Zöglings umbiegen wollen. 
Der Zögling muß sich so letzten Endes aus seiner eigenen 
Substanz heraus entwickeln. „That is the heart of the 
borstal-idea, to teach seif- discipline, seif- control and 
seif- discovery.“ 14 °) Appell an die Ehre, Schärfung der Selbst¬ 
verantwortung und Selbstdisziplin, Auferlegung und pünktliche 
Erfüllung von Pflichten, Aktivierung und Lenkung aller in dem 
Zögling liegenden sozialen Kräfte und ihre Stärkung durch fort¬ 
währende Übung und Erprobung — das alles ist Borstal-Erziehung 
und gibt dem ganzen Anstaltsleben eine mitreißende Lebendigkeit 
und Dynamik. 

Der Trainingsgedanke ist also auch deshalb erzieherisch so 
fruchtbar und wertvoll, weil entscheidendes Gewicht auf die 
aktive Mitarbeit des Zöglings gelegt wird. Es genügt nicht, 
daß der Zögling sich untätig der Erziehung überläßt; er muß 
ständig an sich selbst arbeiten. Er sieht aber auch den Erfolg 
seiner Arbeit, denn seine Bemühungen werden seiner Ent¬ 
wicklung entsprechend durch Abzeichen, Vergünstigungen, steigen¬ 
den Einfluß und Ansehen in der Anstalt belohnt. 141 ) 

4. Gemeinschafts- und gruppenpädagogische Methoden auf jugend¬ 
biologischer Grundlage bedeuten aber sorgfältige Auslese, Klassi¬ 
fizierung und Gruppierung der Zöglinge nach kriminalbiologischen 
und -pädagogischen Gesichtspunkten. 141 a) Wie dieses im Borstal- 
System heute durchgeführt wird, wird in den Abschnitten über 
Klassifikation der Anstalten und das Haus- und Stufensystem 
berichtet. 

Hinsichtlich der Erziehungsmethoden des Borstal-Vollzuges ist fol¬ 
gendes noch im allgemeinen zu beobachten: 

Die Borstal-Erziehung ist ganz undogmatisch. Es gibt kein fest¬ 
gefügtes „System“ der Borstal-Erziehung, weil sie ein Werk der un¬ 
systematischen, lebendigen Praxis ist. „Borstal is a living thing, changing 
from year to year, a dynamic force, not dead and static.“ 142 ) „It 
is not a fixed system but . . . . it is in a state of flux.“ 143 ) Die Dienst¬ 
anweisungen der Gefängnisoberaufsichtsbehörde hemmen die erzieherische 
Initiative nicht, „they are for the most part buried in respectable ob- 
scurity“. 144 ) In den Jahresberichten der Gefängnisoberaufsichtsbehörde 
zeigt sich vielmehr, daß stets neue Wege der Erziehung versucht werden, 
die zunächst an einer Anstalt erprobt werden, ehe sie für den ganzen 
Borstal-Vollzug angeordnet werden. Man ist immer neuen Erfahrungen 
offen. Schon die Gründung der ersten Borstal-Anstalt war ein mutiger 
Versuch, und die weitere Entwicklung zeigt, daß die Gefahr eines Stehen- 


330) Barman 71. 

HO) Mesurier 207 ; Principles S. 14. 

141) Eine fremd anmutende Auswirkung des Trainingsgedankens ist das früher 
auch in Borstal herrschende Markensystem (Struve 234/35), bei dem der Zögling täglich 
je nach Verhalten und Leistungen eine bestimmte Anzahl von Marken oder Strichen und 
damit Vergünstigungen verdienen konnte. Eine Bolche Schematisierung der Erziehung 
besteht aber heute im Borstal-System nicht mehr. In gewöhnlichen Strafanstalten gilt das 
Markensystem aber weiter und ist von Bedeutung für eine vorzeitige Entlassung, Fox 79/91. 

141a) Principles S. 33 ff. 

142) Mesurier 212. 

143) Young Offenders Report 95. 

144) Fox 181. 
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bleibens in starren Formen nicht besteht. Man hat gerade in letzter Zeit 
in Lowdham Grange und North Sea Camp wieder einen neuen Typ von 
Borstal-Anstalten geschaffen. 

Diese Aufgeschlossenheit gegenüber Neuerungen kommt aber nicht 
aus einer inneren Unsicherheit, die ein unfruchtbares Herumexperimen¬ 
tieren in Neuerungssucht begünstigen mag. Die Selbstsicherheit, mit der seit 
dem Jahre 1908 der Borstal-Vollzug stetig und Schritt für Schritt zu immer 
neuen Formen mit bestem Erfolg ausgebaut ist, erklärt sich aus der An¬ 
knüpfung an die großen englischenErziehungstra- 
ditionen. Das zu wissen, gehört unerläßlich zum Verständnis des 
ganzen Borstal-Systems, seiner Methoden und seiner Erfolge. Denn im 
Grunde ist das Borstal-System nichts anderes als eine entsprechende Über¬ 
tragung der bewährten Erziehungsmethoden der englischen public schools 
auf die Erziehung straffälliger Jugendlicher. 146 ) Das Haussystem mit 
seiner Gruppenpädagogik unter Führung des house masters, die Auffassung 
des Sports in den Anstalten und die Auswahl der Sportarten usw. — dieses 
alles gleich zu erwähnende ist bewährtes Erziehungsgut der großen eng¬ 
lischen Internatsschulen, die bekanntlich von jeher das Hauptgewicht auf 
die Charakterschulung und erst in zweiter Linie auf die Mehrung des 
Wissens gelegt haben. Nur wenn man diese Zusammenhänge kennt, findet 
man es nicht mehr verwunderlich, warum in den Borstal-Anstalten ein so 
ausgeglichener, selbstsicherer Geist herrscht, der kaum von Zweifeln dar¬ 
über gequält wird, ob diese Vollzugsform auch weltanschaulich richtig und 
in ihren Methoden praktisch gerechtfertigt ist. Das tiefste Geheimnis des 
Erfolges der Borstal-Anstalten dürfte darin liegen, daß hier das englische 
Volk auch für die Erziehung straffälliger Jugend einfach die artgemäße 
Form gefunden hat. Der Borstal-Vollzug gliedert sich zwanglos in das 
übrige Bild des englischen Erziehungswesens ein. 14U ) Organisatorisch 
kommt das in der Mitaufsicht des Unterrichtsbetriebes der Borstal-An¬ 
stalten durch Vertreter der örtlich zuständigen Schul- und Erziehungs¬ 
behörden zum Ausdruck. 

Der Borstal-Erziehung kommt es also wesentlich auf die Ausbildung 
charakterlicher Fähigkeiten des Zöglings an. 147 ) Ein anständiges 
und sauberes Verhalten dem einzelnen und der Gemeinschaft gegenüber, 
wie es das Ziel der Borstal-Erziehung ist, kann nicht schulmäßig gelehrt 
werden, besonders nicht bei verwahrlosten Jugendlichen. Bevor etwa von 
den Verpflichtungen anderen Menschen gegenüber mit Erfolg gesprochen 
werden kann, müssen persönliche Bindungen zu Kameraden und Erziehern 
erlebt sein. Die schulmäßige Vermittlung von Wissen und Fähigkeiten 
des Berufs sowie von kulturellen Werten ist daher nicht das in erster 
Linie für die Borstal-Erziehung wesentliche. Die Borstal-Erziehung ist eben 
keine Schule, sondern „it must always be remembered that character-trai- 
ning is the true raison d’etre of Borstal“. 148 ) „Questions of time-table, 
schoolroom and workshop, though all of them of importance are second- 
ary.“ 119 ) Die Wichtigkeit dieser Dinge wird damit nicht unterschätzt. 
Aber sie haben nur einen sehr beschränkten Wert, wenn sie ohne den Ver¬ 
such tieferer Beeinflussung an den Zögling herangetragen werden. So ist 


145) Calvert 213, Mesurier 239, H. Smith 121. 

148) S. auch schon Sieverts ZStW. 53, S. 693 f. 
147) Mesurier 208. 

14 ») Mesurier 221. 

149) Young Offenders Report 05. 
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das ganze System auf „character-training“ ausgerichtet, wie auch die 
englischen public schools. 15 °) 

Die Borstal-Erziehung ist bewußt jugendgemäß gestaltet. Ein 
großer Teil des erzieherischen Erfolges des Borstal-Systems beruht wohl 
darauf, daß dem Zögling ein echtes Jugendleben ermöglicht wird, wie er 
es biologisch braucht, das ihm aber vorher in der Wüste der großen 
Städte oft versagt blieb, ein Umstand, der nicht selten seine Kriminalität 
mit verursachte. Das bedeutet Gemeinschaftserziehung. Der Zögling führt 
ein intensives, kameradschaftliches Gemeinschaftsleben mit Jugendlichen 
seines Alters, das im Haussystem, beim Sport, in den Anstaltsfesten seinen 
Ausdruck findet. Dieses Gemeinschaftsleben wird als unerläßliches Er¬ 
ziehungsmittel angesehen. Jeder junge Mensch hat ein Bedürfnis nach 
Kameradschaft mit Gleichaltrigen. Dieses äußert sich auch bei Verwahr¬ 
losten in Banden- und Kliquenbildung. Die sich hier negativ auswirkenden 
Kräfte werden bei der Borstal-Erziehung nicht unterdrückt, sondern ins 
Positive gewendet, 151 ) wie noch bei der Beschreibung des Haussystems 
ausgeführt wird. Die Zöglinge lernen, sich in eine größere Gemeinschaft 
einzuordnen. Es wird der Ehrgeiz in ihnen geweckt, durch anständiges 
Benehmen, sportliche Leistungen, Sauberkeit und Ausschmückung der 
Wohnräume für ihre Gruppe, ihr Haus einzutreten. 152 ) Jugendgemäß 
ist auch die Anstaltskleidung gehalten, die den Pfadfindern (scouts) nach¬ 
gebildet ist: Kniefreie Hosen, Sporthemd, Schlips. 

Für die Borstal-Erziehung ist ferner Härte des Lebensstils 
charakteristisch, die zu den Borstal-Traditionen gehört. 153 ) Der Sport 
und soldatisch straffe Formen, wie die Parade, geben dem Anstaltsleben 
eine eigene Note. „Military drill and discipline play an important part 
in the reformation.“ 154 ) Weiche, verzärtelte Jugendliche können sich, 
besonders ihren Kameraden gegenüber, nicht durchsetzen. 155 ) Die Zög¬ 
linge w r erden in der Anstalt scharf angefaßt. Selbstbeherrschung, Pünkt¬ 
lichkeit und Disziplin spielen eine wichtige Rolle. Diese Haltung und 
Lebensformen entsprechen ja, richtig angewandt, auch durchaus dem 
Empfinden junger Menschen. 

Für die Borstal-Methode ist es ferner wesentlich, daß der Weg der 
Erziehung über das Individuum mit seinen besonderen 
Sorgen, Nöten und Anliegen geht. „The truth, asever, lies in the fact that 
no two lads are the same, and no golden rule exists for the proper training 
of them. One will require tactful Stimulus, another a sharp jerk“. (Prin- 
ciples S. 28). Das ist weder Weichlichkeit noch übertriebener Indi¬ 
vidualismus, sondern kommt aus der nüchternen Erkenntnis, daß auf 
andere Weise bei verwahrlosten jungen Menschen nichts erreicht werden 
kann. 15<i ) Es wäre falsch, bleibende erzieherische Wirkungen von der 
äußeren Disziplinierung allein zu erwarten. 157 ) Diese Disziplinierung ist 
a u c h nötig und fehlt gerade im Borstal-System nicht. Im Gegenteil! Sie 
reicht aber nicht aus, da die Rechtsbrecher, bei denen eben die gewöhn¬ 
lichen Methoden der Familien- und Schulerziehung offenbar versagt haben, 
einer intensiveren Beeinflussung bedürfen. So ist eine ganz persönliche 

150) Younpr Offenders Report a. a. O., Barman (Paterson) 13, Calvert 212, Fox 182, 
Mesurier 212, 221. 

151) Mesurier 211. 

152 ) Mesurier 226. 

153) Struve 227. 

154) Barman 41. 

155) Gordon 68. 

150) Paterson b. Barman 12. 

557) jj. Smith 51; Principle3 S. 61 f. 
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Erziehung notwendig, deren Voraussetzung die genaue Erforschung 
und Beobachtung der Persönlichkeit eines jeden Zöglings ist. „The heart 
of the System is the recognition of the individuality of each lad .... 
Each is a different and difficult problem.“ 158 ) 

Es ist wesentlich, daß zwischen Erzieher und Zögling eine persönliche 
Bindung besteht. Der Erzieher etwa muß jeden ihm anvertrauten Jungen 
genau kennen und seine Entwicklung verfolgen; überhaupt wird der per¬ 
sönliche Kontakt aller Beamten mit den Zöglingen als unbedingt notwendig 
angesehen. 150 ) Persönliche Aussprachen sind hier wichtig; wenn etwa ein 
Zögling einen besonders deprimierten Brief nach Hause schreibt, wird 
nötigenfalls ein Erzieher mit ihm sprechen. 160 ) Oder der Anstaltsarzt spricht 
mit einem Zögling über sexuelle Dinge. 161 ) Von besonderer Bedeutung ist 
aber die Persönlichkeit des Erziehers selbst, sein Beispiel und „the in- 
fluence and leadership of men of Charakter and ideals over lads whose 
minds are not yet set and whose outlook on life is hazy and distorted.“ 102 ) 
Im Gegensatz zu der sonst üblichen Durchführung des Strafvollzuges hat 
man hier erkannt, wie sehr es auf die Persönlichkeit des Beamten oder 
Erziehers ankommt, und auch, wie unten gezeigt, durch geeignete Auswahl 
die praktischen Folgerungen daraus gezogen. Damit ist eine, ja 
die Grundvoraussetzung für einen erzieherisch wirksamen Jugendstraf¬ 
vollzug gegeben. Alle äußeren Aufwendungen, so wichtig sie auch sein 
mögen, treten dem gegenüber zurück. Durch die Erzieher soll der Zögling 
mit den Ideen der Außenwelt in Berührung kommen, sie sind „idea- 
carriers“. 163 ) Gerade die enge persönliche Verbindung mit dem Erzieher 
und sein Vorbild ist für viele Zöglinge die einzige Möglichkeit, von objek¬ 
tiven Werten erfaßt zu werden, die ihnen sonst fremd bleiben würden. 
„The personal relation of friendship and loyalty“ ist die Grundlage. 
„A b s t r a c t principles of honour and honesty f o 11 o w on that feeling, 
and are formed by this gradual extension.“ 168 ) 

Für die angestrebte Entwicklung der Persönlichkeit des Zöglings ist 
aber eine gewisse Freiheit erforderlich. „It is impossible to train men for 
freedom in a condition of captivity“ (Principles S. 12). Er darf nicht immer 
und überall gelenkt und eingeschränkt werden, sondern muß die Möglich¬ 
keit haben, auch selbst Entschlüsse zu fassen, um zwischen Gutem und 
Schlechtem frei zu wählen. 104 ) Sonst lernt er mangels Übung die Betätigung 
richtigen Wollens nicht. Aus diesem Grundsatz kommt eine bestimmte 
Freiheit der Lebensformen in den Borstal-Anstalten. Der Zögling hat 
ferner die Möglichkeit, sein Leben in der Anstalt in gewissem Umfang 
selbst zu gestalten. Er ist nicht nur „Material“ für die Erziehung. Von 
Anfang an wird mit seiner Mitarbeit, seiner Arbeitsleistung, seiner Ver¬ 
trauenswürdigkeit gerechnet. Es besteht zwar keine demokratisch auf¬ 
gebaute Selbstverwaltung, aber dem Zögling wird unter beobachtender 
Kontrolle der Erzieher durchaus die Möglichkeit gegeben, sich nach seinen 
Fähigkeiten am Anstaltsleben zu beteiligen und mitzuwirken. 

Man hat aus dem Grundsatz der Freiheit aber im Borsal-System kein 
absolutes Prinzip gemacht. Gerade die Aufgabe der Borstal-Anstalt ist es, 
zu lehren, „daß es in menschlichen Angelegenheiten so etwas wie absolute 
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Freiheit nicht gibt und daß kein Mensch sich im Leben von der Verant¬ 
wortlichkeit für seine Handlungen drücken kann“. 105 ) Auch hier zeigt sich, 
daß die Borstal-Erziehung nicht als eine Erziehung gelegentlich der Frei¬ 
heitsstrafe aufgefaßt wird, sondern die in der Strafe selbst liegenden 
erzieherischen Kräfte bejaht und einbezogen werden. Das pädagogische 
Prinzip, daß der Zögling aktiv an seiner Erziehung mitzuarbeiten hat, geht 
hier überein mit dem Gedanken einer Sühne, die nicht nur am Gefangenen 
vollzogen wird, sondern die er an sich selbst vollzieht, um wieder — im 
sittlichen Erlebnis der Borstal-Strafe — den Weg zur Gemeinschaft zu¬ 
rückzufinden. Die beschränkte Freiheit, die den Zöglingen gegeben wird, 
soll sie zu bewußter Verantwortlichkeit und Mitarbeit führen. Nur in dem 
Maße, in dem sich die Zöglinge bewähren, werden ihnen allmählich größere 
Freiheiten und mehr Verantwortung gegeben. 

3. Die praktische Durchführung des Borstal-Vollzuges 

a) Die Auswahl und Ausbildung der Beamten 

Solche Erziehungsgrundsätze lassen sich nur mit einem Stab von 
Beamten verwirklichen, für welche die Tätigkeit in den Borstal-Anstalten 
nicht ein bloßer Beruf, sondern eine Berufung ist. 

Das tiefste Geheimnis des Borstal-Vollzuges be¬ 
ruht auf dem ungewöhnlich hohen geistigen und 
charakterlichen Standard seiner Beamtenschaft. 
Von Anfang an hat die Prison Commission auf die Auswahl tüchtiger und 
befähigter Beamten den entscheidenden Wert gelegt. Man sucht die besten 
Männer dafür aus, die man finden kann. Immer wieder haben mir die 
Leiter des englischen Gefängniswesens betont, daß alles andere — Bauten, 
Dienst- und Vollzugsordnungen usw. — demgegenüber von absolut sekun¬ 
därer Bedeutung sei. Geradezu klassisch sind die Sätze, welche sich in 
der amtlichen Denkschrift des englischen Innenministeriums über das 
Borstal-System darüber befinden: „Es ist die erklärte Politik unseres 
Ministeriums, daß wir zuerst bemüht sind, der besten Männer habhaft zu 
werden, woher immer wir sie bekommen können und daß wir dann ihrer 
Tätigkeit einen Spielraum gewähren, der so weit gesteckt ist wie nur 
möglich. Man wird daher finden, daß unsere Vorschriften an Zahl ab¬ 
nehmen, während gleichzeitig der Raum für das Ermessen wächst, indem 
es mit der allmählichen Entwicklung des Systems mehr und mehr der Ent¬ 
scheidung des einzelnen Beamten überlassen wird. Ein Dienst, in dem für 
jede Möglichkeit eine genaue Vorschrift vorgesehen ist, wird immer nur 
zweitklassige Männer anzuziehen imstande sein, und durch Jahre unbeding¬ 
ten Gehorsams werden diese Männer allmählich auf das Niveau der dritten 
Klasse herabgedrückt werden. Unser Dienst aber benötigt die besten 
Männer, und wenn sie einmal praktische Erfahrung erlangt und gezeigt 
haben, aus welchem Holze sie sind, sollen sie frisch erhalten werden durch 
die fortgesetzte Übung ihrer eigenen Gedanken und Entschlußkraft. Das 
Borstal-System hat keine Verdienste, die nicht Verdienste seines Beamten¬ 
stabes wären. Es sind Männer und nicht Gebäude, die die Herzen irre¬ 
geführter Jungen ändern. Besser eine Institution, die aus zwei Holzhütten 
in Sumpf oder Wüste besteht, mit einem Stab, der seinen Aufgaben hin¬ 
gegeben ist, als ein musterhaft ausgestatteter Häuserblock, dessen Stab 
einzig erfüllt ist vom Gedanken an Bezahlung und Beförderung. Die 
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Grundlage des Borstal-Systems ist zuerst die Anwerbung der richtigen 
Männer, dann deren entsprechende Ausbildung und schließlich ihre Zu¬ 
sammenarbeit in einer Atmosphäre von Freiheit und gegenseitigem Ver¬ 
stehen.“ 105 a) 

Ich habe mich, wie Exner, selbst davon überzeugen können, daß dieses 
Programm einer Personalpolitik mit einer Vollkommenheit in den Borstal- 
Anstalten durchgeführt ist, wie sie auf dieser mangelhaften Erde über¬ 
haupt denkbar ist. Die Oberbeamten der Borstal-Anstalten kommen aus den 
verschiedensten Berufskreisen und Gesellschaftsschichten. Ich traf einen 
Oberbeamten, der früher Dozent für politische Wissenschaften in Cam¬ 
bridge gewesen war, den aber auf die Dauer die Beschäftigung mit der 
Theorie unbefriedigt ließ, und sich aus dem Bedürfnis nach tätigem Idea¬ 
lismus nunmehr der Arbeit im Strafvollzug zuwandte; einen, der früher 
einen englischen Kreuzer kommandiert hatte und nun im Ruhestand seine 
Fähigkeiten und Kräfte nutzbringend in der Rettungsarbeit an gefährdeter 
britischer Jugend noch nutzen will; einen, der ein Studium der Literatur 
und Philosophie mit glänzendem Abschlußexamen in Cambridge hinter sich 
hatte und dann durch den Anblick der Not in den Londoner Elendsvierteln 
zu der Arbeit in der Jugendfürsorge sich getrieben fühlte; einen, der der 
juristischen Laufbahn entstammte; einen, der dem britischen Weltreich 
jahrzehntelang als Kolonialoffizier gedient hatte und nun die dort erwor¬ 
bene große Kunst der Menschenbehandlung mit bestem Erfolg in der 
Borstal-Erziehung einsetzt; einen, der früher Kaufmann gewesen war; 
einige, die aus der Volksschullehrer-Laufbahn kamen. Es sind durchweg 
Menschen, die das Leben wirklich kennen; nirgends ein weichlicher senti¬ 
mentaler Charakter, sondern fast alle harte frische Naturen von großer 
menschlicher Ausgewogenheit, die imstande sind, ihre Jungens nüchtern 
und illusionslos zu sehen und zu beobachten und doch mit großer Liebe 
und Güte überlegen, richtig und straff zu behandeln. 

Ich erlebte in dieser Richtung einen Vorfall mit, der völlig bezeich¬ 
nend für die Haltung der Borstal-Beamten ist. Als ich zum Besuch in 
einer Anstalt eintraf, waren am gleichen Morgen zwei Zöglinge entwichen 
und soeben wieder aufgegriffen und in die Anstalt eingeliefert worden. 
Ich, von Anstaltserlebnissen auf dem Kontinent wissend, in welche Erre¬ 
gung die Anstalt und ihre Beamten gewöhnlich durch solche Fluchtversuche 
gebracht werden, drückte dem governor mein Bedauern aus, in einem so 
ungelegenen Augenblick zu kommen. Der governor meinte darauf 
lächelnd, so tragisch nähme man solche Fluchtversuche in Borstal nicht. 
„Sehen Sie, diese beiden Jungens fliegen natürlich sofort in Arrest für 
eine Woche mit harter Strafarbeit; im übrigen sind wir sehr befriedigt, 
denn diese beiden zeigten bisher keinerlei Aktivität nach irgendeiner 
Richtung, wie sie in einem gesunden Jungen sein muß, wenn man ihn 
erzieherisch anpacken und entwickeln will. Wir verzweifelten schon an 
der Indolenz und Willensschwäche dieser Burschen. Ihr Fluchtversuch 
zeigt uns nun aber, daß doch etwas in ihnen steckt, das der Erzieher 
freilegen und lenken kann. So haben wir heute wieder Hoffnung geschöpft 
und darüber sind wir froh.“ 

In allen Anstalten fand ich eine gesunde Altersmischung unter dem 
Beamtenstab. Manche dieser Oberbeamten sind Menschen von zum Teil so 
ausgeprägter Eigenart, daß man bei einigen — vielfach Junggesellen — 
direkt von einem „Original“ zu sprechen geneigt ist. Von jedem 
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Borstal-Erzieher wird verlangt, daß er reichlich mit dem englischen sense 
of humor begabt ist und im übrigen alle die Eigenschaften in sich ent¬ 
wickelt, die gerade dem Borstal-Gefangenen fehlen, wie ausgeglichenes 
Temperament, absolute Stetigkeit im Sprechen und Handeln, Sich-nie- 
gehen-lassen usw. Dieser Sinn für Humor und die ebenfalls typisch angel¬ 
sächsische Fähigkeit, sich in Sport und Spiel bis ins hohe Alter von den 
beruflichen Anstrengungen regelmäßig entspannen und erholen zu können, 
gibt den Borstal-Erziehem stets den nötigen seelischen Abstand von ihrer 
Tagesarbeit, die sonst jeden Menschen in Kürze völlig verbrauchen würde. 
Unverkennbar ist ferner für jeden Besucher einer Borstal-Anstalt, daß die 
Kraft zu ihrer Arbeit bei den meisten Borstal-Erziehem sowohl aus einem 
nationalen Pathos als auch aus christlich-religiösen Tiefen kommt. Natio¬ 
nales Pathos insofern, als jeder Borstal-Erzieher weiß, daß die britische 
Jugend die Zukunft Großbritanniens darstellt, und daß seine Arbeit der 
Rettung desjenigen Teiles der englischen Jugend gilt, welcher die Ge¬ 
sundheit der britischen Jugend gefährdet. Die christlich-religiöse Haltung 
aber gibt vielen Borstal-Erziehern ihren unerschütterlichen und so oft sieg¬ 
haften pädagogischen Optimismus; das Wesen eines jeden Jungen, und sei 
er noch so verwahrlost, erschöpft sich für diese Erzieher nicht in einem 
mechanistischen verhängnisvollen Spiel von Anlage und Umwelt, sondern 
auch in den für den wissenschaftlichen Kriminalbiologen scheinbar trost¬ 
losesten Fällen gibt der Borstal-Erzieher den Glauben an das Göttliche und 
seine endliche Realisierung zum Guten mit göttlicher Hilfe nicht auf. Und 
dieser Glaube an jenes Dritte, welches das dynamische Zusammenspiel von 
Anlage und Umwelt in jedem Menschen letztlich beherrsche und seine 
Würde ausmache, hat manchen Borstal-Erzieher bei manchem Jungen 
schon Berge versetzen lassen, womit der Nachweis geführt w r ar, wie in 
solchem Fall trotz gründlichster wissenschaftlicher Forschung der Krimi¬ 
nalbiologe doch oft am entscheidenden Irrationalen vorbeigegangen war. 
Ich habe oft mit Borstal-Erziehem über diese Fragen gesprochen und bin 
immer wieder auf dieselbe Haltung gestoßen. 1<m b) Es ist übrigens sicher 
kein Zufall, daß eine ganze Reihe der Oberbeamten der Scout, der 
Toc H-Bewegung angehören, jener christlich-sozialen Frontkämpfer Ver¬ 
einigung, die sich unter dem Erlebnis der Flandemkämpfe im 
Weltkrieg zusammenfand und den Geist der Frontkameradschaft 
und des Dienstes an der Gemeinschaft zur Lösung der sozialen 
Fragen Englands bewahren und einsetzen will. An dieser Bewegung, die 
sehr viele Anhänger hat und bestes national-soziales England repräsen¬ 
tiert, hat der Borstal-Vollzug eine große Stütze und Hilfe, z. B. auch bei 
der Entlassenenfürsorge. 

An der Spitze jeder Borstal-Anstalt steht ein govemor. Es herrscht 
in der Anstaltsverwaltung Führerprinzip. Der Direktor trägt dement¬ 
sprechend die klare Verantwortung für den gesamten Betrieb. Er ist nicht 
mit der Personalunion des Direktors einer Erwachsenenstrafanstalt belastet; 
er würde sonst seiner entscheidenden Aufgabe und Stellung in der Borstal- 
Anstalt nicht gerecht werden können. Jede Anstalt ist heute in mehrere 
„Häuser“ geteilt, die von sog. house masters geleitet werden. Diese sind die 
eigentlichen Erzieher, über deren Tätigkeit bei dem „Haussystem“ näher be¬ 
richtet werden wird. Sie tragen keine Uniform und Waffen; letztere auch 
nicht die Unterbeamten. Nach Bedarf ist dem house master ein assistant 
house master beigeordnet. Zum Stab des Hausvaters gehören ferner die 
unteren Beamten, die principal officers und officers. Außerdem gehört zu 

185b) Bezeichnend die Aufsätze von Llewellln a. a. O. 
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jedem Haus eine Hausmutter, die sog. matron. Diese aus den englischen 
public schools übernommene Einrichtung hat sich ausgezeichnet bewährt. 
Einmal hat eine Frau ihre eigene wertvolle Art, die Dinge zu sehen und 
damit auf Punkte aufmerksam zu machen, die dem männlichen Beamten 
zu entgehen pflegen; zweitens aber vertrauen sich die Jungens den Haus¬ 
müttern oft mit Sorgen an, die sie den männlichen Beamten mitzuteilen 
sich scheuen. In einigen Fällen versehen die Ehefrauen der house masters 
die Funktion der matron; im übrigen werden dafür reife und mütterliche 
Frauen und keineswegs Mannweiber ausgesucht. Die matron hat sich als 
ein Erziehungsfaktor ersten Ranges erwiesen; bei sehr vielen der Borstal- 
Jungens ist ihre Haltung zur Frau einer der wunden Punkte, die zu ihrer 
Verwahrlosung, nicht nur in sexueller Hinsicht geführt haben. Eine 
Änderung dieser Haltung ist oft von geradezu entscheidender Bedeutung 
für die Gesamtbesserung der Jungen. Auch hier läßt sich mit bloßen Be¬ 
lehrungen recht wenig ausrichten, das lebendige Beispiel ist alles. In der 
matron aber lernen sehr viele Jungen zum erstenmal „die Atmosphäre 
einer reinen und gesunden englischen Frau“ (Principles S. 24) kennen, die 
den Gedanken ausschließt, daß sie nur primitives Sexual-Objekt ist. Die 
Arbeitsausbildung wird von fachlich geschulten Beamten, den trade 
instructors geleitet. Selbstverständlich gehören auch Arzt und Geistlicher 
zum Beamtenkörper der Anstalt, wenn auch oft nur nebenamtlich. 

Nach meinen Eindrücken vollzieht sich die Zusammenarbeit 
zwischen dem Direktor und seinen Oberbeamten fast in allen An¬ 
stalten wirklich „in einer Atmosphäre von Freiheit und gegenseitigem 
Verstehen“. Ich habe niemals eine Spur von subalterner Unterwürfig¬ 
keit gegenüber dem Direktor gefunden; auf der andern Seite habe 
ich oft erlebt, wie der Direktor mir mit Stolz auseinandersetzte, wie ver¬ 
schiedene Naturen und welche Begabungen er unter seinen Oberbeamten 
habe, und wie gerade diese Verschiedenheit sich einander ergänzend wert¬ 
voll für die Arbeit auswirke. Verbunden durch die gemeinsame Liebe zu 
ihrer Arbeit ist hier zum Teil das Ideal von Führung und Gefolgschaft 
trefflich verwirklicht, ohne, und das ist das Sympathische dabei, daß viel 
Aufhebens von diesen Dingen gemacht wird. 

Dieser einheitliche Geist in den Borstal-Anstalten wäre kaum möglich, 
wenn nicht auch die Londoner Zentralbehörde, die Prison Commission, mit 
ausgezeichneten Männern besetzt wäre. Die Prison Commissioners sind er¬ 
folgreich bemüht, die Büi’okratie in ihrem Verwaltungsbezirk und vor allem 
in der Verwaltung der Borstal-Anstalten auf ein Mindestmaß herab¬ 
zudrücken; es ist mir z. B. auf gefallen, mit wie unvergleichlich viel 
weniger Schreibarbeit die Borstal-Beamten belastet waren, als ihre deut¬ 
schen Kollegen, die häufig im Papierkrieg ersticken, statt sich ihren 
erzieherischen Aufgaben widmen zu können. Das w 7 ird dadurch erreicht, 
daß die Beamten der Prison Commission in sehr kurzen Abständen die 
Anstalten ihres Bezirks besuchen. Ein Mann wie Alexander Paterson, dem 
alle Borstal-Anstalten unmittelbar unterstehen, weiß tatsächlich in seinen 
Anstalten bis in die Einzelheiten so Bescheid, als ob er selbst Direktor 
dieser Anstalten wäre; das geht bis in die Kenntnis der einzelnen Jungen 
hinein. In allen Borstal-Anstalten, die ich besuchte, spürte ich, daß diese 
Besuche des Prison Commissioners nicht als eine unangenehme Beauf¬ 
sichtigung empfunden wurden, die die ganze Anstalt in eine ängstliche 
Unruhe versetzten, sondern als eine wertvolle Bereicherung und Anregung. 
Alexander Paterson besitzt allerdings bei all seinen Borstal-Beamten eine 
absolut unbestrittene sachliche und menschliche Autorität; dazu kommt, 
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daß wohl alle jetzt in den Borstal-Anstalten tätigen Oberbeamten von 
Paterson für diese Tätigkeit gewonnen und ausgesucht sind, sodaß alle 
mit ihm ein ganz persönliches Band verbindet. 

Wichtig und bezeichnend ist übrigens, daß Paterson für den Dienst 
in den Borstal-Anstalten kaum Oberbeamte aus dem Erwachsenen-Straf- 
vollzug übernommen hat. Das erklärt sich wohl daraus, daß der größte 
Teil dieser Beamten in den Erwachsenen-Strafvollzug nicht wegen beson¬ 
derer pädagogischer Begabung hineingelangt ist, wie sie der Borstal- 
Vollzug voraussetzt; zum andern aber ist offenbar die Beobachtung 
maßgebend gewesen, daß ein Oberbeamter, der längere Zeit im Erwachse¬ 
nen-Strafvollzug heutiger Form tätig gewesen ist, nicht mehr die 
genügende Unverbrauchtheit und Spannkraft besitzt, um Borstal-Erzieher 
sein zu können. So hat Paterson fast ausschließlich pädagogisch begabte 
Männer eingestellt, die bisher überall anders, nur nicht im Strafvollzug 
tätig waren. Wohl aber kommt es häufiger vor, daß Borstal-Beamte in 
den Erwachsenen-Strafvollzug übergehen. 

Ich machte übrigens die Beobachtung, daß dem guten Einvernehmen 
zwischen der Prison Commission und den Borstal-Oberbeamten ein eben¬ 
solches Verhältnis zwischen den Oberbeamten und dem unteren Anstalts¬ 
personal entsprach. Die Unterbeamten sind, wie unsere Wachtmeister, 
vorwiegend Versorgungsanwärter der Armee und Marine. Die Ober¬ 
beamten verstehen es, sie zu trefflichen Helfern in ihrer Erziehungsarbeit 
heranzubilden. Da kommt sehr zustatten, daß in England überhaupt im 
Durchschnitt von jeher die Beziehungen zwischen Vorgesetzten und Unter¬ 
gebenen wie auch zwischen den einzelnen Gesellschaftsschichten zwangloser 
und unverkrampfter sind als bisher bei uns; es gibt in diesen Beziehungen 
nicht soviel Superioritätskomplexe einerseits und Beeinträchtigungsgefühle 
andererseits wie auf dem europäischen Kontinent. 

Der Grundsatz „Erst Männer, dann Bauten“ ist wirklich durchgeführt 
worden. Die Prison Commission hat die Zahl der Borstal-Anstalten von 
Anfang an immer erst dann erweitert, wenn das notwendige Personal 
dazu an den bisherigen Anstalten ausgebildet war. 163 a) 

Die Anforderungen an die Ausbildung für den Dienst in den Borstal- 
Anstalten sind höher als für den Dienst in den Gefängnissen. Die unteren 
Beamten gehen aus dem allgemeinen Gefängnisdienst hervor. Sie werden 
besonders ausgesucht und wurden bisher in der Borstal-Anstalt Feltham in 
besonderen Lehrgängen ausgebildet. Es ist jetzt mit neunmonatigen Aus¬ 
bildungskursen an der soeben dazu erhobenen Imperial Training School for 
Prison Officers am Wakefield Prison für alle Beamtenkategorien begonnen 
worden. 16<> ) Die Hausväter ergänzen sich aus dem Kreis der assistant 
house masters. Diese werden von der Gefängnisoberaufsichtsbehörde zu¬ 
nächst auf Probe angestellt, um bei Bewährung endgültig übernommen zu 
werden. Sie sind meist junge Sozialarbeiter mit höherer Schulbildung, 
viele haben auch akademische Bildung. Zu Direktoren werden gewöhnlich 
besonders befähigte house masters ernannt. lli7 ) 

Ein govemor bezieht heute ein Jahresgehalt, das sich je nach der 
Größe der Anstalt und Dienstalter zwischen £ 450 und £ 1000 bewegt 
(1 £ = 18 01H, Kaufkraft); ein house master bekommt zwischen £ 200 
und £ 360. 187 a) 

105a) Im übrigen s. unten S. 205 ff. 

166) Prison Commissioners Report 1935 S. 36. 

107) Fox 188, 60—56. 

i«?a) Prison Commissioners Report 1935 S. 45; 8. zum Beamtenrecht auch Haupt¬ 
vogel II S. 80 ff. 
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Alljährlich tritt die Conference of Borstal Housemasters and 
Assistant Housemasters zum Gedankenaustausch zusammen, desgleichen 
eine Konferenz der Governors, Medical Officers and Chaplains of Prisons 
and Borstal Institutions. 

An jeder Anstalt besteht ferner ein Besuchsausschuß, das sog. Visiting 
Comittee. 1C7 b) Er soll die Verbindung der Anstalt mit der Öffentlichkeit 
herstellen; die ehrenamtlichen Mitglieder des Ausschusses, angesehene und 
bekannte Persönlichkeiten aus dem Distrikt der Anstalt, oft die Friedens¬ 
richter, werden vom Staatssekretär des Innern ernannt. Der Besuchsausschuß 
hat neben der allgemeinen kontrollierenden Tätigkeit die wichtige Aufgabe, 
einmal bei der Bestrafung über schwerere Anstaltsvergehen gegen Beamte 
(Tätlichkeiten, Meuterei) mit zu entscheiden und zweitens bei der bedingten 
Entlassung mitzuwirken. Dieser Besuchsausschuß entspricht durchaus den 
sonstigen Formen, in denen in England eine Überwachung der staatlichen 
oder kommunalen Verwaltungstätigkeit durch Kontrollausschüsse der 
Bürgerschaft geschieht. Soweit ich feststellen konnte, wird von den An¬ 
staltsdirektoren das Dasein und die Tätigkeit der Besuchsausschüsse 
keineswegs als störend empfunden; im Gegenteil bietet er ihnen oft eine 
günstige Gelegenheit, die Einrichtungen und Methoden des Borstal-Systems 
der Öffentlichkeit seines Bezirks immer vertrauter zu machen und deren 
aktive Mitarbeit zu gewinnen. 

Endlich ist auch der freiwiligen Helfer (voluntary workers) zu ge¬ 
denken, die in großer Zahl in allen Borstal-Anstalten, aber auch in den 
Erwachsenengefängnissen tätig sind. Sie sind es vor allem, die den Unter¬ 
richt und die Freizeitkurse geben. Volksschullehrer, Studenten, Steno¬ 
graphen, Geistliche — aus allen Volksschichten kommen sie. Natürlich 
wird nicht jeder zugelassen, sondern nur der, der seiner Vorbildung nach 
guten Unterricht erteilen kann und auch sonst eine geeignete Persönlichkeit 
ist. Dank dieser sorgfältigen Auswahl hat sich die Einbeziehung dieser 
freiwilligen Helfer, die Leben von draußen in die Anstalten bringen und 
andererseits in der freien Bevölkerung die besten Werber um Verständnis 
für die Ziele des Borstal-Vollzuges sind, hervorragend bewährt. (S. 175 
Anm. 47.) 1935 waren im gesamten englischen Strafvollzug nicht weniger 
als 1000 solcher freiwilligen Kräfte tätig. 1G8 ) Sie sind in National 
Associations for Prison Visitors zusammengefaßt, die alljährlich zu einer 
Tagung zusammentreten, um Erfahrungen mit den Vertretern der Prison 
Commission zu tauschen und weitergeschult zu werden. 

b) Die Anstalten und ihre Klassifikation 

Zur Zeit gibt es in England acht Borstal-Anstalten: sieben Anstalten 
für männliche und eine für weibliche Jugendliche. Bis zum Jahre 1927 
gab es nur drei Borstal-Anstalten für männliche Jugendliche, nämlich 
Borstal in der Nähe von Rochester (Grafschaft Kent), Feltham im Süden 
von London (Grafschaft Middlesex) und Portland (in der südenglischen 
Gi'afschaft Dorset), sowie die Anstalt Aylesbury in der mittelenglischen 
Graftschaft Buckinghamshire für Mädchen. Bis zum Jahre 1937 sind vier 
weitere Anstalten hinzugekommen: die Anstalt Camp Hill nahe Newport 
auf der Isle of Wight; die Nottingham- oder Sherwood-Borstal Institution 
und die 1933 begonnene Anstalt Lowdham Grange, beide in der Nähe von 
Nottingham in der mittelenglischen Grafschaft Nottinghamshire; sowie 


lfi'b) Principles S. 69 f. 

168 ) Prison Commiasioners Report 1935 S- 41 f; s. auch Hauptvogel n S. 58 ff. 
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als allemeueste Borstal Institution, das North Sea Camp, in der Nähe von 
Boston in der mittelenglischen Grafschaft Lincolnshire. 100 ) 

Der zu Borstal-Haft Verurteilte kommt aber nicht unmittelbar in 
eine dieser Anstalten, sondern zunächst in das Collecting Centre, d. h. in 
die Verteilungsanstalt. Diese bildet seit dem Jahre 1926 ein besonderes 
Zellenhaus des großen Wormwood Scrubs Gefängnisses im Westteil von 
London, das von den Abteilungen für die kurzzeitigen erwachsenen Ge¬ 
fangenen, die ebenfalls in dieser Anstalt untergebracht sind, durch Mauern 
streng getrennt ist. Wie unten ausgeführt, wird der Junge hier ein bis 
drei Monate lang kriminalbiologisch beobachtet. Erst nach dieser Beob¬ 
achtungszeit wird er durch Anordnung der Prison Commission in die ihm 
angemessene Borstal-Anstalt überführt. 

Dieses Verfahren hat es ermöglicht, die sieben Borstal-Anstalten 
für männliche Jugendliche nach bestimmten kriminalbiologischen und 
-pädagogischen Typen der jugendlichen Rechtsbrecher einzuteilen. 170 ) So 
sind Lowdham Grange und North Sea Camp für Zöglinge von normaler 
geistiger Entwicklung bestimmt, denen eine gute soziale Prognose zu 
stellen ist, und die nur eines kürzeren Anstaltsaufenthalts ohne große 
Vorkehrungen für sichere Verwahrung bedürfen. Borstal (bei Rochester) 
nimmt geistig gut veranlagte Zöglinge auf, die aber bereits Vorstrafen 
haben und einer energischeren Zucht bedürfen. Feltham beherbergt 
Gefangene, die an Defekten intellektueller und psychopathischer Art leiden. 
Camp Hill ist für erheblich Verwahrloste, vor allem auch ehemalige An¬ 
stalts-Fürsorgezöglinge zuständig. Das gleiche gilt von den Anstalten 
Portland und Nottingham, in denen aber mehr die älteren Schwerverwahr¬ 
losten untergebracht werden. 

Es gibt also zwei Anstalten für gut veranlagte leichtverwahrloste, 
eine für mittelschwerverwahrloste und drei für schwerverwahrloste 
männliche Zöglinge, sowie eine Anstalt für Schwachsinnige und Psycho¬ 
pathen. Wie noch unten gezeigt wird, ist der Vollzug in diesen einzelnen 
Anstalten keineswegs einheitlich, sondern ganz der Eigenart der Insassen 
angepaßt. So sieht z. B. der Vollzug in den so gut wie offenen Anstalten 
Lowdham Grange und North Sea Camp recht anders aus, als etwa in 
Portland und Nottingham, die weit mehr den Charakter von geschlossenen 
Anstalten haben. Daß in Zukunft durch die neueste Einbeziehung der ein¬ 
undzwanzig- bis dreiundzwanzigjährigen Rechtsbrecher daneben auch noch 
eine anstaltsmäßige Scheidung zwischen einer jüngeren und älteren Alters¬ 
klasse vielleicht aus pädagogischen Gründen notwendig wird, deutet Prison 
Com. Report 1935 S. 21 an. 

Dazu kommt noch die Abteilung für rückfällige Borstal-Zöglinge im 
Wandsworth Prison im Südteil von London, wieder sorgfältig getrennt 
von den übrigen Teilen dieser für erwachsene Rückfällige bestimmten 
großen Anstalt. 

Die Belegungsfähigkeit der einzelnen Anstalten schwankt zwischen 
430 und 170. Die größte Anstalt ist Borstal. Die neuesten Anstalten 
sind für höchstens 200 Zöglinge bestimmt, eine durch die Praxis er¬ 
probte Zahl. 

Außer den beiden neuesten Anstalten Lowdham Grange und North 
Sea Camp, denen unten eine besondere Darstellung gewidmet wird, sind 
die Borstal-Anstalten nicht von vornherein für ihren jetzigen Zweck gebaut 

i«9) Barman 163, Fox 180. 

HO) Barman 168/169, Prison Commissioners Report 1930, S. 31, Belgischer 
Bericht S. 50 f; Hauptvogel II S. 36 ; Prineiples. 
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worden. Es sind teils alte Strafanstalten (wie Borstal bei Rochester und 
Portland), teils frühere Fürsorgeerziehungsanstalten (wie Feltham). 
Camp Hill war ursprünglich für die preventive detention, d. h. Sicherungs¬ 
verwahrung von gefährlichen Gewohnheitsverbrechern gebaut. 171 ) 

Die zur Verfügung stehenden Bauten, insbesondere die alten Ge¬ 
fängnisbauten, genügen z. T. den erzieherischen Anforderungen nicht. 172 ) 
Aber diese Schwierigkeiten sind durch geschickte Um- und Anbauten und 
Ausgestaltung der Innenräume weitgehend gemindert worden. Wenn auch 
z. T. das unfreundliche Äußere geblieben ist, sind doch die Innenräume 
zu „weiten Essensräumen, feinen luftigen Schulzimmern und heiteren 
kleinen Schlaf zellen für jeden Jungen“ 173 ) umgewandelt und entsprechen 
dem neuen erzieherischen Geist, der sich trotz der baulichen Hindernisse 
durchgesetzt hat. Gesichtspunkte der Hygiene und Zweckmäßigkeit sind 
maßgebend, doch herrscht kein unnützer Luxus. Geschmackvolle Einfach¬ 
heit ist der leitende Gesichtspunkt. Wichtig ist, daß der Umbau der 
Innenräume zum großen Teil durch die eigene Arbeit der Zöglinge 
erfolgt ist. 

Die Zellen sind geräumig, mit großen, unvergitterten Fenstern. 174 ) 
Sie sind freundlicher als Gefängniszellen, haben weißes Bettzeug, einen 
Spiegel an der Wand, und der Zögling kann sie nach seinem Geschmack 
mit Postkarten, Bildern usw. ausschmücken. 175 ) Es sind eben keine 
„Zellen wie grimmige Gefängniszellen, sondern sehr einfache, geräumige, 
gesunde Zimmerchen,die den Namen Wohnraum wohl verdienen“. 175 a) Neben 
den Einzelzellen gibt es allerdings auch noch gemeinschaftliche Schlaf¬ 
räume (dormitories). Auch an den beiden neuesten Anstalten für Leicht¬ 
verwahrloste, Lowdham Grange und North Sea Camp, gibt es gemein¬ 
schaftliche Schlafräume; der im Bau sehr viel teuereren Schlafzellen 
glaubt man bei diesen ausgewählten Jungen entraten zu könnnen. Ob mit 
Recht, ist mir fraglich geblieben, denn sogar in den public schools ist die 
homosexuelle Betätigung ein ernstes Problem von jeher. 

Alle Anstalten haben gute Fußball- und Kricketplätze, ein großer 
Teil besitzt offene Schwimmbäder, die von den Zöglingen selbst angelegt 
sind. Auch für Turnhallen (gymnasium) ist Sorge getragen. Über die 
Werkstätten, Ländereien s. unten S. 217 ff. 

c) Die Aufnahme in den Borstal-Vollzug, die kriminalbiologische Unter¬ 
suchung und die Gesundheitsfürsorge 

Es ist für den Borstal-Vollzug bezeichnend, daß er gerade der ersten 
Zeit, die der Zögling in der Anstalt verbringt, ganz besondere Aufmerk¬ 
samkeit zuwendet. 

Die technische Ausgestaltung der Aufnahme, die für alle zu Borstal- 
Haft Verurteilten in der Sammel- und Verteiiungsanstalt Wormwood 
Scrubs in London geschieht, bietet keine Besonderheiten. Beachtlich ist 
aber, daß vom ersten Tage an der Jugendliche besonders eingehend beob¬ 
achtet und auch schon erzieherisch behandelt wird. 

!•■) Die bauliche Beschreibung der einzelnen Anstalten kann deshalb unterbleiben. 
Interessenten können sie bei Barman finden, sowie für Feltham b. Hnuptvogel I S. 176. 
II S. 36: Wormwood Scrubs b. Hauptvogel I S. 170, II S. 24, 46 ; Borstal b. Hauptvogel II 
S. 41 ; Aylesbury b. Hauptvogel I S. 100. 

i72) Mesurier 216, Young Offenders Report 96. 

3"*) Mesurier a. a. O. 

3 '4) Mesurier a. a. O. 

175) Gordon 111. 

175a) Barman 88. 
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Jeder Jugendliche wird einer eingehenden kriminalbiologischen 
Untersuchung während des meistens vier Wochen dauernden Aufenthalts 
in Wormwood Scrubs unterzogen. Hat der Jugendliche sich vor seiner 
Verurteilung bereits in Untersuchungshaft dort befunden, so ist diese 
Untersuchung schon in jenem Stadium durchgeführt worden, meist um das 
Gutachten der Prison Commission vorzubereiten, ob der Junge zu Borstal- 
Haft vom Richter verurteilt werden soll oder nicht. Das Schwergewicht 
der Untersuchung liegt beim psychiatrisch voll ausgebildeten Anstalts¬ 
arzt, der den Jungen nach allen Richtungen hin körperlich und geistig — 
hier unter sparsamer Verwendung psychologischer Tests — durchprüft. 
Dabei werden die Erbfaktoren in der Lebensgeschichte des Jungen ebenso 
sorgfältig berücksichtigt wie die Umweltseinflüsse. 170 ) Der Arzt wird unter¬ 
stützt von einem Stab von Sozial-Fürsorgerinnen, die zum Teil ehrenamt¬ 
lich ihren Dienst versehen und Lady-visitors oder Woman-workers genannt 
werden. Diese stehen unter der Leitung einer hauptamtlich angestellten 
Sozialarbeiterin, die ihre Amtsräume in der Anstalt hat. Dieser Stab von 
Fürsorgerinnen hat die Aufgabe, durch Besuche bei den Eltern und et¬ 
waigen sonstigen Angehörigen, bei dem Arbeitgeber oder Lehrherrn des 
Jungen, bei der Schule usw. alle erforderlichen Daten über die Verhältnisse 
der Familie, des Berufs und der Schule in Bezug auf den Jungen zu¬ 
sammenzutragen. 170 a) Diese Fürsorgerinnen leisten eine erhebliche Arbeit. 
Vom Januar bis zum Oktober 1936 wurden von nicht weniger als 1660 Ju¬ 
gendlichen die Verhältnisse in dieser Weise untersucht. Die Fürsorge¬ 
rinnen besuchen auch die betreffenden Jugendlichen in ihren Zellen, wobei 
sie oft sehr viel mehr herausbekommen, als die männlichen Anstaltsbe¬ 
amten. In den jährlichen Berichten der Prison Commission wird immer 
wieder dankbar die Arbeit dieser Helferinnen hervorgehoben. Zur Ein¬ 
holung der Auskünfte vom Arbeitgeber, von der Schule, von der Polizei 
usw. werden formularmäßige Fragebogen verwandt. Auch die Ergebnisse 
der ärztlichen psychologischen Untersuchung werden in solchen Erhebungs¬ 
bogen niedergelegt, die dauernd verfeinert und verbessert werden. 
Eine wissenschaftliche Gesamtauswertung der bisher erstatteten Gutachten 
ist im Gange. Das Gesamtergebnis wird in einem, meistens vom Arzt 
ohne viel technische oder schulpsychologische Ausdrücke abgefaßten 
Schlußgutachten zusammengefaßt, das insbesondere durch starke Hervor¬ 
hebung auch der positiven Seiten des Jugendlichen im Erbgefüge und 
Charakter, die erzieherische Angriffsmöglichkeit bieten, die Gefahr 
vermeidet, immer nur eine Be„schlecht“achtung zu sein. Dieses Gut¬ 
achten geht an die Prison Commission, die nun ihrerseits die Entscheidung 
darüber fällt, in welche Borstal-Anstalt der Jugendliche zu überweisen ist. 

Das Gutachten folgt dann dem Jungen in jene Anstalt. Dort gibt 
es dem Direktor und Hausvater wertvolle Hinweise für den Erziehungs¬ 
plan. Mir ist aber aufgefallen, daß diese kriminalbiologischen Eingangsgut¬ 
achten von den Erziehern stets mit Vorbehalt aufgenommen werden. Die 
meisten sehen sich auch erst den Jungen genau an, ehe sie die Gutachten 
lesen, um kein Vorurteil zu bekommen. Denn es hat sich nicht selten im 
Laufe des Anstaltsaufenthalts herausgestellt, daß diese Berichte von Worm¬ 
wood Scrubs, die an Sorgfalt und Umfassendheit besten deutschen Be¬ 
richten solcher Art nicht nachstehen, den Jungen insgesamt oder in dem 


178) Method.-wissenschaftl. ist man dabei vorsichtig und gesund eklektisch ; psycho- 
analyt. Einseitigkeiten u. dgl. lehnt Prison Com. Rep. 1935 S. 53 ff. scharf ab. S. auch 
N. East, Medical aspects of crime. London 1936. 

3i6 a ) Hauptvogel II S. 26; Prison Commissioners Report 1935, S. 42. 
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oder jenem Punkt unrichtig, sei es zu günstig oder zu schlecht, beurteilt 
haben. Diese Fehler der Eingangsberichte sind unvermeidlich, da sie in 
einer für den Jungen besonders anormalen, aufregenden Situation Zu¬ 
standekommen, sehr oft vor allem schon während der Untersuchungshaft. 
Diese Situation verfälscht oft nur zu leicht den Eindruck der wahren 
Persönlichkeit des Jungen. 

Die kriminalbiologische Untersuchung gibt nicht nur die Grundlage 
für die pädagogische Behandlung des Zöglings, sondern auch für die 
sorgfältige Pflege seiner Gesundheit, auf die großer Wert gelegt wird. 17C b) 
Während seines gesamten Anstaltsaufenthalts wird der Zögling in regel¬ 
mäßigen Abschnitten ärztlich untersucht, während die Erzieher ihre psy¬ 
chologischen Beobachtungen laufend niederlegen. In gemeinsamen Konfe¬ 
renzen der Erzieher, des Geistlichen und des Arztes wird die Entwicklung 
jedes Jungen in der Anstalt regelmäßig besprochen und der weitere Be¬ 
handlungsplan für ihn festgelegt. Diese Zusammenarbeit zwischen Arzt 
und Erzieher entspringt dem Wissen um die enge Verbindung zwischen 
Leib und Seele. Führt ein Junge sich schlecht, liegt häufig der Verdacht 
vor, daß körperlich mit ihm etwas nicht in Ordnung ist. Im übrigen sind 
die Methoden, ihn körperlich so widerstandsfähig wie möglich zu machen, 
nicht zimperlich. Ihn abzuhärten ist das Ziel. Ich habe selbst gesehen, 
wie in einer Anstalt der Früh-„Drill“ bei 10 Grad Kälte im Freien ab¬ 
gehalten wurde. Diese körperliche Stählung haben die Borstal-Anstalten 
übrigens auch von den großen englischen Internatsschulen übernommen. 
In allen Anstalten fällt dem Besucher denn auch das gesunde Aussehen 
der Jugendlichen auf, ein Eindruck, den die Reports der Prison Commissio- 
ners (z. B. 1935 S. 49) bestätigen. In der Psychopathen-Anstalt Feltham 
befindet sich ein besonderes Lazarettgebäude von 30 Betten, das auch zur 
psychiatrischen Beobachtung dient. 

An dieser Stelle darf eingefügt werden, daß die Krankheit eines 
Zöglings oft eine sehr günstige Gelegenheit bietet, um ihn erzieherisch 
zu fassen. Der bettlägerige Zögling ist mehr allein, hat Zeit zum Nach¬ 
denken; es ist eine gute Gelegenheit, sich abgesondert mit ihm zu unter¬ 
halten. Deswegen wird auf die Auswahl der im Hospital angestellten 
Krankenwärter und Schwestern — die übrigens seit kurzem in den 
Krankenabteilungen aller Borstal-Anstalten eingeführt worden sind 176 c) — 
unter dem Gesichtspunkt erzieherischer Befähigung großer Wert ge¬ 
legt. 17,i d) 

Zur Gesundheitspflege gehört auch die Erziehung des Jungen zu 
absoluter Sauberkeit, nicht nur körperlich, sondern auch in der Kleidung 
und in den Räumen, für die er verantwortlich ist. 170 d) — 

Neben jener kriminalbiologischen Untersuchung läuft eine ein¬ 
gehende pädagogische Beschäftigung. 17 “e) Man versucht, den Jugendlichen 
von vornherein in eine positive Haltung zu der ihm bevorstehenden Borstal- 
Zeit zu bringen. Über den Weg dazu gibt es keine einheitlichen Richt¬ 
linien, weil jeder Junge ein anderes Vorgehen notwendig macht. Nie aber 
versucht man das Vertrauen des Jungen dadurch zu gewinnen, daß man 
etwa die bevorstehende Zeit ihm gegenüber irgendwie bagatellisiert. Es 
ward vielmehr erstrebt, daß er einmal zu einer wirklichen Einsicht in das 
Verfehlte seines bisherigen Lebens gelangt und damit die Verurteilung 

1 7 <*b) Principle« S. 44 ff: Hauptvotfel II S. 29. 

176c) Prison Commissioners Report 19Ö5 S. r»2. 

1™d) Principlen S. 46. 

17 ,i e) Zum Pulsenden Principles S. 2G ff. 
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zur Borstal-Haft als gerechtfertigt empfindet. Ihm wird mitgeteilt, daß 
eine sehr ernste Zeit ihn erwartet, in der er hart arbeiten muß und sich 
namentlich im ersten Jahr große Einschränkungen aufzuerlegen hat. 
Gleichzeitig versucht man aber ihm die Überzeugung beizubringen, daß 
ihn dort Menschen erwarten, die in ihm nicht den hoffnungslos verkom¬ 
menen Menschen, sondern einen Jungen sähen, dem geholfen werden kann 
und soll. Daß dies allerdings nur geschieht, wenn er selbst sich aus 
seiner jetzigen Lage ernstlich herausarbeiten will, wird ebenfalls hin¬ 
zugefügt. 

Neben dieser vorwiegend in Einzelgesprächen vor sich gehenden Be¬ 
einflussung wird schon in Wormwood Scrubs versucht, auch die Eltern zur 
Mitarbeit an den Erziehungszielen des Borstal-Vollzuges zu bringen, damit 
sie in ihren Briefen und bei ihren Besuchen ihren Sohn in derselben 
Richtung beeinflussen. 

Disziplinarisch wird der Neuaufgenommene zunächst mit großer 
Vorsicht behandelt. Früher war man der Ansicht, daß man den Jugend¬ 
lichen vom ersten Tage an mit unerbittlicher Schärfe in die Befolgung 
der Anstaltsordnung hineinzwingen müsse. Der Erfolg war, daß der Ju¬ 
gendliche sogleich völlig unzugänglich wurde, vor allem dann, wenn er 
etwa bereits die Verurteilung als ungerecht empfand. Diese Methode er¬ 
zeugte nur eine Massenmoral der Abwehr unter den Zöglingen, die jeden 
Erziehungserfolg von vornherein verhinderte. Man ist daher heute dazu 
übergegangen, die erforderliche Disziplinierung des Jungen erst allmählich 
durchzudrücken und gerade am Anfang der Haftzeit, in der der Jugend¬ 
liche sich begreiflicherweise in einem Zustand starker Erregung befindet, 
lieber ein Auge zuzudrücken; statt gleich zu strafen wird eine mündliche, 
ruhige Vermahnung und Aussprache über diesen Fall von Ungehorsam 
vorgezogen. Mit dieser Methode einer elastischen Strenge kommt man 
heute viel schneller und vor allem nachhaltiger zum Ziel, als früher. 
Aber auch aus der neuen Methode macht man kein Dogma. Handelt es 
sich um kaltschnäuzige Jugendliche, bei denen solche anfänglichen Ver¬ 
stöße gegen die Disziplin nicht mit innerer Aufgewühltheit zu entschul¬ 
digen sind, so wird von Anfang an scharf durchgegriffen. 

d) Das Haussystem 

Der Einsatz von englischen Formen von Gemeinschafts- und 
Gruppenpädagogik erfolgt in den Borstal-Anstalten seit 1922 zunächst in 
dem Haussystem, das den public schools mit ihrer Sammlung von ein¬ 
zelnen Internatsschulen nachgebildet ist. Es hat mit dem Progressiv¬ 
system nichts zu tun. 

Die Borstal-Anstalten gliedern sich in 5—6 Häuser mit etwa 60 Zög¬ 
lingen, 177 ) die wieder in „Gruppen“ von 10 bis 14 Zöglingen unterteilt 
sind. Das Haus hat im Borstal-System nicht nur eine organisatorische 
Bedeutung. Die Hausgemeinschaft ist vielmehr die wichtigste erzieherische 
Einheit. Das Leben des Zöglings wird nicht so sehr von der ganzen An¬ 
stalt, sondern vom Haus her bestimmt. „Jeder, der Borstal genau kennt, 
wird anerkennen, daß das Haus der überragend wichtige Erziehungsfaktor 
in einer Borstal-Anstalt ist — das Haus nicht als eine materielle, sondern 
als eine geistige Einheit.“ 178 ) 


17") Young Offenders Report 95. 
178 ) Mesurier 217. 
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Schon äußerlich tritt das Haus als Einheit in Erscheinung. Die 
Häuser haben z. B. eigene Farben und Namen; in Portland sind sie nach 
berühmten Engländern, Nelson, Drake, Raleigh usw., in Borstal nach 
früheren Anstaltsleitern benannt, in Feltham nach Stätten des britischen 
Weltreichs. 170 ) Die Mahlzeiten werden innerhalb der Häuser gemeinschaft¬ 
lich eingenommen. Der Wetteifer der einzelnen Häuser spielt eine große 
Rolle im Anstaltsleben. 1S0 ) So bemühen sich z. B. die Zöglinge, zu Weih¬ 
nachten ihr Haus möglichst schön auszuschmücken. 181 ) Die sportlichen 
Wettkämpfe werden sehr ernst genommen. 182 ) In einem gutgeleiteten 
Hause gibt es eine „tradition of Honour“, die es nicht zuläßt, daß ein Haus¬ 
angehöriger etwas tut, „which will let „the house down““. 183 ) So ist ein 
gutes Haus eine lebendige Gemeinschaft, die auch den neu hinzukommen¬ 
den Zögling erfaßt und erlebnismäßig, nicht lehrhaft erzieht. 184 ) 

Durch die Aufteilung der Gesamtbelegschaft auf die einzelnen 
Häuser wird überhaupt erst die Voraussetzung für individuelle Beobach¬ 
tung und Erziehung geschaffen. Ursprünglich sollte jedes Haus etwa 
60 Zöglinge haben. Es wurde als Mißstand angesehen, daß im Jahre 1932 
die Häuser bis zu 80 Zöglingen aufnehmen mußten. 185 ) Die Häuser der 
neuesten Anstalten in Lowdham Grange und im North Sea Camp sind 
z. Zt. nur mit je 30 Jungen belegt, aber auch in den übrigen Anstalten 
konnte mit dem Rückgang der Gefangenenzahl die Belegschaft der Häuser 
wieder gesenkt werden. 18tl ) 

Der Leiter des Hauses ist der Hausvater (Housemaster); er hat in¬ 
folgedessen eine besonders wichtige und verantwortungsvolle Stellung. 187 ) 
Seine Aufgaben sind vielseitig. Er hat sich vor allen Dingen um den 
einzelnen Zögling zu kümmern und die richtige Behandlung für ihn zu 
finden. Deshalb muß er seine Zöglinge genau kennen, um wirklichen er¬ 
zieherischen Einfluß auf sie auszuüben. „Constant personal contact is 
absolutly essential, pure official contact is of no use.“ 18S ) Er muß 
über eine große praktische Erfahrung und Menschenkenntnis verfügen. 
Darauf wird mehr Wert gelegt als auf theoretische, akademische Vor¬ 
bildung, so sehr ihr Hinzutreten geschätzt wird. 180 ) 

Der Hausvater muß zunächst das Aktenmaterial über den einzelnen 
Zögling genau durchsehen. Der für das Gericht bestimmte Persönlich¬ 
keitsbericht und die Beobachtungsergebnisse aus der Verteilungsanstalt 
Wormwood Scrubs erleichtern die weitere Beobachtung und Erziehung sehr. 


17») Barman 188, 210. 

180) Mesurier 217. 

isi) Gordon 148. 

182) Gordon 154. 

183) Mesurier 226. 

184) „Solange die Jungen in Bataillonen zu 300 eingeteilt sind, müssen sie als 
Masse behandelt, mit der Stimme eines Feldwebels angebrochen werden und alles auf das 
Zeichen eines Signalhorns ausftihren. Sobald sie in Häuser oder Gruppen eingeteilt sind, 
werden andere Methoden anwendbar. Sie werden stolz auf ihre Körperschaft, und eine 
große natürliche Kraft wird dadurch in ihnen geweckt. Keiner kann und soll stolz darauf 
sein, ein Borstal-Junge zu sein. Jedoch je kleiner die Einheit, desto größer das Zuge¬ 
hörigkeitsgefühl des Jungen. Er wird stolz auf sein Haus und dadurch oftmals bewogen 
werden, seine Gewohnheiten so zu ändern, daß sie mit den Traditionen des Hauses über¬ 
einstimmen . . . Der Geist eines guten Hauses erfaßt das Beste im schlechtesten Jungen, 
er wird für die Gruppe seiner Kameraden tun, was er nie für einen ihm aufgezwungenen 
Lehrer tun würde." Principles S. 10 f. 

185) Young Offenders Report 95. 

186 ) Prison Commissioners Report 1934. S. 31. 

181) Mesurier 217. 

188 ) Barman 200; Principles S. 22. 

18») Barman 189. 
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Der Hausvater liest ferner die ein- und ausgehenden Briefe der 
Zöglinge. Er schlägt dem Direktor vor, ob ein Zögling im Stufensystem 
befördert werden soll oder nicht. In leichteren Fällen kann er Strafen 
verhängen. Er bestimmt weiter das gesamte Leben des Hauses, die Aus¬ 
gestaltung der Freizeit, die Einrichtung von Abendkursen, den Sportbetrieb 
usw. 190 ) Neben ihrer eigentlichen Tätigkeit haben die Hausväter noch 
allgemeine Aufgaben für die ganze Anstalt, die Leitung von Gymnastik 
und Sport, der Bücherei, der Kantine usw. 101 ) 

Neben seinem Vertreter und der Hausmutter bedient sich der Haus¬ 
vater auch der „Captains“ zur Lenkung seines Hauses. Die Captains 
werden vom Hausvater aus der Zahl der besten in der „blauen“, d. h. 
obersten Stufe befindlichen Jungens ernannt; sie führen die Gruppen 
innerhalb des Hauses und werden feierlich verpflichtet, den Hausvater bei 
der Aufsicht im Hause zu unterstützen. Diese Einrichtung, die sich auch 
im Sportbetrieb bei den Gemeinschaftsspielen als Mannschaftsführer 
wiederfindet, ist von dem Präfektensystem der public schools übernommen, 
bedeutet also für einen Engländer nichts Ungewöhnliches, sondern etwas 
sehr Bewährtes, weil sie Pflichten auferlegt und damit das Verantwort¬ 
lichkeitsgefühl des Jungen trainiert. 

Wie bewährt sich diese Gemeinschaftserziehung? Bei dieser Auf¬ 
teilung der Masse der Zöglinge in kleine und kleinste Gruppen hat sich 
gezeigt, daß sich die bekannten verschlechternden massenpsychologischen 
Wirkungen einer Gefangenengemeinschaft auf ein Mindestmaß herab¬ 
drücken, ja manchmal sogar beseitigen lassen. Es bewährt sich im 
Borstal-System die allerdings noch junge, aus der Schulgemeinschafts¬ 
pädagogik gewonnene soziologische Erkenntnis, daß das Gesetz der 
„kollektiven Dummheit“ der Masse unter bestimmten Voraussetzungen 
nicht für kleinere Menschengruppen gilt. Diese Voraussetzung erfüllt das 
Borstal-System durch dreierlei Maßnahmen: erstens gibt der Erzieher die 
frühere Zurückhaltung des Beamten gegenüber der Gefangenengemein¬ 
schaft auf, indem er selbst Führer — nicht etwa Diener — der Gemein¬ 
schaft wird. Damit wird in die Gefangenengemeinschaft, die an sich 
geistig-moralisch einen Zug nach unten in sich hat, eine starke, bewußt 
niveauhebende Gegenkraft gebracht, welche die anständigen Gefangenen, 
die sich in einer großen Gefangenengemeinschaft bekanntlich nie gegenüber 
den schlechten Elementen behaupten können, stützt. 101 a) „Der housemaster 
und sein Stab geben den Standard an, die Jungens erfassen den Geist, und 
das festigt und vererbt sich von Generation zu Generation.“ Die zweite 
Maßnahme des Borstal-Systems aber ist, die Gruppen als solche mit einer 
klaren Eigenverantwortung zu belasten für das, was in ihnen geschieht. 
Das hat bewirkt, daß die einzelnen Borstal-Gruppen meist nicht nur nicht 
nach dem Gesetz der kollektiven Dummheit der Masse reagieren, sondern 
im Gegenteil oft geistig und moralisch einen Zug nach oben zeigen, 
den man bis dahin einer Gruppe verwahrloster Jungen nicht zugetraut 
hatte. Diese Gemeinschaftserziehung formt die Persönlichkeit des einzelnen 
Jungen sehr stark. Das Gemeinschaftserlebnis der Gruppe ist für den ein¬ 
zelnen sehr nachhaltig. Die gleichzeitige Einzelerziehung vertieft und 
ergänzt es; sie sorgt dafür, daß es nicht nur ein massenpsychologisches 
bleibt, dessen Bestand mit dem Ausscheiden aus der Borstal-Gruppe bei der 
Entlassung sofort gefährdet wäre. Diese positive Gruppenwirkung ist aber 

i#0) Zur Stellung des Hausvaters vergl. Barman 199/200. 

191 ) Barman 212. 

I9ia) S. Principles S. 22 f. 
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nur durch eine dritte Maßnahme erreichbar gewesen, die in der sehr sorg¬ 
fältigen Auswahl und Zusammenstellung der zu Borstal-HaftVerurteilten für 
die einzelnen Anstalten, „Häuser“ und „Gruppen“ besteht. Wie schon oben 
gezeigt, wird bereits im collecting centre Wormwood Scrubs begonnen, in das 
zunächst alle Borstal-Häftlinge kommen; je nach dem Ausfall der kriminal¬ 
biologischen Untersuchung werden die Jungen auf die Anstalten für 
Schwerverwahrloste und Schwererziehbare, für Leichtverwahrloste und 
sozial besonders Aussichtsreiche, für Psychopathen und Schwachsinnige 
usw. verteilt. Sollte sich bei dem einen oder anderen Jungen die Zu¬ 
weisung in eine dieser Anstalten als sachlich ungerechtfertigt heraus- 
stellen, wird er von der Prison Commission in die für ihn passende 
Anstalt überwiesen. Innerhalb der einzelnen Anstalt bestimmt der gover- 
nor, in welche Hausgemeinschaft der Neuankömmling am besten paßt, vor 
allem zu welchem house master. Es kommt hin und wieder vor, daß ein 
house master gar keinen Kontakt mit einem Jungen bekommt; dann bittet 
er den govemor, diesen Jungen in eine andere Hausgemeinschaft zu ver¬ 
setzen. Es ist nun keineswegs so, daß man sich bemüht, nur gleichartige 
Charaktere und Altersstufen in jeder Gruppe zusammenzufassen, sondern 
eine gesunde Mischung wird angestrebt; ein Junge wird nur dann aus 
einer Hausgemeinschaft wieder herausgenommen, wenn er sie hoffnungs¬ 
los sprengt, sei es aus bösem Willen, sei es, weil er charakterlich einfach 
nicht in sie hineinpaßt. In vielen Fällen fügt er sich dann in eine andere 
Gruppe mühelos ein. 

Der Borstal-Vollzug hat die Skepsis widerlegt, daß man in einem 
Jugendgefängnis die erzieherischen Wirkungen einer echten Gemeinschaft 
niemals hervorrufen könne. 191 b) Darüber hinaus hat der Borstal-Vollzug 
gezeigt, daß, wenn schon bei nicht verwahrlosten Jugendlichen eine gute 
Erziehung, vor allem auch zum rechten Gemeinschaftsverhalten, gruppen¬ 
pädagogische Methoden heranziehen muß, es bei verwahrlosten jungen 
Menschen der einzige Weg ist, um erfolgreich ihre asoziale Lebensform 
umzuprägen. Und selbst wenn die Erfahrungen mit dem Haussystem nicht 
so günstig wären, ist diese Methode schon aus dem Gesichtspunkt gerecht¬ 
fertigt, daß es besser ist, die vorhandene und nur durch strikteste Einzel¬ 
haft vielleicht aufzuhebende Gefangenengemeinschaft nicht amorph zu 
lassen mit den bekannten moralisch infizierenden Wirkungen auf ihre 
besseren Mitglieder, sondern sie aufzuteilen und damit besser zu kontrol¬ 
lieren und zu gestalten. 

e) Das Stufensystem, die Hausstrafen und der Beschwerdeweg 

Das Stufensystem ist ein weiteres organisatorisches Mittel, um die Er¬ 
ziehung in den Borstal-Anstalten durchzuführen. In allen Anstalten (außer 
in den beiden Anstalten für verhältnismäßig Kurzfristige, Lowdham 
Grange und North Sea Camp) gibt es die traditionelle Einteilung in die 
Stufen der „braunen“ und „blauen“ Zöglinge, die nach der Farbe der An¬ 
staltskleidung benannt sind. In der ersten Zeit gehört der Zögling zu der 
Stufe der „Braunen“. Bei guter Entwicklung kann er sich über ver¬ 
schiedene Zwischenstufen (grades) zum „Blauen“ heraufarbeiten. Die 
„Blauen“ bilden die schon äußerlich durch ihre Kleidung hervorgehobene 
Sonderklasse der Zöglinge. „When he wins the coveted ,blue‘ this sym- 

1 B, b) Daß es auch Im Borstal-Vollzug nicht immer gelingt, darüber siehe die 
Haftmemoire von Benney, (Low Company) der in der Anstalt für Schwerverwahrloste 
Portland einsaß. Vgl. über dieses im übrigen sehr mit Vorsicht zu genießende Buch die 
ausführliche Rezension von Gentz in Monschr. f. Kriminalbiologie 1937 H. 9 S. 439—443. 
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bolizes that he has risen to a superior Position in the Institution.“ 102 ) 
Aber es erfordert viel Anstrengung, um zu dieser begehrten Stellung zu 
kommen, die zudem durch strafweise Herabstufung leicht wieder verloren 
werden kann. 103 ) In jeder Zwischenstufe sind die Vergünstigungen und 
die Vertrauensbeweise größer, aber — und das ist entscheidend — 
auch die auferlegte Verantwortung. 

Die Schattenseiten jedes Stufensystems werden von den Engländern 
scharf gesehen. Jedes Stufensystem bedeutet ja zunächst einen Appell an 
den Egoismus. Der Gedanke: wenn ich mich gut aufführe, werde ich 
bestimmte Vergünstigungen bekommen, wird immer eine große Rolle 
spielen. So hat in einer Strafanstalt das Stufensystem allein keinen 
sehr erzieherischen Wert, sondern es ist zunächst nur ein wirksames 
Mittel, um äußerlich gutes Verhalten der Insassen zu erreichen. Durch 
das Stufensystem wird fraglos der Egoismus und unter Umständen auch 
der falsche Ehrgeiz des Zöglings geweckt. In dieser Richtung liegen die 
großen, von den Engländern deutlich gesehenen Gefahren der Heranzüch¬ 
tung von Streberei („Schmusen“) und Eitelkeit 104 ), so daß das Stufen¬ 
system unter Umständen mehr Schaden als Nutzen stiften kann. 

Auch der Schematismus jeden Progressivsystems wird als große 
Gefahr erkannt: „Alle Regeln und Verordnungen für stufenweisen Fort¬ 
schritt und allmähliche Straferleichterung werden im Laufe der Zeit 
mechanisch. Marken werden verdient, weil kein besonderer Grund besteht, 
sie vorzuenthalten. Schon der Mangel an schlechtem Benehmen wird mit 
Beförderung belohnt. Ein Junge kann durch eine schöne Reihe von der¬ 
artigen negativen Tugenden seine Entlassung in dem Minimum von Zeit 
erreichen, obwohl niemand in der ganzen Anstalt ihm ein Taschentuch 
anvertrauen würde.“ „Im Laufe der Zeit neigt jeder Grad dazu, leichter 
erreicht zu werden, jedes Privileg, leichter gewonnen zu werden, bis das, 
was einmal Belohnung war, als Recht beansprucht wird, und der Junge, 
der in Wahrheit stecken geblieben ist, dennoch automatisch von unten bis 
oben aufsteigt. Es müssen demgegenüber immer wieder Schritte unter¬ 
nommen werden, um die Schwierigkeit des Aufstiegs zu sichern. Das kann 
geschehen, indem mehr die Verantwortlichkeiten unterstrichen werden als 
die Privilegien, die mit jeder Stufe verbunden sind, und indem unbarm¬ 
herzig die Rückversetzung angeordnet wird, sobald diese Verantwortlich¬ 
keiten nicht erfüllt werden. Erst das wird seinen Flügelschlag üben und 
seine Kraft entwickeln, zwischen Recht und Unrecht zu wählen. Es ist 
das ein viel schwereres Leben, als früher die Jugendlichen im repressiven 
Strafvollzug hatten . . . Wenn der Junge versagt, muß er auf die 
niedrigere Stufe zurück, wo es leicht ist zu bestehen und muß eine Weile 
warten, ehe er wieder einen Schritt vorwärts tut der Freiheit ent¬ 
gegen.“ 105 ) 

Aber diese Gefahren können im Borstal-System weitgehend vermieden 
werden, da der Erzieher den einzelnen Zögling genau kennt, sich nicht so 
leicht etwas vormachen läßt, und Beförderungen nicht nur auf Grund 
äußerlich guter Führung vorgenommen werden. 196 ) Das Stufen¬ 
system hat deswegen im Rahmen der Borstal-Anstalten, wo es im 
erzieherischen Sinne und nicht nur zur Bequemlichkeit der Beamten an¬ 
gewandt wird, einen beträchtlichen pädagogischen Wert. Dieser wird 

192) Mesurier 209. 

19S) Oordon 114/116. 

194) Mesurier 210. 

195) Princlples S. 30, 34. 

196) Mesurier 217, Barman 185. 
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dadurch erreicht, daß die Freiheiten, die es dem in der Stufenleiter auf¬ 
steigenden Jungen gewährt, einzig den Sinn haben, den Erziehungs¬ 
fortschritt des Zöglings unter Beweis zu stellen; er soll schon in der An¬ 
stalt, und nicht erst bei seiner Entlassung, zeigen, was er mit der Freiheit 
anfangen kann und will, ob er seine Wahlentscheidungen sozial richtig 
wieder trifft, auch ohne daß unmittelbarer Zwang dahintersteht. 

Unter diesen Umständen wird das ursprünglich dem Militär nach¬ 
gebildete System von äußerlich sichtbaren Graden und Abzeichen für den 
Zögling ein wirksamer Ansporn, auch abgesehen von den damit verbun¬ 
denen Vergünstigungen. Hier ist in geschickter Weise das in jedem jungen 
Menschen vorhandene Bestreben, sich vor anderen auszuzeichnen und aus¬ 
gezeichnet zu werden, erzieherisch verwertet. 

Durch ein so durchgeführtes Stufensystem wird ferner die Achtung 
und Freude an der eigenen Leistung geweckt. Der Zögling hat immer 
nahe und bei gutem Willen erreichbare Ziele vor Augen. Das Leben 
in der Anstalt bekommt so einen lebendigen, aktiven Zug, welcher der die 
Lebenstüchtigkeit des Gefangenen bedrohenden Monotonie eines längeren 
Anstaltslebens entgegen wirkt. 

Es wird bei alledem nicht verkannt, daß dieses System der ganz 
individuellen Aufstufung nach dem inneren Fortschritt des Jugendlichen 
schwer durchzuführen ist, vor allem auch im Hinblick auf die Mitgefangenen, 
die es oft nicht verstehen können, warum der eine von ihnen vorzeitiger 
aufgestuft ist als man selbst, der man sich ebensowenig etwas in der 
äußeren Führung hat zuschulden kommen lassen. 107 ) Den Anstaltsleitern 
wird ausdrücklich auferlegt, sich dadurch nicht von dem Grundsatz ab¬ 
bringen zu lassen, die Progression ausschließlich von der inneren Haltung 
des Gefangenen abhängig zu machen. In geeigneten Fällen solle man 
versuchen, dem Jugendlichen, der sich dadurch ins Unrecht gesetzt glaubt, 
klar zu machen, warum er von der Beförderung noch einmal zurück¬ 
gestellt worden ist; dabei sei darauf zu achten, daß dieses nicht wie eine 
Entschuldigung seitens der Anstalt klinge, an deren Entscheidung nicht 
zu rütteln und zu deuteln sei, sondern diese Aussprache habe nur dem 
Zweck zu dienen, dem Jungen seine noch schwachen Punkte aufzuzeigen 
und ihm Anregungen für ihre Überwindung zu geben. 

Nun einiges über den Inhalt der Stufen: Die „Braunen“ sind ständig 
überwacht und dürfen vor allem die Anstalt nur in Begleitung eines Be¬ 
amten oder eines „Blauen“ verlassen. Für die „Braunen“ gibt es z. B. 
in Feltham und Borstal 3 grades und einen probation grade. Der durch¬ 
schnittliche Aufenthalt in jedem grade ist etwa 3 Monate. Die braune 
Kleidung ist einheitlich, doch unterscheiden sich die grades durch Ärmel¬ 
streifen und Sterne. Wenn nach etwa 1 Jahr Anstaltsaufenthalt der „pro¬ 
bation grade“ (Bewährungsstufe) mit Erfolg absolviert ist, wird der Zög¬ 
ling „Blauer“. Der Maßstab der Beförderung ist gutes Betragen, Fleiß und 
allgemeiner Eindruck. 198 ) 

Der Unterschied zwischen den Stufen und Graden besteht ferner in 
der Art der Arbeit. In der ersten Zeit wird der Zögling mit einfachen 
Arbeiten wie Hausreinigung usw. beschäftigt; bei Bewährung und Beför¬ 
derung erfolgt die eigentliche berufliche Ausbildung. Ferner steigt die 
Arbeitsbelohnung in den höheren Graden. 199 ) Die Hauptrolle spielen aber 

197) Principles S. 80. 

198) Meaurier 210; die Zahl der Untergrade ist in den einzelnen Anstalten je nach 
Bedarf verschieden und wird häufig geändert. 

199) Barman 185. 
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die Vergünstigungen, die mannigfach differenziert werden. In einer An¬ 
stalt bedeuten auch Vergünstigungen, die einem Außenstehenden gering¬ 
fügig erscheinen, sehr viel, sie sind „as valuable to the boys as a pound- 
note to those outside.“ 200 ) Die Vergünstigungen sind z. B. Raucherlaubnis, 
die Erlaubnis, länger aufzubleiben, Mitglied der Anstaltsklubs zu werden 
usw. 

Die Oberstufe genießt für kontinentale Begriffe eine sehr weit¬ 
gehende Freiheit, aber der Engländer steht eben auf dem Standpunkt, daß 
es unmöglich ist, jemand in strikter Gefangenschaft für die Freiheit vor¬ 
zubereiten. „Es sind daher gewisse neue Gepflogenheiten entstanden, die 
den Jungen größere Freiheit geben. Sie gehen allein zum Gottesdienst 
außerhalb der Anstalt, sie besuchen technische Kurse oder Konzerte in der 
Stadt und gehen in den Feldern spazieren. Einige mißbrauchen diese Frei¬ 
heit, andere lernen sie richtig gebrauchen. Diejenigen Jungen, welche sich 
ihre blaue Tracht erworben haben, dürfen jedes Jahr auf eine Woche ins 
Camp, nachdem sie ihr Ehrenwort gegeben haben, ein faires Spiel in der 
Freiheit von Hütte und Zelt zu spielen. Einige bewähren sich nicht und 
jeder Zeitungsleser in England kann von ihren Heldentaten lesen, wenn 
sie aus einem Borstal-Camp ausgebrochen sind. Aber die wichtigere Tat¬ 
sache ist, daß die überwältigende Mehrheit der verkommensten Jungen 
von England zeigt, daß man sich auf sie verlassen kann.“ „Das Camp 
ist eine strenge Prüfung für alle: für das Haus, für die Beamten, für die 
Jungen. Die Freiheit des gemeinsamen Lebens, wo Täuschung viel 
schwieriger ist und die Masken zu Boden fallen, stellt ein Verhältnis 
zwischen Beamten und Zögling her, welches — nach Rückkehr in die An¬ 
stalt — nicht etwa die Disziplin gefährdet, sondern viel dazu beiträgt, sie 
zu stärken. Das gegenseitige Sichkennenlemen ist unbezahlbar. Die 
Beamten gewinnen in naher Berührung vermehrten Respekt, die Jungen 
zeigen ihre echten Farben: Der bisherige Musterknabe enthüllt einen 
weichen oder schlauen Zug, und der, der stets in dem notwendigen Zwang 
des Anstaltslebens ein Ärgernis gab, erweist sich oft als ein loyaler 
Helfer in jeder Schwierigkeit.“ 201 ) 

Daß nicht die Vergünstigung, die in der Ernennung zum „Blauen“ 
liegt, sondern die Erprobung, der der Junge damit unterworfen wird, der 
maßgebende Gesichtspunkt ist, kommt auch in dem eindrucksvollen Appell 
an die Ehre, die Vertrauenswürdigkeit und das Verantwortungsgefühl des 
neuen „Blauen“ zum Ausdruck. So gibt der Zögling bei dieser Beför¬ 
derung sein unterschriebenes feierliches Ehrenwort, „sein Bestes zu tun 
und seinem Hausvater, Gruppenerzieher und der ganzen Anstalt zu 
helfen.“ 202 ) 

Seit 1933 gestattet man nach dem Vorbild mancher Fürsorge¬ 
erziehungsanstalten auch einzelnen, besonders ausgesuchten „Blauen“, die 
dicht vor ihrer Entlassung stehen, hin und wieder, z. B. Weihnachten oder 
Ostern, ihr Elternhaus über das Wochenende zu besuchen. Der erste Ver¬ 
such dieser Art wurde in Feltham — der Psychopathenanstalt — mit 
27 Zöglingen gewagt; alle kehrten stets pünktlich zurück, außer einem, 
den aber die eigenen Eltern dann der Polizei überlieferten. Diese Besuche 
erwiesen sich als so wertvoll für die Herstellung des so wichtigen Kontakts 
zwischen Anstalt, Elternhaus und Zögling, sowie für die Vorbereitung der 


-00) Barman 173. 

201 ) Principles, S. 12, S. 66. 
203) Barman S. 186, 175. 
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Entlassenenfürsorge, daß den Anstalten Borstal und Camp Hill inzwischen 
die gleiche Möglichkeit der Beurlaubung genehmigt wurde. 203 ) 

In der Regelung des Stufenaufstiegs kommt besonders zum Aus¬ 
druck, daß das ganze Borstal-System auf Vertrauen und auf einem Appell 
an das Ehrgefühl der Jungens aufgebaut ist. Dementsprechend ist der 
Bruch dieses Vertrauens das schwerwiegendste, was ein Junge sich leisten 
kann; er wird unnachsichtlich vom Direktor (oder visiting committee) ge¬ 
ahndet, wenn auch unter sorgfältiger erzieherischer Abstimmung der Maß¬ 
nahme auf den einzelnen Zögling — eine der schwersten Aufgaben für den 
govemor (Principles S. 65 ff.). Der Zögling wird sofort in die unterste 
Stufe zurückversetzt und in die Arrest- oder Beruhigungszelle gebracht; 
es werden unter Umständen sehr harte Disziplinarstrafen gegen 
ihn angewendet, wie z. B. Einzelhaft mit schwerer Arbeit, wie acht Stunden 
Steine in einem Mörser mit einer großen Eisenstange zerkleinern. Auch 
die Prügelstrafe besteht wenigstens noch auf dem Papier; wird sie auch 
nie mehr angewendet, so ist sie doch noch ein Symbol dafür, daß das 
Borstal-System sich von jeder sentimentalen Weichheit femhält. Daß im 
äußersten Falle Versetzen in ein reguläres Gefängnis möglich ist, wenn 
der Junge gar nicht guttut, wurde schon erwähnt. Häufig werden renitente 
Jungens auch eine Zeit lang in die Aufnahmeabteilung nach Wormwood 
Scrubs zurückgebracht oder in die Jugendabteilung von Wandsworth, wo 
sie in der sehr tristen Umgebung dieses Gefängnisses vielleicht zur Be¬ 
sinnung kommen; sie werden danach meist einer anderen Borstal-Anstalt 
zugewiesen, um ihnen die Gelegenheit zu einem neuen Start noch einmal 
zu geben. Natürlich ist nicht jede Disziplinwidrigkeit ein Vertrauensbruch; 
solche leichteren Fälle werden mit Entzug von Vergünstigungen im Rahmen 
des Stufenvollzuges formlos, aber rasch und wirksam behandelt. 

Beschwerden von Zöglingen gehen an den Direktor und den 
Besuchsausschuß, wenn nicht der Junge sich — einem traditionellen Recht 
der englischen Gefangenen gemäß — gleich an den Staatssekretär des 
Innern hält (Principles S. 60). Beschwerden sind aber selten. 

f) Die Arbeit und Berufsausbildung 

Die ersten Ansätze zu einem erzieherischen Strafvollzug sind von 
der Erziehung zur Arbeit ausgegangen. So gehört die Erziehung zu 
fleissiger, stetiger Arbeit auch zu den frühesten Borstal-Traditionen. 204 ) 
Daneben sind allerdings seither in steigendem Maße gleichwertig andere 
Erziehungsaufgaben getreten, aber man sieht im Borstal-Vollzug auch heute 
noch die Arbeit als den ersten Faktor zur Erreichung des Erziehungsziels 
an. 205 ) Stetige und geeignete körperliche Arbeit stärkt den Willen und 
erfordert, wie keine andere Beschäftigung das Zusammenwirken der 
körperlichen und der geistigen Fähigkeiten. Die Wirtschaftlichkeit der 
Arbeit für die Anstalt wird bewußt der Erziehungsaufgabe der Arbeit 
nachgeordnet. „The first purpose of the shops must necessarily be to 
instruct, for the Institution is a State Reformatory and not a State 
F a c t o r y , and its object is to make men rather than m o n e y.“ (Prin¬ 
ciples S. 42). 

Im Borstal-Vollzug wird versucht, den Jugendlichen zur Freude an der 
Arbeit zu bringen. Man möchte, wenn irgend möglich, die „schöpferische 

203) Prlson Commialoners Report 1934, S. 31, 1935, S. 63. 

204) struve S. 281. 

205) Principles S. 41. 
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Aktivität“ (creative activity) des Zöglings dadurch wecken. 20 °) Man gibt 
sich aber keiner Illusion darüber hin, daß das nur in sehr beschränktem 
Umfang möglich ist. Man kann dem Zögling nicht nur solche Arbeit geben, 
die ihn wirklich geistig ausfüllt. Und selbst wenn man es könnte, würde 
man es nicht tun. Denn wenn der Zögling aus der Anstalt entlassen wird, 
ist er — namentlich heute, in der Zeit der Arbeitslosigkeit, die in England 
immer noch recht groß ist — gezwungen, jede Arbeit anzunehmen, die 
ihm angeboten wird. In der Regel sind es aber Beschäftigungen, die recht 
monoton und damit einem jugendlichen Menschen an sich nicht gemäß 
sind. Deshalb sieht es der Borstal-Vollzug als seine vornehmste Aufgabe 
an, jeden Jungen arbeitsam zu machen, ganz gleich, ob ihm persönlich die 
Arbeit gefällt oder nicht; nur allgemein sinnvoll muß sie sein. Ihm wird 
klar zu machen versucht, daß jede Arbeit ihren Wert hat und die unerläß¬ 
liche Bedingung für ein ehrenhaftes Leben ist. 

Diese schwierige Erziehungsaufgabe wird von den Borstal-Beamten 
mit großer Geduld, gütiger Strenge und tiefem Verständnis für die 
jugendliche Psyche angepackt. Die Borstal-Erzieher sind sich darüber nur 
zu klar, wie entgegen den Triebkräften des Reifealters die Monotonie der 
modernen Industriearbeit ist. Sie haben alles Verständnis dafür, daß der 
Junge aus dieser zermürbenden Eintönigkeit dauernd auszubrechen ver¬ 
sucht, sei es, daß er heimlich pausiert, um eine Zigarette zu rauchen, sei 
es, daß er jedem ablenkenden Eindruck nur zu gern zum Schaden der 
Arbeit folgt. Aber man weiß auch, daß ein Nachgeben gegenüber diesen 
begreiflichen, ja natürlichen Ausweichversuchen dem Jungen angesichts 
der Anforderungen nicht dienlich ist, welche die normale Industriearbeit 
draußen unbarmherzig an ihn stellen wird. Und so wird unerbittlich gegen 
diese Unarten angegangen, damit am Ende dieses Arbeitstrainings eiserner 
Fleiß und absolute Pünktlichkeit dem Zögling so in Fleisch und Blut über¬ 
gegangen ist, daß er jeder noch so monotonen und harten Arbeit gewachsen 
ist, die ihm die Borstal Association bei der Entlassung vermittelt. 207 ) 

Neben der ersten Aufgabe der Anstaltsarbeit, den Jugendlichen das 
Arbeiten überhaupt beizubringen, wird die Berufsausbildung nicht ver¬ 
nachlässigt. 208 ) Über die hier erreichbaren Möglichkeiten sieht man aber 
auch sehr nüchtern. Eine vollständige Berufsausbildung scheitert meist 
schon an der nicht genügenden Länge des Anstaltsaufenthalts, obwohl dieser 
dank der unbestimmten Verurteilung der Jugendlichen, im Durchschnitt 
wesentlich länger ist, als etwa in deutschen Jugendgefängnissen, die an 
das System der zeitlich festbestimmten Strafe gebunden sind. Wichtiger 
war aber die Erfahrung, wie selten es gelingt, einen Zögling bei seiner 
Entlassung nun gerade in dem Beruf unterzubringen, für den er in der 
Anstalt ausgebildet worden ist. So setzt sich die Berufsausbildung in den 
Borstal-Anstalten das bewußt nahe gesteckte Ziel, daß die Werk-Kurse 
„Hand und Auge des Zöglings für den Gebrauch von gewöhnlichen Werk¬ 
zeugen üben, einschließlich der Handhabung von einfachen Formen von 
Maschinen“. 209 ) Nur die Grundlagen bestimmter Handwerke, vor allem 
solcher, die Holz oder Metall verarbeiten, werden vermittelt. 210 ) 

206) Barman 66 ff. 

207) PrincipleB S. 40. 

208) Barman 219, Principles 41. 

209) Young Offenders Report 96, Principles 41. 

210 ) Neuerdings wird für das Borstal-System, von Calvert 213, eine stärkere Be¬ 
achtung und Spezialisierung der Berufsausbildung gefordert. Es ist aber doch fraglich, 
ob es in einer Zeit der Schwierigkeit in der Arbeitsbeschaffung, wie sie England durch¬ 
macht. nicht doch mehr auf Gewandtheit und Umstellungsfähigkeit als auf berufliche 
Sonderausbildung ankommt. 
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Eine Ausnahme von diesem Grundsatz wird nur bei besonders be¬ 
gabten Zöglingen gemacht. Zur Feststellung der Begabung hat man im 
Jahre 1930 versuchsweise Berufseignungsprüfungen eingeführt, die in der 
Verteilungsanstalt Wormwood Scrubs von dem National Institute of In¬ 
dustrial Psychology vorgenommen werden. 211 ) Dieser Versuch hat sich 
bewährt. Die Ergebnisse sind jetzt in einem besonderen Bericht veröffent¬ 
licht worden: Alec Rodger, A Borstal Experiment in Vocational Guidance 
(No. 78 der Veröffentlichungen des Industrial Health Research Board, 
London 1937, 50 Seiten). Die Versuchsreihe erstreckte sich auf 400 Borstal- 
Zöglinge. Nach der Prüfung wurden sie von Wormwood Scrubs wie üblich 
in die einzelnen Anstalten eingewiesen; die Hälfte erfuhr die Berufsaus¬ 
bildung, für die sie durch die Test-Prüfung für geeignet befunden worden 
war, während die andere Hälfte in der bisher üblichen Weise beschäftigt 
wurde, um als Kontroll-Gruppe zu dienen. Von jedem dieser 400 Jugend¬ 
lichen wurde alle sechs Monate ein Bericht an das Institute of Industrial 
Psychology geschickt. Im Mai 1934 wurde als Endergebnis gefunden, daß 
in 69,5% der Fälle die Begutachtungen des Instituts zutrafen, während 
in der Kontroll-Gruppe nur in 45,6% der Fälle befriedigende Ergebnisse 
erzielt wurden. Damit war die Überlegenheit der Test-Methoden des 
Instituts über die bisherigen Methoden der Auswahl von Borstal-Zöglingen 
für eine bestimmte Berufsausbildung erwiesen. Die Prison Commission hat 
daher angeordnet, daß diese Test-Methoden auf alle Borstal-Zöglinge aus¬ 
zudehnen seien. Man hat bereits eine Reihe von Borstal-Erziehem zu Aus¬ 
bildungskursen an das National Institute of Industrial Psychology ge¬ 
schickt, um in wenigen Jahren mindestens an jeder Anstalt einen Beamten 
zu haben, der solche Berufseignungsprüfungen durchführen kann. Man 
hofft damit bei der Entscheidung, ob ein Zögling die genügende Begabung 
für einen Beruf besitzt oder nicht, Zufall und Irrtum auf ein Mindestmaß 
herabdrücken zu können. 

Diese handwerkliche Berufsausbildung ist seit 1936 durch eine Aus¬ 
bildungsordnung (Industrial Training Scheme) für alle Borstal-Anstalten 
auf eine neue Basis gestellt worden. Sie bezieht sich auf die Ausbildung 
von Monteuren (fitting), gelernten Metallarbeitern, Zimmermeistern, 
Tischlern und Grobschmieden. Der Sonnabend Vormittag ist der theore¬ 
tischen Ausbildung in diesen Zweigen Vorbehalten: Maschinenkunde und 
-zeichnen, Rechnen und Mathematik, soweit es benötigt wird, usw. Auch 
Abendkurse dienen diesen Zwecken. Am Ende jeder Woche bekommt jeder 
Junge ein Urteil über die Gesamtleistung; zu seiner Anfeuerung dienen 
auch handwerkliche Wettbewerbe. Die Ausbildung wird von Gewerbe¬ 
inspektoren mit überwacht. Die Ausbildungsergebnisse werden als sehr be¬ 
friedigend bezeichnet. (Prison Com. Report 1935 S. 34). 

Die Arbeitszeit beträgt in allen Borstal-Anstalten mit Ausnahme 
des Sonnabend, der nachmittags arbeitsfrei ist, 8 Stunden täglich. 212 ) 
Der Verlauf eines Arbeitstages ergibt sich aus folgendem Tagesplan: 

5,45 Uhr: Waschen und Aufstehen 

6,15—6,45 Uhr: Frühsport 

6,50 Uhr: Frühstück 

7,40 Uhr: Gebet 

8—12 Uhr: Arbeit 

12—1 Uhr: Mittagessen 213 ) 

211) Barman 164 f, Fox 186. 

213) Young Offender» Report 96. 

31S) Barman 192. 
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1—5 Uhr: Arbeit 

5 Uhr: Tee 

6—7,45 Uhr: Schule, Lesen, Privatstudien 
7,45—8,30 Uhr: Erholung, Spiele 
8,30—9,30 Uhr: Abendbrot, zu Bett. 

Ein großer Teil der Arbeit ist durch den Bedarf der Anstalt bestimmt, so 
die Hausarbeit und die Arbeit in den Anstaltsbetrieben, wie Küche, 
Wäscherei usw. Außerdem gibt es Lehrwerkstätten, die von fachlich vor¬ 
gebildeten Beamten geleitet werden (sog. trade instructors). So besitzt 
Borstal an Lehrbetrieben eine Schmiede, Schuhmacherei, Tischlerei . 214 ) 
Feltham hat eine Tischlereiwerkstatt, Bäckerei und Schuhmacherei. 2l5 ) 
In Portland gibt es Schuhmacherei, Schneiderei, Tischlerei und 
Schmiede. 21 ") Bezeichnend ist, daß nur sehr einfache, ja veraltete Ma¬ 
schinen verwendet werden, die möglichst wenig Arbeitskräfte ersetzen 
können, andererseits aber ausreichen, den Arbeitsbetrieb dem freien 
Fabrikbetrieb, wie ihn der Junge nach seiner Entlassung allenthalben vor¬ 
finden wird, im erforderlichen Grade anzuähneln. Großer Wert wird auf 
die Beschäftigung in Landwirtschaft und Gärtnerei gelegt; fast alle An¬ 
stalten besitzen große Ländereien, die noch dauernd durch Neuankäufe 
erweitert werden, wie die jährlichen Prison Commissioners Reports aus- 
weisen. Der Abnehmer und Auftraggeber der Borstal-Betriebe ist außer 
der eigenen Anstalt fast ausschließlich der Staat (Post, Heer, Marine, 
Luftwaffe). Eine Arbeitslosigkeit in den Borstal-Anstalten hat bisher 
stets vermieden werden können. 

In Borstal und Portland wird zwischen Hausarbeit und Be¬ 
rufsausbildung, labouring party und trade party, scharf unter¬ 
schieden. 217 ) In Borstal z. B. kommt der Zögling in der ersten Zeit zur 
Reinigungsabteilung („cleaners party“) und muß einfache Arbeit wie Auf¬ 
wischen, Fegen, Fensterputzen und dergleichen verrichten. Bei der Be¬ 
förderung zum nächsten Grad (gewöhnlich nach 3 Monaten) wird er mit 
qualifizierter Arbeit, etwa Waschen, beschäftigt, zuerst innerhalb der 
Anstalt, nach einiger Zeit auch mit Außenarbeit. 21S ) Erst wenn er sich 
dort bewährt, kann er nach Rücksprache mit dem Hausvater eine für ihn 
passende Berufsausbildung erhalten. Auch in den anderen Anstalten wird 
der Zögling zunächst mit Hausarbeit beschäftigt und erhält eine berufliche 
Ausbildung erst, wenn er sich hierin bewährt hat. 21 °) 

Die Zöglinge bekommen eine im Rahmen des Stufensystems auf¬ 
steigende Arbeitsbelohnung, so z. B. in Borstal von 2 d bis 9 d 
wöchentlich. 220 ) Von der Arbeitsbelohnung kann sich der Zögling in der 
vom Hausvater geführten Kantine kleinere Bedarfs- und Genußmittel 
kaufen. Diese Arbeitsbelohnung ist nicht eingeführt worden, um dem Jungen 
eine Erleichterung seines Lebens in der Anstalt zu ermöglichen, sondern 
um auch hinsichtlich der Arbeit möglichst dem freien Leben entsprechende 
Bedingungen herzustellen (Principles S. 42). Man hat sich damit die Mög¬ 
lichkeit eröffnet, den Zögling bereits in der Anstalt zum richtigen Gebrauch 
des erworbenen Lohnes zu erziehen. In der Sonderdarstellung der neuesten 
Borstal-Anstalten Lowdham Grange und North Sea Camp wird näher ge- 

214) Barman 194. 

215) Barman 176. 

216 ) Barman 212. 

217) Barman a. a. O. 

218 ) Barman 193. 

21») Mesurier 220. 

220 ) Barman 190. 
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zeigt werden, wie man jetzt dazu übergeht, mit Hilfe der Arbeitsbelohnung 
jenen großen Nachteil des bisherigen Strafvollzuges wenigstens zu mildem, 
daß dem Gefangenen gänzlich die Sorge für die täglichen Bedürfnisse des 
Lebens abgenommen ist. In diesen Anstalten wird dem Zögling gleichsam 
nur ein Existenzminimum gegeben; alles Zusätzliche, vor allem auch Teil¬ 
nahme an kulturellen Veranstaltungen, Vereinsmitgliedschaft usw. muß 
er aus seiner Arbeitsbelohnung bestreiten, — was den Arbeitseifer übrigens 
sehr gehoben hat. 

g) Unterricht, Gottesdienst und Freizeit 

Die moderne Anstaltserziehung, auch die Borstal-Erziehung, begnügt 
sich mit der Erziehung zur Arbeit allein nicht. Die von ihr erstrebte 
charakterliche Ausbildung des Zöglings kann mit der Beschränkung auf 
ein Teilgebiet, auch wenn es so wichtig ist wie die Arbeit, nicht erreicht 
werden. Durch die Erziehung muß vielmehr das gesamte Leben des Zög¬ 
lings erfaßt werden, sodaß er nach der Entlassung nicht nur in der Lage 
und willig ist, gut zu arbeiten, sondern auch die Möglichkeit hat, sein 
Leben in der Freizeit reicher zu gestalten. Die Anstalt soll den 
Zögling z. B. soweit bringen, daß er nach der Entlassung ein gutes Buch 
lesen kann, sich einem Sportklub anschließt usw. Bei der Kriminalität 
vieler Jugendlicher spielt eine nicht geringe Rolle, daß sie noch niemals 
das Erlebnis echter Werte erfahren hatten. 221 ) Ein Zögling, der in der 
Anstalt Freude am Lesen, an sportlicher Betätigung, am Basteln erlebt 
hat, wird auch nach der Entlassung seinem Leben einen wertvolleren Inhalt 
geben können als früher. 

Es wäre deshalb falsch, in einer sorgfältig durchgeführten Freizeit- 
und Unterrichtsgestaltung nur eine Vergünstigung zu sehen. Sie ist viel¬ 
mehr ein wichtiger Teil der Erziehung. 

Die Borstal-Zöglinge sind ihrer Altersstufe nach über die Periode 
des Schulbesuchs hinaus. Außerdem sind sie nach Wissen und Anlagen 
völlig verschieden. 222 ) Es gibt fast schwachsinnige Zöglinge, deren Bil¬ 
dungsfälligkeit gering ist. Andererseits finden sich Zöglinge mit guten 
Anlagen. Allerdings haben auch sie große Lücken im Schulwissen. Auch 
für diese gutbegabten Zöglinge muß gesorgt werden. „They would feel it 
as bitter deprivation in justice if two of the best years of their early 
youth were taken from them to be devoted to industrial training only 
without any opportunity for advanced education.“ 223 ) 

Es wäre unter diesen Umständen nicht möglich und auch nicht 
wünschenswert, alle Zöglinge durch den gleichen Unterricht erfassen zu 
wollen. Die im Schulwissen ganz Zurückgebliebenen erhalten einen obliga¬ 
torischen, schulmäßigen Elementarunterricht. Für die Anderen wäre dieser 
nicht zweckmäßig. Schon bei der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
wäre es nicht möglich, die schulentlassenen Zöglinge etwa nachträglich 
die Schulbildung wiederholen zu lassen oder große Lücken der Schulbildung 
auszufüllen. 

Die Aufgaben des Borstal-Unterrichts bestehen vielmehr 
im Gegensatz zur Schule nicht so sehr in der Vermittlung eines ab¬ 
geschlossenen Wissens. „The whole purpose of continued education at a 


22t) Es ist bezeichnend, wenn H. Smith berichtet (S. 124/125), daß Angehörige 
von Jugendgruppen selten straf fällig werden. 

222) Mesurier 222. 

223) Mesurier 222 ; zum Folgenden auch Principles S. 50 ff.; Hauptvogel II S. 58 £1. 
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Borstal Institution is not to impart information or to make dullars 

into scholars, but.to enlarge the sphere of interest.“ 224 ) Die 

wichtigste Aufgabe ist hier, den Zögling für ein bestimmtes Gebiet zu 
interessieren oder an vorhandene Interessen anzuknüpfen; auf diesem Ge¬ 
biet soll er soweit gefördert werden, daß er es auch nach der Entlassung 
als „hobby“ in seiner Freizeit weiter betreibt. Auch hier wird ein in Eng¬ 
land anzutreffender Charakterzug pädagogisch ausgenutzt; hat doch fast 
jeder Engländer sein „hobby“, sei es nun Kakteenzucht oder etwa die 
Pflege einer Fremdsprache usw. 

Der Borstal-Unterricht ist nach dem Vorbild der in England weit¬ 
verbreiteten evening classes volkshochschulmäßig aufgebaut. Es gibt 
Kurse (classes) über verschiedene Gebiete, die der Zögling nach seiner 
Wahl „belegt“. Die Themen der Kurse sind z. T. aus Gebieten der all¬ 
gemeinen Bildung. Hier ist ein erfolgreicher Unterricht besonders 
schwierig, „to produce an effect which is so foreign to the upbringing of 
these youths.“ 223 ) Leichter sind die Zöglinge durch Kurse, die an besondere 
Liebhabereien anknüpfen (hobby classes), z. B. Bastelkurse, oder solche, 
die die berufliche Ausbildung weiter fördern wollen, zu interessieren. 

Der Unterricht findet abends nach der Arbeit statt. Besonders dafür 
angestellte Lehrer gibt es nicht. Er wird von den Hausvätern und den 
freiwilligen Mitarbeitern (voluntary teachers) erteilt. So berichtet 
Borstal, 22<1 ) daß wöchentlich etwa 70 Kurse von 20 Beamten und 4 frei¬ 
willigen Mitarbeitern gehalten werden, Feltham berichtet von 22 Kursen. 

In Borstal gibt es Kurse über Kartenlesen, Mathematik, Erd¬ 
kunde, Geschichte, seemännische Ausbildung, aber auch Handfertigkeits¬ 
kurse wne Mattenflechten usw. Der Kursus für Unfallhilfe schließt sogar 
mit einer Prüfung ab, bei deren Bestehen eine Urkunde der St. Johns 
Ambulance Association ausgehändigt wird. 227 ) Auch werden in Borstal 
Zöglinge in Zivilkleidern ohne weitere Aufsicht zu Abendkursen in 
das benachbarte Rochester geschickt. Feltham hat besondere Hand¬ 
fertigkeitskurse wie Radiobasteln, Photographieren, aber auch Buchhal¬ 
tung, seemännische Ausbildung usw. In den letzten zwei Monaten vor 
der Entlassung wird hier jeder Zögling in häuslichen Handfertigkeiten wie 
Schuhreparaturen, Schneiderei usw. unterrichtet. 22 “) Die Zöglinge, die 
an keinem Kursus teilnehmen, werden vom Hausvater zum Lesen ange¬ 
halten und ihre Lektüre sorgfältig betreut. 230 ) In Portland laufen 
u. a. Kurse über Bücherkunde, Buchbinderei, Gymnastik, Elektrizitätslehre, 
Kochen, Landwirtschaft. 231 ) Die Kurse werden entweder für ein Haus 
oder für die ganze Anstalt gehalten. 232 ) 

Bei Kursen über Gebiete der allgemeinen Bildung ist es das wich¬ 
tigste Ziel des Unterrichts, den Zögling zu selbständigem Lesen zu 
bringen. Wenn es gelingt, es ist nicht leicht, hat der Zögling den Kursus 
mit wirklichem Erfolg besucht. So ist es von Bedeutung, daß die Wirkung 
der Kurse durch eine gute Bücherei unterstützt wird. „The proper use 
of a well chosen library is an integral part of any educational program.“ 233 ) 


22«) Fox 185. 

225) Barman 46. 

226) Priaon Commissioners Report 29/34. 

227) Barman 186, Prison CommisMoners Report 29/34. 

229) Prison Commissioners Report a. a. O., Barman 191/192. 

230) Prison Commissioners Report a. a. O. 

231) Barman 219. 

232) Prison Commissioners Report a. a. O. 

283) Barman 176; s. auch Principles S. 54. 
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Borstal hat eine besonders gut ausgestattete Bücherei. „The library 
improves every year. Many lads who have read cheaply and spasmodically 
before leam at Borstal to enjoy steady reading.“ 234 ) Feltham steht 
mit der zentralen Prisoners Eductional Committee Library in Verbindung. 
Die Bücherei von Portland enthält 4000 Bände. In jedem Haus gibt 
es dort einen ruhigen Leseraum. In Portland werden auch gemeinschaft¬ 
lich Dramen gelesen, meist moderne Autoren wie Ibsen oder Shaw. 235 ) 

In Borstal wird eine Anstaltszeitung, „The Phoenix“, von den Zög¬ 
lingen herausgegeben. Sie erscheint vierteljährlich. Einer der Hausväter 
ist für die Herausgabe verantwortlich. Er ernennt in jedem Haus einen 
sub-editor. Die Zeitung bringt Artikel über das Anstaltsleben, besonders 
einen Anstaltssportteil, auch kurze Geschichten und Gedichte der Zöglinge 
sowie Briefe an die Herausgeber. 23 °) 

Religiöse Unterweisung (religious instruction) wird ge¬ 
geben und als unentbehrlich angesehen; nur soll sie nicht abschreckend 
langweilig gegeben werden (Principles S. 48 f.), sondern so, daß sie der so 
wichtigen religiösen Seite der Charaktererziehung gerecht wird. Sie wird 
vom Geistlichen gegeben, der bei seiner Arbeit den kaum hoch genug ein¬ 
zuschätzenden Vorteil hat, daß ja sowohl die gesamte Beamtenschaft der 
Anstalt bewußt christlich denkt und ihre Tätigkeit auffaßt, wie auch das 
gesamte englische Volksleben und Erziehungswesen in Form und Inhalt 
unerschüttert noch nach christlich-kirchlichen Grundsätzen ausgerichtet 
ist. 237 ) Der Tag in einer Borstal-Anstalt wird begonnen und beschlossen 
mit einer Minute Schweigens nach gemeinsamem Gebet. An jedem Sonntag 
nehmen, wie in den public schools, alle Zöglinge pflichtmäßig mit Ausnahme 
der Israeliten am Gottesdienst teil, der oft zweimal stattfindet. 

Im Borstal-System wird seit seinem Bestehen der körperlichen 
Ertüchtigung großer Wert beigemessen. 

Alle Anstalten haben Turnhallen und eigene Sportplätze, einige sogar 
ein eigenes Schwimmbad. 238 ) Der Arbeitstag beginnt mit militärischen 
Freiübungen (drill), und ein beträchtlicher Teil der Freizeit wird mit 
sportlicher Betätigung verbracht. 230 ) 

Die körperliche Erziehung ist gerade bei Verwahrlosten besonders 
notwendig. Die meisten Zöglinge haben ihren Körper vernachlässigt; 
allgemeine Verwahrlosung führt auch auf körperlichem Gebiet zu Unge¬ 
pflegtheit und schlechter Haltung. Durch die Leibesübungen wird der 
Körper gestrafft und gestählt, die äußere Haltung ändert sich. Das führt 
notwendiger Weise auch zu einer Wandlung der inneren Haltung, zu 
Selbstbeherrschung und Selbstbewußtsein. 24ü ) 

Aber „play is not only essential to the developement of a healthy 
young animal, but is of first-class importance in the evolution of a 
social animal.“ 241 ) In den Borstal-Anstalten werden deshalb -wie im 
Sportbetrieb der public schools besonders die englischen Mann¬ 
schaftsspiele wie Rugby, Cricket und Fußball getrieben, bei denen 
der Einzelne Selbstdisziplin halten und sich in die Mannschaft einordnen 
muß. Der sportliche Wettkampf erzieht zur Anständigkeit und Ritter- 

231) Prison Commissioners Report 29/34. 

235) Barman 191. 

236) Barman a. a. O. 

231) Hauptvogel II S. 40. . 

23«) Fox 180, siehe S. 

230) Barman 180, 219/220, siehe den Plan S. 78/79 ; s. auch Hauptvogel II S. 28 u. a. 

240) Barman 43/44. 
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lichkeit dem Gegner gegenüber, zu „sportsmanship and the art of being 
good losers.“ 242 ) Bei den Wettspielen zwischen den Mannschaften 
einzelner Häuser, bei denen Ehrenpreise ausgesetzt werden, wird das 
Gemeinschaftsgefühl besonders gestärkt. 243 ) So ist der Sport in den 
Borstal-Anstalten nicht nur eine gesundheitliche Maßnahme, sondern auch 
ein wichtiges, für englische Verhältnisse bezeichnendes Mittel zur Er¬ 
ziehung einer Gemeinschaftshaltung. 

h) Die neuen Anstalten Lowdham Grange und North Sea Camp 

Diese beiden neuesten Borstal-Anstalten 244 ) sind nicht nur die 
ersten, die eigens für den Borstal-Vollzug gebaut wurden, sondern sie 
nehmen auch sonst unter den übrigen Anstalten eine Sonderstellung 
ein, sowohl hinsichtlich der Insassen, wie auch in einigen Erziehungs¬ 
methoden. Sie sind ein neuer Anstaltstyp für Zöglinge, deren Erziehung 
besonders aussichtsreich erscheint, und zwar in verhältnismäßig kurzer 
Zeit, d. h. durchschnittlich 10 bis 14 Monaten. 245 ) Voraussetzung für 
die Aufnahme ist, daß der Zögling körperlich und geistig gut ver¬ 
anlagt ist und noch keine erheblichen Anzeichen von Verwahrlosung 
erkennen läßt. Es werden „the best among the young offenders“ aus¬ 
gesucht, „with a view to their being released on licence at a specially 
early date if they work hard and behave well.“ 210 ) Die beiden Anstalten 
wollen bei diesen Zöglingen von vornherein alle Schädigungen ausschließen, 
denen ein junger Mensch so leicht bei einem strengen gefängnisartigen 
Aufenthalt ausgesetzt ist. Beide Anstalten sind daher offene, und die 
erzieherische Behandlung spielt sich in größerer Freiheit ab als bei den 
anderen Borstal-Anstalten. In noch stärkerem Maße als bei den übrigen 
Anstalten wird statt dessen an das Ehrgefühl und die Selbstverantwort¬ 
lichkeit der jungen Gefangenen appelliert. Ganz bewußt ist beiden An¬ 
stalten die Note der Lager-Erziehung gegeben. Sie sind für Zöglinge 
bestimmt, „which will benefit more by camp training than by institutional 
methods“. 2 ,7 ) 

Wenn sich der Besucher den beiden Anstalten nähert, so fällt ihm 
sofort das ganz ungefängnismäßige Aussehen auf. Von weitem wirken 
die einstöckigen Gebäude von Lowdham Grange, in rotem Klinker aufge¬ 
führt, wie eine der architektonisch schönen neuen deutschen Kasemen- 
bauten. Auch die Ähnlichkeit mit dem ersten Muster-Pavillon des Ham- 
burgischen Jugendgefängnisses Hahnöfersand ist wenigstens äußerlich 
nicht zu verkennen. Nirgends eine Umschließungsmauer oder eine nennens¬ 
werte Umzäunung. Die Anstalten sind vollkommen offen. Lowdham 
Grange liegt in dem Gebiet eines ehemaligen Ritterguts, dessen Herren¬ 
haus die Wohnung des Direktors ist. Die Gebäude blicken hoch über die 
herrliche Hügel- und Wiesenlandschaft von Nottinghamshire hinweg. Die 
einzelnen Häuser, für je 30 Zöglinge mit ihren Erziehern bestimmt, sind 
nebst der Turnhalle, die auch zu Fest-Versammlungen, Theater- und Licht¬ 
bild-Vorführungen benutzt werden kann, durch einen gedeckten Gang 
miteinander verbunden, damit man trockenen Fußes von einem Haus ins 
andere kommt — eine angesichts der langen regenreichen Winter Englands 

242) Mesurier 222. 

2 »3) Fox 186. 

2-H) Zum Folgenden siehe insbesondere die Aufsätze von Llewellin Im Howard Jour¬ 
nal 1936 Nr. 3, S. 252—257 ; 1933, 4 S., beide Aufsätze mit Bildern von den Anstalten. 
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begreifliche Einrichtung. Das Erdgeschoß der Häuser enthält die gemein¬ 
schaftlichen Tagesräume für den Unterricht und die Freizeit, während im 
Oberstock die Schlafräume, je eine Gruppe von zwölf Zöglingen umfassend, 
nebst den Schlafzimmern der Erzieher liegen, die auch die Schlafsäle 
nachts zu überwachen haben. Küche, Wäscherei, Krankenrevier, Lehr¬ 
werkstätten, Verwaltungsräume — kurz, es ist alles vorhanden, was eine 
gute, moderne Anstalt benötigt. Mit Lehrwerkstätten ist Lowdham 
Grange besser ausgerüstet als North Sea Camp. Das hat die natürliche 
Folge, daß nach Lowdham Grange vor allem diejenigen Zöglinge kommen, 
bei denen eine berufliche Weiterbildung sich lohnt, während nach North 
Sea Camp diejenigen verlegt werden, die einen weniger hohen geistigen 
Standard haben und mehr den Typus des ungelernten, aber körperlich 
schwer arbeitenden jugendlichen Arbeiters zeigen. Alles ist ohne Luxus 
gebaut, die Möbel sind schlicht; die großen Fenster und hellen Wandfarben 
geben den Anstalten etwas anziehend Lichtes. 

Lowdham Grange wurde 1930 zu bauen begonnen. Es ist erst 1937 
im Großen und Ganzen vollendet worden, während North Sea Camp erst 
1934 in Angriff genommen wurde. North Sea Camp war zur Landgewinnung 
aus der Nordsee schon im Jahre 1914 geplant worden, aber als Gefängnis 
für Erwachsene. Der Weltkrieg ließ das Projekt hinfällig werden. Erst 
die steigende Jugendkriminalität der Nachkriegszeit erweckte 1934 den 
alten Plan von neuem; diesmal in Form einer Borstal-Anstalt und zwar 
nach dem bereits bewährten Muster von Lowdham Grange. Die neue An¬ 
stalt liegt unmittelbar im Marschland an der rauhen Nordseeküste. 

Der Bau beider Anstalten ist auch dadurch über England hinaus 
bekannt geworden, daß daran neben freien Arbeitern eine Anzahl von 
Borstal-Zöglingen beschäftigt war. 248 ) Im Winter 1929/30 wurde von 
dem damals neuemannten Direktor von Lowdham Grange, W. W. LIewellin 
eine Gruppe von 43 Borstal-Zöglingen für diesen Zweck ausgesucht. Diese 
Gruppe trat unter Führung von LIewellin und dem Prison Commissioner 
Alexander Paterson im Mai 1930 einen zehntägigen Marsch zur Baustelle 
an, der ausgezeichnet verlief. „Der Marsch hatte eine ausgezeichnete 
Wirkung auf die Bildung eines guten Geistes in der Gruppe.“ 249 ) Für 
die Verpflegung an den einzelnen Rastpunkten hatte die Toc H-Organi- 
sation gesorgt. Während der Bauzeit lebten die Zöglinge mit den Erziehern 
zusammen in Zelten und Baracken. „Die Arbeit geht gut voran . . . . 

Die Disziplin war ausgezeichnet,.und in der ganzen Gruppe ist ein 

feiner Geist der Kameradschaft und Zusammenarbeit.“ 249 ) Ende 1931 
war das Hauptverwaltungsgebäude fertiggestellt, und die ersten hundert 
Zöglinge konnten einziehen. Heute ist die Anstalt mit etwa 200 Gefangenen 
belegt. 250 ) 

Genau ebenso spielte sich die Gründung des North Sea Camp ab. 
Mitte März holte sich LIewellin, der den Direktorposten in Lowdham 
Grange an seinen engsten Mitarbeiter Cape abgegeben und die Leitung 
von North Sea Camp übernommen hatte, abermals achtzehn Zöglinge 
zusammen, dieses Mal unmittelbar aus der Aufnahme-Anstalt Wormwood 
Scrubs. Zunächst gingen er und einige Erzieher mit dieser Gruppe für 
2% Monate in die Strafanstalt in Stafford, um dort die Zöglinge erst 
einmal kennen zu lernen und eine zuverlässige Gruppe aus ihnen zu formen. 
Das gelang. Wieder marschierte man unter der Fürsorge von Toc H Ende 


2-1») Bnrmnn 198; Exner. 
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Mai von Stafford an die Baustelle und hauste bis zur Errichtung der 
ersten festen Wohnbaracken in Zelten. Die Aufnahmefähigkeit der fertigen 
Anstalt soll 120 Insassen betragen, über die Hälfte dieser Zahl befindet 
sich heute bereits dort. 251 ) 

Nur bei einer so sorgsamen Auswahl der Zöglinge mit guter sozialer 
Prognose und verhältnismäßig geringer Verwahrlosung, wie sie in der 
Verteilungsanstalt Wormwood Scrubs durchgeführt wird, ist ein Vollzug 
in solch offenen Anstalten möglich. Nur bei so gearteten Jugendlichen 
konnte man es mit Erfolg wagen, das Fehlen äußerer Sicherungsvor¬ 
richtungen durch die Errichtung innerer geistiger Hemmungen zu ersetzen. 

Das geschieht in diesen beiden Anstalten dadurch, daß hier den 
Zöglingen von vornherein, und nicht wie in den anderen Borstal-Anstalten 
erst allmählich, ein starkes Vertrauen entgegengebracht wird. Dem Ju¬ 
gendlichen wird in Wormwood Scrubs eröffnet, daß er für Lowdham 
Grange oder North Sea Camp in Aussicht genommen sei. 252 ) Es wird ihm 
klargemacht, daß und warum hierin ein großer Vertrauensbeweis liege, 
aber gleichzeitig hinzugefügt, daß gerade die äußere Freiheit in diesen 
Anstalten mit ganz besonderen Verpflichtungen für ein einwandfreies Ver¬ 
halten, härteste und pünktlichste Arbeit usw. verbunden sei, die nur mit 
äußerster Anstrengung und Selbstdisziplin von ihm erfüllt werden 
könnten; er müsse sich also selbst prüfen, ob er wohl dem gewachsen sein 
würde und ob er daher in der Lage sei, das feierliche Versprechen zu 
unterzeichnen: „Ich gelobe bei meiner Ehre, das in mich gesetzte Ver¬ 
trauen zu rechtfertigen und mein Bestes dazu beizutragen, daß der gute 
Name von Lowdham Grange (oder North Sea Camp) nicht geschädigt 
wird.“ Zur Überlegung wird dem Jugendlichen nach dieser Aussprache 
eine reichliche Bedenkzeit gelassen, nach der er wählen kann. Es ist nach 
unseren Beobachtungen sicher, daß dieses, für England übrigens nicht 
ungewöhnliche Verfahren des Appells an die Ehre und Selbstverant¬ 
wortung auf die meisten der betroffenen Jugendlichen seinen Eindruck 
nicht verfehlt und seine ganze Haltung für die kommende Zeit in einer 
der neuen Anstalten günstig ausrichtet. Der Jugendliche bekommt das 
Gefühl, daß ihn eine ungeheuer ernste Zeit erwartet, daß er aber anderer¬ 
seits eine starke Hilfe erfahren wird, wenn er nur selbst sein Leben ernst¬ 
lich ändern will. Die Erzieher der beiden Anstalten wissen von manchem 
Fall zu erzählen, in dem noch nach der Entlassung dem Jungen sein in 
Wormwood Scrubs gegebenes Ehrenwort ein starker Halt in Zeiten der 
Versuchung geworden ist. 

In beiden Anstalten besteht zwischen den Erziehern und den Zög¬ 
lingen ein besonders enges persönliches Verhältnis und Zusammenleben. 
Das hat sich durchaus bewährt und keineswegs zu einer schädlichen 
Lockerung der Disziplin geführt, „im Gegenteil führe ich den bemerkens¬ 
wert guten Geist von respektvoller Loyalität der Zöglinge zu den Beamten 
hauptsächlich auf deren Teilnahme am gemeinsamen Leben zurück.“ 253 ) 

Wie bei den anderen Borstal-Anstalten sind die Anstalten in mehrere 
Häuser eingeteilt, die von einem Hausvater geleitet werden. Dagegen 
fehlt das Stufensystem der anderen Borstal-Anstalten. Alle Zöglinge 
gehören ohne weiteres der höheren Stufe der „Blauen“ an, doch gibt es 
drei Grade: junior, middle, senior. 254 ) 

251) Prison Commissioners Report 1934 S. 30 f, 1935 S. 22. 

252) zum Folgenden Llewellin, Howard Journal 1936 Nr. 3 S. 245 ff. 
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In North Sea Camp wird zur Zeit der tastende Versuch unternommen, 
diese drei Unter grade nicht mehr gemischt in den einzelnen Häusern unter¬ 
zubringen, sondern sie von einander zu trennen, so daß es ein Haus des 
unteren, ein Haus des mittleren und ein Haus des oberen Grades gibt. 
Es ist aber sehr zweifelhaft, ob dieses neue System wirklich besser als das 
alte ist. Es erscheint uns geeignet, die bekannte Eifersucht und den 
Hochmut zwischen den einzelnen Stufen zu fördern, Erscheinungen, die 
bei dem alten System leichter zu vermeiden sind. 

Die Lebensbedingungen sollen möglichst dem freien Leben angepaßt 
sein. Man will das hauptsächlich dadurch erreichen, daß Arbeit und 
Arbeitsbelohnung eine besonders wichtige Stellung einnehmen. 255 ) Wie 
in anderen Borstal-Anstalten wird zwischen gewöhnlicher und quali¬ 
fizierter, zugleich der Berufsausbildung dienender Arbeit unterschieden, 
und auch die Arbeitsbelohnung danach bemessen. Die Differenzierung 
ist aber in Lowdham Grange stärker, es gibt fünf verschiedene Arbeits¬ 
stufen, die unterschiedlich bezahlt werden. Die wöchentliche Arbeitsbe¬ 
lohnung schwankt zwischen 6 d und 1 s 3 d, 2S0 ) ist also wesentlich 
höher als in den anderen Borstal-Anstalten, in denen sie 2 bis 9 d be¬ 
trägt. 257 ) Der Zögling muß von seiner Arbeitsbelohnung wie im freien 
Leben bestimmte Ausgaben bestreiten und die Teilnahme an besonderen 
Veranstaltungen selbst bezahlen. Bei Freizeitveranstaltungen wie Kon¬ 
zerten wird Eintrittsgeld erhoben, und auch die in der Anstalt unter den 
Zöglingen bestehenden Vereine, z. B. der Fußballklub, fordern von ihren 
Mitgliedern Beiträge. Andererseits wird bei leichteren Vergehen in der 
Anstalt, besonders auch bei schuldhafter Beschädigung von Anstaltseigen¬ 
tum, ein Strafgeld erhoben. 258 ) Durch eine Anstaltssparkasse wird zum 
freiwilligen Sparen angeregt. 259 ) Dieses veränderte System der Arbeits¬ 
belohnung, das den Nachteil der Gefängnisse alten Stils vermeidet, den 
Gefangenen der materiellen Sorge um sein Dasein zu entwöhnen, hat 
sich nach Ansicht des Direktors der Anstalt sehr gut bewährt. 
„The payment scheme continues to be an essential feature of the 
training here .... there can be no doubt, that the payment scheme . . . . 
with its consequences in sharply defining for the lad between the necessities 

and luxury of life.by compelling him to pay for the latter . . . . 

demands a continued and permanent existence.“ 2G0 ) 

Arbeitet der Junge schlecht, so erhält er von dem Direktor ein regu¬ 
läres Kündigungsschreiben mit der Folge, daß er „arbeitslos“ wird, d. h. 
eine sehr unbeliebte Arbeit ohne Bezahlung zugewiesen bekommt. Erst 
wenn er diese fleißig erledigt, wird er wieder „angestellt“. Auch diese 
Formen sind ausdrücklich gewählt, um den Jugendlichen unter die gleichen 
Arbeitsbedingungen zu stellen wie draußen in der Freiheit. 

Einzelnen Zöglingen wird ein Stück Gartenland zur Bearbeitung in 
der Freizeit zur Verfügung gestellt. Sie können von ihrem Beet selbst 
ernten und den Ertrag entweder für sich selbst verbrauchen oder an andere 
Zöglinge oder an Beamte verkaufen. 201 ) 

Unterricht und Freizeit sind in Lowdham Grange ganz besonders 
lebendig. Das in anderen Anstalten bestehende Kursussystem findet sich 

255) Barman 203/204. 
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auch hier. Innerhalb der Anstalt gibt es mehrere Vereine, so einen Fuß¬ 
ballklub, einen Debattierklub nach Art der überall an den englischen 
Schulen und Universitäten bestehenden debating clubs, welche die geistige 
Aktivität und Beweglichkeit steigern und ihnen unauffällig bestimmte 
Werthaltungen einflößen sollen. Ferner eine Theatergesellschaft, die von 
Zeit zu Zeit Aufführungen veranstaltet; auch die Vorbereitung der Auf¬ 
führung eines Theaterstücks dient den Aufgaben der Gruppenpädagogik; 
auch hier wird der in England weitverbreitete Sinn und die natürliche 
Begabung für Liebhaberaufführungen erzieherisch genutzt; wenige 
Engländer kämen auf die Idee, hierin eine unzulässige, den Strafcharakter 
abschwächende Vergünstigung zu sehen; jede Schule führt in England ein 
oder mehrere Theaterstücke im Jahr auf, weniger zum Vergnügen, als 
wieder um der inneren und äußeren Zucht willen, die hier im Dienst der 
Kunst von jedem Laien-Schauspieler verlangt wird. Auch Kinovor- 
führungen und Konzerte finden statt. Bisweilen werden mit Vereinen aus 
der Nachbarschaft Fußballspiele ausgetragen. 262 ) 

Großer Wert wird auf einen engen Kontakt der Anstalten mit den 
Rover Scouts und der Jugendorganisation von Toc H gelegt. Die Anstalten 
sind bestrebt, jeden ihrer Zöglinge mit diesen Jugendorganisationen schon 
während des Aufenthalts in der Anstalt in so enge Verbindung zu bringen, 
daß der Junge sich nach seiner Entlassung der entsprechenden Gruppe 
seines Heimatortes anschließt. In Lowdham Grange hat man zu diesem 
Zweck den beiden genannten Jugendorganisationen auf dem Gelände der 
Anstalt einen ständigen schönen Platz für regelmäßige Wochenendlager zur 
Verfügung gestellt, an denen dann eine Gruppe von Zöglingen zwanglos 
teilnimmt. Diese Wochenendlager sind nicht nur körperlich sehr gesund, 
indem das Zeltleben die Zöglinge sehr abhärtet, sondern wecken durch das 
gemeinsame Singen englischer Volkslieder, Tanzen englischer Volkstänze 
und durch ihre Gruppenspiele den Sinn für die völkischen Werte. 

Die Entlassenenfürsorge, über die unten gesprochen werden soll, 
wird in diesen beiden Anstalten besonders sorgfältig durchgeführt, weil 
es sich bei diesen Jugendlichen um wertvolles Menschenmaterial handelt. 
Es wird alles daran gesetzt, um die Eltern zur vollen Mitarbeit an den 
Zielen der Anstalt zu gewinnen. Zu diesem Zweck wird z. B. von Lowdham 
Grange ein Schreiben folgenden Inhalts an die Eltern jedes neu eingelie¬ 
ferten Jungen geschickt: 


H. M. Borstal-Institution 
Lowdham Grange 
Notts. 


Sehr geehrter Herr, 

Ihrem Sohn wurde der Vorzug, für seine Borstal-Erziehung nach 
Lowdham Grange gesandt zu werden. Dies ist ein Vorrecht, denn nur 
Jungens, die vertrauenswürdig und zuverlässig befunden werden, werden 
ausgewählt, das besondere Maß an Freiheit zu teilen, das in Lowdham 
Grange gewährt wird. Es ist eine neue Einrichtung, die im Mai 1930 
gegründet wurde. Ihr Junge wird teilhaben am Errichten der neuen 
Gebäude und am Schaffen von Geist und Tradition des Ortes. Wir hoffen, 
daß er sein Bestes tun wird, um sich des Vertrauens würdig zu zeigen, das 
man in ihn setzt, so daß er den vollen Vorteil seiner Ausbildung erfahren 
kann und zu einem ehrenwerten, arbeitsamen Menschen wird, der Ihnen 
helfen und seinen Platz in der Welt ausfüllen kann. 
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Sie können ihm dabei helfen, indem Sie ihn ermutigen, sein Bestes 
zu leisten. Ihre Briefe werden ihm eine große Hilfe sein und Sie können 
ihm schreiben so oft Sie wollen. Der Junge darf Ihnen wenigstens einmal 
alle vierzehn Tage schreiben. 

Ihr Sohn wird an fünf Tagen der Woche acht Stunden arbeiten, der 
Sonnabend Nachmittag ist frei. Anfangs wird er ungelernte Arbeit ver¬ 
richten. Nach einiger Zeit soll er die Möglichkeit haben, in einer Hand¬ 
werks-Gruppe zu arbeiten, wo er die Grundlagen eines guten Handwerks 
erlernen kann. Folgende Handwerks-Arten werden gelehrt: 

Maurer, Zimmermann und Tischler, Putz-Maurer (Anstreicher), 
Klempner, Elektriker, Grobschmied, Maler und Dekorateur, Landwirt, 
Gärtner und Koch. 

Wenn Sie glauben, daß eines dieser Handwerke Ihrem Sohn besonders 
nützen würde, so helfen Sie uns sehr, wenn Sie es uns mitteilen. 

Ihr Sohn verdient etwas Taschengeld, er beginnt mit 4 d. 
wöchentlich, kann dies aber im Lauf der Zeit bis auf 1 s 2d wöchentlich 
steigern, wenn er tüchtig genug arbeitet. 

Abends wird er 1% Stunden lang für die Schule oder eine Liebhaberei 
(Bastelkursus) arbeiten, er kann zwischen 18 verschiedenen Schul- oder 
Bastelklassen wählen. Im Sommer darf er ein Stückchen Land zum be¬ 
bauen haben und kann in seiner Freizeit darauf arbeiten. 

Er kann dem Fußball- oder Cricket-Club beitreten, oder sich dem 
Club für Häusliche Freizeitgestaltung anschließen. Außerdem kann er 
der „Rover scout crew“ (Wandergruppe) beitreten. 

Sonntags gehen die Jungens in die Kirche oder Kapelle des Dorfs. 
Nachmittags werden Spaziergänge in der Umgegend mit ihnen gemacht, 
oder sie streifen für sich im Anstaltsgelände umher. 

Die Tageseinteilung ist wie folgt: 

6 Aufstehn; 6,35 Frühsport; 6,50 Frühstück; 7,30 bis 12 Arbeit; 
12 Mittagessen; 1 bis 4,30 Arbeit; 5 Tee; 5,30 bis 7 ist Erholung (Freizeit); 
7 bis 8,30 Schule und Bastelkurse; 8,35 Abendessen; 8,50 Gebet; 9,30 
zu Bett. 

Jeder Junge kann nach je drei Monaten bei guter Arbeit und Führung 
zu einer höheren Stufe aufrücken. Wenn er aufgerückt ist, trägt er einen 
besonderen Stern auf dem Abzeichen an seiner Jackentasche. 

Es gibt.Häuser. Ihr Sohn gehört zum.-Haus und sein 

Hausvater ist Herr., der Ihnen immer gerne schriftlich mitteilen 

wird, wie Ihr Sohn vorankommt. 

Monatlich einmal können Sie Ihren Sohn besuchen und wir werden 
uns darüber freuen; aber die Hausordnung gestattet Ihnen nur solche Eß- 
waren mitzubringen, wie sie Ihr Sohn mit Ihnen zusammen verzehren kann. 

Wenn Sie zu Besuch kommen, nehmen Sie am besten Zug oder Auto 
bis Nottingham. Lowdham Grange liegt etwa 10 Meilen von Nottingham 
und ist zu erreichen: 

1 ). 

2 ). 

3 ). 

Pakete mit Essen usw. dürfen nur zu Weihnachten geschickt werden, 
wenn jeder Junge ein Paket von zu Hause erhalten darf. 
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In Lowdham Grange schlafen die Jungens in Schlafsälen und es gibt 
weder Riegel noch Schlösser. Wenn Ihr Sohn hierher kommt, wird für den 
Rest seiner ganzen Borstal-Erziehung kein Schlüssel hinter ihm umgedreht 
werden. Ich hoffe Sie werden alles tun, was Sie können, um Ihren Sohn 
zu helfen, diese Freiheit richtig anzuwenden. Alle die für ihn verantwort¬ 
lich sind, werden ihr Bestes dafür tun, daß er gut voran kommt, wenn er 
wieder in die Welt zurückkehrt. Die große Mehrheit aller Jungens, die 
hierherkommen, nimmt die Gelegenheit wahr, die die Erziehung ihnen 
bietet, und ist in ihrem späteren Leben erfolgreich. Dies schulden sie 
nicht nur der Erziehung, sondern auch der Ermutigung, die sie von zu 
Hause erhalten. 

Mit den besten Wünschen für den Erfolg Ihres Sohnes verbleiben wir 

.. Leiter, 

., Hausvater.“ 

Die Anstalt hat bis jetzt nicht einen einzigen Fall erlebt, in dem ein 
solches Schreiben ohne Eindruck geblieben wäre und sich nicht günstig auf 
die Tonart und den Inhalt der Briefe der Angehörigen an den Jungen aus¬ 
gewirkt hätte. Eine Fülle von Antwortschreiben voll warmen Dankes hat 
sich in den Akten der Anstalt angesammelt. Der gewonnene Kontakt wird 
durch die in allen Borstal-Anstalten üblichen und erwünschten Aussprachen 
mit den Angehörigen vertieft; auch zu den Anstaltsfesten erhalten die 
Eltern Einladungen. (Principles S. 59 ff.) 

Faßt man den Eindruck von den neuen Anstalten Lowdham Grange 
und North Sea Camp zusammen, so ergibt sich, daß hier kein neuer An¬ 
staltstyp etwa in dem Sinne geschaffen worden ist, daß hier grundsätzlich 
neue Behandlungsmethoden angewendet werden, die mit der bisherigen 
Linie des Borstal-Vollzuges brechen. Davon kann keine Rede sein, sondern 
die beiden Anstalten sind nur das Ergebnis der starken Ausdifferenzierung, 
die das Borstal-System seit dem Jahre 1908 in stetiger Entwicklung, von 
Erfahrung zu Erfahrung zur Ausbildung immer neuer Formen gedrängt, 
organisch genommen hat. In den beiden Anstalten wird zwar im Ver¬ 
hältnis zwischen Erziehern und Zöglingen, in der Neuregelung der Arbeits¬ 
belohnung, in dem engen Kontakt mit freien Jugendorganisationen Neues 
versucht, aber es wird dabei durchaus an die vorhandene Tradition an¬ 
geknüpft. Beide Anstalten sind ein großzügiger Versuch, den kriminal¬ 
politischen Effekt des Borstal-Systems unter sorgfältiger Verwertung 
unserer jugendbiologischen Erkenntnisse noch zu steigern. Nur einem ganz 
flüchtigen Besucher oder einem Beobachter, der sich eine Freiheitsstrafe 
immer noch nur in den Vollzugsformen des 19. Jahrhunderts vorstellen 
kann, wird bei den neuen Anstalten der berüchtigte Vergleich mit einem 
„Gefängnis-Sanatorium“ kommen; er wird vielleicht den Kopf schütteln, 
daß diese kriminellen Jungen es dort „so gut“ haben. Dieses Urteil ändert 
sich aber sehr rasch, wenn der Besucher einmal einen ganzen Tag lang 
Stunde um Stunde das morgens um 6 Uhr beginnende Tagesprogramm 
mitgemacht hat, das erst abends um 9 Uhr endet. Dann wird ihm begreif¬ 
lich, warum trotz dieser Umgebung, die so ungefängnismäßig nach alten 
Begriffen aussieht, jedes Jahr ein bestimmter kleiner Prozentsatz von 
Jungen doch Fluchtversuche unternimmt, die allerdings meistens nicht 
erfolgreich sind. Am Ende des ersten „Borstal-days“, in dem das ganze 
Leben des Jungen in einem festen Rhythmus von Sport, Arbeit, Exerzieren, 
Mahlzeiten, Unterricht, Freizeitbeschäftigung, Gottesdienst eingespannt 
ist, wird ihm klar, warum der zeitlich unbestimmte Vollzug auch in diesen 
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Anstalten bei der latent verwahrlosten jugendlichen Bevölkerung Englands 
so viel gefürchteter ist, als die fest bestimmte Gefängnisstrafe, die äußer¬ 
lich dem Laien so viel abschreckender vorkommt. Das beweist, daß der 
Borstal-Vollzug auch in dieser Ausprägung es nach wie vor versteht, den 
jungen kriminellen Menschen ganz besonders an den wirklich schwachen 
Seiten seines Charakters und damit unangenehm anzupacken, die der alte 
Strafvollzug mit seinen repressiven Methoden nicht nur nicht berührte, 
sondern erst recht verstärkte oder gar neu hervorrief. 

i) Die bedingte Entlassung, Schutzaufsicht und Nachfürsorge, insbesondere 
die Tätigkeit der Borstal Association. Die Behandlung im Falle des 
Widerrufs der bedingten Entlassung 

Die Frage, wann ein Zögling bedingt aus der Anstalt zu entlassen 
ist, wird jedesmal sehr sorgfältig geprüft. Es wird allen Borstal-Beamten 
eingeschärft, daß kein Junge vorzeitig der Prison Commission zur 
Entlassung vorgeschlagen werden darf, bei dem man nicht einigermaßen 
sichere Unterlagen dafür hat, daß er sich in der Freiheit sozial verhalten 
wird; andernfalls würde der Borstal-Erzieher sogar gesetzeswidrig 
handeln. Die Beamten sollen sich insbesondere bei gut veranlagten 
Jugendlichen nicht zu einer zu frühzeitigen Entlassung verleiten 
lassen, da sie damit auch gegen das wohlverstandene Interesse des 
Jugendlichen selbst handeln, es sei denn, daß sie wirklich gute Gründe für 
seine Entlassung haben. 

Man wird dem System der bedingten Entlassung im Borstal-Vollzug 
nur gerecht, wenn man erkennt, daß es kein charitatives Anhängsel an den 
Anstaltsvollzug bedeutet, sondern die völlig gleichberechtigte zweite Hälfte 
des gesamten Borstal-Systems ist. In den Instruktionen an die Borstal- 
Beamten wird immer wieder betont, daß der beste Anstaltsvollzug ein 
Schlag ins Wasser ist, -wenn die Entlassenenfürsorge unter Schutzaufsicht 
nichts taugt, und daß auch das Umgekehrte gilt. Der Anstaltsaufenthalt 
und die Zeit der bedingten Entlassung werden also als eine organische 
Einheit aufgefaßt. Beide Teile des Borstal-Systems sind dementsprechend 
aufeinander abgestimmt. Während des Anstaltsaufenthalts wird von An¬ 
fang an schon die Entlassenenfürsorge vorbereitet, und die Schutzaufsicht 
während der bedingten Entlassung setzt die unabdingbaren Ansprüche der 
Anstalt an die Selbstdisziplin und Selbstverantwortung des Jugendlichen 
fort. Die Strafe hört also mit der bedingten Entlassung nicht auf, sondern 
nimmt nur eine andere Form an. Immer wieder wird in den englischen 
Denkschriften und Jahresberichten hervorgehoben, daß im Vergleich zu 
der fürsorgenden Schutzaufsicht während der bedingten Entlassung die 
Erziehungsarbeit in der Anstalt, bei der der Jugendliche ständig unter 
Aufsicht gehalten werden kann, die leichtere Arbeit ist. 

Gemäß § 5 des Prevention of Crime Act kann ein Borstal-Zögling 
von der Gefängnisoberaufsichtsbehörde (Prison Commissioners) frühestens 
nach sechs Monaten bedingt entlassen werden. Diese Bestimmung ermög¬ 
licht es, einen Zögling auch vor Ablauf der Haftzeit zu entlassen, wenn die 
Anstaltserziehung ihren Zweck erreicht hat. Dieser Zeitpunkt wird nicht 
schematisch festgesetzt 203 ), sondern nach der Lage des einzelnen Falles 
bestimmt. Im allgemeinen erfolgt die bedingte Entlassung nach etwa zwei 
Jahren Anstaltsaufenthaltes. Hatte das Urteil eine Borstal-Haft von drei 
Jahren festgesetzt, so ist der Zögling bei bedingter Entlassung nach 


263) Etwa auf Grund eines Markensystems wie in den Gefängnissen, Fox 78/79. 
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zwei Jahren ein weiteres Jahr an die Entlassungsbedingungen gebunden 
(bis zum Ende der vorgesehenen Haftzeit), danach steht er noch ein Jahr 
gemäß § 6 des Prevention of Crime Act unter der Aufsicht der Gefängnis¬ 
oberaufsichtsbehörde (Prison Commissioners). So wird der Zögling durch 
die Borstal-Haft und die Nachkontrolle im Normalfall insgesamt vier Jahre 
erfaßt. Diese Periode von zwei Jahren Anstaltsaufenthalt und zwei 
Jahren Nachkontrolle hat sich im allgemeinen als notwendig heraus¬ 
gestellt und bewährt. 261 ) Der Young Offenders Report schlägt deshalb 
vor, die Dauer der Borstal-Haft gesetzlich auf drei Jahre festzulegen, 
also nicht wie bisher zwischen zwei und drei Jahren. 206 ) Eine Abkürzung 
der Borstal-Haft in geeigneten Fällen wird (fadurch in keiner Weise be¬ 
hindert, sie soll aber nicht von vornherein im Urteil, sondern je nach der 
Entwicklung des Zöglings in der Anstalt im Wege der bedingten Ent¬ 
lassung geschehen. 260 ) 

Die Fürsorge und Kontrolle für die männlichen bedingt entlassenen 
Borstal-Zöglinge wird von der Borstal Association ausgeübt, für die weib¬ 
lichen von der Aylesbury After-Care Association. Ihre Arbeit ist von 
großer Wichtigkeit für den endgültigen Erfolg der Erziehungsbemühungen 
in der Anstalt. „Borstal training would fail without the work of the 
Borstal Association.“ 207 ) „The Borstal Association represents one-half 
of the Borstal System.“ 20S ) Die Borstal Association ist eine vom Staat 
beaufsichtigte und gemäß § 8 des Prevention of Crime Act geldlich unter¬ 
stützte Gesellschaft. Sie ist weder ein privater Verein, noch eine Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts, sondern nimmt eine Zwischenstellung ein, 
„the Association is a semi-officlal body. 269 ) Ausschließlich ihr ist die 
Betreuung und Beaufsichtigung der aus Borstal-Anstalten Entlassenen 
übertragen. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in London. Präsident ist der 
jeweilige Staatssekretär des Innern. In London ist ein Zentralbüro (Head 
Office) und in Liverpool ein ständiges Büro mit eigenem Verwaltungs¬ 
apparat und eigenen Sozialarbeitern eingerichtet. Die Tätigkeit der Ge¬ 
sellschaft beruht aber wesentlich auf der ehrenamtlichen Arbeit ihrer Mit¬ 
glieder. Sie hat ungefähr 1000 Mitglieder in allen Teilen Englands, es 
sind z. T. Schutzaufsichtsbeamte und andere Sozialarbeiter, teils Personen 
aus den verschiedensten Berufen. Auch öffentliche Körperschaften sind 
Mitglieder. Die Verwaltungskosten der Gesellschaft trägt das Innen¬ 
ministerium. Die Mittel für die Unterstützung der entlassenen Zöglinge 
werden durch Beiträge und freiwillige Spenden aufgebracht, außerdem 
garantiert das Innenministerium für einen Zuschuß in doppelter Höhe der 
aufgebrachten Spenden. 270 ) Im Jahre 1935 überwachte die Borstal- 
Association etwa 1500 Jungen in 400 Städten und Distrikten. 1046 wurden 
ihr 1935 neu zugewiesen, davon 247 in London, 133 in Liverpool. Die Ayles¬ 
bury After-Care Association übernahm 1935 neu 27 Mädchen (Prison 
Commissioners Report 1935 S. 41; Borstal Association Report 1935). 

Die bedingte Entlassung erfolgt auf Grund sorgfältiger Zusammen¬ 
arbeit zwischen der Borstal Association und der Anstalt. Die Entlassung 
wird bereits mit der Aufnahme des Zöglings in die Anstalt von der Borstal 
Association vorbereitet. 271 ) 

284) Young Offenders Report 102/103. 

285) Young Offenders Report 126. 

28«) Young Offenders Report 102/103, Mesurier 215. 

287) Young Offenders Report 97 ; Hauptvogel II S. 88. 

268) Paterson b. Barman 230. 

280) Fox 191. 

270) Barman S. 223—225; Fox 191/192; Mesurier S. 250—252. 

271) Fox 192. 
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Die Borstal-Anstalten werden regelmäßig von Mitarbeitern der Lon¬ 
doner Zentrale der Borstal Association besucht. Der Beauftragte derselben 
erörtert die Frage der Entlassung eingehend mit den zuständigen An¬ 
staltsbeamten und bespricht auch mit dem Zögling dessen Pläne für die 
Zeit nach der Entlassung, seine Berufsaussichten usw. Das Zentralbüro setzt 
sich mit dem Mitglied am Heimatort des Zöglings in Verbindung, das 
dann Ermittlungen über die häuslichen Verhältnisse des Zöglings, die 
Frage der Arbeitsbeschaffung usw. anstellt und dem Zentralbüro berichtet. 
Die Borstal Association holt ferner Gutachten der Anstaltsbeamten, be¬ 
sonders des Direktors, des Anstaltsarztes und des Hausvaters ein. Das 
Gutachten des Hausvaters ist gewöhnlich besonders ausführlich und wichtig, 
weil dieser den Zögling am besten kennt. 272 ) 

Etwa einen Monat vor der beabsichtigten Entlassung arbeitet die 
Borstal Association über den Zögling einen zusammenfassenden empfehlen¬ 
den Bericht aus und läßt ihn dem Visiting Comittee zukommen. Dieses 
prüft dann den Bericht und schickt ihn bei günstigem Ergebnis der 
Prüfung an die Gefängnisoberaufsichtsbehörde (Prison Commissioners) 
weiter, die dann die Entscheidung über die bedingte Entlassung trifft. 273 ) 

Die Bedingungen der Entlassung sind in einem Erlaubnisschein 
(licence) enthalten, der von dem Zögling nach vorheriger Belehrung feier¬ 
lich unterschrieben werden muß. 27J ) Durch die Unterschrift verpflichtet 
sich der Zögling, die Bedingungen des Erlaubnisscheines während der 
nicht verbüßten Haftzeit und ein weiteres Jahr nach dem Verbüßungs¬ 
termin (gemäß § 6 des Prevention of Crime Act) einzuhalten. Die Be¬ 
dingungen bestimmen, daß der Zögling 

a) Anweisungen zu pünktlicher und regelmäßiger Anwesenheit bei 
der Arbeit oder an anderer Stelle nachkommen, 

b) seine Wohnung nicht ohne Erlaubnis wechseln, 

c) jeden Rechtsbruch vermeiden, 

d) nicht mit schlecht beleumundeten Personen verkehren, 

e) ein anständiges und fleißiges Leben zur Zufriedenheit (satis- 
faction) der Borstal Association führen soll. 275 ) 

Wenn der Zögling nach der Entlassung an seinem Wohnorte an¬ 
gekommen ist, meldet er sich bei dem dortigen Mitgliede der Borstal 
Assocation, das seine Entlassung vorbereitet hat. Der Umfang der aus¬ 
geübten Fürsorge ist je nach der Lage des Einzelfalls verschieden. Wenn 
nötig, wird der Zögling bei der Entlassung mit neuen Kleidern aus¬ 
gestattet. Die wichtigste Aufgabe der Entlassenenfürsorge ist es im all¬ 
gemeinen, dem Entlassenen Arbeit zu verschaffen. 276 ) Gerade hier ist die 
Borstal Association mit sehr gutem Erfolg tätig. Sie hat im Jahre 1930, 
einer Zeit starker -wirtschaftlicher Depression, von insgesamt 783 aus 
Borstal-Anstalten entlassenen Zöglingen nur 30 keine Arbeit vermitteln 
können. 277 ) In vielen Fällen ist es nötig, den Entlassenen von dem 
schlechten Einfluß seiner früheren Umgebung zu trennen und ihm an 
anderer Stelle eine geeignete Wohngelegenheit zu verschaffen. Die Woh¬ 
nungsbeschaffung ist auch bei einer großen Anzahl von alleinstehenden 
Zöglingen nötig. Wenn sich nicht sogleich Arbeit besorgen läßt, unter- 


27Z) Barman 231. 

273) Barman 231. 

274) Barman 232. 

275) Mesurier 284. 
278) Barman 227. 
277) Fox 192. 



stützt die Borstal Association den Entlassenen während der Wartezeit 
durch Bezahlung von Wohnung und Essen und gibt ihm ein Taschengeld. 
Auch werden Entlassene in besonderen Fällen mit Arbeitskleidung und 
Arbeitsgerät versehen, die im Eigentum der Gesellschaft bleiben. 278 ) 
Allerdings ist diese intensive wirtschaftliche Hilfe im allgemeinen nur in 
der ersten Zeit nach der Entlassung angebracht und soll nicht dazu führen, 
daß der Entlassene die Borstal Association unnötig ausnutzt. „But while 
the Association is ready to help again and yet again, its aim is to make 
the lads stand on their own feet, and as soon it becomes evident 
that there is a decided preference for standing on other peoples, the 
friendly advice must change to stem warning, if it is ineffective, revo- 
cation of licence will probably follow.“ 270 ) 

Von besonderer Wichtigkeit ist aber neben der wirtschaftlichen Hilfe 
die persönliche Beratung und Betreuung durch das zuständige Mitglied der 
Borstal Association. Gerade die erste Zeit nach der Entlassung bringt für 
den Entlassenen große persönliche Schwierigkeiten, die er vorher gewöhn¬ 
lich unterschätzt — trotz aller Warnung der Anstaltserzieher —, mit sich, 
die durch taktvolle Anteilnahme des Helfers überwunden werden müssen. 280 ) 
Der Fürsorger ermutigt ihn bei Enttäuschungen, die den Jungen, der allzu 
vertrauensvoll hinsichtlich der Zukunft die Anstalt verließ, im England 
der Gegenwart mit seinen schwierigen Wirtschaftsverhältnissen erfassen 
müssen. Der Fürsorger setzt dem Jungen den Kopf zurecht, falls er wieder 
anfängt, Dummheiten zu machen. Der Helfer wird auch dafür sorgen, 
daß der Entlassene seine Freizeit in richtiger Weise und guter Gesellschaft 
verbringt, indem er sich einem geeigneten Verein oder den Boy Scouts 
anschließt, Abendkurse besucht usw. 281 ) 

Mit der Hilfe unmittelbar nach der Entlassung sind aber die Auf¬ 
gaben der Borstal Association nicht erschöpft. Die Borstal Association 
hat ferner die Pflicht, die Führung des Entlassenen zu überwachen und 
dafür zu sorgen, daß er seine Entlassungsbedingungen einhält, die vor 
allem darin bestehen, daß der Zögling Wohnung und Arbeitsstelle nicht 
ohne Erlaubnis des Schutzaufsehers wechseln darf. Zu diesem Zweck 
muß der Helfer dauernd mit dem Entlassenen in Verbindung stehen 
und regelmäßig an das Zentralbüro berichten. 282 ) 

Die Fürsorge- und Überwachungstätigkeit der Borstal Association 
erhält den notwendigen Nachdruck durch die Möglichkeit des Widerrufs 
der bedingten Entlassung. Der Widerruf ist bei Verletzung der im 
Erlaubnisschein festgesetzten Bedingungen möglich, d. h. hauptsächlich 
wegen schlechter Führung und wegen Begehung einer neuen Straftat. Der 
Widerruf wird auf Grund eines Berichts der Borstal Association von einem 
besonderen Untersuchungsausschuß bei der Gefängnisoberauf Sichtsbehörde 
ausgesprochen, der sich aus den zuständigen Beamten der Gefängnisober¬ 
aufsichtsbehörde, Mitgliedern der Visiting Committees und der Borstal 
Association sowie Beamten der Borstal-Anstalten zusammensetzt. Beim 
Widerruf kommt der Entlassene zur Verbüßung des Restes seiner Haftzeit 
nicht mehr in eine Borstal-Anstalt zurück, sondern in eine besondere Ab¬ 
teilung des Wandsworth - Gefängnisses in London. (Dort muß er 
auch gegebenenfalls eine neuverhängte Gefängnisstrafe verbüßen.) Hier 
bleibt der Junge einige Monate, aber nicht länger als zwölf in Haft, um 

278) Barman 226—228. 

278) Fox 198. 

2*0) Fox 192, Barman 234. 

381) Barman 226. 

282) Barman 229/30. 
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dann von neuem bedingt unter Schutzaufsicht entlassen zu werden. Nach 
Einlieferung in Wandsworth wird zunächst studiert, woran der Versager 
gelegen hat, „denn nur durch eine Analyse der Fehlschläge kann das 
Borstal-System verbessert werden“ (Principles S. 17). Der Vollzug ist 
hier sehr eintönig und hart. 283 ) So tritt z. B. an Stelle des Sports aus¬ 
schließlich Exerzieren, wobei, wovon ich mich selbst überzeugen konnte, 
die Jungens unbarmherzig geschliffen werden, denn „dieser Vollzug dient 
dazu, diese Jungens daran zu erinnern, daß der Vorgang der Umwandlung 
durchaus kein bequemer Prozeß ist, und daß die Erzieher der Borstal- 
Anstalten keine weichen Menschen sind, sondern daß Kraft hinter ihrer 
Geduld steht“ (Principles S. 17). Erfreulicherweise werden viele Jungens, 
die nach Wandsworth mußten, dann „zweite Sieger“, d. h. sie sind für 
Lebenszeit kuriert; vielen von ihnen geht auf der düsteren Folie von 
Wandsworth erst auf, was der Aufenthalt in der normalen Borstal-Anstalt 
für sie bedeutet und ihnen gegeben hat. 

4. Der kriminalpolitische Erfolg des Borstal-Systems 

In der amtlichen und nicht-amtlichen Literatur besteht Einstimmig¬ 
keit darüber, daß das Borstal-System sich bewährt hat, also einen krimi¬ 
nalpolitischen Erfolg darstellt. 284 ) Die vorgebrachten Änderungsvor¬ 
schläge beziehen sich im wesentlichen auf den weiteren Ausbau des Systems 
und üben keine grundsätzliche Kritik. 285 ) Am weitesten geht die Kritik 
Calverts, der aber ebenfalls nachdrücklich betont, daß das Borstal-System 
auch in seiner heutigen Form zufriedenstellende Ergebnisse aufweist. 286 ) 
Er glaubt, daß neben den bisherigen Anstalten ein neuer Anstaltstyp ge¬ 
schaffen werden muß. In diesem soll die bisher für das Borstal-System 
charakteristische Erziehung in größeren Gruppen von 60 bis 70 Zöglingen 
(Haussystem) durch Familienerziehung ersetzt werden, indem Gruppen 
von 6 bis 8 Zöglingen in kleineren Häusern familienartig mit einem Haus¬ 
vater und einer Hausmutter Zusammenleben sollen. 287 ) Ganz abgesehen von 
den größeren Kosten einer solchen Anstalt scheint es doch sehr fraglich, 
ob die charakterbildenden Kräfte der größeren Gemeinschaft bei der bis¬ 
herigen Art der Borstal-Erziehung, die sich bei dem neuen Anstaltstyp 
kaum auswirken können, nicht wertvoller sind als die Vorteile eines künst¬ 
lich geschaffenen Familienlebens. 

Der Erfolg des Borstal-Systems ist auch durch statistische Angaben 
festgestellt. Die Prison Commission hat im Jahre 1925 eine Untersuchung 
über die Kriminalität der seit dem Jahre 1910 entlassenen Borstal-Zöglinge 
vorgenommen. 288 ) Danach sind von den seit dieser Zeit entlassenen ins¬ 
gesamt 6140 männlichen Borstal-Zöglingen 3991 nicht wieder bestraft 
worden, während 2149 Zöglinge wieder rückfällig wurden. Die Borstal- 
Haft hat so bei 65 % der Zöglinge ihren Zweck völlig erreicht. Bei den 
weiblichen Borstal-Zöglingen ist die Erfolgsquote fast die gleiche, sie be¬ 
trägt 66 %. Bei den Rückfälligen muß aber nach den Erfahrungen der 
Borstal Association beachtet werden, daß viele nach einer vereinzelten 
nochmaligen Bestrafung — gewöhnlich in der ersten kritischen Zeit nach 

283) Barman 233, Fox 193, Mesurier 252. 

284) Young Offenders Report 98, 126, Fox 194, Barman 168—170, 230, 234—236, 
Calvert 214, Mesurier 200—201, 252—253, H. Smith 123. 

283) Young Offenders Report 126, 127, Mesurier 280 ff. 

288) n . a. O. 214. 

287) Calvert 213; Burt, The subnormal mind S. 120. 

288 ) Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind in Young Offenders Report S. 98 
enthalten. 
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der Entlassung — mit Hilfe der Borstal Association endgültig doch noch 
zu einem gesetzmäßigen Leben kommen. .So hat sich auch bei dieser 
Gruppe die Borstal-Erziehung und die Tätigkeit der Borstal Association 
letzten Endes bewährt. Unter Einschluß dieser Gruppe kann man damit 
rechnen, daß 70 % der Borstal-Zöglinge resozialisiert werden. 289 ) 

Diese Zahl muß als besonders günstig angesehen werden, wenn man 
berücksichtigt, daß die Verurteilung zu Borstal-Haft die Feststellung er¬ 
heblicher Verwahrlosung voraussetzt und gewöhnlich bei solchen jungen 
Menschen erfolgt, bei denen andere Mittel versagt haben. 290 ) Borstal- 
Zöglinge sind oft mehrfach vorbestraft. Ferner sind unter den Borstal- 
Zöglingen auch ehemalige Fürsorgezöglinge, deren Erziehung in den 
Home Office Schools keinen Erfolg gehabt hat. 291 ) Die Erfolge der 
Borstal-Anstalten sind also besonders hoch einzuschätzen, weil hier gerade 
die Menschen resozialisiert werden, die ohne das Borstal-System mit 
größter Wahrscheinlichkeit immer wieder rückfälig geworden und dem 
Gewohnheitsverbrechertum verfallen wären. 292 ) 

Der Erfolg des Borstal-Systems ist um so gewichtiger, weil nicht 
nur die schwereren Fälle, d. h. vielfach Vorbestrafte, erheblich Verwahr¬ 
loste, sondern vor allem auch psychopathische Jugendliche ihm unterworfen 
werden; es handelt sich also keineswegs um eine bio¬ 
logisch hochwertige Auslese der jugendlichen Kri¬ 
minellen Englands zwischen dem 16. und 21. Lebens¬ 
jahr. Das muß allen sehr zu denken geben, welche dazu neigen, ohne 
weiteres biologische Minderwertigkeit von jugendlichen Kriminellen mit 
einer schlechten sozialen Prognose zu verbinden. 

Bisweilen wird gegen das Borstal-System geltend gemacht, daß die 
Borstal-Zöglinge eine solche Behandlung durchaus nicht verdient hätten 
(„the worst lads in England“) und es ihnen viel zu gut gehe. 293 ) Diese Kritik 

28B) Young Offendera Report 98. Die vorstehenden statistischen Angaben über den 
Erfolg des Borstal-Vollzuges sind allerneuestens durch eine Nachuntersuchung über die Im 
Jahre 1982—1934 entlassenen Borstal-Zöglinge ergänzt worden, die der Report of the 
Commissioners of Prisons für das Jahr 1935 S. 26 veröffentlicht. Bis Ende Dezember 
1936 hatten sich von den entlassenen männlichen Borstal-Zöglingen verhalten: 


Jahr 

Gesamtzahl der 
Entlassenen 

nicht rückfällig 

einmal rückfällig 

zwei und mehr 
Rückfälle 

1032 

769 

384 (49,9%) 

189 (24,6 o/o) 

196 (25,5 o/o) 

1033 

883 

496 (56,2%) 

202 (22,9%) 

117 (13,8 o/o) 

1034 


598 (66,4 %) 

185 (19,8 o/ 0 ) 

117 (13.8 o/ 0 ) 

Total 

2552 

1478 (57,9%) 

576 (22.6 o/o) 

498 (19,5 o/ 0 ) 


Der Bericht macht selbst darauf aufmerksam, daß diese Statistik ein nicht unwesent¬ 
lich ungünstigeres Ergebnis zeigt, als die früheren Erhebungen. Als Ursache für dieses 
schlechtere Ergebnis wird angegeben: Einmal die große Wirtschaftskrise jener Jahre, in 
der es selbst für Leute ,,with excellent characters" schwer war, Arbeit zu finden. Auch 
die BorBtal Association habe in diesen Jahren in der Vermittlung von Arbeit nicht so 
erfolgreich sein können. Ferner aber habe die Ausdehnung des Borstal-Vollzuges in jenen 
Jahren von drei auf acht Anstalten zweifellos das Erziehungsniveau des Borstal-SystemB 
vorübergehend geschädigt. Erst heute könne man sagen, daß wieder eine genügende An¬ 
zahl von gut ausgebildeten Borstal-Erziehern im Verhältnis zur Zahl der Anstalten vor¬ 
handen sei. So sei bestimmt zu erwarten, daß mit der nunmehr abgeschlossenen Neu¬ 
ordnung der Verwaltung, wie sie die neuen Anstalten erforderten, wieder die alte Kon¬ 
tinuität und Ruhe in die Borstal-Anstalten eingekehrt sei und damit die Erfolge die frühere 
Höhe bald wieder erreichen würden. — Die in demselben Report veröffentlichte Statistik 
für weibliche Zöglinge zeigt übrigens wesentlich bessere Zahlen als die obige Tabelle. 

29°) Persistent Offenders Report 13. 

291) Mesurier 205, 206. 

292) Young Offenders Report a. a. O. 

293) Angaben bei Mesurier 204, 205, Persistent Offenders Report 7: die Kosten 
f. einen Borstal-Zögling betragen weniger als für einen Zuchthäusler, nämlich nur £ 120 
im Jahr. (Hauptvogel II S. 24.) 
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geht von der falschen Vorstellung aus, als ob das Anstaltsleben wegen der 
gewährten Vergünstigungen leicht und angenehm wäre. Eine nach er¬ 
zieherischen Gesichtspunkten geleitete Borstal-Anstalt stellt indessen wie 
gezeigt notwendigerweise an den Insassen sogar schärfere Forderungen als 
ein gewöhnliches Gefängnis, in dem nur äußeres Wohlverhalten und Ein¬ 
fügen in die Hausordnung verlangt wird. In der Borstal-Anstalt wird aber 
vom Zögling darüber hinaus gefordert, daß er innerlich mitarbeitet und sich 
immer wieder charakterlich bewährt. Die Vergünstigungen sind keine bloßen 
Annehmlichkeiten, die dem Zögling von selbst zufallen, sondern erfordern 
intensive Anstrengung. „Life in a Borstal Institution is more strenuous 
than in a prison. The daily program both of work and of exercise is 
more arduous and exacting. The Borstal System of training makes a 
greater demand on individual effort and self-discipline“. 294 ) 

Diese Kritik ist ferner deshalb unzutreffend, weil die Borstal-Haft trotz 
der besonderen Art ihres Vollzuges auf die Rechtsbrecher eine ganz er¬ 
heblich abschreckende Wirkung ausübt. 297 ) Sie ist schon wegen ihrer Länge 
und Unbestimmtheit ein sehr harter Eingriff in das Leben des Verurteilten. 
Die Rechtsbrecher fürchten deshalb die Borstal-Haft besonders und ziehen 
eine „abschreckende“ kürzere Gefängnisstrafe durchaus vor. 295 ) „A Borstal 
sentence is more deterrent than a prison sentence because it is longer, 
and it is in the length of a sentence that deterrence mainly lies.“ 290 ) 
Infolgedessen ist die Flucht eines Fürsorgezöglings aus seiner Anstalt 
nach § 82 Children Act 1933 mit der gerichtlichen Einweisung in eine 
Borstal-Anstalt auf 2 Jahre als schwerster Strafe bedroht. 

Eine besonders wichtige Unterlage für die Prüfung der Erfolgsfrage 
des Borstal-Systems ist der Bericht des amtlichen Untersuchungsausschusses 
über hartnäckige Verbrecher. Der bedeutungsvolle Bericht, „Report of 
the Departmental Committee on Persistent Offenders“, aus dem Jahre 
1932 gibt eine zusammenfassende Darstellung der kriminalpolitischen Lage 
in England. (Vgl. die eingehende Besprechung von Sieverts ZStW 53, 
S. 676 ff.) Er geht von der Feststellung aus, daß die Zahl der rück¬ 
fälligen Rechtsbrecher sehr groß ist. Im Jahre 1930 wurden in England 
an 39 000 Personen Freiheitsstrafen vollstreckt. Von diesen waren 28 000 
vorbestraft, darunter 20 384 mit Freiheitsstrafen. Ein großer Teil dieser 
Vorbestraften hatte bereits mehrere Freiheitsstrafen verbüßt. 

4 740 hatten vor der letzten Bestrafung 1 Freiheitsstrafen verbüßt 
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Nach diesem Ergebnis wird ein großer Teil der zu Freiheitsstrafen 
verurteilten Personen durch die Verhängung der Strafe und den Strafvoll¬ 
zug weder wirkungsvoll abgeschreckt noch gebessert. 298 ) Das bedeutet 
ein schwerwiegendes Versagen der Freiheitsstrafe in ihrer heutigen Form. 

294) Prison Commlssioners Report 30/32. 

295) Mesurler 204, Paterson b. Barman 12. 

2 »«) PriBon Commlssioners Report 30/32. 

297) t> a ß auch die Richter dieser Ansicht Bind, b. oben S. 176 letzter Abs. 

29*) Persistent Offenders Report 3. 
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Der dadurch verursachte große Schaden für Staat und Gesellschaft liegt 
auf der Hand. 2UÖ ) Das Versagen der Freiheitsstrafe ist hauptsächlich 
darauf zurückzuführen, daß die Gerichte bei der Strafzumessung in erster 
Linie den begangenen Rechtsbruch und nicht die Persönlichkeit des Rechts¬ 
brechers berücksichtigen. Deshalb werden immer wieder rückfällige 
Rechtsbrecher zu unwirksamen, kurzen Freiheitsstrafen verurteilt, die 
zwar dem einzelnen Delikt angemessen sein mögen, aber die Schädlichkeit 
oder Gefährlichkeit der Persönlichkeit des Rechtsbrechers außer acht 
lassen. 80 % der verhängten Freiheitsstrafen haben eine Dauer von 
weniger als 3 Monaten, während nur 4 % über 1 Jahr betragen. 300 ) 

Dagegen haben sich die im Prevention of Crime Act von 1908 vorge¬ 
sehenen Maßnahmen der Sicherungsverwahrung und Borstal-Haft grund¬ 
sätzlich richtig erwiesen, weil bei beiden Maßnahmen auf die Per¬ 
sönlichkeit des Rechtsbrechers weitgehend abgestellt wurde. 301 ) 

Die Sicherungsverwahrung (Preventive Detention) in ihrer 
heutigen Form mit ihrer 5- bis 10jährigen Dauer hat sich jedoch 
praktisch nicht bewährt und wird von den Gerichten nur ganz selten, 
in etwa 40 Fällen jährlich verhängt. Die Gründe hierfür, auf die in dieser 
Arbeit aber nicht mehr eingegangen werden soll, liegen teils in dem um¬ 
ständlichen Verfahren, teils in den unbefriedigenden Ergebnissen des Voll¬ 
zuges. 302 ) Ein hauptsächlicher Fehler der heutigen Sicherungsverwahrung 
in England ist, daß sie sich mit ihrem bloß auf Verwahrung abgestellten 
Vollzug wohl für unverbesserliche Gewohnheitsverbrecher, nicht aber für 
die jüngeren Rechtsbrecher in der Altersstufe etwa zwischen 21 und 
30 Jahren eignet, die einmal an der schwereren Kriminalität besonders 
beteiligt, andererseits aber noch besserungsfähig sind. 303 ) 

Weiter kommt der Untersuchungsausschuß zu der 
Feststellung, daß sich die Borstal- Haft im Gegen¬ 
satz zur Sicherungsverwahrung und Freiheitsstrafe 
gut bewährt hat. 304 ) 

Zur Abhilfe des bestehenden unbefriedigenden Zustandes schlägt der 
Untersuchungsausschuß vor, im Rahmen der geltenden Gesetze die erst¬ 
malig straffälligen Rechtsbrecher mit besonderer Sorgfalt zu behandeln. 
Bei den unter 21jährigen Rechtsbrechern ist neben der Bewährungsfrist 
mit Schutzaufsicht (probation) Fürsorgeerziehung und Borstal-Haft an¬ 
gebracht. 305 ) 

Andererseits soll unter Abänderung des bestehenden Rechtszustandes 
die Sicherungsverwahrung so differenziert und ausgebaut werden, daß 
eine wirkungsvolle Behandlung auch der besserungsfähigen Rechtsbrecher 
möglich wird. In Zukunft soll es zwei Typen der Sicherungsverwahrung 
geben: 

1. Eine kürzere Detention für die Dauer von 2 bis zu 4 Jahren, 

2. Eine Prolonged Detention für die Dauer von 6 bis 10 Jahren. Sie 
soll der bisherigen Sicherungsverwahrung entsprechen. 

Der Untersuchungsausschuß schlägt ferner vor, in Zukunft das Ver¬ 
fahren zu vereinfachen und die Sicherungsverwahrung nicht wie bisher 


2»9) Persistent Offenders Report 4. 

300) Persistent Offenders Report 3, 15. 

*01) Persistent Offenders Report 12. 

*02) Persistent Offenders Report 13/14, 65—59. 
303) Persistent Offenders Report 14/15. 

so-l) Persistent Offenders Report 13. 

30S) Persistent Offenders Report 6/8, 64. 
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neben, sondern anstelle einer verwirkten Freiheitsstrafe zu ver¬ 
hängen. 300 ) 

Der wesentlichste Unterschied gegen den früheren Zustand soll aber 
darin bestehen, daß die Sicherungsverwahrung bei geeigneten Rechts¬ 
brechern (besonders der Altersstufe zwischen 21 und 30 Jahren) nach 
dem Muster der Borstal-Haft intensiv erzieherisch 
ausgestaltet werden soll. 307 ) 

So gibt dieser Bericht eine bedeutsame Bestätigung für die Richtig¬ 
keit des Borstal-Systems. 

Die wichtige grundsätzliche Bedeutung des Borstal-Systems beruht 
darauf, daß sich hier der Erziehungsgedanke im Straf¬ 
vollzug an jungen Rechtsbrechern überzeugend als 
kriminalpolitisch richtig und wertvoll erwiesen hat. 
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Aus der Gefängnis -Verwaltung 


Verwaltung der Gerichtsgefängnisse 

am Sitze einer Staatsanwaltschaft oder einer Zweigstelle der 
Staatsanwaltschaft. 

Allgemeine Verfügung des Reichsministers der Justiz vom 9. März 
1937 (Dt. Just. S. 378). 

Vorbemerkung. 

Zur Durchführung des Zweiten Gesetzes zur Überleitung der Rechts¬ 
pflege auf das Reich vom 5. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1214) hatte der 
Reichsjustizminister durch Allgemeine Verfügung vom 18. Dezember 1934 
(Dt. Just. S. 1012) hinsichtlich des organisatorischen Aufbaus der Straf¬ 
anstaltsverwaltung dem Generalstaatsanwalt für den Bezirk des Ober¬ 
landesgerichts die Beaufsichtigung und Verwaltung der Anstalten und die 
Überwachung des gesamten Strafvollzuges übertragen. Dadurch ist nicht 
nur die in den meisten Ländern stark ausgeprägte zentralistische Zu¬ 
sammenfassung der Geschäfte der Strafanstaltsverwaltung wesentlich ge¬ 
lockert worden, sondern für das gesamte Reich eine einheitliche Regelung 
hinsichtlich der Aufsichtsbehörden des Strafvollzuges geschaffen. 
Unberührt geblieben war die Regelung der Verwaltung der örtlichen 
Gefangenenanstalten. Auch hier zeigten sich, soweit es sich um nebenamt¬ 
lich geleitete Anstalten handelt, in den einzelnen Ländern weitgehende 
Verschiedenheiten. Einen entscheidenden Schritt zur Vereinheitlichung 
bedeutet die Allgemeine Verfügung vom 9. März 1937, durch die grund¬ 
sätzlich die Landgerichtsgefängnisse, falls sie nicht einem hauptamtlichen 
Vorsteher unterstellt sind, der Leitung des Oberstaatsanwalts als Ge- 
fängnisvorsteher unterstellt werden. 

„Die Dienstgeschäfte des Gefängnisvorstehers bei den Gerichts¬ 
gefängnissen 1 ) am Sitze einer Staatsanwaltschaft oder — auf Grund 
besonderer Anordnung — einer Zweigstelle der Staatsanwaltschaft werden 
mit Wirkung vom 1. April 1937 dem Oberstaatsanwalt oder dem Leiter der 
Zweigstelle am gleichen Ort übertragen, soweit diese Anstalten nicht dem 
Vorsteher einer Besonderen Vollzugsanstalt am gleichen oder benachbarten 
Ort unterstellt sind. Soweit Dienstgeschäfte des Gefängnisinspektors bis¬ 
her durch einen Beamten des Amtsgerichts ausgeübt sind, sind sie künftig 
durch einen Beamten des gehobenen mittleren Dienstes der Staatsanwalt¬ 
schaft wahrzunehmen; die Kanzleigeschäfte werden von der Kanzlei der 
Staatsanwaltschaft versehen. 

Die Gerichtsgefängnisse, bei denen durch diese Regelung Änderungen 
eintreten 2 ), werden durch besondere Verfügung mitgeteilt.“ 

Sch. 


1) Gerichtsgefängnisse heißen alle nebenamtlich geleiteten Vollzugsanstalten, 
während die von einem Vorsteher (BehördenVorstand) im Hauptamt geleiteten Vollzugs¬ 
anstalten die Bezeichnung „Besondere Vollzugsanstalten" führen (Allgem. Verf. d. RJM. 
vom 22. 6. 1936 — Deutsche Justiz S. 995 —). 

2) Es handelt sich um die Gerichtsgefängnisse in Guben, Potsdam; Hirschberg, 
Neisse, Kreuzburg, Waldenburg; Aurich, Göttingen. Hildesheim, Lüneburg, Stade, Verden, 
Wesermünde; Arnsberg, Paderborn, Siegen; Konstanz, Mosbach, Offenburg, Waldshut. 
Pforzheim ; Hanau, Marburg ; Braunsberg, Lyck ; Meseritz ; Straubing ; Stolp; Hechingen, 
Ellwangen, Ravensburg, Rottweil, Tübingen. 
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Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Verhängung von Geldbußen durch Dienststrafverfügung. AV. vom 
21. 6. 1937 — Deutsche Justiz S. 954 — 

(Oberregierungsräte als Vorstände der Vollzugsanstalten können 
im Rahmen des § 24 RDStO. gegen die ihnen nachgeordneten 
Beamten Geldbußen verhängen bis zu 14, die übrigen Vorstände 
— ebenso wie z. B. die aufsichtsführenden Amtsrichter — bis zu 
Vio der Monatsbezüge). 

Zusammenarbeit der Hoheitsbehörden mit der Deutschen Arbeitsfront und 
dem Reichsbund der Deutschen Beamten. AV. vom 5. 7. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1022 — 

(Der Behördenleiter soll mit dem Betriebsobmann der DAF. und 
dem Amtswalter des RDB. vertrauensvoll Zusammenarbeiten. Dem 
Behördenleiter steht als Führer der Verwaltung das alleinige 
Entscheidungsrecht zu). 

Altersgrenze der Beamten der Reichsjustizverwaltung. AV. vom 2. 7. 
1937 — Deutsche Justiz S. 1023 — 

(Ausführungsbestimmungen zu §§ 68, 172 DBG.). 

Bezeichnungen von Behördenvorständen. AV. vom 9. 7. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1054 — 

(Hauptamtliche und nebenamtliche Vorstände von Justizvollzugs¬ 
anstalten sind zu bezeichnen als „Der Vorstand der Strafanstalt“ 
(des Zuchthauses, des Gerichtsgefängnisses usw.); der Unter¬ 
schrift des Beamten wird die Amtsbezeichnung zugesetzt, z. B. 
Oberregierungsrat, Oberstaatsanwalt, Verwaltungsamtmann). 

Aushänge in den Diensträumen der Behörden. AV. vom 12. 7. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1064 — 

(Regelt die Zulassung von Aushängen und Plakaten, die nicht den 
eigenen inneren Dienstbetrieb betreffen). 

Rechtsverhältnisse der nichtplanmäßigen Beamten. AV. vom 7. 7. 1937 
— Deutsche Justiz S. 1055 — 

(Bringt die durch das Inkrafttreten des DBG. notwendig ge¬ 
wordene Neufassung der AV. vom 10. 8. 1936 — Deutsche Justiz 
S. 1210 —). 

Werkscharen und Beamte. AV. vom 5. 8. 1937 — Deutsche Justiz S. 1206 — 
(Werkscharen sind eine Gliederung der DAF., daher können ihnen 
Beamte und Beamtenanwärter nicht angehören). 

Vergütungen der Beamten von Vollzugsanstalten bei der Beschäftigung 
von Gefangenen außerhalb der Anstalt. AV. vom 7. 8. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1212 — 

(Bringt Abänderung und Ergänzung der AV. vom 2. 3. 1936 — 
Deutsche Justiz S. 391 —). 

Schutz der deutschen Ernte vor Brandgefahr. AV. vom 19. 8. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1273 — 

(Macht den Anstaltsvorständen und Leitern der landwirtschaft¬ 
lichen Betriebe der Vollzugsanstalten sachgemäße Lagerung und 
Behandlung der Emtevorräte und Schutz vor Verderb, insbeson¬ 
dere vor Feuer zur Pflicht). 


6 
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Ausstattung und Instandhaltung von Reichswohnungen. AV. vom 30. 8. 

1937 — Deutsche Justiz S. 1336 — 

(Bringt die Richtlinien für die Einrichtung von Badeanlagen, von 
Küchen, von elektrischen Anlagen sowie die Vorschriften für An¬ 
striche und Tapezierungen in Reichswohnungen). 

Sch. 


Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Alpengras: Preise für gesponnenes und ungesponnenes Alpengras — Ver¬ 
ordnung zur Regelung der Erzeugung, des Absatzes und der 
Preise für Alpengras vom 27. Juli 1937 — DRA Nr. 181 vom 
9. August 1937. 

Baumwolle: Kauf- und Verarbeitungsbeschränkungen — Anordnung BG. 15 
der Überwachungsstelle für Baumwollgarne und -gewebe vom 
29. Juni 1937 — DRA Nr. 147 vom 30. Juni 1937. 

Eisen und Stahl: Höchstlagerbestand von 1935 darf bei einem Lagerbe¬ 
stand von insgesamt 30 t nicht überschritten werden. — Anord¬ 
nung 29 der Überwachungsstelle für Eisen und Stahl, (Lager¬ 
haltung, Meldepflicht und Auftragserteilung im Eisen- und 
Stahlhandel und Baugewerbe) vom 6. August 1937 — DRA Nr. 179 
vom 6. August 1937. 

Leder: Verbot der Verwendung von Voll- und Spaltrindleder bei der Her¬ 
stellung von Koffern und Taschen — Anordnung 36 der Über- 
wachungsstelie für Lederwirtschaft (Verwendung von Leder als 
Werkstoff) vom 10. August 1937 — DRA Nr. 182 vom 10. August 
1937. 

Papier: Einkaufsbewilligung für Papierspäne (Altpapier) — Nachtrag 
Nr. 2 zur Anordnung Nr. 4 der Überwachungsstelle für Papier 
vom 3. Juli 1937 — DRA Nr. 151 vom 5. Juli 1937 — und Nach¬ 
trag Nr. 3 zur Anordnung Nr. 4 vom 30. Juli 1937 (mit einer 
Neufassung der Anordnung Nr. 4) — DRA Nr. 174 vom 
31. Juli 1937. 

Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Bastfasern: Regelung des Verkehrs mit Säcken bei der Abgabe von Futter¬ 
mitteln, Düngemitteln und Saatgut — Anordnung 29 der Über¬ 
wachungsstelle für Bastfasern — DRA Nr. 173 vom 30. Juli 1937. 
Änderung dazu — Anordnung 31 der Überwachungsstelle für 
Bastfasern — DRA Nr. 185 vom 13. August 1937. 

Getreide: Bestimmungen für das Getreidewirtschaftsjahr 1937/38 — An¬ 
ordnung der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft vom 1. Juli 1937 — RNVB1. Nr. 43 S. 273. 

Majoran: Güteklassen und Preise für Majoran — Anordnung Nr. 124 der 
Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft vom 10. Au¬ 
gust 1937 — RNVB1. Nr. 57 S. 387. 

Milch: Verkauf von entrahmter Frischmilch neben der Vollmilch — An¬ 
ordnung Nr. 17 der Hauptvereinigung der deutschen Milchwirt¬ 
schaft über den Absatz von entrahmter Frischmilch vom 21. Juli 
1937 — RNVB1. Nr. 50 S. 341. 



243 


Walnußbäume: Einschlagverbot für Walnußbäume — Anordnung Nr. 118 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft vom 
22. Juli 1937 — RNVB1. Nr. 47 S. 338. 

Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Backware: Verbot, Getreide zur Herstellung von Branntwein zu verwenden 
— Verordnung über die Verwertung von Getreide zur Herstellung 
von Branntwein vom 26. Juni 1937 — RGBl. I S. 699. 
Ablieferungspflicht und Verfütterungsverbot — Verordnung zur 
Sicherstellung des Brotgetreidebedarfs vom 22. Juli 1937 — 
RGBl. S. 829. 

Eier: Erzeugerpreise und Großhandelseinkaufspreise für inländische 
Hühnereier, Kühlhauseier, konservierte Eiesr und Enteneier — 
Anordnung Nr. 6/37 der Hauptvereinigung der deutschen Eier- 
Wirtschaft vom 28. Juli 1937 — RNVB1. Nr. 51 S. 347. — Groß¬ 
handelseinkaufspreise für ausländische Hühnereier — Anordnung 
7/37 der Hauptvereinigung der deutschen Eierwirtschaft vom 
28. Juli 1937 — RNVB1. Nr. 51 S. 348. — Festsetzung von Ver¬ 
braucherhöchstpreisen für den Verkauf von Hühner- und Enten¬ 
eiern — Verordnung vom 29. Juli 1937 auf Grund des Gesetzes 
zur Durchführung des Vierjahresplans — RGBl. I S. 871 und 
RNVB1. Nr. 57 S. 390. 

Knochen: Verwendungsverbot und Anbietungspflicht — Allgemeine An¬ 
ordnung über die Knochensammlung, den Knochenhandel und die 
Knochenverarbeitung vom 13. August 1937 — DRA Nr. 185 vom 
13. August 1937. 

Wurst: Höchstpreise für Wurst in Natur- und Kunstdärmen oder anderen 
Umhüllungen sowie für Wurstkonserven — Zweite Verordnung 
über Fleisch- und Wurstpreise vom 2. Juli 1937 — RGBl. I 
S. 728 und RNVB1. Nr. 48 S. 335. 

Str. 


Personalnachricliten 


E mannt: 


Anstaltsleiter 


Gerichtsassessor Hildebrandt zum Regierungsrat in Brandenburg- 
(Havel)-Görden, 

Gerichtsassessor Fratzscher zum Regierungsrat in Nürnberg (bei den 
Gefängnissen), 

Gerichtsassessor Dr. Rudolph zum Regierungsrat in Bruchsal. 
Versetzt: 


Regierungsrat Ueberhorst von Lingen nach Köln, 

Regierungsrat Dr. Kersten von Ratibor nach Jauer, 

Staatsanwalt Dr. Eßwein von Pforzheim als Regierungsrat nach 
Mannheim (an die Gefängnisse Mannheim und Heidelberg), 
Regierungsrat Eppelsheimer von Mannheim als Amtsgerichtsrat nach 
Lahr (Baden). 


6 ’ 
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In den Ruhestand getreten: 

Oberregierungsrat Dr. Schwerdtfeger in Brandenburg (Havel)-Görden, 
Oberregierungsrat Liebwein in Kaisheim, 

Oberregierungsrat von Dreer in Landsberg (Lech), 

Regierungsrat Ringk in Naugard, 

Regierungsrat Biesenthal in Magdeburg. 

Beamte des gehobenen mittleren Dienstes 

Ernannt: 

Justizinspektor Krellenberg zum Verwaltungsoberinspektor in Altona, 
Verwaltungssekretärin Knüppel zur Oberin in Anrath, 
Verwaltungssekretär Schloßstein zum Verwaltungsinspektor in Ham¬ 
burg, 

Justizsekretär Wolter zum Verwaltungsinspektor in Hamburg, 
Justizsekretär Ziegenhagen zum Verwaltungsinspektor in Hamburg, 
Justizinspektor Müller zum Verwaltungsinspektor in Butzbach, 
Justizinspektor Zwanziger zum Verwaltungsinspektor in Leipzig- 
Kleinmeusdorf, 

Justizinspektor Zschocher zum Verwaltungsinspektor in Leipzig-Klein¬ 
meusdorf, 

Justizinspektor Schmidt zum Verwaltungsinspektor in Stollberg (Erz¬ 
gebirge), 

Verwaltungspraktikant Bauch zum Verwaltungsinspektor in Rem¬ 
scheid-Lüttringhausen, 

Verwaltungssekretär Schätzl zum Verwaltungsinspektor in München- 
Stadelheim, 

Verwaltungssekretär Singer zum Verwaltungsinspektor in Bernau, 
Verwaltungssekretär Hofmann zum Verwaltungsinspektor in Kais¬ 
heim. 

Versetzt: 

Verwaltungsoberinspektor Hartmann von München-Gladbach als 
Justizoberinspektor nach Hamm (Oberlandesgericht), 
Verwaltungsoberinspektor Priegnitz von Prenzlau nach Bln.-Tegel, 
Verwaltungsinspektor Dr. Linker von Naumburg (S.) nach Quedlin¬ 
burg, 

Justizinspektor Zimmermann von der Staatsanwaltschaft München I 
als Verwaltungsinspektor an das Gerichtsgefängnis München I. 
In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsoberinspektor Grammer in Gelsenkirchen, 
Verwaltungsoberinspektor Pitzer in Glatz, 

Verwaltungsoberinspektor Rösch in Straubing, 
Verwaltungsoberinspektor Lommatzsch in Zwickau, 
Verwaltungsinspektor Brink in Köln, 

Verwaltungsinspektor Schiweck in Wittlich. 

Gestorben: 

Verwaltungsinspektor Wagener in Minden, 

Verwaltungsinspektor Krause in Bochum. 


Ärzte 


Ernannt: 

Anstaltsarzt Dr. Haack zum Regierungsmedizinalrat in Berlin- 
Plötzensee, 
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Anstaltsarzt Dr. Otto zum Regierungsmedizinalrat in Stollberg (Erz¬ 
gebirge). 

Versetzt: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Erckenbrecht von Wolfenbüttel nach 
Frankfurt (Main)-Preungesheim. 

In den Ruhestand getreten: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Krahl in Bautzen. 

Ausgeschieden: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Stercken in Zweibrücken infolge Über¬ 
nahme in den Dienst der Landesversicherungsanstalt Pfalz. 

Geistliche 

Ernannt: 

Gemeindepfarrer Jobs zum Pfarrer bei dem Zuchthaus in Wartenburg, 

Gemeindepfarrer Wolff zum Pfarrer bei dem Zuchthaus in Branden¬ 
burg (Havel)-Görden. 

Versetzt: 

Oberpfarrer Kinle von Nürnberg nach München-Stadelheim, 

Pfarrer Rupperath von Freiendiez nach Rheinbach. 

Ausgeschieden: 

Pfarrer Fritsch in Kassel-Wehlheiden infolge Übernahme in den 
Dienst der Evgl. Heil- und Pflegeanstalt mit Diakonissenhaus 
Tannenhof. 


Oberlehrer 

Ernannt: 

Gewerbeoberlehrerin Poettgen zur Oberlehrerin (bei den Justizvoll¬ 
zugsanstalten) in Köln, 

Anstaltslehrer Metzger zum Oberlehrer (bei den Justizvollzugs¬ 
anstalten) in Bautzen, 

Anstaltslehrer Wünschmann zum Oberlehrer (bei den Justizvollzugs¬ 
anstalten) in Bautzen, 

Mittelschullehrer Pick zum Oberlehrer (bei den Justizvollzugsanstalten) 
in Anrath, 

Strafanstaltsfürsorger Dr. Gieseler zum Oberlehrer (bei den Justiz¬ 
vollzugsanstalten) in Untermaßfeld. 

Versetzt: 

Oberlehrer Kretteck von Brandenburg (Havel)-Görden nach Rem¬ 
scheid-Lüttringhausen. 

In den Ruhestand getreten: 

Oberlehrer Grabowski in Berlin-Plötzensee. 

Ausgeschieden: 

Oberlehrerin Stephan in Berlin infolge Verheiratung. 

Sch. 


Ehrentafel 

Inhaber des Preuß. Goldenen Militär-Verdienstkreuzes (höchster preuß. 
Kriegsorden für Unteroffiziere) 

Justizinspektor Bauer, bei der StA. des OLG. Düsseldorf (Strafvollzugs¬ 
abteilung), 
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Justizinspektor Richter, bei der StA. des OLG. Köln (Strafvollzugs¬ 
abteilung), 

Hauptwachtmeister Amsel, UG. Berlin-Moabit, 

I. Hauptwachtmeister Mauermann, Gefängnis Reichenbach (Schlesien), 
Betriebssekretär Asmus, Hamburg, 

I. Hauptwachtmeister Eiste, Saarbrücken, 

Verwaltungsinspektor Maetschke, Stuhm. 

Inhaber der Bayerischen Goldenen Tapferkeitsmedaille 
Oberwerkführer Walter, Strafgefängnis St. Georgen-Bayreuth, 
Werkführer Meisel, Strafgefängnis Nürnberg, 

Oberwachtmeister Elsperger, Gerichtsgefängnis Straubing. 

Inhaber der Bayerischen Silbernen Tapferkeitsmedaille 

Werkmeister Stößl, Zuchthaus Amberg, 

Oberwachtmeister F. X. Fischer, Zuchthaus Amberg, 

Oberwachtmeister Guttenberger, Zuchthaus Amberg, 

Oberwachtmeister Pfister, Zuchthaus Amberg, 

Oberwachtmeister Kargus, Zuchthaus Straubing, 

Oberwachtmeister Alois Schmid, Gerichtsgefängnis Neumarkt (Opf.), 
Oberwachtmeister Ihle, Strafgefängnis Zweibrücken, 

Verwaltungssekretär Pirmin Schneider, Strafgefängnis München-Stadel¬ 
heim, 

Oberwerkführer Keller, Strafanstalt Aichach, 

Oberwachtmeister Brigel, Strafgefängnis München-Stadelheim, 
Oberwachtmeister Jaser, Strafgefängnis Landsberg a. L., 
Oberwachtmeister Lorenz Schneider, Zuchthaus Kaisheim, 
Oberwachtmeister Waiblinger, Strafgefängnis Bernau. 

Inhaber der Württembergischen Goldenen Militär-Verdienstmedaille 
Strafanstaltskommissar Mühleis, Ulm, 

Werkmeister Schlagenhauf, Ludwigsburg, 

Oberwachtmeister Göppinger, Tübingen, 

Oberwachtmeister Müller, Heilbronn, 

Oberwachtmeister Lacher, Ludwigsburg, 

Oberwachtmeister Eberbach, Ludwigsburg, 

Oberwachtmeister Altherr, Ellwangen. 


Inhaber der Badischen Militärischen Karl-Friedrich-Verdienstmedaille 


Oberwachtmeister Zimmermann, Strafanstalt Bruchsal. 


Sch. 


Tagungen 


Deutscher Reichsverband für Gerichtshilfe, 
Gefangenen- und Entlassenenfürsorge 

Die Tagungen dieses Verbandes und der ihm angeschlossenen Landes¬ 
vereine (Gefängnisgesellschaften, Fürsorgevereine usw.) beschäftigen sich 
in erster Linie mit der Straffälligenfürsorge, sie erörtern aber auch zu¬ 
weilen wichtige Fragen der Gefängniskunde, so daß sie unsere ständige 
Aufmerksamkeit verdienen. 
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Treffpunkt für die im Nordwesten Deutschlands wohnenden Fach¬ 
kreise pflegt die Jahresversammlung der „Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnisgesellschaft“ zu sein, welche in diesem Jahre zum hundertund- 
achten Male abgehalten wurde. Sie fand am 13. Mai 1937 in Düsseldorf 
statt und brachte nachmittags einen Vortrag des Strafanstaltsdirektors 
Hey über die „Verwendung der amtlichen Fürsorgemittel“ 1 ), während 
abends im großen Festsaal der Ausstellung „Schaffendes Volk“ der Staats¬ 
sekretär im Reichsjustizministerium Dr. Freisler vor einer tausendköpfigen 
Zuhörerschaft grundsätzliche Fragen des Strafvollzuges und neue Gedanken 
zur Ermittlungshilfe erörterte. Seine Ausführungen waren der Auftakt 
zu den später in Heft 5 der „Beiträge zur Rechtsemeuerung“ ver¬ 
öffentlichten Abhandlungen über „Ermittlungshilfe und Straffälligen- 
betreuung“. 2 ) 

Am 13. und 14. Juni 1937 fand dann in Magdeburg die 53. Jahresver¬ 
sammlung der „Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und Anhalt“ 
statt, die ihren Sitz in Halle a. Saale hat. Im Mittelpunkt dieser Tagung 
standen Vorträge des Landgerichtsdirektors im Reichsjustizministerium 
Dr. Eichler über das Thema „Der neue Jugendstrafvollzug“ und des Leiters 
eines Berliner Lehrlingsheimes, Dr. Egon Behnke, über „Die Behandlung 
krimineller Jugendlicher in der Fürsorgeerziehung zur Verhütung künftiger 
Straffälligkeit“. Der Wortlaut ihrer Ausführungen ist im 53. Jahrbuch 
der „Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und Anhalt“ 3 ) ver¬ 
öffentlicht. 

Die bis dahin herausgegebenen 52 Jahrbücher dieser Gesellschaft, 
deren Inhalt am Schlüsse des 53. Jahrbuches abgedruckt ist, bieten eine 
wertvolle Fundgrube für alle bedeutenden Fragen des Strafvollzuges und 
der verwandten Gebiete. Das Gleiche gilt von den gedruckten Jahres¬ 
berichten der „Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft“ 4 ). Auch 
der „Berliner Verein zur Besserung der Strafgefangenen“ gibt seit einigen 
Jahren Druckberichte mit den auf seinen Jahresversammlungen gehaltenen 
Vorträgen heraus. 5 ) 

Die Hefte dieser drei Gefängnisgesellschaften bilden eine wertvolle 
Ergänzung zum Inhalt unserer „Blätter für Gefängniskunde“ und ver¬ 
dienen eine größere Beachtung in Wissenschaft und Praxis als es bisher 
der Fall zu sein scheint. Mögen manche Ausführungen auch im Laufe der 
Zeit veraltet und überholt sein, die Grundprobleme der Gefängniskunde 
sind seit Jahrzehnten — wenn nicht Jahrhunderten — die gleichen ge¬ 
blieben, ohne daß sie ein Zeitalter restlos zu lösen verstanden hätte. Man 
sollte mehr als bisher aus den Arbeiten der Vorfahren lernen, um darauf 
aufbauend den gesteckten Zielen näher zu kommen. 

Noch bedeutender als die Tagungen der genannten Landesvereine sind 
die Jahresversammlungen des „Deutschen Reichsverbandes für Gerichts¬ 
hilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge“ selbst, die zuletzt in Düssel- 

1) Veröffentlicht in Heft 9 des 12. Jahrgang der „Monatsblätter für Gerichtshilfe. 
Gefangenen- und Entlassenenfürsorge" vom Juni 1937 Seite 141 bis 145. 

2) Vergl. die Besprechung in Heft 2 des 68. Bandes der ,,Blätter für Gefängnis¬ 
kunde" Seite 155 bis 156. 

3) Selbstverlag der „Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und Anhalt" 
in Halle-Saale, Gustnv-Nachtigal-Straße 31. 

4) Erschienen im Selbstverlag der „Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft" 
in Düsseldorf, Metzer Straße 32. 

3) Im Selbstverlag des „Vereins zur Besserung der Strafgefangenen" ln Berlin 
NW 40, Alt Moabit 12a. 
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dorf (1935) 6 ) und Dresden (1936) 7 ) abgehalten wurden und die für dieses 
Jahr nach München einberufen ist. Wir werden darüber später berichten. 
Die Tagesordnung sieht folgenden Verlauf vor: 

Beginn: Donnerstag, den 7. Oktober 1937, 20 Uhr 

1. Begrüßungsansprache des Hauptamtsleiters Hilgenfeldt. 

2. Begrüßungsansprachen der Vertreter von Partei und Staat. 

3. Es spricht Staatssekretär Dr. Roland Freister. 

Freitag, den 8. Oktober 1937, Arbeitstagung 

1. Thema: Arbeitsvermittlung der Strafentlassenen: 

a) Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar¬ 
beitslosenversicherung Geheimrat Dr. Syrup (Grundsätzliches); 

b) Regierungsrat Schriever, Vorstand des Zuchthauses Freiendiez 
(Vorbereitung der Arbeitsvermittlung während der Strafver¬ 
büßung) ; 

c) Stadtinspektor Dr. Herpes, Vorsitzender des Kölner Gefäng¬ 
nisvereins (Arbeitsvermittlung der Ehrlosen). 

2. Thema: Schutzaufsicht als Mittel der Wiedereingliederung Straf¬ 
entlassener in die Volksgemeinschaft: 

a) Ministerialrat Dr. Schmidt, Reichsjustizministerium (Grund¬ 
sätzliches) ; 

b) Oberregierungsrat Dr. Strube, Vorstand des Untersuchungs¬ 
gefängnisses Berlin-Moabit (Geschichtliche Entwicklung); 

c) Generalstaatsanwalt Semler, Hamm (Anwendung auf die 
politi sehen Strafentlassenen). 

3. Thema: Ermittlungshilfe: 

a) Reichsgerichtsrat Dr. Hartung, Leipzig (Gerichtshilfe einst 
und Ermittlungshilfe heute); 

b) Amtsgerichtsrat Dr. Weber, Hamburg (Erfahrungen der 
Hamburger Gerichtshilfe); 

c) Ministerialrat Dr. Viemstein, München, Staatsministerium des 
Innern (Bedeutung der Ermittlungshilfe für die kriminal¬ 
biologische Forschung); 

d) Staatssekretär Dr. Roland Freisler (Abschließende Aus¬ 
führungen). 

Sämtliche Veranstaltungen finden in der Universität zu München 
statt. Für Sonnabend, den 9. Oktober 1937, sind Besichtigungen von 
bayerischen Strafanstalten vorgesehen. Nähere Einzelheiten sind bei der 
„Südbayerischen Gefangenenfürsorge e. V.“, München, Justizpalast, zu 
erfragen. Str. 

Kriminalbiologische Gesellschaft 

An die Stelle der kriminalbiologischen Erhebungen verschiedener 
Art, die von einer Reihe der vormaligen Landesjustizverwaltungen, zuerst 
bekanntlich in Bayern, später vor allem auch in Preußen, eingeführt 
worden sind, wird aller Voraussicht nach binnen kurzem ein einheitlicher 

8 ) Die Vorträge Bind in Heft 12 des 10. Jahrgangs der ,,Monatsblätter für Gerichts¬ 
hilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge" vom September 1935 abgedruckt. 

7 ) Ein Abdruck der Vorträge befindet sich in Heft 12 des 11. Jahrgangs (Septem¬ 
ber 1936) und in den Heften 1 bis 3 des 12. Jahrgangs (Oktober bis Dezember 1936) der 
..Monatshlätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge'', herausgegeben 
vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, Berlin SO 36. 
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kriminalbiologischer Dienst bei Justizvollzugsanstalten treten, den die 
Reichsjustizverwaltung in engstem Zusammenarbeiten mit dem Reichs¬ 
gesundheitsamt und der Reichsinnenverwaltung vorbereitet. Dieser Um¬ 
stand läßt es als besonders bedeutsam erscheinen, daß die Kriminal¬ 
biologische Gesellschaft für Anfang Oktober eine Arbeitstagung ankündigt, 
und legt einen Blick auf die Bestrebungen und die Geschichte dieser 
Organisation nahe, die das stärkste Interesse der Vertreter des Strafvoll¬ 
zuges verdient. 

Die Kriminalbiologische Gesellschaft wurde im Frühjahr 1927 ins 
Leben gerufen. Ihre Gründer waren der Leiter des Kriminologischen 
Universitätsinstituts in Graz Professor Dr. Adolf Lenz, Verfasser des 
bekannten Grundrisses der Kriminalbiologie (Springer, Wien 1927), Pro¬ 
fessor Dr. Ferdinand v. Neureiter, Riga, der jetzige kriminal¬ 
biologische Referent des Reichsgesundheitsamtes, der in Lettland nach dem 
Vorbild des Belgiers Verwaeck einen kriminalbiologischen Dienst ein¬ 
gerichtet hatte und den Zusammenschluß anregte, und Obermedizinalrat 
Dr. Theodor Viernstein in Straubing, jetzt Ministerialrat im 
Bayerischen Staatsministerium des Innern und Professor an der Universität 
München, der verdienstvolle Leiter des kriminalbiologischen Dienstes der 
Bayerischen Justizverwaltung. Ein vorläufiger geschäftsführender Aus¬ 
schuß, dem außer den Genannten noch Privatdozent (später Professor) 
Dr. Fetscher in Dresden, der Leiter der Erbbiologischen Kartei des 
Sächsischen Justizministeriums, und Privatdozent (jetzt Professor) Dr. 
S e e 1 i g in Graz angehörten, rief zum Beitritt auf. 

In dem Aufruf war darauf hingewiesen, daß die Erforschung der 
Persönlichkeit des Täters in der Strafrechtspflege immer mehr in den 
Vordergrund trete, daß ihre Bedeutung für die Fragen von Schuld und 
Strafe und von Maßregeln der Sicherung und Besserung sowie für den 
Strafvollzug immer besser erkannt werde. Die Gesellschaft wolle 
alle für die Erfassung des Verbrechens als einer Lebenserscheinung 
Interessierten zusammenschließen, ein Zusammenarbeiten von Forschem 
medizinischer, psychologischer und kriminologischer Richtung herbei¬ 
führen und so eine allseitig fundierte Kriminalbiologie als 
wissenschaftliche Lehre von der verbrecherischen Persönlichkeit schaffen. 

Unter dem Vorsitz von Professor Dr. Lenz hielt die Kriminal¬ 
biologische Gesellschaft zu Pfingsten 1927 in Wien ihre erste Tagung 
ab. Lenz referierte über Probleme der Kriminalbiologie, v. Neureiter 
über den kriminalbiologischen Dienst in Belgien und Lettland, Viern¬ 
stein auf Grund seiner Erfahrungen über Typen des verbesserlichen 
und des unverbesserlichen Verbrechers, Fetscher unter Zugrundelegung 
der in Sachsen von ihm getroffenen Einrichtung über Aufgaben und 
Organisation einer Kartei der Minderwertigen und S e e 1 i g gemäß dem 
Plane der Gesellschaft, zunächst die Methoden der kriminalbiologischen 
Forschung zu klären, über die Ermittlung der Suggestibilität. 

Im Oktober 1928 fand in Dresden unter starker Beteiligung die 
zweite Tagung der Gesellschaft statt. Im Vordergrund stand die kriminal¬ 
biologische Typenlehre, zu der Gruhle, Mezger und Weißen- 
r i e d e r in ihren Referaten wertvolle Beiträge brachten. Aus der Reihe 
der übrigen Vorträge seien als für die Methodenlehre bedeutsam 
erwähnt das Referat von Professor Dr. Carrara (Turin) über die 
Methode der kriminalbiologischen Untersuchung, das von Lenz über den 
kriminalbiologischen Fragebogen des Grazer Instituts und der Wiener 
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Donnerstag, 7. Oktober, 9 Uhr: 

Professor Dr. Edmund Mezger (München): Inwieweit werden 
durch Sterilisationsmaßnahmen Asoziale erfaßt? Dargelegt an Hand 
bayerischen Materials. 

Regierungsrat Dr. Fred Dubitscher (Berlin): Asozialität und 
Unfruchtbarmachung. Aus dem Material des Reichsgesundheitsamts. 
Professor Dr. Werner Villinger (Bethel b. Bielefeld): Schwach¬ 
sinn und Kriminalität der Jugendlichen. 

Dr. Friedrich S t u m p f 1 (München): Über kriminalbiologische Erb¬ 
forschung. 

Donnerstag, 7. Oktober, 15 Uhr: 

Mitgliederversammlung. Bericht des Vorstandes und Neuwahl. 

Alle Beratungen finden im Hörsaal 331 der Universität (II. Stock) 
statt. — Die Anmeldungen zur Teilnahme an der Tagung sind an Herrn 
Min.-Rat Professor Dr. Viemstein, München, Ministerium des Innern, zu 
richten. 

Die Teilnehmergebühr beträgt für Mitglieder 2.50 0tK, für Nicht¬ 
mitglieder 4.— 01K und ist mit der Anmeldung auf Konto Professor Dr. 
Mezger, Commerz- und Privatbank, München, Maximiliansplatz, zu 
überweisen. 

Quartierbestellung durch Verkehrsverein München, Auskunftsstelle 
Hauptbahnhof — Nordbau, Telephon 57. 892 93 94. 

Eichler. 


Mitteilungen 

a) Sitzung des Arbeitsausschusses. 

Der Arbeitsausschuß unserer Gesellschaft tritt am Donnerstag, dem 
7. Oktober 1937, um 17 Uhr im Hörsaal 216 der Universität München 
zusammen. Der Vorsitzende, der Schriftführer und der Schatzmeister, 
sowie der Herausgeber der „Blätter für Gefängniskunde“ werden über ihre 
Tätigkeit berichten. Den Mitgliedern des Arbeitsausschusses gehen noch 
besondere Einladungen zu. 

b) Mitgliederversammlung. 

Am Donnerstag, dem 7. Oktober 1937, um 18 Uhr findet im Hör¬ 
saal 216 der Universität München eine Mitgliederversammlung statt, zu 
der hiermit den Satzungen entsprechend cingeladen wird. 

Tagesordnung: 

Änderung der Satzungen, 

Verschiedenes. 

Die Mitgliederversammlung ist notwendig geworden, weil den Er¬ 
fordernissen des Vereinsregisters nachgekommen werden muß. Weitere 
Anträge liegen bisher nicht vor. Besondere Einladungen an die Mitglieder 
erfolgen nicht. 
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Nachrichten 


Schweiz 

Direktor Dr. Otto Kellerhals, Witzwil, im Ruhestand 

Wie wir erfahren, ist Direktor Dr. Otto Kellerhals in den Ruhestand 
eingetreten. Wir verweisen auf den Lebenslauf dieses außerordentlich 
verdienten Strafvollzugspraktikers, den wir in unseren Blättern veröffent¬ 
licht haben. Die landwirtschaftliche Strafanstalt Witzwil, Kanton Bern, 
ist seine Schöpfung. Auch weit über die Grenzen der Schweiz hinaus hat 
er durch das Vorbild seiner Anstalt die Arbeit im Vollzug gefördert und 
einen wesentlichen Beitrag zu der Entwicklung einer zielklaren Behandlung 
der Gefangenen in Vollzug und Fürsorge geleistet. 

Seine Verdienste um den Vollzug sind unter anderem anerkannt 
worden in der Schweiz durch die Ernennung zum Ehrendoktor des Rechts, 
in Deutschland durch die Ernennung zum Ehrenmitglied der Deutschen 
Gesellschaft für Gefängniskunde, vom Berliner Gefängniskongreß durch 
die Wahl zum Vicepräsidenten des Kongresses. 

Mit unserem Dank für sein Schaffen und für seine Mitarbeit in 
unserem Vereine verbinden wir unsere besten Wünsche für seinen Ruhe¬ 
stand. 


Direktor Dr. Friedrich Matter, Orbe f 

Direktor Dr. Matter in Orbe, Kanton Waadtland, ist am 18. April 
1937 in Lausanne gestorben. Von einer Grippe, an der er im Dezember 
vorigen Jahres erkrankt war und die sein Herz angegriffen hatte, hat er 
sich nicht mehr erholt. Das Justiz- und Polizeidepartement des Kantons 
Waadtland hat durch sein Scheiden einen schweren Verlust erlitten. 

Die von Dr. Matter geleitete Strafanstalt Orbe ist weit über die 
Grenzen der Schweiz hinaus bekannt. Sie ist von Professor Mario Carrara- 
Turin im Archiv für Kriminal-Anthropologie, Psychiatrie und Gerichtliche 
Medizin, in Band 55 Heft 1 beschrieben worden. In den Blättern für 
Gefängniskunde, Band 67 Seite 204, ist diese Anstalt von Dr. Pfeiffer, 
Oldenburg, eingehend gewürdigt. In dem Bericht tritt auch die Persön¬ 
lichkeit des Leiters der Anstalt lebendig hervor. Dr. Matter war Arzt und 
Psychiater. Das gab seiner Arbeitsweise und seiner Behandlung der Ge¬ 
fangenen die besondere Note. Dr. Pfeiffer sagt von ihm, frei von aller 
Sentimentalität habe er methodisch den Wurzeln der verbrecherischen 
Haltung bei seinen Gefangenen nachgespürt, um gegebenenfalls die darin 
sich äußernde krankhafte Neigung erfassen und behandeln zu können. In 
der Schweiz ist es nicht die einheitliche Methode, die den Vollzug in 
diesem Lande mit seiner so reich gegliederten Arbeit auf unserem Gebiete 
zum gemeinsamen Ziele führt, sondern das gemeinsame Ziel, die Be¬ 
kämpfung des Verbrechens, umfaßt alle, und in natürlichem Wachstum 
entwickelt sich der Strafvollzug vorwiegend nach der Persönlichkeit des 
Leiters der Vollzugsanstalt. Bei diesen Bemühungen um einen guten 
schweizerischen Strafvollzug nahm Orbe unter seinem Direktor Dr. Matter 
eine besondere Stellung ein. 
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Am 20. Mai 1937 sollte er bei der Aarauer Tagung des Schwei¬ 
zerischen Vereins für Straf-Gefängniswesen und Schutzaufsicht als Be¬ 
richterstatter mitwirken. Er hatte ein Referat zu dem Thema „Die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen Richter, Staatsanwalt, Psychiater und Straf¬ 
vollzugsbeamten“ zugesagt, zu dessen Behandlung gerade er mit seinem 
Wissen und seiner reichen Erfahrung in hervorragendem Maße berufen 
war. Der Präsident der Versammlung, Herr Ständerat Dr. Martin-Genf, 
hat seiner Verdienste in ehrenvoller Weise gedacht und mit der Versamm¬ 
lung in herzlicher Teilnahme die Trauer um diesen Verlust bekundet. 

Von Direktor Matter durften wir alle auch jenseits der Schweizer 
Grenzen noch vieles erhoffen. Wir trauern mit unseren Schweizer Kollegen 
um diesen feinsinnigen und edlen Menschen. 

Dr. Matter war zugleich auch Präsident des Waadtländischen Vereins 
für Schutzaufsicht für entlassene Gefangene. In kurzer Zeit hat diese 
Vereinigung drei hervorragende Vertreter verloren, zu Dr. Matter hin 
auch ihren verdienten Seelsorger Paillard und den tüchtigen Geschäfts¬ 
führer Perrenoud. In Matter insbesondere verliert der Schweizerische 
Vollzug eine seiner markantesten Persönlichkeiten. 

Das Andenken dieses verdienstvollen Mannes, der durch seine Arbeit 
seinem Kanton und seinem Vaterlande große Ehre gemacht hat, und der 
mit ihm in gemeinsamem Bemühen verbundenen Vertreter der Schutz¬ 
aufsicht halten wir in Ehren. 

Dr. Weißenrieder. 


Schrifttum 


Bücher 


Inland 


Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz nebst Ausführungsbestimmungen, 
der einschlägigen Verordnungen usw. Textausgabe mit Verweisungen 
und Sachverzeichnis 2. Auflage. 129 Seiten Taschenformat. München 
und Berlin 1937. C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung, kartonniert 
1,50 0ML. 

Diese Neuauflage bringt das Polizeiverwaltungsgesetz vom 1. Juni 
1931 und die Ausführungsbestimmungen vom 1. Oktober 1931 mit Anmer¬ 
kungen sowie die ergänzenden Vorschriften und Runderlasse bis auf den 
letzten Stand. Praktisch besonders wertvoll ist die Einschaltung der 
Ausführungsbestimmungen jeweils hinter den Paragraphen, zu denen sie 
gehören. Im Anhang finden sich wichtige Ergänzungsvorschriften. Auch 
diese Neuauflage wird ihrer Vollständigkeit, Handlichkeit und ihres nie¬ 
drigen Preises wegen den Verwaltungsbehörden, Richtern und Rechtsan¬ 
wälten und schließlich auch den Dozenten und Studierenden sehr will¬ 
kommen sein. (Wiederholt zur Berichtigung eines Druckfehlers in Heft 2.) 

Akten des Berliner Strafrechts- und Gefängniskongresses August 1935, 

Bern, Stämpfli & Cie, 1936. 

Die Internationale Kommisson für Straf- und Gefängniswesen hat die 
Akten des Internationalen Berliner Kongresses vom August 1935 (actes 
du Congres Penal et Penitentiaire international de Berlin, aoüt 1935) ver¬ 
öffentlicht. Es ist ein monumentales Werk von fünf Bänden, ein Zeugnis 
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für die ungeheure Arbeit, die von allen Beteiligten und namentlich von dem 
Präsidenten des Kongresses, dem Chefpräsidenten des Reichsgerichts 
Dr. B u m k e, Leipzig, und von dem Generalsekretär der Internationalen 
Kommission, Professor Dr. Simon van der Aa, sowie von den Prä¬ 
sidenten der Sektionen Professor Pella, Sanford Bates, Professor 
Delaquis und Professor Graf Ugo Conti geleistet worden ist. Und 
wohl alle Kongreßteilnehmer und besonders auch die Teilnehmer der 
Studienreise werden die beiden beigeordneten Generalsekretäre Dr. Leh¬ 
mann und den leider zu früh verstorbenen Ministerialrat Hauptvogel 
in dankbarer Erinnerung behalten. 

In seinem Vorwort weist Professor Simon van der Aa darauf 
hin, daß in Prag 1930 zwei Einladungen für den Kongreß, die eine nach 
Rom, die andere nach Berlin Vorlagen, daß aber diese Schwierigkeit durch 
das Entgegenkommen der italienischen Delegierten, die sich unter der Vor¬ 
aussetzung der nachträglich erteilten Ermächtigung ihrer Regierung zur 
Zurückziehung ihres Vorschlags unter Erneuerung ihrer Einladung für 
1940 bereit erklärten, in ritterlicher Weise beseitigt worden ist. In Rom 
waren ja auch schon drei solche Kongresse und in Deutschland noch nie. 
So kam es zu der Abhaltung des Kongresses in Berlin. Einen besonderen 
Zug zeigte nach dem Vorwort der Berliner Kongreß, der sonst den Tra¬ 
ditionen folgte: Schon in London, aber auch in Prag ist durch eine hervor¬ 
ragende Persönlichkeit zu Beginn des Kongresses über ein nicht unmittel¬ 
bar zum Gegenstand der Verhandlungen gehörendes Thema aus dem Be¬ 
reich der Wissenschaft und Praxis des Straf- und Gefängniswesens be¬ 
richtet worden. So seien auch in Berlin die Verhandlungsteilnehmer von 
den höchsten und kompetentesten Personen in den Vollversammlungen 
— auch in der Sitzung der Akademie für Deutsches Recht — in ähnlicher 
Weise in Deutsches Strafrechtsdenken eingeführt worden. Die politische 
und soziale deutsche Revolution haben fundamentale Änderungen auf dem 
Gebiete des Strafrechts und des Gefängniswesens mit sich gebracht und 
deshalb haben die offiziellen deutschen Redner den Kongreßteilnehmern 
bestimmte besonders wichtige Gedanken und allgemeine Grundsätze, auf 
denen das neue deutsche Strafrecht und seine Anwendung sich aufbaut, 
wie auch den Geist und die Ziele des neuen Regimes selbst erläutert. Diese 
Reden, die in drei Sprachen gedruckt, jedem Kongreßteilnehmer zur Ver¬ 
fügung standen, gaben die Möglichkeit, sich über das deutsche Rechts¬ 
denken zu unterrichten. 

Band I a enthält die wörtliche Wiedergabe der Verhandlungen in den 
Berichten und Diskussionen der Sektionssitzungen und Vollversammlungen 
einschließlich der in deutscher Sprache gegebenen Reden von Reichsjustiz¬ 
minister Dr. Gürtner, Staatssekretär Dr. Freister und Reichsminister 
Dr. Goebbels. 

Band I b enthält die Verzeichnisse der Ausschüsse und der Mitglieder, 
das Programm der behandelten Fragen und die Abstimmungsergebnisse, 
die überreichten Dokumente und Bücher. Es folgt in Band I b ein Bericht 
über die so stark besuchte Sitzung der Akademie für Deutsches Recht und 
in diesem Bericht ebenfalls in deutscher Sprache die Rede von Reichs¬ 
minister Dr. Frank über „Zwischenstaatliche Strafrechtspolitik“. Außer¬ 
dem enthält Band I b einen Bericht über Empfänge, Besuche, Exkursionen 
und über die Studienreise. Die im Text in deutscher Sprache gegebenen 
Reden der Minister und des Staatssekretärs sind im Anhang II und die 
des Kongreßpräsidenten, Chefpräsidenten des RGer. in Anhang I in fran¬ 
zösischer Sprache wiedergegeben. 
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Die weiteren Bände enthalten die zur Vorbereitung des Kongresses 
erstatteten Berichte, die seinerzeit den Teilnehmern zugegangen sind. 

Eine Fülle von Anregungen und wertvollen Gedanken ist in dem von 
Professor Dr. Simon van der Aa veröffentlichten Werke enthalten. 
Dafür können wir ihm und der Internationalen Kommission nur unseren 
Dank aussprechen. Dr. Weissenrieder. 

Zeitschriften 

Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorgc. 
Herausgegeben vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, Berlin SO 36. 

12. Jahrgang. 

Heft 7 vom April 1937. 

Gefangenenarbeit als Teil des Vier jahresplanes 
und als Fürsorgemaßnahme von Strafanstaltsdirektor 
Schriever-Freiendiez. 

Der Verfasser zeigt, wie sich das große Menschenmaterial der Straf¬ 
anstalten in den Vierjahresplan einspannen läßt und erörtert den Wert 
der Gefangenenarbeit als Resozialisierungsmaßnahme. 

Zur Frage der lokalen Verpflanzung Strafentlasse¬ 
ner von Dr. Heinz Vogelsang, Berlin. 

Wir denken nicht daran, dem Bestraften nach der Entlassung sofort 
seinen Arbeitsplatz zu geben, sondern wünschen nur, daß er einen 
Arbeitsplatz findet, der ihm Gelegenheit gibt, seine guten Vorsätze in die 
Tat umzusetzen. 

Individuelle Behandlung der Gefangenen von Straf¬ 
anstaltspfarrer Rupperath, Freiendiez. 

Wer seiner Aufgabe als Strafvollzugsbeamter und als Erzieher ge¬ 
recht werden will, muß sich über folgende Grundfragen Klarheit ver¬ 
schaffen: Was für Menschen sind es, die unsere Strafhäuser füllen? Zu 
welchem Zweck sperrt man diese Menschen in Gefängnisse und Zucht¬ 
häuser ein? Welche Sonderaufgaben fallen den Aufsichtsbeamten inner¬ 
halb des Strafvollzugs zu? Der Verfasser beantwortet diese Fragen auf 
Grund seiner Erfahrungen. 

Auslandsschau: Gerichtshilfe und Straffälligenfürsorge in 
Österreich. 

Heft 8 vom Mai 1937. 

Zur Frage der weiblichen Kriminalität von Dr. E. Roesner, 
Berlin. 

Aus einer Tabelle ersieht man, daß bestimmte Delikte ausschließlich 
oder in ganz überwiegendem Maße von weiblichen Personen begangen 
werden (Kindesmord 100 Prozent, Aussetzung 78 Prozent, Abtreibung 
66 Prozent, Kuppelei 66 Prozent der Gesamtkriminalität), daß es weiter¬ 
hin eine Reihe von Delikten gibt mit ungefähr gleicher Beteiligung von 
Mann und Frau, und daß schließlich manche Straftaten von Frauen nur 
ziemlich selten verübt werden. Der Verfasser erörtert die einzelnen 
Delikte näher. 

Rechtliche Wirkung der Vorstrafe u n t e r b e s o n d e r e r 
Berücksichtigung des Straftilgungsgesetzes von 
Assessor Erich Wolff-Berlin. 

Es ist nicht zu verkennen, daß das Mißtrauen gegen Vorbestrafte 
in vielen Fällen begründet ist. Aber insbesondere bei erstmalig Vor- 
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bestraften darf dieses Mißtrauen nicht übertrieben werden. Führt sich 
ein Vorbestrafter in seinem späteren Leben einwandfrei, so soll man unter 
die Tatsache der langzurückliegenden Vorstrafe einen Schlußstrich ziehen 
und dies folgerichtig durchführen, indem man nach Löschung der Ein¬ 
tragung im Strafregister die Tatsache der Bestrafung als nicht mehr vor¬ 
handen ansieht. Das Straftilgungsgesetz in seiner heutigen Fassung ist 
nicht geeignet, die Wiedereingliederung in die Gemeinschaft ausreichend 
zu fördern. 

Sprechsaal: Zur Frage der Wehrwürdigkeit der Straf¬ 
gefangenen. 

Ausland 

Italien. 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Direttore: Giovanni 
Novelli. Roma. 8. Jahrgang. 

Heft I vom Januar bis Februar 1937. 

Der Herausgeber der Zeitschrift, der Generaldirektor des italienischen 
Gefängniswesens Giovanni Novelli berichtete über den „Ersten Versuch 
mit administrativen Sicherungsmaßnahmen in Italien“ unter eingehender 
Angabe der Durchführungsart und der Erfolgsergebnisse. Abschließend 
stellt er fest, daß die Sicherungsmaßnahmen in Italien einen sehr großen 
Erfolg gehabt haben und daß die Mehrzahl der Verbrecher als besserungs¬ 
fähig anzusehen ist. Seine Ausführungen sind durch umfangreiches 
Material ergänzt und belegt. 

Nicola Palopoli schildert das wissenschaftliche Wirken von Guiseppe 
Sergi, der im Jahre 1880 an der Universität Bologna den ersten Lehrstuhl 
für Anthropologie schuf und im Jahre 1887 an der Universität Rom das 
Institut für Anthropologie gründete. Auf dem Gebiete der Biologie 
koordinierte er die Begriffe Pathologie und Atavismus und schloß sich 
den Gedankengängen Lombrosos an. Auf psychologfisch-soziologischem 
Gebiete verbesserte er das System von Spencer. Sergi starb 1936 als 
emeritierter Professor der Universität in Rom. 

Heft 2 vom März bis April 1937. 

Der Direktor der finnischen Gefängnisverwaltung, A. P. Arvelo, 
erläutert das neue finnische Gesetz über die Landstreicherei, bespricht 
die Behandlung der Arrestanten und die Voraussetzung ihrer Entlassung, 
schließlich schildert er die Verfahrensvorschriften und die Zuständigkeits¬ 
grenzen. 

Der polnische Universitätsdozent Dr. Ludwig Dworzak schreibt über 
die Organisation der landwirtschaftlichen Strafanstalten Polens. Er nimmt 
den Standpunkt ein, daß sie fern von großen Städten zu errichten sind, 
ferner nach Klima und Produktionsmöglichkeit verschieden sein müssen, 
damit man eine Art von Stufensystem einrichten kann. Den Gefangenen 
müsse man die Möglichkeit persönlicher Initiative belassen, damit sie ein 
eigenes Interesse an der Entwicklung der Arbeit behalten. Auch für Frauen 
empfiehlt er die Einrichtung von landwirtschaftlichen Strafgefangenen¬ 
lagern. Abschließend wünscht er, daß seine Gedankengänge zur Lösung 
des nationalen Problems der Innenkolonisation beitragen mögen. 

Str. 
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Strafrechts- und Strafvollzugsprobleme 

von Reichsminister Dr. Frank, 

Präsident der Akademie für Deutsches Recht 

Es ist ganz selbstverständlich, daß wir Rechtswahrer des 
Dritten Reiches schon berufsmäßig mit den Fragen des Straf¬ 
vollzuges eine innerste Beziehung haben. Liegt doch in diesem 
Strafvollzug die unmittelbare Tatwerdung eines Willens des 
die Autorität der Gemeinschaft vertretenden und ausübenden 
richterlichen Organs; liegt doch aber auch darüber hinaus in 
dem Strafvollzug eine unmittelbare und weitreichende Beein¬ 
flussung des Einzelschicksals des vom Strafvollzug Betroffenen. 
Somit kommt dem Strafvollzug für das Gemeinschaftsleben 
unseres Volkes eine große Bedeutung zu. Wir sind gewohnt, 
an die Fragen des Strafvollzuges als nationalsozialistische 
Wahrer des Rechts und damit als Wahrer der Gemeinschafts¬ 
interessen unseres Volkes heranzugehen. 

Ich möchte beginnen mit einigen ganz prägnanten Fest¬ 
stellungen, die wir für die Strafrechtspflege des national¬ 
sozialistischen Staates überhaupt treffen müssen. Wir haben 
nun viereinhalb Jahre nationalsozialistischer Rechtspflege 
hinter uns. Wir, die Männer der Bewegung, der Regierung, 
der Gesetzgebung, der Rechtsverwirklichung, des Straf- und 
Rechtsvollzuges im weitesten Sinne und die Männer der allge¬ 
meinen Volks Wohlfahrt haben alle gelernt, daß es etwas unend¬ 
lich Großes war, was wir uns an ideellen Aufgaben vorgenommen 
haben, daß es unendlich groß ist, was wir aus dem weiten Be¬ 
reich idealer Möglichkeiten bereits in der Gesetzgebung und 
Rechtsprechung des Staatsaufbaues und unserer Gemeinschafts¬ 
organisation verwirklicht haben. Wir können aber auch fest¬ 
stellen, daß es noch unendlich viel zu tun gibt, und wir müssen 
mutig genug sein, heute gewisse Irrtümer oder Fehlentwicklun¬ 
gen zu sehen und deren weitere Entwicklung abzustellen. 

Einen Grundsatz möchte ich für das Strafrecht und den Straf¬ 
vollzug hier voranstellen: Strafe kennt der national¬ 
sozialistische Staat nur als Folge eines 
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Richterspruches. Ich möchte dies mit um so größerem 
Nachdruck hier betonen, weil verschiedene Einrichtungen des 
Dritten Reiches bei manchen Ausländern wiederholt die 
Meinung hervorgerufen haben, daß das Reich außerhalb der 
richterlichen Zuständigkeit Strafvollmachten an nicht unmittel¬ 
bar der Rechtswelt angehörende Faktoren, etwa die Polizei 
oder politische Instanzen, erteilt hätte. Die Kriminalstrafe, von 
der ich hier spreche, kann im Dritten Reich ihren Ursprung nur 
im Richterspruch haben. Gewöhnen wir uns daran, hierin 
ein Fundament der ganzen Rechtspflege zu sehen, und bedenken 
wir dabei, daß die Strafbestimmungen im Dritten Reich 
diese Voraussetzung haben. 

Der Richter ist demnach die tragende Gestalt des Straf¬ 
rechts. Es ist daher notwendig, die Stellung des Richters immer 
wieder deutlich herauszustellen. Hierin liegt der zweite wesent¬ 
liche Fundamentalsatz der nationalsozialistischen Strafrechts¬ 
politik : Da die Strafe eine Rechtsmaßnahme 
der Gemeinschaft darstellt, kann sie auch 
nur in einem rechtlich geordneten Verfahren 
festgestellt werden. Dabei fühlen wir uns völlig im Ein¬ 
klang mit der Tradition des germanisch-arischen Rechtsdenkens. 
In einer edlen Volksgemeinschaft kann niemand Freiheit, Ehre, 
Beruf, Vermögen oder Leben verlieren, es sei denn, daß im 
Namen der Gemeinschaft mit der Autorität der Gemeinschaft 
diese Rechtsfolge eines solchen weitreichenden schicksals¬ 
mäßigen Verlustes mit Wirkung gegenüber jedermann fest¬ 
gestellt wird. Weitab von dieser nationalsozialistischen An¬ 
schauung liegt die sowjetrussische Tschekamethode, in der der 
einzelne Volksgenosse nur noch Objekt der Willkür brutaler 
Machthaber wird, in der er keinen Schutz genießt und in der 
der Einzelne nicht weiß, ob ihn nicht morgen dieses Schicksal 
trifft. Wir dagegen sind der Meinung, daß die Macht des 
Rechts nicht nur in der Autoritätsanwendung gegenüber dem 
Übeltäter besteht, sondern vor allem darin, daß das Rechts¬ 
sicherheitsgefühl der Volksgemeinschaft durch die Rechts¬ 
handhabung immer mehr gesteigert wird. 

Die Strafe in diesem Sinne ist also ein im rechtlichen Ver¬ 
fahren festgesetzter richterlicher Akt, der den Ausgangspunkt 
des Strafvollzuges ausschließlich darstellt. Wenn wir diese 
rechtlich verhängte Strafe mit Wirksamkeit durchsetzen wollen, 
ist es ganz selbstverständlich, daß auch der Vollzug des Urteils 
ein rechtlich gesichertes Verfahren darstellen muß. Der Richter 
straft dadurch, daß er den Tatbestand feststellt und die 
materiellen Strafrechtsbestimmungen auf ihn anwendet. Es ist 
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aber nicht so, daß der Verurteilte von dem Augenblick des 
Urteils an einer nur mechanischen Vollstreckung des Urteils 
unterliegt. Nein, auch die Vollstreckung des Urteils bleibt voll 
und ganz in dem großen rechtlichen Zusammenhang. 
Denn die Strafrechtspflege endet nicht im Augenblick 
des Urteils, sondern einer ihrer wesentlichsten Bestand¬ 
teile ist die Strafvollstreckung. Die tragende Figur dieses 
ganzen Prozesses einschließlich der Vollstreckung muß meines 
Erachtens immer der Richter sein. Lassen Sie mich zu Letzterem 
gleich ein paar Worte sagen. Wir haben den Begriff des autori¬ 
tären Staates als eines der staatsphilosophischen Merkmale der 
nationalsozialistischen Weltanschauung oft angesehen. Dem ist 
nicht so. Wir haben vom Führer gelernt, den Staat als Mittel 
zum Zweck der Volksführung anzusehen. Dies wurde in der 
ersten Zeit der revolutionären Begeisterung vielleicht manch¬ 
mal vergessen. Manchmal mußte ich Anschauungen begegnen, 
die in der Literatur und auch in der Praxis vertreten wurden, 
daß der autoritäre Staat des Nationalsozialismus schlechter¬ 
dings ein Staat sei, der mit der Wucht der Gewaltanwendung 
sondergleichen gegenüber dem Einzelnen sozusagen zermalmend 
auftritt, so daß der Einzelne vernichtet wird, wenn er sich auf¬ 
bäumt. Darin liegt eine völlige Fehlanschauung. Denn die 
Autorität des Führers liegt nicht darin, daß er das deutsche 
Volk mit Gewalt gewonnen oder unterjocht hat, sondern daß er 
diesem Volk mit seiner ganzen Liebe entgegentrat. Wie falsch 
deutet man den Nationalsozialismus, wenn man diesen Begriff 
des autoritären Staates in den Vordergrund rückt gegenüber 
dem Begriff der autoritären Liebe zum Volk, öfters mußte 
ich auch die mißbilligende Meinung gegenüber Methoden ver¬ 
nehmen, die sich da und dort in der Strafrechtspflege zeigten, 
indem man glaubte, der Staatsanwalt sei die tragende Figur 
dieser Autorität. Lassen wir diese Anschauung, die noch aus 
der romanischen Teilgeschichte unserer Strafrechtspflege 
kommt, durchaus abklingen. Nicht der Staatsanwalt 
ist die tragende Figur der Strafrechts¬ 
pflege, sondern der Richter. Es ist nicht so, daß 
der Ankläger, weil er der Repräsentant dieses fiktiven 
autoritären Staates ist, sozusagen die Garantie der Verurteilung 
in seinem Plädoyer bietet, so daß der Richter sozusagen nur 
eine Hilfsfigur des Staatsanwalts wäre, der gewisse Härten 
seiner Ausdrucksweise und seines Woliens ausgleicht. Nein! Der 
Richter ist der Repräsentant des gesamtvölkischen Schicksals. 
Der autoritäre Staatsanwalt würde seine eigene Existenz 
untergraben, wollte er vergessen, daß eine zu starke Diskrepanz 
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zwischen richterlicher Entscheidung und staatsanwaltschaft- 
lichem Plädoyer nur mühsam wieder auszugleichen ist. Ich bin 
der Auffassung, daß wir ein Abgehen von der etwas zu starken 
Betonung der staatsanwaltschaftlichen Seite des Prozesses 
durchaus vertragen könnten und daß wir uns wieder mehr auf 
den Richter als die Zentralfigur der Strafrechtspflege einstellen 
müssen. Das deutsche Volk würde es, wie ich glaube, sehr be¬ 
grüßen, wenn die Strafrechtspflege in dieser Beziehung etwas 
beschwingter würde. Wir leiden immer noch unter dem Erbe 
der Anschauung einer Übersteigerung des Autoritätsbildes in 
diesem Sinne. Im unmittelbaren Anschluß hieran möchte ich 
aber auch noch betonen, daß selbstverständlich diese Figuren 
des Prozesses — Richter, Staatsanwalt, Angeklagter, Zeuge, 
Verteidiger — im kommenden Strafprozeß in einem Verhältnis 
zu stehen haben, das durchaus der Würde der staatsanwalt¬ 
schaftlichen Aufgabe, Redner der Gemeinschaft zu sein, zu ent¬ 
sprechen haben wird. Ich bin nicht einverstanden mit der Ent¬ 
wicklung, daß der Staatsanwalt in Anwendung dieses autoritären 
Staatsbegriffes nun immer und überall zum Vertreter der 
schärfsten Auffassung der Strafbarkeit eines Deliktes wird. 
Diese Entwicklung hatte vielleicht praktisch nicht die Folgen, 
die an und für sich vielleicht zu befürchten waren, stellt aber 
doch einen gewissen Gegensatz zu der Auffassung dar, der wir 
Nationalsozialisten huldigen. Der Begriff der Autorität im 
Strafrecht ist daher nicht Unterdrückung und Autoritätsan¬ 
wendung mit dem äußersten Maß, sondern ist das Maß einer 
klaren und möglichst zu erreichenden Gerechtigkeit. 

Die hauptsächlichsten Fundamentalgesichtspunkte der 
nationalsozialistischen Strafrechtspflege sind also: Keine Strafe 
ohne Richter und ohne rechtliches Verfahren, die also alle 
Schutzbestimmungen des Einzelnen umfassen, keine über¬ 
steigerte Anwendung der Untersuchungshaft, möglichst baldige 
Vernehmung des Untersuchungshäftlings. Scheuen wir uns 
nicht davor, anzuerkennen, daß das deutsche Volk es verdient, 
nach Methoden behandelt zu werden, die dieses so anständigen 
Volkes würdig sind. Es ist würdig, diesem Volk alle Garantien 
zu geben, die mit der Geschlossenheit vereinbar sind. Dies ist 
ein für unsere Rechtsprechung und Rechtspflege würdigere 
Auffassung als die, die darin besteht, daß der autoritäre 
Staat seinen Staatsbürgern feindselig, giftig, mißtrauisch, 
ängstlich und überpolizeilich gegenübertreten müßte. Die 
Autorität des Rechts ist einer der großen Fundamental¬ 
gesichtspunkte, die ich immer und immer wieder in meinen 
Reden betone. Die Macht eines Staates beruht 
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auf die Dauer nicht auf Gewalt, sondern auf 
dem Recht. Dauersysteme politischer Art können nur in 
einem rechtlich gegliederten Gemeinschaftsleben bestehen, das 
jedem seine Rechte und Pflichten zuteilt. 

Übertragen wir diese Grundsätze auf den Strafvollzug, 
dann ist vor allem die Erkenntnis voranzustellen, daß jeder, der 
in Geltung dieser Grundsätze der nationalsozialistischen Straf¬ 
rechtspflege der Strafe verfallen ist, diese auch verdient, weil 
er so gehandelt hat, daß in Anwendung aller auch für ihn 
geltenden Schutzbestimmungen der Strafanspruch gerecht ist 
und mit Autorität gegenüber jedermann verfochten werden 
kann. Es ist eine der Folgen des tief in die Seele des Volkes 
reichenden Rechtsgedankens, daß man das Recht wohl ver¬ 
gewaltigen, niemals aber zum Verstummen bringen kann. Man 
kann das Recht wohl vergewaltigen, aber immer dringt es wie 
ein Fluidum durch alle Dinge und Überlegungen letzten Endes 
doch hindurch. Denn das Recht ist eines der heiligsten Kultur¬ 
güter und kann niemals ausgeschaltet werden. Mit Glaube und 
Ehre ist das Recht ein ewiges Gut, das wir in unserem Herzen 
tragen. Daher können „Strafen“, wie wir sie in Sowjetrußland 
erleben, niemals gedeckt werden von dem Rechtsgefühl eines 
Volkes. Zu den größten Verbrechen, die an einer Gemeinschaft 
begangen werden können, müssen gerade Gewaltanwendungen 
gerechnet werden, durch die der Einzelne lediglich in Anwendung 
der formalen Macht ohne Rechtsgrund der Freiheit, der Ehre 
oder seines Lebens beraubt wird. Diese Vergewaltigung des 
Rechts wird einstmals eine der Hauptursachen des Untergangs 
Sowjetrußlands sein. 

Noch ganz wenige Worte zu dem engeren Gebiet des Straf¬ 
vollzuges selbst. Wir Nationalsozialisten nehmen den Kampf um 
die Verbesserung der Haftverhältnisse auf. Wir unterstützen 
nicht nur diese Bestrebungen, ich glaube, es ist unseres Staates 
allein würdig, diese Aufgaben des Strafvollzuges in Angriff zu 
nehmen, denn unser Staat ist der modernste Staat der Welt. 
Mir hat kürzlich ein Franzose erklärt: „Alles schön, aber was 
wollen Sie, die Demokratie ist doch die modernste Staatsform“. 
Dazu kann ich sagen: „Jawohl, demnach sind wir der modernste 
Staat der Welt, weil wir die modernste Demokratie besitzen“. 
Daher müssen auch alle Bestrebungen von uns unterstützt 
werden, die neue Wege gehen. Das hat ja der Jude früher so 
gut verstanden, daß er mit dem Begriff des Modernen immer 
für sich die Möglichkeit verband, durch neue Problemstellungen 
Wirrnisse oder Unordnung in die bestehenden Verhältnisse zu 
bringen. Wir Nationalsozialisten haben das gesunde Bestehen 
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in Deutschland bejaht und fester gefügt und wir können auf 
diesen Fundamenten daher auch die modernsten Wege auf 
allen Gebieten in die Zukunft gehen. 

Ein Grundsatz, der unter allen Umständen als Fundament 
des Strafvollzuges gelten muß, ist der: Strafen, die 
rechtlich verhängt sind, müssen vollstreckt 
werden. Der Gnadenerweis muß die seltene Aus¬ 
nahme bleiben. Strafen müssen ferner gegenüber jeder¬ 
mann vollstreckt werden. Nicht nur die kleinen und 
armen Leute, sondern auch die Reichen und Großen 
müssen ihre Strafe ertragen, denn nur so läßt sich in 
einer Gemeinschaft das Gerechtigkeitsgefühl aufrecht erhalten. 
Gerade hier hat der Nationalsozialismus gewaltige Verdienste 
gegenüber dem Zustand von früher. Heute merkt jeder, daß ein 
starker Staat am Werke ist, der nicht mit sich handeln läßt. 
Strafvollstreckung und Strafvollzug sind für uns Selbstver¬ 
ständlichkeiten. Wenn die für den Einzelnen im Strafverfahren 
getroffenen Schutzeinrichtungen so sind, daß eine Verurteilung 
der wirklichen Schuld des Einzelnen entspricht, dann brauchen 
wir nicht mehr die Sorge zu haben, daß ein wirklich Unschuldiger 
unter die Räder gekommen ist. 

Ein weiterer Grundsatz für den Strafvollzug ist dem 
Volksempfinden zu entnehmen. Wir müssen künftig mehr als 
jemals in der deutschen Rechtsgeschichte zwischen zwei großen 
Zentraltypen von straffällig Gewordenen unterscheiden. Wir 
alle kennen den ersten großen Typ des Gewohnheitsverbrechers, 
des wirklich gemeinen und nicht mehr besserungsfähigen Ver¬ 
brechers. Diesem Typ steht gegenüber der Typ des erstmals 
Gestrauchelten, des einmal Strauchelnden, der nicht aus 
Charakterveranlagung, sondern aus Milieubedingungen oder 
anderen Bedingungen, die oft nicht in seiner Schuld liegen, 
straffällig geworden ist, also derjenige, der nicht aus innerer 
Verworfenheit gestrauchelt ist. Hier in dieser Unterscheidung 
liegt einer der wesentlichsten Punkte zu einer volkstümlichen Ge¬ 
staltung des Strafvollzuges. Wenn ich die vielen Klagen, die aus 
dem Volk immer wieder zu mir kommen, richtig verstehe, dann 
will das Volk, daß der gemeine Verbrecher ausgerottet wird, daß 
aber andererseits der einmal straffällig Gewordene nicht wie ein 
gemeiner Verbrecher behandelt wird. Das Volk unterscheidet 
hier sehr scharf, es unterscheidet sehr genau zwischen dem 
Mörder aus gemeiner Veranlagung und dem Gestrauchelten, 
etwa dem Verkehrssünder. Wenn die Folge des Strafvollzuges 
die Sühne ist, dann muß auch der Nationalsozialismus diesen 
Unterschied beachten. Ein gemeingefährlicher Verbrecher 
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kann nach nationalsozialistischer Anschauung überhaupt nicht 
Mitglied der Volksgemeinschaft in diesem allgemeinen Sinne 
sein. Wir sind hart genug, zu erklären, daß diese Clique und 
Rotte von Gaunern und Verbrechern und Abfallssubjekten 
der Volksgemeinschaft ausgerottet, aus der Volksgemeinschaft 
hinausgedrückt und unter dauernder Kontrolle gehalten gehört, 
auf daß nicht neuer Schaden entsteht. Hier ist Mitleid fehl am 
Platze, sondern hier muß zu den härtesten Strafen geschritten 
werden. 

Dagegen muß bei dem zweiten Typ der Strafvollzug 
durch die Strafe auch wirklich eine Sühne und Auslöschung der 
Übeltat bringen. Die Hauptklage aus dem Volk geht dahin, daß 
der einmal Gestrauchelte für lange Jahre hinaus in seinem 
Fortkommen gehemmt, daß er geradezu durch die Folgen des 
Strafvollzuges ausgeschlossen wird, auf ehrliche Weise seinen 
Lebensunterhalt zu finden, und daß er dadurch erneut auf die 
Bahn des Verbrechens gedrängt wird. Dies sind Klagen, die 
durch Jahrzehnte hindurch laut geworden sind, keine neuen 
Gedanken, aber Überlegungen, zu denen wir uns positiv ein¬ 
stellen müssen. Ich würde es daher sehr begrüßen, wenn wir 
den Gesichtspunkt durchsetzen könnten, daß dem einmal Ge¬ 
strauchelten, der nicht ein gemeiner Verbrecher ist, sondern 
mehr ein unglücklicher Mensch, durch diese einmalige Strafe 
nicht die Möglichkeit, in geordnete Verhältnisse zurückzu¬ 
kommen, für alle Zeit genommen wird. 

Wenn wir diese zwei Typen von Straffälligen auseinander¬ 
halten, dann kommen wir zu klaren Begriffen für den Straf¬ 
vollzug. Der Strafvollzug einschließlich Sicherungsverwahrung 
und Unschädlichmachung des wirklich gemeinen Verbrechers 
wird im nationalsozialistischen Staat durchzuführen sein mit 
der ganzen Härte einer entschlossenen Gemeinschaft, die Schluß 
machen will mit dem Einfluß des Verbrechertums und dem 
künstlichen Dekadenzmitleid mit dem großen Verbrecher. 

Innerhalb des Strafvollzuges müssen wir die Gruppen der 
Frauen und der Jugendlichen unterscheiden. Wir können dabei 
sagen, daß der nationalsozialistische Staat, insbesondere durch 
die dankenswerten Maßnahmen des Reichsjustizministeriums, 
auf dem Gebiete der Jugendstraf pflege ganz außergewöhnlich 
weitreichende Maßnahmen plant und teilweise auch schon durch¬ 
geführt hat. 

Es ist selbstverständlich notwendig, auch Frauen nach 
wie vor in Gefängnisse zu bringen, wenn sie straffällig 
geworden sind. Frauengefängnisse werden wir leider immer 
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wieder haben müssen. Aber gerade bei Frauen gilt, daß der Unter¬ 
schied zwischen Gemeingefährlichkeit und einmaliger motiv¬ 
betonter Gesetzesverletzung noch viel wichtiger ist, denn die 
psychische Konstitution der Frauen neigt natürlich zu einer 
stärkeren Beeinflußbarkeit durch den Strafvollzug, als dies 
beim Manne der Fall ist. 

Das gleiche gilt auch für Jugendliche. Die einmal Ge¬ 
strauchelten wieder zu brauchbaren Gliedern der Volksgemein¬ 
schaft zu erziehen, wird nicht Angelegenheit des Strafvoll¬ 
zuges im weitesten Sinne sein, sondern Angelegenheit einer 
verschärften Erziehung. 

Ich glaube, wir können im allgemeinen mit der Entwicklung 
des Strafvollzuges in Deutschland in diesen viereinhalb Jahren 
zufrieden sein. Dem Gewohnheitsverbrecher wurde die Maske 
vom Gesicht gerissen. Es gibt keinen Staat in der Welt, der 
mit dem gemeinen Verbrecher schärfer verfährt als wir und 
den Gewohnheitsverbrecher so stark und entschlossen verfolgt 
wie der nationalsozialistische. Wir wollen uns aber überlegen, 
wie der Strafvollzug für den Gelegenheitssünder, den unglück¬ 
lich Gestrauchelten gestaltet werden soll. Die Gestaltung des 
Strafvollzuges für den zweiten Typ des Straffälligen wollen wir 
uns um so mehr überlegen. Allgemein darf ich noch folgendes 
sagen: Die Verwirrungen, die die sogenannten Psychoanalytiker, 
die Marxisten und die Liebediener der Verbrecherwelt an¬ 
gerichtet haben, sind uns allen bekannt und verabscheuungs¬ 
würdig. Für uns ist es keine Frage mehr, mit welcher Farbe die 
Gefängniszellen zu tünchen sind, damit sie dem Zustand des 
Herrn Verbrechers möglichst entgegenkommend aussehen. Das 
sind lächerliche Verirrungen der früheren Zeit. Wesentlich ist 
für uns, welche Erfahrungen die Männer des Strafvollzuges mit 
dem Strafvollzug gehabt haben. Dabei bin ich durch¬ 
aus der Meinung, daß man auf diesem Gebiet am 
wenigsten experimentieren soll. Maßnahmen des Straf¬ 
vollzuges eignen sich in gar keiner Weise zu Augenblicks¬ 
vorhaben. Hier soll man lieber ruhig am Bestehenden festhalten, 
ehe man neue Wege des Strafvollzuges beschreitet. Denn neue 
Wege — vergessen wir das nicht — bedeuten auf diesem Gebiet 
auch eine Neu Charakterisierung der Strafe. Der Inhalt des 
Begriffes Gefängnis wird ja nicht bestimmt vom Strafgesetz¬ 
buch, sondern von der Art des Strafvollzuges. Dasselbe gilt für 
die anderen Strafarten. Denken Sie nur an die zur Zeit immer 
noch lebhafte Diskussion um den Begriff der Ehrenhaftstrafe. 
Gerade über den Begriff der Ehrenhaft ist eine rege Diskussion 
entstanden. Es dreht sich darum, ob man überhaupt den Be- 
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griff Ehrenhaft noch beibehalten soll usw. Es ist auch zu 
fragen, ob denn nicht der Begriff der Ehrenstrafe dem 
kriminellen Charakter der Strafe widerspricht. Können wir, 
die wir den Begriff Ehre zum Leitbegriff der Gemeinschaft 
gemacht haben, diesen Begriff noch mit Strafe in Verbindung 
bringen? Hier spielen noch viele Überlegungen mit herein. Wir 
können also nur das eine sagen, daß Änderungen im System 
des Strafvollzuges sehr überlegt sein müssen. Sie können ins¬ 
besondere im Hinblick auf die zur Zeit noch im Gang befind¬ 
liche Reform des Straf- und Strafprozeßrechtes noch gar nicht 
in ihrer eigentlichen Bedeutung sich auswirken. Diese Dinge 
stehen also immer noch zur Diskussion. Wenn ich die 
Dinge richtig sehe, dann wird es bei den Reformüber¬ 
legungen des Straf- und Strafvollstreckungsrechtes darauf 
ankommen, dafür zu sorgen, daß der Besserungsfähige 
durch die Strafe den Eindruck vermittelt erhält, daß man mit 
dem nationalsozialistischen Staat nicht spielen kann, so daß der 
Besserungsfähige auf Grund dieses Eindrucks auch sich ent¬ 
schließt, sich mit diesem Staat nicht mehr in einen Zweikampf 
einzulassen. Vor allem soll dem Besserungsfähigen durch den 
Strafvollzug die Erkenntnis vermittelt werden, wieviel gün¬ 
stiger seine eigene volksgenössische Situation wäre, wenn er 
Konflikten mit den Strafrichtern möglichst aus dem Wege 
gehen würde. Der Jugendliche soll mit dem ganzen Schrecken 
erfüllt werden, den das Abirren vom Ordnungswege mit sich 
bringt. 

Der gemeine Verbrecher ist von der Gemeinschaft ver¬ 
urteilt und findet weder Gnade noch Fürsorge. Hier wird das 
Urteil des Richters später einmal nahezu dem bürgerlichen Tod 
gleichkommen. Ich sehe hier keinen anderen Weg. Wir müssen 
uns darüber klar sein, daß in der Entschlossenheit gegenüber 
der Unterwelt ein Leitgedanke des Schutzes der Volksgemein¬ 
schaft liegt: Der Bürger des Dritten Reiches soll sicher leben 
können und muß das Gefühl haben, daß über ihm Gewalten 
sichernd herrschen, die mit den verbrecherischen Elementen 
umzugehen wissen. 

Noch eine kleine Parallele. Bekanntlich haben wir eine 
eigene Militärgerichtsbarkeit und einen im wesentlichen auch 
eigenen Militärstrafvollzug. Im militärischen Bereich sind alle 
diese Grundsätze, die wir für die Volksgemeinschaft immer 
wieder als erstrebenswert bezeichnen, zum Teil auch restlos 
durchgeführt. Kein Soldat der großen Wehrmacht verfällt der 
Strafe ohne rechtliches Verfahren. 
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Es ist auch in Zukunft nicht möglich, daß nach der 
Vollstreckung einer kriminellen Strafe durch polizeiliche 
Verfügungen eine Haftverlängerung angeordnet werden 
kann. Das ist ein Umstand, der im Innersten dem Grund¬ 
gedanken, daß mit einer ausgesprochenen Strafe die Sühne 
eines richterlich festgestellten strafwürdigen Verhaltens erfüllt 
ist, widerspricht. Etwas ganz anderes gilt natürlich in be¬ 
stimmten Grenzen für den gemeingefährlichen Verbrecher auf 
dem Gebiete des Landes- oder Hochverrats usw. Hier ist natür¬ 
lich jede Art Sicherungsverwahrung am Platze. Solche Sub¬ 
jekte müssen abgesondert werden, und solch gemeine Elemente 
verdienen keinen Schutz im Dritten Reich. 

Wir können im allgemeinen also folgendes sagen: Der 
Strafvollzug im nationalsozialistischen Reich wird streng und 
gerecht, aber im Einklang mit dem Volksgewissen durch¬ 
zuführen sein. 

Er teilt sich in drei große Gebiete: Vernichtung des 
gemeinen Verbrechers, Strafe des straf¬ 
fällig Gewordenen und Erziehung des Besse¬ 
rungsfähigen. Für diese drei Gruppen sind drei ver¬ 
schiedene Vollzugsarten, drei verschiedene Vollzugseinrich¬ 
tungen und voneinander getrennte Strafformen und Strafvoll¬ 
zugsmethoden am Platze. Wenn wir diese klare Richtung ein- 
halten — die feineren Unterscheidungen kann ich heute weg¬ 
lassen — können wir dessen gewiß sein, daß auch der Straf¬ 
vollzug des Dritten Reiches ausschließlich eine große Tat im 
Dienste der Erhaltung der Volksgemeinschaft sein wird. 


Über den Strafvollzug an Frauen 

von Dr. Else Voigtländer, Leiterin der Frauenzweiganstalt 
des Zuchthauses Waldheim 

Bei der bevorstehenden Neugestaltung des Strafvollzuges 
dürfte es von Interesse sein, den Strafvollzug an Frauen in 
seiner Art und Wirkung zu betrachten und zu überlegen, ob 
für Frauen besondere Vorschriften nötig sind. Es ist leicht 
möglich, daß bei der Abfassung der Bestimmungen nur an den 
männlichen Gefangenen gedacht wird, und daß sich manches 
für Frauen als unpassend oder undurchführbar erweist. Ich 
gehe bei meinen Ausführungen vom sächsischen Strafvollzug 
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aus, nehme aber an, daß sie auch für die Vorschriften anderer 
Länder passen. 

Im allgemeinen wird es von dem Geist und der Art des 
Strafvollzugsgesetzes überhaupt abhängen, ob sich für Frauen 
besondere Vorschriften nötig machen. Wenn die Bestimmungen 
sehr ins Einzelne gehend sind, wird eine besondere Kenn¬ 
zeichnung der für Frauen in Betracht kommenden Abweichung 
gen nötig sein, lassen sie jedoch einen gewissen Spielraum zu, 
so ist die Gefahr geringer, daß sie für Frauen nicht passen, 
und die Abweichungen ergeben sich aus der Praxis von selbst. 
Wenn überhaupt in der Behandlung der Gefangenen eine 
gewisse Rücksichtnahme auf Art und Persönlichkeit vor¬ 
gesehen ist, muß auch die Rücksichtnahme auf deren Geschlecht 
einbegriffen sein. 

Wenn aber jede Elastizität fehlt, etwa der Strafvollzug 
ganz auf starre Ordnung und militärische Strenge abgestellt 
wird, dann möchten für Frauen doch Sonderrichtlinien ge¬ 
schaffen werden. 

Die äußerliche Nachahmung militärischer Formen wirkt 
meiner Beobachtung nach bei Frauen unangebracht, ja geradezu 
lächerlich. Es soll von den Frauen zwar eine straffe und gerade, 
aber nicht steife Haltung gefordert werden. Diese Forderung 
durchzusetzen, ist nicht leicht. Schlaffheit und Nachlässigkeit 
in der Haltung muß bekämpft werden, aber ohne daß Steifheit 
erreicht wird. Eine gewisse Natürlichkeit möchte erhalten 
bleiben. 

überhaupt wird in einer Frauenanstalt eine etwas weniger 
schroffe Atmosphäre herrschen dürfen als in einer Männer¬ 
anstalt, ohne daß die Disziplin darunter leidet. Denn im allge¬ 
meinen sind wohl die disziplinellen Schwierigkeiten bei den 
Frauen geringer als bei den männlichen Gefangenen. 

Allerdings ist vielfach die Meinung verbreitet, daß die 
weiblichen Verbrecher ganz besonders schlimm seien, und daß 
sie schwerer zu behandeln seien als die Männer. Ich möchte 
dieser Meinung entgegegentreten. 

Die Ansicht von der besonderen Verworfenheit der Ver¬ 
brecherin stammt zum Teil aus veralteten Darstellungen aus der 
Zeit Lombrosos her und ist im Grunde hervorgegangen aus 
dem Erstaunen, daß es überhaupt einer Frau möglich sei, ein 
Verbrechen zu begehen. Man findet dies so unnatürlich, daß 
man glaubt, es müsse bei ihr eine ganz besondere Schlechtigkeit 
dazu gehören. Ich kann hier nicht das Problem der weiblichen 
Kriminalität überhaupt auf rollen. Ich kann nur sagen, daß 
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dieses beträchtlich von seiner Schwierigkeit verliert, wenn man 
sich entschließt, von der Sucht abzugehen, alles, was von einer 
Frau getan wird, aus dem „Wesen des Weibes“ überhaupt ver¬ 
stehen zu wollen und auf einen allgemeinen Nenner zu bringen. 
So stand man bei der weiblichen Kriminalität einerseits vor der 
Tatsache, daß diese dem Umfange nach weitaus geringer ist 
als die männliche und andererseits vor der vermeintlichen Not¬ 
wendigkeit, die weibliche Kriminalität aus dem „Wesen des 
Weibes“ zu erklären. Auf diese Weise kamen die abstrusen 
Darstellungen von Wulffen u. a. zustande, die das weibliche 
Verbrechen durchaus auf die weibliche Sexualität zurückführen 
wollten. Was z. B. Meineid oder Betrug als solcher mit Sexualität 
zu tun haben soll, ist mir unerfindlich. Ebenso seltsam ist es, 
wenn festgestellt wird, daß der Anteil der Frauen an Meineid 
nur 28 % beträgt und dann der Meineid aus dem allgemeinen 
Hang der Frau zur Lügenhaftigkeit erklärt wird. — Ebenso 
schleppt sich durch die Literatur die Behauptung vom Zu¬ 
sammenhang von Diebstählen und der Periode. Ich kann aus 
meiner Erfahrung nur sagen, daß die Fälle, in denen ein solcher 
Zusammenhang besteht, außerordentlich selten sind. Dieser 
Umstand wird von den Frauen selbst nur selten geltend gemacht 
und zwar meist dann, wenn sie einmal von einem kriminal¬ 
psychologisch gebildeten Beamten darauf aufmerksam gemacht 
worden sind, wobei aber die Sache einer näheren Nachprüfung 
meist nicht standhält. — Doch dies nur nebenbei. — Man kann 
der weiblichen Kriminalität nur näher kommen, wenn man 
unter Verzicht auf Konstruktionen von den erfahrungsgemäß 
gegebenen Typen ausgeht und diese zu erfassen sucht. So gibt 
es unter den weiblichen Gefangenen genau wie unter den 
Männern die verschiedensten Typen von den gutartig Haltlosen, 
den geistig Minderwertigen, den verunglückten Existenzen, den 
einmalig Entgleisten bis zu den gerissenen Hochstaplerinnen 
und den gleichgültigen oder bösartigen Gewohnheitsver- 
brecherinnen. 

Die Meinung, daß die Behandlung weiblicher Gefangenen 
schwieriger sei als die von Männern, ist ferner vielfach ein Aus¬ 
druck dafür, daß es dem männlichen Beamten schwerer 
fällt, mit den Frauen umzugehen, als mit Gefangenen seines 
Geschlechtes. Er ist den Frauen gegenüber nicht unbefangen, 
er muß Hemmungen überwinden, er fürchtet sexuelle Ver¬ 
dächtigungen. Daher lassen viele Beamte bei Vorführungen 
immer eine Aufseherin dabei sein. Diese Schwierigkeiten 
fallen bei einer Beamtin weg, und daher ist es wünschens¬ 
wert, nicht nur, wie selbstverständlich, weibliche Aufsichts- 
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beamte einzustellen, sondern auch leitende Stellen an Frauen¬ 
anstalten mit Frauen zu besetzen. 

Was dem Manne den Umgang mit weiblichen Gefangenen 
ferner erschwert, ist die weibliche Art des Erlebens und 
Reagierens, die ihm vielfach unverständlich ist. Ich habe diese 
„weibliche Logik“ an anderer Stelle charakterisiert dahin, daß 
der Schwerpunkt weiblichen Erlebens in seinem eigenen Ablauf 
liegt, während das männliche Leben von den Objekten her 
bestimmt wird. Ein Eindruck, eine Erregung breitet sich im 
Innern der Frau aus, greift auf andere Gebiete über, regt 
Komplexe an, die scheinbar von dem ursprünglichen Anlaß weit 
entfernt sind. Dies führt zu einer umständlichen Art der 
Motivierung, zu leichter Empfindlichkeit und Gekränktheit. 
Die Art, wie die Frauen ihre Wünsche anbringen, mit allerlei 
Umwegen und weitschweifigen, indirekten Begründungen macht 
den Mann leicht ungeduldig. Man muß jedoch dem Bedürfnis 
der Frauen nach Sichaussprechen entgegenkommen. Charakte¬ 
ristisch für männliche und weibliche Art ist z. B. der Unter* 
schied in bezug auf Beschwerden. Bekanntlich waren in der 
Systemzeit die Beschwerden der männlichen Gefangenen eine 
wahre Plage, und auch jetzt noch wird von Männerseite 
über diese geklagt. Ich habe bei den Frauen auch in der System¬ 
zeit kaum eine Beschwerde an das Ministerium gehabt. Nicht 
deshalb, weil die Frauen nichts zu klagen gehabt hätten — 
Unzufriedenheit und Nörgeleien gab es genug —, aber die 
Frauen geben sich zufrieden, wenn sie die Beschwerde in einer 
Aussprache, oder in einem Brief an ihre Angehörigen, den man 
zurückhält, abreagiert haben. Selbst die schlimmsten Queru¬ 
lantinnen bestehen selten darauf, daß ihre Beschwerde weiter 
geht. Sie beruhigen sich, wenn sie sich ausgesprochen haben. 
Den Männern genügt diese subjektive Erledigung nicht; sie 
müssen die Sache objektiv niederlegen und in einer Handlung 
äußern. Dazu kommt die größere Geschäftsgewandtheit der 
Männer sowie eine gewisse Wichtigtuerei, während die Frauen 
Scheu vor dem Umgang mit Behörden haben und geringere 
Übung hierin. 

Wenn auch unter den Gefangenen stets einige sind, die 
durch Erregtheit und Renitenz Schwierigkeiten machen, so kann 
man doch im allgemeinen sagen, daß die Fügsamkeit und 
Anpassungsfähigkeit der Frauen in der Gefangenschaft größer 
ist als die der Männer, vorausgesetzt, daß man sie nicht durch 
verständnislose Behandlung rabiat macht. 

Die Fügsamkeit der Frauen bedeutet jedoch nicht, daß 
ihnen die Strafe leicht fällt, und darf nicht über ihre Empfind- 
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lichkeit hinwegtäuschen. — Die Frauen tragen meist schwer 
an der Strafe. Die Eingeengtheit des Lebens, das Sich-Fügen 
in starre Vorschriften, in eine unpersönliche Ordnung, die 
eintönige, meist sitzende Lebensweise fällt ihnen sehr schwer. 
Der ganze Zuschnitt des Daseins in der Haft ist dem beweg¬ 
lichen Wesen und der Betätigungsart der Frau fremd und 
zuwider. Besonders unnatürlich ist für sie die geforderte 
Zurückhaltung von den Mitgefangenen. Da es selbstverständ¬ 
lich dem Zweck der Strafe widerspricht, wenn die Gefangenen 
sich in der Anstalt aneinanderschließen und ihre Bekannt¬ 
schaften in der Freiheit dann fortsetzen, werden freundschaft¬ 
liche Annäherungen nach Möglichkeit unterdrückt. Aber 
andererseits leben die Gefangenen in engster Berührung 
zusammen. Und dieser Konflikt zwischen dem äußerlichen Zu¬ 
sammensein von Menschen, in dem doch nach Möglichkeit 
Gemeinschaftsbildung und persönliche Beziehungen verhindert 
werden, trifft die Frauen mit ihrem größeren Bedürfnis nach 
persönlicher Anlehnung, Austausch und Aussprache besonders 
schwer. Dazu kommt noch der geradezu ominöse Klang, den 
der Begriff „Freundin“ im Gefängnis angenommen hat. Um 
die Gefahr homosexueller Annäherung auszuschalten, wird 
vielfach jede Äußerung gegenseitiger Sympathie verdächtigt 
und untersagt, auch wenn sie an sich ganz harmlos ist.*) In 
dieser Hinsicht wird eine ziemlich üble Atmosphäre persönlicher 
Gereiztheit, Geladenheit und Gehässigkeit geschaffen, in der 
Klatsch, Verdächtigungen, schmutzige Gedanken, Empfindlich¬ 
keiten und Zänkereien blühen. Und dies ist das, worüber die 
Gefangenen selbst am meisten klagen, die Gehässigkeit und der 
Neid der Leute untereinander. „Die Beamten sind gerecht, aber 
die Gefangenen gönnen sich gegenseitig die Luft nicht“ ist eine 
häufige Äußerung. 

Es ist allerdings schwer, einen Vorschlag zu machen, wie 
dem abzuhelfen sei, zumal diese Dinge natürlich dem üblen 
Charakter der Leute als solchem entspringen. Das absolute 
Schweigegebot früherer Zeiten ist zu unnatürlich und besonders 
bei Frauen kaum durchführbar und führt nur zu disziplineilen 

*) Es ist dies ein trübes und schwer durchschaubares Kapitel. Daß 
sexuelle Annäherungen unter den Frauen, die ja meist an Geschlechts¬ 
verkehr gewöhnt sind, Vorkommen, steht außer Zweifel. Jedoch sind sie 
schwer nachzuweisen. Verdächtigungen in dieser Hinsicht kommen sehr 
oft vor, erweisen sich jedoch meist als haltlos. Was wirklich vorkommt, 
wird so heimlich betrieben, daß es sich der Beobachtung entzieht. Doch 
wird es sich meist um Folgeerscheinungen der Abstinenz handeln. Echte 
Homosexualität wird schnell erkannt, und die Betreffenden werden in 
Einzelhaft gehalten. Solche Fälle sind nicht häufig, aber sehr prägnant. 
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Strafen, die vermeidbar sind. Aber vielleicht könnte die Be¬ 
stimmung über den Verkehr der Gefangenen untereinander 
nicht nur die negative Vorschrift des Verbotes von Zank und 
Schimpfen enthalten, sondern auch positive Bestimmungen über 
Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft. 

An Typen von Gefangenen sind zunächst die Ruhigen und 
Fügsamen zu nennen, die keine Schwierigkeiten machen. Zu 
diesen gehören die einmalig Entgleisten (Meineid, Kindesmord), 
aber auch die durch viele Strafen an den Anstaltsbetrieb 
gewöhnten Gewohnheitsdiebinnen, Abtreiberinnen und der¬ 
gleichen. Die politischen Gefangenen befleißigen sich einer 
tadellosen Korrektheit. Die gute Anstaltsführung allein läßt 
ebenso w’ie bei den Männern keine sicheren Schlüsse auf eine 
günstige Prognose zu. — Unter den schwierigeren Gefangenen 
sind die Wehleidigen zu nennen, die sich ihr Los durch Klagen 
und Jammern zu erleichtern suchen, die körperliche Leiden 
übertreiben in dem Bestreben, Haftentlassung zu erreichen, und 
die sich in Wirklichkeit die Strafe nur selbst erschweren. Ob¬ 
wohl der Zahl nach gar nicht so häufig, aber um so auffälliger 
und schwieriger sind dann die Renitenten, Aufsässigen, Erreg¬ 
baren, Zanksüchtigen, Gehässigen. 

Im Ganzen betrachtet, hat der strengere Strafvollzug nach 
der nationalsozialistischen Machtergreifung auch bei den 
Frauen günstig gewirkt. Allerdings war der Unterschied nicht 
so auffällig wie bei den Männern, da die Frauen sich auch in 
der Systemzeit besser in Ordnung halten ließen und besonders, 
wie schon erwähnt, keinen solchen Mißbrauch mit dem Be¬ 
schwerderecht trieben wie die Männer. Infolgedessen ließen 
sich Beschwerden und Klagen ohne Rücksicht auf den Landtag 
innerhalb der Anstalt regeln. Allerdings führte die größere 
Freiheit und Rücksichtnahme auch bei den Frauen zu ver¬ 
mehrter Dreistigkeit und Unbotmäßigkeit den Beamtinnen 
gegenüber, wie auch zu Klatsch und Zank untereinander. Dies 
ist bei strengerer Handhabung des Strafvollzugs bedeutend 
besser geworden. Wie schon eingangs erwähnt, braucht jedoch 
die Strenge des Strafvollzugs bei den Frauen nicht den 
Charakter von Schroffheit und Steifheit anzunehmen. Eine 
gewisse menschliche Natürlichkeit im Umgang mit den Gefam 
genen kann sehr wohl erhalten bleiben. 

Ich gehe nun dazu über, die Strafvollzugsordnung im ein¬ 
zelnen in ihrer Wirkung auf Frauen und nach etwa nötigen oder 
wünschenswerten Sonderbestimmungen durchzuprüfen. 


2 
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Der Trennungsgrundsatz für die Strafarten wird bei 
Frauen vielfach weniger streng durchgeführt, indem Gefängnis 
und Zuchthaus in demselben Gebäude untergebracht werden. 
Die Verreichlichung des Strafvollzugs wird es möglich machen, 
größere Gebiete zusammenzufassen und Gefängnis und Zucht¬ 
haus zu trennen. — Eigentliche Unzuträglichkeiten sind jedoch 
nicht aufgetreten. Immerhin tritt eine gewisse Verwischung 
des Unterschiedes von Gefängnis und Zuchthaus ein. Dabei 
möchte ich bemerken, daß der Unterschied zwischen den beiden 
Strafarten im Begriff derselben liegt, nicht in den Menschen, 
die diesen unterworfen werden. Es ist durchaus nicht gesagt, 
daß die Zuchthäusler die schlechteren Menschen seien. Im 
Gegenteil: die Disziplin war in der Zuchthausabteilung immer 
eher besser. Es liegt dies daran, daß im Gefängnis das leichte, 
lockere Volk jugendlicher Diebinnen und Dirnen überwiegt, 
während sich im Zuchthaus die ältere gesetztere Frau, so z. B. 
die Abtreiberin befindet. Dazu kommen viele Erstbestrafte mit 
Tötungsdelikten oder Meineid, also Menschen mit einmaliger 
schwerer Tat, die aber sonst wertvolle oder wenigstens normale 
Charaktere sein können. Erlebt man ferner häufig, wie dieselbe 
Täterin erst im Gefängnis, dann einmal im Zuchthaus und 
später wieder im Gefängnis auftaucht, so verwischt sich der 
Unterschied, menschlich gesehen, vollends. 

Wenn neuerdings Vorschläge gemacht werden, so z. B. von 
Strube Bd. 67, 4 der Blätter für Gefängniskunde, die Zuchthaus¬ 
strafe besonders schwer zu gestalten, so mit hartem Lager, auf¬ 
fälliger Kleidung, kurzem Haarschnitt, schwerer Arbeit usw., 
so halte ich dies gegenüber Frauen für unanwendbar. 

Der Strafvollzug in Stufen hat sich bei den Frauen bewährt 
und ist ein deutlicher Ansporn des Ehrgeizes. Besonders liegt 
den Frauen an der häufigeren Schreiberlaubnis der oberen 
Stufen. Falls und soweit den Männern Rauchen erlaubt wird, 
könnte man den Frauen vielleicht Schokolade gewähren. In 
Waldheim haben die Frauen an Stelle von Priem die Möglich¬ 
keit, ein halbes Pfund Zucker zu kaufen. — Die überspannten 
Vorstellungen der Systemzeit über die Wirkung des Stufen¬ 
strafvollzugs muß man freilich beiseite lassen. Er ist im Grunde 
weiter nichts als eine zweckmäßige Nötigung, bei jedem Gefan¬ 
genen nach einer bestimmten Zeit zu prüfen, ob er der vor¬ 
gesehenen Vergünstigungen würdig ist. Fällt diese Nötigung 
w r eg, so kann der ruhige und bescheidene Gefangene leicht über¬ 
sehen und eine gewisse heuchlerische Streberei großgezogen 
werden. 
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Was die Haftformen anbelangt, so leiden die Frauen meist 
unter dem Alleinsein sehr und bitten, bald in Gemeinschaft zu 
kommen. Doch gibt es auch eine nicht geringe Anzahl, die das 
Alleinsein bevorzugt und das stete Zusammensein mit anderen 
schwer verträgt. Dazu kommen einige, die aus disziplinellen 
Gründen in Zellenhaft bleiben müssen: wie schon erwähnt, 
solche mit gleichgeschlechtlichen Neigungen, leicht Erregbare, 
Unverträgliche, Unsaubere und hetzerische Elemente. Für die 
Gemeinschaftshaft bleiben Schlafzellen immer erstrebenswert, 
wenn auch leider vielfach nicht erreichbar. 

Die allgemeinen Verhaltens Vorschriften über anständiges 
Betragen, Gehorsam, Ruhe, Verträglichkeit gelten für Männer 
und Frauen gleich, ebenso die Forderungen über das innere 
Verhältnis zur Strafe, über Reue, Sühne und Fassen von Vor¬ 
sätzen für die Zukunft. Hier dürften für beide Geschlechter die 
gleichen Schwierigkeiten bestehen, die gleichen inneren Nöte 
und Kämpfe, aber auch die gleichen Selbsttäuschungen, Unecht¬ 
heiten und Ersatzprodukte des Besserungswillens. 

Für Frauen ziemlich gegenstandslos, obwohl dies nicht 
ausdrücklich erwähnt zu werden braucht, sind die Vorschriften 
über Fluchtversuche, Besitz von Feilen und Sägen, Täto¬ 
wierungen. Die Fluchtgefahr ist bei Frauen sehr gering. Auch 
Tätowierungen sind selten; in Hafenstädten vielleicht eher zu 
finden als im Binnenland. — Bei dem Verbot des Kartenspielens 
könnte vielleicht noch ein Verbot des Kartenlegens eingefügt 
werden. Der Versuch, Wahrsagekünste zum Besten zu geben, 
kommt hin und wieder vor. 

Bei der Aufnahme und weiteren Behandlung von schwan¬ 
geren Frauen stehen die Belange der Volksgesundheit und der 
Strafrechtspflege in einem gewissen Widerspruch zueinander. 
Die Volksgesundheit verlangt ein möglichst langes Beisammen¬ 
bleiben von Mutter und Kind. Dem könnte entsprochen werden, 
wenn die Mutter im Gefängnis entbindet und das Kind dann bei 
sich behält. Ich halte dies jedoch mit dem Charakter einer 
Strafanstalt nicht für recht vereinbar. Ein Gefängnis ist kein 
Säuglingsheim. Die Anwesenheit von Kindern erfordert und 
erzeugt eine Atmosphäre von Gemütlichkeit, Verwöhnung und 
Verhätschelung, die nicht recht in eine Strafanstalt paßt. Außer¬ 
dem fehlt es meist an geeigneten Einrichtungen und Unter¬ 
bringungsräumen. Mutter und Kind verbleiben in der Kranken¬ 
abteilung, wo sie wiederum Ansteckungsgefahren ausgesetzt 
sind. Bei der anderen Möglichkeit, die Mutter zu gegebener Zeit 
in eine Entbindungsanstalt zu bringen und sie dann ohne Kind 
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in den Strafvollzug zurückzunehmen, kommt das Kind zu kurz, 
da es nach ganz kurzer Zeit von der Mutter getrennt wird. Die 
angemessenste Lösung dürfte sein, eine längere Strafunter¬ 
brechung zu gewähren und nur in Ausnahmefällen, bei Flucht¬ 
verdacht oder Gefahr weiterer Verwahrlosung im Gefängnis 
oder in einer Entbindungsanstalt entbinden zu lassen. — 

In Kleidung und Haartracht der Gefangenen bestehen bis 
jetzt örtliche große Verschiedenheiten. Als Farbe halte ich das 
neuerdings eingeführte Schwarz für Frauen sehr unpraktisch. 
Blau oder grau wäre vorzuziehen. Manche Anstalten dulden 
keine „Bubiköpfe“. Doch finde ich keine stichhaltige Begrün¬ 
dung hierfür, nachdem sich die Kurzhaarfrisur allgemein ein¬ 
gebürgert hat. Es genügt, Einfachheit und Ordnung in der 
Haartracht zu verlangen. 

Es wird die Frage aufgeworfen, für Frauen eine andere 
Kost vorzuschreiben. Doch wüßte ich nicht, inwiefern die Kost 
für Frauen anders sein sollte. Zweckmäßig hat sich erwiesen, 
das Brot nicht in großen Stücken, sondern in Scheiben zu geben, 
so daß bei geringerem Bedarf weniger genommen werden kann 
und nicht soviel übrig bleibt. 

Die Einführung von Turnübungen während der Bewegungs¬ 
stunde hat sich auch bei den Frauen bewährt. Die Auswahl der 
Übungen wird selbstverständlich dem weiblichen Körper an¬ 
gepaßt. Geräteturnen und Marschübungen fallen weg. 

An Arbeiten kommen für Frauen in erster Linie Näh¬ 
arbeiten verschiedenster Art und Hausarbeit in Frage. Im all¬ 
gemeinen sind die Frauen fleißig und arbeitseifrig. Dem Wesen 
der Frau entspricht es, dauernd tätig zu sein, und Arbeits¬ 
mangel wird besonders schwer ertragen. Aber auch das an¬ 
haltende Sitzen fällt vielfach schwer. Die Frauenarbeit steht 
leider unter dem Zeichen einer gewissen Einseitigkeit. Die viel¬ 
seitige handwerkliche Betätigung, die in einer Männeranstalt 
vorhanden ist, fällt weg. Vielfach besteht ein Vorurteil dagegen, 
Frauen Unternehmerarbeit zuzuweisen, das meines Erachtens 
nach unbegründet ist. Die Frauen sind in solchen Arbeiten, 
wobei sie auch mehr verdienen können, sehr eifrig und 
geschickt. Zudem ist Fertigkeit im Nähen den Frauen auch 
nicht angeboren und auch nicht jede Frau hierfür geeignet. Und 
für diese fehlt es oft an passender Arbeit. 

Der Unterricht wird dem Interessenkreis der Frau an¬ 
gepaßt werden müssen. Doch möchte der Spielraum hierin nicht 
durch bindende Vorschriften eingeengt werden. Eine Er- 
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Weiterung des Gesichtskreises der Frauen in politischen, 
geschichtlichen und sozialen Fragen ist erforderlich und ent¬ 
spricht nationalsozialistischem Geiste. Daher möchte auch die 
Frauenbücherei nicht allzu einseitig „weiblich“, d. h. nach dem 
Roman hin gestaltet werden. 

Eine Art Haushaltungsschule in die Strafanstalt ein¬ 
zubauen halte ich für kaum durchführbar. Denn eine eigent¬ 
liche hauswirtschaftliche Ausbildung kann nicht so in den 
Betrieb eingegliedert werden, wie z. B. eine handwerkliche Aus¬ 
bildung in Tischlerei oder Schlosserei. Es kann doch nur für 
den Bedarf der Anstalt gekocht werden und die Herstellung des 
Anstaltsessens entspricht nicht den Anforderungen einer Koch¬ 
schule. Ebenso kann Ausbildung in Näharbeiten nur im Rahmen 
des Betriebes erfolgen. Allerdings hat manche Frau erst in der 
Anstalt gelernt, Flicken einzusetzen und sauber zu nähen. 

Als Freizeitbeschäftigung werden von den Frauen in erster 
Linie Anfertigung von Kleidungsstücken (Strümpfen) für sich 
und ihre Familie und sonstige Handarbeiten bevorzugt. Sie sind 
darin von einem rührenden Eifer und wenden ihre P'reizeit ent¬ 
schieden nützlicher an als die Männer mit Zeichnungen und 
Basteleien. Daneben wird Kurzschrift geübt. Auch Abschreiben 
von Gedichten, Auszüge aus Büchern sowie Aufschreiben von 
Kochrezepten sind beliebt. Zeichnen und Malen wird nur ver¬ 
einzelt getrieben. — In der Strafvollzugsordnung sowie den 
Ladungsvordrucken ist dieser Neigung der Frauen zu wenig 
Rechnung getragen, und die Vorschrift könnte dahingehend 
ergänzt werden. 

An Strafmitteln stehen dieselben Strafen wie bei den 
Männern zur Verfügung. Doch wird man im allgemeinen mit 
geringeren Arreststrafen auskommen können als bei diesen. 
Sehr wirksam hat sich als Strafe die zeitweilige Entziehung der 
Freizeitbeschäftigung erwiesen. Für schwächliche und kränk¬ 
liche Gefangene sowie für Schwangere möchte Arreststrafe 
ohne Entziehung des Bettlagers möglich sein. 

Die Fürsorge für die Gefangenen liegt jetzt in erster Linie 
dem Geistlichen ob. Aber bei der größeren Unbeholfenheit der 
Frauen in geschäftlichen Dingen, im Umgang mit Behörden 
wird dieser allzusehr mit praktischen Dingen belastet, die mit 
Seelsorge nichts zu tun haben. Daher kann eine Wohlfahrts¬ 
pflegerin als Gehilfin des Geistlichen viel Gutes leisten. Die 
Frauen brauchen eine Person, die Zeit und Verständnis für ihre 
besonderen weiblichen Nöte, Klagen und Sorgen hat, für deren 
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weitschweifige und umständliche Begründung dem Manne oft 
das Verständnis fehlt. 

Im einzelnen werden vielleicht in mancher Anstaltsordnung 
veraltete und den Lebensgewohnheiten und körperlichen Be¬ 
dürfnissen der Frau widersprechende Einrichtungen und Be¬ 
stimmungen abzuändern sein. Es kommt in erster Linie auf 
den Geist an, in dem dies geschieht. Der reaktionäre und eng¬ 
herzige Geist früherer Zeit, der sich darin gefiel, in einer 
starren Ordnung das Heil zu sehen und jede natürliche Lebens¬ 
äußerung einzuschnüren und zu unterdrücken, wird hoffentlich 
nicht wiederkehren. Der gesunde Sinn nationalsozialistischen 
Gestaltungswillens wird das Richtige zu finden wissen. 


• • 

Ubergangsheime für Strafentlassene 

von Oberregierungsrat Dr. R. P1 i s c h k e , Bautzen 

Der III. Sektion des Internationalen Straf- und Gefängnis¬ 
kongresses in Berlin 1935 war als dritte Frage gestellt: 

Ist es wünschenswert, Heime für Entlassene zu 
schaffen? Wenn ja, wie wären sie einzurichten, welche 
Arten von Entlassenen sollten sie aufnehmen, und welche 
Arbeit sollte darin zugelassen sein? 

Wie ist die Lage in den verschiedenen Ländern? 

Mit der Frage der Einrichtung von Übergangsheimen hat 
sich die Strafentlassenenfürsorge schon seit jeher beschäftigt. 
Als im Jahre 1776 in Philadelphia der erste Fürsorgeverein — 
The Philadelphia Society for assisting distressed Prisoners — 
ins Leben gerufen worden war und ihm zu Anfang des 19. Jahr¬ 
hunderts in Boston und New-York weitere Vereine dieser Art 
gefolgt waren, entstanden in Nordamerika auch bald — jeden¬ 
falls noch in den ersten Jahrzehnten des Jahrhunderts — die 
ersten Übergangsheime für Strafentlassene, und zwar wiederum 
in Philadelphia und New York. Seitdem ist die Frage der Ein¬ 
richtung solcher Heime ständig erörtert worden, hier und da 
hat man praktische Versuche unternommen, und einige Länder 
haben seit längerer oder kürzerer Zeit in ihrer Strafentlassenen¬ 
fürsorge Heime eingerichtet. Auch der Internationale Gefäng¬ 
niskongreß hat sich mit der Frage schon einmal beschäftigt. 
Auf der Tagung in Rom im Jahre 1885 hat auf dem Programm 
der Sektion III als erste Frage gestanden: „Wäre es nicht gut, 
Zufluchtsheime für die entlassenen Strafgefangenen zu er- 



richten? Wenn ja, wie könnte diesem Bedürfnis entsprochen 
werden?“ In der Sektion hat damals der Antrag die Mehrheit 
erlangt, daß solche Zufluchtsheime in jedem Lande nach Be¬ 
dürfnis herzustellen seien und daß die Regierungen die Grün¬ 
dung und die Entwicklung von Zufluchtsheimen begünstigen 
sollen. Die Generalversammlung des Kongresses ist diesem An¬ 
träge aber nicht beigetreten, sondern hat die Frage nach der 
Notwendigkeit der Errichtung von Zufluchtsheimen für er¬ 
wachsene männliche Strafentlassene verneint und sie nur be¬ 
züglich der jugendlichen und weiblichen Strafentlassenen an¬ 
erkannt. Auf die wichtigsten, heute noch beachtenswerten 
Gründe, von denen sich der damalige Kongreß leiten ließ, 
komme ich noch zurück. 

Für die Beratung der Frage auf dem Kongreß in Berlin 
waren 12 Vorberichte erstattet worden. Zehn Berichterstatter 
— und zwar Ulrico Bellini aus Rom, Pierre de Casablanca aus 
Paris, Jean Dewar-Robertson aus London, Dr. Ervin Hacker 
aus Miskolc (Ungarn), G. H. Honing aus Amsterdam, Simon 
G. Martin del Val aus Valencia, Ivar Rummelhoff aus Oslo, 
J. H. Wandall aus Vridsloselille (Dänemark), Helene Wiewiorska 
aus Warschau und Eugene Willems aus Brüssel — hatten sich 
mehr oder weniger für die Errichtung von besonderen Heimen 
für Strafentlassene ausgesprochen. Als Begründung wurde 
übereinstimmend angegeben, daß obdachlosen und arbeits¬ 
losen Strafgefangenen eben nicht anders geholfen werden 
könne, als sie in einem solchen Heime unterzubringen, und daß 
daher im Interesse der Verhütung des Rückfalls zu dieser Maß¬ 
nahme gegriffen werden müsse. Es wurde gesagt, es gäbe kein 
wirksameres Mittel, zu verhindern, daß hilfsbedürftige, allein¬ 
stehende Strafentlassene dem Gewohnheitsverbrechertum in die 
Arme getrieben würden. Rummelhoff meinte allerdings, es sei, 
wie die Erfahrung zeige, sehr häufig nicht vorteilhaft, daß ein 
Heim ausschließlich Strafentlassene und nicht auch andere Ob¬ 
dachlose aufnehme, und fügte hinzu, daß ein Heim, in dem 
Strafentlassene und Obdachlose untergebracht seien, der Auf¬ 
gabe, den Strafentlassenen den freien Verhältnissen anzupassen 
und ihn nicht daraus zu isolieren, eher gerecht werden könne, 
als ein Heim, das lediglich für Strafentlassene bestimmt sei. 
Auch Willems war der Auffassung, es liege im Interesse des 
Zweckes, den man verfolge, daß sich die Heime nicht auf die 
Aufnahme von Strafentlassenen beschränken, sondern auch 
anderen Notleidenden zur Verfügung stehen. 

Zwei Berichterstatter, und zwar Henry A. Higgins aus 
Boston und Dr. Adolf Wingler aus Karlsruhe, hielten die Er- 
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richtung von besonderen Heimen für Strafentlassene nicht für 
wünschenswert. 

Die Erstattung des Generalberichts war mir zugefallen. 
Als ich die Bearbeitung übernahm, stand ich, worauf ich in 
meinem Bericht, auch hinwies, der Schaffung von besonderen 
Heimen für Strafentlassene ablehnend gegenüber. Bei der 
Lektüre der Vorberichte kam ich mir daher, zumal es der Zu¬ 
fall fügte, daß ich die Aufsätze von Higgins und Wingler fast 
als letzte in die Hand bekam, reichlich vereinsamt vor, und ich 
wäre nicht ärgerlich gewesen, wenn mir die Unrichtigkeit 
meiner Auffassung nachgewiesen worden wäre und ich mich 
der Mehrheit hätte anschließen können. Aber in den Berichten 
der Anhänger besonderer Strafentlassenenheime habe ich nichts 
gefunden, was meine ablehnende Stellungnahme überzeugend 
widerlegt hätte, so daß mir nichts anderes übrig blieb, als meine 
Auffassung zu behalten. Es kam hinzu, daß ich den Berichten 
von Higgins und Wingler ganz besondere Bedeutung beimessen 
zu müssen glaubte. Higgins berichtete aus dem Lande, das die 
ersten Übergangsheime eingerichtet hat und daher auf die 
längste Erfahrung zurückblicken kann. In den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika ist man von der Verwendung von 
Strafentlassenenheimen nahezu abgekommen; die Einrichtung 
wird als veraltet angesehen. Higgins erwähnte, daß der Vor¬ 
sitzende eines Zentralfürsorgevereins, der eine 30jährige Er¬ 
fahrung besitze, angegeben habe, von den vielen Straf¬ 
entlassenenheimen, die er kennen gelernt habe, sei nicht ein 
einziges erfolgreich gewesen. Die Arbeit von Wingler zeichnete 
sich durch große Gründlichkeit und durch ruhige, sachliche 
Beurteilung aus. In Deutschland sind in den Jahren von 1925 
bis 1931 eine ganze Reihe von Heimen entstanden, und Wingler 
hat alles verwendbare Material, das er erhalten konnte, ge¬ 
wissenhaft ausgewertet. Soweit eingehende Feststellungen über 
den Rückfall von Heiminsassen Vorlagen, gestatteten sie, wie 
Wingler mitteilte, nicht den Schluß, der Hundertsatz der Rück¬ 
fälligkeit der Heiminsassen unterscheide sich erheblich vom 
Hundertsatz der allgemeinen Rückfälligkeit. Freilich haben 
nicht alle Heime klare Auskunft darüber gegeben, mit welchem 
Erfolge sie arbeiten. Sieverts hat in dem Kongreß-Sonderheft 
der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft darauf 
hingewiesen, daß es leider sehr wenig zuverlässiges Material 
über die Erfahrungen mit den deutschen Heimen gebe und die 
meisten Publikationen nur werbend für erst zu errichtende 
Übergangsheime seien; er hat hinzugefügt, daß der Mangel an 
Veröffentlichungen über die Erfahrungen wohl ein Zeichen 
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dafür sei, daß die meisten Heime im Gegensatz zu den oft 
geradezu enthusiastischen Erwartungen bei ihrer Gründung zu 
übertriebener Zufriedenheit keinen Anlaß gegeben haben. 

In meinem Generalbericht begründete ich meine ablehnende 
Haltung mit folgenden Erwägungen, bei denen ich mich mehr 
oder weniger im Einklang mit den Ausführungen von Higgins 
und Wingler befand. 

1. Die Anhäufung von verbrecherischen Elementen in den 
Gefängnissen wird stets die Gefahr gegenseitiger Verschlechte¬ 
rung in sich bergen. Beseitigung oder Verminderung dieser 
Gefahr wird daher immer eine der Hauptaufgaben bei der 
Durchführung des Strafvollzugs bleiben. Jeder Strafvollzugs¬ 
beamte, der nüchtern den Tatsachen ins Gesicht blickt, weiß, 
daß die Zeit, in der Verbrecher schlechter aus dem Gefängnis 
herauskommen, als sie hineingegangen sind, noch nicht allent¬ 
halben vorüber ist. Jede positive Erziehungsarbeit im Straf¬ 
haus setzt aber, wenn sie nicht von vornherein nutzlos vergeudet 
werden soll, voraus, daß alles getan wird, um nach aller 
Möglichkeit eine ungünstige Beeinflussung der Gefangenen 
untereinander zu verhüten. Hieraus ergibt sich die überragende 
Bedeutung, die dem Trennungsgrundsatz bei der Durchführung 
des Strafvollzugs zukommt. Erst dann, wenn die Masse der 
Gefangenen in verschiedene Gruppen von einigermaßen gleich¬ 
artiger Zusammensetzung — vor allem auch hinsichtlich ihrer 
Besserungsfähigkeit — zerlegt worden ist, läßt sich in den Ge¬ 
fängnissen eine zweckmäßige und einigermaßen Erfolg ver¬ 
sprechende Behandlung vornehmen. Weitgehende Berücksichti¬ 
gung des Trennungsgrundsatzes ist Voraussetzung eines sinn¬ 
vollen Strafvollzugs. 

Soweit in einigen Ländern dem Trennungsgedanken im 
Strafvollzug Rechnung getragen wird, würde durch die Unter¬ 
bringung von obdachlosen oder arbeitslosen Strafentlassenen in 
besonderen Übergangsheimen, da sich dort eine zweckmäßige 
Trennung von Gruppen nicht ermöglichen läßt, das zunichte 
gemacht werden, was unter Umständen im Gefängnis erreicht 
worden ist. Man könnte mir entgegenhalten, daß für jede im 
Strafvollzug gebildete Gruppe ein besonderes Heim errichtet 
werden könnte. Ich halte aber diesen Gedanken für kaum aus¬ 
führbar, da die Trennung im Strafvollzug nach einer ganzen 
Reihe von Gesichtspunkten — z. B. nach Alter, Strafart, Besse¬ 
rungsfähigkeit — zu erfolgen hat und doch nur ein verhältnis¬ 
mäßig sehr geringer Teil der aus jeder Gruppe Entlassenen ob¬ 
dachlos wird. 
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2. In jedem besonderen Übergangsheim für Strafentlassene 
leben eine größere Zahl verbrecherisch gewordener Menschen 
eng zusammen. Das ist zwar auch in jedem Gefängnis der Fall, 
aber dort besteht die straffe Disziplin des Strafzwanges. Im 
Übergangsheim hingegen herrscht nahezu völlige Freiheit. Wir 
wissen, daß sich die Insassen der Gefängnisse zum weitaus 
größten Teil aus willensschwachen, hemmungslosen, jeder Ver¬ 
suchung leicht nachgebenden, triebhaft veranlagten Menschen 
zusammensetzen. Es ist nach meiner Auffassung verfehlt, solche 
Menschen in eine nahezu freilebende Gemeinschaft von ihres¬ 
gleichen zu bringen, wie sie das Übergangsheim darstellt. 

3. Die Unterbringung im Übergangsheim bedeutet für den 
Strafentlassenen eine Fortsetzung des Ausschlusses aus dem 
normalen freien Leben. Die Ausscheidung des Verbrechers aus 
der Gemeinschaft hält — wenn auch in lockerer Form, aber 
deshalb für manchen um so demütigender — über die Strafzeit 
an. Gerade die besten Elemente der Strafentlassenen werden 
sich deshalb in einem Übergangsheim nicht wohlfühlen können. 
Auch der Kongreß in Rom hat die Frage der Notwendigkeit von 
Übergangsheimen mit aus der Erwägung heraus verneint, daß 
die Unterbringung in einem Heim oft den Charakter der Fort¬ 
setzung des Strafvollzugs trage. 

4. Die Schaffung von Strafentlassenenheimen würde be¬ 
deuten, daß den obdachlosen und arbeitslosen Strafentlassenen 
— vielleicht in allen Ländern, sicher aber in den meisten Län¬ 
dern — gegenüber den unbescholtenen Obdachlosen und Ar¬ 
beitslosen eine bevorzugte Stellung eingeräumt würde. Die 
Strafentlassenenfürsorge würde ihre Aufgabe völlig verkennen, 
wenn sie ihren Schützlingen eine solche Stellung erwirken 
wollte, sie hat sich vielmehr als ein Teilgebiet der gesamten 
wohlfahrtspflegerischen Tätigkeit anzusehen. Wir dürfen nie 
vergessen, daß soundsoviele Menschen in der gleichen oder ähn¬ 
lichen Lage, in der ein anderer Mensch ein Verbrechen beging, 
sich eben vom Verbrechen ferngehalten haben, und daß es 
kriminalpolitisch verfehlt und sozial ungerecht sein würde, die 
unbescholtenen, doch zweifellos wertvolleren Menschen wohl¬ 
fahrtspflegerisch schlechter zu stellen, als die verbrecherisch 
gewordenen. Dieses Bedenken ist übrigens ebenfalls für die 
ablehnende Haltung des Kongresses in Rom mit entscheidend 
gewesen. Von den Berichterstattern für die Tagung in Berlin 
ist auf dieses Problem Herr Wandall, der im übrigen für die 
Errichtung besonderer Strafentlassenenheime eintritt, kurz 
eingegangen. 
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In meinem Generalbericht habe ich dann darauf hinge¬ 
wiesen, daß mit der Ablehnung der besonderen Strafentlasse¬ 
nenheime durchaus kein Vakuum entstehe. Bereits der Kongreß 
in Rom hat die Auffassung vertreten, daß es andere, auch 
zweckmäßigere Mittel der Hilfeleistung für obdachlose und 
arbeitslose Strafentlassene gäbe. Dieser Standpunkt gilt auch 
heute. Zu erwähnen ist hier vor allem die Unterbringung in 
den Heimen, die für Obdachlose sonst bestehen, also etwa Ar¬ 
beiterkolonien, Männerheime, Obdachlosenasyle, Wanderarmen¬ 
heime, Herbergen, Rettungshäuser und dergleichen. 

Als weitere Maßnahmen zur Unterstützung hilfsbedürftiger 
Strafentlassener kommen insbesondere in Frage: Einzelfür¬ 
sorge — vor allem durch die Bestellung eines Helfers —, recht¬ 
zeitige Arbeitsvermittlung und vielleicht auch — aber nur in 
besonders geeigneten und daraufhin sorgfältig zu prüfenden 
Fällen — Unterbringung in Familienobsorge. 

Mit der Verneinung der Frage, ob die Schaffung von Straf¬ 
entlassenenheimen erwünscht sei, entfällt zwar die Beant¬ 
wortung der Fragen, wie diese Heime einzurichten wären, welche 
Arten von Entlassenen sie aufnehmen sollten und welche Arbeit 
darin zugelassen sein sollte. Gleichwohl habe ich im General¬ 
bericht eine knappe Übersicht der Anschauungen, die in einzelnen 
Berichten vertreten wurden, gegeben und auch kurz dazu Stellung 
genommen. Im Anschluß daran habe ich die Verhältnisse in 
den einzelnen Ländern dargestellt. Besondere Strafentlassenen¬ 
heime bestehen in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
nur noch in ganz geringem Umfange, in Dänemark (2 Heime), 
Italien, Ungarn (2 Heime), England, Frankreich, Belgien, 
Deutschland (15 Heime, von denen aber 9 nicht mehr in Betrieb 
sind). Polen, Spanien und Norwegen besitzen keine besonderen 
Heime. Die in den Niederlanden eingerichteten Heime sind ein¬ 
gegangen; ihre Wiedererrichtung wird aber erstrebt. Die Lage 
in den einzelnen Ländern ist demnach derart, daß sie zur Be¬ 
urteilung der Frage, ob die Errichtung von besonderen Heimen 
für Strafentlassene wünschenswert sei, kaum herangezogen 
werden kann. Am planvollsten und mit Tatkraft geht Italien 
vor, wo seit 1933 eine Reihe von Strafentlassenenheimen ge¬ 
schaffen worden ist. 

Bei der Verneinung der dem Kongreß gestellten Frage habe 
ich ausdrücklich betont, daß sich meine ablehnende Haltung nur 
auf besondere Heime für Strafentlassene bezieht, und daß 
ich gegen die Aufnahme von geeigneten Strafentlassenen in 
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solche Zufluchtsstätten, die allgemein für obdachlose Notleidende 
eingerichtet sind (gemischte Heime), keine Einwendungen habe. 

In der Aussprache ergriff zunächst Dr. Novelli (Italien) 
das Wort. Er führte aus, daß die gemischten Heime wohl das 
vollkommenste seien, daß aber dort, wo solche Heime nicht 
bestünden, besondere Heime für Strafentlassene zur Hand sein 
müßten, da die Beschaffung von Arbeit für Strafentlassene in 
der Regel Schwierigkeiten begegne. Er wies dabei auf die groß 
angelegten und, soweit sich bisher beurteilen lasse, erfolgreichen 
Versuche hin, die seit zwei Jahren in Italien mit besonderen 
Arbeitshäusern für Strafentlassene durchgeführt würden, und 
stellte den Antrag, zu beschließen, daß solche Häuser geschaffen 
werden sollten, sofern den Strafentlassenen nicht in gemischten 
Heimen Arbeit gegeben werden könne. Kellerhals (Schweiz) 
gab eine kurze Darstellung der in der Schweiz bestehenden ge¬ 
mischten Heime, die erfolgreich wirkten, und schlug vor, in 
der Entschließung zum Ausdruck zu bringen, daß es wünschens¬ 
wert sei, landwirtschaftliche Arbeiterkolonien zu schaffen, in 
denen auch Strafentlassene aufzunehmen seien. Erster Staats¬ 
anwalt Muntau (Deutschland) verlas einen mitgebrachten Auf¬ 
satz über die Heimfrage. Er ist Gründer zweier kleiner Heime — 
wohl von 10 bzw. 12 Plätzen —, die „Familiencharakter“ tragen, 
und trat für die Schaffung solcher kleinen Heime ein. An 
der Aussprache beteiligten sich weiter Universitätsprofessor 
Dr. Schmidt (Deutschland), cand. jur. Leudesdorff (Dänemark) 
und Chefsekretär der Heilsarmee Hein (Deutschland). 

Die Ausführungen des Generaldirektors der italienischen 
Strafanstalten, Dr. Novelli, hatten in mir den Eindruck ver¬ 
stärkt, den ich aus dem Vorbericht Bellinis gewonnen hatte, daß 
Italien einen ernsthaften, groß angelegten und zielbewußten 
Versuch macht, der Arbeitslosigkeit und Obdachlosigkeit von 
Strafentlassenen durch die Errichtung von Arbeitsheimen zu 
begegnen. Da ich glaubte, daß der Kongreß Versuchen dieser 
Art nicht von vornherein seine Zustimmung versagen sollte, 
habe ich mich an einem Vermittlungsvorschlag beteiligt, der 
die verschiedenen Anträge vereinigte. Dieser Vorschlag ist in 
der Sektion und in der Vollsitzung einstimmig angenommen 
worden. Er lautet: 

„Die Strafentlassenenfürsorge ist notwendig für die 
Wiederanpassung der Entlassenen. 

Die Fürsorge muß verwirklicht werden durch die Be¬ 
schaffung von Arbeit. 
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In erster Linie ist die Unterbringung der Entlassenen in 
freien Arbeitsstellen anzustreben. 

Soweit dies nicht möglich ist, erscheint es nötig, dafür Vor¬ 
sorge zu treffen, daß die Entlassenen, wenigstens die 
Besserungsfähigen und Arbeitsfähigen, in Arbeitskolonien oder 
in Heimen, die obdachlose Hilfsbedürftige jeder Art auf nehmen, 
Aufnahme finden können. 

Unter besonderen Verhältnissen, insbesondere wenn ge¬ 
eignete gemischte Heime nicht in genügender Zahl vorhanden 
sind, oder wenn es sich um Entlassene besonderer Art handelt, 
deren Aufnahme in gemischte Heime für die Entlassenen selbst 
oder für die Insassen der gemischten Heime unzweckmäßig 
erscheint, kann es auch ratsam sein, besondere kleine Heime für 
Strafentlassene einzurichten. 

Jedenfalls bestehen keine grundsätzlichen Bedenken da¬ 
gegen, daß weitere Versuche mit besonderen Heimen für Straf¬ 
entlassene gemacht werden.“ 

Es kann zweifelhaft sein, ob der Wortlaut der Ent¬ 
schließung im einzelnen gerade glücklich gewählt ist; ihrem all¬ 
gemeinen Inhalt nach gibt sie aber die auf dem Kongreß ver¬ 
tretenen Ansichten wieder. Ohne Frage dürfen die in Italien 
unternommenen Versuche das größte Interesse beanspruchen. 
Die Hilfshäuser (assistenziari) waren, wie aus dem Rund¬ 
schreiben des Ministers Rocco vom 30. Mai 1932 hervorgeht, zu¬ 
nächst in erster Linie als reine Werkstätten gedacht. Doch 
wurde es damals schon nicht ausgeschlossen, daß in den 
Häusern auch Schlafräume für solche Strafentlassene ein¬ 
gerichtet würden, die weder bei der Familie, noch sonstwo 
Unterkunft fanden. Allmählich haben sich die Häuser zu vollen 
Heimen entwickelt. Die Errichtung der Häuser wurde mit Tat¬ 
kraft betrieben. So sind assistenziari entstanden im Jahre 1933 
in Neapel, Palermo, Bari, Mailand, Foggia und Rom, im Jahre 
1934 in Treviso, Verona, Lecca, Chieti, Ancona, Siena und 
Lucca, in den ersten Monaten des Jahres 1935 in Sassari, Turin, 
Cagliari, Göritz, Bergamo und Venedig. Es bestehen dort Werk¬ 
stätten für Tischlerei, Schmiede, Schuhmacherei, Buchbinderei, 
Druckerei usw. Wenn die gegen die Einrichtung von Straf¬ 
entlassenenheimen allgemein bestehenden Bedenken auch hier 
gelten, so wird man bei der Besonderheit dieses Versuchs un¬ 
voreingenommen den Erfolg abwarten müssen. Die übrigen 
Strafentlassenenheime halte ich nach wie vor für eine Einrich¬ 
tung von mindestens recht zweifelhaftem Wert. In keinem der 
übrigen Länder sind große Ansätze zu finden. Was dort besteht, 
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ist weder für die Kriminalpolitik noch in der Sozialpolitik von 
ausschlaggebender Bedeutung. Bei der Beurteilung der Aus¬ 
wirkungen dieser Heime in kriminalpolitischer Hinsicht würde 
man ein wenig verwertbares Bild erhalten, wollte man lediglich 
die Hundertsätze zugrunde legen. Bei zwei oder drei Heimen 
mit einer Belegung von je etwa 12 Personen, bedeuten 60 oder 
70 % als Erfolgsziffer nicht viel. Man wird die geringe Zahl 
zwar begrüßen, weil dieses Ergebnis auf jeden Fall besser ist 
als überhaupt nichts. Aber man wird dabei nicht übersehen 
dürfen, daß die meisten Heime ihre wenigen Plätze fast aus¬ 
schließlich besserungsfähigen und besserungswilligen Straf¬ 
entlassenen Vorbehalten, bei denen die Vermutung nicht un¬ 
gerechtfertigt ist, daß sie auch ohne Aufenthalt in einem Heim 
nicht wieder rückfällig geworden wären. Der Hundertsatz der¬ 
jenigen, die sich zum Beispiel nach der Entlassung aus dem 
Strafgefängnis Bautzen ordentlich gehalten haben, ist, soweit 
ich mir auf Grund meiner Beobachtungen ein Bild machen kann, 
auf keinen Fall geringer, als der von Wingler festgestellte 
Hundertsatz der Insassen der deutschen Übergangsheime (50 
bis 75 %) oder der von Muntau vorgenommenen vorsichtigen 
Bewertung der Heimlinge der von ihm gegründeten zwei kleinen 
Heime (65 %). Wir wollen darüber aber nicht vergessen, daß 
die heute noch vereinzelt bestehenden Heime — mag es sich 
auch um noch so kleine Einrichtungen handeln — auf jeden Fall 
Anerkennung als Handlungen der Nächstenliebe verdienen. 


Stimmen aus der Praxis 

Der Einsatz von Strafgefangenen im Rahmen 
des Vierjahresplanes 

von Reg.-Rat Dr. W ü 11 n e r , Vorstand des Zuchthauses in Herford 

Der Vierjahresplan hat auch den Vollzugsanstalten der Reichsjustiz¬ 
verwaltung wichtige und bedeutsame Aufgaben zugewiesen. Diese liegen 
zunächst auf dem Gebiet der Hauswirtschaft und der Verpflegungswirt¬ 
schaft: So ist die Verpflegung der Anstaltsinsassen den Erfordernissen 
unserer Ernährungslage anzupassen. Dabei wird die Frage der Einrich¬ 
tung eines landwirtschaftlichen Betriebes mit dem Ziel, die Verpflegungs¬ 
bedürfnisse in weitgehendstem Maße aus eigener Wirtschaft zu befriedigen, 
nicht übergangen werden können. Bei Beschaffung und Verwendung der 
Gegenstände zur Lagerung und Bekleidung hat die Hauswirtschaft der 
Rohstofflage bzw. der Devisenlage des Reiches Rechnung zu tragen; das 
gleiche gilt für die Herstellungsbetriebe der Arbeitsverwaltung. 
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Daneben aber ist der Arbeitsverwaltung eine mindestens ebenso 
wichtige Aufgabe gestellt: der Einsatz der Gefangenen¬ 
arbeitskräfte gemäß den Erfordernissen des Vier¬ 
jahresplanes. Diese Aufgabe ist um so bedeutsamer, als Industrie 
und Landwirtschaft bekanntlich heute unter einem empfindlichen Fach¬ 
arbeiter- bzw. Landarbeitermangel leiden, während in den Vollzugs¬ 
anstalten Zehntausende von Arbeitskräften untergebracht sind, deren — 
dem Vierjahresplan entsprechende — Einschaltung in den Produktions¬ 
prozeß von nicht unerheblicher volkswirtschaftlicher Bedeutung ist; denn 
wir benötigen zum Aufbau unserer Wirtschaft und zur Durchführung der 
Ernährungsschlacht die letzte und jede Arbeitskraft. Wir können es uns 
weder leisten, die in den Vollzugsanstalten vorhandenen Arbeitskräfte 
brach liegen zu lassen noch an Arbeiten zu verwenden, die für den Vier¬ 
jahresplan keine oder nur eine geringe Bedeutung haben. Dabei ist aller¬ 
dings zu berücksichtigen, daß der Anteil der „ungelernten“ Arbeitskräfte 
an der Gesamtbelegung unserer Vollzugsanstalten nicht unerheblich ist; 
aber die Möglichkeiten eines Einsatzes im Rahmen des Vierjahresplanes 
sind so mannigfaltig und zahlreich, daß jedem körperlich einigermaßen 
gesunden Strafgefangenen ein Arbeitsplatz zugewiesen werden kann. 
Schließlich ist die Lage in den Vollzugsanstalten heute erfreulicherweise 
fast überall wieder so, daß alle arbeitsfähigen Gefangenen einer Beschäf¬ 
tigung zugeführt werden können. 


I. 

Die Wirtschaftslage fordert von den Vollzugsanstalten zunächst, 
Betriebe und Arbeitszweige, die in Zeiten der Rohstoffknappheit keine 
Förderung verdienen oder für den Vierjahresplan nur von geringer Bedeu¬ 
tung sind, aufzugeben. An ihre Stelle sind solche Betriebe zu setzen, die 
für unsere heutige Wirtschaftsführung von Wichtigkeit oder geeignet sind, 
einem Mangel in der freien Wirtschaft abzuhelfen. „Verlegenheitsarbeiten“ 
dürfte es deshalb schon aus diesem Grunde in Zukunft in keiner Vollzugs¬ 
anstalt mehr geben. Auch die Tütenklebebetriebe werden im allgemeinen 
eine erhebliche Einschränkung zugunsten volkswirtschaftlich wichtigerer 
Arbeitszweige erfahren müssen. Arbeiten, die „draußen“ ohne weiteres 
maschinell betrieben werden können, sind eventuell durch solche, bei denen 
die maschinelle Fabrikation nicht in Frage kommen kann oder aus tech¬ 
nischen Gründen schwierig ist, zu ersetzen. Eine allgemeine Regel läßt 
sich naturgemäß hierzu nicht aufstellen. Es sei auch zugegeben, daß 
räumliche und örtliche Verhältnisse, technische und personelle Schwierig¬ 
keiten bei den einzelnen Vollzugsanstalten der Aufnahme mancher an sich 
bedeutsamer Arbeiten entgegenstehen. Aber es ist auch zu berücksichtigen, 
daß für die Arbeitsverwaltung so zahlreiche Möglichkeiten vorhanden, daß 
die in Frage kommenden Betriebe und Arbeitszweige so verschiedenartig 
sind, daß wohl immer ein Einsatz der Gefangenenarbeitskräfte erfolgen 
kann, der den Belangen des Vierjahresplanes voll gerecht wird. 

An Arbeiten kommt in erster Linie neben der Einrichtung neuer, 
für die Rohstofflage bedeutsamer Herstellungsbetriebe die Altmaterial¬ 
verwertung in Betracht. Gerade die Verwertung von Altmaterial jeder 
Art, wie Altpapier, Textilabfällen oder Eisen- und Metallabfällen, ist 
geeignet, wichtigen Zweigen der Wirtschaft bedeutsame Rohstoffe zu¬ 
zuführen und Devisen für ihre Einführung freizumachen. Neben den in 
manchen Anstalten bereits seit Jahren eingeführten Betrieben zur Ver¬ 
wertung der Altbestände des Heeres, der Marine, der Polizei und Post 
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kann z. B. auch die Aufarbeitung und Instandsetzung von Sackemballagen 
jeder Form, von Getreidesäcken angefangen bis zu Filmkulissen, die Her¬ 
stellung von Kisten durch Auseinandemehmen und Zerkleinern bereits 
gebrauchter Kisten usw. in Angriff genommen werden 1 ). 

Jede Vollzugsanstalt ist somit in der Lage, schon durch die Über¬ 
prüfung der vorhandenen Arbeitsbetriebe bzw. durch die geforderte Um¬ 
stellung wertvolle Arbeit für den Vierjahresplan zu leisten. 

Die Belange des Strafvollzuges brauchen hierbei in keiner Weise 
beeinträchtigt zu werden. In der Leistung volkswirtschaftlich bedeutsamer 
Arbeit liegt zudem für die Gefangenen auch ein wichtiges Erziehungs¬ 
moment. Bei Arbeiten, die ausschließlich aus den Notwendigkeiten des 
Vierjahresplanes heraus entstanden und aufgenommen sind, dürfte sogar 
eine besondere erzieherische Bedeutung nicht von der Hand zu weisen sein. 

Anzuregen bleibt ferner, die Bedeutung eines jeden in den Vollzugs¬ 
anstalten vorhandenen Unternehmerbetriebes für den Vierjahresplan in 
Zusammenarbeit mit den amtlichen Stellen für den Vierjahresplan fest¬ 
zustellen und in Zukunft nur noch solche Betriebe aufzunehmen, die das 
Prädikat „volkswirtschaftlich wichtig“ verdienen. 

Auch dürfte bei den amtlichen Stellen für den Vierjahresplan dahin 
zu wirken sein, daß diese in Zukunft die Vollzugsanstalten gegebenen¬ 
falls auf wichtige Arbeitszweige aufmerksam machen oder in Betracht 
kommende Arbeitgeber auf die Möglichkeiten des Einsatzes von Straf¬ 
gefangenen hinweisen. 


II. 

Neben der Einrichtung von Unternehmerbetrieben oder Regie¬ 
betrieben von volkswirtschaftlicher Bedeutung liegt ein weiteres Auf¬ 
gabengebiet der Arbeitsverwaltungen im Rahmen des Vierjahresplanes i n 
der Zurverfügungstellung von Arbeitskräften für 
Arbeiten außerhalb der Anstaltsmauern. Während für 
die Anstaltsbetriebe vor allem die Gefangenen in Betracht kommen, deren 
Beschäftigung außerhalb der Anstalt aus den verschiedensten Gründen des 
Strafvollzuges nicht oder noch nicht in Betracht kommen kann, sitzen in 
jeder Vollzugsanstalt Gefangene ein, die in der Regel — zudem ohne 
Schwierigkeiten technischer oder finanzieller Art — mit Außenarbeiten 
beschäftigt werden können. Bei einem Teil von ihnen ist diese Art ihrer 
Beschäftigung sogar aus Gründen des Strafvollzuges sehr erwünscht. 
Besonders erleichtert wird diese Verwendung der Gefangenenarbeitskräfte 


1) Nach Abschluß des Artikels wird die RV. d. RMdJ. vom 25. 8. 1937 — 4441/12 
IIIs 1/888 — DT. J. S. 1458 — bekannt, durch die die Erfassung und Verwertung von 
Altmaterial durch die Vollzugsanstalten im Sinne des Vierjahresplanes eingehend geregelt 
wird. Es heißt dort u. a.: ,,Im Interesse einer restlosen und planmäßigen Erfassung und 
Wiederverwertung der im Inlande anfallenden Altstoffe müssen sich die Vollzugsanstalten 
darüber hinaus in weit größerem Maße als bisher an der Verwertung (Aufarbeitung, 
Trennung und Sortierung) der zur Wiedergewinnung von Rohstoffen geeigneten Altstoffe 
beteiligen. Eine Reihe von wichtigen Rohstoffen, insbesondere von Metallen, kann aus 
den angefallenen Altmaterialien nur durch einen erheblichen Aufwand an Zeit und Arbeits¬ 
kraft w'iedergewonnen werden. Die Verwertung dieser Altstoffe ist für die freie Wirt¬ 
schaft häufig unrentabel und muß daher oft unterbleiben. Hier ist es Aufgabe der Voll¬ 
zugsanstalten, helfend und ergänzend einzugreifen, um so eine erschöpfende Ausnützung 
der einzelnen Altstoffe für die Rohstoffgewinnung zu erreichen, insbesondere die großen 
Mengen von Altstoffen, die bisher zum Schaden der deutschen Wirtschaft verloren ge¬ 
gangen oder nur unzureichend aufgearbeitet worden sind, für die deutsche Roh Stoff Wirt¬ 
schaft zu gewinnen. Ich betone, daß es sich hierbei nicht darum handeln kann, die freie 
Wirtschaft in ihrem bisherigen Besitzstand zu schmälern oder einzuschränken ; vielmehr 
ist auf die berechtigten Ansprüche der privaten Wirtschaft Rücksicht zu nehmen. Anderer¬ 
seits jedoch kommt eine Einschaltung des Handels dort nicht in Frage, wo sie nur 
kostensteigernd wirken würde." 
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noch dadurch, daß eine große Anzahl von Vollzugsanstalten „landwirt¬ 
schaftsnah“, d. h. in überwiegend landwirtschaftlich genutzten Gegenden 
liegen. 

An sich ist selbstverständlich die Beschäftigung von Strafgefangenen 
mit Außenarbeiten nichts Neues. Eine große Anzahl von Vollzugsanstalten 
hat sie bereits seit längerem, zum Teil seit Jahrzehnten eingeführt. Auch 
ist ihr Umfang in den letzten Jahren ohnehin erheblich gestiegen 2 ). Aber 
bisher wurden Strafgefangene außerhalb der Anstalt beschäftigt, um sie 
bei „nützlichen“ Arbeiten zu verwenden, oder in der Regel, um damit aus¬ 
schließlich Belangen des Strafvollzuges zu dienen. Nunmehr aber zwingt 
die Erzeugungsschlacht im Rahmen des Vier jahresplanes dazu, der Außen¬ 
arbeit der Strafgefangenen ganz besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
Heute muß dieser Einsatz von Gefangenen auch dann in Angriff ge¬ 
nommen werden, wenn eine anderweitige Beschäftigung in der Vollzugs¬ 
anstalt sichergestellt ist, oder auch dann, wenn wichtige Belange des 
Strafvollzuges ihre Inangriffnahme an sich nicht fordern. Es kann darüber 
hinaus sogar die Notwendigkeit bestehen, die Belange des Strafvollzuges 
gegenüber denen der Emährungsschlacht zurückzustellen. 

Wie bedeutsam dieser Einsatz ist, dürfte sich aus folgendem ergeben: 

Bekanntlich werden zur Zeit etwa 80—85 % der vom deutschen Volk 
benötigten Lebensmittel und Rohstoffe im Inland erzeugt. Der Rest — 
also rd. ein Fünftel — muß eingeführt werden. Aufgabe der Landwirt¬ 
schaft ist es, in möglichst kurzer Zeit die Erträgnisse des Bodens um ein 
Fünftel zu steigern, die Leistungen in der Viehhaltung um die gleiche 
Menge zu erhöhen. Es ist aber auch eine bekannte Tatsache, daß die 
Ertragssteigerung um so schwerer wird, je höher die Erträge schon 
sind. Das Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag trifft für alle Gebiete 
der Landwirtschaft zu. So wird von der Landwirtschaft eine Mehrproduk¬ 
tion im Werte von 4 Milliarden 31K gefordert. Diese ist aber in der Haupt¬ 
sache nur möglich durch intensivere Bearbeitung des bereits genutzten 
Bodens (Zwischenfruchtbau), durch Bodenverbesserungsarbeiten und durch 
Urbarmachung von brachliegenden Flächen. 

Die größte Schwierigkeit zur Erreichung dieses Ziels ist der Mangel 
an Arbeitskräften. Wie groß dieser ist, wird jeder nähere Einblick in die 
heutigen landwirtschaftlichen Verhältnisse zeigen. Besonders gilt dieses 
von den landwirtschaftlichen Betrieben, die in der Nähe von Industrie 
jeder Art liegen. Von Sachverständigen werden allerdings zur Hebung 
des Landarbeitermangels eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen; 
außerdem werden Arbeitsdienst, Landjahr, Hitlerjugend u. a. eingesetzt, 
aber die Erfahrungen lehren, daß alle diese Maßnahmen noch nicht 
genügen. Dieses wird ohne weiteres erklärlich, wenn man weiß, daß von 
Sachverständigen errechnet worden ist, daß der Landwirtschaft rund 
1,2 Millionen Arbeitskräfte fehlen. 

Mit Bestimmtheit kann jedenfalls gesagt werden, daß eine erhebliche 
Verminderung des Arbeitermangels sofort oder in nächster Zeit nicht zu 
erwarten ist. Dieser Umstand entbindet die Landwirtschaft nicht von der 
Verpflichtung, auch unter größter Anspannung die Erreichung der ihr in 
der Emährungsschlacht gesetzten Ziele zu versuchen. Auf der anderen 
Seite trifft die gleiche Verpflichtung alle anderen Stellen, die zur Ver- 


2) Erinnert sei nur an den gewaltigen Einsatz von Strafgefangenen im Emslund 
zur Moorkultivierung. Hingewiesen sei auch auf den umfangreichen Einsatz von Straf¬ 
gefangenen bei Kultur- und landwirtschaftlichen Arbeiten im Bezirk des Oberlandes- 
gerichts Hamm. 
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minderung des Arbeitermangels beitragen können. Hierzu gehören auch 
die Vollzugsanstalten der Reichsjustizverwaltung. Von dieser grund¬ 
sätzlichen Verpflichtung heraus muß heute der Einsatz von Gefangenen 
bei Außenarbeiten betrachtet werden. 

Wenn auch der Einsatz von Strafgefangenen sowohl bei Kultur¬ 
arbeiten als auch bei rein landwirtschaftlichen Arbeiten vielerorts und 
teilweise seit Jahrzehnten bereits erfolgt, so erscheint es gleichwohl nicht 
überflüssig, auf die einzelnen Arten der in Frage kommenden Außen¬ 
arbeiten, die für den Vierjahresplan von Bedeutung sind, noch besonders 
hinzuweisen. In Frage kommen folgende Gruppen von Arbeiten: 

1. Kultur- und Bodenverbesserungsarbeiten. 

Zahlreiche Bauern haben seit Jahren abgeholztes oder ungerodetes 
Land liegen; umfangreich sind auch die versumpften Wiesen, die überall 
vorhandenen ausgebeuteten Sandkuhlen, Böschungen usw. Der Umfang 
solcher Arbeiten ist bei näherer Nachprüfung ganz erstaunlich groß. Diese 
Arbeiten können zunächst nur dann in Angriff genommen werden, wenn 
ihre Durchführung dem Arbeitgeber finanziell zumutbar ist; denn der 
spätere Ertrag muß in einem angemessenen Verhältnis zu dem für die 
Durchführung benötigten Kapital stehen. Der Einsatz von Arbeitslosen 
oder Notstandsarbeitern war in der früheren Zeit vor allem für den kleinen 
Bauern finanziell nicht tragbar. Der Arbeitsdienst kommt vielfach nicht 
in Betracht, weil die einzelnen Flächen zu zerstreut liegen und ihr geringer 
Umfang die Beschäftigung einer Abteilung des Arbeitsdienstes nicht er¬ 
möglicht. Die Unterbringung freier Arbeiter macht oft schon wegen der 
weiten Entfernung Schwierigkeiten. 

Diese Gruppe von Arbeiten ist bei den mittleren und kleineren Be¬ 
sitzungen besonders wichtig; denn bei ihnen können die urbar gemachten 
Grundstücksteile ohne Schwierigkeiten in kürzester Zeit mit in den land¬ 
wirtschaftlichen Betrieb bzw. den landwirtschaftlichen Anbauplan auf¬ 
genommen werden und schnellstens zu einer Mehrproduktion führen. 

2. Die „Überholung“ der landwirtschaftlichen 
Betriebe. 

Es gibt auf den meisten Bauernhöfen eine Unzahl von Arbeiten, die 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten liegengeblieben sind, ■weil die 
Kosten der Durchführung zu hoch oder die Arbeitskräfte nicht vorhanden 
waren, z. T. auch deshalb, weil die Bauern die volkswirtschaftliche Be¬ 
deutung dieser Arbeiten nicht erkannten. Hier ist zu denken an: Inord¬ 
nungbringen von Wegen und Zufahrtsstraßen, Zuschütten von Mergel- und 
Sandgruben, Ausholzen und Urbarmachen kleinerer Waldstücke und Ge¬ 
hölze, Ausschlammen von Teichen, Reinigung der Bachläufe, Beseitigung 
von Müll und Schutt u. a. m. 

3. Arbeiten im Zuge der intensiveren Ausnutzung 
der bereits landwirtschaftlich genutzten 
Flächen. 

Es ist allgemein bekannt, daß der so dringend notwendige und mit 
allen Mitteln zu fördernde Zwischenfruchtbau in erster Linie eine Frage 
der Arbeitskräfte ist. Vor allem bedingt er oft den schlagartigen Einsatz 
einer größeren Anzahl von Arbeitskräften, die aber nicht immer und über¬ 
all zur Stelle sind. Auch der vermehrte Anbau von Flachs ist vielfach 
von dem Vorhandensein genügender Arbeitskräfte abhängig. 
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In einer weiteren Gruppe können die Arbeiten aufgeführt werden, 
die sich jeweils auf Grund der Sonderheiten der örtlichen Verhältnisse 
ergeben. Hierzu gehören z. B. die Inangriffnahme größerer Moorkultur¬ 
arbeiten, größerer Drainagearbeiten, Fluß- und Bachregulierungen, Anlage 
von Fischteichen, Aufforstungsarbeiten u. a. m. 

4. Landwirtschaftliche Arbeiten zur Brechung der 
Arbeitsspitzen in den Monaten Juni bis Oktober, Emteaushilfen und Mit¬ 
hilfe bei Bestellarbeiten, oft nur bedingt durch die Wetterlage. 

III. 

So wichtig und auch erfolgversprechend dieser Einsatz von Straf¬ 
gefangenen ist, so gering ist merkwürdigerweise oft das Verständnis, das 
er bei verschiedenen Stellen findet. Teilweise kann man sogar von einer 
entschiedenen Gegnerschaft sprechen. So muß leider gesagt werden, daß 
den ständig steigenden Anforderungen von Gefangenenarbeitskräften 
seitens der Landwirtschaft und der Siedler auch ständig gesteigerte 
Schwierigkeiten gegenüberstehen. Während früher die mit dem Einsatz 
von Gefangenen verbundenen Schwierigkeiten, kurz unter dem bekannten 
Schlagwort „Kampf der Gefängnisarbeit“ zusammengefaßt, seit Jahrzehn¬ 
ten die stets gleichen Ursachen aufwiesen, ist heute — nach Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit und trotz des anerkannten Mangels an Arbeitskräften 
— der Widerstand gegen diese Gefangenenarbeit auf andere Gründe 
zurückzuführen. Es hat sich dabei u. a. in der letzten Zeit in erstaunlichem 
Maße gezeigt, daß die Gefangenenarbeit in ihrer Bedeutung für den Straf¬ 
vollzug sowohl wie für die Allgemeinheit viel zu wenig erkannt wird. 

Bekanntlich war im Bereich der früheren Preußischen Justiz¬ 
verwaltung die Beschäftigung von Gefangenen mit Außenarbeiten bis¬ 
her durch die „Richtlinien über die Beschäftigung von Gefangenen 
mit Außenarbeiten“ vom 16. 3. 1933 — Erl. d. PrJM. vom 16. 3. 1933 
VIII 273 — geregelt. Die Erfahrungen, die in den letzten Jahren hier 
und da mit dieser Regelung gemacht worden sind, sind allerdings recht 
wenig erfreulich, und es ist auch heute noch angezeigt, kurz die Einwände 
aufzuzeigen, die gegen die Beschäftigung von Gefangenen mit Außen¬ 
arbeiten vorgebracht wurden: 

1. Es wurde zunächst behauptet, daß durch den Einsatz von Strafgefan¬ 
genen die freien Arbeitskräfte benachteiligt würden. Dieser unbegrün¬ 
dete und den Strafvollzugsbeamten seit Jahrzehnten bekannte Einwand 
bedarf eigentlich keiner Widerlegung. Bei planvollem und verständigem 
Einsatz der Strafgefangenen wird nirgendwo eine unbillige Schädigung 
der freien Arbeiter zu befürchten sein. Die Arbeitsmarktlage bietet in 
der Landwirtschaft mehr Arbeitslosen Arbeit als überhaupt heute 
vorhanden sind. Auch sonst dürfte eine Schädigung der freien Arbeiter 
nicht zu befürchten sein. Bei einer planmäßigen Regelung und sach¬ 
gemäßen Verteilung der vorhandenen Arbeitskräfte sowie bei einem 
vernünftigen Einsatz von Strafgefangenen kann eine Schädigung der 
Belange der freien Arbeiter heute überhaupt nicht in Frage kommen. 

2. Wichtiger ist schon der Einwand, daß durch den Einsatz von Straf¬ 
gefangenen, die auf weite Sicht gedachten Bestrebungen der Arbeits¬ 
ämter, z. B. Umschulung von Industriearbeitern, die Heranziehung eines 
Nachwuchses, Ansatz von Heuerlingen, Bau von Landarbeiterwohnungen 
durch die Bauern usw. beeinträchtigt und die Bauern abgehalten werden, 
die nach dieser Richtung hin vorhandenen Bestrebungen zu unterstützen. 


3* 
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Industriearbeiter und Jugendliche würden abgehalten, eine Beschäfti¬ 
gung in der Landwirtschaft anzunehmen, wenn auch Strafgefangene 
auf dem Lande beschäftigt würden. Von einem Arbeitsamt ist sogar 
das weitere Bedenken vorgebracht worden, daß durch den Einsatz von 
Strafgefangenen die Bestrebungen zur Hebung des kulturellen Niveaus 
der Landarbeiter beeinträchtigt würden. Der Einsatz von Strafge¬ 
fangenen sei etwa dem Einsatz von ausländischen Saisonarbeitern in 
der Vorkriegszeit gleichzustellen, der ebenfalls infolge der Anspruchs¬ 
losigkeit und Billigkeit dieser Kräfte für die Hebung des Niveaus der 
deutschen Landarbeiter sich nachteilig ausgewirkt habe. 

Ohne auf die Richtigkeit dieser Einwände, die mit Tatsachen nicht 
zu belegen sein dürften, näher einzugehen, wäre mit Leichtigkeit bei 
planmäßigem Handinhandarbeiten zwischen Vollzugsanstalt und Arbeits¬ 
amt bzw. Reichsnährstand nicht nur jede nach dieser Richtung hin 
aufkommende Schwierigkeit zu beseitigen, sondern sogar eine weitere 
Förderung dieser Bestrebungen im Zusammenhang mit dem Einsatz von 
Strafgefangenen zu erzielen. Voraussetzung ist allerdings, daß die 
Arbeitsämter ihre grundsätzliche Einstellung der Gefangenenarbeit 
gegenüber ändern, auf die letzten Endes all ihre Einwände zurück¬ 
zuführen waren. 

3. Diese grundsätzliche Einstellung liegt in dem Einwand, daß es nicht 
der Bedeutung und Würde der Arbeit am deutschen Boden entspreche, 
wenn Gefangene mit ihr beschäftigt würden; es sei eine Herabsetzung 
der Ehre der Landarbeiter und Bauern, wenn auch nur vorübergehend 
Gefangene mit der gleichen Arbeit beschäftigt würden. Abgesehen 
davon, daß m. E. demgegenüber die Ansicht zu vertreten ist, daß der 
Gefangene auch durch harte Arbeit am deutschen Boden seine Straftat 
sühnen soll, und unbeschadet weiterer Einwendungen, die gegen diese 
Auffassung der Arbeitsämter erhoben werden können, dürfte es im 
Zeichen des Vierjahresplanes untragbar sein, eine zur Lösung der Land¬ 
arbeiterschwierigkeiten nicht unbedeutende Möglichkeit einfach abzutun, 
ohne etwas Besseres an ihre Stelle zu setzen, d. h. ohne die Gewähr 
zu geben, daß die notwendigen Arbeiten bei einem Nichteinsatz von 
Strafgefangenen auch tatsächlich durchgeführt werden. Das Ziel, die 
Emährungsschlacht unter allen Umständen zu gewinnen, ist meines 
Erachtens wichtiger als theoretische Erörterungen über die Bedeutung 
und Wichtigkeit der landwirtschaftlichen Arbeit. Die Erzeugungs¬ 
schlacht fordert den Einsatz von Arbeitskräften ohne Rücksicht darauf, 
woher und wie diese herangezogen werden können. Wenn infolge Ab¬ 
lehnung des Einsatzes von Gefangenen die Ernte verdirbt, so ist meines 
Erachtens allerdings diese Ablehnung auch nicht mehr zu verantworten. 

Die Frage, ob und inwieweit Strafgefangene in der 
Landwirtschaft beschäftigt werden können, darf nur 
ausschließlich von dem Interesse aus beantwortet 
und entschieden werden, das an der Durchführung 
dieser Arbeiten in der Landwirtschaft besteht. 

Es darf auch nicht wichtiger sein, im Arbeitsamtsbezirk durch Ver¬ 
sagung des Einsatzes von Strafgefangenen arbeitsbeschränkte und arbeits¬ 
unfähige Personen, die listenmäßig als arbeitslos geführt werden, in der 
Landwirtschaft unterzubringen, ohne Rücksicht darauf, ob die Gewähr 
gegeben ist, daß die Genannten auch den an sie gestellten Anforderungen 
gerecht werden. Es geht andererseits selbstverständlich auch nicht an, 
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daß Gefangene nur deshalb eingesetzt werden sollen, weil etwa Bauern 
zu billigen Arbeitskräften kommen wollen; auch diesem von den Arbeits¬ 
ämtern den Bauern wiederholt gemachten Vorwurf muß jede Grundlage 
genommen werden. Endlich ist es selbstverständlich, daß auch die Voll¬ 
zugsverwaltungen ihre eigenen Sonderwünsche hinsichtlich der Beschäfti¬ 
gung von Strafgefangenen mit Außenarbeiten gegebenenfalls vor dem 
Allgemeininteresse zurückzustellen haben. 

Das Allgemeininteresse verlangt, daß die in den Vollzugsanstalten 
einsitzenden Gefangenen, die zu einem ganz erheblichen Teil körperlich 
und aus Gründen des Strafvollzuges zu landwirtschaftlichen Arbeiten 
geeignet sind, mit solchen Arbeiten beschäftigt werden, die für den Vier¬ 
jahresplan von größtem Nutzen sind. Strafgefangene nicht mit diesen 
Arbeiten zu beschäftigen, obwohl dieses möglich wäre, sie evtl, unbe¬ 
schäftigt in der Anstalt zu lassen oder ihnen Tütenklebearbeiten oder 
Verlegenheitsarbeiten zu übertragen, bedeutet eine Versündigung am Vier¬ 
jahresplan. Wenn man zudem bedenkt, daß ein großer Teil der Straf¬ 
gefangenen vor der Inhaftierung einen Arbeitsplatz ausgefüllt hat 3 ), so 
läßt sich die Nichtbeschäftigung der Gefangenen im Sinne des Vierjahres¬ 
planes noch weniger verantworten. 

Es ist deshalb unverständlich, wenn z. B. der Landrat die Bürger¬ 
meister seines Kreises anweist, den Einsatz von Strafgefangenen mit allen 
Mitteln zu verhindern und auf die Bauern einzuwirken, Strafgefangene 
unter keinen Umständen zu beschäftigen, obwohl der Kampf gegen den 
Einsatz von Strafgefangenen im gleichen Kreise schon im vorigen Herbst 
zu schweren Schädigungen der Ernte geführt hat. 

Die Haltung einzelner Arbeitsämter und hier und da auch von Dienst¬ 
stellen des Reichsnährstandes hatte bei Behörden und Bauern zu Unklar¬ 
heiten und Unsicherheiten geführt, deren baldige Beseitigung immer 
dringender wurde. Während ein Kreisbauemführer den Einsatz von Straf¬ 
gefangenen mit allen Mitteln förderte, glaubte der Kreisbauernführer des 
anderen Kreises, ihn trotz der Notlage in der Landwirtschaft aus den 
gleichen Gründen, wie sie vom Arbeitsamt vorgebracht wurden, ablehnen 
zu müssen. Während auf der einen Seite Arbeitsämter den Einsatz von 
Gefangenen „auf höhere Anweisung“ grundsätzlich ablehnten, baten 
Bürgermeister und Bauern dringend um die Zuweisung von Gefangenen¬ 
arbeitskräften. Und es lag nicht im Interesse des Ansehens der Staats¬ 
verwaltung, wenn Behörden oder behördliche Stellen in der gleichen 
Angelegenheit ein Vorgehen nach einheitlichen Gesichtspunkten vermissen 
ließen. 

Die Gründe, die seinerzeit zu dem Zustandekommen der„Richtlinien“ 
geführt haben — durch den Einsatz von Strafgefangenen eine Beeinträch¬ 
tigung der Belange der freien Arbeiter zu verhindern —, sind inzwischen 
restlos fortgefallen. Auch die Forderungen und Notwendigkeiten des 
Vier jahresplanes mußten zwangsläufig zu einer Änderung dieser Richt¬ 
linien führen. Demgemäß hat die Beschäftigung von Gefangenen mit 
Außenarbeiten durch den Erlaß vom 28. Juli 1937 — 4533 IIIs 1 946 — 
insoweit eine grundsätzliche Umgestaltung erfahren. Nunmehr wird es 
den Vollzugsanstalten unbehindert möglich sein, den Anforderungen auf 
Gestellung von Gefangenen zu Außenarbeiten in der Landwirtschaft bei 
Kultur- und Bodenverbesserungsarbeiten zu entsprechen. Nunmehr obliegt 

3) Von den im Zuchthaus Herford einsitzenden politischen Gefangenen standen bei¬ 
spielsweise S9 v. H. vor der Inhaftierung in Arbeit. 
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cs jeder Vollzugsanstalt, den Einsatz von Gefangenen dem Vierjahresplan 
entsprechend mehr als bisher zu fördern und in Angriff zu nehmen. 

Zusammenfassend ergibt sich folgendes: 

1. Die Arbeitsbetriebe der Vollzugsanstalten müssen 
den Belangen des Vierjahresplanes entsprechen. 

2. Der Einsatz von Strafgefangenen bei Außenarbei¬ 
ten ist besonders zu fördern. 

Die Aufgaben der Arbeitsverwaltung im Rahmen des Vierjahres¬ 
planes sind in ihrer Bedeutung nicht leicht zu überschätzen. Die Befürch¬ 
tung, daß durch den Einsatz von Strafgefangenen bei Außenarbeiten die 
Ziele des Strafvollzuges gefährdet werden könnten, ist unbegründet. Die 
vorhandenen Vorschriften und Bestimmungen geben nicht nur genügend 
Möglichkeiten für den Einsatz, sondern zwingen auf der anderen Seite 
auch dazu, bei der Verwendung von Strafgefangenen außerhalb der An- 
staltsmauem die Grundsätze des Strafvollzuges zu beachten. Im übrigen 
aber wird es den Arbeitsverwaltungen der Vollzugsanstalten obliegen, 
hierbei die Interessen des Vierjahresplanes und des Strafvollzuges mit¬ 
einander abzuwägen, und dafür Sorge zu tragen, daß in jedem Falle das 
Allgemeininteresse den Vorrang hat. 


Der Vierjahresplan und die Gefangenenarbeit 

von Abteilungsvorsteher Langenhan, Brandenburg/Havel-Görden 

Die Verwertung von alten Kleidern, Uniformen und Schuhen war 
schon immer in den Vollzugsanstalten und bei den Gefangenen-Entlassungs- 
fürsorgestellen üblich. 

Auch wurde schon früher für die Reichspostverwaltung Bindfaden 
geknüpft. 

Die beinahe als nebensächlich angesehene Verwertung der Bind¬ 
fadenabfälle gab hier Anlaß, der Sache mehr als bisher Aufmerksamkeit 
zu schenken. Denn nicht nur bei der Postverwaltung fallen Bindfaden¬ 
reste an, sondern in jeder Verwaltung, im Handel und im Gewerbe, sogar 
in jedem Haushalt gibt es Bindfaden, der ohne Bedacht weggeworfen 
wird. 

Wo mußte nun zuerst der Hebel angesetzt werden? Also zuerst 
bei den eigenen Behörden, bei der Reichspostverwaltung und bei der 
Reichsbahn. 

Der Versuch gelang. Im Mai 1935 wurde die Verbindung mit der 
Reichspost aufgenommen. Die zuständigen Stellen zeigten großes Ver¬ 
ständnis. Das Reichspostzentralamt wies sämtliche Postämter des Reiches 
an, von nun an Bindfadenreste als Postgut an das Postamt Brandenburg 
zu senden. Hier fanden sich Hunderte von Postsäcken wohlgefüllt ein, 
und wenn eine Autoladung sich lohnte, erfolgte durch den hiesigen 
Anstaltslastwagen die Abholung. Die Abrechnung und die Zahlung für 
die geretteten Bindfadenabfälle geschah mit dem Postamt Brandenburg, 
ein wahrlich guter und einfacher Geschäftsgang. Wenn auch anfänglich 
die Menge noch zu wünschen übrig ließ, so wuchs sie von Monat zu 
Monat und bewegte sich dann um 1600 Kilogramm. Der Anfang war 
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gemacht, und etwa 1000 Kilogramm brauchbarer Bindfaden in verschiede¬ 
nen Stärken bis zum Rettungsstrick und der Wäscheleine wurden daraus 
gewonnen. Eine Arbeitsmöglichkeit für durchschnittlich 100 Gefangene 
war gefunden. 

Damit aber nicht genug. Die Industrie für Seilerwaren, der Alt¬ 
handel wurden von hier mobil gemacht. Aller Anfang ist zwar schwer, 
doch wo ein Wille ist, da gibt es auch einen Weg, und siehe da, es blieb 
kein totgeborenes Kind. Der gut zur Welt gekommene Knabe entwickelte 
sich zum großen starken Mann, der weit über die Grenzen des Gedachten 
hinaus wuchs. Wenn auch ab und zu eine kleine Enttäuschung dazwischen 
kam, auch der erzielte Gewinn nicht immer ganz befriedigte, festgehalten 
wurde doch an dem begonnenen Werk, lag es doch im wirtschaftlichen 
Interesse des Reiches. 

Zuerst mehrten sich die Aufträge für Unternehmer zusehends, so daß 
trotz der hier vorhandenen zahlreichen Arbeitskräfte die Arbeit nicht mehr 
bewältigt werden konnte. Es mußten daher andere Vollzugsanstalten mit 
herangezogen werden. Die hier gemachten Erfahrungen wurden in Form 
von Anschauungstafeln und Anleitungen den beteiligten Stellen überlassen 
und so in kurzer Frist für etwa 3000 unbeschäftigte Gefangenenarbeits¬ 
kräfte eine Beschäftigungsmöglichkeit geschaffen. Die Verwertung 
erfolgte restlos. Was sich von dem aufgearbeiteten Material nicht für die 
Herstellung von Seilerwaren verwenden ließ, wurde zu Polstermaterial 
aufgearbeitet und, soweit dies im eigenen Betriebe nicht unterzubringen 
war, an den freien Handel zu Tagespreisen abgestoßen. Diese Maßnahmen 
lagen im wirtschaftlichen Interesse und dienten dem Rohstoffmarkt und so 
der Idee des Vierjahresplans. 

Damit der Leser sich ein richtiges Bild von dem Umfang dieser 
Aktion machen kann, sei mit folgenden Zahlen zur Erläuterung gedient: 

In eigener Regie wurden hier im Rechnungsjahr 1936 auf gearbeitet 
18 000 kg Bindfadenreste von der Reichspost, daraus an wieder brauch¬ 
barem Bindfaden jeder Art hergestellt 15 000 kg. Der Gewinn durch die 
Arbeit betrug etwa 10 000,— MK. Damit aber nicht genug, kam durch 
diese Arbeit ein als wertlos erklärter Abfallstoff als vollwertiges Erzeug¬ 
nis wieder auf den Markt und stellte einen gehobenen Schatz dar, der, ab¬ 
gesehen von seiner wertmäßigen Bedeutung, doch auch devisenwirtschaft¬ 
lich zu beachten ist. 

Für Unternehmer wui’den außerdem in hiesiger Anstalt 265 000 kg 
Sisal- und Hanfbindfadenreste aufgearbeitet. Der Gewinn an Arbeits¬ 
löhnen daraus betrug 13 250,— MH. Auch hier wurde durch die Arbeit 
ein wieder verwertbarer Rohstoff gewonnen. Bei Zugrundelegung des 
normalen Marktpreises von 0,35 MH je kg ist ein Betrag von 87 000,— MH 
für das Volksvermögen gewonnen und dafür eine Devisenerspamis ermög¬ 
licht worden. 

Hinzu kam die inzwischen vom Reichskommissar für Hartfaser 
gebildete Gesellschaft für die Verwertung der Bindegamabfälle. Hier 
entwickelte sich eine Großaktion, die später 18 Vollzugsanstalten mit mehr 
oder weniger Arbeit versorgte. Aufgearbeitet wurden für diese Gesell¬ 
schaft bis zum 30. Juni 1937 935000 kg. 

Der erzielte Gewinn war zwar nicht befriedigend, das Interesse 
lag aber bei der Gewinnung von wieder verwendbarem Fasermaterial. 
Der Wert des so gewonnenen Fasermaterials beträgt schätzungsweise 



296 


300 000 MK-. Da auch dieser Rohstoff nur aus dem Ausland bezogen werden 
kann, ist für diese Summe die Beschaffung von Devisen der Volkswirt¬ 
schaft gleichfalls erspart geblieben. 

Der Weg ist beschritten, und die Aktion ist für die Durchführung 
des Vierjahresplans eine Notwendigkeit geworden. Helfen wir alle nach 
Kräften mit an dem großen Werk des Führers und haben wir Anteil an 
den großen Aufgaben, so haben auch wir im Strafvollzug unsere Pflichten 
treu erfüllt. 

Wenn nur alle dazu fähigen Deutschen im Monat für 1 äMt Abfälle 
jeder Art vor dem Verderb oder vor der Vernichtung retten, dann können 
dem Volksvermögen monatlich schätzungsweise 30 000 000 MK wieder zu¬ 
geführt werden. Meines Erachtens müßte aber noch mehr als bisher in 
allen Familien, in Schulen, Arbeitsstätten und bei allen Anlässen auf diese 
wichtige volkswirtschaftliche Notwendigkeit hingewiesen werden. In den 
Straßenbahnen, Bahnhöfen, Eisenbahnzügen usw. müßte durch Werbe¬ 
plakate dem Volke vor Augen geführt werden, welche hohe und wertvolle 
Bedeutung der „Kampf dem Verderb“ hat. 

Sagt doch der Beauftragte für den Vierjahresplan in seinem Rund¬ 
erlaß vom 26. April 1937 — StMDev. 1921 — : 

„Der Vierjahresplan erfordert ein ständiges Mitgehen des Volkes in 
der Richtung der gesteckten Ziele. 

Dazu ist eine tiefgreifende und umfassende Unterrichtung und Be¬ 
lehrung über seine Ziele und Aufgaben die unbedingte Voraussetzung. 

Sie kann nur durch ein verständnisvolles, dauerndes Zusammen¬ 
arbeiten aller an der Verwirklichung des Vierjahresplans arbeitenden 
Dienststellen erreicht werden.“ 

Der Führer sagte in seiner Rede zum 1. Mai 1937: 

„Wir Deutsche haben weniger Rohstoffe als die andern. Es ist nun 
unsere Aufgabe, uns unter Einsatz aller Möglichkeiten die für die Güter¬ 
erzeugung fehlenden Rohstoffe zu sichern. Soweit wir das im Austausch¬ 
verkehr mit anderen Völkern tun können, ist es gut. Soweit dies nicht 
möglich ist, können wir nicht sagen: „es geht nicht!“, sondern nun müssen 
menschlicher Geist und menschlicher Wille sich auf raffen, um aus eigenem 
Abhilfe zu schaffen.“ 

So ist der Vierjahresplan geboren worden. 

Aber wo würden wir mit einem solchen Plan hinkommen, wenn 
nicht hinter ihm eine Millionenmasse fest zusammengefügter Menschen 
stände! Dieses gewaltige Werk, das nun vier Jahre lang unser Volk bis 
in das Innerste erfassen wird, kann nur erfolgreich gelingen durch den 
geschlossenen Einsatz des ganzen deutschen Volkes. Höchste Anstren¬ 
gungen sind notwendig und höchste Leistungen, um diese Aufgaben durch¬ 
zuführen. Denn an der Spitze unserer nationalsozialistischen Wirtschafts¬ 
führung steht nicht das Wort „Theorie“, nicht das Wort „Geld“ oder 
„Kapital“, sondern das Wort „Produktion“. 

Wenn jeder Deutsche sich diese tiefgründigen Worte zu eigen macht, 
dann braucht uns nicht bange zu sein. Das Werk muß und wird dann 
auch gelingen. 
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Die 

Leibesübungen im neuen Jugendstrafvollzug 

von Georg Kühn, Oberlehrer am Jugendgefängnis Breslau 

„Es dürfte kein Tag vergehen, an dem die 
jungen Menschen nicht mindestens vormittags 
und abends je eine Stunde körperlich geschult 
werden.“ Adolf Hitler. 

Die AV. des RJM. vom 22. Januar 1937 bestimmt, daß der Straf¬ 
vollzug an jungen Gefangenen als Sondervollzug durchgeführt wird. Die 
Erfahrung hat gezeigt, daß ein Erziehungsstrafvollzug bei Erwachsenen 
erfolglos ist. Hier ist nur Vergeltung und Abschreckung am Platze. Anders 
beim jungen Menschen, sofern er nicht durch erbliche Belastung, sondern 
durch äußere Umstände straffällig geworden ist. Hier haben wir es mit 
einer Jugend zu tun, die ohne oder mit mangelhafter, ja sogar mit ver¬ 
brecherischer Erziehung aufwuchs, die sich in einer Umgebung bewegte, 
die sie auf den Pfad des Verbrechens führte, Jugend, die keine Autorität 
kennengelemt hat und die mangels offener Arbeitsstellen gar nicht oder 
nur unvollkommen in einem Beruf ausgebildet ist. Nach einer Statistik 
von 1937 sind bei den Insassen eines Jugendgefängnisses 40 v. H. halb 
oder ganz verwaist, 20 v. H. unehelich geboren, ca. 23 v. H. waren 
aus Erziehungsgründen einer Fürsorgeanstalt überwiesen und nur etwa 
30 v. H. haben eine abgeschlossene Berufsausbildung erhalten. Wenn ein 
geschultes und tatkräftiges Erzieherpersonal mit geeigneten pädagogischen 
Mitteln und der nötigen Zeit, befreit von allem Formalismus, sich der 
Jugendlichen annehmen kann, dann muß das Jugendgefängnis diese 
jungen Gefangenen auf den rechten Weg zurückführen können. Die täg¬ 
lichen körperlichen Übungen stehen als Hilfsmittel für diese Aufgabe in 
erster Reihe. Denn körperliche Gesundheit ist die Grundlage für das 
Bestehen des Daseinskampfes. „Der völkische Staat hat seine ganze 
Erziehungsarbeit in erster Linie nicht auf das Einpumpen bloßen Wissens 
abzustellen, sondern auf das Heranzüchten kerngesunder Körper.“ (Hitler.) 

In zäher, unerbittlicher Turnstunde mit straffer Disziplin, bei jeder 
Witterung, wird eine vollständige und gründliche Durcharbeitung des 
Körpers erzielt. Leibesübung soll bewußt als Arbeit am Körper getrieben 
werden. Der junge Körper muß bis an die Grenze der Leistungsfähigkeit 
beansprucht werden, damit diese Grenze immer weiter hinausgeschoben 
werden kann. Es kommt jedoch nicht allein auf die Schulung und Ent¬ 
wicklung der Muskeln an, sondern auch auf die Belebung des Blutkreis¬ 
laufes und des Stoffumsatzes, die Anregung der Tätigkeit von Herz und 
Lunge. Alle Einseitigkeit der Übungen muß darum vermieden werden; 
Kraftübungen, Gelenkigkeits- und Geschicklichkeitsübungen müssen 
wechselnd durchgeführt werden. Nur wenn der ganze Körper bean¬ 
sprucht wird, werden die verschiedenen Turnübungen auch einen Ausgleich 
für den oft einseitigen Körpereinsatz bei der Arbeit schaffen. Ferner muß 
der Gefangene für die ausgedehnte Bettruhe von 10 oder 11 Stunden, die 
für einen normalen Menschen viel zu reichlich bemessen ist, so ermüden, 
daß er sich nach dem Schlafe sehnt; wir Eingeweihten wissen etwas 
von den Gefahren, die dem jungen" Körper drohen, wenn er zu lange wach 
bleibt. „In müß’ger Weile schafft der böse Geist.“ Und vielleicht sind die 
Gefahren noch größer, als wir überhaupt ahnen. — Aber nicht nur als 
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Ausgleich für die durch die Haft erlittenen Schäden sind die Leibesübungen 
so wichtig, sondern auch als Vorbereitung für den späteren Lebenskampf. 
Die Beherrschung des Körpers ist wohl eine der Grundvoraussetzungen für 
ein erfolgreiches Leben. Der Jugendliche muß für den späteren Daseins¬ 
kampf gestählt werden. Wie steht es denn häufig bei den Zugängen im 
Jugendgefängnis ? Krumm, engbrüstig, müde, gedrückt, verschlagen, 
mißtrauisch und widerwillig schleichen sie umher. Sie sind außerstande, 
die allereinfachsten Freiübungen auszuführen. Seitgrätschstellung mit 
gleichzeitigem Heben der Arme in die Hochhalte z. B. ist für sie eine 
Übung, die unüberwindliche Schwierigkeiten zu enthalten scheint! Und 
hier zeigt sich deutlich, daß die Leibesübungen für alle Erziehung im 
Jugendgefängnis überhaupt die Grundlage sind; denn was soll man von 
Menschen, die in der weit überwiegenden Mehrzahl draußen in der Freiheit 
ihr Brot durch körperliche Arbeit erwerben mußten, in geistiger 
Hinsicht erwarten, wenn sie schon körperlich so tief unter dem normalen 
Durchschnitt stehen; wo soll man bei ihnen Ansatzpunkte für eine geistige 
und seelische Beeinflussung finden? Im Turnen dagegen, wo an die 
primitivsten körperlichen Funktionen angeknüpft werden kann, wird der 
Mensch langsam geformt, und diese körperliche Formung wird auch das 
Geistige beeinflussen und den Menschen damit für unmittelbare geistige 
Erziehung reif machen. Gerade das Turnen bietet erziehliche Handhaben, 
die anderen Fächern fehlen. Mehr als irgendwo anders wirkt hier das Bei¬ 
spiel anfeuemd. Der Gefangene, der häufig an einem sehr übersteigerten 
Wertgefühl leidet — das im Gefängnis leicht erhöht werden kann, weil in 
der einsamen Zelle jede Ablenkung fehlt und er sich nur mit sich selbst 
beschäftigt —, will sich auf keinen Fall vor den anderen bloßstellen und 
bemüht sich darum ernstlich um wirkliche Leistungen. Der Rhythmus der 
Massenübungen erleichtert es ihm, das Ziel zu erreichen. So können wir 
gerade auf dem Tumhof oft beobachten, wie sich ein Junge um wandelt, 
und wie er langsam körperlich dem Durchschnitt der Jugend gleichkommt. 
Schon nach einem halben Jahr zeigt er dann ein diszipliniertes Äußeres, 
einen aufrechten, geraden Gang und einen offenen festen Blick. Gelingt 
es, ihn soweit zu führen, dann ist er in der besten Weise für seinen zu¬ 
künftigen Beruf, für zuverlässige körperliche Arbeit geschult und wird 
in der Freiheit nicht unter dem niederdrückenden Gefühl der Minderwertig¬ 
keit zu leiden haben, aus dem heraus die Jugendlichen häufig in das Ver¬ 
brechen flüchten. So wirkt die Leibeserziehung auch für künftige Straf¬ 
taten vorbeugend: Ein körperlich gestählter Mensch, mit Gehorsam und 
Disziplin im Leibe, wird auf seinem späteren Lebenswege seltener 
straucheln, gern Anschluß an die Volksgemeinschaft suchen, Kamerad¬ 
schaft pflegen und sich schließlich im Wettbewerb der Arbeit betätigen. 
Dazu ist freilich nach der Entlassung die Unterbringung in einer 
geeigneten Arbeitsstelle durch den Fürsorger notwendig. 

Durch die Gemeinschaftsarbeit des Turnens wird nicht nur die 
körperliche Gesundung des jungen Menschen erzielt, sondern auch die 
geistige Disziplin wiedererlangt. Körperliche Beherrschtheit bedeutet 
auch geistige Beherrschtheit. Die Neueingelieferten bieten ein trostloses 
Bild von teils zerfahrenen, verträumten und überschwenglichen Jungen, 
teils eigensinnigen, verstockten, eingebildeten und überheblichen Jungen, 
die mitunter sogar stolz darauf sind, bei irgendeiner Gelegenheit zu 
erklären: „Das kann ich nicht!“ oder ganz ablehnen: „Ich bin zum 
,Sitzen’ hergekommen und nicht zum Turnen!“. Jene werden durch 
schonungslosen, harten Zwang zur Aufmerksamkeit erzogen, diese 
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reißt die Gemeinschaft zur Mitarbeit mit. Laufen, Springen, Boden¬ 
übungen, rhythmische Freiübungen verlangen Geistesgegenwart, Ausdauer, 
Entschlossenheit und Selbstzucht. Durch das anfängliche „Muß“ wird bei 
vielen das begründete Selbstbewußtsein gehoben, und mancher Junge 
staunt, was er überhaupt zu leisten imstande ist. So verwandelt die 
Gewöhnung beim Turnen den Zwang in Freude, und aus der Einsicht in 
den Nutzen des von ihm Geforderten entspringt die Pflichttreue. Den 
Übungsbetrieb unterstütze ich durch Darlegungen, Begründungen von 
Wert und Zweckmäßigkeit der Übungen und benutze dazu Unterricht und 
Freizeit. Gehorsam, freiwillige Unterordnung unter einen Willen ist 
mein weiteres Ziel. 

So soll die Turnstunde bei Gefangenen die Sehnsucht nach einem 
erfrischenden Gemeinschaftsleben erkennen lassen und zeigen, daß hier 
aufrechte junge Menschen nach der Gesundheit streben. 

Diese Erziehung in der Turnstunde vollzieht sich dem Gefangenen 
unbewußt und von ihm unbemerkt. Daher ist sie so erfolgreich, denn wenn 
bereits schulentlassene junge Menschen, die zum Teil schon ihr Brot sich 
selbst verdient haben, nur etwas davon wittern, daß man sie erziehen will, 
dann fühlen sie sich entweder darüber erhaben, oder sie setzen Widerstand 
entgegen oder aber — und das sind die Gefährlichsten — sie heucheln 
Interesse und täuschen den Beamten. Leider gelingt ihnen das nur viel 
zu häufig. Könnte jeder Bürobeamte die Zöglinge in der Turnstunde 
beobachten, so würde er ein viel wahreres Bild erhalten, als es ihm sonst 
durch Erkundigungen, Berichte, Konferenzvorstellungen, Zellenbesuche 
und Untersuchungen möglich ist. Daher auch die mitunter erstaunlich 
klare Beurteilung durch die Aufsichtsbeamten, die den Wachtdienst beim 
Turnen innehaben. Hier gibt sich der Gefangene, wie er wirklich ist. Hier 
zeigt sich der eifrige, mutige, aber auch der faule, feige Mensch, der 
willige und der eigensinnige. Außerdem ist eine Täuschung unmöglich, 
denn körperliche Leistung kann nicht vorgeheuchelt werden. 

Wenn auch im Jugendgefängnis mit dem Ausdruck „unerziehbar und 
unverbesserlich“ außerordentlich vorsichtig umgegangen werden muß, so 
gibt es selbstverständlich auch wirklich asoziale und moralisch minder¬ 
wertige Elemente. Diese müssen durch blinden Gehorsam zur Einfügung 
und Mitarbeit gezwungen werden. Strafen, die mit körperlichem Un¬ 
behagen verbunden sind, haben hier Erfolg. 

Die AV. des RJM. vom 22. 1. 1937 sieht für Leibesübungen Früh¬ 
sport, Marsch- und Ordnungsübungen und Turnunterricht vor. 

Der Frühsport, der eine Viertelstunde dauert, führt die Gefangenen 
in Sportkleidung im Laufschritt aus der verbrauchten Luft der Zelle und 
des Hauses ins Freie. Der Lauf erwärmt den Körper durch angeregten 
Blutkreislauf und füllt die Lunge mit frischer Luft. Besonders ausgewählte 
kleine Freiübungen und Atemübungen müssen das noch unterstützen. 
Keine Angst vor Erkältung, wenn der Körper immer in Bewegung bleibt 
und unnötiges Stehen vermieden wird! Gerade Abhärtung wird erzielt! 

Dieselbe Kleidung trägt der Junge auch in der werktäglichen Turn¬ 
stunde. Hier beginnen die Übungen ebenfalls mit einem kurzen Lauf, 
bei dem der Junge durch Aufmärsche und Schwenkungen zum Achtgeben 
und schnellen Reagieren gezwungen wird. Bei den folgenden Freiübungen 
muß der ganze Körper gründlich durchgearbeitet werden. Begonnen wird 
mit rhythmischen Massenübungen einfachster Art, dann folgen Übungen, 
bei denen es mehr auf die Haltung und Geschicklichkeit des einzelnen 
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ankommt, wobei aber stets darauf zu achten ist, daß sich flüssige und 
zügige Bewegungen ergeben. Immer aber müssen Lunge und Rückgrat 
besonders betätigt und gestärkt werden. Bleibt noch Zeit frei, so kann 
als Belohnung für sichtbare Bemühung Spiel mit dem Medizinball ange¬ 
schlossen werden. Der schwere Ball erfordert Kraft, Geistesgegenwart 
und Härte gegen sich selbst. — Geräteübungen sind möglichst zu ver¬ 
meiden; sie können nur als Einzelübungen ausgeführt werden, und ein 
großer Teil der Gruppe steht unnütz umher. Auch gefährden sie die 
polizeiliche Übersicht, und selbst bei guter Aufsicht und Hilfestellung 
werden Unglücksfälle unvermeidlich sein. 

Nach Schluß der Arbeitszeit finden eine halbe Stunde lang Marsch- 
und Ordnungsübungen statt (Stillstehen, Ausrichten, Bewegung in 
Gruppen und Zügen). Diese Übungen bilden die Grundlage für die 
Gewöhnung an Disziplin. Sie erziehen zu Aufmerksamkeit und Genauig¬ 
keit, Unterordnung und Gehorsam. 

Wenn der Erzieher mit der nötigen Teilnahme und Freudigkeit die 
Körperschulung mit pädagogischer Härte durchführt, werden die erzieh¬ 
lichen Erfolge groß sein. Deshalb dürfen nur solche Beamte mit der 
Durchführung der Leibesübungen betraut werden, die selbst aktiv sportlich 
tätig sind und Erfahrungen auf diesem Gebiet gesammelt haben. Nicht 
jeder gute Unteroffizier ist ein Führer; darum müssen die Beamten im 
Jugendgefängnis „erzieherisch befähigt“ sein und planmäßig weiter¬ 
gebildet werden. Ist dann noch der Vorsteher eines Jugendgefängnisses, 
wie es die AV. fordert, „seinen Beamten ein sachkundiger und verständnis¬ 
voller Führer und Helfer“, dann wird die enge Gemeinschaftsarbeit 
erfolgreich sein. 

Lehrgänge und Gegenwartsunterricht im 
Jugendgefängnis 

Zu der Verordnung über den Jugendstrafvollzug vom 22. 1. 1937. 

Von Oberlehrer Kurt Wittig, Bautzen. 

Die Verordnung über den Jugendstrafvollzug bestimmt im § 34: „Der 
Lehrer zerlegt nach seinen Berufs- und Anstaltserfahrungen den Unterricht 
in Lehrgänge, die in sich abgeschlossen sind. Er entwirft für jeden Lehr¬ 
gang einen Plan, den er dem Vorsteher vorlegt.“ 

Ich bin gewiß, daß das Auftreten des Wortes „Lehrgang“ bei den 
meisten Gefängnislehrem Überraschung und Befremden verursacht hat; 
denn so oft in Versammlungen usw. über die Lehrplanfrage gesprochen 
wurde, war man einer Meinung darüber, daß ein Lehrplan für die 
Gefängnisschule unmöglich sei. Als Hauptgründe wurden immer ange¬ 
führt: der fortgesetzte Wechsel der Schüler, der einen systematischen 
Aufbau unmöglich mache — die Willensbildung als Hauptaufgabe der 
Gefängnisschule, die die Pflege des „Wissens an sich“ ausschließe — die 
Bedeutung der Persönlichkeitswirkung, die durch Bindung an einen Lehr¬ 
plan leicht beeinträchtigt werden könne. Seit Jahrzehnten ist dieser 
Standpunkt von Schulpraktikern vertreten worden, und manche Länder- 
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regierungen trugen dem Rechnung, indem sie auf die Forderung und Auf¬ 
stellung von Lehrplänen verzichteten. 

Für uns liegt nun die amtliche Vorschrift vor, und wir wollen uns 
mit ihr nicht nur abfinden, sondern ihr auch gerecht zu werden suchen. 

Zur Klärung zunächst dies: die Verordnung spricht von der Deutsch¬ 
kunde als dem Hauptgegenstand des Unterrichts, von Volksschulkennt¬ 
nissen, von lebenspraktischem Allgemeinwissen und von beruflichem Fach¬ 
wissen. Ich stelle hiermit fest, daß für den Fachunterricht niemand Lehr¬ 
pläne ablehnen wird, sofern sie den mit dem Gefängnis gegebenen beson¬ 
deren Verhältnissen Rechnung tragen. Meine Ausführungen wollen sich 
nur mit den drei zuerst genannten Stoffgebieten befassen. Es ist dabei 
gleichgültig, ob der Unterricht nach Fächern oder als Gesamtunterricht 
erteilt wird. 

Der Forderung von Lehrplänen gerecht zu werden, wird uns 
erleichtert durch die Worte der Verordnung: „Der Lehrer zerlegt nach 
seinen Berufs- und Anstaltserfahrungen den Unterricht in Lehrgänge“. 
Es wird also auf die Aufstellung eines Normallehrplanes verzichtet und 
dafür Freiheit und Vertrauen zum Lehrer zur Grundlage gemacht. 

Weiter ist bemerkenswert das Fehlen einer Bestimmung über die 
zeitliche Abgrenzung der Pläne. Es kann sich also ebensogut um Pläne 
von kürzerer Dauer handeln — etwa von wenigen Wochen —, als auch um 
solche von längerer Dauer, die vielleicht ein ganzes Jahr umfassen. 

Schließlich sind für die Lehrplangestaltung auch die Worte der 
Zielstellung in § 27 von Bedeutung: „Der Unterricht soll vor allem das 
Wesen von Volk, Staat und Recht vor ihm erstehen lassen“. Damit ist 
die Einführung des Zeiterlebens, der Gegenwartsunterricht zur Pflicht 
gemacht und der Tagespresse und der aktuellen Zeitschrift der Weg in 
die Gefängnisschule geöffnet. Da sich aber nun das Zeitgeschehen niemals 
nach einem Unterrichtsplan richtet, wird man notwendigerweise größt¬ 
mögliche Beweglichkeit hinsichtlich der Einhaltung der Lehrgänge zuge¬ 
stehen müssen. Ich möchte sagen: die Lehrgänge sind nur für den Fall 
da, daß die Gegenwart uns nicht dringlichere Aufgaben stellt, nach deren 
Erledigung erst der Lehrgang wieder in Kraft tritt oder auch als nicht¬ 
geeignete Fortsetzung vorläufig beiseite gelegt wird. 

Das wird um so leichter möglich sein, wenn der Lehrgang keine 
Einzelthemen angibt, sondern deren Bestimmung der Gegenwart überläßt. 
Der Unterricht wird dann zwar den Lehrgang nicht in der Reihenfolge 
seiner Punkte erledigen, aber er wird dafür immer aktuell bleiben und 
mit dem Interesse der Schüler auch für eine Tiefenwirkung auf sie bürgen. 
Ob Pläne für kürzere oder längere Dauer: sie dürfen nur allgemeine 
Richtlinien geben. Und zwar Richtlinien für den Lehrer, damit er nicht 
in Einseitigkeit verfällt und gelegentlich seinen Gegenwartsunterricht nach 
dem Stoffplan kontrollieren und evtl, orientieren kann, vielleicht auch für 
anregungsarme Zeiten — ich habe sie bis jetzt freilich noch nie erlebt — 
eine Wegweisung für seine Arbeit hat. Der Schüler wegen aber halte ich 
einen solchen Plan nicht für nötig; ein ganzes System können die wenigsten 
von ihnen mit durcharbeiten — im übrigen ist für sie alle nicht das Was, 
sondern das Wie des Unterrichts und die sich darin auswirkende Lehrer¬ 
persönlichkeit für den Erfolg entscheidend. 

Ob die Einhaltung des Gesamtplanes möglich war, wird sich dann 
erst am Ende der für ihn gedachten Zeitspanne zeigen. Ich würde deshalb 
das in § 34 angeordnete „Vorlegen des Planes“ erst für das Ende etwa 



302 


eines Schuljahres empfehlen, wenn die Richtlinien Fleisch und Blut 
gewonnen haben. 

Begnügt man sich mit solchen Richtlinien, so wird auch am ehesten 
der Forderung entsprochen, daß der ihnen zugrunde gelegte systematische 
Aufbau im Unterricht nicht störend wirken darf. Der Plan muß Raum 
lassen für kleine in sich abgeschlossene Themen, die für jeden neuein- 
tretenden Schüler auch ohne Kenntnis der vorhergehenden Themen ver¬ 
ständlich sind. 

Und schließlich müssen die Pläne dem Einbau der Ethik genügenden 
Raum gewähren, was wiederum der Gegenwartsunterricht am ersten ver¬ 
bürgt. Auf keinen Fall darf der Plan dazu verleiten, das Wissen auf 
Kosten der Charakterbildung zu betonen. 

Lehrgänge für kürzere Dauer aufzustellen, wird kaum 
Schwierigkeiten bereiten; denn sie werden kleinere Sachgebiete umreißen. 
Ich nehme übrigens an, daß auch für ihre Auswahl das Zeitgeschehen 
maßgebend ist. Solche Stoffe könnten etwa sein: 

Germanische Kultur der Vorzeit (vielleicht veranlaßt durch eine 
Zeitungsmeldung über wertvolle Gräberfunde) und zwar: Großsteingräber 
der Jungsteinzeit — das nordische Haus —, bronzezeitliche Gräber geben 
Kunde über Trachten, Körperpflege, Bronzeguß, Holzverarbeitung usw. 

Entwicklung der Bewegung bis zur Gegenwart (Anlaß der Gründungs¬ 
tag der NSDAP) und zwar Entstehung der NSDAP — die Hakenkreuz¬ 
fahne — Gründung der SA, erstes Auftreten in München — der Zug nach 
Koburg 1922 (diese Themen nach „Mein Kampf“) — Hitlerputsch; vor 
der Feldhermhalle 1923 — Horst Wessel — das Wachsen der Bewegung 
von 1924 bis zur Gegenwart usw. 

Zum Schluß will ich einen Lehrgang für ein Jahr aufstellen, 
der Deutschkunde, Volksschulkenntnisse und lebenspraktisches Wissen in 
sich vereint. In diesen Plan füge ich in Klammem die von mir im Vor¬ 
jahr behandelten Stoffe ein; sie entstammen fast durchweg dem Gegen¬ 
wartsunterricht. Da bei ihrer Auswahl der formulierte „Lehrgang“ noch 
nicht vorlag, dieser selbst aber auch völlig unabhängig von den Einzel¬ 
themen entstand, mag diese Nebeneinanderstellung zeigen, daß die An¬ 
regungen, die aus dem Zeitgeschehen kommen, so vielseitig sind, daß sie 
den Anforderungen eines wohldurchdachten Lehrplanes sehr wohl gerecht 
werden, und so mag sie Gelegenheit zur Beurteilung meiner Ausführungen 
geben. 

Deutschkunde als Gesamtunterricht. 

I. Deutsches Werden 

Germanische Kultur der Urzeit (Deutsche Vorgeschichte, 
eine Kraftquelle unseres Volkes — Bildungswert der deutschen Vor¬ 
geschichte — Nordische Kultur der Steinzeit — Kulturhöhe zur Bronze¬ 
zeit — Germanen der Eisenzeit — Indogermanen). 

Bilder aus der deutschen Geschichte, deren Er¬ 
innerung die Gegenwart weckt (Skagerrakschlacht — Hersfeld 
in Hessen, die 1200jährige Stadt — eine nationale Tat vor 17 Jahren, die 
Verbrennung französischer Fahnen). 

Deutsche Männer der Vergangenheit und Gegen¬ 
wart (Heinrich I. — Prinz Eugen — Fraunhofer — Heinrich v. Kleist 
— Johann Gottlieb Fichte — Zeppelin — „Wiener Lehr- und Leidens¬ 
jahre“ („Mein Kampf“) — Dr. Frick — Heldengedenktag). 
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Die Bewegung bis zur Gegenwart (Zeittafel der national¬ 
sozialistischen Revolution 1923 bis 1935 — Wir greifen an: 10 Jahre 
Gau Berlin, Kampf dem Bolschewismus — Wilhelm Gustloff — Geburts¬ 
tagsfeier der Bewegung — Programm der NSDAP). 

IL Deutsches Sein 

Rassenkunde („Was nicht Rasse ist, ist Spreu“ — „Alle großen 
Kulturen der Vergangenheit gingen nur zugrunde, weil die ursprünglich 
schöpferische Rasse an Blutvergiftung starb“ (A. H.) — Die deutschen 
Rassen). 

Rassenpflege (NS-Grundgedanken zur Rassenpflege — Be¬ 
hördliche Rassenpflege — Ahnenforschung bei uns, Ahnenkult bei den 
Chinesen — Familientage — Regelmäßige Kinderbeihilfen). 

Der Führerstaat (Volksgemeinschaft — WHW — Tag der 
nationalen Solidarität — „Deutschland muß stark sein“ — NS-Wieder- 
aufbau — Neubau des Reiches [aus einer Rede Dr. Fricks] — Hauptamt 
für Volksgesundheit in der Reichsleitung der NSDAP — Öffentlicher 
Gesundheitsdienst im Reich — Der Chef der Polizei — Ausstellung 
„Deutschland“ — 53 neue Reichsgesetze im 1. Halbjahr 1936 — 4Vj% 
Schatzanweisungen 1936). 

Erziehung des deutschen Menschen („Für Volk und 
Vaterland ist kein Gedanke zu hoch . . . .“ — Prinzip der Selbstführung 
in der HJ — Aus dem Lagerleben des JV — Der AD im Kampf um ver¬ 
gessenen deutschen Acker — Marineehrenmal in Laboe — Drei neue 
Ordensburgen). 

Unsere nationalen Feiertage (Führerrede zum 30. 1. 
1936 — Feierstunde am 20. 4. — Der Führer spricht zur deutschen Jugend 
und zum schaffenden Volk am 1. Mai — Führerrede zum Erntedankfest). 

Politisch bedeutsame Reden und Vorgänge (Der 
Führer eröffnet das WHW 1936/1937 — Proklamation des Führers auf 
dem Parteitag der Ehre — Rechenschaftsbericht über das WHW 1936/1936 

— Göring zum 2. Vierjahresplan — Görings Appell ans Landvolk — 
Dr. Goebbels: Schlußrede auf dem Weltkongreß für Freizeit und 
Erholung). 

(Wahlergebnis vom 29. 3. 1936; Stimmungsbilder aus Deutschland 

— Freundschaftsabkommen zwischen Deutschland und Österreich — 
Deutsche Ströme werden frei — Abkommen Deutschland - Japan gegen 
die Komintern — Ein Jahr deutsch-englischer Flottenvertrag — Erinnerung 
an die Saarabstimmung 1935). 

Wirtschaftsleben (Der neue Vier jahresplan — Kampf dem 
Verderb — Abfallverwertung — EHW): 

Der Bauer im Dritten Reich („Ein Bauer, wenn er schon 
zum Abdürren ist, schlägt wieder aus wie eine Felberstaude“ — Neues 
Erbhöfedorf in Hessen — Lausitzer Bauemkultur — Grünfutter in 
Brikettform — Konservierung von Küchenabfällen); 

Der Arbeiter im Dritten Reich (Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit — Deutschland braucht Wertarbeit; Berufswettkampf — 
Arbeitseinsatz im Mai 1936 — Drei Jahre KDF — Weltkongreß für Frei- 
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zeit und Erholung — Ein historischer Tag der KDF: Seebad Rügen, KDF- 
Flotte — Befreiung der Wohlfahrtsunterstützten von Fürsorgeschulden: 
Gesetz vom 22. 12. 1936); 

Handel und Gewerbe („Ich rufe das Handwerk“; Berufs¬ 
erziehungsplan — Stammrolle der Lehrlinge — Erneuerung der bayerischen 
Ostmark — Wieder deutscher Walfang — Frohnauer Hammer, 500- 
Jahrfeier); 

Industrie (Textilwirtschaft im Vierjahresplan — Sachsen 
wieder Deutschlands Werkstatt — Das neue Patentgesetz); 

Verkehrsmittel und - Wege (Geschäftsbericht der Reichs¬ 
autobahn 1935 — 1000 Kilometer Reichsautobahn — Weltflughafen Rhein- 
Main — LZ. Hindenburgs Nordatlantikfahrt — Rügendamm — Untergang 
des Leuchtschiffs Elbe I); 

Bodenschätze (Neues Leben im sächsischen Bergbau — Durch 
den Versailler Vertrag verloren gegangene Bodenschätze). 


Bildungswesen (Kulturgüter — Gaukulturwoche); 

Literaturgeschichte, Bildende Künste, Deutsche 
Sprache (Goethe: „Schatzgräber“, „Zauberlehrling“; Schiller: „Bürg¬ 
schaft“, „Taucher“, „Lied von der Glocke“; Kleist: „Hermannsschlacht“ — 
Unsere Rufnamen — Redensarten); 

Deutsches Rechts wesen (Vom Entwurf des neuen Straf¬ 
gesetzbuches) ; 

Körperpflege (Das menschliche Skelett — Die inneren Organe 
des menschlichen Körpers — Leistungen von Herz und Muskeln — Nähr¬ 
stoffe — Ergänzungsstoffe usw. — Olympiade 1936 — Olympischer Geist 

— Sven Hedin an die Jugend der Welt); 

Deutsches Brauchtum (Sonnenwendfeuer). 

Deutsche Landschaft und Natur (Bremen und die Inseln 
der Nordsee — Danzig — Quedlinburg, die Heinrichsstadt — Westmark¬ 
gau Eifel). 

Unsere Beziehungen zum Ausland (Wo leben Deutsche 
im Ausland ? — Die Banater Schwaben — Die Siebenbürger Sachsen — Die 
ehemaligen deutschen Kolonien als Siedlungsgebiet für Deutsche — Der 
wirtschaftliche Wert unserer früheren Kolonien — Abessinien — Spanien). 

Mit den angeführten Stoffen wurden verflochten: 

Ethische Betrachtungen (Das Vaterland darf jedes Opfer 
fordern — Nur wer Ehrfurcht vor der Vergangenheit hat, kann die 
Zukunft meistern — Adel der Arbeit — Pflicht und Freude — Und die 
Treue ... — Tropfen werden Fluten — Geselle dich dem Bessern zu — 
Wer immer strebend sich bemüht ... — Feiger Gedanken bängliches 
Schwanken .... — Es ist leicht, die Fahne am Maste aufzustecken . . . 
usw.); 

Sprachübungen (Diktate zu vielen Themen — Schülerberichte 

— Aufsätze); 

Rechnen und Singen. 
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DieBeschäftigungderUntersuchungshäftlinge 

von Assessor Dr. Combrinck, Düsseldorf 

Für die Untersuchungshäftlinge besteht gemäß § 5 VDU. und § 116 
StPO, kein Zwang zur Arbeit. Die starke Belegung der Untersuchungs¬ 
gefängnisse und die vielfach langwierigen Untersuchungen lassen es 
jedoch wünschenswert erscheinen, den Untersuchungshäftlingen eine Be¬ 
schäftigung zuzuweisen. Diesen Wünschen kommt der Untersuchungs¬ 
häftling häufig entgegen; kann man doch die Feststellung treffen, daß 
die Mehrzahl derselben Arbeit begehrt. Der Rest lehnt eine Betätigung 
aus den verschiedensten Gründen ab. Die Vorbereitung auf den Verhand¬ 
lungstermin oder Gebrechen werden am häufigsten als Ablehnungsgrund 
angegeben. Vom medizinischen Standpunkt ist die Beschäftigung der 
Untersuchungshäftlinge als Vorbeugungsmittel der Haftpsychose zweifel¬ 
los ebenfalls zu begrüßen und zu fördern; dient sie doch der Ablenkung 
der Gedanken und Unterbrechung der Eintönigkeit der Haft. 

Die Beschäftigung der Untersuchungshäftlinge stößt jedoch gegen¬ 
über der Unterweisung der Strafgefangenen auf einige Schwierigkeiten, 
deren Beseitigung wegen der eigenartigen Stellung der Untersuchungs¬ 
häftlinge sehr erschwert oder gar unmöglich ist. 

Im Gegensatz zum Strafgefangenen, welcher rechtskräftig abgeur¬ 
teilt und damit dem Strafvollzug endgültig unterworfen ist, sieht der 
Untersuchungshäftling erst noch der Entscheidung entgegen und schwebt 
im Ungewissen. Dieses Moment wirkt sich sehr stark auf die Arbeit aus. 
Der Untersuchungshäftling wird mit seinen Gedanken niemals ganz bei 
der Arbeit sein, der er sich unterzieht, da sich die Gedanken wohl zeitweise 
bannen, aber nicht endgültig vertreiben lassen. Wird man demgemäß bei 
der Beschäftigung des Strafgefangenen in erster Linie pädagogische Ge¬ 
sichtspunkte in den Vordergrund stellen, wonach der Gefangene durch 
Arbeit wieder zur Besinnung gebracht und damit in geregelte Bahnen 
zurückgeführt werden soll, so kann dieser Gesichtspunkt bei der Beschäfti¬ 
gung von Untersuchungshäftlingen nicht zugrunde gelegt werden. Handelt 
es sich doch um Personen, deren Schuld oder Unschuld noch nicht feststeht. 
Dieser Tatsache trägt der Gesetzgeber schon Rechnung, indem er den 
Arbeitszwang für Strafgefangene und die Arbeitsmöglichkeit für Unter¬ 
suchungshäftlinge geschaffen hat. Die weitere Möglichkeit des jeder¬ 
zeitigen Abtransportes, der Entlassung oder sonstiger Veränderungen im 
Leben des Untersuchungshäftlings mag hier unberücksichtigt bleiben. 

Begibt sich nun der auf sein Verlangen als Arbeiter beschäftigte 
Untersuchungshäftling gewisser in § 5 VDU. und § 116 Abs. 2, 3 und 5 StPO, 
niedergelegter Rechte und wird seine Stellung derjenigen eines Straf¬ 
gefangenen insofern angeglichen, als er auch der Disziplinargewalt des 
Anstaltsleiters betreffs der von ihm zu leistenden Arbeit unterliegt? 

Hierzu wird zunächst die Meinung vertreten, daß, wenn der Häftling 
sich zur Arbeit bereit erklärt hat, auch ein bestimmtes Tagesmaß auf 
Verlangen geleistet werden muß (vgl. Schmidt-Schäfer-Krug, Strafvollzug 
zu § 5 VDU. Anm. 2). Legt man diesen Gedankengang zugrunde, so wird 
man auch soweit gehen müssen, die Auferlegung einer Hausstrafe zur 
Innehaltung dieser Obliegenheiten anzuerkennen, andernfalls ein be¬ 
stimmtes Tagesmaß bzw. ordnungsmäßige Arbeit zwar verlangt, aber 
tatsächlich niemals herbeigeführt werden könnte. Es bliebe nur noch die 
Ablösung des Häftlings als Ausweg. Diese Möglichkeit der Ablösung 
befriedigt jedoch keineswegs, zumal die Arbeit dadurch sabotiert werden 
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kann. Der erzieherische Wert der Ablösung als einzigen Mittels würde 
insofern schlecht sein, weil dem Häftling kein weiterer bzw. fühlbarer 
Nachteil aus seinem Verhalten erwächst. Die Auswirkung auf die anderen 
beschäftigten Untersuchungshäftlinge kann ebenfalls nur schädlich sein. 
Man wird daher aus grundsätzlichen Erwägungen dazu neigen, die Be¬ 
strafung des arbeitenden Häftlings, welcher ordnungsmäßige Arbeit nicht 
erbringt, fordern zu müssen, wenngleich die Folge auch sein mag, daß 
sich weniger Häftlinge zur Arbeit melden. Aber auch hier mag für die 
Anstalt wie für den Unternehmer der Gedanke maßgeblich sein, daß ein 
schlechtes Beispiel mehr verdirbt, als gute Beispiele bessern können. 

Die Frage der Disziplinarstrafen für nur lässig ihre Arbeit verrich¬ 
tende Häftlinge wird sich auch um deswillen bejahen lassen, weil der 
Häftling in anderer Beziehung ebenfalls der Hausstrafgewalt unter¬ 
stellt ist (zum Beispiel bei Widersetzlichkeit, Nichtbefolgung der 
Hausordnung usw.). Ein großer Mangel zeigt sich nur darin, daß für 
jeden Fall der Bestrafung erst die Genehmigung des Richters eingeholt 
werden muß. Keine Anstaltsangelegenheit berührt in solchem Maße die 
ureigensten Interessen der Anstaltsleitung wie die Beschäftigung der 
Häftlinge und Gefangenen. Nur der Anstaltsleiter vermag zu ermessen, 
welche Maßnahme am Platze ist, um die Sicherheit und Ordnung im 
Arbeitsbetriebe aufrechtzuerhalten und die Häftlinge zur Arbeit weiterhin 
anzuhalten, sofern sie überhaupt noch arbeitswillig sind. Der Richter, 
welcher sich ohnehin nur auf die ihm von der Anstaltsleitung mitgeteilten 
Unterlagen stützt, kann u. U. eine Entscheidung treffen, die den Belangen 
der Anstalt und der Disziplin nicht gerecht wird. In diesem Falle müßte 
der Anstaltsleitung allein die Verantwortung und Entscheidung überlassen 
werden, was ohne Gefahr geschehen könnte. Mit der Einholung der richter¬ 
lichen Genehmigung zur Bestrafung ist vielfach auch ein größerer Zeit¬ 
verlust verbunden, der nicht der Sache förderlich ist, soll die Strafe der 
Tat unmittelbar auf dem Fuße folgen. Eine Bestrafung des Häftlings 
durch den Vorstand der Anstalt ist um deswillen auch bedenkenfrei, weil 
fast sämtliche Untersuchungsgefängnisse mit hauptamtlich angestellten 
und juristisch vorgebildeten Kräften besetzt sind, so daß die Bestrafung 
sorgfältig und nach rechtlichen Gesichtspunkten unter Berücksichtigung 
der Belange des Untersuchungshäftlings erfolgen wird. 

Die Möglichkeit der Bestrafung durch die Anstaltsleitung liegt auch 
im Interesse der gewünschten Förderung der Beschäftigung der Unter¬ 
suchungshäftlinge, da eine Ablösung den Untersuchungshäftling aus dem 
Arbeitsprozeß entfernt, während die Weiterbeschäftigung des Häftlings 
neben der Hausstrafe statthaben kann. Der Einwand, die Ablösung treffe 
den Häftling härter, zumal man ihn in Einzelhaft legen könne, ist nicht 
schlüssig, da die Arbeit nicht immer nur eine angenehme Abwechslung 
bedeutet und weiterhin bei der hohen Belegung der Anstalten eine Ver¬ 
legung in Einzelhaft in den meisten Fällen ausscheidet. Es bleibt zu 
erwägen, ob man die Untersuchungshäftlinge nicht den Gefangenen mit 
einfacher Haft gleichstellen kann, so daß § 147 Abs. 3 S. 2 DVO. sinn¬ 
gemäß anwendbar wäre. Danach wäre die Bestrafung durch den Vorstand 
gemäß § 84 Z. 2 DVO. möglich. 

Abschließend sei bemerkt, daß das geschilderte Vorgehen nur bei 
Häftlingen, welche zwar arbeiten, aber trotz Mahnung nur lässig ihrer 
Arbeit nachkommen, Anwendung finden kann. Wünscht hingegen der 
Häftling endgültig die Beschäftigung aufzugeben, so wird man diesem 
Verlangen stattgeben müssen. 
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Grenz- und Nachbargebiete 


Hauptergebnisse aus der Gefangenenstatistik 
der nordischen Staaten 

Von Dr. jur. E. Roesner, Berlin 


Die vom finnischen Justizministerium alljährlich herausgegebene und 
von dem Chef des dortigen Statistischen Büros, Dr. V. V e r k k o, be¬ 
arbeitete Rechtsstatistik: „Suomen Virallinen Tilasto. Oikeustilasto. 
Rikollisuus. (Finlands Officiella Statistik. Rättsstatistik. Brottsligheten)“ 
enthält neuerdings in ihrem dritten Teil, der seit der vor einigen Jahren 
vollzogenen Umorganisation x ) die Gefangenenstatistik: „Rangaistusta 
Kärsivät (Personer som undergä straff)“ behandelt, eine vergleichende 
Zusammenstellung mit den wichtigsten Zahlenangaben aus dem Straf¬ 
anstaltswesen Finnlands und der drei skandinavischen Staaten Schweden, 
Norwegen und Dänemark. Da diese gefängnisstatistischen Übersichten, 
soweit es möglich war, nach einheitlichen Grundsätzen aufgestellt sind, 
wie dies vor kurzem von Schäfer (Ministerialdirektor im Reichsjustiz¬ 
ministerium) in seinem der 23. Tagung des Internationalen Statistischen 
Instituts in Athen im September 1936 unter dem Titel „Directives pour 
l’elaboration des statistiques criminelles dans les divers pays“ vorgelegten 
Gutachten 2 ) bezüglich der Kriminalstatistik angestrebt worden ist,hat sich 
Dr. Verkko um die praktische Lösung des Problems der Vergleichbarkeit 
strafvollzugsstatistischer Daten von Land zu Land und damit der Herbei¬ 
führung einer internationalen Gefängnisstatistik große Verdienste erworben. 

Diese vergleichende Untersuchung über die nordische Gefängnis¬ 
statistik, deren Angaben für Schweden, Norwegen und Dänemark von 
den Strafvollzugsressorts dieser Länder mitgeteilt wurden, gliedert sich 
bei jedem der vier Berichtsländer in zwei Hauptabschnitte A und B, die 
aus mehreren Tabellen bestehen. 

Der Abschnitt A enthält Bestandszahlen, der Abschnitt B Be¬ 
wegungszahlen. 

' In der ersten Tabelle des Abschnitts A wird die Zahl der am 
1. Januar 1933 in den Strafanstalten der Berichtslärider einsitzenden ver¬ 
schiedenen Gefangenenarten mitgeteilt, aufgegliedert nach ihrem Ge¬ 
schlecht sowie bezogen auf je 100 000 der Bevölkerung des jeweiligen 
Landes. Die zweite Tabelle dieses Abschnittes unterrichtet über die Zahl 
der Vorbestraften unter den am 1. Januar 1933 einsitzenden Gefangenen¬ 
gruppen. Sie ist ebenfalls für das männliche und weibliche Geschlecht 
aufgeteilt. 

Die erste Tabelle des Abschnitts B, der wie oben bereits erwähnt 
wurde, Bewegungszahlen enthält, gibt Aufschluß über die im Laufe des 
Jahres 1933 neu hinzugekommenen Gefangenenarten mit Unterscheidung 

1) Vgl. V. Verkko. Omorganisationen av den finska rätts-och kriminalstatistiken. 
Nordisk Tidsskrift for Strafferet. 1932. S. 74 ff; ferner: R. A p e 1 t. Die finnische 
Rechtsstatistik. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft. Berlin 1936. 66. Bd. 
S. 271 ff. 

2) Vgl. Revue de l'Institut International de Statistique. La Haye 1936. 4. Annöe, 

Livraison 2. II. Rapports et Communications pour la Session d'Athdnes. S. 196 ff; ferner: 
E. Roesner: Weitere Fortschritte auf dem Forschungsgebiet der internationalen 
Kriminalstatistik. Allgemeines Statistisches Archiv. Jena 1927. 26. Band, S. 431. 


4 * 
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nach ihrem Geschlecht sowie in ihrem Verhältnis zu 100 000 der Be¬ 
völkerung. Aus der zweiten Tabelle ist die Zahl der Vorbestraften unter 
dem Zugang des Berichtsjahres ersichtlich, während eine dritte Tabelle 
Angaben über wichtige Altersgruppen der hinzukommenden Gefangenen¬ 
arten mitteilt. 

Sämtliche dieser Angaben, die in „Suomen Virallinen Tilasto. XXIII. 
Oikeustilasto. 67. Rikollisuus. Vuonna 1934. III. Rangaistusta Kärsivät“ 
(S. 57*—64*) veröffentlicht sind, werden in den folgenden Übersichten mit¬ 
geteilt. Nur haben sie hier aus Raumgründen eine etwas andere Gruppie¬ 
rung erfahren. 

Es werden ihnen in der Originalquelle folgende Erklärungen voraus¬ 
geschickt: 

Die Zuchthausgefangenen in Finnland sind etwa den Strafarbeits¬ 
gefangenen in Schweden gleichzusetzen. 

Die Gefängnisgefangenen in Finnland, Schweden, Norwegen (fengsel- 
fanger) und Dänemark (Faengselfanger) entsprechen einander. In Nor¬ 
wegen und Dänemark gibt es keine der Zuchthausstrafe gleiche Strafart. 
Darum zählen zu den Gefängnisgefangenen in diesen Ländern auch solche 
Personen, die in Finnland zu Zuchthausstrafe verurteilt worden wären. 

Der Bezeichnung „Zu allgemeiner Arbeit Gehaltene“ (tili allmänt 
arbete hällna), d. h. zu öffentlichen Arbeiten Verurteilte, entspricht in 
Schweden und Norwegen die Bezeichnung „Zu Zwangsarbeit Gehaltene“ 
(tili tvangsarbete h&llna), d. h. zu Zwangsarbeit Verurteilte und in Däne¬ 
mark „in Arbeitshäusern Untergebrachte“. 

Die Kategorie derjenigen Gefangenen, die wegen Nichtbezahlung 
einer Geldstrafe eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen, die „Bötesförsonare“, 
entspricht in der Hauptsache in den verschiedenen nordischen Ländern 
einander. 

Die „Zwangseinrichtung“ in Finnland ist gleich der „Internierung“ 
in Schweden und der „Sicherungsverwahrung“ in Dänemark. 

Eine Arreststrafe, die in Gefängnisstrafe umgewandelt worden ist, 
kommt nur in Finnland vor. Hiermit hat es im speziellen folgende Be¬ 
wandtnis: 

Untersteht eine zu Arreststrafe verurteilte Person zur Zeit des An¬ 
tritts dieser Strafe nicht mehr der militärischen Gesetzgebung, so wird 
sie statt dessen in Gefängnishaft genommen, wobei die Zeitdauer der 
Gefängnisstrafe vom Oberkriegsgericht festgesetzt wird. Hierbei ent¬ 
sprechen 24 Stunden Hausarrest 12 Stunden Gefängnis, 24 Stunden ein¬ 
facher Arrest oder Wachtarrest einer zeitlich gleich langen Gefängnisstrafe 
und 24 Stunden geschärfter Arrest einer dreifachen Zeit von Gefängnis¬ 
strafe. Eine Person kann höchstens zu 30 Tagen Haus- oder Wachtarrest 
verurteilt werden, außer bei Zusammenlegung von Strafen, da die höchste 
Strafe 45 Tage ausmacht, und zu 8 Tagen geschärften Arrest, außer bei 
Zusammenlegung, da der Arrest höchstens 12 Tage betragen darf. 

Zu bemerken ist noch, daß den Summenzahlen der einzelnen Tabellen 
zu etwaigen Vergleichszwecken die entsprechenden für das Jahr 1932 bei¬ 
gefügt sind. Hierbei darf allerdings die Verschiedenartigkeit der einzel¬ 
staatlichen Strafvollzugssysteme nicht außer Acht gelassen werden. 

Fortsetzung des Textes Seite 314. 
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Finnland. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen im Jahre 1933. 


Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

ins¬ 

gesamt 

auf 

100 000 
Ein¬ 
wohner 

Anzahl 

0/ 

Io 

Anzahl 

0/ 

/ 0 

Bestand am 1. Januar 1933 







Zuchthausgefangene. 

5 059 

93,8 

332 

6,2 

5 391 

153,3 

Gefängnisgefangene. 

884 

86,2 

141 

13,8 

1025 

29,1 

Arbeitspflichtige (Besserungsarbeiten). 

75 

24,6 

230 

75,4 

305 

8,7 

Zu Arreststrafe Verurteilte, deren Strafe in 







Gefängnis umgewandelt ist. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Umwand- 







lung in Gefängnisstrafe verbüßen. 

594 

94,6 

34 

5,4 

628 

17,9 

Zusammen: 

6 612 

90,0 

737 

10,0 

7 349 

209,1 

dagegen am 1. Januar 1932: 

6 577 

89,9 

737 

10,1 

7 314 

209,4 

Zugang Im Laufe des Jahres 1933 







Zuchthausgefangene. 

3 752 

91,9 

332 

8,1 

4 084 

115,9 

Gefängnisgefangene. 

4178 

87,3 

607 

12,7 

4 785 

135,7 

Arbeitspflichtige (Besscrungsarbeiten). 

137 

23,6 

444 

76,4 

581 

16,5 

Zu Arreststrafe Verurteilte, deren Strafe in 







Gefängnis umgewandelt ist. 

86 

100,0 

— 


86 

2,4 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Umwand- 







lung in Gefängnisstrafe verbüßen. 

17 736 

92,8 

1377 

7,2 

19113 

542,2 

Zusammen: 

25 889 

90,4 

2 760 

9,6 

28 649 

812,7 

dagegen im Jahre 1932: 

29 036 

91,8 

2 609 

8,2 

31 645 

902,9 


B. Die Vorbestraften unter den Gefangenen des Jahres 1933. 


Bezeichnung der Gefangenen 

Anzahl 

% 

männl. 

weibl. 

Ins¬ 

gesamt 

männl. 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

Bestand am 1. Januar 1933 







Zuchthausgefangene. 

3 061 

152 

3 213 

60,5 

45,8 

59,6 

Gefängnisgefangene. 

498 

71 

569 

56,3 

50,4 

55,5 

Arbeitspflichtige (Besserungsarbeiten). 

63 

197 

260 

84,0 

85,7 

85,2 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Zuchthausgefangene. 

2 261 

156 

2 417 

60,3 

47,0 

59,2 

Gefängnisgefangene. 

2180 

276 

2 456 

52,2 

45,5 

51,3 

Arbeitspflichtige (Besserungsarbeiten). 

116 

340 

456 

84,7 

76,6 

78,5 
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C. Der Gefangenenzugang des Jahres 1933 nach Altersgruppen. 


Bezeichnung der 
Gefangenen 

15—17 Jahre 
alt 

Anzahl 

18—20 Jahre 
alt 

21 Jahre alt 
und darüber 

Altersgliederung in 
% der Gesamtzahl 

15—17 

Jahre 

alt 

18—20 i21 Jahre 
Jahre alt und 
alt j darüber 




davon 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

Zuchthausgefangene . 

43 

1 

493 

27 

3 548 

304 

14 

12,0 1 86,9 

Gefängnisgefangene. 

207 

16 

505 

62 

4 073 

529 

4,3 

10,6 85,1 

Arbeitspflichtige 









(Besserungsarbeiten) 

8 

6 

56 

48 

517 

390 

1,4 

9,6 89,0 

Zu Arreststrafe Verurteilte, 









deren Strafe in Gefängnis 









umgewandelt ist. 

— 

— 

3 

— 

83 

— 

— 

3,5 96,5 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 









die sie nach Umwand- 









lung in Gefängnisstrafe 









verbüßen . 

338 

— 

1853 

| - 

16 922 

— 

1,8 

9,7 1 88,5 

Zusammen: 

596 

— 

2 910 

— 

25143 


2,1 

HA 

o 

HA 

00 

-4 

OO 

dagegen im Jahre 1932: 

597 

— 

3 236 


27 812 


1,9 

I 10,2 87,9 


Schweden. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen im Jahre 1933. 


Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

ins¬ 

gesamt 

auf 

100 OM) 
Ein¬ 
wohner 

Anzahl 

% 

Anzahl 

0/ 

Io 

Bestand am 1. Januar 1933 







Strafarbeitsgefangene . 

1331 

95,6 

61 

4,4 

1392 

22,5 

Gefängnisgefangene. 

225 

98,3 

4 

1,7 

229 

3.7 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) Verurteilte 

209 

68,5 

96 

31,5 

305 

4,9 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um- 







Wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen haben 

249 

98,8 

3 

1,2 

252 

4,1 

Zu Einschließung Verurteilte. 

100 

98,0 

2 

2,0 

102 

1,6 

Zusammen: 

2114 

92,7 

166 

7,3 

2 280 

36,8 

dagegen am 1. Januar 1932: 

2 024 

92,1 

174 

7,9 

2198 

35,7 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Strafarbeitsgefangene. 

1425 

93,9 

92 

6,1 

1517 

24,4 

Gefängnisgefangene. 

1036 

96,9 

36 

3,4 

1072 

17,3 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) Verurteilte 

222 

69,2 

99 

30,8 

321 

5,2 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um- 







wandlnng in Gefängnisstrafe zu verbüßen haben 

11 237 

97,8 

253 

2,2 

11 490 

185,3 

Zu Einschließung Verurteilte. 

26 

S 89,7 

3 

10,3 

29 

0,5 

Zusammen: 

13 946 

96,7 

483 

3,3 

14 429 

232,7 

dagegen im Jahre 1932: 

15 931 

96,8 

520 

3,2 

16 451 

266,4 
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Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

■ 

auf 

100000 

Ein¬ 

wohner 

Anzahl 

0/ ° 



Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Gefängnisgefangene . 

3 676 

95,0 

192 

5,0 

3 868 

135,6 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) Verurteilte 

121 

82,9 

25 

17,1 

146 

5,1 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um- 







wandlang in Gefängnisstrafe zu verbüßen haben 

10 472 

95,5 

499 

4,5 

10 971 

384,8 

Zusammen: 

14 269 

95,2 

716 

4,8 

14 985 

525,5 

dagegen im Jahre 1932: 

13 762 

95,6 

631 

4,4 

14 393 

507,3 


C. Der Gefangenenzugang des Jahres 1933 nach Altersgruppen. 


Bezeichnung der 
Gefangenen 

14—17 Jahre 
alt 

Anzahl 

18—20 Jahre 
alt 

21 Jahre alt 
und darüber 

Altersgliederung in 
% der Gesamtzahl 

14—17 

Jahre 

alt 

18—20 

Jahre 

alt 

21 Jahre 
alt und 
darüber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

wcibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

Gefängnisgefangene *).... 

20 


200 

4 

3 900 

212 

0,5 

4,8 

94,7 

Zu Zwangsarbeit (öffent- 










liehen Arbeiten)Verurteilte 

— 

- 

1 

1 

145 

24 

— 

0,7 

99,3 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 










die sie nach Umwandlung 










in Gefängnisstrafe zu 










verbüßen haben *). 

17 


400 

4 

10 802 

479 

0,1 

3,6 

96,3 

Zusammen: 

37 

— 

601 

9 

14 847 

715 

0,2 

3,9 

95,9 

dagegen im Jahre 1932: 

49 


496 

9 

13162 

645 

0,4 

3,6 

96,0 


*) Die Angaben beziehen sich auf die in der Zeit vom 1. Juli 1932 bis 30. Juni 1933 neu hinzuge- 
kommenen Gefangenen. 


Dänemark. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen im Jahre 1933. 


Bezeichnung der Strafanstalten 

männlich 

weiblich 

ins- 

auf 

100000 

Anzahl 

i °/o 

Anzahl 

0/ 

10 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 

Bestand am 1. Januar 1933 

Staatsgefängnisse. 

1297 

98,3 

22 

1,7 

1319 

36,6 

Arresthäuser. 

744 

94,7 

42 

5,3 

786 

21,8 

Zusammen: 

2 041 

, 97,0 

64 

3,0 

2105 

58,4 

dagegen im Jahre 1932: **) 

2 202 

96,6 

77 

| 3,4 

2 279 

63,6 


•*) Am 31. Mürz. 
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B. Die Vorbestraften unter den Gefangenen des Jahres 1933. 


Bezeichnung der Gefangenen 


Anzahl 



0' 

/O 


männl. 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

männl. 

weibl. | 

ins¬ 

gesamt 

Bestand am 1. Januar 1933 







Strafarbeitsgefangene. 

571 

19 

590 

42,9 

31,1 

42,4 

Gefängnisgefangene. 

77 

1 

78 

34,2 

25,0 

34,1 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten)Verurteilte 

143 

27 

170 

68,4 

28,1 

55,7 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Strafarbeitsgefangene. 

552 

16 

568 

38,7 

17,4 

37,4 

Gefängnisgefangene. 

290 

8 

298 

28,0 

22,2 

27,8 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) Verurteilte 

147 

36 

183 

66,2 

36,4 

57,0 


C. Der Gefangenenzugang des Jahres 1933 nach Altersgruppen. 


Bezeichnung der 
Gefangenen 

15—17 Jahre 
alt 

Anzahl 

18—20 Jahre 
alt 

21 Jahre alt 
und darüber 

Altersgliederung in 
% der Gesamtzahl 

15-17 

Jahre 

alt 

18-20 21 Jahre 
Jahre alt und 
alt j darüber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins- | 
gesamt 

davon 

weibl. 

Strafarbeitsgefangene .... 

11 

2 

146 

13 

1360: 

77 

0,7 

9,6 

89,7 

Gefängnisgefangene. 

4 

— 

73 

3 

995 

33 

0,4 

6,8 

92,8 

Zu Zwangsarbeit (öffent- 










lieh. Arbeiten) Verurteilte 

— 

— 

5 

3 

316 

96 

— 

1,6 

98,4 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 










die sie nach Umwandlung 










in Gefängnisstrafe zu 










verbüßen haben . 

155 

— 

955 

4 

10 380 

249 

1,4 

8,3 | 

90,3 

Zusammen: 

170 

2 

1179 

23 

l-H 

Iß 

O 

CO 

1—4 

455 

1,2 

8,2 ! 

90,6 

dagegen im Jahre 1932: 

152 

— 

1352 

16 

1 

14 922 

502 

0,9 

8,2 

90,9 


Norwegen. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen im Jahre 1933. 


Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

ins¬ 

gesamt 

auf 

100000 

Ein¬ 

wohner 

Anzahl 

0 / 

/ 0 

Anzahl 

0 / 

Io 

Bestand am 1. Januar 1933 







Gefängnisgefangene. 

657 

96,5 

24 1 

3,5 

681 

24,0 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) Verurteilte 

374 

88,6 

48 

11,4 

422 

14,8 

Zu Geldstrafen Verurteilte, die sie nach Um- 







Wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen haben 

165 

95,4 

8 I 

4,6 

173 

6,1 

Zusammen: 

1 196 

93,4 

80 

6,3 



dagegen am 1. Januar 1932: 

1 255 

93,5 

87 

6,5 
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männlich 

weiblich 

ins- 

auf 

Bezeichnung der Strafanstalten 





100000 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Staatsgefängnisse und Spezialanstalten 
Gefängnisse. 

710 

97,3 

20 

2,7 

730 

20,1 

Jugendgefängnis. 

70 

100,0 

96,4 

_ 

_ 

70 

1,9 

0,8 

Gefängnis für Psychopathen. 

27 

1 

3,6 

28 

Arbeitshäuser. 

186 

97,4 

5 

2,6 

191 

5,3 

Sicherungsanstalt (für Rückfällige) . 

1 

100,0 

— 


1 

0,03 

Arresthäuser 







Für Untersuchungshaft. 

5 637 

91,2 

543 

8,8 

6180 

170,4 

Zur Verbüßung einer leichten Gefängnisstrafe .. 

765 

95,5 

36 

4,5 

801 

22,1 

Zur Verbüßung einer schweren Gefängnisstrafe 
Zur Verbüßung einer Gefängnisstrafe wegen Nicht- 

1891 

90,7 

193 

9,3 

2 084 

57,4 

Zahlung einer Geldbuße. 

Zur Verbüßung einer Gefängnisstrafe wegen Nicht- 

7 802 

97,8 

176 

2,2 

7 978 

220,0 

Zahlung von Unterhaltsgeldem. 

Zur Verbüßung einer Gefängnisstrafe wegen Nicht- 

909 

99,6 

4 

0,4 

913 

25,2 

Zahlung einer Geldstrafe. 

Zur vorläufigen Unterbringung von Gefangenen 

9 

100,0 

— 

““ 

9 

0,2 

für die Staatsgefängnisse. 

472 

100,0 

— 

— 

472 

13,0 

Zusammen: 

18 479 

95,0 

978 

5,0 

19 457 

536,4 


B. Die Vorbestraften unter den Gefangenen des Jahres 1933. 


Bezeichnung der Strafanstalten 

Anzahl 

% 

männl. 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

männl. 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

Gefängnisse. 

Jugendgefängnis. 

536 

27 

20 

186 

1 

9 

1 

5 

545 

27 

21 

19 1 

75.5 

36.6 
74,1 

100,0 

100,0 

45,0 

100,0 

100,0 

74,7 

36,6 

100,0 

100,0 

100,0 

Gefängnis für Psychopathen . 

Arbeitshäuser. 

Sicherungsanstalt (für Rückfällige). 


C. Der Gefangenenzugang des Jahres 1938 nach Altersgruppen. 





A n z 

a h 1 
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Die Bestandszahlen haben von 1932 auf 1933 in Finnland und Schweden 
leicht zugenommen, in den beiden anderen Berichtsländem Norwegen und 
Dänemark ein wenig abgenommen. Dagegen sind die Zugänge an Gefan¬ 
genen während des Jahres 1933 lediglich in Norwegen etwas stärker 
gewesen als 1932, in Finnland, Schweden und Dänemark geringer. 

Wie mir bei Abschluß dieser Arbeit Dr. Verkko noch mitteilte, 
hat sich in Finnland während der Folgezeit diese günstige Entwicklung 
fortgesetzt, denn es betrug 

1934 1935 1936 

der Gefangenenbestand am Jahresanfang 8369 7977 7590 

der Gefangenenzugang im Laufe des Jahres 28629 23720 20275 

Im Vergleich zu 1933 ist im Jahre 1936 im einzelnen die Zahl der 
Zuchthausgefangenen um 35%, die der Gefängnisgefangenen um 25% und 
die der Gefangenen, welche wegen Nichtbezahlung einer Geldstrafe eine 
Freiheitsstrafe verbüßen, um 35% niedriger. 

Der Anteil der weiblichen Gefangenen am Gesamtbestand zu 
Beginn des Jahres 1933 ist verhältnismäßig am größten in Finnland, es 
folgen Schweden, Norwegen und Dänemark. 


Aus der Gefängnis-Verwaltung 

Ausgabensenkung durch Preisnachlässe 
(Rabatte) 

von Amtsrat im Reichsjustizministerium Hogräfer, Berlin 

Es ist selbstverständliche Pflicht jeder öffentlichen Verwaltung, von 
den ihr zufließenden Geldern einen sparsamen Gebrauch zu machen. Die 
Reichshaushaltsordnung bestimmt ausdrücklich (§ 26), daß die Behörden 
die ihr zugewiesenen Mittel nur insoweit in Anspruch nehmen dürfen, als 
es zur „wirtschaftlichen und sparsamen Führung der Verwaltung“ not¬ 
wendig ist. Diese Forderung verdient bei den Vollzugsanstalten mit ihrem 
erheblichen Bedarf besondere Beachtung; sie bedeutet in diesem Zu¬ 
sammenhang: Erzielung möglichst günstiger Preise bei allen Anschaffun¬ 
gen. Eine Gelegenheit hierzu bietet sich dadurch, daß bei der Vergebung 
von Lieferungen und Leistungen, soweit angängig, Preisnachlässe 
(Rabatte) ausbedungen werden. 

Der Preisstand wird nicht nur durch den eigentlichen Preis einer 
Ware oder Leistung bestimmt, sondern wesentlich durch Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen, insbesondere durch Preisnachlässe beeinflußt. 
Allerdings besteht ein Rechtsanspruch auf Rabatt grundsätzlich nicht. Nur 
insoweit er ausdrücklich vereinbart ist, besteht ein direkter Anspruch. Bei 
diesen Rabattvereinbarungen sind jedoch die zwingenden Vorschriften auf 
dem Gebiete der Preisregelung und des Rabattwesens zu beachten. Ab¬ 
machungen über Rabatte, die hiergegen verstoßen, sind nach § 134 BGB. 
nichtig. Die Gültigkeit des Hauptgeschäfts wird davon jedoch nicht 
berührt. 
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Von den vorerwähnten zwingenden Vorschriften ist insbesondere das 
Gesetz über die Preisnachlässe (Rabattgesetz) vom 25. 11. 1933 — RGBl. I 
S. 1011 — zu beachten. Es gilt nur für Einzelhandel und Handwerk, 
d. h. für den Einzelverkauf unmittelbar an den letzten Verbraucher. Der 
Verkehr des Erzeugers mit dem Großhandel und des Großhändlers mit dem 
Einzelhändler wird nicht betroffen (Junckerstorff, Das Rabattgesetz S. 9). 
Hier gilt das bisherige Recht, insbesondere die Notverordnung vom 
9. 3. 1932. 

Dem Rabattgesetz geht die Verordnung über das Verbot von Preis¬ 
erhöhungen vom 26. 11. 1936 — RGBl. I S. 955 — (die sog. Stoppverord¬ 
nung) vor. Da hier nur Höchstpreise festgesetzt werden, sind Unterschrei¬ 
tungen durch Preisnachlässe selbstverständlich statthaft. Dagegen dürfen 
die bisher gewährten Rabatte auch dann nicht gekürzt werden, wenn 
sie dem Rabattgesetz nicht entsprechen (Jur. Wochenschrift 1937 S. 655). 

Anders ist die Rechtslage für Warenarten, für die durch besondere 
Vorschriften Festpreise angeordnet sind. Solche Festpreise sind z. B. 
vorgeschrieben: 

für Brot durch Anordnung 3 der Hauptvereinigung der Deutschen 
Getreidewirtschaft vom 9. 5. 1935; 

für Zucker durch Anordnung 29 der Hauptvereinigung der Deutschen 
Zuckerwirtschaft vom 23. 12. 1936; 

für Konsummargarine durch die IV. Verordnung über gewerbsmäßige 
Herstellung von Erzeugnissen der Margarinefabriken und Ölmühlen vom 
23. 10. 1934; ferner 

für Butter, Eier, Frischmilch und Dosenmilch. 

Rabatte in irgendeiner Form kommen hier grundsätzlich nicht in 
Frage. Das Rabattgesetz will nicht die Rabattgewährung sichern, sondern 
ihre Auswüchse bekämpfen. Es begrenzt deshalb die Höhe der Preisnach¬ 
lässe und wird von den Festpreisverordnungen dahin ergänzt, daß für 
bestimmte Waren eine Rabattgewährung völlig untersagt ist. Bei Waren 
und Leistungen, für die solche Festpreise angeordnet sind, dürfen daher 
Preisnachlässe nicht verlangt werden. 

Auf anderen Gebieten stehen aber den Vollzugsanstalten mehrere 
Möglichkeiten zur Erzielung von Rabatten gemäß dem Rabattgesetz offen: 

1. Barzahlungsrabatt 

Der durch § 2 des Rabattgesetzes zugelassene Barzahlungsrabatt 
darf 3 v. H. des Kaufpreises nicht übersteigen. Dieser Rabatt soll in 
erster Linie nicht etwaige Auswüchse des Wettbewerbs beseitigen, son¬ 
dern findet seine Rechtfertigung in der Erziehung des Käufers zur Bar¬ 
zahlung. Die Bezahlung muß daher Zug um Zug, d. h. ohne schuldhaftes 
Zögern erfolgen. Das ist jedoch nicht in streng juristischem Sinne zu 
verstehen. Eine Gleichzeitigkeit des Leistungsaustausches ist auch noch 
bei einer Zahlung nach 1 bis 2 Tagen gegeben. Als Barzahlung gelten 
auch die bargeldlosen Zahlungen, insbesondere durch Scheck und "Über¬ 
weisung. Von der sofortigen Zahlung ist eine Ausnahme nur im § 3 des 
Rabattgesetzes zugelassen: Wenn es üblich ist, daß die Abrechnung nach 
bestimmten Zeitabschnitten erfolgt, so kann ein Preisnachlaß auch noch 
bei Zahlung innerhalb eines Monats gewährt werden (Fristberechnung 
nach §§ 187 ff. BGB.). 

Verboten ist der Barzahlungsrabatt für Warenhäuser, Einheitspreis¬ 
geschäfte und Konsumvereine. 
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Hiernach können von dem Barzahlungsrabatt sämtliche Vollzugsan¬ 
stalten ohne Rücksicht auf den Umfang ihres Bedarfs Gebrauch machen. 
Aufgabe der Anstalten ist es, solche Lieferanten zu ermitteln, die Preis¬ 
nachlässe dieser Art gewähren. Handelsüblichkeit wird hierbei nicht 
verlangt. Auch die Abnahme einer bestimmten Warenmenge ist nicht 
Voraussetzung, sodaß auch kleinere Vollzugsanstalten diese Vergünstigung 
erlangen können. 

2. Mengenrabatt 

Diese Art von Rabatt kann gewährt werden als Mengenzah- 
lungsrabatt oder als Warenrabatt (§§ 7, 8 RabG.). Es handelt sich 
dabei entweder um einen Preisabschlag oder um die Hingabe einer be¬ 
stimmten Menge der verkauften Warenart ohne Gegenleistung. Er ist 
grundsätzlich gerechtfertigt, weil bei der Abnahme einer größeren Menge 
die Unkosten entsprechend geringer sind. Außerdem werden die Waren¬ 
läger verringert und der Umsatz vergrößert. Wegen der Verschiedenheit 
und Vielgestaltigkeit des Mengennachlasses ist ein bestimmter Höchstsatz 
nicht festgesetzt worden. Art und Umfang des Rabatts hängen vielmehr 
von der Handelsüblichkeit ab. Der Reichswirtschaftsminister hat sich 
hierüber in einem Schreiben vom 7. 12. 1934 (V. 9100/34) folgendermaßen 
geäußert: 

„Die Frage nach der handelsüblichen Höhe des Mengennach¬ 
lasses läßt sich m. E. nicht allgemein beantworten. Die Höhe des 
Nachlaßsatzes wird von der abgenommenen Menge abhängen. Dabei 
wird ein Mengennachlaßsatz, sofern die Menge nicht nur eine gering¬ 
fügige ist, in Höhe von 6 v. H. m. E. nicht zu beanstanden sein.“ 

Weitere Voraussetzung für die Erlangung eines Mengenrabatts ist 
das Vorliegen einer einheitlichen Lieferung. Es muß ein einheitliches 
Kaufgeschäft und eine einheitliche Erfüllungshandlung gegeben sein. 

Unter diesen Voraussetzungen kann auch bei einem Successivliefe- 
rungsvertrag (Kaufabschluß über Warenlieferung für den Zeitraum bis 
zu einem Jahre und Abrufung der Waren in Teilen nach Maßgabe des 
jeweiligen Bedarfs) Mengenrabatt gegeben werden. 

Dieser Rabatt kommt besonders für mittlere und größere Vollzugs¬ 
anstalten in Frage. Auch kleinere Anstalten können ihn erzielen, wenn 
sie die Waren für einen längeren Zeitraum bestellen (Successivlieferungs- 
vertrag). Ist dies nicht ratsam, so empfielt es sich, die benötigten Waren 
von einer größeren Vollzugsanstalt miteinkaufen zu lassen und zu diesem 
Zwecke bei der größeren Anstalt eine gemeinsame Beschaffungsstelle 
einzurichten. Ein solcher gemeinsamer Einkauf ist nach dem Rabattgesetz 
grundsätzlich zulässig. Zweifel bestehen lediglich bei Sammelbestellungen 
für Privatpersonen, besonders in den Fällen, in denen der Einkäufer für 
die nachträgliche Verteilung eine Vergütung erhält (vgl. hierzu Junckers- 
torff, Das Rabattgesetz S. 96). 

3. Sonderrabatt 

Die Gewährung von Sondernachlaß ist grundsätzlich verboten. Ins¬ 
besondere darf er nicht mehr an Beamte, Berufsorganisationen oder 
Verbrauchergruppen gegeben werden. Die Ausnahmen von diesem Verbot 
sind ausschließlich im § 9 RabG. geregelt. Für die Vollzugsanstalten 
kommt hier nur die Bestimmung in Betracht, daß Sondemachlaß für 
Großverbraucher möglich ist. Wer Großverbraucher ist, bestimmt sich 
nach der Verkehrsanschauung. In Frage kommen besonders Hotels, 
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Krankenhäuser und Behörden. Handelsüblichkeit wird hier nicht verlangt. 
Auch ein besonderer Lieferungsvertrag braucht nicht abgeschlossen zu 
werden. Der Nachlaß kann auch dann gewährt werden, wenn die Liefe¬ 
rungen nach den Bedingungen der behördlichen Beschaffungsstellen er¬ 
folgen (§ 12 Verordnung vom 21. 2. 1934). Der Sonderrabatt unterscheidet 
sich auch dadurch von dem Mengenrabatt, daß er nur für den fortlaufenden 
oder regelmäßigen Bezug von Waren gewährt wird. Es dürfte sich auch 
hier empfehlen, daß sich gegebenenfalls kleinere mit größeren Vollzugs¬ 
anstalten zum Zwecke gemeinsamer Bestellung zusammenschließen. — 

Treffen mehrere Rabattarten zusammen, so darf der Nachlaß nur 
für zwei Arten gewährt werden (§ 10 RabG.). — Im Hinblick auf den 
Mengenrabatt bei Lebensmittelkäufen hat die Industrie- und Handels¬ 
kammer Leipzig in einem bemerkenswerten Gutachten festgestellt, daß 
die Entwickelung der Preisnachlaßfrage dahingeht, Mengenrabatt nur bei 
größeren Lieferungen zu geben. Der Rabatt kann hier bis zu 10 v. H. 
der Verkaufspreise ansteigen. Neben diesem Mengenrabatt ist ein weiterer 
Sondemachlaß unzulässig. Ist dem Käufer bereits ein Sonderpreis 
berechnet worden, so kommt ein Mengennachlaß nicht mehr in Betracht. 
Der Barzahlungsrabatt — 3 v. H. — kann jedoch in jedem Falle gewährt 
werden (Archiv f. Wettbewerbsrecht 1935 S. 40). — 

Bei Zweifeln über die Handelsüblichkeit oder andere mit der Rabatt¬ 
gewährung zusammenhängende Fragen wird das zuständige Einigungsamt 
für Wettbewerbsstreitigkeiten Auskunft geben können. 

Das Recht, Dienstkleidung zu tragen 

von Erstem Staatsanwalt Schneidewind, Reichsjustizministerium 

Das Deutsche Beamtengesetz vom 26. 1. 1937 behandelt in seinem 
Abschnitt V die Sicherung der rechtlichen Stellung der Beamten. Sie 
umfaßt die Fürsorge und den Schutz, der dem einzelnen Beamten vom 
Staat gewährt wird, sowie die Rechte des Beamten, die seine Stellung 
gegenüber dem Staat sichern. Diese Rechte gliedern sich in Vermögens¬ 
rechte, Ehrenrechte u. a. Zu den Ehrenrechten gehört auch das 
Recht, die Uniform zu tragen, die für bestimmte Beamtengruppen vor¬ 
geschrieben ist. Ein Verzicht auf dieses Recht ist nicht zulässig. Für die 
Beamten des Aufsichts- und Werkdienstes bei den Justizvollzugsanstalten 
ist die Art der Uniform einheitlich geregelt durch das mit der Rund¬ 
verfügung vom 17. 6. 1935 herausgegebene „Vorläufige Merkblatt über 
die Dienstkleidung der Strafanstaltsbeamten“, sowie die zu seiner 
Ergänzung ergangenen nachträglichen Anordnungen des Reichsministers 
der Justiz. Die zum Tragen der vollen Dienstkleidung verpflichteten 
Strafanstaltsbeamten erhalten nach der AV. vom 17. 3. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 479 — einen Dienstkleidungszuschuß. Die Uniformierung der 
Strafanstaltsbeamten bezweckt in erster Linie, die durch die Beamten ver¬ 
körperte Staatsautorität deutlich zu machen. Dieser Zweck ist der gleiche, 
der der Uniformierung anderer Beamtengruppen zugrunde liegt, wie 
zum Beispiel Reichsbahn, Reichspost, Zollverwaltung, Forstverwaltung u. a. 
Es steht außer Zweifel, daß sich durch einen uniformierten Beamten¬ 
körper Zucht und Ordnung in den Vollzugsanstalten leichter gewährleisten 
läßt, als durch Beamte in bürgerlicher Kleidung. Die Tatsache allein, 
daß die Strafanstaltsbeamten aus leicht erklärlichen Gründen im Dienst 
Waffen zu führen haben, würde das äußere Erscheinungsbild der Anstalt 
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und ihres Beamtenkörpers stark beeinträchtigen, wenn alle Beamten 
bürgerliche Kleidung trügen. Die Uniform läßt die Beamtenschaft als 
geschlossenes Ganzes erscheinen; sie zwingt den einzelnen Träger jederzeit 
zu straffer Haltung und Unterordnung; sie vermittelt echte Kamerad¬ 
schaft und innere Verbundenheit der Beamten untereinander. Dadurch, 
daß die Uniform den Beamten als Träger staatlicher Funktionen kenntlich 
macht, stärkt sie nach außen hin seine Stellung. Im Innenverhältnis legt 
sie aber dem Beamten besondere Pflichten auf: Jedes unwürdige und 
auffällige Verhalten eines uniformierten Beamten erregt in besonderem 
Maße die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit und ist mehr als sonst 
geeignet, das Ansehen des Beamten herabzusetzen. Der Beamte in Uniform 
muß sich daher eines besonders zurückhaltenden und unauffälligen Ver¬ 
haltens in der Öffentlichkeit befleißigen. Er hat stets darauf bedacht 
zu sein, seine Beamtenwürde sorgfältig zu wahren. Verstößt er gegen 
diese Pflichten, so hat er eine Dienststrafe zu gewärtigen. 

Der Kreis der Strafanstaltsbeamten, die das Recht und die Pflicht 
haben, Dienstkleidung zu tragen, ist durch die Rundverfügung vom 2. 7.1937 
im einzelnen erläutert. Die oberste Dienstbehörde kann aber nach § 37 Abs. 3 
DBG. auch einem entlassenen oder in den Ruhestand getretenen Straf¬ 
anstaltsbeamten bei Beendigung seines Beamtenverhältnisses erlauben, Uni¬ 
form zu tragen. Sie kann diese Erlaubnis zurücknehmen, wenn der frühere 
Beamte rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt ist, welche bei einem Be¬ 
amten nach § 53 DBG. das Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis nach 
sich zieht. Die Bestimmung des § 37 Abs. 3 DBG. entspricht dem § 33 des 
Wehrgesetzes vom 21. 5. 1935 (RGBl. I S. 609), wonach den aus der 
Wehrmacht ausscheidenden Wehnnachtsbeamten das Recht zum Tragen 
der Uniform eines Wehrmachtsteiles mit einem für Verabschiedete vor¬ 
gesehenen Abzeichen widerruflich verliehen werden kann; dieses Recht 
wird in der Regel nur nach einer in Ehren geleisteten Dienstzeit von 
mindestens zwölf Jahren verliehen. Eine ähnliche Bestimmung enthält 
§ 20 Abs. 2 des Deutschen Polizeibeamtengesetzes vom 24. 6. 1937 — 
RGBl. I S. 653 —. Gehört das Recht der Beamten, Uniform zu tragen, 
zu ihren Ehrenrechten, so kann der im Rahmen des § 37 Abs. 3 DBG. 
erteilten Erlaubnis, nach Beendigung des Beamtenverhältnisses die 
Uniform zu tragen, nur die Bedeutung einer besonderen Ehrung und 
Auszeichnung des ausscheidenden Beamten beigemessen werden. In Frage 
dürften daher im Einzelfall nur besonders verdiente Beamte kommen, 
bei denen nach ihrer Persönlichkeit und ihrem Vorleben die unbedingte 
Gewähr besteht, daß sie zu jeder Zeit und in jeder Beziehung die Beamten¬ 
würde zu wahren wissen. Eine allgemeine Regelung dahingehend, daß alle 
Beamten, die in Ehren ausgeschieden sind, die Uniform tragen dürfen, 
ist als viel zu weitgehend abzulehnen. Als selbstverständlich muß gelten, 
daß sich die Erlaubnis, die Uniform zu tragen, nur auf besondere Anlässe, 
wie zum Beispiel nationale Feiertage, Aufmärsche, Kameradschaftsabende, 
Beerdigungen, Familienfeste u. a. erstreckt. Keinesfalls wird durch 
§ 37 Abs. 3 DBG. das wirtschaftliche Kleidungsbedürfnis des Beamten 
geregelt, wie vielfach in den Kreisen der aus dem Beamtenverhältnis aus¬ 
scheidenden Beamten angenommen wird. Will der Beamte nach seinem 
Übertritt in den Ruhestand seine Uniform auftragen, so kann er dies in 
aller Regel nur nach deren Umarbeiten in bürgerliche Kleidung tun. Der 
Autorität des Staates entspricht es, daß auch der ausgeschiedene Beamte 
nur eine völlig einwandfreie Uniform trägt, soweit ihm dies nach § 37 
Abs. 3 DBG. gestattet ist. 
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Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Erfassung und Verwertung von Altmaterial, insbesondere von Altmetallen. 
AV. vom 25. 8. 1937 — Deutsche Justiz S. 1458 — 

(Eingehende Regelung der Mitwirkung der Vollzugsanstalten bei 
Erfassung und Verwertung der zur Wiedergewinnung von Roh¬ 
stoffen geeigneten Altstoffe). 

Bücherbestellungen. AV. vom 1. 9. 1937 — Deutsche Justiz S. 1378 — 
(In der „Deutschen Justiz“ werden künftig „Bücherangebote zu 
Vorzugspreisen“ bekannt gegeben). 

Besoldung der verheirateten Hilfsbeamten. AV. vom 7. 9. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1374 — 

(Erhöhung der Bezüge der verheirateten außerplanmäßigen 
Beamten gilt auch für die zur Einführung beschäftigten Hilfs¬ 
beamten und sonstigen Hilfsbeamten). 

Gefolgschaftsappelle und Gemeinschaftsveranstaltungen bei öffentlichen 
Veranstaltungen und Betrieben. AV. vom 9. 9. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1456 — 

(Regelt Anberaumung, Durchführung und Beteiligung an diesen 
Appellen und Veranstaltungen). 

Gefangenentransportwesen. AV. vom 14. 9. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 1460 — 

(Vereinfachung der Erstattung der Kosten für Sammel- und 
Einzeltransporte). 

Reichsgrundsätze über Einstellung, Anstellung und Beförderung. AV. vom 
23. 9. 1937 — Deutsche Justiz S. 1516 — 

(Erläuterungen zu den Reichsgrundsätzen vom 14. 10. 1936 — 
RGBl. I S. 893 —). 

Einrichtung einer Ermittlungshilfe der Strafrechtspflege. AV. vom 
7. 10. 1937 — Deutsche Justiz S. 1564 — 

(Zweck der Ermittlungshilfe ist Gewinnung eines möglichst 
vollständigen und zutreffenden Bildes von der Persönlichkeit des 
Rechtsbrechers. Sie wird eingerichtet in Zusammenarbeit mit dem 
der NSV. eingegliederten Deutschen Reichsverband für Straf- 
fälligenbetreuung und Ermittlungshilfe). 

Verwendung von Haushaltsmitteln zur Förderung der Betriebsgemein¬ 
schaft. AV. vom 27. 10. 1937 — Deutsche Justiz S. 1724 — 

(Bereitstellung von Haushaltsmitteln für Zwecke der Förderung 
der Betriebsgemeinschaft bei öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben). 

Besondere Anweisung des RJM. über die Anwendung der Anstellungs¬ 
grundsätze bei den Reichsjustizbehörden und Stellenverzeichnis der 
Versorgungsanwärter. AV. vom 30.10.1937 — Deutsche Justiz S. 1726 — 
(Änderungen der bisherigen Bestimmungen zur Vereinheitlichung 
des Vormerkungswesens. Für Strafanstaltsverwaltung vgl. Ab¬ 
schnitt IC des Stellenverzeichnisses). 

Urkundensteucr bei Verträgen mit Behörden. AV. vom 26. 10. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1728 — 

(Bei Verträgen über die Beschäftigung von Gefangenen ist die 
Urkundensteuer in der Regel den Unternehmern aufzuerlegen). 
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Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Maurer und Zimmerer: In privaten und öffentlichen Betrieben und Ver¬ 
waltungen aller Art dürfen Maurer und Zimmerer nur eingestellt 
werden, wenn eine schriftliche Zustimmung des Arbeitsamts vor¬ 
liegt. — Anordnung über den Arbeitseinsatz von Maurern und 
Zimmerern vom 6. Oktober 1937 — DRA Nr. 233 vom 

9. Oktober 1937. 

Nadel-Schnittholz: Preisbemessung. — Verordnung über die Markt¬ 
regelung für den Absatz von Nadel-Schnittholz an den Holzhandel 
vom 4. September 1937. — Verordnung über die Marktregelung 
für den gewerblichen Absatz von Nadel-Schnittholz vom 
4. September 1937 — Übersicht der Preisgebiete — DRA Nr. 207 
vom 8. September 1937 und RNVB1. Nr. 72 vom 16. Oktober 1937. 

Papier und Karton: Zulässige Maße, Gewichte und Güte für einzelne Sorten 
und Verwendungsarten. — Nachtrag Nr. 1 zur Anordnung Nr. 2 
der Überwachungsstelle für Papier — DRA Nr. 257 vom 6. Novem¬ 
ber 1937. 

Spiritus: Verwendung als Treibstoff — Bekanntmachung zur Verordnung 
über den Bezug von Spiritus zu Treibstoff zwecken vom 4. Juli 
1930 — RGBl. I S. 199 — DRA Nr. 213 vom 15. September 1937 


Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Kartoffeln: Vom 1. März 1941 ab darf zum Anbau von Kartoffeln nur 
Pflanzgut krebsfester Kartoffelsorten verwendet werden — 
Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelkrebses vom 8. Oktober 
1937 — RGBl. I S. 1127 und RNVB1. Nr. 75 vom 30. Oktober 1937. 

Kartoffelflocken: Bestimmungen über den Verkehr mit Kartoffelflocken 
zu Fütterungszwecken — Anordnung der Hauptvereinigung der 
Deutschen Kartoffelwirtschaft vom 10. September 1937 — 
RNVB1. Nr. 64 S. 425. 


Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Schweine: Kontingentierung — Bekanntmachung Nr. 4/37 der Haupt¬ 
vereinigung der Deutschen Viehwirtschaft vom 23. Oktober 1937 — 
RNVB1. Nr. 73 vom 25. Oktober 1937. 

Weihnachtsbäume: Höchst- und Niedrigstpreise — Verordnung zur 
Regelung des Absatzes und der Preise von Weihnachtsbäumen 
im Jahre 1937 vom 30. September 1937 — DRA Nr. 226 vom 
1. Oktober 1937 und RNVB1. Nr. 75 vom 30. Oktober 1937. 

Zwiebeln: Frankofestpreise für deutsche Speisezwiebeln — Bekannt¬ 
machung Nr. 1 des Vorsitzenden der Hauptvereinigung der 
Deutschen Gartenbauwirtschaft vom 28. Oktober 1937 — RNVB1. 
Nr. 75 vom 30. Oktober 1937. 
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Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Gerichtsassessor Dr. Pitz zum Regierungsrat in Lingen (Ems), 
Gefangenenanstaltsoberamtmann Dr. Heinke zum Regierungsrat in 
Gräfentonna. 

Versetzt: 

Staatsanwalt Rehbein in Koblenz als Regierungsrat nach Siegburg, 
Regierungsrat Dr. Seitler in Ludwigsburg nach Wolfenbüttel, 
Regierungsrat Dr. Hauck in Ebrach nach Berlin-Tegel. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Nieft zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Frankfurt (Main), 
Verwaltungsoberinspektor Jörg zum Verwaltungsamtmann in 
Straubing, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Krätzig zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Beuthen OS., 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Emmerich zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Görlitz, 

Verwaltungsinspektor von Machui zum Verwaltungsoberinspektor in 
Tapiau, 

Verwaltungsinspektor Mengewein zum Verwaltungsoberinspektor in 
Allenstein, 

Verwaltungsinspektor Wüstenberg zum Verwaltungsoberinspektor in 
Berlin, Lehrter Straße, 

Verwaltungsinspektor Xanke zum Verwaltungsoberinspektor in Weser- 
münde-Lehe, 

Justizinspektor Frank zum Verwaltungsoberinspektor in Gräfentonna, 
Gerichtsassessorin Bockmann zur Oberin in Dreibergen-Bützow, 
Verwaltungspraktikant Nötzel zum Verwaltungsinspektor in Stuhm, 
Verwaltungspraktikant Marks zum Verwaltungsinspektor in Hagen. 

Versetzt: 

Justizinspektor Hartmann (Rud.) in Nürnberg als Verwaltungs¬ 
inspektor nach St. Georgen-Bayreuth, 

Justizinspektor Ebert in Eisenach als Verwaltungsinspektor nach 
Eisenach, 

Verwaltungsinspektor Ziegon in Hindenburg nach Beuthen. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsinspektor Strebe in Breslau, 

Verwaltungsinspektor Hoff mann (Max) in Aachen. 

Ausgeschieden: 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Piepert in Insterburg 
infolge Übernahme als Oberleutnant in den Dienst der Luftwaffe. 
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Ärzte 


Ausgeschieden: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Kunze in Ebrach infolge Übernahme in 
den Dienst der Landesversicherungsanstalt. 

Verstorben: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Ulrich in Herford. 

Geistliche 

Ernannt: 

Gemeindepfarrer Brandstetter zum Anstaltspfarrer in Kassel- 
Wehlheiden, 

Gemeindepfarrer Scholz zum Anstaltspfarrer in Brandenburg (Havel)- 
Görden. 

Versetzt: 

Oberpfarrer Brelowski in Dreibergen-Bützow nach Rendsburg, 
Pfarrer Kneip in Frankfurt (Main) nach Freiendiez, 

Pfarrer Dörmer in Marienschloß-Rockenberg nach Kassel-Wehlheiden. 

In den Ruhestand getreten: 

Pfarrer Dr. Eismann in Wittlich. 

Verstorben: 

Pfarrer Unger in Münster. 

Oberlehrer 


Ernannt: 

Studienassessor Reichel zum Oberlehrer in Brandenburg (Havel )- 
Görden, 

Lehrer Grabow zum Oberlehrer in Magdeburg. 

Ausgeschieden: 

Oberlehrer Kurz in Brandenburg (Havel)-Görden infolge Übernahme 
in den Berufsschuldienst. 


Mitteilungen 

Bericht über die Sitzung des Arbeitsausschusses 
und über den Verlauf der Mitgliederversammlung 

Am 7. Oktober 1937 fand in der Universität zu München eine 
Sitzung des Arbeitsausschusses der „Deutschen Gesell¬ 
schaft für Gefängniskunde“ statt, die — wie unter Mitteilungen im 3. Heft 
des 68. Bandes bekanntgegeben — sich auf die satzungsmäßige Entgegen¬ 
nahme der Berichte des Vorsitzenden, des Schriftführers, des Schatz¬ 
meisters und des Herausgebers der „Blätter für Gefängniskunde“ 
beschränkte. Der Vorsitzende, Generalstaatsanwalt Dr. Christians, 
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dankte seinen drei Mitarbeitern fiir die bisher geleistete Arbeit und gab 
der Hoffnung Ausdruck, daß die Gesellschaft in gleicher Weise sich fort¬ 
entwickeln möge, wie es insbesondere in dem letzten Jahr der Fall 
gewesen ist. 

In der darauffolgenden Mitgliederversammlung wurden 
wesentliche Punkte aus dem vorliegenden Satzungsentwurf durchberaten. 
Die Satzungen werden nach Eintragung in das Vereinsregister in einem 
der nächsten Hefte veröffentlicht werden. 

Die Tagung gewann noch dadurch besondere Bedeutung, daß im 
Anschluß an die Sitzung der Präsident der „Deutschen Gesellschaft für 
Gefängniskunde“, Reichsminister Dr. Frank, Präsident der Akademie 
für Deutsches Recht, im Auditorium Maximum vor zahlreichen Rechts- 
wahrern, die aus Anlaß der zu gleicher Zeit stattfindenden Tagungen der 
„Kriminalbiologischen Gesellschaft“ und des „Deutschen Reichsverbandes 
für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge“ in München 
weilten, eine grundlegende und bedeutsame Rede über „Strafrechts- und 
Strafvollzugsprobleme“ hielt. 

Eingangs seiner Ausführungen gedachte Reichsminister Dr. Frank 
der großen Verdienste der „Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde“ 
und dankte besonders dem bisherigen Vorsitzenden Dr. Weißenrieder, 
der unermüdlich für die Verbesserung des deutschen Strafvollzuges 
gekämpft hat. Seilte weiteren Ausführungen sind zu Beginn dieses Heftes 
veröffentlicht. Noetzold. 


Schrifttum 


Bücher 


Inland 


Dr. Klaus Seibert, Die Jugendkriminalität Münchens in den Jahren 1932 
und 1935. 63 Seiten und 1 Plan. Dr. E. Wiegandt, Verlagsbuchhand¬ 
lung, Leipzig. 1937. 2,75 0tH>. 

Die Arbeit ist als Heft XXVI der von Exner herausgegebenen Kri¬ 
minalistischen Abhandlungen erschienen und will an der Hand statistischen 
Materials das Jugendverbrechen für einen kleinen Bezirk in seiner äußeren 
Erscheinung und in seinen inneren Ursachen darstellen. Sie kann und 
will nicht in ihren Ergebnissen allgemeine Bedeutung beanspruchen. Da 
der Verfasser aus Mangel an zuverlässigen Unterlagen darauf verzichten 
mußte, Erbanlage und Persönlichkeit der jugendlichen Rechtsbrecher in 
den Kreis seiner Untersuchungen einzubeziehen, konnte auch das gesteckte 
Ziel nicht in vollem Umfange erreicht werden. 

Der Arbeit liegen die Verfahren der Jahre 1932 und 1935 zu Grunde. 
Dabei sind nur solche Fälle berücksichtigt worden, in denen „die verübte 
Tat das Vorhandensein verbrecherischer oder asozialer Instinkte beweist 
oder vermuten läßt“. Ob die Beschränkung in dem geschehenen Umfange 
insofern zweckmäßig ist, kann zweifelhaft sein; z. B. ist „die unüberseh¬ 
bare Flut“ der Verkehrsdelikte ausgeschlossen worden. 

Die Verurteilungen Jugendlicher sind in München im Gegensätze zu 
dem sonst beobachteten Bilde von 1932 auf 1935 angewachsen, wenn auch 
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nur um eine ganz geringe Zahl. 1932 wurden 425, 1935 438 Jugendliche 
bestraft. Das Anwachsen ist auf den weiblichen Teil der Jugendlichen 
zurückzuführen, von denen 1932 50 und 1935 72 bestraft wurden, während 
bei den männlichen Jugendlichen 375 Verurteilungen im Jahre 1932 366 
im Jahre 1935 gegenüberstehen. Dem Verfasser ist beizupflichten, wenn 
er die Zunahme der Verurteilungen nicht als einen Beweis für die Zunahme 
der Kriminalität ansieht. Als Ursachen der Steigerung der Verurteilungen 
bezeichnet der Verfasser einmal die Steigerung der „Anzeigefreudigkeit“ 
der Bevölkerung, die darauf zurückzuführen sei, daß eine veränderte 
Rechtsauffassung Platz gegriffen habe. Ferner ist er der Ansicht, daß 
die Verfolgungsintensität der Behörden gewachsen ist. Die Einstellungen 
von Verfahren sind jetzt geringer. Beim Jugendgericht München sind 1932 
trotz geringerer Zahl von Anzeigen mehr Verfahren eingestellt worden als 
1935. Auffallend ist die Verschiebung der Altersgruppen. Während 1932 die 
Jugendlichen über 16 Jahren den Hauptanteil stellten, sind 1935 diejenigen 
unter 16 Jahren am häufigsten vertreten. Das kann in dem Münchener 
Bezirk gewiß auf Zufall beruhen, aber der Wunsch des Verfassers ist 
berechtigt, daß Untersuchungen größeren Umfangs vorgenommen werden, 
weil für die Bekämpfung der Jugendkriminalität die genaue Kenntnis der 
Altersgruppen, aus denen sich diese vornehmlich zusammensetzt, not¬ 
wendig ist. 

Bei den Straftaten zeigen Eigentumsdelikte — vor allem Kraftfahr¬ 
zeugdiebstahl —, Sittlichkeitsdelikte und Schulversäumnisse steigende Ten¬ 
denz, Bettel und Landstreicherei, Roheitsdelikte und politische Ausschrei¬ 
tungen fallende Tendenz. 

Die Zusammenstellung der Freiheitsstrafen zeigt, daß leider heute 
immer noch viel zu viel kurze Strafen ausgesprochen werden. Gewiß läßt 
die Zusammenstellung nicht erkennen, wieviel der kurzen Strafen voll¬ 
streckt wurden. Wenn eine Freiheitsstrafe gegen einen Jugendlichen voll¬ 
zogen wird, muß sie ihrer Dauer nach dazu angetan sein, die Sonder¬ 
behandlung im Jugendgefängnis durchzuführen. Es möchte in Zukunft 
ausgeschlossen werden, daß jugendliche Rechtsbrecher anderen Gefäng¬ 
nissen als besonderen Jugendanstalten zugewiesen werden. Es mag sein, 
daß bei Erwachsenen auf kurze Freiheitsstrafen nicht verzichtet werden 
kann; im Jugendstrafrecht muß von ihr abgesehen werden, denn mit ihr 
wird in den meisten Fällen nur erreicht, daß der Jugendliche eine kurze, 
wirkungslose Bekanntschaft mit dem Gefängnis macht. Lieber weniger, 
aber dann längere Freiheitsstrafen verhängen. 

In einem Abschnitt über „umweltliche Verhältnisse“ werden die 
berufliche Gliederung der jugendlichen Verurteilten, die Familienverhält¬ 
nisse (unehelich, verwaist, geschiedene, getrennte oder zerrüttete Ehen 
der Eltern), die berufliche Gliederung der Väter und die Organisationen 
der Jugendlichen festgestellt. 

Der Verfasser stellt dann noch eine Untersuchung darüber an, ob 
es in München Verbrecherviertel im Sinne der „Criminal Areas“ gibt, wie 
sie der Amerikaner Clifford Shaw in seinem Buche „Report on the Causes 
of Crime“ für die amerikanischen Verhältnisse beschrieben hat. Shaw 
hat behauptet, daß die erhöhte Kriminalität, die in zahlreichen amerika¬ 
nischen Städten einzelne Bezirke aufzuweisen haben, auf besondere krimi¬ 
nogene Einflüsse, auf Umweltsbedingungen, vor allem auf unzureichende 
Baulichkeiten zurückzuführen sei. So sehr Untersuchungen auf dem Ge¬ 
biete der Kriminologie zu begrüßen sind, so fragt es sich doch, ob es sich 
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lohnt, nach dem Muster Shaws Forschungen nach der Richtung hin anzu¬ 
stellen, ob die Behauptung Shaws auch für die deutschen Verhältnisse 
zutrifft. Bei der Persönlichkeitsgestaltung wirken Anlage und Umwelt 
zusammen. Die Grenzen sind allerdings schwankend. In einem Falle ist 
die Kriminalität überwiegend durch die Anlage, in einem anderen 
Falle überwiegend durch die Umwelt bedingt, in einem anderen Falle 
zweifellos auf dessen soziologischer Auffassung des Verbrechens. Wir 
sind der Ansicht, daß Verbrecherviertel nicht als von Anfang an gegebene 
Umwelterscheinungen aufgefaßt werden können, sondern daß sie zu dem, 
was sie sind, durch die Menschen, die sich dort zusammengefunden haben, 
geworden sind. Die Verbrecherviertel erhalten ihren Charakter in erster 
Linie durch ihre Bewohner, nicht durch ihre Baulichkeiten. Da sich Ver¬ 
brecher in anderer Umgebung in aller Regel nicht halten können, werden 
sie sich meist in Bezirken zusammenfinden, die von anderen gemieden 
werden. Das kann seinen Grund darin haben, daß die baulichen Verhält¬ 
nisse des Stadtviertels schlecht sind, kann aber auch darauf beruhen, daß 
die Gegend deshalb in Verruf gekommen ist, weil sich dort durch Zufall 
bereits einige Verbrecher niedergelassen haben, oder kann in dem Vor¬ 
handensein übler Schanklokale oder in einer anderen Erscheinung be¬ 
gründet sein. Insofern ist das Untersuchungsergebnis der vorliegenden 
Arbeit auch nicht ohne Interesse: kriminogene Einflüsse, die ihre Grund¬ 
lage in der Eigenart eines bestimmten Raumgebietes hatten, konnten bei 
den „Criminal Areas“ Münchens nicht gefunden werden. — Zweifellos 
wird es auch für andere deutsche Großstädte von Wert sein, die Ver¬ 
brecherviertel durch die Feststellung der Wohnung der Rechtsbrecher be¬ 
sonders für die Jugendlichen zu ermitteln. Es ist aber anzunehmen, daß 
diese Viertel den Kriminalbehörden, Fürsorgestellen usw. bereits bekannt 
sind. Für uns ergibt sich die Fragestellung, wie es im Einzelfall dazu 
gekommen ist, daß der Verurteilte gerade in dem anrüchigen Viertel seine 
Wohnung oder vielleicht auch nur seinen bevorzugten Aufenthalt hat. Daß 
die Untersuchung dieser Frage für die Bekämpfung der Jugendkriminalität 
besonders wichtig ist, liegt auf der Hand. Rechtzeitiges Eingreifen durch 
Herausnahme des Jugendlichen aus seiner bisherigen Umwelt wird in 
vielen Fällen erfolgversprechend sein und wird auch nicht dort ohne Hoff¬ 
nung sein, wo die verbrecherische Tat in der Hauptsache anlagemäßig 
bedingt erscheint, denn, da die Anlage innerhalb ihrer Entwicklungsmög¬ 
lichkeiten von der Umwelt und, sagen wir, den Lebensschicksalen beein¬ 
flußt wird, wird man bei jungen, eben unfertigen, in ihrer Persönlichkeit 
noch nicht ausgeformten straffälligen Menschen in keinem Fall auf den 
Versuch verzichten, auf die gegebene Anlage durch Schaffung geeigneter 
Umweltsbedingungen in günstigem Sinne Einfluß zu nehmen. Voraus¬ 
setzung dafür ist, daß durch eingehende, genaue kriminologische For¬ 
schungen die nötigen Unterlagen geschaffen werden. Als ein kleiner Bei¬ 
trag auf diesem Gebiete ist die in ihren Folgerungen gewissenhafte und 
vorsichtige Arbeit Seiberts zu begrüßen, und es ist nur zu wünschen, daß 
sie für andere Großstädte oder in noch größerem Umfange Nachahmung 
findet, wobei es allerdings erwünscht w'äre, daß anstelle der Unter¬ 
suchungen nach der Methode Shaws Persönlichkeits- und Erbforschung 
treten. 


Dr. Plischke. 
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Dr. jur. Hans Schneikert, Signalementslehre, Lehrbuch der Per¬ 
sonenbeschreibung und -feststellung für den Polizeiunterricht, den 
Erkennungs- und Fahndungsdienst, mit vier Tafeln und zahlreichen 
Abbildungen im Text. Dritte, erweiterte Auflage. München 1937, 
J. Schweitzer Verlag, 214 Seiten, Format 8°. Preis geb. 5.40 Mit. 
Der Verfasser, langjähriger Leiter des Erkennungsdienstes beim Poli¬ 
zeipräsidium Berlin, ist Dozent für strafrechtliche Hilfswissenschaften an 
der Universität Berlin. Sein Werk ist das Ergebnis einer gründlichen Durch¬ 
forschung und großen Erfahrung; es hat trotz mancher Neuerscheinungen 
auf diesem Gebiete seine Vorrangstellung behaupten können. Es gliedert 
sich in vier Teile (I. Personalbeschreibung, II. Handhabung des Signale¬ 
ments in der Praxis, III. Personenfeststellungsverfahren, IV. Signalement 
des Fingerabdruckes) und schließt mit einem geschichtlichen Überblick. 
Die gutverständliche Darstellungsweise und das reichhaltige Bilderwerk 
ermöglichen auch den Laien eine leichte Einführung in diesen wichtigen 
Zweig des Erkennungsdienstes. Der Fachmann findet in dem Buche wohl- 
geordnet und übersichtlich alles, was er im Berufe braucht, darüber hinaus 
geschichtliche Entwicklung und wissenschaftliche Hinweise. 

Da die Vollzugsanstalten von Gefangenen mit längerer Strafdauer 
eine genaue Beschreibung der Person zu den Akten zu bringen haben, ist 
ihnen die Beschaffung des Werkes zu empfehlen. Denn nur bei gründlicher 
Beherrschung der praktischen Regeln ist eine zuverlässige Kennzeichnung 
der Gefangenen möglich. Str. 

Horst Schütze, Die Amtsdelikte im Bezirk des Landgerichts Gera in 
den Jahren 1896 bis 1935, Heft 6 der „Untersuchungen zur Krimi¬ 
nalität in Thüringen“, herausgegeben von Professor Dr. H. v. Weber, 
Jena 1937, Verlag der Frommannschen Buchhandlung, 110 Seiten, 
broschiert 5.— 

In unseren Fachkreisen ist der Verlag durch die Herausgabe der 
„Schriften der Thüringischen Gefängnisgesellschaft“ wohlbekannt. Zu 
einer anderen Schriftenreihe gehört das vorliegende Werk. Es ergänzt 
die bereits veröffentlichten Untersuchungen zur Kriminalität im Land¬ 
gerichtsbezirk Gera. Der Wert solcher örtlich eng umgrenzten Arbeiten 
liegt darin, daß der Verfasser die vielen Imponderabilien zu übersehen 
in der Lage ist, die bei großen Forschungsgebieten oft Quellen schwerer 
Fehler sind. Ferner ist es praktisch gar nicht durchführbar, eine Reichs¬ 
kriminalstatistik von solcher Genauigkeit und Vielseitigkeit für das ganze 
Reichsgebiet zu schaffen. Zum Beispiel wird auf den Versuch des Ver¬ 
fassers hingewiesen, ein Bild von den Motiven zu den Straftaten zu 
entwerfen. 

Im Schlußabschnitt versucht Schütze eine kriminalpolitische 
Wertung der gewonnenen Ergebnisse: Zur Vorbeugung verlangt er vom 
Staat, daß er die Charakterfestigkeit seiner Beamten prüft und über¬ 
wacht, aber auch Gehälter in ausreichender Höhe zahlt, damit Versuchun¬ 
gen vermieden werden. Als Strafzweck sieht er Vergeltung gegenüber dem 
Täter und Abschreckung gegenüber der gesamten Beamtenschaft an; 
Erziehungsmaßnahmen im Strafvollzug hält er in Anbetracht der Art der 
Delikte nur bei jungen straffälligen Personen für begründet. Auf eine 
Besonderheit weist er noch hin, die nach der Deflationszeit im Bezirk eine 
Rolle spielte. Es gab dort die Freiheitsentziehung an Sonntagen, die mit 
Sonnabend 16 Uhr begann und am Montag früh 6 Uhr endete. Noch 
andere Beispiele zeigen, wie aufschlußreich und vielseitig solche örtlich 
begrenzten Ermittlungen sein können. Str. 



327 


Deutsches Polizeibeamtengesetz vom 24. Juni 1937 nebst Durchführungs¬ 
verordnung vom 26. Juli 1937, den ergänzenden Vorschriften des 
Deutschen Beamtengesetzes vom 26. Januar 1937 und Nebengesetzen, 
erläutert von Dr. jur. Wolfstieg, Oberstleutnant und Komman¬ 
deur der Schutzpolizei in Gleiwitz, Mitglied des Beamtenrechts¬ 
ausschusses der Akademie für Deutsches Recht. XI, 255 Seiten 
Taschenformat. München und Berlin 1937. C. H. Beck. Roter Leinen¬ 
band 4,20 M&. 

Als ergänzende Regelung des DBG. für bestimmte Rechtsverhältnisse 
der Polizeivollzugsbeamten (Schutzpolizei und Kriminalpolizei des Reichs 
und der Gemeinden, Gendarmerie, Geheime Staatspolizei sowie für sonstige 
Polizeivollzugsbeamte der Sicherheitspolizei) ist das Deutsche Polizei¬ 
beamtengesetz vom 24. Juni 1937 ergangen. Die bisherigen landesrecht¬ 
lichen Regelungen sind aufgehoben; die mit der Übernahme der gesamten 
Vollzugspolizeibeamten der Länder auf den Haushalt des Reichs (Gesetz 
vom 19. März 1937 — RGBl. I S. 325) begonnene und mit der Angleichung 
der Besoldungen fortgeführte Vereinheitlichung des Polizeibeamtenrechts 
ist damit zum Abschluß gebracht. Bei der Bedeutung dieses Gesetzes ist 
es daher zu begrüßen, daß der Verfasser eine gediegene, auf seine lang¬ 
jährigen Erfahrungen und auf die amtliche Begründung gestützte 
Kommentierung bringt. Hineingearbeitet ist die vorläufige Durchführungs¬ 
verordnung; das Werk enthält ferner u. a. fast vollständig das DBG. mit 
Durchführungsvorschriften. Ein ausführliches Sachverzeichnis erleichtert 
die Handhabung und erhöht die praktische Brauchbarkeit. Sch. 

Ausland 

Verhandlungen des Schweizerischen Vereins für Straf-Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht, Neue Folge, Heft 16, 166 S., Aarau 1937, Druck und 
Verlag von H. R. Sauerländer & Co. 

Die Entwicklung, welche die „Verhandlungen“, diese auch im Aus¬ 
lande sehr hoch geschätzten Veröffentlichungen des Schweizerischen Ver¬ 
eins unter der Direktion des Sekretärs und Schatzmeisters des Vereins 
Altdirektor Ad. Scheurmann nehmen, ist erfreulich. Mehr und mehr sind 
sie zum wissenschaftlich und praktisch gleich wertvollen Jahrbuch der 
Schweizerischen Gefängniskunde und der ihr benachbarten Arbeitsgebiete 
geworden. Neu ist in diesem Heft der Abschnitt „Strafrechtspflege in 
Bund und Kantonen im Jahre 1936“. In diesem Abschnitt soll künftig 
alles berücksichtigt werden, was auf dem Gebiete des Strafrechts, Straf¬ 
prozeßrechts und Strafvollzugs Neues von Bund und Kantonen geschaffen 
wird. Die Anregung zu diesem Bericht hat von allen maßgebenden Stellen 
Unterstützung gefunden. Der Herausgeber ist daher zu der Erwartung 
berechtigt, daß künftig, nachdem diesmal mit einem Berichte vom Bund 
und von 9 Kantonen ein guter Anfang gemacht ist, ein ziemlich lückenloser 
Gesamtbericht geboten werden kann. Bei der Eigenart der Schweizerischen 
Verhältnisse auf dem Gebiete des Straf- und Gefängniswesens, das aus 
Geschichte und Leben der einzelnen Kantone herausgewachsen eine reich 
gegliederte Vielgestalt trotz Einheit der leitenden Ideen aufweist, ist der 
Wert eines solchen Gesamtberichts für Praxis und Theorie in der Schweiz 
und im Ausland offensichtlich. Wichtige Verordnungen und Gesetze werden 
im Wortlaut wiedergegeben, so in diesem Hefte die VO. von Uri über den 
bedingten Strafvollzug, das Aargauische Gesetz über die Versorgung von 
Gewohnheitsverbrechern vom 7. September 1936 und die hierzu ergangene 
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Vollziehungsverordnung. Die letztere regelt die Versorgung von Gewohn¬ 
heitsverbrechern außerhalb eines Strafverfahrens. Die erforderlichen 
Rechtsgarantien (Anhörung des Einzuweisenden, Feststellung des Tatbe¬ 
stands in einem Beweisverfahren, schriftliche Entscheidung der zustän¬ 
digen Justizdirektion mit Begründung un d Zulässigkeit der Beschwerde an 
den Regierungsrat, Möglichkeit der Beweisergänzung in der Beschwerde¬ 
instanz) sind gegeben. Auch die sonstigen Berichte, namentlich der Bericht 
vom Bund bringen Interessantes. Wohltuend ist die sachliche Kürze der 
Berichte. 

Aus dem Berichte über die Tätigkeit der Vereinssektionen im Jahre 
1935 (S. 41 bis 73), der erstmals alle Sektionen umfaßt, ergibt sich ein 
ausgezeichnetes und lebendiges Bild von der intensiven Arbeit, die in der 
Schweiz auf dem Gebiete der Fürsorge, Gerichtshilfe und Schutzaufsicht 
geleistet wird. Dabei beschränken sich die Einzelberichte regelmäßig nicht 
nur auf die rein zahlenmäßige Berichterstattung, sondern geben aus dem 
praktischen Leben heraus wichtige Beobachtungen und neue Anregungen 
Hinzuweisen ist auf die Eröffnung der Arbeitskolonie Ringwil in An¬ 
gliederung an die Strafanstalt Regensdorf und auf die Gründung eines 
Übergangsheims für weibliche Entlassene in Schwyz. In diesem Zu¬ 
sammenhang ist auch der Bericht von Dr. Kellerhals-Witzwil über die 
Mädchenerziehungsanstalt Bellevue-Marin zu erwähnen, die ein Beispiel 
dafür ist, wie man in Schweizer Anstalten in treuem Dienst am Volk und 
in verantwortungsbewußter Sorge für den Einzelnen die verfehlte oder 
vernachlässigte Erziehung Gefährdeter nachzuholen und sie trotz ihrer 
Schwächen für das Leben tauglich zu machen sucht. 

Wenn wir diese beiden Abschnitte voranstellten, so deshalb, weil hier 
Neues von Bedeutung sich zeigt. Den Hauptteil des Hefts bilden ent¬ 
sprechend seinem Titel die Verhandlungen bei den Versammlungen des 
Schweizerischen Vereins und seiner verschiedenen Gruppen. Was an 
Grundsätzlichem die Mitglieder und Freunde des Vereins bewegt, erfahren 
wir aus diesen Versammlungsberichten. In der Delegiertenver¬ 
sammlung zu Olten wurden nach dem von dem durch seine Sachkunde 
über die Grenzen der Schweiz hinaus bekannten Präsidenten des Vereins 
Ständerat Martin - Genf über die Vereinsarbeit erstatteten und für uns 
Deutsche wegen der Mitteilungen über den Berliner Gefängniskongreß 1935 
besonders interessanten Bericht die neuen Vereinsstatuten beraten (Refe¬ 
rent Direktor Thut-Lenzburg) und der Vorstand wiedergewählt. Referate 
in der Generalversammlung des Vereins zu Olten: „Erfahrungen 
bei der Gründung und im Betrieb einer Arbeitskolonie, ihre Bedeutung 
für die Entlassenenfürsorge“ (Pfr. Holliger - Renchen) und „Die Ur¬ 
sachen der Kriminalität und die moralische Behandlung der Gefangenen“ 
(Pfr. Berthoud-Colombiers), in der Generalversammlung der 
Geistlichen zu Olten: „Schule im Strafvollzug“ (Sekundarlehrer Nold 
Haider - Lenzburg) in der Konferenz der Schweizerischen Straf¬ 
anstalts-Direktoren: „Der gegenwärtige Stand der schweize¬ 
rischen Gefängnisstatistik“(Dr. Brüschweiler, Direktor des Eidgenössischen 
Statistischen Amts in Bern), „Seelsorge in der Untersuchungshaft“ (Pfr. 
Dr. Kummer - Bözen), „Seelsorge im Strafvollzug“ (Pfr. Willy Stauffer- 
Regensdorf). Die Konferenz der kantonalen Schutzaufsichtsbeamten 
zu Olten behandelte Einzelgebiete von Entlassenenfürsorge und Schutz¬ 
aufsicht. Auf die Berichte im einzelnen einzugehen, würde zu weit führen. 
Sie sind ein Beweis dafür, wie sehr der Verein bemüht ist, das in den 



Referaten niedergelegte Wissen der einzelnen dem Ganzen nutzbar zu 
machen. 

Bei der Generalversammlung in Olten überbrachte Bundesrat Dr. 
Baumann den Gruß des Bundesrats an den Verein und dankte dem Verein 
für sein erfolgreiches und selbstloses Wirken. Anerkannt von Bund und 
Kantonen in seiner Arbeit und eng verbunden mit dem Volk, wie die von 
dem Tagungsort gewährte Gastfreundschaft zeigt, leistet der Schweize¬ 
rische Verein seinen wertvollen Beitrag für das Ganze auf seinem Gebiete. 

Wir können das inhaltsreiche Heft bestens empfehlen. Dem Dank, 
den Präsident Martin dem Generalsekretär Direktor Ad. Scheurmann 
ausgesprochen hat, können wir uns nur anschließen. 

W. 


Zeitschriften 


Inland 


Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge. 
Herausgegeben vom Hauptamt für Volkswohlfahrt. Berlin SO. 36. 
12. Jahrgang. 

Heft 9 vom Juni 1937. 

Die Verwendung der amtlichen Fürsorgemittel von 
Regierungsrat Hey, Düsseldorf-Derendorf. 

Die Gefangenenfürsorge soll sich auf Gefangene beschränken, die 
ihrer bedürftig und nach ihrer Persönlichkeit und Führung während der 
Haft auch würdig sind, zum anderen auf die Angehörigen, denen der 
Gefangene bisher Unterhalt gewährt hat und die auf diesen Unterhalt 
angewiesen sind. Der Verfasser erörtert sodann die häufigsten Fürsorge¬ 
maßnahmen näher. 

Die u n g e 1 ö s t e F r a g e d e s I n t e r n a t i o n a 1 e n K o n g r e s s e s 
von Strafanstaltsvorsteher Schaumann, Königsberg i. Pr. 

Die Frage, ob die Methoden, die im Strafvollzüge mit dem Ziele der 
Erziehung und Besserung der Verbrecher angewandt werden, Erfolg ver¬ 
sprechen, ist vom Kongreß nicht gelöst worden, weil es schwierig ist, 
allgemeine Grundsätze für die Behandlung Bestrafter zu finden. 
Wicherns Gedanken zur Gefängnisseelsorge von Pastor 
G. Rautenberg, Rebenstorf (Hann.). 

Nach Wiehern müssen Staat und Kirche (Innere Mission) sich in 
den Gefängnissen gegenseitig in ihrer Arbeit ergänzen. Daraus leitet er 
einzelne Forderungen ab wie: Ohne geistige Pflege ist die Einzelhaft 
unvernünftig, zweckwidrig, gefährlich und grausam. Größter Wert ist 
auf die Einzelseelsorge durch Besuche in den Zellen zu legen. Sache der 
christlichen Gemeinde ist es, sich der Entlassenen wirtschaftlich und seel¬ 
sorgerisch durch eine organisierte Entlassenenfürsorge anzunehmen. 

Auslandsschau : Der von der „Union des Societes de Patronage 
de France“ auf den 22. bis 24. Juli 1937 nach Paris einberufene Inter¬ 
nationale Kongress für Straffälligenfürsorge. 


Heft 10 vom Juli 1937. 

Zur Fürsorge für politische Strafentlassene von 
Regierungsrat Dr. Wüllner, Herford. 

Der politische Strafgefangene bedarf in überwiegender Mehrzahl 
keiner materiellen Fürsorge, er begehrt auch meistens keine materielle 



Hilfeleistung. Nötig ist politische und seelische Betreuung, die nicht nur 
als Aufsicht wirkt, die von Zeit zu Zeit in Erscheinung tritt, sondern 
Führung durch Persönlichkeiten aus den Reihen der nationalsozialistischen 
Organisationen. 

Pflegschaften nach und während der Strafhaft von 
Regierungsrat Schriever, Freiendiez. 

Die Aufgaben für einen Pfleger bestehen nicht allein darin, dem 
Strafentlassenen so schnell wie möglich Arbeit und Brot zu besorgen. Nur 
eine fortgesetzte geistige Verbindung zwischen dem Betreuer und dem 
Betreuten vermag einen dauernden Erfolg sicherzustellen. 

Die Arbeitsvermittlung von Strafentlassenen durch 
den Landesverein und die Vereine zur Fürsorge für entlassene 
Gefangene von Fürsorger Otto Halbe, Breslau. 

Ein Mensch, der in Notzeiten nicht gewillt ist, mit seiner Hände 
Arbeit für sich und seine Familie sein Brot zu erwerben, hat keine 
Daseinsberechtigung. Auf der anderen Seite darf keine Mühe gescheut 
werden, dem wirklich willigen Strafentlassenen auf einen Arbeitsplatz zu 
verhelfen. 

Möglichkeiten nationalsozialistischer Einwirkung 
auf den politischen Gefangenen von Strafanstalts¬ 
pfarrer Krüger, Bremen. 

Nur dann kann eine Schulung der als „passiv“ bezeichneten poli¬ 
tischen Gefangenen von Erfolg sein, wenn kleine Gruppen, die in ihrer 
politischen Entwicklung genau beobachtet werden können, gebildet und 
von einem geeigneten Schulungsleiter beeinflußt werden. Geringer sind die 
Möglichkeiten nationalsozialistischer Einwirkung auf die als ,fiktiv“ 
bezeichneten politischen Gefangenen, aber trotzdem ist zu versuchen, auch 
bei diesen fanatischen und unbelehrbaren Gegnern während der Haft 
wenigstens einen Ansatzpunkt für spätere Weiterarbeit zu schaffen. 

Auslandsschau: Fünf Jahresberichte der Schweizerischen 
Strafanstalt in Witzwil 1932 bis 1936. Arbeitsvermittlung für Vorbestrafte 
in Finnland. 

Heft 11 vom August 1937. 

Strafentlassenenfürsorge in Italien von Generaldirektor 
Giovanni Novelli, Rom. 

Die Soziologen und Juristen haben erkannt, daß wohl eine 
erzieherische und moralische Beeinflussung der Nation sich günstig auf 
die Kriminalität der Erstbestraften auswirkt, daß aber zum Kampf gegen 
die Rückfälligen die Schaffung von Rechts- und Sozialeinrichtungen not¬ 
wendig ist, um die Rückfallsursachen zu beseitigen. Auch die Straf¬ 
entlassenenhilfe dient diesem Zweck. 

Wir in Italien haben kein Vorurteil gegen die Privatinitiative der 
Entlassenenfürsorge, aber wir sind der Ansicht, daß sie eine Maßnahme 
zum Schutz der Volksgemeinschaft ist und deshalb zu den Aufgaben des 
Staates gehört. 

Die Frage, ob man ohne Unterschied allen Strafentlassenen helfen 
soll oder nur denen, die es wert zu sein scheinen, ist im Sinne einer Aus¬ 
lese zu entscheiden, weil bei einer Unterstützung unordentlicher, wider¬ 
spenstiger und arbeitsscheuer Strafentlassenen jede Organisation Schiff¬ 
bruch erleiden würde, zum größten Schaden für die guten und willigen 
Elemente. 
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Es folgen Ausführungen darüber, wie die Straffälligenfürsorge in 
Italien praktisch durchgeführt wird. 

Der erste Weg zur Fürsorgestelle von Dr. Ed. Herpers, 
Köln a. Rh. 

Nicht die Tatsache, daß jemand gegen ein Gesetz verstoßen hat, ist 
für uns das allein Maßgebende, sondern die Motive, aus denen heraus die 
Tat geschehen ist. In den meisten Fällen hängt das weitere Schicksal des 
Entlassenen davon ab, wie die Betreuung unmittelbar nach der Haft 
einsetzt. 

Heft 12 vom September 1937. 

Gedanken zur Schutzaufsicht für entlassene poli¬ 
tische Gefangene von Generalstaatsanwalt Semler, Hamm 
i. Westf. 

Es genügt nicht, daß die Schutzhelfer lebenskluge Persönlichkeiten 
mit reicher Menschenkenntnis und erfahren in der Menschenbehandlung 
sind, sondern sie müssen das nötige Verständnis für die besondere Lage 
des Strafentlassenen und Vorbestraften haben. Das Schwergewicht bei der 
Auswahl muß weiter darauf gelegt werden, daß sie politisch in der 
nationalsozialistischen Weltanschauung gefestigt sind und die volle 
Eignung für die von ihnen verlangte politische Propaganda und Erziehung 
besitzen. Deshalb ist erforderlich, daß die ausgewählten Personen der 
Partei angehören. 

Organisation und Praxis der Hainburgischen 
Gerichtshilfe für Erwachsene von Amtsgerichtsrat 
Dr. R. Weber. 

Die im Jahre 1926 begründete Gerichtshilfe arbeitet unter Leitung 
eines im Strafrecht erfahrenen Richters mit hauptamtlichem Personal, das 
teils die Justiz-, teils die Wohlfahrtsverwaltung zur Verfügung stellt. 
Sie ist eine rein staatliche Stelle und dient ausschließlich der Rechts¬ 
pflege. Sie leistet nur Ermittlungsdienst und ist mit fürsorgerischen 
Aufgaben — abgesehen von der Führung von Schutzaufsichten — nicht 
betraut. 

Einiges zur Ermittlungshilfe von Regierungsrat Dr. Wüllner, 
Herford. 

Nicht nur die richtige Auswahl der Helfer, sondern auch ihr Einsatz 
und ihre Schulung sind für den Erfolg der Ermittlungstätigkeit von aus¬ 
schlaggebender Bedeutung. Der Verfasser führt sodann Gedanken über 
die praktische Gestaltung der Ermittlungshilfe aus und schließt mit 
folgenden organisatorischen Vorschlägen: 1. In allen Fällen, in denen 
der Beschuldigte bereits in Untersuchungshaft genommen ist, übersendet 
die Geschäftsstelle der Ermittlungshilfe einen Durchschlag ihres Berichts 
an die Vollzugsanstalt. 2. In allen übrigen Fällen aber fordert die Voll¬ 
zugsanstalt formularmäßig einen Durchschlag des Berichts von der Er¬ 
mittlungshilfe an. 

Bei diesen Vorschlägen übersieht der Verfasser, daß 1. die Abfassung 
der Berichte über Untersuchungshäftlinge in erster Linie Sache der 
Beamten des Untersuchungsgefängnisses sein wird, weil der Richter 
fremden Personen keinen Zutritt zu den Häftlingen gewähren kann, und 
2. daß es zweckmäßig ist, in jedem Falle der Vollzugsanstalt einen 



Durchschlag zuzusenden, weil diese nicht wissen kann, über welche An¬ 
geklagte Ermittlungsberichte gefertigt worden sind. 

Was hat der Strafvollzug zu tun, um die Arbeits¬ 
vermittlung der Entlassenen vorzubereiten von 
Regierungsrat Schriever, Freiendiez. 

Um die Arbeit in der Vollzugsanstalt erzieherisch zu gestalten, 
müßte man dem Gefangenen ein Konto einrichten, das am Ende eines 
Monats für Unterbringung, Bekleidung und Verpflegung mit 2,— MK 
pro Tag belastet wird. Erreichen auf der anderen Seite die Gutschriften 
für geleistete Arbeit den Betrag nicht, so hat der Gefangene den Fehl¬ 
betrag durch verminderte Lebenshaltung wiedereinzubringen. 

Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung für 
die mit Ehrverlust Bestraften (Zur Frage der Über¬ 
gangsheime) von Dr. Herpers, Köln a. Rh. 

Wir können nicht auf der einen Seite den politischen Gefangenen, 
den man noch für besserungsfähig hält — denn sonst hätte man ihm 
keine zeitlich begrenzte Freiheitsstrafe gegeben — in Freiheit setzen und 
ihm auf der anderen Seite jede Lebensmöglichkeit durch Verweigerung 
einer Arbeitsstelle, durch Ablehnung der Aufnahme in die Deutsche 
Arbeitsfront usw. nehmen. Dasselbe gilt für die mit Ehrverlust Bestraften. 
Man kann unter den obwaltenden Verhältnissen nur vorschlagen, Über¬ 
gangsheime für Entlassene zu schaffen. Es folgen Mitteilungen des 
Verfassers über die Erfahrungen mit einem Heim in der Nähe von Köln. 

Auslandsschau : Straffälligenfürsorge in Rumänien. 

Str. 


Kriminalistische Monatshefte, Baliverlag, Berlin. 

Heft 5 vom Mai 1937. 

Kind und Verantwortlichkeit von Polizeisekretärin Berta 
Rathsam, Regensburg. 

Es ist kein Widerspruch, wenn man eine Kinderaussage für beweis¬ 
kräftig genug erachte, um einen Täter zu verurteilen, und wenn das 
gleiche Kind nicht für reif genug gilt, um zu schwören. Denn die Verant¬ 
wortung für Kinderprotokolle mit sämtlichen Angriffsmöglichkeiten muß 
der vernehmende Beamte trotz aller Unterschriften doch selber tragen. 

21 Jahre unter falschen Namen von Kriminalkommissar 
Benack, Dresden. 

Durch die in Sachsen bestehende Pflicht zur Einsendung von Finger¬ 
abdruckblättern von allen Gerichten, Strafanstalten und Kriminalbehörden 
an die Zentrale für das Fingerabdruckwesen bei der Kripoleitstelle in 
Dresden ist es fast undenkbar, daß eine Ersatzperson die Strafe antreten 
kann. 

Heft 6 vom Juni 1937. 

Asoziale Kranke und Sicherheitspolizei von Kriminal¬ 
kommissar Appel, Saarbrücken. 

Anzustreben wäre eine gesetzliche Möglichkeit der Isolierung aso¬ 
zialer Kranker analog der Sicherungsverwahrung beim Berufsverbrecher. 
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Die Kriminalität im Deutschen Reich im 3. Viertel¬ 
jahr 1936 von Dr. Roesner, Berlin. 

Die Gesamtzahl der Verurteilten beträgt 85 266 — 90,1 % der Ab¬ 
geurteilten. Die Zahl der Angeklagten, die freigesprochen wurden, 
beziffert sich insgesamt auf 7 694 = 8,1%. 

Der Gerichtssaal, Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart. Band 110, 
Heft 1/2. 

1. Der Rechtsspruch in Shakespeares „Kaufmann von 

Venedig“ von Landgerichtsdirektor Dr. Weigelin, Stuttgart. 

Der Verfasser erörtert die rechtliche Beurteilung der Begründung 
für die Ablehnung der Klage Shylocks. 

2. Einige Bemerkungen zur Beleidigungslehre im 

geltenden und künftigen Strafrecht von Professor 
Dr. Gerland, Jena. 

Die Frage nach der Notwendigkeit, ob Beleidigungen von Kollektiv¬ 
einheiten im sozialen Interesse zu bestrafen sind, wird unbedingt bejaht 
werden müssen. Beleidigungsfähig sind aber nur diejenigen Gemein¬ 
schaften, die nach Volksempfinden als Ganzheiten mit Persönlichkeitswert 
aufzufassen sind. Der Verfasser schlägt folgende Fassung der gesetzlichen 
Bestimmung vor: „Beleidigungsfähig sind in Deutschland bestehende 
Körperschaften, juristische Personen, insbesondere auch Stiftungen und 
andere ähnliche Gemeinschaften.“ Die abweichende Formulierung von 
Freisler, daß als Gemeinschaften in ihrer Ehre zu schützen sind Personen¬ 
gesamtheiten mit Eigenleben, die im deutschen Volksleben anerkannte 
Bedeutung haben und deren Glieder sich bewußt sind, eine Einheit zu 
bilden, lehnt er damit als einerseits zu eng ab, weil sie Stiftungen usw. 
ausschließt, und andererseits als zu weit, weil damit überhaupt kein 
Gewicht mehr auf die Form und die Organisation der Gemeinschaft 
gelegt wird. 

Die Frage, ob es besonderer Bestimmungen zum Ehrenschutz der 
Familie bedarf, wird vom Verfasser nach eingehenden und vielseitigen 
Erörterungen verneint, weil jedes einzelne Familienmitglied in seiner 
Einzelehre mitgetroffen wird. 

3. Ehrenschutz von Gemeinschaften im kommenden 

Strafrecht von Fakultätsassistent Dr. Schröder, Münster in 
Westf. 

Eine Gemeinschaft ist Trägerin einer eigenen Ehre und damit 
beleidigungsfähig, wenn die Aufgabe, die sie sich gestellt hat, als Wert 
im Bewußtsein der Volksgemeinschaft anerkannt wird. Der Verfasser lehnt 
es also ab, die Frage danach zu entscheiden, ob eine Vereinigung juristische 
Person ist oder nicht. Er schlägt folgende Fassung des Tatbestandes vor: 
„Angriffe gegen die Ehre von Gemeinschaftsorganisationen werden 
bestraft, soweit diese besonders wichtige Aufgaben gegenüber dem Volks¬ 
ganzen zu erfüllen haben.“ 

4. Die Abgrenzung von Versuch und Vorbereitung im 

Willensstrafrecht von Professor Dr. Hall, Gießen. 

Wenn der Richter sagt: „Der Täter konnte noch zurück“, dann liegt 
nur eine Vorbereitungshandlung vor. Wenn der Richter aber sagt: „Der 
Täter konnte nicht mehr zurück“, dann liegt strafbarer Versuch vor. 
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5. Die beamtenrechtliche Stellung des Richters nach 
dem DBG. und der RDStO. von Professor Dr. Kern, 
Tübingen. 

Der Verfasser stellt die Bestimmungen zusammen und kommt zu 
dem Schluß, daß der Nationalsozialismus an der sachlichen Unabhängigkeit 
des Richters festhalten will, was aus der ihm eingeräumten beamten¬ 
rechtlichen Sonderstellung zu ersehen ist. Str. 

Ausland 

Italien 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Direttore: Giovanni 
Novelli. Roma. 8. Jahrgang. 

Heft 3, Mai/Juni 1937. 

B. Petrocelli, Professor des Strafrechts an der Universität Bari, 
schreibt in einem einleitenden Aufsatz über „Gefährlichkeit und Rechts¬ 
widrigkeit“. Die Ausführungen sind einem gerade im Druck befindlichen 
Werk des Verfassers über die kriminelle Gefährlichkeit und ihre rechtliche 
Stellung entnommen. Petrocelli will u. a. beweisen, daß die Gefährlichkeit 
keinen rechtswidrigen Charakter hat, und daß daher die rechtlichen 
Schutzmittel gegen die Gefährlichkeit keine strafrechtlichen Sanktionen 
sind. Der Verfasser weist auf die imperative Funktion des Rechts hin 
und behandelt sodann die objektive Rechtswidrigkeit. Er ist der Meinung, 
daß die Handlungen Unzurechnungsfähiger nicht in den Begriff der 
Rechtswidrigkeit einbezogen werden könnten. Sie seien vielmehr ebenso 
anzusehen, wie die Handlungen untermenschlicher Wesen und die Natur¬ 
ereignisse. Petrocelli legt sodann dar, daß eine solche Auffassung sich 
sehr wohl damit vereinbaren lasse, daß gegen einen Unzurechnungs¬ 
fähigen Obligationen bestehen könnten, da man bei der Obligation die 
Last der vermögensrechtlichen Unterworfenheit von der Verpflichtung 
als Unterworfenheit des Willens unterscheiden müsse. Die erstere treffe 
den Unzurechnungsfähigen selbst, die letztere seinen Vertreter. Endlich 
kritisiert der Verfasser die von manchen vertretene Auffassung, daß die 
Unterscheidung zwischen Unzurechnungsfähigen und Zurechnungsfähigen 
sich nur auf die Anwendung der strafrechtlichen Sanktionen beziehe und 
nicht auf den gesetzlichen Befehl. 

Der nächste Aufsatz von L. Zeppieri, Professor an der Univer¬ 
sität Rom, gibt unter dem Titel „Strafe und sichernde Maßnahme“ die 
einleitende Vorlesung eines strafrechtlichen Lehrgangs an der Universität 
Rom wieder. Der Verfasser führt aus, daß die Strafe eine ausgleichende 
Vergeltung für ein begangenes Verbrechen sei. Die General- und die 
Spezialprävention seien unvermeidbare Folgen der Strafe wie jeder 
anderen rechtlichen Sanktion. Die sichernde Maßnahme aber stelle ein 
Mittel der Spezialprävention gegen die Gefährlichkeit bestimmter Personen 
dar. Die Strafe gehöre daher in den Bereich des Strafrechts, die sichernde 
Maßnahme aber zum Verwaltungsrecht. Zeppieri tritt dafür ein, daß die 
Anwendung der sichernden Maßnahmen einem unter dem Vorsitz des 
Überwachungsrichters stehenden Kollegium von Psychologen, Psychiatern 
und Biologen übertragen werden sollte. 

„Neo-Lombrosianer und Neo-Klassiker in einer Linie, Gleichgewicht 
der Antithesen“ heißt der nächste Artikel von Rechtsanwalt G. San- 
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t u c c i. Nach einer Überprüfung des strafrechtlichen Neo-Klassizismus 
und des neo-lombrosianischen Positivismus kommt der Verfasser zu 
der Meinung, daß die Anhänger der zwei Auffassungen die Waffen nieder¬ 
legen und auf einer Ebene, die beiden gerecht werde, Zusammenarbeiten 
könnten, wenn sie neben einem psychologisch-biologischen Determinismus 
und einer Biotypologie anerkennen würden: 

1. einen psychischen Determinismus und 

2. eine Anlage, eine psychische Tendenz und eine Psychotypologie. 

Der folgende Aufsatz von T. Cicinelli, offenbar einem Vollzugs¬ 
praktiker, beschäftigt sich mit einem äußerst wichtigen Problem des Straf¬ 
vollzugs, der Spezialisierung der Strafanstalten und der Verteilung der 
Verurteilten. Nach Art. 143 des italienischen Strafgesetzbuchs von 1930 
ist in jeder ordentlichen und in jeder Sonderstrafanstalt bei der Verteilung 
der Verurteilten auf den Rückfall und auf die Art der strafbaren Handlung 
Rücksicht zu nehmen. Ebenso lautet Art. 43 der italienischen Dienst¬ 
ordnung von 1931. Der Gesetzgeber habe also, so führt der Verfasser aus, 
die Notwendigkeit erkannt, eine vollständige Vermischung der Gefangenen 
zu verhindern, welche sich vom moralischen Gesichtspunkt aus und nach 
der Art der Straftaten und der Beharrlichkeit der Rechtsbrüche stark 
unterschieden, auch wenn an sich alle Verurteilten antisoziale Hand¬ 
lungen begangen und dieselbe Strafart zu verbüßen hätten. Auch die 
Gefangenen selbst sähen sich durchaus nicht als eine einförmige Masse an. 
Das meine auch Novelli, wenn er sage, es müsse vermieden werden, daß 
Verurteilte zusammen lebten, die eine völlig andere Behandlung nötig 
hätten. Die zwei zahlreichsten Gruppen der Gefangenen seien, was die 
Art ihrer Straftaten anlange, die Verbrecher gegen das Vermögen und 
die Verbrecher gegen die Person. Für beide Gruppen sei auch die Aufgabe 
des Strafvollzugs nicht völlig die gleiche. So habe die Arbeit bei der 
ersten Gruppe von Verbrechern, bei denen in erster Linie die Abneigung 
gegen die Arbeit die Ursache für ihre Straftaten sei, einen überragenden 
Anteil an der sozialen Wiederanpassung, während der Arbeit bei der 
zweiten Gruppe von Verbrechern eine so hervorragende Bedeutung nicht 
zuerkannt werden könne. Ähnliche Überlegungen könne man für jede 
andere therapeutische, pädagogische und religiöse Strafvollzugstätigkeit 
anstellen. Abgesehen von der Notwendigkeit, die Vermischung verschieden 
gearteter Gefangener zu verhindern, bestehe also die Notwendigkeit eines 
Strafvollzugs, der den verschiedenen Arten der in homogene Gruppen ein¬ 
geteilten Gefangenen angepaßt sei. 

Aus diesem Gesichtspunkt heraus sei Art. 143 des Strafgesetzbuchs 
geschaffen worden. Aber der Anwendung dieser Vorschrift stünden zu¬ 
nächst praktische Schwierigkeiten entgegen, da sich die Trennung während 
der Arbeitszeit nur schwer durchführen lasse. Es müßte ja sonst jede 
Anstalt so viele Anstaltsbetriebe derselben Art haben, wie Verbrecher¬ 
kategorien vorhanden seien, was vom Standpunkt der Verwaltung aus eine 
Unmöglichkeit sei. Daneben bestünden Schwierigkeiten psychologischer 
Art. Die Gefangenen verstünden die Vollzugsdifferenzierung in derselben 
Anstalt nicht und empfänden sie als ungerecht. Der Verfasser glaubt, daß 
es, um der Schwierigkeiten Herr zu werden, nur einen Weg gäbe, nämlich, 
die Verurteilten auf der Grundlage der Art ihrer Verbrechen und der Rück¬ 
fälligkeit in verschiedene Gruppen einzuteilen und dann jede Kategorie 
einer oder mehreren Strafanstalten zuzuteilen. 
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U. Sorrentino, der eine leitende Stellung beim Erkennungsdienst 
in Rom bekleidet, beschließt die Reihe der Originalartikel mit einem Auf¬ 
satz über die „Methode für dje rasche daktyloskopische Identifizierung 
durch internationale Zusammenarbeit“. Der Verfasser hebt die Notwendig¬ 
keit hervor, die Verbrecher auf dem Wege internationaler Zusammenarbeit 
rascher identifizieren zu können. Da die radiotelegraphische Sendung der 
Fingerabdrücke praktisch noch nicht zu verwirklichen sei, schlägt er zwei 
daktylographische Formeln vor, die wie gewöhnliche Telegramme übersandt 
werden könnten. Eine allgemeine Formel, welche in die von den ver¬ 
schiedenen Ländern gebrauchten Formeln übersetzt werden könne, solle 
gestatten, auf die kleine Gruppe von Personen zu kommen, in welcher der 
Betreffende nur enthalten sein könne, eine zweite besondere Formel solle 
die Identifizierung innerhalb dieser kleinen Gruppe ermöglichen. 

In dem Teil „Gesetzgebung und Kongresse“ ist eine Rede des 
italienischen Justizministers vor dem Senat, in der er die Ausarbeitung 
eines neuen Bürgerlichen Gesetzbuchs und einer neuen Zivilprozeßordnung 
behandelt, wiedergegeben, soweit sie sich auf die zivile Zwangsvoll¬ 
streckung bezieht. 

In dem folgenden Bericht über die Bilanz des Justizministeriums für 
das Jahr 1937/1938 sind bedeutsame Ausführungen über das Absinken der 
Kriminalität enthalten. Im übrigen wird in dem Bericht darauf hin¬ 
gewiesen, daß die Strafvollzugsverwaltung während des Jahres 1936 
wieder neue Ziele erreicht habe auf dem Wege der Verwirklichung aller der 
verschiedenen neuen Aufgaben, welche die Reform des Strafrechts und 
des Strafvollzugsrechts mit sich gebracht habe. Italien sehe nicht nur 
den übelzufügenden Charakter der Strafe, sondern auch, und zwar vor 
allem im Gemeinschaftsinteresse, die Notwendigkeit, den Verurteilten für 
die Gemeinschaft wiederzugewinnen. Denn im allgemeinen kehre doch der 
Verurteilte wieder in die Gemeinschaft zurück. Die italienische Reform 
übertreibe weder den Übelscharakter der Strafe, noch gestalte sie den 
Strafvollzug allzu milde. So stelle sie ein glückliches Gleichgewicht her 
zwischen den zwei entgegengesetzten Tendenzen. Dies sei auch die Ursache 
ihres Erfolges und darum werde die italienische Reform auch im Ausland 
beachtet. Die neuen Erfolge in der letzten Zeit werden im Bericht dann 
im einzelnen geschildert. 

Der Teil „Rechtslehre“ bringt eine Abhandlung von Auriemraa 
über die ordentliche Rehabilitierung in ihrer Beziehung zur Rehabilitierung 
von Jugendlichen und Soldaten. D’Arienzo schreibt über die Löschung 
von Einträgen im Strafregister nach Ablauf bestimmter Zeit und 
V a 11 i 11 o über die Anrechnung der Zeit der Unterbringung in einer 
Irrenanstalt auf die Strafe bei Aussetzung der Vollstreckung. Der Richter 
Caldarera beschließt die Aufsätze mit einem kurzen Artikel über die 
Anwendbarkeit des Art. 148 des Strafgesetzbuchs (geistige Erkrankung 
des Verurteilten) auf Personen, die wegen militärischer Straftaten ver¬ 
urteilt worden sind. 

Dr. D a 11 i n g e r , Berlin. 
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Ziele des Strafvollzuges 

von Generalstaatsanwalt Dr. Christians, Oldenburg 

Wenn wir von Zielen des Strafvollzuges reden, so verstehen 
wir unter Strafvollzug die Durchführung nur der Freiheits¬ 
strafen, nicht auch anderer Strafen und der Maßregeln der 
Sicherung und Besserung. Nur die Freiheitsstrafe ermöglicht 
während der Freiheitsentziehung eine Einwirkung auf den Ver¬ 
urteilten im und durch den Vollzug, so daß, wenn überhaupt, 
nur bei der Freiheitsstrafe von Zielen gerade des Vollzuges die 
Rede sein kann. Die Maßregeln der Sicherung und Besserung 
sind, wie schon der Name sagt, keine Strafen, ihre Durchfüh¬ 
rung ist daher kein Strafvollzug. Auch soweit die Maßregeln 
gleich den Freiheitsstrafen dem Verurteilten die Freiheit ent¬ 
ziehen und so eine Einwirkung auf den Verurteilten gestatten, 
hat ihre Durchführung besondere Ziele, die sich mit den 
Zielen des Vollzuges der Strafe nicht decken, wenn sie auch 
vieles mit ihnen gemein haben. 

Der Strafvollzug ist nur ein Ausschnitt aus der Strafvoll¬ 
streckung, der Verwirklichung der erkannten Strafen, die Straf¬ 
vollstreckung wiederum nur das letzte Glied der strafenden 
Tätigkeit des Staates, die in Abschnitte, die Strafandrohung, 
das Strafverfahren mit dem rechtskräftigen Erkenntnis als 
Abschluß und die Strafvollstreckung zerfällt, jedoch als eine 
Einheit, „die Strafe“ insgesamt, betrachtet werden muß. Die 
Frage nach den Zielen des Strafvollzuges muß daher ihren 
Ausgang nehmen von der Frage nach den Zielen der Strafe 
überhaupt, von denen die Ziele des Strafvollzuges als eines 
Teiles des Ganzen nicht wohl verschieden sein können. 

Von der Zeit der griechischen Philosophie bis in die Gegen¬ 
wart ist die Frage nach dem Sinn und Zweck der Strafe Gegen¬ 
stand philosophischer und juristischer Erörterung gewesen. 
Die Frage ist jeweils aus der politisch und weltanschaulich be¬ 
dingten Auffassung von Volk, Staat und Rechtsordnung, von 
Verbrechen und Strafe verschieden beantwortet worden. Darauf 
näher einzugehen, würde über den Rahmen dieses kurzen Auf- 
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satzes hinausgehen. Es sei aber erinnert an die Vielfalt der 
sich bekämpfenden Strafrechtstheorien vom Ausgang des acht¬ 
zehnten bis zum Anfang des zwanzigsten Jahrhunderts. Man 
unterschied absolute, relative und Vereinigungs-Theorien. Die 
absoluten Theorien betrachten, im einzelnen freilich recht ver¬ 
schieden, allgemein zusammengefaßt, als den Grund der Strafe 
ihre innere Gerechtigkeit und wollen sie durch Vergeltung ver¬ 
wirklichen. Die relativen Theorien bezeichnen, auf einen all¬ 
gemeinen Nenner gebracht, die Erhaltung der Rechtsordnung 
als den Zweck der Strafe, den sie durch Abschreckung, Besse¬ 
rung und Unschädlichmachung erreichen wollen. Dabei unter¬ 
scheiden sich die relativen Theorien in Generalpräventions¬ 
theorien, die die Abschreckung aller, sei es durch die 
Strafdrohung oder durch den Strafvollzug, als den Strafzweck 
betrachten, und Spezialpräventionstheorien, die in der Ab¬ 
schreckung, Besserung und Unschädlichmachung des Ver¬ 
brechers durch den Strafvollzug den Zweck der Strafe sehen. 
Alle diese Theorien waren bemüht, möglichst einen Strafzweck 
unter Ausschließung aller übrigen zur Grundlage des gesamten 
Strafrechts zu machen. Die Vereinigungstheorien suchten das 
zu vermeiden; sie sahen, groblinig allgemein betrachtet, mit 
den absoluten Theorien den Sinn der Strafe in ihrer inneren 
Gerechtigkeit und mit den relativen Theorien den Zweck der 
Strafe in der Erhaltung der Rechtsordnung. 

In der neueren Zeit unterschied man zwar etwas grob, da 
Unterschiede in den Ansichten der Vertreter der einen Schule 
und Übergänge zu den Ansichten der anderen Schule vorhanden 
waren, zwischen der klassischen und der modernen Schule. Jene, 
mehr indeterministisch, idealistisch und politisch rechts gerichtet, 
forderte in Übereinstimmung mit den Grundgedanken des gel¬ 
tenden Strafgesetzbuchs die Rechtsstrafe, d. h. die Strafe als 
gerechte Vergeltung für schuldhafte Tat zur Bewährung der 
Rechtsherrlichkeit und der Staatsautorität unter Betonung der 
generalpräventiven Aufgabe der Strafe, ohne jedoch die Spe¬ 
zialprävention als Aufgabe des Strafvollzuges zu leugnen (Ver¬ 
einigungstheorie). Die moderne Schule, mehr deterministisch, 
materialistisch und politisch links gerichtet, verwarf die Ver¬ 
geltung als obersten Grundsatz des Strafrechts; sie ließ nur 
den Schutz der „Gesellschaft“ als Zweck der Strafe gelten 
und betonte als Aufgabe der Strafe mehr die Spezialprävention 
als die Generalprävention (Sicherungsstrafe; relative Theorie). 
Seit dem Umsturz von 1918 geriet die moderne Richtung z. T. 
mehr und mehr unter den Einfluß der Sozialdemokratie. Nach 
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deren Gedanken von der Gleichheit alles dessen, was Menschen¬ 
antlitz trägt, und dem Grundsatz, daß alle Menschen von Natur 
gut seien und nur der Erziehung bedürften, um sie auf dem 
rechten Wege zu erhalten oder, wenn sie gestrauchelt seien, 
dahin zurückzuführen, wird das Verbrechen zur sozialen Krank¬ 
heit. Die Schuld trifft die „Gesellschaft“ mehr als den Rechts¬ 
brecher, der, von Natur gut, nur das Produkt seiner Umwelt, 
selbst kaum verantwortlich ist. Es gilt nur, seine Persönlichkeit, 
insbesondere die Einflüsse der Umwelt auf ihn, zu erforschen 
und ihn demgemäß gelegentlich der den Umständen nach nicht 
vermeidbaren Strafe zu erziehen, soweit er erziehbar ist. Er¬ 
ziehbar sind aber grundsätzlich alle Verbrecher, nur die wenigen 
Unerziehbaren (Schwersterziehbaren!) sind unschädlich zu 
machen. So wird aus der Sicherungsstrafe die Erziehungsstrafe 
mit dem Zweck der Erziehung des Rechtsbrechers als mehr oder 
weniger einzigem Zweck. „Humane“ Strafen sind Forderung 
und Folge. Die Todesstrafe und die Ehrenstrafen sind zu be¬ 
seitigen; die Freiheitsstrafe wird in weitestem Umfange durch 
die Geldstrafe ersetzt; im übrigen wird auf milde, ja z. T. sehr 
geringe Strafen auch bei schweren Verbrechen erkannt. Weit¬ 
gehende Gnadenpraxis, besonders übermäßige Anwendung der 
bedingten Begnadigung, und Amnestien heben die erkannten 
Strafen zum großen Teil auf. Die wirklich zum Vollzüge ge¬ 
langenden Freiheitsstrafen werden im Stufenstrafvollzug mit 
seinen immer weitergehenden Übersteigerungen unter Vergün¬ 
stigungen aller Art derart milde vollzogen, daß sie, zumal im 
Hinblick auf das soziale Elend in breitesten Schichten des 
Volkes außerhalb der Gefängnismauern, vielfach kaum noch 
als Strafen empfunden werden. 

Die klassische Schule hatte sich als Gegengewicht gegen die 
moderne Schule, deren Vertreter sich um die einst von v. Liszt 
zur besseren Bekämpfung der Kriminalität gegründete Inter¬ 
nationale Kriminalistische Vereinigung (I. K. V.) gruppierten, 
im Jahre 1925 in der Deutschen Strafrechtlichen Gesell¬ 
schaft zusammengeschlossen. Sie und ihre Mitglieder, her¬ 
vorragende Vertreter der Rechtslehre und der Strafrechts¬ 
praxis, haben für die Rechtsstrafe in Wort und Schrift 
gekämpft und sich jener Zerrüttung des Strafrechts ent¬ 
gegengesetzt, konnten aber in dem allgemeinen politischen 
und moralischen Verfall und bei der Ohnmacht des Parteien¬ 
staates im Zwischenreich naturgemäß einen ausschlaggebenden 
Einfluß nicht gewinnen. Es bleibt aber ihr Verdienst, die 
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großen Gedanken von Schuld und Sühne und machtvollem Ein¬ 
treten des Staates für Recht und Ordnung über die unheilvolle 
Zeit des Weimarer Systems in eine neue große Zeit hinüber¬ 
gerettet zu haben. Nicht zuletzt sei dabei des erst kürzlich 
hochbetagt aus rastloser Arbeit von uns geschiedenen hochver¬ 
ehrten Herrn Geh. Rats Prof. Dr. Oetker als eines der führen¬ 
den Mitglieder der Deutschen Strafrechtlichen Gesellschaft 
gedacht. 

Ein grundsätzlicher Wandel trat mit der Machtergreifung 
durch den Nationalsozialismus ein. Der kraftvoll erstehende 
neue deutsche Volksstaat wandte sich neben seinen anderen 
großen Emeuerungsaufgaben alsbald auch dem Neubau des 
Strafrechts zu; schon im April 1933 gab der Führer dazu den 
Auftrag. Es wurden amtliche Kommissionen zur Aufstellung 
von Entwürfen eines Strafgesetzbuchs, einer Strafverfahrens¬ 
ordnung und eines Strafvollstreckungsgesetzes eingesetzt. 
Gleichzeitig wurde nach gewissen anfänglichen Erschütterungen 
die zerrüttete Strafrechtspraxis, besonders nach der Ver¬ 
einheitlichung der Justizverwaltung im Reiche, nach national¬ 
sozialistischer Staats- und Rechtsanschauung ausgerichtet und 
wieder hergestellt. — Nebenher ging die teilweise Erneuerung und 
Ergänzung des geltenden Strafrechts unter gewisser Vorwegnahme der 
endgültigen Strafrechtserneuerung besonders durch das Gesetz vom 
24. November 1933 gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Besserung, das Gesetz vom 24. April 1934 
zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens, 
in dem der Hochverrat und der Landesverrat neu geregelt wurden, und 
die Strafrechtsnovellen vom 28. Juni 1935, in denen vor allem der auch 
in die Weimarer Verfassung aufgenommene Rechtssatz, daß eine Hand¬ 
lung nur dann mit einer Strafe belegt werden könne, wenn die Strafbar¬ 
keit gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen wurde 
— nullum crimen, nulla poena sine lege — die magna Charta des Ver¬ 
brechers nach der klassischen Schule —, beseitigt und die Bestrafung auch 
wegen einer Tat zugelassen wurde, die nach dem Grundgedanken eines 
Strafgesetzes und nach gesundem Volksempfinden Bestrafung verdient. 
Dies nur der größeren Vollständigkeit halber nebenbei. — 

Die Strafrechtskommission unter persönlichem Vorsitz des 
Reichsjustizministers Dr. Gürtner hat in mehrjähriger mühe- 
und opfervoller Arbeit unter erfolgreicher Mitwirkung der 
Akademie für Deutsches Recht, des Reichsrechtsamts der 
NSDAP, und anderer Stellen des Staates und der Partei 
den Entwurf eines deutschen Strafgesetzbuchs nunmehr fertig¬ 
gestellt und der Reichsregierung zur Beschlußfassung vorgelegt. 
In dem inzwischen in Gürtner — Freisler „Das neue Straf¬ 
recht“ 2. Auflage S. 32 veröffentlichten Vorspruch zum Ent- 
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wurf des deutschen Strafgesetzbuchs sind die Ziele des neuen 
nationalsozialistischen Strafrechts bestimmt. Es heißt darin: 

„Sühne für Unrecht, 

Schutz des Volkes, 

Festigung des Willens zur Gemeinschaft 
sind Sinn und Zweck des Strafrechts. 

Ehre und Treue, 

Rasse und Erbgut, 

Wehrhaftigkeit und Arbeitskraft, 

Zucht und Ordnung 
zu wahren, ist seine Aufgabe.“ 

So alt wie das deutsche Volk ist die in seinem sittlichen 
Bewußtsein begründete, ursprünglich aus dem Rachebedürfnis 
entspringende Forderung der Sühne für Schuld. Schuldhafte 
Tat als Verletzung der Pflicht zur unbedingten Unterordnung 
des Einzelwillens und -Schicksals unter die Gesetze und Inter¬ 
essen der Volksgemeinschaft bis zur Selbstaufopferung, der 
Treue ihr gegenüber als Ehre und Kern der Persönlichkeit 
fordert nach nationalsozialistischer aus dem Volksbewußtsein 
geschöpfter Anschauung vom Standpunkt des Rechtsbrechers 
aus Sühne, vom Standpunkt des Verletzten, der Volksgemein¬ 
schaft aus Vergeltung durch Strafe. Es kommt danach der 
von den relativen Theorien, besonders auch der einst modernen 
Schule als unbrauchbar zur gedeihlichen Gestaltung des Straf¬ 
rechts verworfene, von den absoluten und den Vereinigungs¬ 
theorien, insbesondere der klassischen Schule vertretene Ge¬ 
danke der Vergeltung als Sinn des Strafrechts, wenn auch nach 
nationalsozialistischer Anschauung ausgerichtet, wieder zu 
seinem vollem Recht. Indes ist die Strafe als Sühne für Unrecht 
nicht Selbstzweck; es wird nicht nur gestraft, weil die Tat 
begangen ist (quia peccatum est), sondern zum Schutze des 
Volkes, damit Verstöße gegen seine Rechts- und Friedensord¬ 
nung verhütet, „Ehre und Treue, Rasse und Erbgut, Wehrhaf¬ 
tigkeit und Arbeitskraft, Zucht und Ordnung gewahrt“, das 
deutsche Volk in seiner Blutseinheit und Lebenskraft gegen 
innere Angriffe unversehrt erhalten bleibt (ne peccetur). Zum 
Schutz des Volkes ist die Strafe als Ganzes, von der Androhung 
bis zur Vollstreckung, bestimmt. Der Schutz des Volkes äußert 
sich als Generalprävention in der Erziehung aller Glieder des 
Volkes zu gesetzmäßiger, und da das nationalsozialistische 
Strafrecht nur Ausdruck wichtigster Sittengesetze des Volkes, 
„das negative Spiegelbild der völkischen Sittenordnung“ ist, 
zu sittlicher Lebensführung und der Abschreckung der Frie- 
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densstörer, jedes Einzelnen, „der das Prinzip des Asozialen, 
Anarchischen, Unrechten, Bösen in seinem Leben zu verwirk¬ 
lichen bereit ist“. 1 ) Daneben erreicht das Strafrecht den 
Schutz des Volkes durch die spezialpräventive Abschreckung, 
Besserung und Unschädlichmachung des Verbrechers, besonders 
durch die Strafvollstreckung. Neben die Sühne für Unrecht 
und den Schutz des Volkes tritt als weiterer, keineswegs aber 
minder wichtiger Sinn und Zweck des Strafrechts die Festigung 
des Willens zur Gemeinschaft, „die Stärkung der freudigen 
Bereitschaft der Volksgenossen, an artgemäßer Aufbauarbeit 
am Volke mitzuwirken dadurch, daß es jedem Volksglied die 
Gewißheit gibt, daß der Staat in der Front des Volkes zur 
Sicherung des Volksganzen und zur Erfüllung des sittlichen 
Sühneverlangens gerecht und hart in vorderster Front mit- 
kämpft“. 2 ) 

Auf die Ziele des Strafvollzuges, die bereits bei der vor¬ 
stehenden Erörterung über den Sinn und Zweck der Strafe be¬ 
rücksichtigt sind, ist nunmehr noch näher einzugehen. Die 
Freiheitsentziehung ist von alters her in den Dienst der Straf¬ 
rechtspflege gestellt worden, in der Hauptsache aber nur als 
Sicherungsmittel zur Unterbringung der Angeklagten bis zum 
Vollzüge der in Deutschland noch bis zum 17. Jahrhundert auf 
Grund der Carolina (1532) im Vordergrund stehenden Leibes- und 
Lebensstrafen. Abgesehen von Zwangsarbeitsstrafen, die schon 
die Ägypter, Griechen und Römer kannten, und die vom Ende 
des 16. Jahrhunderts an, besonders als Karrenstrafe (Festungs¬ 
baugefangenschaft), in Deutschland aufkamen, hat die Frei¬ 
heitsstrafe im heutigen Sinne ihren Anfang genommen in der 
Unterbringung auch Strafgefangener in die in erster Linie als 
polizeiliche Verwahrungsanstalten dienenden Zucht- und Spinn¬ 
häuser, die nach dem Vorbild des Amsterdamer Zuchthauses 
von 1595 und des Weiberspinnhauses von 1598 im Anfang des 

17. Jahrhunderts auch in Deutschland (Bremen, Lübeck, Ham¬ 
burg, Danzig) eingerichtet wurden. In diesen Zucht- und 
Spinnhäusern wurde die Freiheitsentziehung mit Arbeitszwang 
erstmalig auch erzieherischen Aufgaben dienstbar gemacht. 
Dieser Erziehungs- und Besserungsgedanke hat, wenn auch im 

18. Jahrhundert verschüttet und wegen der unhaltbaren Zu¬ 
stände, die mit wenigen rühmlichen Ausnahmen in den Straf- 


D Freisler in Gürtner. „Das kommende deutsche Strafrecht. All¬ 
gemeiner Teil“ 2. Aufl. S. 18, 14. 

2 ) Freisler in Gürtner-Freisler. „Das neue Strafrecht.“ 2. Aufl. 

S. 40. 
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gefängnissen aller Länder herrschten, zur Erfolglosigkeit 
verurteilt, ist dann im 19. Jahrhundert immer stärker betont 
worden und hat zur Reform des Gefängniswesens, zu der in 
hervorragendster Weise John Howard mit seinem grundlegenden 
Werke „The state of prisons in England and Wales“ den Anstoß 
gegeben hat, wesentlich beigetragen. Es wurde aber in den 
deutschen Ländern, von Ausnahmen abgesehen, unter der 
Führung der klassischen Schule der Strafrechtswissenschaft an 
der Vergeltung als Zweck des Strafvollzuges grundsätzlich 
festgehalten und nur daneben dem Besserungsgedanken in der 
inhaltlichen Ausgestaltung des Strafvollzuges Raum gegeben. 
Hierbei blieb es in der Praxis des Strafvollzuges auf der Grund¬ 
lage bewährter Vollzugsordnungen bis zur Revolte 1918, wenn 
auch der Besserungszweck mehr und mehr hervortrat. Die 
moderne Schule der Strafrechtswissenschaft, die die Vergeltung 
als Grundsatz des Strafrechts verwarf, hat jedenfalls insoweit 
auf die Praxis des Strafvollzuges bis dahin keinen ausschlag¬ 
gebenden Einfluß gewinnen können, wenn auch ihr Gedanke 
der Individualisierung im Zusammenhang mit der Entwicklung 
der Kriminalpsychologie für die Behandlung besonders der 
geistig minderwertigen, der rückfälligen und der jugendlichen 
Verbrecher von Bedeutung wurde. Mit der Revolte von 1918 
änderte sich das Bild völlig; der Erziehungsstrafvollzug hielt 
als Ausfluß der politischen und weltanschaulichen Lehren der 
Sozialdemokratie, unterstützt von der modernen Schule der 
Strafrechtswissenschaft, soweit sie unter den Einfluß dieser 
Lehren geriet, seinen Einzug. Seinen Niederschlag fand er in 
den von den deutschen Ländern vereinbarten Grundsätzen für 
den Vollzug von Freiheitsstrafen vom 7. Juni 1923. § 48 dieser 
Grundsätze lautet: 

„Durch den Vollzug der Freiheitsstrafe sollen die Gefan¬ 
genen, soweit es erforderlich ist, an Ordnung und Arbeit 
gewöhnt und sittlich so gefestigt werden, daß sie nicht wieder 
rückfällig werden.“ 

Es ist darin mit keinem Worte davon die Rede, daß die 
Strafe ein Übel ist, das der Vergeltung schuldhafter Tat dient, 
daß der Rechtsbrecher den Rechtsbruch durch die Verbüßung 
der Strafe zu sühnen hat, daß der Vollzug der Strafe demgemäß 
auch abschreckend sowohl auf die Allgemeinheit wie auf den 
Gefangenen zu wirken hat. Als einziges Ziel des Vollzuges wird 
die Besserung des Gefangenen zwecks Verhütung von Rück¬ 
fällen bezeichnet. Nach diesem Ziel sind die gesamten Grund¬ 
sätze ausgerichtet. Die Krone des Vollzuges bildete der Straf- 
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Vollzug in Stufen auf der Grundlage des § 130 der Grundsätze. 
Es ergab sich daraus ein „humaner“ Strafvollzug, weichlich 
gegenüber den Verurteilten, hart für die Volksgemeinschaft, 
die damit eines wirksamen Schutzes gegen das Verbrechen ent¬ 
behrte, mit Vergünstigungen aller Art, die im Strafvollzug in 
Stufen in ein System gebracht waren und mehr und mehr 
übersteigert wurden. Es sei nur an die Einführung der Spa¬ 
ziergänge für die Gefangenen der dritten Stufe und der Selbst¬ 
verwaltung für die Gefangenen, in gewissem Umfange schon der 
zweiten, in stärkerem Maße der dritten Stufe (Wahl von Ob¬ 
männern und Gefangenenvertretungen, die bei der Verwaltung, 
insbesondere auch bei der Verhängung von Hausstrafen mit¬ 
wirkten) und des Stufenurlaubs in einigen Ländern erinnert. 
Wie grundsätzlich falsch die Abkehr von der naturgegebenen 
Grundlage der Strafe als Vergeltung für den Rechtsbruch und 
Sühne des Unrechts sowie Abschreckung der Allgemeinheit und 
des Verbrechers selbst war, so entfernte man sich von der 
Wirklichkeit des Lebens durch starke Überschätzung der 
Möglichkeiten erzieherischer Einwirkung auch auf erwachsene 
Menschen und gar auf Verbrecher, denen man durch die Auf¬ 
fassung, daß nicht sowohl sie selbst als bemitleidenswertes 
Ergebnis von Anlage und Umwelt, sondern „die Gesellschaft“ 
für das Verbrechen verantwortlich zu machen sei, das Gefühl 
für die Selbstverantwortlichkeit nahm. Als Folgen des weich¬ 
lichen Vollzuges mit Vergünstigungen möglichst schon von 
Anfang an und der irrigen Auffassung von Verbrechen und 
Strafe ergab sich, daß die Gefangenen, denen es besser ging 
als weiten Kreisen der freien rechtschaffenen Volksgenossen, 
zumal in jener Zeit der Arbeitslosigkeit von Millionen, sich zum 
Teil in den Vollzugsanstalten wohlzufühlen begannen und sich, 
genährt von der individualistischen Auffassung der Gefangen¬ 
schaft als Rechtsverhältnisses zwischen dem Staat und den 
Gefangenen, als Subjekte, nicht als Objekte des Strafvollzuges 
ansahen, die auf ihre Rechte pochten. Das äußerte sich beson¬ 
ders in dem bekannten, von den Parteien, den Parlamenten und 
den von ihnen abhängigen Regierungen geförderten Beschwerde¬ 
unwesen auf der Grundlage der §§ 147 ff. der Grundsätze von 
1923 — vgl. Bd. 63, S. 94 f. und Bd. 66 S. 243 ff. der Bl. f. Gefk. —. 
Auf weitere Einzelheiten einzugehen, würde zu weit führen und 
erübrigt sich auch. Nach der nationalsozialistischen Revolution 
wurde diesem unhaltbaren Zustande des Strafvollzuges alsbald 
ein Ende bereitet. Eine Reihe von Ländern, so besonders 
Preußen und Sachsen, ordnete das Strafvollzugsrecht unter 
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Wiederbetonung der Sühne und Abschreckung als Zwecke des 
Vollzuges nach nationalsozialistischen Grundgedanken neu, 
während andere kleinere Länder, in denen z. T. wohl auch, wie 
z. B. in Oldenburg, wo seit 1924 eine rechtsgerichtete Regierung 
die Führung hatte, der Gedanke der Strafe als Sühne für 
Rechtsbruch nicht erloschen war und dementsprechend die 
Strafvollzugspraxis sich gegenüber der Vorkriegszeit nicht sehr 
wesentlich geändert hatte, sich an die vereinbarten Grundsätze 
gebunden glaubten und das alsbald zu erwartende Vorgehen der 
Reichsregierung abwarteten. Gemäß dem Ergebnis einer Ver¬ 
handlung der Vertreter der Landesregierungen im Herbst 1933 
in Darmstadt erließ der Reichsminister der Justiz in der noch 
geltenden Verordnung vom 14. Mai 1934 über den Vollzug von 
Freiheitsstrafen usw. die Grundsätze von 1923 mit einschnei¬ 
denden Änderungen auf nationalsozialistischer Grundlage als 
reichsrechtliche Vollzugsgrundsätze. Völlig geändert wurde der 
nationalsozialistischen Auffassung der Strafe entsprechend der 
§ 48 der Grundsätze über die Ziele des Vollzuges der Freiheits¬ 
strafe. § 48 lautet jetzt: 

„Durch die Verbüßung der Freiheitsstrafe sollen die 
Gefangenen das begangene Unrecht sühnen. 

Die Freiheitsentziehung ist so zu gestalten, daß sie 
für die Gefangenen ein empfindliches Übel ist und auch 
bei denen, die einer inneren Erziehung nicht zugänglich 
sind, nachhaltige Hemmungen gegenüber der Versuchung, 
neue strafbare Handlungen zu begehen, erzeugt. 

Die Gefangenen sind zu Zucht und Ordnung anzuhalten, 
an Arbeit und Pflichterfüllung zu gewöhnen und sittlich 
zu festigen.“ 

Es kommt also der sittliche Grundgedanke der Sühne des 
Rechtsbruchs durch die Verbüßung der Strafe, demgemäß der 
Ausgestaltung der Strafe als empfindlichen Übels wieder zur 
Geltung. Die Gefangenen sollen von der Begehung neuer straf¬ 
barer Handlungen abgeschreckt und, soweit sie einer inneren 
Erziehung zugänglich sind, durch den Vollzug der Strafe er¬ 
zogen werden. Von den im Vorspruch des Entwurfs des Deut¬ 
schen Strafgesetzbuchs festgesetzten, oben erörterten Zielen, 
die auch für den Vollzug gelten werden, sind hier danach die 
besonders für den Vollzug maßgeblichen Ziele der Sühne für 
Unrecht und des Schutzes des Volkes, soweit er durch Einwir¬ 
kung des Vollzuges auf den Rechtsbrecher erreicht werden soll, 
also die spezialpräventiven Zwecke der Abschreckung und Besse- 
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rung der Gefangenen neben ihrer Unschädlichmachung für die 
Dauer der Freiheitsentziehung hervorgehoben. Nicht erwähnt 
sind die Generalpräventionszwecke der Erziehung aller Volks¬ 
genossen zu gesetzmäßiger und damit sittlicher Lebensführung, 
der Abschreckung aller Friedensstörer und der Festigung des 
Willens zur Gemeinschaft. Wenn diese Zwecke der Strafe, damit 
auch des Strafvollzuges, nicht hervorgehoben worden sind, so 
haben sie damit gewiß nicht geleugnet werden sollen. Dem 
Gesetzgeber kam es vielmehr nur darauf an, die Ziele herauszu¬ 
stellen, die im Vollzüge dem Gefangenen gegenüber ins Auge 
zu fassen sind. Ob Anlaß dazu besteht, in dem zu erlassenden 
Strafvollstreckungsgesetz in den Zielen des Vollzuges der Frei¬ 
heitsstrafe, wenn sie neben den Zielen der den Strafvollzug ein¬ 
schließenden Strafe im Vorspruch des Strafgesetzbuchs über¬ 
haupt noch einer besonderen Regelung bedürfen, auch die im 
§ 48 der Vollzugsgrundsätze nicht erwähnten wichtigen Zwecke 
der Strafe hervorzuheben, kann hier nicht erörtert werden. 

Es ist aber die Frage aufzuwerfen, inwieweit nach dem 
völligen Fiasko der Erziehungsstrafe die Besserung des Ge¬ 
fangenen noch als Ziel des Strafvollzuges anerkannt werden 
kann, und in welchem Verhältnis dieses Ziel zu den großen 
Strafzwecken im übrigen steht und stehen wird. Daß der Straf¬ 
vollzug gegenüber jungen Gefangenen im Sinne der Verordnung 
über den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1937 erzieherischen 
Zwecken zu dienen hat, ist in dieser Verordnung in weitestem 
Maße anerkannt. An dieser Verordnung wird, wie anzunehmen 
ist, bei der endgültigen Regelung des Strafvollzuges im zu¬ 
künftigen Strafvollstreckungsgesetz nichts Wesentliches ge¬ 
ändert werden. Wenn von dem Ziele der Erziehung auch 
erwachsener Gefangener noch die Rede sein kann, so kann 
das in der Hauptsache nur im Sinne der Erziehung durch die 
Strafe, die Art und Weise des Vollzuges, nicht der Erziehung 
gelegentlich des Strafvollzugs neben der Strafe sein. Die 
Strafe als solche, in einer Form, die die erwünschten Straf¬ 
zwecke, darunter auch das Ziel der Besserung dafür zugänglicher 
Gefangener fördert, ist das besondere, letzte Erziehungsmittel, 
nicht irgend eine gelegentlich des Vollzuges angewandte päda¬ 
gogische Methode, die bei erwachsenen Gefangenen, deren bis¬ 
herige Erziehung durch die Erziehungsberechtigten, die Schule, 
den Beruf und die Erfahrungen des Lebens vergeblich gewesen 
ist, im allgemeinen fruchtlos bleiben müßte. Etwa in diesem 
Sinne mag wohl auch der Ausspruch Dr. Freislers zu verstehen 
sein: „Deshalb halten wir heute auch nichts mehr von mehr 
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oder weniger lebensfernen gouvernantenhaften Erziehungs¬ 
kunststücken an ausgereiften Rechtsbrechern.“ 3 ) Aber damit 
kann und darf der Gedanke der Besserung durch den Strafvoll¬ 
zug auch gegenüber erwachsenen Gefangenen, der so alt ist 
wie die Freiheitsstrafe im heutigen Sinne selbst, nicht grund¬ 
sätzlich und allgemein über Bord geworfen werden. Gerade die 
nationalsozialistische Bewegung, die das deutsche Volk von 
Grund auf weltanschaulich und politisch zu erziehen sich be¬ 
müht und damit den Erziehungsgedanken in höchstem Maße 
vertritt, hat keinen Grund, diesen Gedanken gestrauchelten 
Volksgenossen gegenüber zu verwerfen. 4 ) 5 ) Man muß sich 
aber vor einer Überschätzung der Möglichkeiten erziehe¬ 
rischer Einwirkung der Strafe auf erwachsene Gefangene 
hüten und sich darüber klar sein, /daß nur ein Teil 
der erwachsenen Gefangenen noch erzieherischer Einwir¬ 
kung fähig ist. „Man darf sich nicht dem Wahn hin¬ 
geben, daß jeder Gefangene erzogen und gebessert werden 
könnte. Dem setzen wir die Forderung der Auslese entgegen: 
nicht Erziehungsmaßnahmen wahllos für alle Gefangenen, wohl 
aber voller Einsatz aller Beeinflußungsmöglichkeiten dort, wo 
Aussicht und Hoffnung besteht, daß der Gefangene wieder in 
die Volksgemeinschaft eingegliedert werden kann.“ 0 ) Diese Aus¬ 
lese zu treffen, ist überaus schwierig. Allgemein betrachtet, 
wird man Vorbestrafte im Sinne der Strafvollzugspraxis, d. h. 
Gefangene, die wegen einer vorsätzlichen Straftat in den 
letzten fünf Jahren mit Freiheitsstrafe von mehr als sechs 
Monaten bestraft sind (vgl. §§ 9, 22 des Preuß. Strafvoll¬ 
streckungsgesetzes und §§ 41, 124 ff. Preuß. DVO.), sowie die 
in erheblichem Maße geistig minderwertigen Gefangenen in 

3 ) Beiträge zur Rechtserneuerung Heft 1 „Gedanken über Strafvoll¬ 
zug an jungen Gefangenen.“ 

‘) Schaff stein: „Die Bedeutung des Erziehungsgedankens im neuen 
deutschen Strafvollzug“ Zeitschr. Strafrechtsw. Bd. 55, S. 287. 

5 ) Nach Drucklegung dieses Aufsatzes haben führende Männer sich 
für die Erziehung als Ziel des Strafvollzugs allen einer Erziehung zu¬ 
gänglichen Gefangenen gegenüber und ihre Wiedereingliederung in die 
Volksgemeinschaft, die ihrer nicht entbehren kann, klar ausgesprochen, 
die Herren Staatssekretär Dr. Freisler und Reichsamtsleiter Hilgenfeldt 
gelegentlich der Haupttagung des Reichsverbandes für Straffälligen- 
betreuung und Ermittlungshilfe im Oktober v. J. in München und gleich¬ 
zeitig Herr Reichsminister Dr. Frank bei der Tagung der Gesellschaft 
für Gefängniskunde in seiner großen Rede über Strafrechts- und Straf¬ 
vollzugsprobleme, abgedruckt im vierten Heft, Band 68, S. 259 ff. der 
Bl. f. Gk. 

c ) Reichsminister Dr. Gürtner im Vorwort zu „Beiträge zur Rechts¬ 
erneuerung“ Heft 1, „Gedanken über Strafvollzug an jungen Gefangenen“. 



350 


aller Regel als besserungsunfähig ansehen können. Positiv 
werden danach die besonderen Erziehungsmittel des Strafvoll¬ 
zuges in der Hauptsache auf die Erstbestraften, soweit sie 
nicht erheblich minderwertig sind, hier wieder besonders auf die 
Gefängnisgefangenen anzuwenden sein, ohne daß jedoch die 
Zuchthausgefangenen grundsätzlich auszuschließen wären. Es 
können aber auch vorbestrafte Gefangene als besserungsfähig, 
nichtvorbestrafte als besserungsunfähig erscheinen oder sich 
im Laufe des Vollzuges erweisen. Zur Erkenntnis der Erzieh- 
barkeit des einzelnen Gefangenen werden die Forschungen über 
Rückfallprognose und der Kriminalbiologie im Zusammenhang 
mit den Ergebnissen anderer Wissenschaften, insbesondere der 
Erbbiologie, der Psychologie, der Psychopathologie und der 
Kriminalsoziologie, wesentlich beitragen, zumal wenn die 
Kriminalbiologie, die jetzt noch im Aufbau begriffen und bisher 
nur in sehr beschränktem Umfange praktisch erprobt ist, ge¬ 
mäß einem Plane des Reichsjustizministeriums nach einheit¬ 
licher Methode in allen größeren Vollzugsanstalten des Reiches 
durchgeführt werden wird. 7 ) 

Das Ziel der Besserung der dafür zugänglichen Ge¬ 
fangenen hat sich den generalpräventiven Strafzielen der 
Sühne und der Abschreckung der Gefangenen unterzuord¬ 
nen. Sie stehen im Vordergründe. Insbesondere darf eine 
Lockerung des Strafzwanges im Vollzüge längerer Strafen, die 
zur Erhaltung der Strafempfänglichkeit und zur Abwehr uner¬ 
wünschter Strafwirkung, nach der Persönlichkeit und der 
Führung des Gefangenen individuell verschieden, unentbehrlich 
ist, niemals weiterführen, als daß die Strafe eben Strafe bleibt, 
der Gefangene sie als Sühne für seine Tat empfindet und die 
Strafe ihrer abschreckenden Wirkung, abschreckend für die Ge¬ 
fangenen selbst und die Friedensstörer überhaupt, nicht ent¬ 
kleidet wird. 


Die Einstellung von Staat und Volk 
gegenüber den Vorbestraften 

von Oberregierungsrat Dr. S t r u b e , Berlin-Moabit 

Ein Strafrecht kann auf unbestreitbaren Rechtssätzen auf¬ 
gebaut und der Strafvollzug in sinnvollster Weise gestaltet sein, 
und dennoch bleiben beide wertlos, wenn das von ihnen erstrebte 

7 ) Vgl. nunmehr die AV. des RJM. vom 30. 11. 1937 über Einrich¬ 
tung eines kriminalbiologischen Dienstes im Bereich der Keichsjustiz- 
venvaltung — Deutsche Justiz S. 1872 —. 
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Ziel nicht erreicht wird. Auch Gesetze und Verordnungen 
unterliegen der Regel, daß man erst am Erfolge ihren Wert zu 
erkennen vermag. 

Als letztes und wohl auch wichtigstes Ziel der Strafrechts¬ 
pflege müssen wir die Aufgabe ansehen, Volksgenossen, die 
gegen die Ordnung des Staates verstoßen haben, entweder nach 
erfolgter Sühne wieder in die Volksgemeinschaft einzugliedem 
oder aber durch dauernde Haft unschädlich zu machen und 
auszugliedern. Der zweite Teil dieser Aufgabe ist durch die 
Vorschriften über die Sicherungsverwahrung und gleichgerich¬ 
tete Maßnahmen erfüllt. Der erste Teil dagegen — die Wieder¬ 
eingliederung Vorbestrafter — stößt in der Praxis auf die 
allergrößten Schwierigkeiten. Um die Gründe hierfür suchen 
und die Abhilfsmaßnahmen finden zu können, wollen wir als 
Ausgangspunkt unserer weiteren Betrachtung folgende Erfah¬ 
rungstatsache nehmen: 

Die vom Richter verhängte Strafe wird von der Volks¬ 
gemeinschaft in aller Regel nicht als genügende Sühne an¬ 
erkannt, auch wenn der Urteilsspruch des Richters als durch¬ 
aus gerecht und ausreichend angesehen wird. Auch nach Be¬ 
endigung der Strafzeit wird der Vorbestrafte noch als Verfem¬ 
ter behandelt und mit großem Mißtrauen betrachtet. J ) Das er¬ 
fährt er besonders deutlich bei Bewerbungen um Arbeitsstellen. 
Vorbestrafte werden in Berufs- und Parteiorganisationen nicht 
aufgenommen. Der Staat schließt sie von der Beamtenlaufbahn 
aus. Eine Erlaubnis zur Ausübung eines Gewerbes oder Hand¬ 
werks wird ihnen nicht erteilt. 

Man muß als Tatsache feststellen, daß wohl die vom staat¬ 
lichen Richter verhängte Strafe mit dem Tage der Haft¬ 
entlassung endet, aber die Volksgemeinschaft als zweiter 
Richter über diesen Zeitpunkt hinaus ihre Strafmaßnahmen 
fortsetzt. Der Entlassungsschein der Strafanstalt, auf dem die 
erfolgte Sühne der Tat bescheinigt ist, gilt nichts beim Volke. 
Diese bedeutsame Erscheinung bedarf aber in einem Staat, der 
im Begriff der Volksgemeinschaft wurzelt, einer grundlegenden 
Änderung. 

Werfen wir die Frage auf, wie sich Staat und Volk den Vor¬ 
bestraften gegenüber verhalten sollen. Der Staat hat vom rein 
juristischen Standpunkt aus die Antwort in dem Gesetz über 
die beschränkte Auskunft aus dem Strafregister und die Tilgung 


J ) Vgl. Klatt, Das Los der Vorbestraften, Verlag Metzner, Ber¬ 
lin, 1926. 
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von Strafvermerken vom 9. April 1920 gegeben, worin er drei 
Gruppen von Vorbestraften unterscheidet und diese folgender¬ 
maßen behandelt: 

a) über Zuchthausstrafen wird lebenslänglich Auskunft 
erteilt; sie werden niemals gelöscht. 

b) Gefängnisstrafen über drei Monate werden nach zehn 
Jahren nur noch an bestimmte Kreise von Anfragenden 
mitgeteilt und nach weiteren zehn Jahren überhaupt 
von Amts wegen vergessen. 

c) Gefängnisstrafen bis zu drei Monaten unterliegen 
schon nach fünf Jahren der beschränkten Auskunft 
und werden nach weiteren fünf Jahren getilgt. 

d) Für Jugendliche gelten entsprechende kürzere Fristen. 

Die praktische Auswirkung für den Vorbestraften ist, daß 

er in leichten Fällen fünf, in mittleren Fällen zehn Jahre und 
in schweren Fällen sein Leben lang kein gutes polizeiliches 
Führungszeugnis erhält, somit also bei Bewerbungen um 
Arbeitsstellen in der Regel auf Ablehnung rechnen muß und da¬ 
mit aus dem Arbeitstrakt der Volksgemeinschaft ausgeschlossen 
bleibt. Dahin führt der Standpunkt des Gesetzes. 

Aber diese für den Betroffenen gewiß langen Bewährungs¬ 
fristen genügen der Volksgemeinschaft noch nicht. Sie findet 
Mittel und Wege, die Absicht des Gesetzgebers zu durchkreuzen.-) 
So wird heute von den Betrieben fast überall vor der Einstellung 
die Ausfüllung eines Fragebogens verlangt, der ein Bekenntnis 
darüber fordert, ob der Bewerber bereits gerichtlich bestraft 
ist. Eine Steigerung erfährt dieses Verlangen, wenn die Ant¬ 
wort auf die Frage nach den Vorstrafen in Form einer eides¬ 
stattlichen Versicherung abgegeben werden soll. Denn es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß ein Bewerber dadurch zur rest¬ 
losen Aufdeckung seiner gesamten Vergangenheit gezwungen 
wird. Die Folge aber ist, daß er bei der Besetzung der Arbeits¬ 
stelle keine Berücksichtigung findet. Denn der Arbeitgeber, der 
über die Einstellung zu entscheiden hat, wird vielfach nicht in 
der Lage sein oder sich auch nicht der Mühe unterziehen wollen, 
die Umstände der Tat zu prüfen und die Persönlichkeit des Be¬ 
werbers zu beurteilen, um danach die Entscheidung über das 
Beschäftigungsgesuch zu treffen. 

Aufgabe des Straftilgungsgesetzes müßte es deshalb sein, 
der Volksgemeinschaft einen möglichst zuverlässigen Maßstab 

2 ) Vgl. Wolff, Rechtliche Wirkungen der Vorstrafe, unter beson¬ 
derer Berücksichtigung, des Straftilgungsgesetzes, in Heft 8 des 12. Jahr¬ 
ganges der Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenen- 
fürsorge 1936/37. 
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für die Beurteilung des Vorbestraften zu bieten, und zwar so, 
daß sowohl dem Interesse des Vorbestraften wie dem der übrigen 
Volksgenossen Genüge geschieht. Wenn an dem Ziel der Straf¬ 
rechtspflege, wertvolle Volksgenossen nach erfolgter Sühne 
wieder einzugliedern, festgehalten werden soll, dann muß ver¬ 
hindert werden, daß über die vom Staat festgesetzte Grenze 
hinaus eine Verfemung des Vorbestraften stattfindet. Zwei 
Wege führen zu diesem Ziele: Erstens muß vom Ge¬ 
setz der Grundsatz anerkannt werden, daß 
niemand weitergehende Fragen nach Vor¬ 
strafen stellen darf, als ihm bei Anfrage 
vom Strafregister beantwortet werden. Folge¬ 
richtig darf dann der Vorbestrafte ohne Rechtsnachteile über 
diese Grenze hinausgehende Anfragen verneinend beantworten. 
Zweitens ist aber eine Neuregelung für die 
Behandlung der drei Kriminalität s g ra d e 
notwendig, denn es handelt sich bei ihnen um ganz ver¬ 
schiedene Ziele. Auch für die Urteilsfolgen ist eine Unterschei¬ 
dung zwischen leichter, mittlerer und schwerer Kriminalität 
vorzunehmen. 

Vor allem ist der Rahmen der leichten Kriminalität, 
wie er seinerzeit vom Straftilgungsgesetz gespannt wurde, zu 
eng. Als das Gesetz im Jahre 1920 geschaffen wurde, urteilten 
die Richter wesentlich milder als jetzt. Was damals noch mit 
Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten geahndet wurde, wird jetzt 
im allgemeinen mit Strafen von doppelter Dauer gerügt. Es 
dürfte deshalb angebracht sein, den Begriff der leichten Krimi¬ 
nalität entsprechend der inzwischen eingetretenen strengeren 
Strafzumessungspraxis bis auf Gefängnisstrafen von sechs 
Monaten auszudehnen und die entsprechenden Folgerungen im 
Straftilgungsgesetz zu ziehen. 

Wenn der Gesetzgeber ernstlich die Absicht verfolgt, den 
Leichtvorbestraften den Weg in die Volksgemeinschaft nach 
erfolgter Sühne der Tat durch Strafverbüßung zu ebnen, wäre 
es zweckmäßig, in solchen Fällen von vornherein nur 
beschränkte Auskunft aus dem Strafregister erteilen 
zu lassen. 3 ) Damit würde einer Entwicklung Rechnung getragen, 
die seit Schaffung des Straftilgungsgesetzes eingetreten ist. Die 

3 ) Vgl. Strube, Aus der geschichtlichen Entwicklung der Schutz¬ 
aufsicht, in Heft 1 des 13. Jahrganges der Monatsblätter für Straffälligen- 
betreuung und Ermittlungshilfe — und derselbe, Wie müssen Haft-, 
Gefängnis- und Zuchthausstrafen umgewandelt werden, damit sie dem 
Rechtsempfinden des deutschen Volkes entsprechen?, in Heft 4 des 
67. Bandes der Blätter für Gefängniskunde, Seite 375. 


2 



354 


Aufklärung weiter Bevölkerungskreise über die Schädlichkeit 
der Rechtsbrecher, wie sie insbesondere in den ersten Jahren 
nach der Machtergreifung durch Adolf Hitler erfolgte, sollte 
ohne Zweifel in erster Linie den Schwerkriminellen treffen, hat 
sich aber tatsächlich mit fast unverminderter Stärke auch auf 
die leichten Fälle ausgewirkt, weil die meisten Volksgenossen 
den Vorbestraften als solchen schlechthin ansehen, ohne 
genügende Unterschiede im Einzelfalle zu machen. Man könnte 
diesen Mangel beseitigen, wenn in leichten Fällen von vorn¬ 
herein nur beschränkte Auskunft aus dem Strafregister erteilt 
würde. Ohnehin ist gerade in den letzten Jahren der Kreis der¬ 
jenigen Behörden und Stellen, die unbeschränkte Auskunft be¬ 
anspruchen können, außerordentlich erweitert, so daß man an¬ 
nehmen kann, daß überall da, wo es sich um wichtige Posten 
handelt, auch die Fälle der Leichtkriminalität bekannt werden. 

Auch unter den Volksgenossen, die wegen mittel- 
schwerer Fälle bestraft werden müssen, befinden sich 
häufig wertvolle Kräfte, auf die wir beim Aufbau unseres Wirt¬ 
schaftslebens nicht verzichten können. Andererseits ist eine 
Warnung der Volksgenossen, die mit ihnen Zusammenarbeiten 
sollen, vor ihrer Vergangenheit unerläßlich. Also auf eine Aus¬ 
kunft aus dem Strafregister wird man hier nicht verzichten 
können. Aber es müssen sich Mittel und Wege finden lassen, 
auch diese Menschen zur Volksgemeinschaft zurückzuführen. 
Als Beispiel sei auf das Heer verwiesen, das solche Belasteten 
ohne Gefahr in seine Reihen aufnimmt. Sollten nicht auch 
andere Organisationen die Kraft besitzen, hier volks¬ 
erzieherische Aufgaben zu lösen, oder Einzelpersonen sich fin¬ 
den lassen, die eine Schutzaufsicht auszuüben bereit sind ? Aber 
am wichtigsten ist, diesen Vorbestraften eine Gelegenheit zu 
bieten, sich an einer Arbeitsstelle zu bewähren. Sie von der 
Arbeit auszuschließen, hieße ihnen den Weg zur Volksgemein¬ 
schaft versperren. 

Die Schwerkriminellen finden zum Teil ein dauern¬ 
des Unterkommen in der Sicherungsverwahrung, wo sie un¬ 
schädlich gemacht sind. Bei den übrigen besteht, wenigstens 
zu einem kleinen Teil, noch eine Hoffnung auf Umkehr. Das gilt 
besonders für die Fälle, an denen aus Gründen der Staatsnot¬ 
wendigkeit ein „Exempel statuiert“ worden ist. Solange es die 
Verhältnisse noch nicht gestatten, diese Menschen als Kriminelle 
mittlerer Schwere zu behandeln, wird zwar das Urteil des 
Richters streng, aber die Einstellung der Volksgemeinschaft 
zu ihnen nach erfolgter Sühne verständnisvoll sein müssen. 
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Wo mittlere und schwere Kriminelle bleiben sollen, die 
einerseits nicht sogleich wieder in die Volksgemeinschaft auf¬ 
genommen werden können, aber andererseits für die Sicherungs¬ 
verwahrung noch nicht in Frage kommen, ist schließlich eine 
Frage des richtigen Arbeitseinsatzes. Ein Dieb und Einbrecher 
wird sicher bei Beschäftigung mit Landkulturarbeiten wenig 
Gelegenheit finden, seinen Versuchungen zu erliegen. Wer als 
Buchhalter oder Kassierer sein Vertrauen verloren hat, wird 
zu verwenden sein, wo keine Gefahr der Unterschlagung oder 
Urkundenfälschung besteht. Nötig ist in solchen Fällen, daß 
Arbeitgeber und Mitarbeiter über die Schwäche des Volks¬ 
genossen belehrt werden oder bestimmte Vertrauensleute, 
welche die Schutzaufsicht übernommen haben, über den Ge¬ 
fährdeten wachen. Wer selbst unter solchen Vorsichtsmaßregeln 
nicht in den Arbeitsgang eingepaßt werden kann, muß in Über¬ 
gangsheimen, Arbeiterkolonien usw. zunächst eine Bewährungs¬ 
frist durchmachen. 

Gesetzgeber und Strafrichter schauen 
leider meist nur rückwärts und halten es 
für ihre Aufgabe, einen Rechtsfall ab¬ 
schließend zu behandeln. Jeder Straffall 
interessiert aber nicht nur das Recht, 
sondern das gesamte Volk. Es wäre deshalb 
gut, wenn bei jeder Gelegenheit darauf hin¬ 
gewiesen würde, daß das Ziel der Straf¬ 
rechtspflege in der Beeinflussung des künf¬ 
tigen Lebens des Vorbestraften liegt. 4 ) 


Richter und Strafvollzug 

von Oberregierungsrat V a c a n o , Vorstand der Strafanstalt 
Berlin-Plötzensee 

Was hat der Richter mit dem Strafvollzüge zu tun? Soll 
er sich nur dafür interessieren, um sich Rechenschaft über die 
Tragweite und kriminalpolitischen Erfolge seiner Urteilssprüche 
zu geben ? Soll er nicht nur dominus litis, sondern auch dominus 
poenae, nicht nur der Entscheidende im Prozeß, sondern auch 

4 ) Während des Druckes dieses Heftes erschien in Nr. 3 des 100. Jahr¬ 
ganges der „Deutschen Justiz“ ein Aufsatz von Staatsanwalt Dr. F. Haag, 
Bonn, über „Das Vorstrafenrecht und Vorschläge zu seiner künftigen 
Gestaltung“, worauf wegen der gleichgerichteten Anregungen besonders 
hingewiesen wird. 
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der Entscheidende nach verhängter Strafe sein? Wo sollen in 
letzterem Falle die Grenzen seiner Entscheidungsbefugnis 
liegen? 

Uns scheinen diese Fragen nicht so schwierig, wenn wir 
hierbei auf unser geltendes Recht blicken. Es war aber von 
hohem Interesse, zu erkennen, in welch eingehender und grund¬ 
sätzlich verschiedener Weise die rund 30 Fachgelehrten und 
Praktiker aus Richter-, Anwaltsstand und Verwaltung, die auf 
dem XI. Internationalen Kongreß für Strafrecht und Gefäng¬ 
niswesen 1935 in Berlin zu Worte kamen, zu diesen Fragen 
Stellung nahmen. Für die Erörterung war die Frage gestellt: 
„Quelle doit etre la competance du juge penal dans l’execution 
des peines?“ „Welches muß die Zuständigkeit des Strafrichters 
im Stadium der Vollstreckung der Strafen sein?“ Eine Schwie¬ 
rigkeit ergibt sich für uns dabei aus der Bedeutung, die hier 
das Wort execution haben soll. Denn in anderen Ländern finden 
wir nicht die uns so geläufige Unterscheidung zwischen den 
Begriffen „Strafvollstreckung“ und „Strafvollzug“, jedenfalls 
nicht so ausgeprägt. Vielfach wechselte daher in den Ver¬ 
handlungen des Kongresses das Wort in dieser Hinsicht seine 
Bedeutung und führte dadurch auch hier und da zu einer ver¬ 
schiedenen Grenzziehung bei der Behandlung der Frage. 

Bei der Bedeutung, die derselben seitens des Internationalen 
Kongresses sichtlich beigemessen wurde, erscheint es wohl an¬ 
gebracht, sich mit den an so hervorragender Stelle geäußerten 
Meinungen der Welt näher zu befassen, sie kennen zu lernen und 
von unserem Standpunkte, von unserer Weltanschauung aus, 
nicht minder aber auch aus rein praktischen Gesichtspunkten zu 
würdigen. 

Wie bei der durch Min.-Rat Dr. Edgar Schmidt in diesen 
Blättern (68. Bd., 1. Heft, S. 42) schon erörterten Behandlung 
der Frage des Kongresses, ob die Methoden der Erziehung und 
Besserung, die im Strafvollzüge angewandt werden, geeignet 
seien, den gewünschten Erfolg herbeizuführen, die grundlegende 
Bedeutung des Standortes, von dem aus man die Dinge sieht, 
klar zutage trat, so wurde dies auch bei der Behandlung der 
vorliegenden Frage erkennbar. 

Man kann die verschiedenen Gesichtswinkel, unter denen 
die Frage gesehen wurde, in der Hauptsache folgendermaßen 
unterscheiden: 

1. Nach der Auffassung vom Sinn und Zweck der Straf¬ 
rechtspflege : 

Der Satz „jurisdictio in sola cognitione consistit“, „dem 
Gericht gebührt nur erkennende Tätigkeit“, könne, so sagte 
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man, für die Strafrechtspflege nicht mehr gelten, da diese eine 
weitergehende Aufgabe, nämlich die Heilung der aus dem Ver¬ 
brechen entspringenden gesellschaftlichen Schäden habe. Dabei 
wird vielfach davon ausgegangen, daß strafrichterliche Tätig¬ 
keit und Strafrechtspflege identisch seien. Der Richter sei da¬ 
her der berufene Heiler, der „juge-medecin“, der „Richter- 
Arzt“, wie der Generalberichterstatter zu unserer Frage auf 
dem Kongreß, Prof. Stjernberg (Schweden), diese Auffassung 
treffend charakterisierte. 

2. Nach der mehr demokratischen oder mehr autoritären 
Einstellung des Redners: 

Die erstere ist beseelt von einem starken Mißtrauen gegen¬ 
über der Exekutive, der vollziehenden Gewalt, also in unserem 
Falle der Vollzugsverwaltung, aus dem heraus die Gerichte nicht 
nur — entsprechend Montesquieus Lehre von der Trennung der 
Gewalten — unabhängig von der Verwaltung sein, sondern dar¬ 
über hinaus die Exekutive auf dem Gebiete des Strafvollzugs 
(und der Maßregeln der Sicherung und Besserung) mehr oder 
minder beherrschen sollen. Die letztere bringt auch der Straf¬ 
vollzugsverwaltung in einem wohl geleiteten und straff organi¬ 
sierten Staat Vertrauen entgegen. 

3. Nach einer vorwiegend individualistisch-liberalistischen 
Einstellung oder einer vom Gemeinschaftsgedanken ausgehen¬ 
den Auffassung, erstere die Rechtsstellung und den Schutz des 
Strafgefangenen, letztere das Wohl der Gesamtheit voran¬ 
stellend. 

Die Anschauungen der Länder, denen die einzelnen Gut¬ 
achter und Redner angehörten, und die in diesen Ländern be¬ 
stehenden gesetzlichen Regelungen sind dabei offenbar von 
weitgehendem Einfluß auf deren Stellungnahme gewesen. So 
stellte der Generalberichterstatter Stjernberg schon an Hand 
der dem Kongreß vorgelegten 13 Gutachten fest, daß die 
richterliche Beteiligung am Strafvollzüge mehr von den Ver¬ 
tretern romanischer, die interne Unabhängigkeit des Vollzugs 
mehr von den Vertretern germanischer Länder verfochten 
werde. 

Als allgemein anerkannt kann dabei immerhin festgestellt 
werden, daß der Richter auch über den Urteilsspruch hinaus 
noch an dem ferneren Schicksal des Verurteilten, solange dieser 
den unmittelbaren Auswirkungen des Urteils noch unterliegt, 
also bis zum Ende oder dem endgültigen Erlaß der Strafe (ent¬ 
sprechend den Maßregeln der Sicherung und Besserung) be¬ 
teiligt sein soll. 
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Den Ausgangspunkt der gesamten Behandlung bildete 
sichtlich die in Italien nach dem Bericht Novellis, des Chefs des 
italienischen Gefängniswesens, seit 1930 mit gutem Erfolg 
erprobte Einrichtung des örtlichen Überwachungsrichters für 
den Vollzug. Da dieses Vorbild, wie Castorkis (Professor in 
Saloniki) erwähnte, inzwischen auch den Gegenstand von Ver¬ 
handlungen der französischen Generalgefängnisgesellschaft und 
der belgischen Gefängnisunion gebildet hat, ist es von Interesse, 
aus dem Gutachten des Grafen Ugo Conti (Professor des Straf¬ 
rechts in Pisa) zu erfahren, welches die Stellung des italienischen 
Überwachungsrichters ist. Dieser, für die Vollzugsanstalten 
seines Gerichtssprengels zuständig, habe die Aufgabe, für die 
richtige Anpassung des Vollzugs an die Persönlichkeit des Ver¬ 
urteilten zu sorgen, und habe dazu in den Anstalten über- 
wachungs-, Entscheidungs- und Beratungsbefugnisse gegenüber 
der Verwaltung. Nicht in allen Fällen des täglichen Lebens, 
denn im Prinzip sei es nicht zweifelhaft, daß die Disziplin nur 
dem Direktor anvertraut werden könne, der nach Lage des 
Falles, „sich inspirierend von humanitären und Gerechtigkeits¬ 
vorstellungen“, in den regulären Fällen entscheiden müsse. Erst 
bei wiederholten Verstößen, die die Nichteignung für das Ge¬ 
meinschaftsleben oder Beharren in schlechter Führung dar¬ 
stellen, müsse der Richter die schwereren Strafen verhängen. 
Ferner müsse der Richter z. B. über Stufenurlaub entscheiden. 

Wenn auch die Entscheidungsbefugnisse des Überwachungs¬ 
richters im einzelnen katalogisiert sind, so läßt sich doch er¬ 
kennen, daß hier ein Dualismus der Leitung des Vollzugs 
vorliegt, wie er sich kaum bei irgendeiner anderen menschlichen 
Organisationsform vorfinden dürfte. 

Daß eine Vollzugsanstalt nicht ohne jede Überwachung 
ihrer Tätigkeit sein kann, ist selbstverständlich. Denn sie ist 
eine Lokalbehörde, die höheren Instanzen bis zum Minister 
hinauf wie jede andere unterstellt sein muß. Novelli glaubt aber, 
für die Überwachung des Vollzugs, der Behandlung der Gefan¬ 
genen, sei eine andere Instanz nötig, die von den Verwaltungs¬ 
instanzen unabhängig sei. 

Die Gründe, die sonst noch von den verschiedenen, eine 
solche Kontrolle bejahenden Gutachtern und Rednern geltend 
gemacht wurden, gehen in erster Linie von den vorerwähnten 
Grundeinstellungen aus, der Richter sei zum sozialen Heiler 
berufen, eine nicht durch eine unabhängige Instanz kontrollierte 
Verwaltung neige zu Willkür und Schikane, die Rechtsstellung 
des Gefangenen als Individuum sei gegenüber dem durch die 
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Verwaltung vertretenen Staat zu schützen. Keine andere Stelle 
sei dafür geeigneter als der verfassungsmäßig unabhängige 
Richter. Seine Befassung mit dem Strafvollzug und mit dem 
Vollzüge der Maßregeln der Sicherung und Besserung lasse ihn 
die Auswirkungen der von ihm erlassenen Urteile erkennen und 
fördere so seine Erfahrung in der Menschenbeurteilung und 
seine Fähigkeit, der Persönlichkeit des Angeklagten bei der 
Auswahl und Abmessung der Strafen und Sicherungsmaß¬ 
nahmen gerecht zu werden. Die richterliche Überwachung des 
Vollzugs werde „ein neues Zeitalter der Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit in den Gefängnissen eröffnen“ (Jonesco-Dolj- 
Rumänien). Die Strafvollzugsbeamten seien in dieser Hinsicht 
weniger geeignet als die Richter, denn sie seien eben „Menschen 
mit Schwächen“ (Ferrucci-Frankreich). — Zwischenfrage: Und 
die Richter ? — Im modernen Strafrecht sei der Abschreckungs¬ 
und Sühnezweck der Strafe zurückgetreten hinter dem der 
Besserung durch Erziehung und Therapie mit der Folge der 
Einführung der bedingten Verurteilung bzw. Entlassung und 
der Klassifizierung sowie des Stufenvollzugs. Das erfordere die 
Mitwirkung des Richters am Vollzüge (Paul Cornil-Belgien, 
Jiminez de Asua-Madrid), um dadurch in der Lage zu sein, die 
Entwicklung der von ihm Verurteilten im Vollzüge zu verfolgen, 
im Hinblick auf das Ziel der Resozialisierung zu leiten und 
den geeigneten Zeitpunkt für einen Wechsel der Straf- und 
Sicherungsmaßnahmen und für deren etwaige Beendigung zu 
erfassen. 

Allerdings wurde erkannt, daß hierbei gewisse Schwierig¬ 
keiten bestehen, einmal, weil das eigentlich dafür in Frage 
kommende erkennende Gericht praktisch, hauptsächlich wegen 
seiner weiten Entfernung von den Vollzugsanstalten, dazu nicht 
in der Lage sei, so daß man den Ausweg des örtlichen Über¬ 
wachungsrichters wählen müsse, sodann, weil letzterer, wie 
mehrere anführten, nicht alle dafür erforderlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen auf den Sondergebieten der Kriminalpsycho¬ 
logie, Kriminalbiologie und -Soziologie habe, so daß man ihm 
einen Stab von Fachleuten auf diesen Gebieten beigeben müsse. 

Stark befürwortet war daher der Gedanke der Über¬ 
wachung des Vollzugs durch eine gemischte Kommission, für die 
je nach den Verhältnissen des Landes, dem die einzelnen Befür¬ 
worter angehörten, die verschiedenartigsten Zusammensetzun¬ 
gen vorgeschlagen wurden (mit und ohne Richter, Ärzte, Rechts- 
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anwälte, Kriminologen, Soziologen, Mitglieder von Gefangenen¬ 
fürsorgevereinen und Leute, die nur gesunden Menschenverstand 
mitbringen). 

Wo nun die Grenzen der Zuständigkeit zwischen dem Über¬ 
wachungsrichter oder der gemischten Kommission einerseits, 
der Verwaltung andererseits zu ziehen seien, darüber kamen 
keine klaren Ausführungen auf dem Kongreß zutage. Für die 
Zuständigkeit des Richters im internen Vollzüge wurden in An¬ 
spruch genommen die Verhängung von Hausstrafen, zum Teil 
allerdings unter Beschränkung auf die schwereren Fälle (was 
sind solche?), und Entziehung von Vergünstigungen, Zuteilung 
zur Außenarbeit, Bestimmung über die Einzelhaft, Verlegung 
in eine Anstalt anderen Typs, Wechsel von Maßnahmen der 
Besserung und Sicherung, Arbeitszuteilung überhaupt, ständige 
Überwachung der Behandlung, Regelung der Modalitäten der 
Freiheitsentziehung, Entscheidungen, die die Natur und den 
Charakter der Strafe modifizieren, Verlegung von Jugendlichen 
in ein Normalgefängnis, Beschwerdeentscheidungen. Gleiche 
Zuständigkeiten oder ähnliche wurden natürlich auch für die 
gemischten Kommissionen verlangt. 

Für die Freiheit der Verwaltung von einem solchen Mit¬ 
regime, das auch von einigen, die sich nur auf die Inanspruch¬ 
nahme einer Überwachung der Legalität des Vollzugs und eines 
Besuchs- und Vorschlagsrechts des Richters beschränkten, als 
bedenklich anerkannt wurde, traten ein namentlich der englische 
Richter Mullins, der sein Vertrauen zu der Befähigung und Ein¬ 
stellung der englischen Gefängnisbeamten betonte, der Hollän¬ 
der Viehoff, der betonte, daß der Gesetzgeber den Richter nicht 
zu einem „Arzt wider Willen“ machen sollte, und Rutgers, der 
in der Befassung des Richters mit Einzelheiten des Vollzugs die 
Gefahr einer Herabminderung seiner hohen Stellung erblickte, 
sowie die deutschen Redner, von denen allerdings der Gutachter 
Professor Nagler-Breslau Überwachungsräte aus Richtern vor¬ 
schlug, die sich aber nur zu äußern hätten über Beschwerden 
und im übrigen nur als beratendes Organ der Direktion zu 
wirken hätten. Ministerialrat Rietzsch lehnte die Überwachung 
des internen Vollzugs durch den Richter oder durch eine ge¬ 
mischte Kommission ab nicht nur zur Vermeidung von Reibun¬ 
gen, und weil der Gefangene in Deutschland durch ein wirksames 
Beschwerderecht gegen Willkür geschützt sei, sondern auch, 
weil Deutschland ein so gut ausgebildetes und spezialisiertes 
Vollzugspersonal besitze, daß es der Einwirkung des Richters 
oder einer gemischten Kommission auf den Vollzug nicht be- 
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dürfe. Andererseits sei die Mitwirkung des Richters unerläß¬ 
lich insofern, als er Zweifel, die sich aus dem Urteilsspruch 
ergäben, authentisch zu entscheiden habe und ihm auch die 
Kontrolle der formalen Legalität der Strafvollstreckung obliege. 
Er wirke ferner mit bei der Aufhebung von Maßregeln der 
Besserung und Sicherung, bei der bedingten Strafaussetzung 
und deren Widerruf. 

Da mehrfach auch die Zuständigkeit des Richters bezüg¬ 
lich der Entscheidungen über den Wechsel und die Aufhebung 
von Maßregeln der Sicherung und Besserung sowie über die 
Bewilligung und den Widerruf der bedingten Strafaussetzung 
bzw. über die Entlassung unbestimmt Verurteilter in den Bereich 
der Erörterungen unserer Frage gezogen worden war und auch 
die Verbesserung der Eignung des Strafrichters auf dem Ge¬ 
biete des Strafvollzugs und seiner Hilfswissenschaften Gegen¬ 
stand der Verhandlungen in der Sektion gewesen war, erschien 
es dem Generalberichterstatter angebracht, hierüber besondere 
Thesen zur Beschlußfassung, zunächst in der Sektion, dann 
in der Vollversammlung vorzulegen. 

So kam es zu folgenden Thesen, die schließlich in der 
Vollversammlung angenommen wurden: 

1. Im Interesse einer zweckmäßigeren Gegenwehr der Ge¬ 
sellschaft gegen das Verbrechertum ist es wünschens¬ 
wert, die wichtigen, gesetzlich vorgesehenen Entschei¬ 
dungen über den Vollzug von Freiheitsstrafen dem Rich¬ 
ter, dem Staatsanwalt oder einer gemischten Kommis¬ 
sion unter dem Vorsitz eines Richters oder Staatsanwalts 
ohne Vorbehalt anzuvertrauen. 

2. Es ist wünschenswert, Organisationsformen zu schaffen, 
die es ermöglichen, die Befugnisse des Richters oder des 
Staatsanwalts hinsichtlich der Leitung und Über¬ 
wachung der Aufsicht über die bedingt Bestraften zu 
erweitern. 

3. Die Spezialisierung der Strafrichter und Staatsanwälte 
ist wünschenswert. Um das Interesse der Strafrichter 
und Staatsanwälte für kriminologische Fragen und 
Fragen des Strafvollzugs zu erhöhen, ist es ferner 
wünschenswert, ihnen ein Recht zum Besuche aller Voll¬ 
zugsanstalten einzuräumen und sie möglichst einen Ab¬ 
schnitt ihrer Vorbereitungszeit in diesen Anstalten ver¬ 
bringen zu lassen. 
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Dieser von der Generalversammlung gefaßten Ent¬ 
schließung könnte man als Motto die Worte Goethes voran¬ 
setzen: „Eines schickt sich nicht für alle! Sehe jeder, wie er’s 
treibe, Sehe jeder, wo er bleibe!“ 

Die stark vertretenen Auffassungen, die vom Standpunkte 
der Berufung des Strafrichters zum sozialen Arzt, von dem 
demokratischen Mißtrauen gegenüber der Administrative und 
von der individualistisch-liberalistischen Forderung des Schutzes 
des Verbrechers gegenüber dem Staat ausgehen, haben nicht 
vermocht, den Sieg über unsere deutsche, in der Einheit von 
Volk und Staat, einer höheren Form der Demokratie, beruhende 
Auffassung davonzutragen, daß es nicht nötig ist, eine letzten 
Endes dem erkorenen Führer des Volkes verantwortliche, auf 
der Höhe stehende Verwaltung in ihren entscheidenden Funk¬ 
tionen einer im Grunde mißtrauischen Kontrolle besonderer 
Organe außerhalb des oberbehördlichen Aufbaus zu unter¬ 
stellen. Auch Castorkis’ letzter Versuch, in der General¬ 
versammlung noch eine Änderung der Entschließung zu er¬ 
reichen, hat daran nichts zu ändern vermocht. Wir können daher 
vom deutschen Standpunkte, indem wir, wie Novelli als Ver¬ 
fechter des italienischen Vorbildes des Überwachungsrichters es 
tat, auch die Ansicht der anderen für die besonderen Verhält¬ 
nisse ihres Landes gelten lassen, mit der Entschließung zu¬ 
frieden sein. Denn unsere Einrichtungen widersprechen dieser 
in keinem Punkte. 

Die Entschließung geht in Punkt 1 aus von der Notwendig¬ 
keit der Gegenwehr der Gesellschaft gegen das Verbrechertum 
(„reaction de l’organisme social contre la criminalite“). Sie 
erkennt damit den Strafvollzug im Grunde als eine Kampfmaß¬ 
nahme an, die dem Sühnebedürfnis als Reaktion der Gesellschaft 
auf das Verbrechen und notwendigerweise dem Gedanken der 
General- und Spezialprävention Rechnung zu tragen hat. Dem 
entspricht unser in § 48 der bis zum Erlaß eines Reichsvollzugs¬ 
gesetzes als reichsrechtliche Grundlage des Vollzugs ergangenen 
RJM.-Verordnung vom 14. 5. 1934 hingestelltes Vollzugsziel. 
Daß es bei einem solchen Kampfe, wie bei jedem Ringen um die 
innere Einstellung des Gegners, auch gilt, diesen für sich zu 
gewinnen, in unserem Falle zu resozialisieren, bedarf dabei 
eigentlich keiner Erwähnung, obwohl das in der vorerwähnten 
Verordnung und in den preußischen Bestimmungen, dem Straf- 
vollstreckungs- und Gnadenrecht und der Dienst- und Vollzugs¬ 
ordnung vom 1. 8. 1933, keineswegs unbetont geblieben ist. 
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Wenn die Entschließung es als wünschenswert bezeichnet, 
die wichtigen, durch das Gesetz vorgesehenen Entscheidungen 
über die Exekution der Freiheitsstrafen dem Richter oder 
Staatsanwalt anzuvertrauen, dann tragen die deutschen Ein¬ 
richtungen dem ebenfalls Rechnung. Wir haben in weitem Um¬ 
fange eine Beteiligung des Richters an der Exekution (im 
weiteren Sinne) der Freiheitsstrafen und der Maßregeln der 
Sicherung und Besserung. Nicht nur ist ihm die Strafvoll¬ 
streckung und die Vollstreckung von Maßregeln der Sicherung 
und Besserung in weitem Umfange übertragen, nämlich dem 
Amtsrichter in sämtlichen Sachen, in denen er im ersten Rechts¬ 
zuge erkannt hat, und dem Jugendrichter hinsichtlich der vom 
Jugendgericht erkannten Strafen (§ 2 der Strafvollstreckungs- 
Ordnung vom 7. Dezember 1935). Insoweit steht ihm auch die 
Entscheidung über Strafausstand und Strafunterbrechung zu, 
letztere auch, wenn Überführung in eine Heil- und Pflegeanstalt 
geboten ist. Nach der Gnadenordnung vom 6. 2.1935 § 20 Abs. 2 
steht ihm bei Strafen kürzerer Dauer (bis zu einem Monat) die 
Befugnis bedingter Strafaussetzung zu. Insbesondere hat das 
Gericht zu entscheiden, wenn über die Auslegung eines Straf¬ 
urteils oder über die Berechnung der erkannten Strafe Zweifel 
entstehen, oder wenn Einwendungen gegen die Zulässigkeit der 
Vollstreckung erhoben werden. Die Überwachung der Legalität 
der Vollstreckung ist damit in seine Hand gegeben. Im Gnaden¬ 
verfahren und im Verfahren der bedingten Strafaussetzung, die 
— anders als das Verfahren nach bedingter oder unbestimmter 
Verurteilung — begrifflich zum Gnadenwesen gehört und des¬ 
halb, wie die Gnadensachen, grundsätzlich — von der vor¬ 
erwähnten Ausnahme zugunsten des Richters abgesehen — der 
Bearbeitung und zum Teil eigenen Entscheidung der Staats¬ 
anwaltschaft als der beauftragten Vertreterin des Staatsober¬ 
haupts als Trägers des Begnadigungsrechts unterliegt, hat das 
Gericht ein gewichtiges Wort. Denn wenn dieses sich für einen 
Gnadenerweis oder für bedingte Strafaussetzung ausgesprochen 
hat und die Staatsanwaltschaft dagegen ist, vermag letztere 
nicht abzulehnen, sondern ist genötigt, dann die Entscheidung 
des Reichsministers der Justiz herbeizuführen. Das Gericht hat 
ferner die überaus weittragende Zuständigkeit für die Auf¬ 
hebung und bedingte Aussetzung der Maßregeln der Sicherung 
und Besserung, die mit Freiheitsentziehung verbunden sind, nach 
§§42 f—h StGB. Allerdings ist ein Wechsel zwischen diesen 
gesetzlich nicht vorgesehen. Erwähnt sei noch, daß der Straf- 
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richter durch seine Urteilsbegründung Einfluß darauf ausüben 
kann, ob der zu Gefängnis Verurteilte in eine Sonderanstalt 
mit Stufenvollzug oder ohne Stufenvollzug zu verbringen ist. 

Endlich ist darauf hinzuweisen, daß Richter zugleich Vor¬ 
steher zahlloser deutscher Gerichtsgefängnisse sind und meist 
in den örtlichen Gefängnisvereinen ihres Bezirks den Vorsitz 
haben. 

Eine weitergehende Befassung des Richters mit der Straf¬ 
vollstreckung und insbesondere dem Strafvollzug würde den 
Richter zu sehr mit administrativer Tätigkeit belasten und, wie 
es Rutgers betonte, sein hohes Amt herabmindern. 

Daß eine Mitwirkung an dem internen Gange des Vollzugs 
durch den Richter praktisch einen untragbaren Dualismus in den 
Anstalten herbeiführen würde und auch vernünftige Entschei¬ 
dungen des Richters nur denkbar wären, wenn er ebenso wie der 
Anstaltsleiter seinen ganzen Dienst in der Anstalt verbrächte, 
bedarf in diesen Blättern keiner besonderen Begründung. Daß 
nur einer die Verantwortung tragen kann und deshalb auch zu 
entscheiden hat, ist nicht nur für uns heutige Deutsche selbst¬ 
verständlich, sondern war es schon zu den Zeiten Homers, der 
da sagte: „Nicht gut ist die Herrschaft vieler; einer sei 
Herrscher!“*) 

Bei der straffen Organisation des deutschen Verwaltungs¬ 
apparats und der in der Welt anerkannten Güte des deutschen 
Beamtentums ist aber auch eine richterliche Überwachung neben 
der administrativen ebensowenig nötig wie die durch eine Kom¬ 
mission. Selbst der Weimarer Staat hat sich davor gehütet, die 
früheren Gefangenenbeiräte mit irgendwelchen Eingriffsbefug¬ 
nissen auszustatten. 

Die Unterstellung sämtlicher Vollzugsanstalten — nicht 
etwa unter die Oberstaatsanwälte bei den Landgerichten — 
sondern unmittelbar unter die Generalstaatsanwälte bei den 
Oberlandesgerichten legt die Überwachung des Vollzugs in die 
Hände von Männern, die den Vollzug von einer hohen Warte aus 
leiten und, entsprechend der gesetzlichen Funktion der deutschen 
Staatsanwaltschaft, nicht nur die zur Belastung, sondern auch 
die zur Entlastung des Beschuldigten dienenden Umstände zu 
erforschen, auch zugunsten des Verurteilten Rechtsmittel ein¬ 
zulegen und Wiederaufnahmeanträge zu stellen, darauf ein¬ 
gestellt sind, auf die im Gesetz vorgeschriebene Gerechtigkeit 


*) In vorstehendem Sinne sprach der Verfasser in der Sektionserörte¬ 
rung als einziger in der Vollzugspraxis stehender Redner. 
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die man vor 1933 schon geneigt war als einen dauernden, wenn auch 
traurigen Zustand hinzunehmen. Ein Teil des deutschen Wirtschaftslebens 
aber hat gegenwärtig besonders schwer unter dieser Verknappung an 
Arbeitskräften zu leiden: die deutsche Landwirtschaft. 

Durch den Aufbau der Wehrmacht und die damit verbundene Ein¬ 
führung der zweijährigen Dienstzeit muß die Landwirtschaft für längere 
Zeit auf ihren, auf den eigenen Höfen herangewachsenen Nachwuchs ver¬ 
zichten, ohne dafür ausreichenden Ersatz zu erhalten. Ausreichender Er¬ 
satz! Woher ihn nehmen, da doch fast alle Berufsgruppen an Arbeits¬ 
kräftemangel zu leiden haben. Auf keinem anderen Gebiete aber wird sich 
dieser Mangel schwerwiegender auswirken als gerade in der Landwirt¬ 
schaft. Ohne Menschen kann man nicht säen, pflügen und ernten, ohne 
ausreichende Kräfte kann die Landwirtschaft das große Ziel nicht er¬ 
reichen: die Nahrungsfreiheit des deutschen Volkes. Hier helfend einzu¬ 
greifen gehört mit zu den bedeutendsten gegenwärtigen Aufgaben des 
Strafvollzugs. 

Erfüllt der Strafvollzug einerseits mit der Durchführung dieser 
Aufgabe eine große nationale Pflicht, so erhält er andererseits auch die 
lang erstrebte Möglichkeit, fast alle Gefangenen werteschaffend beschäf¬ 
tigen zu können, da hier gleichmäßig gelernte wie ungelernte Menschen 
eingesetzt werden können. Mit der restlosen Erfassung der sich 
gegenwärtig bietenden Gelegenheit könnte endlich der leidige Zustand 
wenigstens zeitweise beseitigt werden, daß die ungelernten Gefangenen mit 
mehr oder weniger großer Verlegenheitsarbeit in den Anstalten beschäftigt 
werden müssen. Und wäre mit der Zuführung möglichst aller Gefangener 
zu einer ordentlichen Arbeit nicht das erreicht, was ein ordentlicher Straf¬ 
vollzug stets erstreben muß, und ohne das er nur Stückwerk bleibt? Berück¬ 
sichtigen wir auch, welchen hohen Wert gerade die Arbeit am Boden für 
unsere Gefangenen hat. Bedeutet sie doch unmittelbares Schaffen für die 
Gemeinschaft, aus der sie sich durch ihr strafbares Verhalten aus¬ 
geschlossen haben, und deren Zugehörigkeit erst wieder schwer erdient 
werden muß. Diese Arbeit gibt dem Gefangenen die beste Gelegenheit, 
zu zeigen, welchen Wert er noch besitzt. Es liegt nun an uns, von der 
sich jetzt bietenden Möglichkeit der vernünftigen Beschäftigung aller 
Gefangenen Gebrauch zu machen, doch leider tauchen hier und dort gerade 
Schwierigkeiten aus unseren Kreisen auf, die sich, wenn auch nicht hin¬ 
dernd, so doch lähmend bemerkbar machen. Darauf soll in diesen Zeilen 
näher eingegangen werden. 

Um den Außeneinsatz von Gefangenen für den Vierjahresplan im 
weitesten Sinne zu ermöglichen, sind die Bestimmungen über die Außen¬ 
arbeit in der RV. vom 23. Juli 1937 — 4533 — III s 1 946 — neu gefaßt 
worden. Geht man diese Verfügung durch, so gelangt man zu der Über¬ 
zeugung, daß hier alles getan worden ist, um möglichst viele Gefangene, 
soweit es das Staatsinteresse gestattet, für diese Aufgaben freizumachen. 
Das ergibt sich vor allem daraus, daß im Gegensatz zur früheren preu¬ 
ßischen Regelung die Beschränkungen hinsichtlich des noch zu verbüßenden 
Strafrestes in Fortfall gekommen sind, und daß sogar kurzfristige Gefäng¬ 
nisgefangene ohne eine von der Justizverwaltung gestellte Aufsichtskraft 
an Bedarfsträger abgegeben werden können. Leider hat sich manchen 
Orts diese Verfügung nun nicht so ausgewirkt, wie es an maßgebender 
Stelle erhofft wurde. Das hat vor allem zwei Gründe: Erstens ist durch 
die Weglassung einer Zeitbegrenzung hinsichtlich des noch zu verbüßenden 
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Strafrestes eine gewisse Unsicherheit eingetreten. Zweitens wirkt sich eine 
teilweise "Überängstlichkeit in bezug auf die Folgen einer Flucht, die sich 
bei den Außenarbeiten nie vermeiden lassen wird, ungünstig aus. 

Die Schwierigkeiten, die sich aus dem ersten Punkt ergeben, sind 
gar nicht so gering, wie man allgemein annehmen möchte. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß es aus den angeführten Gründen stellenweise außerordent¬ 
lich schwer war, Ersatz für abgehende oder sich als ungeeignet erweisende 
Gefangene zu gewinnen. Es muß deshalb hier einmal klar betont werden, 
daß es nicht der Sinn der neuen Verfügung sein kann, jetzt einen stren¬ 
geren Maßstab hinsichtlich des noch zu verbüßenden Strafrestes als bisher 
anzulegen. Nach richtiger Auslegung will die neue Verfügung auch all die 
Gefangenen zur Außenarbeit zulassen, die zwar im Hinblick auf ihre Strafe 
und ihre Führung an sich geeignet sind, bisher aber wegen eines zu langen 
Strafrestes davon ausgeschlossen bleiben mußten. Denn sonst wäre es 
schwer verständlich, daß sie gerade mit dem Vierjahresplan begründet 
wird. Wenn es richtig sein sollte, daß neben dem Ausschluß der Sittlich¬ 
keitsverbrecher von der Außenarbeit auch durch Fortlassung einer Be¬ 
grenzung des Strafrestes an eine weitere Begrenzung des Kreises der 
Außenarbeiter gedacht sein sollte, dann könnte diese Verfügung schwerlich 
als eine Möglichkeit des verstärkten Einsatzes von Gefangenen auf 
Außenarbeit aufgefaßt werden. 

Es ist schon richtig, daß im Strafvollzüge Fluchten möglichst aus¬ 
geschaltet sein müssen, weil es zur Hauptaufgabe des Strafvollzugs gehört, 
alle Gefangenen sicher zu verwahren. Ebenso selbstverständlich ist es aber 
auch, daß sich dieses Ziel hinter hohen Mauern leichter erreichen läßt als 
bei einer Beschäftigung im Freien. Man muß es eben leider als unvermeid¬ 
lich hinnehmen, daß sich bei einem Strafvollzug mit Außenarbeit Fluchten 
nicht ganz verhindern lassen. Dies wird die Aufsichtsbehörde auch stets 
anerkennen. Aber da wir auf die Außenarbeit jetzt nicht verzichten 
können, müssen Fluchten hingenommen werden. Um ihre Zahl trotzdem 
so klein wie möglich zu halten, kann man nicht schematisch sagen, daß 
Gefangene mit Strafresten von mehr als drei Jahren ausgeschlossen sind, 
sondern man muß eine eingehende Prüfung des Gefangenen 
vornehmen. Wenn Gefangene auf Grund ihrer Führung und ihrer Straftat 
wie ihrer Vorstrafen, wobei man sich auch durch häufigere Vorstrafen, wenn 
sie untergeordneter Natur sind, nicht zurückschrecken lassen sollte, einen 
halbwegs ordentlichen Eindruck machen, dann hinaus mit ihnen zur Außen¬ 
arbeit. In ihr innerstes Wollen kann niemand hineinschauen. Die Fälle, 
wo Fluchten bei einem nur noch zweitägigen Strafrest zu verzeichnen 
waren, sind ja allen Praktikern bekannt. Eine allzu große Kleinlichkeit 
und Peinlichkeit dürfte hier nicht angebracht sein, da sonst der verstärkte 
Außeneinsatz nicht erreicht wird. 

Alles, was Wagnis ist, braucht wagende Menschen. Wir kommen 
auch hier wieder bei dem alten Punkt an, daß ein guter Strafvollzug nur 
von den tüchtigsten Menschen gemacht werden kann. 

Und noch eins macht sich störend bei der Auswahl der Gefangenen 
zur Außenarbeit bemerkbar: Die Auffassung, daß Außenarbeit eine Ver¬ 
günstigung ist. 

Man kann es nicht für richtig halten, wenn — gestützt auf diese 
Auffassung — ein Teil der Gefangenen schon wegen der geringsten Ver¬ 
stöße gegen die Hausordnung von der Außenarbeit ausgeschlossen wird. 
Selbstverständlich haben Gefangene hinter den Gittern zu bleiben, die 



durch Prügeleien, Durchstechereien oder aufrührerisches Verhalten 
die Unmöglichkeit ihrer Verwendung für Außenarbeit bewiesen haben. 
Daß jedoch Disziplinarstrafen wegen Rauchens oder sonstigen un¬ 
gebührlichen Benehmens schon den Ausschluß auf Grund obiger Auf¬ 
fassung zur Folge haben sollen, kann nicht recht eingesehen werden. Über¬ 
haupt findet die Auffassung, daß Außenarbeit eine Vergünstigung sei, 
nirgends eine Stütze. Wenn man die Geschichte des Strafvollzugs durch¬ 
geht, findet man als Urform der Gefangenenarbeit die Arbeit am Boden, 
z. B. im Bergbau oder als Landgewinnungsarbeit. Solche Gedanken¬ 
gänge sind in unseren Tagen wieder in den Vordergrund getreten. Man 
denke nur an die großen Kultivierungsarbeiten im Emsland und an der 
Elbe. Niemand wird behaupten wollen, daß diese Arbeiten, die vom ein¬ 
zelnen Gefangenen die letzte Hingabe seiner Arbeitskraft für die Volks¬ 
gemeinschaft, gegen die er sich durch sein Verhalten versündigt hat, 
abverlangen, Vergünstigungen darstellen. Warum sollte nun die andere 
Außenarbeit, die nicht Kultivierungsarbeit ist, eine Vergünstigung dar¬ 
stellen? Man kann es sich sehr gut vorstellen, daß es ebenso anstrengend 
ist, am Tage zehn Stunden und mehr Kartoffeln oder Rüben zu buddeln, 
wie eine bestimmte Zahl von Kubikmetern Erde zu bewegen. Wenn die 
erste Arbeit zu einer Vergünstigung wird, so liegt es auch hier nicht an 
der Arbeit, sondern wieder am Menschen, an dem, der diese Arbeiten zu 
beaufsichtigen hat und leider zu oft vergißt, daß er es nicht mit ehrlichen 
Landarbeitern zu tun hat, sondern mit Menschen, die sich schwer gegen 
ihr Volk versündigt haben, und deren Arbeit Sühne für ihr Unrecht gegen 
Volk und Staat sein soll. Sorgen wir daher für eine straffe Zucht bei 
der Außenarbeit, dann wird diese keine Vergünstigung mehr sein. 

Und zum Schluß noch einige Bemerkungen, die abseitig vom eigent¬ 
lichen Strafvollzüge liegen. Es ist oftmals die Frage auf getaucht: Sollen 
Gefangene auch dort zu Emtearbeiten usw. eingesetzt werden, wo die 
Bezahlung der Arbeitslöhne nicht unbedingt gesichert ist oder der Be¬ 
sitzer nach seiner Haltung einer Unterstützung für nicht würdig er¬ 
scheint ? 

Gleich eines vorweg: Diese Frage kann nur richtig gelöst werden, 
wenn man sich darüber klar wird, um was es bei der Außenarbeit geht. 

Bedenken wir noch einmal, daß ein Fünftel unserer Ernährung aus 
dem Ausland eingeführt werden muß, wofür Devisen verloren gehen, die 
sich auf anderen Gebieten besser verwenden ließen. Und dann sollte es 
noch jemanden geben, der Kartoffeln oder Rüben auf dem Felde erfrieren 
läßt, nur weil der oder jener nicht sofort bezahlen kann, vielleicht auch 
einmal gar nicht bezahlt oder persönlich nicht tadelfrei dasteht? Ich 
glaube, daß hier die Forderung nach restloser Sicherheit für Arbeits¬ 
löhne oder nach der Würdigkeit des Besitzers hinter der wichtigeren For¬ 
derung der Nahrungsfreiheit des deutschen Volkes zurückzutreten hat. 
Das dürfte auch dann schon gelten, wenn es noch nicht geschriebene Ver¬ 
fügung ist, sich aber aus der Zeit heraus als richtig und notwendig erwiesen 
hat. Halten wir uns doch vor Augen, daß es nicht darum geht, diesem 
oder jenem Bauern einen Vorteil zu verschaffen, sondern, daß es einzig 
um die deutsche Ernährung, das deutsche Volk geht, dessen Treuhänder 
der Bauer auf der Scholle ist. 

Leider begegnet man gar nicht so selten Ansichten, die die Durchfüh¬ 
rung von Emtearbeiten von dem Vorhandensein ausreichender Sicherung 
für die Arbeitslöhne abhängig machen und die Gefangenen unbeschäftigt 
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in der Anstalt iasseri, wenn die Bezahlung der Arbeitslöhne nicht ge¬ 
sichert ist. Es dürfte klar sein, daß derartige Gedankengänge, die früher 
einmal Geltung hatten, heute abwegig, ja sogar schädlich sind. Sie 
können auch nur von Menschen ausgehen, die nach keiner Seite hin an¬ 
stoßen wollen oder noch nicht begriffen haben, worum es heute geht, die 
vergessen, daß hier ein Volk seinen Entscheidungskampf kämpft. So 
kommt es dann, daß Bestimmungen aus der Absicht, die eigene Person 
soweit wie möglich vor jedem Auffallen zu bewahren, zu engherzig aus¬ 
gelegt werden und oft das Gegenteil von dem erreicht wird, was ihre 
Schöpfer mit ihnen bezwecken wollten. 

Wie oft betonen die führenden Männer, daß der Vierjahresplan nur 
dann Erfolg haben wird, wenn er nicht im Bürokratismus endet. Gilt 
dieses Wort nicht auch im Strafvollzüge? 


Angora-Kaninchenzucht 
in den Justizvollzugsanstalten 
im Rahmen des zweiten Vierjahresplanes 

von Justizinspektor Krüger, Stettin 

Die Notwendigkeit, den Rohstoff „Seide“ in einem gewissen Um¬ 
fange durch Eigenerzeugung zu gewinnen, hat zum Seidenaufbauprogramm 
und zu seiner Eingliederung in den Vierjahresplan geführt. Ebenso wird 
die Ausbreitung der Angora-Kaninchenzucht für die Wollerzeugung von 
seiten der Reichsregierung gewünscht. Durch Bereitstellung von Geld¬ 
mitteln zur Verbesserung ungeeigneter Ställe, zum Bau neuer Ställe, zur 
Beschaffung von Zuchtrammlem und auch von Zuchthäsinnen (diese je¬ 
doch nur für die Angora-Zucht) wird die Zucht von der Regierung 
gefördert. 

Die Steigerung der Rohwollerzeugung in Deutschland ist eine volks¬ 
wirtschaftliche Notwendigkeit; die Verbreitung der Angora-Kaninchen¬ 
zucht kann zur Erreichung des Zieles erheblich beitragen. 

Im Rahmen der Erzeugungsschlacht ist es daher Pflicht, hier alles 
zu tun, um die Textilrohstoffgrundlage erweitern zu helfen. Ist doch 
zur Zeit die Nachfrage nach Angorakaninchen wolle mehr als zehnmal 
höher als der jetzt bestehende jährliche Anfall von dieser Wolle. 

In das Seidenaufbauprogramm haben sich die Justizvollzugsanstalten 
in einem gewissen Umfange eingegliedert. Der Kleintierhaltung — hier 
insbesondere der Angora-Kaninchenhaltung — ist aber noch nicht das 
notwendige Augenmerk geschenkt worden. Und doch könnten gerade auch 
hier die Anstalten mit landwirtschaftlichen Betrieben ein Erhebliches für 
unsere Rohstoffgewinnung leisten, dabei aber auch gleichzeitig die 
Emährungsgrundlage erweitern helfen. 

Wenn auch die anfallenden Lebensmittelabfälle aus der Verpflegungs¬ 
wirtschaft und die Abfälle aus den landwirtschaftlichen Betrieben schon 
jetzt in den Viehzuchtsbetrieben der Anstalten verwendet werden, so sind 
doch erfahrungsgemäß in diesen Betrieben noch genügend Futterabfälle 
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vorhanden, die noch gar nicht oder aber nicht wirtschaftlich genug aufl- 
genutzt werden und bei einer richtigen Erfassung die Haltung von An¬ 
gora-Kaninchen ermöglichen. 

Selbstverständlich soll hier nicht für den Aufbau einer „Angora- 
Farm“ gesprochen werden, sondern nur für den Aufbau einer Angora- 
Zucht im Rahmen und in dem Umfange, wie sie durch die Verwertung von 
Abfällen, die sonst ungenutzt oder nicht genügend ausgenutzt bleiben, sich 
ermöglichen läßt (Grünfutter von den Wirtschaftswegen und Grenzrainen, 
Unkraut bei der Bereinigung der Äcker, Bohnen- und Erbsenkraut aus der 
Gartenwirtschaft usw.), und die nur zur Winterfütterung eines gering¬ 
fügigen Zuschusses aus der Ackerwirtschaft bedarf (Silofutter, Kartoffeln, 
Heu usw.), der aber auch hier immer abfallen wird. 

Keinesfalls sollen durch die Kaninchenzucht Körner usw. dem Markt 
entzogen werden, die für die menschliche Ernährung oder für andere 
Zweige der Tierzucht viel dringender gebraucht werden. Dies würde dem 
gedachten Zweck zuwiderlaufen. Grundsatz hat für den Umfang der 
Kaninchenzucht stets zu bleiben, daß die Fütterungsgrundlage hauptsäch¬ 
lich die Verwertung der Abfälle sein muß. 

Bedenken, die bei privaten landwirtschaftlichen Betrieben gegen eine 
Kleintierhaltung besonders in bezug auf Pflege, Rentabilität usw. bestehen, 
können bei den Anstalten nicht in Betracht kommen, da hier genügend und 
billige Kräfte zur Wartung, Pflege und Futterwerbung zur Verfügung 
stehen. 

Der Nutzen der Angora-Kaninchenzucht würde neben dem großen 
volkswirtschaftlichen Interesse sein: 

a) für die Anstalt: 

1. Wolle. Ein Angora-Kaninchen bringt durchschnittlich im Jahr 
300 g Wolle. 

Diese Wolle wird von der „Angora-Kaninchen-Wollverwer- 
tungs-Genossenschaft in Leipzig C 1, Reichsstraße 12“ abgenommen 
und nach festgesetzten Richtpreisen bezahlt. 

Die Preise sind zur Zeit 

I. Qual. (Wolle über 7 cm lang) je kg 30,00 MIC 

II. Qual. (Wolle 3 bis 7 cm lang) je kg 22,00 MK 

III A-Qual. (Wolle bis zu 3 cm) je kg 12,00 MIC 

Die Qual. III und III b (verworrene und klettige Wolle) w’erden 

entsprechend niedriger bezahlt. 

Bei richtiger Pflege kann mit 80 bis 90 Prozent Anfall der 
Sorte I und II gerechnet werden. 

2. Fleisch. Schon die Verpflegungsordnung sieht die Verwendung 
von Kaninchenfleisch vor. 

Das Kaninchenfleisch ist aber durch die leichte Verdaulichkeit 
besonders als Krankenkost geeignet und kann somit in Anstalten 
mit Krankenabteilung (Anstaltslazaretten) an Stelle teueren 
Fleisches empfohlen werden. 

3. Fell. Bei sachgemäßer Behandlung (schnittfreies Abziehen, 
Trocknen an einem schattigen Ort auf einem einfachen Fellspanner) 
bringen die Felle zur Zeit 0,40 bis 1,80 MK und mehr. 

Auch das Fell ist für die Volkswirtschaft ein wertvolles Roh¬ 
produkt. 
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Die Pelle können gesammelt und dann einer Firma zum Kauf 
angeboten werden, wie dies von seiten der Kaninchen-Züchter- 
Vereine erfolgt. 

4. Dünger. Je Kaninchen wird jährlich etwa 1 Zentner Dünger er¬ 
zeugt, der wie jeder Naturdünger den großen Vorteil hat, humus¬ 
bildend zu wirken. 

5. Arbeitsmöglichkeit. 

Die Haltung der Angora-Kaninchen erfordert eine erhöhte 
Tierpflege und ist deshalb als Ausweitung der Arbeitsbetriebe für 
die Anstalten zu begrüßen. 

b) Wirkung auf den Gefangenen: 

Bei dem mit der Pflege der Kaninchen betrauten Gefangenen 
wird die Liebe zur Kleintierhaltung geweckt und — wo schon vor¬ 
handen — gestärkt. 

Ihnen wird in der Anstalt gezeigt, wie sie in der Freiheit mit 
geringen Mitteln neben der täglichen Arbeit in der Freizeit sich zu¬ 
sätzliche Einnahmen verschaffen und damit ihre wirtschaftliche 
Lage bessern können. 

Bei dem Neuaufbau einer Angora-Kaninchenzucht muß natürlich ganz 
besonderer Wert darauf gelegt werden, daß nur mit besten Tieren an¬ 
gefangen wird. 

Die durchgeführten Leistungsprüfungen haben gezeigt, daß der Woll- 
ertrag der Angora-Kaninchen bei gleicher Pflege, Haltung und Wartung 
zwischen 200 bis 650 g schwanken kann. Es ist deshalb von Anfang an 
Wert auf Beschaffung von Tieren aus Zuchten mit anerkannt hohem Woll- 
ertrag zu legen. Die Wirtschaftlichkeit für die Anstalt wie auch die Aus¬ 
wirkung für die gesamte Rohstoffversorgung fordert dies gebieterisch. Die 
Reichsfachgruppe Kaninchenzüchter ist in der Lage und wird gern geeig¬ 
nete Bezugsquellen für gute und anerkannte Tiere nachweisen. 

Für die Unterbringung brauchen die jetzt für die Viehhaltung oder 
für andere Zwecke benutzten Stallungen nicht in Anspruch genommen zu 
werden, da der Bau von Außenställen, die auf dem Wirtschaftshofe stehen 
können, erfolgen kann. Außerdem verdienen Außenstallungen den Vorzug 
vor Innenstallungen. 

Praktische Stalltypen und Baubeschreibungen können von der Reichs¬ 
fachgruppe der Kaninchenzüchter bezogen werden. 

Zur Anleitung in der Pflege und Fütterung der Kaninchen werden 
immer geeignete und in der Haltung von Kaninchen erfahrene Beamte zur 
Verfügung stehen. Außerdem sind in den Anstalten Gefangene vorhanden, 
die sich in der Freiheit mit der Kaninchenzucht befaßt haben. Schließlich 
können gerade für die Angora-Zucht herausgegebene und von den Zucht¬ 
vereinen anerkannte Lehrbücher beschafft werden. Auch kann auf die 
Beratung durch die örtlichen Kaninchenzuchtvereine zurückgegriffen 
werden. 

Für den freien Beruf ist die Angora-Kaninchenzucht als Nebenerwerb 
gedacht. Für die Anstalten kann deshalb nicht erwartet werden, daß eine 
besonders hohe Rentabilität bei der Zucht herausspringt. 


3 * 
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Wie soll aber das Interesse des Stadtrandsiedlers, Kleingärtners ttsw. 
für die Zucht und Haltung der Angora-Kaninchenrasse gewonnen werden, 
wenn er sieht, daß dort, wo ohne besondere Schwierigkeiten mit der Sache 
begonnen werden kann, eine starke Zurückhaltung besteht. 

Die reichseigenen Betriebe scheinen mir deshalb berufen, hier bei¬ 
spielgebend zu wirken und so auch diesem Teile des zweiten Vierjahres¬ 
plans zum Erfolg zu verhelfen. 


Wie erfüllt die Anstaltsschule die Erziehungs¬ 
aufgaben des neuen Jugendstrafvollzugs? 

von Wilhelm Dziembowski, Oberlehrer am Jugendgefängnis Breslau 

Die AV. des RJM. vom 22. 1. 1937 gibt dem Strafvollzug an jungen 
Gefangenen ein neues Gesicht. Sie macht ihn zum Erziehungsstrafvoll- 
zuge. Ziel ist, den Gefangenen der Volksgemeinschaft wieder zurückzu¬ 
gewinnen. Jedes Mittel, das uns zur Verfügung steht, also auch die 
Anstaltsschule, soll diesem Ziele dienen. 

Die ausdrückliche Kennzeichnung des Strafvollzugs an jungen 
Gefangenen als „Sonderstrafvollzug“ beweist allein schon, daß man die 
Gefahren umgehen will, die mit einer falschen Auslegung des Begriffes 
„Erziehungs“strafvollzug verbunden sind. Das stete Anwachsen der 
Kriminalität vor der Machtübernahme steht uns noch heute warnend vor 
Augen. Hippolyt Taines Milieutheorie in den Händen des Marxismus und 
des politischen Liberalismus war zu einer Waffe geworden,, mit der man 
jede Handlung, die aus moralischer Minderwertigkeit entsprang, als 
„umweltgegeben“, ja „umwelterzwungen“ rechtfertigen konnte. Das 
Gefährliche war nicht, daß man jede Handlung als determiniert ansah 
(das tut der Nationalsozialismus auch), sondern daß man sie durch die 
Außenwelt bestimmt glaubte. Hielt man das für richtig, so mußte 
man selbstverständlich zu dem Schlüsse kommen, daß äußere Schäden 
auch durch äußere Heilmittel zu beseitigen seien, daß also geeignete 
Erziehungsmittel aus dem bösen Menschen einen guten machen könnten. 
Welche Erziehungsmittel konnten das sein? Da das Handeln des Täters 
durch das Milieu bedingt war, er eigentlich nichts anderes als nur ein 
Durchgangspunkt und damit ohne eigene Entscheidung uni ohne eigene 
Bedeutung war, konnte er für seine Tat auch nicht verantwortlich sein, 
sondern verantwortlich und damit schuldig war die Umgebung. 
Strafen konnte man darum den Täter nicht, sondern nur bemitleiden, 
daß er in eine so böse Welt hineingeboren sei. Die Erziehungsmittel 
konnten also für diese Anschauung nur darin bestehen, daß man die Um¬ 
welt besserte, d. h. den Gefangenen möglichst pfleglich und schonend 
behandelte. — Solange man die Voraussetzung, einzig und allein die Um¬ 
welt sei maßgebend für das Handeln eines Menschen, aufrecht erhielt, 
mußte man diese Schlußforderungen logischerweise zieht n. 

Der Nationalsozialismus jedoch rüttelte an diesem Grundstein und 
damit fiel das ganze künstlich konstruierte Gebäude zusammen. Denn 
die Erkenntnis, daß die Erbmasse das Ausschlaggebende sei, daß der 
Genotypus von den Einwirkungen der Umwelt kaum berüh:*t werde, ver- 
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legte die Schuld wieder aus der Außenwelt in die Innenwelt des Menschen. 
Dabei spielt keine Rolle, daß diese Schuld eine tragische ist, d. h. daß 
die Formung des Menschen eben durch seine Erbmasse stattfindet, daß 
er also nicht isoliert, nicht „frei“ ist; denn wenn sein „Ich“ auch die 
Zusammenfassung seiner Vorfahren ist, so ist es doch eine einmalige und 
eigentümliche Zusammenballung, und stets ist es das „Ich“, das handelt, 
und das darum auch verantwortlich ist. Diese Verantwortlichkeit 
(die ja als Schuldgefühl auch empfunden wird) aber läßt die Begriffe 
der Schuld und Sühne wieder lebendig werden. Der nationalsozialistische 
Strafvollzug bejaht also im allgemeinen die Strafe als Grundprinzip durch¬ 
aus. Aus der Unveränderlichkeit des Genotypus folgt weiterhin auch, daß 
Erziehungsmaßnahmen im Sinne einer Besserung bei einem kriminell ver¬ 
anlagten Menschen erfolglos bleiben müssen. 

Wie war es nun möglich, daß im Jugendstrafvollzug der National¬ 
sozialismus sich von diesem Prinzip abwandte? Die Unterscheidung, die 
die Erbbiologie zwischen Genotypus und Phänotypus macht, ist die Recht¬ 
fertigung dafür. Nicht in allen Punkten entspricht das Äußere eines 
Menschen seiner Veranlagung. So müssen wir konstatieren, daß zwar 
der Kern des Menschen unveränderlich ist, daß aber um ihn eine Schale 
liegt, die sich unter dem Einfluß der Umwelt bildete. So lange aber der 
Mensch noch bildsam, d. h. jung ist, darf man darum hoffen, diese 
Schale, wenn sie ungünstig ist, auch von außen, durch Erziehung, zu 
vernichten. 

Die Zukunft unseres Volkes ist die Jugend; sie ist darum das kost¬ 
barste Gut, das wir besitzen. Wir werden daher alle Mittel anwenden, 
wenn es möglich ist, einen jungen Menschen für die Volksgemeinschaft zu 
retten. 

Der neue Jugendstrafvollzug gibt uns dafür eine ganze Anzahl 
Handhaben. Eines dieser Mittel ist der Unterricht. Von ihm sagt die AV.: 
„Der Unterricht dient den Zielen des Jugendstrafvollzugs“, d. h. also dem 
Erziehungsgedanken. Im Vordergrund steht also nicht der Erwerb von 
irgendwelchen Kenntnissen, sondern die erzieherische Beeinflussung des 
ganzen Menschen. Das instinktive und instinktsichere Zugehörigkeits¬ 
gefühl zum Volke soll geweckt werden, und da der Mensch, der sich 
seinem Volke verbunden fühlt, um dessen Leben -willen seine Gesetze bejaht, 
entspringt daraus auch die Forderung nach eigenem gesetzmäßigem Ver¬ 
halten. Nur soweit der Erwerb von Kenntnissen diesem Ziele dient, ist 
er in der Strafanstaltsschule am Platze. 

Wollen wir in der Erziehungsarbeit der Schule wirkliche Erfolge 
erringen, so müssen wir uns zunächst einmal grundsätzlich darüber klar¬ 
werden, daß der straffällig gewordene Mensch nicht ein „großes Kind“ 
ist. Der Zwanzigjährige hat nicht etwa den Charakter und die Struktur 
eines Zwölfjährigen, weil er auf uns in intellektueller Hinsicht einen 
solchen Eindruck macht. Die Wechselwirkungen zwischen Psyche und 
Körper bringen vielmehr einen Menschen mit einer einmaligen Eigen¬ 
struktur hervor. Wir werden daher bei dem Versuch, den straffällig 
gewordenen Jugendlichen bzw. jungen Menschen kennenzulemen, nicht 
ohne weiteres die Ergebnisse der Jugendpsychologie übernehmen dürfen, 
da sie uns nur ein Bild des normal Entwickelten geben. Dagegen werden 
wir in Hildegard Hetzers „Kindheit und Armut“ wertvolle Aufschlüsse 
finden. 
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Den sichtbarsten Ausdruck findet der Eigencharakter des jungen 
Gefangenen in seinem Wertsystem. 

Ein gesellschaftliches Zusammenleben der Menschen ist nur dadurch 
möglich, daß ihre Wertskalen annähernd miteinander übereinstimmen. 
Zwar werden im einzelnen Unterschiede vorhanden sein, die wichtigsten 
Werte aber werden eine ähnliche Stellung einehmen: Eigentum und Leben 
des Mitmenschen werden geachtet. Ob zu diesem Verhalten als Leitwert 
die Religion, die ökonomischen Verhältnisse, die gesellschaftliche "Über¬ 
einkunft führen, ist für uns gleichgültig. 

Nicht in allen Schichten des Volkes aber ist die Wertung der Dinge 
und Geschehnisse gleich. Auch der Richterspruch berücksichtigt das. 
Tätliche Beleidigung ist im allgemeinen schwerwiegend und für eine 
Ehescheidung ausreichend. Es gibt aber Fälle, in denen sie nicht so ernst 
genommen zu werden braucht. Sie wird etwa bei oberschlesischen 
Grubenarbeiterfamilien häufig genug Vorkommen, sie wird in Einzelfällen 
etwas Alltägliches darstellen. Der Richterspruch berücksichtigt also die 
besondere Moral einer jeden gesellschaftlichen Schicht. Immerhin spielen 
diese Unterschiede für das Zusammenleben des Volkes noch keine größere 
Rolle. Aber schon in einigen Grenzgebieten offenbart sich die Gefahr klar. 
Der Wildschütze und der Schmuggler sind Gestalten, die sich selbst 
infolge jahrhundertelanger Tradition in ihrem Recht glauben. Die Wertung 
ihrer Handlungen ist auch in weiten Kreisen des Volkes sehr milde; man 
sieht diese Menschen nicht als Verbrecher im üblichen Sinne an. Volks¬ 
tümliche Romane (Ganghofer, Paul Keller, Rosegger) spiegeln diese An¬ 
sicht wieder. 

Bedrohlich wird die Haltung eines Menschen jedoch dann, wenn er 
offensichtlich asoziale Werte zu Leitwerten seines Lebens erhebt. Wer 
die ungesetzliche Aneignung fremden Eigentums durch Diebstahl, Raub, 
Mord anstrebt, wer die Befriedigung seiner sexuellen, vielleicht sadistischen 
Triebe ohne Rücksicht auf seinen Nächsten erreichen will, und wer das 
als erlaubt ansieht, der erschüttert durch seine Handlungen die gesell¬ 
schaftliche Ordnung. Er wird den Kampf gegen diese Ordnung, obgleich 
er die Verurteilung durch die Allgemeinheit kennt, kraft seiner asozialen 
Leitwerte als etwas Gestattetes, ja sogar Heldenhaftes ansehen. Es mag 
ein junger Mensch im Jugendgefängnis, wenn wir mit ihm reden, das 
Ungesetzmäßige, Gefährliche und Gefährdende seiner Handlungen zugeben, 
und doch wird nur gar zu häufig dieses „Zugeben“ rein intellektuell 
bleiben und die Tiefen und Triebe der Psyche nicht berühren. Schon im 
Gespräch mit anderen Gefangenen, erst recht aber im gewohnten Um¬ 
gangskreise in der Freiheit empfindet er Diebstahl und Raub wieder als 
Kühnheit und erstrebenswertes Abenteuer. 

Es muß uns nun klar sein, daß von einer Umstellung der Werte die 
gesamte Erziehung des jungen Gefangenen abhängt, daß für seine künftige 
Führung entscheidend ist, ob er soziale oder asoziale Werte zu Leitlinien 
seines Lebens macht. Es wird uns aber auch klar sein, wie furchtbar 
schwer eine solche Umstellung zu erreichen ist. In erster Stelle wird hier 
die Schule ihre Aufgaben finden. 

Der Lehrer muß in unablässigem Bemühen immer und immer wieder 
darauf hinarbeiten, daß der junge Mensch in eine innere Unruhe kommt, 
das erste Zeichen dafür, daß sich seine Wertskala lockert. Der Jugend¬ 
liche, der neu in das Gefängnis eingeliefert wird, wird in seiner Haltung 
verkrampft sein. Er fühlt sich durch den Spruch des Richters angegriffen, 
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niedergedrückt, er will vor sich selbst bestehen und rechtfertigt sein Han¬ 
deln mit allen Mitteln. In diesem Stadium soll er in der Schule Gelegenheit 
erhalten, sich auszusprechen und seine Meinung darzulegen; dadurch wird 
er gezwungen, folgerichtig zu denken, und es wird sich sehr bald die Stelle 
zeigen, an der seine Logik einen Sprung macht. Hier muß der Lehrer 
einhaken: Es ist seine Aufgabe, aufzuweisen, daß ungesetzmäßige Hand¬ 
lungen nicht nur dem Staat und der Gemeinschaft des Volkes schaden, 
sondern auch dem Täter selbst. Es ist schon viel erreicht, wenn der 
Gefangene das nicht nur „zugibt“, sondern auch wirklich einsieht, daß er 
letztlich „der Dumme“ ist. Eine solche Stellung nimmt kein Mensch gern 
ein; er wird dadurch veranlaßt, seine Haltung, seine Wertskala zu über¬ 
prüfen. Die Schule hat erreicht, daß aus dem intellektuellen Erkennen 
ein gefühlsmäßiges Unbehagen, eine innere Unruhe geworden ist. Ist es 
soweit, dann setzt der eigentlich positive, schulische Teil ihrer Aufgabe 
ein. Vererbungslehre, Deutsch, Geschichte, Nationalpolitik, nicht in 
trocken-systematischer Aufzählung, sondern in lebendiger Darstellung und 
Durchdringung; die stimmungsmäßige Wiedergabe geeigneter Lebens¬ 
bilder deutscher Männer wird neue Werte erwecken und damit den jungen 
Menschen endgültig ändern. Neue Leitwerte gewinnen die Führung. Der 
intellektuell niedrigen Durchschnittsleistung unserer jungen Gefangenen 
entsprechend müssen Darbietung und Gespräch natürlich immer einfach 
und offensichtlich sein; aber es wird uns auch klar, daß für die Unter¬ 
scheidung von „Mein“ und „Dein“ es nicht auf elementare Kenntnisse 
im Lesen, Schreiben, Rechnen ankommt. Das ist von untergeordneter 
Bedeutung, und nur soweit Zeit vorhanden ist, werden wir uns bemühen, 
die noch übriggebliebenen Volksschulkenntnisse aufzufrischen, auch das 
nicht um ihrer selbst willen, sondern, um den Gefangenen für den späteren 
Lebenskampf tauglicher zu machen. 

Es sei nochmals betont, daß die Aufgabe schwer ist, daß es nicht 
leicht ist, einen Menschen von dem ihm bisher Gewohnten und Geschätzten 
zu lösen und schließlich zu trennen und ihm etwas Neues und bisher tat¬ 
sächlich Verachtetes zum Leitwert seines Lebens zu machen! Wie leicht 
täuscht da eine Scheinänderung, die doch völlig wertlos ist. Nur ein 
Wirken in die Tiefe, eine völlige Umwälzung hat dauernden Erfolg. 

Das Erziehungsziel ist weit gesteckt. Wir dürfen auch nicht mit 
Gewalt vorzugehen suchen; wir müssen in Geduld den Augenblick ab- 
warten, in dem der junge Mensch sich uns öffnet. Allerdings sei auch 
betont, daß wir begründete Hoffnung auf einen Neubau haben, wenn es 
uns erst gelang, eine Stelle zu ändern, einen Wert zu wechseln. 
Infolge des Zusammenhanges der menschlichen Seele wird eine Teilver¬ 
änderung auch stets eine Strukturveränderung zur Folge haben. 

Die Bedeutung der Strukturveränderung liegt nicht n u r in der Um¬ 
gestaltung des Einzelmenschen, des Gefangenen, sondern auch in seiner 
Rückgewinnung für die Volksgemeinschaft. Denn warum wandte sich der 
junge Mensch von seinem Volke ab? Weil er anders wertete als seine 
Volksgenossen. Fällt aber seine Wertung mit der des gesamten Volkes 
zusammen, dann liegt ja gar kein Grund mehr zu einer gleichgültigen oder 
gar feindseligen Einstellung vor. 

So sind denn mit der Umgestaltung des Wertsystems durch die 
Schule die Ziele des Jugendstrafvollzugs erreicht: Erziehung des Jugend¬ 
lichen zu „echten Lebenswerten“ und Rückgewinnung für die Volks¬ 
gemeinschaft. 



Bei der Lösung des zweiten Problems, das mit mit dem ersten jedoch 
eng verbunden ist, wird die Schule nur eine nebengeordnete Rolle spielen. 
Es soll daher nur kurz erwähnt werden. 

Es handelt sich um die Gefahr der Bildung einer Charaktermaske. 
Jeder Mensch erlebt ja sich selbst ganz anders, als seine Mitmenschen ihn 
erleben. Was ihn betrifft, das „trifft“ ihn wirklich, es verletzt ihn oder 
es wirkt wohltuend auf ihn. Sein Selbsterhaltungstrieb fordert, daß er 
sich gegenüber seiner Umwelt durchsetzt. In dem Augenblick, in dem ein 
Mensch fühlt, daß die Umwelt in irgend einer Weise übermächtig wird 
und ihn zu überwältigen droht, sucht er sie geistig zu überwinden, indem 
er sich eine Charaktermaske schafft: Aus Eigenschaften und Fähigkeiten 
setzt er sich ein Persönlichkeitsbild zusammen, das der Umwelt siegreich 
entgegenzutreten vermöchte und das er mit seinem Ich identifiziert. Da¬ 
durch gewinnt nun der Mensch zu seiner Umwelt eine ganz falsche 
Perspektive. Er ist nicht mehr imstande, die Dinge und Ereignisse so zu 
erleben und zu werten, wie es die Folgen verlangen, sondern er sieht sie, 
wie sie auf seine Charaktermaske wirken würden, wenn sie tatsächlich sein 
Ich wären. Liebe und Haß verkleinern und vergrößern, und sie verschieben 
und verzerren dadurch das objektive Weltbild. Richard Dehmel sagt: 
„Wie und was wir lieben und hassen, ist unser Geschick.“ 

Ist schon bei dem normalen Menschen die Gefahr einer Charakter¬ 
maske und einer falschen Schau groß, so ist sie umso größer bei unseren 
jungen Gefangenen. Diese Menschen leben in einem Traum; ihre Wünsche 
sind übermächtig. Sie zaubern ihnen ein Ich vor, daß jeder Realität ent¬ 
behrt, und sie beleuchten die Umwelt mit einem magischen Licht, in dem 
ihnen alle Handlungen leicht erscheinen. Man muß einmal die Unwirk¬ 
lichkeit und wilde Phantastik dieser Welten kennengelemt haben, um ganz 
ermessen zu können, wie sehr es hier an Realitätssinn fehlt. Auch d i e 
Gefangenen, die in einer trostlosen, beinahe aussichtslosen Lage sind, 
erwarten häufig eine siegreiche glänzende Zukunft, sei es als Erfinder, 
Entdecker, Künstler, Politiker oder als — Verbrecher. 

Es wird in der Hauptsache die Aufgabe der Zwiegespräche sein, diese 
Charaktermasken und diese Traumwelten zu zerstören. 

Die Schule wird jedoch die Gelegenheit ergreifen, die Einordnung 
des Menschen in Kosmos und Gemeinschaft zu schildern, die Bedeutungs¬ 
losigkeit des einzelnen hervorzuheben und so den Menschen in der beschei¬ 
denen Rolle zu zeigen, in der er in Menschheit und Weltall agiert. Solche 
Stunden sollten, um ihre Wirkung nicht abzuschwächen, nicht allzu oft 
durchgeführt werden; dann aber soll man sich vor einer Betonung des 
Gefühls nicht scheuen. — In derselben Richtung werden auch Stunden 
wirken, die die Schwierigkeit des Lebenskampfes großer Männer aufzeigen. 
Dabei darf man allerdings nicht in den Fehler des amerikanischen „Vom 
Zeitungsboy zum Millionär“ fallen, bei dem Widerstände nicht vorhanden 
sind; das würde im Gegenteil das phantastische Denken bestärken. Nein, 
es müssen die ungeheure Mühe, die Zähigkeit, die Energie, der Mut, die 
Ausdauer betont geschildert w r erden, die notwendig waren, um einen Erfolg 
zu erringen. 

In der AV. des RJM. vom 22. 1. 1937 heißt es: „Der Lehrer zerlegt 
nach seinen Berufs- und Unterrichtserfahrungen den Unterricht in Lehr¬ 
gänge , die in sich abgeschlossen sind.“ Das ist, auch nach meiner 
Meinung, die einzige Möglichkeit, um das oben gesteckte Ziel zu erreichen. 
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Die Schwierigkeiten der Anstaltsschule sind groß. Sie übersteigen 
beträchtlich die Schwierigkeiten einer normalen Volks- oder Fortbildungs¬ 
schule. Die Gliederung der Anstaltsschule in Ober-, Mittel- und Unterstufe 
nach Fähigkeiten und Vorkenntnissen der Schüler gestattet allerdings eine 
grobe Sichtung in Bezug auf den Intellekt. Das ist jedoch die einzige 
Übereinstimmung mit anderen Schulen. Im übrigen ist auch innerhalb der 
einzelnen Klassen das Schülermaterial sehr stark gemischt. Ein Teil 
rekrutiert sich aus früheren Hilfsschülem. Dazu kommen die Unter¬ 
schiede in der moralischen Reife. Viel wichtiger ist noch die Verschieden¬ 
heit des Standpunktes der psychischen Gesamtentwicklung, an dem die 
einzelnen Schüler stehen; denn hinsichtlich des Altersunterschiedes, der 
bis zu zehn Jahren beträgt, haben wir sechzehn- bis sechsundzwanzigjährige 
Schüler in unseren Klassen. Was aber zehn Jahre in der Zeit der Pubertät 
und Adoleszenz ausmachen, ist uns klar. Mancher steht noch in der 
negativen Phase, verhält sich ablehnend gegen jeden Versuch, mancher 
ist schon reifer und erzieherischer Beeinflussung zugänglicher. Erziehungs¬ 
maßnahmen, die die Klasse als Gesamtheit treffen, sind daher fast un¬ 
möglich, denn was bei einer Entwicklungsgruppe durchaus angebracht ist, 
erweist sich bei der anderen als zutiefst verfehlt. Dazu kommt infolge der 
anormalen Entwicklung eine solche Verschiebung der gewöhnlichen Ab¬ 
wicklung des psychischen Fortschrittes zustande, daß nur die genaue 
Analyse des Einzelfalles uns Gewißheit über die zu ergreifenden Er¬ 
ziehungsmaßnahmen verschaffen kann. Weiter wirkt erschwerend der 
dauernde Wechsel, der Zugang und Abgang der Schüler. Er macht eine 
auf einen größeren Zeitraum geplante und in d i e s e m Sinne systematische 
Schularbeit völlig illusorisch. Das immerwährende Hinzukommen von 
Zugängen würde ein immer erneutes Einführen in den bereits behandelten 
Stoff notwendig machen, sollen die Betreffenden nicht völlig verständnis- 
und teilnahmslos dasitzen. Ein solches Wiederholen des Stoffes aber 
würde ein Weiterkommen bis zur Unmöglichkeit erschweren und die an¬ 
deren Schüler langweilen. Diese Langeweile aber wäre für den Erfolg 
des Unterrichts tödlich. 

So bleibt als einzige Möglichkeit, den Stoff in kurzfristige, in sich 
abgeschlossene Lehrgänge zu gliedern. Diese Lehrgänge werden etwa 
einen Zeitraum von drei Monaten umfassen. Das genügt jedoch nicht; 
auch diese Unterrichtseinheiten wären noch zu groß, wir müssen sie darum 
so aufteilen, daß sie sich mosaikartig aus einzelnen Themen zusammen¬ 
setzen, deren Besprechung die Dauer von zwei Wochen nicht überschreiten 
soll. In diesem Sinne einer stufenförmigen Gliederung allein kann man 
von systematischem Unterricht an einer Anstaltsschule reden. Es geht 
aus dem Gesagten auch klar hervor, daß der Erwerb der elementaren 
Kenntnisse im Jugendgefängnis nicht nachgeholt werden kann, wenn er in 
der Volksschule versäumt wurde. Wenn der ungestörte, durchgegliederte 
Unterricht einer Volksschule mit ihrem einheitlichen Schülermaterial nicht 
imstande war, die elementaren Kenntnisse des Rechnens, Schreibens und 
Lesens zu vermitteln, wenn wir es folglich mit halben Analphabeten zu tun 
haben, dann kann erst recht der Unterricht der Strafanstaltsschule mit 
ihren vier Wochenstunden diese Aufgabe nicht lösen. 

Aus dem gleichen Grunde der knapp bemessenen Zeit ist eine 
Fächerung des Unterrichts zu vermeiden. Uns kommt es auf eine Aus¬ 
bildung der Gesamtpersönlichkeit an, und diese kann in unserer Lage nur 
durch Gesamtunterricht erzielt werden. Auch die Aufstellung der Lehr- 
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gange zwingt uns ja, um den Mittelpunkt des Hauptgebietes peripherisch 
Nebengebiete zu lagern und Verbindungen herzustellen. Dabei wird die 
Entwicklung des Stoffes immer nationalpolitisch ausgerichtet sein müssen, 
um zu einer wirklichen Erkenntnis des Wesens des neuen Staates zu führen. 

Um den Unterricht möglichst lebendig zu gestalten, sollen alle irgend 
vorhandenen Anschauungsmittel in seinen Dienst gestellt werden. Mehr 
als eine andere Schule hat es die Schule hinter Gittern nötig, Leben in den 
Unterricht zu tragen. Allerdings müssen wir uns wegen der kritischen 
Einstellung unserer jungen Menschen hüten, ihnen irgendwelche Ersatz¬ 
mittel anzubieten. Wenn sie sich auch äußerlich nichts anmerken lassen, 
so werden sie doch innerlich für einen solchen Versuch mir Hochmut und 
Verachtung haben. Nur wirklich Echtes kann hier bestehen. 

Wir werden darum Film und Radio zur Unterstützung besonders 
geeignet finden. Ihnen haftet nichts Schulmäßiges an, sie vermitteln 
pulsierendes Leben, sie sind selbst ein Stück freien Lebens. Landschafts¬ 
und berufliche Fachfilme, Filme der nationalen Erhebung werden besonders 
geeignet sein. Die optische Darbietung erspart uns viel Zeit; eine kurze 
Stunde kann mehr klären, als es viele Worte vermöchten. Besonders 
eindrucksvoll ist die Übermittlung von Feierstunden des neuen Reiches 
durch das Radio; der Gemeinschaftsempfang wird bei Reden des Führers 
und seiner Mitarbeiter besonders geeignet sein. Aber auch gute Musik 
soll übermittelt werden, und wenn junge Dichter zur Nation sprechen, so 
wollen auch wir sie hören. Daneben werden wir auch die mehr belehrenden 
Vorträge und Spiele empfangen und für Geschichts- und Erdkundeunter¬ 
richt wie für die Übermittlung des Gegenwartsgeschehens werden wir 
reichen Gewinn erzielen. (Vierjahresplan, Zusammenkunft mit Mussolim 
usw.) 

Besonders bei den neu dem Gefängnis überwiesenen jungen Menschen 
wird es zunächst schwer sein, ihr Interesse zu gewinnen. Wir müssen 
besondere Erziehungsmaßnahmen treffen, um den Gefangenen erst einmal 
auf die Bahn zu bekommen, auf die wir ihn haben wollen, und auf der wir 
ihn dann weiterführen. Für wirkliches Bemühen der Gefangenen soll 
eine Belohnung erfolgen, mit der wir freilich sparsam umgehen müssen, 
um ihren Wert zu erhalten und zu erhöhen. Diese Belohnungen sollen 
mit dem Unterricht in engster Verbindung stehen, um eine echte Aus¬ 
richtung zu wahren und Ablenkung zu meiden. 

Die Bildung der drei Schulstufen U, M, O ermöglicht uns nicht nur 
eine Einstufung nach der Anfangsleistung, sondern auch ein Auf- oder 
Absteigen, je nachdem, ob Fleiß und Leistung steigen oder fallen. Die 
Einstufung in eine niedrigere Schulklasse wird als besondere Strafe 
empfunden, weil sie das Ehrgefühl empfindlich verletzt. Der Schüler 
wird sich darum bemühen, sie auf jeden Fall zu vermeiden. Er wird im 
Gegenteil bestrebt sein, in den Schulstufen aufzusteigen. Ein Hemmnis 
liegt allerdings einmal darin, daß die Aufstiegsmöglichkeit für O-Schüler 
nicht mehr vorhanden ist, und zum andern in der Höhe der Intelligenz 
im Verhältnis zur moralischen Reife. Der Minderbegabte wird ja im 
Interesse der Darbietung des Stoffes und der Erhaltung eines Durch¬ 
schnittsniveaus nicht in die M- oder O-Stufe aufgenommen werden 
können, auch wenn er größten Fleiß, größte Bemühung zeigt. Es wäre 
darum erwünscht, wenn der Lehrer auch andere Mittel in der Hand 
hätte. Ich denke dabei an Gewährung von Lichtverlängerung zum Zwecke 
der Anfertigung von Schularbeiten, an Gewährung von Sonderbüchem 
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und an Erlaubnis zu vermehrter Turnstunde. Hier würde dem Gefangenen 
als Belohnung für fleißige Arbeit Gelegenheit geboten, sich durch körper¬ 
liche und geistige Arbeit weitere Werte zu erringen. Schließlich wäre 
auch in Sonderfällen ein Einfluß des Lehrers auf die Zuweisung der Arbeit 
erwünscht, um einem Jungen Gelegenheit für weitere Ausbildung zu geben. 
Sieht der Junge, daß der Lehrer auch an die spätere Zukunft in der 
Freiheit denkt, daß er helfen will bei der Vorbereitung für den Lebens¬ 
kampf, daß ihm etwas an der künftigen Bewährung des Gefangenen 
liegt, und daß er darum besorgt ist, dann wird der junge Mensch auch 
Vertrauen zu ihm haben. Auf das Vertrauen aber kommt es auch beim 
Schulunterricht allein an, ohne Vertrauen keine Erziehung; denn nur 
Vertrauen läßt auf das Wort des Lehrers als des Führers hören und 
öffnet Geist und Herz den Werten, die ihnen vermittelt werden sollen. 
Das aber ist die Voraussetzung für jeden Erfolg der Anstaltsschule, die 
Voraussetzung für eine Erfüllung ihrer Aufgaben. 


Gefängniskunde des Auslandes 

Eindrücke vom Strafvollzug 
im Staate New York 

von Dr. Werner G e r e c k e , Reg.-Med.-Rat am Zuchthaus Gollnow 

Durch freundliches Entgegenkommen des Department of Correction 
in Albany und liebenswürdige Vermittlung des deutschen Generalkonsulates 
in New York wurde es mir vor kurzem ermöglicht, einen Einblick in den 
Strafvollzug des Staates New York zu bekommen. 

Da hier seit etwa zwei Jahrzehnten zahlreiche Reorganisationen 
durchgeführt und Neuerungen erprobt wurden, ist die Besichtigung von 
amerikanischen Strafanstalten recht eindrucksvoll und vermittelt auch dem 
deutschen Besucher manche Anregung. 

Natürlich wäre es völlig verfehlt, Einrichtungen oder Maßnahmen, 
die sich aus der ganzen amerikanischen Mentalität heraus entwickelt haben, 
auf die von anderen Voraussetzungen ausgehenden und durch eine anders¬ 
artige Einstellung zum Verbrecherproblem bedingten deutschen Verhält¬ 
nisse einfach übertragen zu wollen. „Andere Länder, andere Sitten“ muß 
auch bezüglich des Strafvollzugs sein Geltungsrecht behalten, und so ist 
es erklärlich, daß sich drüben vieles absolut bewährt hat, was uns zunächst 
unverständlich oder unzweckmäßig erscheinen mag. Ich möchte daher jede 
Kritik vermeiden — die ja doch nur mit deutschem Maßstab gemessen 
wäre — und vor allem das herausstellen, was mir einen brauchbaren Kern 
auch für den deutschen Strafvollzug zu haben scheint. 

Mein Hauptinteresse wandte sich der größten und nach dem Umbau 
modernsten staatlichen Strafanstalt Sing Sing zu. Sie liegt malerisch an 
den Hängen des Hudson-Ufers in Ossining, eineinhalb Autostunden von 
New York. 

Da Sing Sing über 100 Jahre alt ist (eröffnet 1825) und die Erwei¬ 
terungsbauten erst in den letzten Jahren fertiggestellt wurden, findet man 
eine seltsame Mischung von ältester und modernster Bauweise. Häuser, 
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deren Zellen wie dunkle Löcher anmuten und die so klein sind, daß ledig¬ 
lich ein Bettlager Platz hat, wechseln mit solchen, deren Ze len hell, luftig 
und geräumig sind und deren Ausstattung neben einem »equemen Bett 
in einem Schreibtisch, Waschbecken mit fließendem heißen und kalten 
Wasser, Wasserklosett, Radio, Bildern usw. besteht. 

Gewaltig sind die Ausmaße der mit 2500 Gefangenen belegten, zahl¬ 
reiche Zellhäuser, Arbeitsbetriebe, Sportplätze und Sporthalle mit Zu¬ 
schauertribünen, ein vierstöckiges Klinik- und viele Verwaltungsgebäude 
umfassenden Anstalt, in welcher der Besucher zunächst in einem Autobus 
auf einer Serpentinenstraße zu dem höher gelegenen neuen Teil hinauf¬ 
gefahren wird. Ein hohes Eisengitter mit zahlreichen Wachttürmen schließt 
das Gelände von der Außenwelt ab. Die Mahlzeiten werden im gemein¬ 
samen Speisesaal nach dem sogenannten Cafeteria-System eingenommen, 
d. h. die Gefangenen nehmen beim Eintritt in den Eßraum ihre gefüllten 
Teller in Empfang und gehen damit auf ihren Platz, eine Einrichtung, die 
mir recht zweckmäßig zu sein und viel Zeit- und Krafterspamis zu bieten 
scheint. 

Geleitet wird Sing Sing seit über einem Jahrzehnt von dem durch 
seine Schriften über das Gefängniswesen auch bei uns bekannt gewor¬ 
denen warden Lewis E. Lawes, der als erfahrener Praktiker einen inter¬ 
nationalen Ruf genießt. 

Wenn auch in Amerika der Leiter einer Vollzugsanstalt dem Depart¬ 
ment of Correction untersteht und ständige Kontrollen durch die State 
Commission of Prisons und die mehr private Prison Association vor- 
genoramen werden, so ist doch die Einführung von Neuerungen, Rückschritt 
oder Fortschritt mehr von der persönlichen Initiative des amtierenden Vor¬ 
stehers abhängig als bei uns. Es steht daher die Entwicklung in Sing 
Sing vom harten zum überaus humanen Strafvollzug, von einer Zeit maß¬ 
loser Bestechlichkeit unter dem Aufsichtspersonal und unglaublicher 
Schiebungen, wie sie sehr anschaulich in dem Buche „I was condemned to 
the chair“ 1 ) geschildert werden, zu heute einwandfreien Verhältnissen in 
engem Zusammenhang mit den Namen Mc. Cormick, besonders aber 
Thomas Mott Osbome und Lewis E. Lawes. Während vor dem Kriege 
der Gefangene, was Unterbringung, Verpflegung und Behandlung betrifft, 
ein kaum noch als menschenwürdiges Dasein anzusprechendes Leben 
fristete, ist es diesen leitenden Beamten in jahrelanger Kleinarbeit 
gelungen, hierin einen grundlegenden Wandel zu schaffen und einen 
humanen Strafvollzug aufzubauen, der in vielem das übertrifft, was wir 
vor der Machtübernahme in Deutschland kennen gelernt haben. Die neuen 
Zellhäuser sind luftig und hell, die reichliche Verpflegung ist ausgezeichnet, 
die Arbeitsbetriebe sind hygienisch einwandfrei, Sportwettkämpfe, Kino¬ 
vorführungen und eine Gefangenenkapelle sorgen für Abwechslung, die 
Insassen dürfen rauchen, Zeitungen halten, sich Pakete mit Nahrungs¬ 
mitteln und Kleidung schicken lassen, unbeschränkt Briefe schreiben und 
einmal wöchentlich Besuch empfangen. 

Es bedeutete ferner eine große Umwälzung, als vor etwa 20 Jahren 
warden Mc. Cormick die „Golden Rule Brotherhood“ ins Leben rief, die 
später von Osbome in die „Mutuel Welfare League“ abgeändert wurde. 

Diese Organisation setzt sich aus von den Gefangenen gewählten 
Vertrauensmännern zusammen, sie soll für Ordnung und gute Führung 
unter ihren eigenen Mitgliedern Sorge tragen, kleinere Verstöße durch 

1) Edward F. Mc. Grath. I wa* condemned to the chair. A. L. Burt Company. 
New York u. Chicago. 1984. 


ein eigenes Gericht, den „Inmates* Court“, mit Entziehung von Freizeit¬ 
vergünstigungen bestrafen, und die Richter dieses judiciary Committee 
sind durch Abzeichen besonders kenntlich gemacht. Es handelt sich 
also in eng begrenztem Rahmen um eine Art Selbstverwaltung, die zu 
Verantwortungsbewußtsein, Anpassung und Gemeinschaftsgefühl erziehen 
soll, und mit der man gute Erfahrungen gemacht hat. 

Im Gegensatz zu unseren Ansichten über das Wohlverhalten in der 
Anstalt und die sogenannte „Zuchthausfrommheit“ im Hinblick auf die 
spätere Lebensbewährung legt man in Amerika entscheidenden Wert auf 
die hausordnungsgemäße Führung der Gefangenen. Dies kommt zum Aus¬ 
druck erstens durch den früher auch bei uns bekannten Stufenstrafvollzug 
und zweitens schon in der Art der Urteile. Diese lauten nicht über einen 
bestimmten Zeitraum, sondern z. B. zwei zu sechs Jahre oder zwanzig 
Jahre zu lebenslänglich, und es ist fast ausschließlich von der mehr 
oder weniger guten Anpassungsfähigkeit eines Inhaftierten an das An¬ 
staltsleben abhängig, ob er von seiner Strafe viel oder wenig verbüßen muß. 

Inwieweit sich dieses System in den Vereinigten Staaten bewährt hat, 
kann ich nicht beurteilen, wir machen jedenfalls bei uns immer wieder 
die Beobachtung, daß gute Führung keineswegs mit Einsicht oder wirk¬ 
licher Besserung gleichzusetzen ist, ja, daß sich der ausgesprochene Ge- 
wohnheits- und Rückfallverbrecher auf Grund seiner langjährigen Zucht¬ 
hausroutine meist gut einfügt und kaum auffällig wird. Dies trifft be¬ 
sonders auf das Heer der haltlosen und willensschwachen Psychopathen 
unter unseren Kriminellen zu. 

Dagegen erscheint mir die Organisation der „Mutuel Welfare 
League“, natürlich auf deutsche Verhältnisse zugeschnitten, einer prak¬ 
tischen Erprobung wert. Ich denke hierbei besonders an die Gefängnisse 
für unvorbestrafte Jugendliche. Soweit es sich nicht um deutlich charak¬ 
terlich Minderwertige handelt — diese gehören streng genommen in andere 
Anstalten —, wäre bezüglich Einfügung, Unterordnung, Verantwortung 
sich selbst und den Mitgefangenen gegenüber, Verpflichtung zur Gemein¬ 
schaft, freiwilliger Leistung ohne Zwang durch die staatliche Autorität 
usw. mit einer Organisation der Selbsterziehung aus den Reihen der 
Gefangenen meines Erachtens manch schöner Erfolg zu erreichen. Nach 
der Entlassung steht ja auch nicht dauernd ein uniformierter Beamter 
hinter ihm, er sollte daher schon während der Haft lernen, daß es in 
erster Linie seine Umgebung und die Gemeinschaft ist, in der er lebt, 
welche an ihn die Forderung nach einwandfreier Lebensführung stellt. 

Daß der Leiter der Anstalt ein wachsames Auge auf die Entwick¬ 
lung und den Geist dieser „kameradschaftlichen Selbstregierung“ seiner 
ihm anvertrauten jungen Menschen behalten muß, ist selbstverständlich. 
Eine „Gerichtsverhandlung“ der gewählten Obleute sollte auch ausschließ¬ 
lich in seiner Gegenwart stattfinden und nur die leichten Verstöße gegen 
Ordnung, Sauberkeit, Fleiß, Selbstbeherrschung, gutes Benehmen, Kamerad¬ 
schaftlichkeit ahnden. 

Als Strafen kämen in Frage: öffentliche Verwarnung vor seinen Mit¬ 
gefangenen und Entziehung von kleinen Vergünstigungen. 

Man könnte zunächst an einem geeigneten Jugendgefängnis einen 
Versuch machen, um Erfahrungen über die Zweckmäßigkeit und Wirksam¬ 
keit einer solchen Einrichtung zu sammeln. Voraussetzung ist allerdings, 
daß man aus diesen Jugendgefängnissen schwerere kriminelle Psycho- 
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pathen durch kriminal-biologische Untersuchungen auskänmt, denn sie 
würden diese Art der Erziehungsarbeit erheblich stören oier unwirksam 
machen. 

Im Staate New York sind seit längerer Zeit Bestrebui gen im Gange, 
die Gefangenen je nach der Art ihres verbrecherischen Wesens, der Vor¬ 
strafen und ihrer Aussicht auf Resozialisierung in verst hiedenen Voll- 
zugsanstalten unterzubringen; Wortführer hierin ist vor allem die Prison 
Association. 

Als im Jahre 1916 die Pläne für die Neubauten in Sing Sing feste 
Form annahmen, wurde auch der Bau einer großen Klinik in Aussicht 
genommen, die als „Clearing house“, d. h. als Verteilungsstation für 
alle Zuchthausgefangenen des Staates New York, gedacht war 2 ). Die 
Nähe von New York und die Größe der Anstalt ließen Sing Sing als 
Aufnahme- und Klassifizierungszuchthaus besonders geeignet erscheinen. 
Obwohl die Bauten bereits 1923 fertiggestellt waren, konnte die eigent¬ 
liche Absicht zunächst mangels der hierzu erforderlichen Gesetze und 
Verfügungen nicht in die Tat umgesetzt werden. 

Es arbeitet zwar heute ein Stab von drei Fachleuten, zwei Psychiater 
und ein Psychologe, dort an der Erforschung des Verbrecherproblems, 
aber der ursprüngliche Plan, alle Verurteilten des Staates zunächst der 
Classification clinik zuzuführen, ließ sich bisher nicht verwirklichen. 

Trotzdem wird auch heute schon grob gesiebt, wenn auch nicht rein 
nach kriminal-biologischen Gesichtspunkten. Die Gewohnheitsverbrecher 
und Schwersterziehbaren, Trinker und Süchtige kommen im allgemeinen 
nach Clinton Prison in Dannemora, hier ist auch wegen des guten Gebirgs¬ 
klimas eine Tuberkulosen-Abteilung. Das Gegenstück ist Great Meadow 
Prison in Comstock, welches als „honor prison“ bezeichnet wird und für 
Leichtkriminelle oder Gefangene mit nur noch kurzem Strafrest vorgesehen 
ist. Erst vor einigen Jahren hat man nachträglich eine Umfassungsmauer 
angebracht, da es wegen Mangel an geeigneten Verbrechern immer nur 
zur Hälfte belegt werden konnte! 3 ) 

Die beiden übrigen Zuchthäuser des Staates New York, Sing Sing 
und das alte Auburn Prison in Aubum, beherbergen alle Arten von 
Kriminellen. Ferner gibt es noch das Elmira-Reformatory für jugendliche 
Erstbestrafte, das seinem ganzen Charakter nach mehr eine Besserungs¬ 
anstalt oder ein Jugendgefängnis ist, und das Institut für geistig defekte 
Sträflinge in Napanoch. Kriminelle Geisteskranke werden dem Matteawan 
State Hospital zugeführt. 

Man ist sich in amerikanischen Fachkreisen durchaus darüber einig, 
daß eine erfolgreiche Verbrechensbekämpfung von einer weitgehenden 
Differenzierung und Klassifizierung sowie einer nur hierdurch möglichen, 
unterschiedlichen erzieherischen Behandlung der Gefangenen abhängig ist, 
und dieser einmal als richtig erkannte Weg wird langsam, aber konsequent 
weiterbe schritten. 

Durch die seit mehreren Jahren an vielen großen Strafanstalten 
Deutschlands systematisch durchgeführten kriminal-biologischen Unter¬ 
suchungen sind inzwischen so viel Erfahrungen und Material gesammelt 
worden, daß auch wir unsere größeren Vollzugsanstalten nicht mehr 


2) The eighty-fourth annual report of the Prison Association of New York. Albany. 
1. B. Lyon Company, Printers. 1929. S. 39. 

3) Thlrty-second annual report of the State Commission of Prisons. S. 9*. 1928. 
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distriktmäßig, sondern nach dem Gesichtspunkt der charakterlichen Struk¬ 
tur des jeweiligen Rechtsbrechers belegen sollten, wie ich das vor kurzem 
in dieser Zeitschrift zu begründen versuchte 4 ). 

Der vorliegende kurze Bericht erhebt keineswegs den Anspruch auf 
Vollständigkeit und sollte nur die Eigentümlichkeiten des amerikanischen 
Strafvollzugs hervorheben, deren nähere Betrachtung und sorgfältiges 
Studium vielleicht auch für uns von Nutzen sein kann. 


Grenz- und Nachbargebiete 

Oesterreichische Gefängnisstatistik 

von Dr. jur. E. Roesner, Berlin 

Statistische Ergebnisse über den Vollzug der Freiheitsstrafen in 
Österreich werden, wie ich in dieser Zeitschrift bereits in anderem Zu¬ 
sammenhang 1 ) erwähnt habe, seit dem Ende des Weltkrieges regelmäßig 
im Rahmen der vom Bundesamt für Statistik bearbeiteten ,Justizstatistik“ 
mitgeteilt, die alljährlich in der vom Bundesministerium für Justiz heraus¬ 
gegebenen Schriftenreihe „Zahlenmäßige Darstellung der Rechtspflege“ 
veröffentlicht wird. 

Der folgende Bericht stützt sich, vor allem in textlicher Hinsicht, auf 
die Angaben des vor einigen Monaten erschienenen neuesten Jahrganges der 
,Justizstatistik für das Jahr 1935“, für deren Übersendung ich meinem 
Kollegen, Herrn O. R. Regierungsrat Dozent Dr. Madie vom Bundesamt 
für Statistik zu besonderem Dank verpflichtet bin, von dem auch die 
amtliche textliche Erläuterung der reichhaltigen gefängnisstatistischen 
Daten stammt. Herr Dr. Madie hatte ferner die Güte, mir die Ergebnisse 
der Gefängnisstatistik für das Jahr 1936 schriftlich mitzuteilen, von denen 
jedoch wegen des bereits erfolgten Redaktionsschlusses nur die wichtigsten 
Zahlen lediglich in die Tabellen wegen ihres Aktualitätswertes auf¬ 
genommen werden konnten, in der Besprechung der Zahlenangaben dagegen 
meist unberücksichtigt bleiben mußten. Nach der vorstehend genannten 
Quelle geschieht der Strafvollzug in Österreich, das nach der Volkszählung 
vom 22. März 1934 insgesamt 6 760 233 Einwohner zählte, in 4 Straf¬ 
anstalten, 17 Gerichtshofgefängnissen und 217 Gefangenenhäusem der 
Bezirksgerichte. 

Die Strafanstalten, welche bestimmt sind, jene Strafgefan¬ 
genen aufzunehmen, die mit den schwersten Strafen bedacht wurden, sind: 
Stein, Garsten, Graz und Wiener-Neudorf, die Gerichtshofgefäng¬ 
nisse: LG. Wien I (einschließlich drei Bezirksgerichte in Wien), 

LG. Wien II (einschließlich drei Bezirksgerichte in Wien), Jugend¬ 
gerichtshof Wien, KGe. Komeuburg, Krems, St. Pölten, Wiener-Neustadt, 
LG. Linz, KGe. Ried i. I., Steyr, Wels, LG. Graz (einschließlich ein Be¬ 
zirksgericht in Graz), KG. Leoben, LGe. Klagenfurt, Innsbruck, Feld¬ 
kirch und Salzburg. 

4) Blätter für Gefängniskunde. 68. Band, Zweites Heft. 

1) Vgl. E. Roesner, Bibliographie der Strafvollzugsstatistik des In- und Aus¬ 
landes. Blätter für Gefängniskunde. Heidelberg 1987. 68. Band. Erstes Heft. April— Mai 
1987, S. 67. 




Betrachtet man zunächst die Entwicklung in der Gesamt* 
zahl der Gefangenen in den letzten Jahren, so erg:bt sich das fol¬ 
gende Bild: 



Untersuchungs¬ 

Straf¬ 

Gefangene 


gefangene 

gefangene 

überhaupt 

1931 

43 271 

66173 

108 <144 

1932 

47 056 

67 913 

114 969 

1933 

50 366 

69 349 

119 715 

1934 

77 652 

66 623 

144 275 

1935 

55 193 

71 740 

126 933 

1936 

67 783 

83 568 

151 351 


Da ein großer Teil der Untersuchungen über die politischen Ver¬ 
brechen, welche im Zusammenhang mit der Februarrevolte und dem Juli¬ 
putsch im Jahre 1934 begangen wurden, zu Beginn des Berichtsjahres 1935 
schon abgeschlossen war, ist die Zahl der Untersuchungs¬ 
gefangenen, die im Vorjahr von 50 366 (1933) um 54 Prozent auf 
77 652 sprunghaft angestiegen war, stark um 29 Prozent auf 55 193 im 
Jahre 1935 zurückgegangen, um 1936 wieder nicht unbeträchtlich anzu¬ 
steigen. Dagegen haben die Urteile, welche wegen der politischen Ver¬ 
brechen des Jahres 1934 erkannt worden sind, sich im Strafvollzug erst im 
Berichtsjahr 1935 voll ausgewirkt. Demzufolge war die Zahl der 
Strafgefangenen mit 71740 im Jahr 1935 um 8 Prozent höher als 
im vorangegangenen Jahr (66 623); sie hat sich 1936 weiter erhöht. 

Der starke Rückgang der Zahl der Untersuchungsgefangenen von 
1934 auf 1935 führte in den Gerichtshofgefängnissen, wie der Tabelle 1 
„Die Gesamtzahl der Gefangenen usw. nach Ort und Art der Haft in den 
Jahren 1931 bis 1935“ zu entnehmen ist, trotz der Zunahme der Straf¬ 
gefangenen zu einer beträchtlichen Senkung der Gesamtbelegung. In den 
Strafanstalten, in denen, wie schon erwähnt wurde, nur Strafgefangene 
untergebracht sind, hat sich die Gesamtbelegung im Vergleich zu 1934 
kaum verändert. 

Tabelle 1. 

Gesamtzahl und durchschnittlicher Tagesstand an Gefangenen sowie die 
durchschnittliche Dauer der Haft nach Ort und Art der Haft in den Jahren 

1931 bis 1936 


Art der Haft 

1931 

1932 

1933 

1934 

1935 

1936 


A. Gesamtzahl der Gefangenen 

a) Bezirksgerichtsgefängnisse *) 


Untersuchungshaft 
Strafhaft . 

21182 
27 070 

23 808 
29 254 

25 041 
29 859 

31 006 
26 721 

26161 
29 729 

32 468 
35910 

zusammen 

48 252 

53 062 

54 900 

57 727 

55 890 

i | 

68 378 


b) Gerichtshofgefängnisse *) 



Untersuchungshaft 
Strafhaft . 

22 089 
33 850 

23 248 
34 703 

25 325 
35 731 

40 646 
34 732 

29 032 
36 885 

35 315 
42 323 

zusammen 

1 55 939 

1 57 951 

61 056 

1 81378 

65 917 

77 638 


•) Die Bezirksgerichtsgefängnisse um Sitze von Gerichtshöfen wurden den Gerichtshofgefäng- 
nlssen zugezählt. 
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Noch Tabelle 1. 


Art der Haft 

1931 

1932 1933 

1934 

1935 

1936 


c) 

Strafanstalten 




Strafhaft . 

4 253 

3 956 | 3 759 

5170 ! 

5126 ! 

5 335 

d) Strafanstalten 

und Gefangenenhäuser insgesamt 


U ntersuchungshaft 
Strafhaft . 

43 271 
65 137 

47 056 ' 50 366 
67 013 | 69 349 | 

77 652 
66 623 

55193 
71 740 i 

67 783 
83 568 

zusammen 

108 444 

114 969 119 715 

144 275 ! 

1 

126 933 

151 351 


B. Durchschnittlicher Tagesstund an Gefangenen 


a) Bezirksgerichtsgefängnisse 

Untersuchungshaft 351 422 455 j 931 591 746 

Strafhaft . 488 485 479 ) 435 1 586 | 659 

zusammen | 839 | 907 | 934 | 1 366 ; 1177 J 1405 

b) Gerichtshof gef ängnisse 

Untersuchungshaft 1 271 1380 1584 I 3 690 2 314 2 706 

Strafhaft . 2 370 2 468 2 510 [ 2 482 3 024 3 261 

zusammen | 3 641 | 3 848 | 4 094 | 6172 | 5 338 j 5 967 

c) Strafanstalten 

Strafhaft . | 2 428 | 2 284 | 2 080 j 2 608 | 3127 | 2 945 

d) Strafanstalten und Gefangenenhäuser insgesamt 
Untersuchungshaft 1622 1802 2 039 4 621 | 2 905 3 452 

Strafhaft . 5 286 5 237 5 049 5 525 | 6 737 6 865 

zusammen 6 908 | 7 039 7 088 | 10146 | 9 642 | 10 317 


C. Durchschnittliche Dauer der Haft in Tagen 


a) Bezirksgerichtsgefängnisse 

Untersuchungshaft 6 I 6 7 11 I 8 8 

Strafhaft . 7_6_6_6_ 7 I 7 

Haft überhaupt 6 ] 6 6 9 | 8 j 7 

b) Gerichtshof gef ängnisse 

Untersuchungshaft 21 22 23 29 * 29 28 

Strafhaft . 26 26 26 26 1 30 28 

Haft überhaupt 24 j 24 ( 24 28 | 30 j 28 

c) Strafanstalten 

Strafhaft . | 208 j 213 | 200 184 j 222 | 201 

d) Strafanstalten und Gefangenenhäuser insgesamt 

Untersuchungshaft 14 14 15 | 22 19 19 

Strafhaft . 30 28 27 I 30 34 30 

Haft überhaupt j 23 22 | 22 26 ] 28 t 25 

4 
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Was die Aufteilung der Gefangenen au? die einzelnen 
Verwahrungsorte anbetrifft, so entfielen im Jahre 1935 (1934) von 
100 Untersuchungsgefangenen 47 (40) auf Bezirksgerichte und 63 (60) 
auf Gerichtshofgefängnisse, von 100 Strafgefangenen 41 (40) auf Bezirks¬ 
gerichtsgefängnisse, 52 (52) auf Gerichtshofgefängnisse, 7 (8) auf Straf¬ 
anstalten, und von 100 Gefangenen überhaupt 44 (40) auf Bezirksgerichts¬ 
gefängnisse, 52 (56) auf Gerichtshofgefängnisse und 4 (4) auf Straf¬ 
anstalten. 

Der durchschnittliche Tagesstand an Untersuchungs¬ 
gefangenen hat sich gegenüber 1934 um 37 Prozent und damit stärker 
vermindert als die Gesamtzahl der Untersuchungsgefangenen (um 
— 29 Prozent), was auf eine Verkürzung der Haft im Vorverfahren hin¬ 
deutet. Andererseits hat sich der durchschnittliche Tagesstand an Straf¬ 
gefangenen stärker (um + 22 Prozent) erhöht als ihre Gesamtzahl (um 
+ 8 Prozent). Das bedeutet eine Verlängerung der durchschnittlichen 
Strafhaft. 

In den einzelnen Jahren betrug der durchschnittliche Tagesstand an 



Untersuchungs¬ 

Straf¬ 

Gefangenen 


gefangenen 

gefangenen 

Oberhaupt 

1931 

1622 

5286 

6908 

1932 

1802 

5237 

7039 

1933 

2040 

5050 

7090 

1934 

4621 

5525 

10146 

1935 

2905 

6737 

9642 

1936 

3452 

6865 

10317 


Gemessen an dem ersten Jahr dieser Beobachtungsreihe, dem Jahre 
1931, lag der durchschnittliche Tagesstand an Untersuchungsgefangenen 
im Jahre 1934 um 185 Prozent höher, 1935 trotz eines bemerkenswerten 
Rückganges immer noch um 79 Prozent darüber. Das Jahr 1936 zeigt da¬ 
gegen eine Verdoppelung. Bei den Strafgefangenen beträgt die Zunahme 
im durchschnittlichen Tagesstand gegenüber 1931 fast 30 Prozent. 

Der durchschnittliche Tagesstand für die einzelnen Typen von Ver¬ 
wahrungsorten ist aus dem Abschnitt B der Tabelle 1 ersichtlich. 

Die verhältnismäßige Aufteilung der Hafttage auf die 
einzelnen Typen von Verwahrungsorten hat ergeben, daß 1935 
(1934) von 100 Hafttagen der Untersuchungsgefangenen 20 (20) in Be¬ 
zirksgerichtsgefängnissen und 80 (80) in Gerichtshofgefängnissen, von 
100 Hafttagen der Strafgefangenen 9 (8) in Bezirksgerichtsgefängnissen, 
45 (45) in Gerichtshofgefängnissen, 46 (47) in Strafanstalten und von 100 
Hafttagen der Gefangenen überhaupt 12 (13) in Bezirksgerichtsgefäng¬ 
nissen, 55 (61) in Gerichtshofgefängnissen und 33 (26) in Strafanstalten 
zugebracht wurden. 

Bei der Würdigung der Zahlen über die durchschnittliche 
DauerderHaftinTagen, über die der Abschnitt C in der Tabelle 1 
unterrichtet, muß beachtet werden, daß dieser Berechnung nicht die Ge¬ 
samtdauer der Haftzeiten der einzelnen Gefangenen zugrunde liegt, sondern 
nur jene Haftteile, die tatsächlich in das jeweilige Berichtsjahr fielen. 

Aus der Übersicht über die Durchschnittsbelegung der 
einzelnen Gerichtshofgefängnisse ist zu entnehmen, daß im 
Jahre 1935 im Vergleich zu 1934 nur die Gerichtshofgefängnisse Ried (von 
102 auf 124), Krems (von 150 auf 171), Wiener-Neustadt (von 231 auf 
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241) sowie das Jugendgerichtsgefängnis in Wien (von 44 auf 45) eine 
Steigerung des durchschnittlichen Gefangenenbestandes aufzuweisen 
hatten. Bei allen übrigen Gerichtshofgefängnissen ist dieser zurück¬ 
gegangen. 

Dagegen war in den Strafanstalten die Durchschnittsbelegung 
1935 überall höher als im Vorjahr, und zwar betrug sie in Stein 1143 gegen 
1060, in Graz 1095 gegen 865, in Garsten 707 gegen 605 und in Wiener- 
Neudorf 181 gegen 178. 

Da den Verhältnissen in den Strafanstalten in dem eigentlichen 
statistischen Tabellenwerk der österreichischen Justizstatistik ausführliche 
Nachweisungen gewidmet sind, erscheint es angezeigt, nachstehend die 
wichtigsten Ergebnisse daraus mitzuteilen. 

So ergibt sich über die Gefangenenbewegung nach den Aus¬ 
weisen der Strafanstalten in den letzten vier Jahren folgendes Bild: 


Tabelle 2. 

Die Gefangenenbewegung in den Strafanstalten in den Jahren 1933 bis 1936 


Vorgang 

1933 

1934 

1935 

1936 

Stand am Jahresanfang . 

2 051 

2 204 

3113 

3 003 

Zugang . 

1708 

2 966 

2 013 

2 332 

Abgang . 

1555 

2 076 

2117 

2 786 

Stand am Jahresende . 

2 204 

3 094 

3 009 

2 549 

Zahl der Hafttage. 

752 218 

952 474 

1141 364 

1 074 948 

Durchschnittlicher Tagesstand 
Durchschnittliche Haftdauer 

2 059 

2 608 

3126 


eines Gefangenen in Tagen... 

205 

184 

222 

198 

niedrigster }*•■— . 

852 

1273 

1277 

1315 

167 

163 

163 

180 

Der Abgang erfolgte wegen: 





Strafbeendigung . 

1232 

1500 

1070 

1138 

Bedingter Entlassung . 

181 

220 

445 

346 

SSter } Begnadigung 

94 

2 

155 

1 

521 

6 

1211 

3 

Todes . 

17 

15 

9 

10 

Flucht . 

"Überführung in die Gemein- 

1 

4 

1 

2 

schaftshaft . 

— 

— 

5 

38 

Sonstiger Gründe . 

28 

181 

60 

38 

Ordentlicher Belegungsraum ... 

2 607 

2 607 

2 607 

2 607 


Drei weitere Tafeln des Tabellenwerkes der ,Justizstatistik für das 
Jahr 1935“ befassen sich eingehend mit den persönlichen Ver¬ 
hältnissen der eingelieferten Strafgefangenen, der ein¬ 
gelieferten rückfälligen Strafgefangenen und der entlassenen Straf¬ 
gefangenen. 

Danach lagen dem zu vollstreckenden Strafurteil bei 
den im Jahre 1935 (1934) eingelieferten Strafgefangenen folgende — zu 
Deliktsgruppen zusammengefaßte — Verbrechen zugrunde: Verbrechen 


4 






















gegen den Staat 524 (1154), gegen die körperliche Sicherheit (d. h. Mord, 
Totschlag und schwere körperliche Beschädigung) 97 (162), Kindesmord, 
Abtreibung der Leibesfrucht, Kindesweglegung 33 (31), Notzucht, Schän¬ 
dung und Unzuchtsverbrechen 163 (181), Eigentumsverbrechen 1096 
(1242), Brandlegung 28 (44), Militärverbrechen 1 (—), übrige Verbrechen 
113 (255). Doch finden sich in den vorstehenden Angaben 42 (104) Doppel¬ 
zählungen. Bei der Wertung der vorstehenden wie auch der in den folgen¬ 
den Abschnitten aufgeführten Zahlen für 1934 sind die Auswirkungen der 
bereits oben erwähnten politischen Ereignisse dieses Jahres entsprechend 
zu berücksichtigen. 

Die urteilsmäßige Strafdauer betrug bei 177 (408) der ein¬ 
gelieferten Strafgefangenen bis zu 6 Monaten, bei 488 (691) bis zu 
1 Jahr, bei 683 (768) bis zu 2 Jahren, bei 234 (268) bis zu 3 Jahren 
und bei 246 (338) bis zu 5 Jahren. 114 (278) der eingelieferten Straf¬ 
gefangenen hatten nach dem Urteil eine Freiheitsstrafe bis zu 10 Jahren, 
59 (148) eine solche bis zu 20 Jahren und 12 (66) eine lebenslängliche 
Freiheitsstrafe zu verbüßen. 

Von Interesse sind sodann die Feststellungen über den Gesund¬ 
heitszustand der Häftlinge in den Strafanstalten zur Zeit ihrer Ein¬ 
lieferung, deren Ergebnisse nachstehend mitgeteilt werden: 

Gesundheitszustand 



gut 

mittelmäßig 
Zahl der Gefangenen 

schlecht 

1931 

1446 

260 

64 

1932 

1372 

288 

55 

1933 

1430 

225 

53 

1934 

2617 

251 

97 

1935 

1571 

390 

52 

1936 

1870 

288 

in Prozent 

62 

1931 

81 

15 

4 

1932 

80 

17 

3 

1933 

84 

13 

3 

1934 

88 

9 

3 

1935 

78 

19 

3 

1936 

84 

13 

3 


Aus den vorstehenden Prozentzahlen erhellt mithin, daß im Jahre 1936 
der Gesundheitszustand der Gefangenen in den Strafanstalten etwas 
günstiger war als im vorangegangenen Jahr. 

Von den im Jahre 1935 (1934) eingelieferten 2013 (2966) Gefangenen 
waren 557 (1093) = 27,7 Prozent (36,8 Prozent) zum ersten Male zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt, 57 (46) = 2,8 Prozent (1,6 Prozent) hatten in¬ 
folge vollständiger Strafnachsicht noch keine Freiheitsstrafe verbüßt, waren 
aber zu einer solchen verurteilt worden, davon 53 (44) wegen Übertretungen 
oder Vergehen und 4 (2) wegen Verbrechen. 1399 (1826) = 69,5 Prozent 
(61,6 Prozent) hatten eine Freiheitsstrafe ganz oder teil¬ 
weise verbüßt, und zwar 306 (617) wegen Übertretungen oder Ver¬ 
gehen und 1093 (1209) wegen Verbrechen, davon 234 (320) einmal, 174 
(180) zweimal, 156 (154) dreimal und der Rest von 629 (555) mehr als 
dreimal. 
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Aufschlußreich sind auch die Angaben über den Altersaufbau 
der Gefangenen, die in der Tabelle 3 wiedergegeben sind: 

Tabelle 3. 

Das Alter der Strafgefangenen zur Zeit ihrer Einlieferung 
in den Jahren 1935 und 1936 


Alter der Strafgefangenen 
zur Zeit der Einlieferung 




Alter 




davon der rückfälligen 
Strafgefangenen 




insgesamt 

Alter zur Zeit 
der ersten Ver¬ 
urteilung weg. 
Verbrechens 

Alter zur Zeit 
des neuen 
Verbrechens 





1935 

1936 

1935 

1936 

1935 

1936 

bis zum 

vollendeten 18. Lebensjahr 

63 

69 

245 

326 

10 

10 

99 99 

99 

20. 

99 

59 

92 

239 

227 

75 

26 

99 99 

99 

30. 

99 

823 

888 

443 

557 

422 

475 

99 99 

99 

40. 

99 

633 

664 

124 

134 

381 

456 

99 99 

99 

50. 

99 

297 

335 

34 

36 

145 

225 

99 99 

99 

60. 

99 

101 

123 

7 

11 

44 

73 

darüber 




37 

49 

1 

6 

16 

32 


Die urteilsmäßige Strafdauer der im Jahre 1935 (1934) wegen 
Verbrechen eingelieferten rückfälligen Strafgefangenen be¬ 
trug bei 86 (213) bis zu 6 Monaten, bei 258 (348) bis zu 1 Jahr, bei 431 
(350) bis zu 2 Jahren, bei 141 (124) bis zu 3 Jahren und bei 117 (104) 
bis zu 5 Jahren. 45 (45) dieser rückfälligen Gefangenen waren bis zu 
10 Jahren, 13 (20) bis zu 20 Jahren und 2 (5) zu Freiheitsstrafen von 
lebenslanger Dauer verurteilt. 

Die Dauer der letzten wegen Verbrechens verbüßten Vor¬ 
strafe betrug bei dieser Gefangenenkategorie bei 492 (629) bis zu 
6 Monaten, bei 292 (299) bis zu 1 Jahr, bei 213 (166) bis zu 2 Jahren, bei 
48 (61) bis zu 3 Jahren, bei 35 (43) bis zu 5 Jahren und bei 13 (11) 
darüber. 

Die letzte Verbrechensstrafe hatten 20 (36) ganz in Einzelhaft, 1051 
(1167) ganz in Gemeinschaftshaft und 22 (6) teilweise in Einzelhaft 
verbüßt. 

Der Zeitraum von der Entlassung aus der letzten Vorstrafe wegen 
eines Verbrechens bis zur Begehung des der neuen Verurteilung zugrunde 
liegenden Verbrechens betrug bei 108 (104) Gefangenen bis zu 6 Monaten, 
bei 260 (338) bis zu 1 Jahr, bei 271 (261) bis zu 2 Jahren, bei 131 (139) 
bis zu 3 Jahren, bei 89 (88) bis zu 4 Jahren, bei 59 (63) bis zu 5 Jahren, 
bei 96 (140) bis zu 10 Jahren und bei 79 (76) mehr als 10 Jahre. 

Zur Entlassung kamen im Jahre 1935 aus den Strafanstalten 
2022 Strafgefangene gegen 1870 im Jahr zuvor, davon hatten 38 (1934: 
29) noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet. 

Das Verhalten während der Strafzeit war bei 1553 (924) gut, 
bei 304 (416) mittelmäßig und bei 165 (154) schlecht. 

1886 (1387) der Gefangenen waren bei ihrer Entlassung gesund, 136 
(107) = 7,2 Prozent nicht gesund. 
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Die Gesundheitsverhältnisse in den Strafanstalten er¬ 
geben sich aus der Tabelle 4. 

Tabelle 4. 

Die Gesundheitsverhältnisse in den Strafanstalten in den Jahren 

1931 bis 1936 


Bezeichnung 

1931 

1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

Strafgefangene . 

4 253 

3 956 

3 759 

5170 

5126 

5 335 

Kranke . 

1127 

1194 

981 

1277 

1314 

1183 

Krankheitsfälle . 

1551 

1 748 

1446 

1634 

1913 

1774 

Krankheitstage . 

29 680 

28 672 

27 888 

29 348 

39 693 

44 602 

Todesfälle . 

14 

14 

17 

14 

9 

10 

Auf 100 Strafgefangene 
entfallen: 







Kranke . 

26 

30 

26 

25 

26 

22 

Krankheitsfälle . 

36 

44 

38 

32 

37 

33 

Krankheitstage . 

698 

725 

742 

568 

774 

836 

Auf 100 Kranke ent¬ 
fallen: 







Krankheitsfälle . 

138 

146 

147 

128 

146 

150 

Krankheitstage . 

2 637 

2 401 

2 843 

2 298 

3 021 

3 770 

Auf 1 Krankheitsfall 
entfielen: 







Krankheitstage . 

19 

16 

19 

18 

21 

25 

Auf 1000 Hafttage 
entfielen: 







Krankheitstage . 

33 

34 

37 

31 

35 

41 


Aus den Verhältnisziffem dieser Tabelle geht hervor, daß das An¬ 
steigen der Zahl der Krankheitstage sich proportional zu dem der Ver¬ 
pflegungstage vollzogen hat. Eine Verschlechterung der Gesundheits¬ 
verhältnisse in den Strafanstalten ist somit nicht eingetreten. 

Von den Krankheitsfällen des Jahres 1935 (1934) betrafen die 
meisten mit 299 (353) die Atmungsorgane. Es folgen mit 268 (251) die 
Krankheitsfälle der Verdauungsorgane und anderer Gebilde und 74 (74) 
der Haut und des Zellengewebes. 

Disziplinarisch wurden im Jahre 1935 insgesamt 1040 Straf¬ 
gefangene bestraft gegen 1162 im Vorjahr, während die Zahl der diszi¬ 
plinarischen Straffälle sich auf 1588 (1718) beziffert. Hierbei handelte es 
sich in 6 (4) Fällen um tätliche Widersetzlichkeit, in 17 (14) Fällen um 
Vergehen mit Beziehung auf den Arbeitsbetrieb und in 1569 (1706) Fällen 
um sonstige Zuchtwidrigkeiten. 

An disziplinarischen Strafen wurden 1935 (1934) verhängt: 
Verweis 142 (120) mal, Entziehung von Begünstigungen 433 (379) mal, 
Fasten 1047 (1336) mal, hartes Lager 1129 (1336) mal. Weiterhin wurden 
in 966 (966) Fällen Einzelhaft und in 208 (322) Fällen Dunkelhaft erkannt. 
Der Dauer nach betrug das Fasten 2921 (3485) Tage, hartes Lager 2878 
(3195) und Dunkelhaft 600 (1004) Tage. 
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Lehrreich sind auch die Nachweisungen über den Arbeits¬ 
betrieb im allgemeinen wie im besonderen. Bei 1188186 (962 465) im 
Jahre 1935 (1934) verbüßten Straftagen beläuft sich die Zahl der ge¬ 
leisteten Arbeitstage auf insgesamt 483111 (450 527) = 42,4 Prozent 
(47,0 Prozent). An 655 074 (501 938) Straftagen wurde wegen Krankheit 
und Arbeitsunfähigkeit, Arbeitsruhe (Sonn- und Feiertage), Arbeits¬ 
mangel sowie aus anderen Gründen (Disziplinarstrafen, Witterungsverhält¬ 
nisse, Strafschärfungen usw.) nicht gearbeitet. 

Von den im Jahre 1935 (1934) im Arbeitsbetrieb geleisteten 483 111 
(450 527) Arbeitstagen entfielen 251554 (232 416) auf Arbeiten für 
die eigene Anstalt, und zwar waren hieran die Hauswirtschaft mit 
198 781 (182 427), die Land-, Garten-, Viehwirtschaft mit 15 002 (16 085) 
und die handwerksmäßigen Arbeiten mit 37 771 (33 904) Arbeitstagen be¬ 
teiligt. 115 831 (103198) Arbeitstage wurden für staatliche Ämter 
und Anstalten und 115 726 (114 913) für Private geleistet. 1365 (5716) 
Arbeitstage wurden außerhalb der Anstalt geleistet. 

Die gutgeschriebenen Arbeitsbelohnungen wiesen im Be¬ 
richtsjahr 1936 einen Betrag von insgesamt 84 548 Schilling gegen 78 016 
Schilling im Vorjahr und 72 685 Schilling im Jahre 1933 auf. 

Über den Arbeitsbetrieb im einzelnen in den Strafanstalten gibt die 
Tabelle 5 näheren Aufschluß. 


Tabelle 5. 

Der Arbeitsbetrieb in den Strafanstalten nach Arten des Betriebes 
in den Jahren 1933 bis 1936 


Art des Betriebes 

1933 

1934 

1935 

1936 

Geleistete Arbeitstage insgesamt. 

428 211 

450 527 

483111 

483 372 

Davon entfallen auf: 

Allgemeine Hausarbeiten . 

83 455 

93 878 

102 668 

91537 

Bäckerei . 

9 582 

10 693 

11257 

10 530 

Küchen- und Küchenhilfsdienst .. 

15 442 

16 031 

17 339 

26 317 

Wäscherei . 

12 445 

13 257 

13 635 

13 813 

Kanzleihilfsdienst . 

16 095 

18216 

17 902 

19 406 

Flickarbeit für Wäsche, Kleider, 
Schuhe . 

25 562 

25 640 

24 500 

20 467 

Land-, Garten-, Viehwirtschaft ... 

16157 

16 205 

15122 

15 265 

Schneider . 

12 406 

14 451 

16 023 

17 522 

Schuster . 

11800 

12 775 

13 400 

15 809 

Tischler und Anstreicher . 

11510 

13 209 

14 708 

15 856 

Leinen- und Baumwollweber . 

29 649 

40 306 

44 135 

50 771 

Tuch-, Kotzenerzeugung, Säcke- 
und Deckennähen . 

4188 

3 500 

16 385 

6 257 

Stroh- und Kokosarbeiten . 

25 630 

19 872 

18 560 

21 783 

Kleberei und Papierverarbeitung ... 

60 793 

59 290 

56161 

53 801 

Weißnähen, Sticken einschließlich 
Häkeln usw. 

10 973 

11 680 

45 035 

43 442 

Buchdruckerei, Lithographie. 

17 583 

15 954 

14 585 

14164 
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In den übrigen Arten des Arbeitsbetriebes wie Krai kenwärter und 
Spitalsdienst, Maurer, Zimmerleute, Maler und Handlangei Landeskultur¬ 
arbeit, Schlosser, Spengler und Schmiede, Wagnerei und t olzbearbeitung, 
Korbmacherei (Rohrflechterei), Besen und Bürsten, Buchbin lerei, Posamen- 
terie, Metallwarenarbeiten, Außenarbeit, Außenverkehr \ urden je Jahr 
weniger als 10 000 Arbeitstage geleistet. 

Die österreichische Gefängnisstatistik enthält weiterhi i Material über 
den Erfolg der bedingten Entlassungen, übir den im Hin¬ 
blick auf die Raumfrage allerdings nur die wichtigsten Baten mitgeteilt 
werden können. Der Zuwachs in den Strafanstalten an bedii igt Entlassenen 
betrug im Jahre 1935 437 gegen 220 im Vorjahr und 181 im Jahre 1933. 

Die Entlassungen wurden im letzten Berichtsjahi 1935 wider¬ 
rufen wegen Begehung einer neuen strafbaren Handlung eines bedingt 
Entlassenen aus dem Jahre 1935: 2, 1934: 6, 1933: 10, 19112: 10, 1931: 2, 
das sind zusammen 30. Dagegen wurde die Entlassung im Berichts¬ 
jahr 1935 für endgültig erklärt bei bedingt Entlassenen aus dem 
Jahre 1934: 1, 1933: 29, 1932: 82, 1931: 13 mal. 

So viel über den Strafvollzug in den Gefangenenanstalten. 

In den Gerichtsgefängnissen dagegen volIzieht sich die 
Gefangenenbewegung in dem in Tabelle 6 dargestellten Umfange. 

Tabelle 6. 

Die Gefangenenbewegung in den Gerichtsgefängnissen 
in den Jahren 1933 bis 1936 


Vorgang 


1933 


1934 


1935 


1936 


A. 


Ende des Jahres 

im Jahre . 

Verpflegungstage 


Bezirk8gerichtliche Gefangenhäuser 


a) Gerichtliche Untersuchungsgefangene 


352 
25 041 
166 231 


403 
31 006 
339 918 


570 
26161 
215 600 


32 468 
272 168 


Endes des Jahres 

im Jahre . 

Verpflegungstage 


b) Gerichtliche Strafgefangene 


405 
29 859 
174 842 


367 
26 721 
158 934 


360 
29 729 
213 786 


35 910 
240 626 


B. Gerichtshofgefängnisse 

a) Gerichtliche Untersuchungsgefangene 


Endes des Jahres . 

1398 

1506 

2102 

. 

im Jahre . 

25 325 

46 646 

29 032 

35 315 

Verpflegungstage . 

578 266 

1 346 822 

844 796 

987 791 


b) Gerichtliche Strafgefangene 

Endes des Jahres . 

2 416 

2 469 

2 606 


im Jahre . 

35 731 

34 732 

36 885 

42 323 

Verpflegungstage . 

916 136 

905 941 

1 103 930 

1 190 353 
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Des Zusammenhanges wegen sollen noch die Angaben der Tabelle 
über die Haftverhältnisse mitgeteilt werden, nach welcher die Zahl 
der wegen Übertretungen im Vorverfahren verhafteten Personen im Jahre 
1935 gegenüber 1934 wesentlich zugenommen hat, während andererseits sich 
im Vergleich zum Vorjahr ein starker Rückgang in der Zahl der wegen 
Verbrechen und Vergehen Verhafteten ergibt, eine Bewegung, die darauf 
zurückzuführen ist, daß im Jahre 1935 nur mehr die Ausläufer der durch 
die politischen Ereignisse bedingten politischen Kriminalität sich geltend 
machen. Das zeigen die nachstehenden Zahlen der Verhafteten: 


Jahr 

Über¬ 

tretungen 

Verbrechen 

und 

Vergehen 

Zusammen 

1931 

18 053 

19 542 

37 595 

1932 

19 716 

20 733 

40 449 

1933 

19 008 

24 631 

43 639 

1934 

19 149 

40 916 

60 065 

1935 

25 537 

27 376 

52 913 

1936 

33 077 

32 959 

66 036 


Zu bemerken ist jedoch, daß diese Zahlen mit den obigen über den 
Strafvollzug mitgeteilten nicht übereinstimmen, weil dort die Gefangenen, 
die vom Bezirksgerichtsgefängnis an das Gerichtshofgefängnis überwiesen 
wurden, jedesmal gezählt erscheinen, während in der vorstehenden Tabelle 
die Doppelzählungen vermieden sind. 

Von Interesse sind schließlich noch die Nachweisungen über den 
finanziellen Aufwand der Strafanstalten und der Gerichtshof¬ 
gefängnisse, der aus der Tabelle 7 zu entnehmen ist. 

Da die Anzahl der Verpflegungstage sich im Jahre 1935 in den Straf¬ 
anstalten und den Gerichtshofgefängnissen zusammen auf 3 203 848 gegen 
3 411 667 im Vorjahr und 2 339 007 im Jahre 1933 stellt, entfielen auf 
einen Strafgefangenen und Tag für Beköstigung, Bekleidung, Arrest¬ 
einrichtung und Gesundheitswesen 0,98,0,98 bzw. 0,97 Schilling, an sonstigen 
Auslagen 2,37 Schilling, 2,10 bzw. 3,14 Schilling und an Staatszuschuß 
im Jahre 1935 3,10 Schilling gegen 2,82 im Jahre 1934 und 3,76 Schilling 
im Jahre 1933. 

Tabelle 7. 

Der finanzielle Aufwand der Strafanstalten und der Gerichtshofgefängnisse 
zusammen in den Jahren 1933 bis 1936 (in Schilling) 


Bezeichnung 

1933 

1934 

1935 

1936 

Einnahmen: 






Verdienst für Strafgefangenen¬ 
arbeiten . 






Erlös aus Regieerzeugnissen . 

Einnahmen aus dem Wirtschafts¬ 
betrieb . 


727 170 

792 391 

728 055 

s 

672 347 

Sonstige Einnahmen . 


89 817 

80 910 

75 802 

75 656 

insgesamt . | 

816 987 

873 301 

803 857 

748 003 

Hierzu Staatszuschuß . 

8 797 178 1 

9 632 841 

9 930 231 

10 115 285 

Summe . 

• V 


9 614 165 | 

10 506142 10 734 088 

10 863 288 
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Noch Tabelle 7. 


Bezeichnung 

1933 

1934 

1935 

1936 

Ausgaben: 

Personalaufwand . 

5 580 629 

5 445 333 

5 439 533 

5 459 864 

Reisegebühren, Amts-, Kanzlei- 
und sonstige Erfordernisse . 

589 503 

684 434 

853 675 

802 891 

Heizung . 

386 209 

395 914 

429 555 

383 053 

Beleuchtung . 

163 880 

179 783 

174 729 

150541 

Beköstigung, Bekleidung, Arrest¬ 
einrichtung, Gesundheitswesen . 

2 273 671 

3 341 208 

3141 615 

3 240915 

Ausgaben für den Arbeits- und 
Wirtschaftsbetrieb . 

556 989 

400 360 

572 831 

673 775 

Gebäudeerhaltung 1 ) . 

63 284 

59110 

122 150 

152249 

Summe . 

9 614165 

10 506 142 

10 734 088 

10 863 288 


1) Nur für die Strafanstalten. 


Das im Jahre 1935 im Strafvollzug tätige Personal besteht aus 
1275 Personen, davon 1267 Beamte und 8 Vertragsangestellte. Von der 
Gesamtzahl sind 7 Ärzte, 5 Seelsorger, 61 Verwaltungsbeamte im Straf¬ 
vollzug, 4 Lehrer an Strafanstalten, 6 Kanzleibeamte oder Werkmeister, 
1202 Wachbeamte. 

Die Ausgaben für die Strafanstalten und Gerichtsgefängnisse 
schließlich bezifferten sich nach dem Justizbudget im Jahre 1935 auf 
10,79 Mill. Schilling, im Jahre 1934 auf 10,55 Mill. Schilling, wovon 
5,44 Mill. (5,44 Mill.) Schilling auf den Personalaufwand und 5,35 MilL 
(5,11 Mill.) Schilling auf den Sachaufwand entfallen. 


Aus der Gefängnisverwaltung 

Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Mitarbeit von Beamten in den Beiräten der Reichsbetriebsgemeinschaften 
der DAF. AV. vom 9. 11. 1937 — Deutsche Justiz S. 1792 — 

(Mitarbeit der Beamten in diesen Beiräten ist zugelassen, Zu¬ 
stimmung des Dienstvorgesetzten zur Annahme der Berufung als 
Beiratsmitglied notwendig). 

Anordnung von Polizeiaufsicht gemäß § 38 StGB. AV. vom 15. 11. 1937 
— Deutsche Justiz S. 1800 — 

(Höhere Landespolizeibehörden im Sinne des § 38 Abs. 2 StGB, 
sind einheitlich im ganzen Reich die Regierungspräsidenten [Kreis¬ 
hauptmänner], in Ländern ohne Regierungsbezirke die Innen¬ 
ministerien oder die diesen entsprechenden Behörden). 
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Nebentätigkeit der Beamten. AV. vom 16. 11. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 1828 — 

(Durchführungsbestimmungen zur Verordnung über die Neben¬ 
tätigkeit der Beamten vom 6. 7. 1937 — RGBl. I S. 753 —). 

Schönheit der Arbeit. AV. vom 20. 11. 1937 — Deutsche Justiz S. 1828 — 
(Bei jeder Behörde ist tunlichst ein Beamter zu bestimmen, der 
sich den Bestrebungen „Schönheit der Arbeit“ für die Dienst¬ 
gebäude und Diensträume durch technisch zweckmäßige, hygienisch 
einwandfreie und freundliche Ausgestaltung der Arbeitsplätze an¬ 
nimmt). 

Behandlung von Kleinbeträgen. AV. vom 23. 11. 1937 — Deutsche Justiz 
S. 1834 — 

(regelt Einziehung und Auszahlung von Kleinbeträgen im Sinne 
des § 105 RHO.). 

Bestimmungen über die Rechnungsprüfung bei den Justizbehörden. (Justiz- 
Rechnungsprüfungsbestimmungen). AV. vom 24. 11. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1836 — 

(Die neuen Bestimmungen für das Verfahren der Justizbehörden 
bei der Rechnungsprüfung gelten für die Rechnungsprüfung vom 
Rechnungsjahr 1937 ab). 

Erstattung von Gutachten durch Beamte. AV. vom 29. 11. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1870 — 

(Gutachten, die im Vorverfahren auf Ersuchen der Staatsanwalt¬ 
schaft, im dienststrafrechtlichen Vorermittlungs- und Unter¬ 
suchungsverfahren, in Personalsachen oder aus ähnlichem Anlaß 
auf Ersuchen von Verwaltungsbehörden erstattet werden, hat der 
Beamte in aller Regel im Rahmen seiner Dienstaufgaben zu 
erstatten; Vergütungen werden dann nicht bezahlt). 

Einrichtung eines kriminalbiologischen Dienstes in der Reichsjustizverwal¬ 
tung (mit Durchführungsverordnung). AV. vom 30. 11. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1872 — 

(Reichseinheitliche Einführung des kriminalbiologischen Dienstes 
unter Aufhebung der bisherigen Ländervorschriften). 

Nachruf beim Ableben von Behördenangehörigen. AV. vom 7. 12. 1937 — 
Deutsche Justiz S. 1912 — 

(Regelt, wann Behördenangestellte bei ihrem Ableben mit einem 
Nachruf beehrt werden). 

Anweisung für die Verwaltung des Schriftguts in Justizverwaltungs¬ 
angelegenheiten. AV. vom 7. 12. 1937 — Deutsche Justiz S. 1944 — 
(Ergänzungen und Änderungen des Generalaktenplans). 
Umsatzsteuerpflicht der Justizbehörden. AV. vom 21. 12. 1937 — Deutsche 
Justiz S. 1973 — 

(Betrifft die Umsatzsteuerpflicht, insbesondere der Veräußerun¬ 
gen von Altmaterialien, Altpapier, ausgesonderten Akten, Küchen¬ 
abfällen usw. Für die Umsatzsteuerpflicht der Gefangenenarbeit 
und der Verwertung der Arbeitserzeugnisse der Vollzugsanstalten 
gelten die Bestimmungen der AV. vom 9. 4. 1935 — Deutsche 
Justiz S. 614). 
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Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Eisen und Stahl: Herstellungsverbot für bestimmte Gegenst nde aus Eisen 
und Stahl jeder Art — Anordnung 30 der Überwac lungsstelle für 
Eisen und Stahl vom 16. Dezember 1937 — DR^ Nr. 290 vom 
16. Dezember 1937. 

Leder: Allgemeine Einkaufsgenehmigung für das I. Ha bjahr 1938 — 
Bekanntmachung der Überwachungsstelle für Leder virtschaft vom 
20. Dezember 1937 — DRA Nr. 294 vom 21. Dezen ber 1937. 

Lumpen: Preisfestsetzung — Bekanntmachung der Überwac lungsstelle für 
Wolle und andere Tierhaare vom 22. Dezember 1937 — DRA 
Nr. 299 vom 28. Dezember 1937. 

Miete und Pacht: Dritte Ausführungsverordnung zur Verorcnung über das 
Verbot von Preiserhöhungen vom 27. September 1937 — DRA 
Nr. 238 vom 15. Oktober 1937 und RNVB1. Nr. 78 vjm 12. Novem¬ 
ber 1937 S. 529. 

Spinnstoffe: Preissenkung. Verordnung zur Preisbildung in der Spinnstoff¬ 
wirtschaft vom 9. Dezember 1937 — DRA Nr. 287 vom 13. Dezem¬ 
ber 1937. 

Unedle Metalle: Neue Fassung der Anordnung 31 der Überwachungsstelle 
für unedle Metalle betr. Verbrauchsregelung für unedle Metalle 
ab 1. Juli 1935 vom 6. Dezember 1937 — DRA Nr. 286 vom 
11. Dezember 1937. 

Waagen: Warnung vor dem Ankauf nicht eichfähiger Waagen. Nichtamt¬ 
liche Mitteilung im DRA Nr. 275 vom 29. November 1937. 

Zellwolle: Preisfestsetzung — Anordnung Z 5 der Überwachungsstelle für 
Seide, Kunstseide und Zellwolle über Preise von Zellwollabgängen 
vom 10. Dezember 1937 — DRA Nr. 288 vom 14. Dezember 1937. 

Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Fleisch: Ausgleichsabgabe für frisches Fleisch. Verordnung über die Er¬ 
hebung einer Ausgleichsabgabe auf frisches Fleisch, das einer 
Gemeinde aus einer Schlachtung außerhalb des Gemeindebezirks 
zugeführt wird, vom 18. Dezember 1937 (RGBl. I S. 1389). 

Holz: Inhaber von Forstbetrieben von 50 Hektar Größe und darüber haben 
den Stand des Holzeinschlags anzuzeigen. — Verordnung über 
Änderung der Zweiten und Vierten Verordnung zur Verstärkung 
des Holzeinschlags vom 22. September 1937 (RGBl. I S. 1056 
und RNVB1. Nr. 80 vom 20. November 1937 S. 537). 

Kaffee-Ersatz: Änderung der Preisbestimmungen für Schälmühlenerzeug¬ 
nisse, Malzkaffee, Gerstenkaffee und Roggenkaffee. — Anordnung 
der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Futtermittel¬ 
wirtschaft vom 26. November 1937 (RNVB1. Nr. 83 vom 30. No¬ 
vember 1937 S. 567). 

Milch: Genehmigung bei Verwertung von entrahmter Milch und Rest¬ 
milch. — Anordnung Nr. 20 der Hauptvereinigung der deutschen 
Milchwirtschaft vom 30. November 1937 (RNVB1. Nr. 84 vom 
4. Dezember 1937 S. 672). 

Obstbau: Verpflichtung der Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Obstbäumen und -sträuchem zur Bekämpfung und Abwehr von 
Krankheiten und Schädlingen der Obstbäume und -sträucher. — 
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Verordnung zur Schädlingsbekämpfung im Obstbau vom 29. Ok¬ 
tober 1937 (RGBl. I S. 1143 und RNVB1. Nr. 82 vom 29. November 
1937 S. 561). 

Saatlein: Vertrieb und Preise für Saatlein zur Aussaat 1938. — Anordnung 
des Verwaltungsamtes des Reichsbauemführers vom 31. August 
1937 (RNVB1. Nr. 78 vom 12. November 1937 S. 527). 

Schlachtvieh: Ordnung der Schlachtviehwirtschaft im Jahre 1938. — An¬ 
ordnung Nr. 96 der Hauptvereinigung der Deutschen Viehwirt¬ 
schaft vom 20. Dezember 1937 (RNVB1. Nr. 86 vom 23. Dezember 
1937 S. 601 ff.). 

Schweine: Preise für Schweine auf den Schlachtviehmärkten sowie 
Schweinefleisch im Großhandel. — Anordnung Nr. 94 der Haupt¬ 
vereinigung der Deutschen Viehwirtschaft vom 18. November 1937 
(RNVB1. Nr. 81 vom 23. November 1937 S. 539). 

Talg: Verpflichtung zur Talgablieferung. — Anordnung Nr. 95 der Haupt¬ 
vereinigung der Deutschen Viehwirtschaft vom 20. November 1937 
(RNVB1. Nr. 81 vom 23. November 1937 S. 541). 

Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Fett: Maßnahmen der Reichsregierung zur Regelung des Fettbezuges ab 
Januar 1938; Ausstellung von Haushalts- und Betriebsnachweisen 
(RNVB1. Nr. 83 vom 30. November 1937 S. 563 ff.). 

Marmelade: Verbilligung von Brotaufstrichmitteln im Wirtschaftsjahr 
1937/38 (Vierte Verbilligungsaktion). — Anordnung Nr. 134 
der Hauptvereinigung der Deutschen Gartenbauwirtschaft vom 
8. Dezember 1937 (RNVB1. Nr. 85 vom 11. Dezember 1937 
S. 580 ff.). 

Zwiebeln: Frankofestpreise für deutsche Speisezwiebeln. — Bekannt¬ 
machung Nr. 2 der Hauptvereinigung der Deutschen Gartenbau¬ 
wirtschaft vom 25. November 1937 (RNVB1. Nr. 82 vom 29. No¬ 
vember 1937 S. 559). 

Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Regierungsrat Dr. Koch zum Oberregierungsrat in München-Stadel¬ 
heim, 

Gefangenenanstaltsoberamtmann Barth zum Regierungsrat in Rocken¬ 
berg (Zuchthaus Marienschloß). 

Versetzt: 

Staatsanwalt Brüssler in Hagen als Regierungsrat nach Naugard, 

Regierungsrat Hey in Düsseldorf-Derendorf als Erster Staatsanwalt 
nach Berlin, 

Regierungsrat Schmidt in Münster nach Düsseldorf-Derendorf. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Langebartels zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Hannover, 
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Verwaltungsoberinspektor Schröder zum Verwaltui gsamtmann in 
Dreibergen-Bützow, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Hehl ce zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Stettin, 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Leßm inn zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Gütersloh (Strafgefangenenlager Oberems), 
Verwaltungsoberinspektor Oberrechnungsrat Fieß zun Verwaltungs¬ 
amtmann in Ludwigsburg, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Freiherr von Kette- 
ler zum Verwaltungsamtmann in Kleve, 
Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Baum zum Verwal¬ 
tungsamtmann beim Strafgefangenenlager Elbere; fulierung (Post 
Dessau-Roßlau), 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Haubitz zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Köln, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Sporagel zum Ver¬ 
waltungsamtmann in Kiel, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Koppen zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Duisburg-Hamborn, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Hasse zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Altona, 

Verwaltungsoberinspektor Stoffel zum Verwaltungsamtmann in 
Bremen, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Kothe zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Gollnow, 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Weiß zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Naumburg (Saale), 

Verwaltungsoberinspektor Strafanstaltsvorsteher Nebe zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Hagen (i. Westf.), 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Heider zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Berlin-Tegel, 

Verwaltungsinspektor Buller zum Verwaltungsoberinspektor in Halle 
(Saale), 

Verwaltungsinspektor Springbrunn zum Verwaltungsoberinspektor in 
Rendsburg, 

Justizinspektor Saegebarth zum Verwaltungsoberinspektor in Sieg¬ 
burg, 

Verwaltungsinspektor Hachmeister zum Verwaltungsoberinspektor in 
Hamburg-Fuhlsbüttel, 

Verwaltungsinspektor Paquin zum Verwaltungsoberinspektor in Düssel¬ 
dorf-Derendorf, 

Verwaltungsinspektor Welzel zum Verwaltungsoberinspektor in Celle, 
Verwaltungsinspektor Granicky zum Verwaltungsoberinspektor in 
Wohlau, 

Verwaltungsinspektor Beutel zum Verwaltungsoberinspektor in Brieg, 
Verwaltungsinspektor Hüttebräucker zum Verwaltungoberinspektor in 
Werl, 

Verwaltungsinspektor Nysar zum Verwaltungsoberinspektor in Nau- 
gard, 
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Verstorben: 

Verwaltungsinspektor Berger in Stollberg (Erzgebirge) (Strafgefäng- 
nis Hoheneck). 

Ärzte 

In den Ruhestand getreten: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Götzmann in Mannheim. 

Ausgeschieden: 

Regierungsmedizinalrat Gerichtsobermedizinalrat Dr. Göhler in Wald¬ 
heim infolge Übernahme in den Gesundheitsdienst der Stadt 
Leipzig, 

' Regierungsmedizinalrat Dr. Krzywanek in Stuhm infolge Übernahme 
in den Dienst der Landesversicherungsanstalt Schlesien, 

Regierungsmedizinalrat Dr. Langen in Königsberg infolge Versetzung 
an das Staatl. Gesundheitsamt in Sorau (NL.). 

Geistliche 

Ernannt: 

Gemeindepfarrer Viereck zum Anstaltspfarrer in Waldheim, 

Gemeindepfarrer von den Driesch zum Anstaltspfarrer in Aachen. 

In den Ruhestand getreten: 

Anstaltspfarrer Schröder in Rendsburg, 

Anstaltspfarrer Schiller in Remscheid-Lüttringhausen. 

Oberlehrer 

Ernannt: 

Lehrer Schulz (Friedr.) zum Oberlehrer in Hamburg (UGef. Ham¬ 
burg-Stadt), 

Lehrerin Clauß zur Oberlehrerin in Gotteszell, 

Hilfslehrer Rüsse zum Oberlehrer in Rockenberg (Zuchthaus Marien¬ 
schloß). 

Versetzt: 

Oberlehrer Düllmann in Cottbus nach Berlin (UGef. Alt-Moabit), 

Reallehrer Engel in Rockenberg nach Kassel-Wehlheiden. 


Berichtigungen 

Wie sich nachträglich herausgestellt hat, sind die Oberwachtmeister 
Göppinger und Altherr nicht Inhaber der Württembergischen Goldenen 
Militär-Verdienst-Medaille und deshalb in der Ehrentafel des 3. Heftes 
Seite 246 zu streichen. 

Ferner bittet Professor Dr. Sieverts um Richtigstellung des Vor¬ 
namens seines Mitarbeiters Dr. Quentin im 3. Heft des 68. Bandes. 
Der Mitverfasser seines Berichtes über „Die Behandlung der jungen 
Rechtsbrecher im Alter von 17 bis 23 Jahren in England unter besonderer 
Berücksichtigung des Borstal-Systems“ ist Dr. jur. Hans-Harry Quentin. 
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Tagungen 

Die Ergebnisse der Münchener Tagung des 
Deutschen Reichsverbandes für Straffälügen- 
betreuung und Ermittlungshilfe 
(7. bis 9. Oktober 1937) 

Die Jahrestagungen des Verbandes, der bisher den Namen „Deutscher 
Reichsverband für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge“ 
führte 1 ), sind Meilensteine am Wege der Entwicklung der Straffälligen- 
fürsorge in Deutschland 2 ). 

So wurde auch die diesjährige Münchener Tagung wiederum von 
rechtsgeschichtlicher Bedeutung dadurch, daß die Anordnung des Reichs¬ 
ministers der Justiz zur Einrichtung einer Ermittlungshilfe erst¬ 
malig bekanntgegeben 3 ) und in Vorträgen 4 ) von Sachkennern vertieft 
wurde. 

Wir erinnern uns, daß bereits früher einmal eine ähnliche Einrichtung 
unter dem Namen „Gerichtshilfe“ bestand, die alsbald nach dem Welt¬ 
kriege von Amtsgerichtsrat Geheimrat Bozi in Bielefeld ins Leben gerufen 
wurde, sich vornehmlich in Norddeutschland in den folgenden Jahren ver¬ 
breitete und in Preußen bis 1933 bestand. Die älteren Rechtswahrer unter 
uns haben selbst beobachten können, wie unter Verfälschung der Gedanken¬ 
gänge des Gründers im Laufe der Zeit und an vielen Orten aus der beab¬ 
sichtigten „Hilfe für das Gericht“ eine „Hilfe für den Angeklagten“ wurde, 
indem die Berichte — anstatt sich auf Ermittlung objektiver Tatsachen 
zu stützen — immer mehr zu Verteidigungsschriften für den Rechts¬ 
brecher wurden. Vergeblich versuchte der Preußische Richterverein, unter¬ 
stützt vom Deutschen Richterbund, dieser Fehlentwicklung entgegenzu¬ 
wirken, und auch der Deutsche Reichsverband für Gerichtshilfe, Gefan¬ 
genen- und Entlassenenfürsorge stand in der Reihe der Kämpfer gegen 
den Verfall der dem Grundgedanken nach guten Einrichtung. 

Daß die neue „Ermittlungshilfe“ mit jener „Gerichtshilfe“ späterer 
Zeit nichts gemeinsam hat, kommt bereits im Namenswechsel zum Aus¬ 
druck. Die weiteren Unterschiede hat Reichsgerichtsrat Dr. Hartung in 
seinem Vortrag über „Gerichtshilfe einst und Ermittlungshilfe jetzt“ zu¬ 
sammengestellt, worauf hier verwiesen werden soll 5 ). Gleiches Interesse 
verdient der darauf folgende Vortrag des Amtsgerichtsrats Dr. Weber, 
der die Erfahrungen der Hamburger Gerichtshilfe 0 ) behandelte. In dieser 
Stadt war die Gerichtshilfe von Anfang an eigene Wege gegangen und 
nicht von den Verfallserscheinungen betroffen worden, wahrscheinlich, weil 

1) Auch die von dem Verbände herausgegebene Fachzeitschrift ändert ihren Namen 
und heißt künftig: „Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe". 

2) Strube, Aus der Geschichte und von dem Wirken der Gefangenenfürsorge- 
verbände in Deutschland, in den Monatsblättern für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Ent- 
Inssenenfürsorge, 10. Jahrgang, Heft 11 vom August 1935. 

3) Allgemeine Verfügung des Relchsjustizministers vom 7. 10. 1937 (Deutsche 

Justiz S. 1564). 

4) Abgedruckt in den Monatsblättern für Gerichtshilfe. Gefangenen- und Ent- 
lassenenftirsorge, Heft 12 des 12. und Heft 1 des 13. Jahrgangs. 

5) Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, 13. Jahrgang. 
1. Heft, Oktober 1937. 

6) Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge, 12. Jahr¬ 
gang, 12. Heft, September 1937. 


5 
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sie, unter Leitung eines Richters stehend, eng mit der Justizverwaltung ver¬ 
bunden war und den von den marxistisch verseuchten Wohlfahrtsämtern 
und Fürsorgeverbänden kommenden Einflüssen Widerstand leisten konnte. 
Der dritte Redner, Ministerialrat Dr. med. Viemstein, legte die Bedeutung 
der „Ermittlungshilfe“ für die kriminalbiologische Forschungsarbeit dar. 

Der Grundgedanke, der sich durch sämtliche drei Vorträge zog, deckt 
sich mit den der Allgemeinen Verfügung des Reichsjustizministers 3 ) voran¬ 
gestellten Gedankengängen: 

Die Ermittlungshilfe hat die Aufgabe, in einzelnen Strafsachen auf 
Ersuchen des Staatsanwalts oder des Richters durch einen geeigneten 
Helfer Erhebungen über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse des Beschuldigten anzustellen und den in einem Bericht zusammen¬ 
gefaßten Inhalt dieser Ermittlungen der ersuchenden Stelle mitzuteilen. 
Erhebungen über die dem Beschuldigten zur Last gelegte strafbare Hand¬ 
lung wie überhaupt jede Erörterung der Schuld- und Straffrage und auch 
jede Urteilsfällung sind der Ermittlungshilfe versagt. Sie soll eine Hilfe 
für die Strafrechtspflege und nicht für den Beschuldigten sein; sie soll er¬ 
mitteln und berichten, nicht jedoch Fürsorge treiben; das schließt aber 
nicht aus, daß ihre Erhebungen späterhin auch für Zwecke der Straf- 
fälligenbetreuung nutzbar gemacht werden. 

Als weiterer Punkt stand die Arbeitsvermittlung für Straf¬ 
entlassene zur Erörterung. Es sprach zunächst der Präsident der Reichs¬ 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, Geheimrat 
Dr. Syrup, über seine Stellungnahme zur Beschäftigung der Gefangenen 
während der Haft und zur Wiedereingliederung der Entlassenen in das 
Erwerbsleben 7 ). Bisher herrschten erhebliche Zweifel in diesen Fragen. 
Staatliche und private Stellen hatten sich oft genug grundsätzlich gegen 
jede produktive Gefangenenarbeit ausgesprochen, während die Justiz¬ 
verwaltung und die Straffälligenfürsorge an dem Fortbestehen das aller¬ 
größte Interesse zeigten. Wer in der Strafe nicht nur Abgeltung eines 
Rechtsbruches sieht, sondern auch ein Erziehungsmittel zur Volksgemein¬ 
schaft, kann sich die Arbeit aus den Vollzugsanstalten nicht fortdenken. 
Allerdings mußten die Strafgefangenen während der vergangenen Zeit 
der großen Arbeitslosigkeit selbstverständlich hinter den berechtigten An¬ 
sprüchen der freien Volksgenossen zurücktreten, und auch jetzt darf die 
Gefangenenarbeit sich nicht zur Schmutzkonkurrenz für das freie Gewerbe 
entwickeln. Präsident Dr. Syrup fand auf der Münchener Tagung eine 
beiden Teilen gerecht werdende Mittellinie. Er betonte, daß die von ihm 
geleitete Reichsanstalt ein großes Interesse an einer wirklichen Arbeit 
(dagegen nicht leichten Beschäftigung) der Gefangenen habe, weil sie ent¬ 
scheidend für die Frage der Eingliederung der Entlassenen in das freie 
Erwerbsleben sei. Er empfahl insbesondere Arbeiten mit landwirtschaft¬ 
lichem Einschlag und teilte hierbei den Vollzugsanstalten eine besondere 
Aufgabe im Rahmen der deutschen Emährungswirtschaft zu. Dabei gab 
er zugleich seine Einstellung zur Unterbringung Entlassener zu erkennen. 
Bei dem Mangel an Arbeitskräften glaubte er, nicht auf die Arbeitskraft 
der Vorbestraften verzichten zu können, forderte nur, daß sie an geeigneten 
Plätzen eingereiht werden müßten. Er gab dabei zu, daß eine für immer 
geltende Regelung nicht getroffen werden könne, sondern die jeweiligen 
Erfordernisse des Arbeitseinsatzes entscheidend sein müßten. 

") Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, 13. Jahrgang. 
Heft 2, November 1937. 



403 


Seine Ausführungen wurden ergänzt durch die Vorträge des Vor¬ 
standes des Zuchthauses Freiendiez, Regierungsrat Schriever, und des 
Kölner Stadtinspektors Dr. Herpers. Während jener die technischen Vor¬ 
bereitungen der Arbeitsvermittlung während der Haft erörterte, sprach 
sich dieser für Einrichtung von Übergangsheimen aus, in denen mit Ehr¬ 
verlust Vorbestrafte, die im freien Erwerbsleben nicht Unterkommen, für 
eine Übergangszeit untergebracht werden können. 

Das dritte Hauptthema behandelte die Schutzaufsicht. Ich 
selbst gab einen Überblick über die geschichtliche Entwicklung dieser in 
Nordamerika entstandenen und mit der bedingten Verurteilung oder der 
bedingten Entlassung verbundenen Einrichtung, die später auch auf dem 
europäischen Festlande, am wenigsten jedoch in Deutschland, mit offen¬ 
barem Erfolg durchgeführt wurde. Meine Schlußfolgerungen faßte ich 
dahin zusammen, daß bei der bedingten Verurteilung von der Eintragung 
der Strafe in das Strafregister überhaupt abgesehen und bei der bedingten 
Entlassung sofort beschränkte Auskunft angeordnet werden müsse. Wenn 
die Rechtspflege in besonders gelagerten Fällen auf Durchführung der 
Freiheitsstrafe verzichtet, muß sie auch dem Täter die Wege zu einem 
straffreien Leben ebnen. Solange aber unterschiedslos Vorbestraften die 
Arbeit praktisch verwehrt wird, ist es unmöglich, von ihnen zu ver¬ 
langen, daß sie sich durch fleißige Arbeit bewähren 8 9 ). 

Ministerialrat Dr. Schmidt beleuchtete die rechtliche Seite der 
Schutzaufsicht und erörterte insbesondere die Schwierigkeiten bei der 
Auswahl geeigneter Schutzhelfer. Er bekannte sich trotzdem zum Stand¬ 
punkt der Freiwilligkeit und Ehrenamtlichkeit bei der Lösung dieser 
Frage 8 ). Ein Sondergebiet wurde von Generalstaatsanwalt Dr. Semmler, 
Hamm, behandelt, nämlich die „Schutzaufsicht für entlassene politische 
Gefangene“. Bei diesen Menschen ist naturgemäß die Wiedereingliederung 
in die Volksgemeinschaft besonders schwierig, so daß die üblichen und 
gewöhnlichen Mittel versagen. Er glaubte eine Lösung finden zu können, 
indem er der SA die Aufgabe zudachte, Hand in Hand mit der NSV 
und dem Deutschen Reichsverband für Straffälligenbetreuung und Ermitt¬ 
lungshilfe auf die Entlassenen fördernd einzuwirken 0 ). 

Beachtlich war die enge Zusammenarbeit zwischen dem Reichsjustiz¬ 
ministerium und dem Hauptamt für Volkswohlfahrt, die sich besonders 
eindringlich an dem Gleichklang der Grundgedanken in den Reden ihrer 
Repräsentanten auf der Münchener Tagung zeigte. 

„Wir haben genug Mittel, die Unverbesserlichen und Unerziehbaren 
so zu strafen und schließlich zu verwahren, daß sie der Gemeinschaft 
nicht mehr schaden können. Aber wir müssen fein unterscheiden zwischen 
diesen und den Menschen, bei denen wir die Aufgabe haben, sie wieder der 
Volksgemeinschaft zuzuführen.“ Diese Worte des Hauptamtsleiters Hilgen- 
feldt 10 ) trafen den Kernpunkt der Auffassung von der Aufgabe des Straf¬ 
rechts im neuen Deutschland. Dr. Strube. 


8) Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe. 13. Jahrgang, 
Heft 1. Oktober 1937. 

9) Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge, 12. Jahr¬ 
gang, Heft 12, September 1987. 

1°) Hilgenfeldt, Die Neugestaltung der Gefangenen- und Entlassenenfürsorge 
und die Einführung der Ermittlungshilfe, Deutsche Justiz. 99. Jahrgang, Nr. 41 vom 
15. Oktober 1937. 
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Arbeitstagung 

der Kriminalbiologischen Gesellschaft 

Die Kriminalbiologische Gesellschaft hielt ihre im dritten Heft des 
laufenden Jahrgangs dieser Blätter angekündigte fünfte Tagung vom 
5. bis zum 7. Oktober 1937 in München ab. 

Die Tagung begann mit einem Begrüßungsabend im Preysing-Palais, 
der nach der langen Zeit des Nichtzusammenseins erwünschte Gelegenheit 
zu einem Wiedersehen, vor allem auch mit den Mitgliedern aus Österreich, 
und zu zwanglosem Gedankenaustausch bot. 

Die Arbeitstagung in der Universität eröffnete und leitete der Vor¬ 
sitzende der Gesellschaft, Hofrat Professor Dr. Adolf Lenz. All¬ 
gemeiner Gegenstand der Beratungen war die „Kriminalbiologie bei der 
Verbrechensbekämpfung und Verbrechensvorbeugung im Volksstaat“. So¬ 
wohl die Vorträge wie die sich daran anschließenden Erörterungen zeugten 
wieder von dem hohen wissenschaftlichen Rang der Gesellschaft. Der 
Mehrzahl der Vorträge läßt sich weder in einem Bericht noch in einer 
Besprechung voll gerecht werden, ehe die „Mitteilungen der Kriminal¬ 
biologischen Gesellschaft“ den Wortlaut wiedergegeben haben. So sollen 
sich diese Zeilen auf Andeutungen beschränken. 

Adolf Lenz, der selbst den einleitenden Vortrag übernommen 
hatte, kam es darauf an aufzuzeigen, wie mit den veränderten welt¬ 
anschaulichen Grundlagen der Strafrechtspflege — Betonung des Glied¬ 
schaftsverhältnisses des Einzelnen zum Volksganzen, Auffassung des Ver¬ 
brechens als Bruches des Rechtsfriedens des Volkes, Geltendmachung der 
Verantwortung des Einzelnen gegenüber der Volksgemeinschaft — die 
Kriminalbiologie keineswegs unvereinbar, wie sie auch nicht etwa nun 
überflüssig, sondern ganz im Gegenteil berufen ist, der neuen Strafrechts¬ 
pflege wertvollste und unentbehrliche Dienste zu leisten. So stellte er 
unter anderem der Kriminalbiologie die Aufgabe, die tatsächlichen Unter¬ 
lagen für die Anwendung eines vertieften Schuldbegriffes zu schaffen, 
den er als den biologischen Schuldbegriff bezeichnete, und dessen Sinn 
er wohl darin fand, daß dem Täter auch das Sogewordensein als Unter¬ 
lassung der Meisterung seiner Anlagen und seiner Widerfahrnisse zum 
Vorwurf gemacht werden sollte. 

Professor v. Neureiter gab einen eindrucksvollen Abriß der 
Entwicklungsgeschichte des kriminalbiologischen Dienstes in Deutschland 
und schilderte in anschaulicher Weise, wie nunmehr an die Stelle der 
unter sich verschiedenen kriminalbiologischen Einrichtungen einer Reihe 
der früheren Landesjustizverwaltungen ein reichseinheitlicher kriminal¬ 
biologischer Dienst treten soll, dessen Hauptträgerin zwar als Hüterin der 
Strafrechtspflege und vor allem des Strafvollzugs die Reichsjustizverwal¬ 
tung mit einer großen Zahl kriminalbiologischer Untersuchungsstellen bei 
Vollzugsanstalten und einer beschränkten Zahl kriminalbiologischer 
Sammelstellen sein wird, der aber von vornherein um der Erb- und Rassen¬ 
pflege des deutschen Volkes willen auf engstes Zusammenarbeiten mit dem 
Reichsgesundheitsamt und den Gesundheitsämtern abgestellt sein soll. Das 
Reichsgesundheitsamt hat sich in dem Vortragenden einen der Altmeister 
der Kriminalbiologie als Sachbearbeiter gesichert. 

Amtsrichter Dr. S 1 i w o w s k i, Warschau, der rührige Vertreter 
polnischer Strafvollzugskunde, berichtete eingehend über die Methode der 
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kriminalbiologischen Erhebungen in Polen und ließ erkennen, mit welchem 
Eifer und mit welcher Gründlichkeit dort kriminalbiologische Bestrebungen 
verfolgt werden. 

Professor E x n e r , der unermüdliche Förderer kriminologischer 
Arbeit, legte in fesselnden Ausführungen dar, wie in der Strafrechts¬ 
pflege das Problem der Gewinnung einer zuverlässigen Prognose des künf¬ 
tigen Verhaltens eines Verbrechers, vor allem eines rückfälligen Ver¬ 
brechers, in der Volksgemeinschaft immer mehr in den Vordergrund trete, 
und wie neben der eigentlichen kriminalbiologischen Methode der Gewin¬ 
nung einer solchen Prognose das sogenannte Punktverfahren berechtigt 
sei, bei dem die mehr oder minder große Häufung prognostisch un¬ 
günstiger oder vielleicht auch günstiger Anzeichen von typischer Be¬ 
deutung zu entsprechenden Schlüssen verwertet werde. 

Ministerialrat Professor Dr. Viernstein, dem in der Systemzeit 
sehr zu Unrecht der Vorwurf gemacht worden ist, es komme ihm bei der 
von ihm in Bayern durchgesetzten Kriminalbiologie auf nichts als Aus¬ 
merze an, zeigte sich in seinem Vortrag als warmherziger Verfechter 
der Bestrebungen, solche Strafentlassene, die noch nicht aufgegeben zu 
werden brauchen, in die Volksgemeinschaft wieder einzugliedem, und legte 
dar, wie die Kriminalbiologie dabei helfen könne. 

Professor S e e 1 i g , Graz, begründete in ungemein klaren und unter¬ 
richtenden Ausführungen, inwiefern und inwieweit das österreichische 
Arbeitshaus zugleich die Funktion einer Sicherungsverwahrung chronischer 
Verbrecher erfülle. 

Professor M e z g e r und Regierungsrat Dr. Dubitscher vom 
Reichsgesundheitsamt hatten sich die Aufgabe gestellt, die Beziehungen 
zwischen Unfruchtbarmachung und Asozialität zu ergründen. Beide fußten 
auf sehr umfassenden Vorarbeiten: Professor Mezgers Ausführungen 
lagen nahezu 6000 Beschlüsse solcher Erbgesundheitsgerichte aus dem 
Bereich der vormaligen bayerischen Justizverwaltung zugrunde, in deren 
Bezirk eine Strafanstalt liegt, Dubitscher schöpfte aus etwa 5000 
einschlägigen Akten aus dem übrigen Deutschland. Eindeutig klar wurde, 
daß die Beziehungen, die zwischen Unfruchtbarmachung und Asozialität 
bestehen, ganz überwiegend durch den angeborenen Schwachsinn ver¬ 
mittelt werden. Ob und inwieweit sich im übrigen von allgemeingültigen 
Ergebnissen sprechen läßt, wird noch zu prüfen sein. 

Den Schlußvortrag hielt Dr. S t u m p f 1, München, über kriminal¬ 
biologische Erbforschung. Von der biologischen Partnerregel ausgehend, 
zeigte er, wie es im Wege der Anreicherung und Verstärkung schädlicher 
Anlagemomente durch entsprechende Gattenwahl zu dem kriminellen 
Psychopathen als Schlackenprodukt komme. 

Die Tagung wurde durch eine Mitgliederversammlung abgeschlossen, 
auf der unter anderem der Vorstand der Gesellschaft und ein Beirat neu¬ 
gebildet wurden. Das Amt des Präsidenten übernahm Ministerialrat 
Professor Dr. Viernstein; Hofrat Professor Dr. Adolf Lenz, 
um seiner Persönlichkeit und seiner wissenschaftlichen Leistungen willen 
gleichermaßen verehrt und in langjähriger Vorstandstätigkeit um die 
Gesellschaft hochverdient, wurde zum Ehrenpräsidenten ernannt. 

Dr. Eichler. 
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Erster Kongreß der 

„Internationalen Kriminologie -Gesellschaft“ 
in Rom 

Am 16. Juli 1937 wurde in Rom die „Internationale Kriminologie- 
Gesellschaft“ gegründet, der außer vielen Strafrechtlern aller Länder fol¬ 
gende Institute als Mitglieder beigetreten sind: Societä italiana di 
antropologia e psicologia criminale (Roma), Comite central de prophylaxie 
criminelle du Ministere de la Justice (Frankreich), Societe de prophylaxie 
criminelle (Frankreich), Kriminalbiologische Gesellschaft (Österreich, jetzt 
Deutschland), Societe de prophylaxie criminelle (Belgien), Sociedad de 
criminalogia (Argentinien), Institute for the Scientific Treatment of 
Delinquency (England), Instituto de identifica?io e biologia infantil (Bra¬ 
silien), Societe pour la lutte contre la criminalitö (Bulgarien), Orzenczenie 
Komisji do Badan Kryminalno-Biologicznych (Polen), Sociedad de biologia 
criminal (Columbien), Departement medico-legal du Ministöre de la Justice 
(Ägypten), Sociedad de criminalogia (Uruguay), Institut de criminologie 
(Tschechoslowakei). 

Ferner haben sich wissenschaftliche Institute aus Jugoslavien, Un¬ 
garn, Portugal, Griechenland und den Vereinigten Staaten Amerikas zum 
Beitritt gemeldet. 

Der Zweck der „Internationalen Kriminologie-Gesellschaft“ besteht 
darin, die Zusammenarbeit der verschiedenen technischen Wissenschaften 
mit der des Strafrechts zu sichern und insbesondere denjenigen tech¬ 
nischen Wissenschaften, die sich unmittelbar mit dem Studium des Ver¬ 
brechers und dem Problem der Kriminalität vom biologischen und sozialen 
Standpunkt befassen (wie die Anthropologie, die Biologie, die Psychologie 
und die kriminelle Psychopathologie), die Möglichkeit zu geben, mit den 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden zusammenzuwirken, damit die Straf¬ 
gesetze den Bedürfnissen der Verbrechensverhütung, der Erziehung der 
Verbrecher und der sozialen Abwehr gegen die Kriminalität angepaßt 
werden. Außerdem bezweckt die „Internationale Kriminologie-Gesellschaft“ 
eine enge Zusammenarbeit mit den internationalen Gesellschaften, die sich 
mit dem Strafrecht, mit dem Strafverbüßungsrecht und dem Polizeirecht 
beschäftigen. 

Es ist nicht nur beabsichtigt, die Strafgesetze immer mehr den 
Erfordernissen der menschlichen und sozialen Wirklichkeit anzupassen 
und damit wirksamer zu gestalten, sondern auch eine bessere Kenntnis 
über die biologischen und sozialen Ursachen der Kriminalität zu gewinnen. 
Denn die antisozialen und verbrecherischen Handlungen bekämpft man 
nicht nur aus strafrechtlichen Gründen, sondern auch im Interesse der 
Förderung der moralischen und Sozialhygiene der Nation. 

Die „Internationale Kriminologie-Gesellschaft“, die ihren Sitz in 
Rom hat und die ruhmreichen kriminologischen Forschungen Italiens fort¬ 
setzen will, wird in den letzten Septembertagen 1938 ihren ersten inter¬ 
nationalen Kongreß abhalten. Es stehen sechs Themen zur Behandlung, 
von denen über die ersten drei eine Abstimmung erfolgen soll. Sie lauten: 

Erstes Thema: Ätiologie und Diagnostik der Kriminologie 
der Minderjährigen und Einfluß der Ergebnisse solcher For¬ 
schungen auf die juristischen Einrichtungen. 
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Zweites Thema: Studium der Persönlichkeit des Ver¬ 
brechers. 

Drittes Thema: Die Rolle des Richters im Kampfe gegen 
die Kriminalität und seine kriminologische Vorbereitung. 

Kein Beschluß wird gefaßt über: 

Erstes Thema: Organisation der kriminellen Prophylaxe in 
den verschiedenen Ländern. 

Zweites Thema: Ethnologie und Kriminologie. 

Drittes Thema: Die Erprobung von Sicherheitsmaßnahmen 
in den verschiedenen Ländern. 

Am Schluß der Beratungen wird Exz. Giovanni Novelli, Präsident 
des Organisations-Komitees, einen Vortrag über „Verbrecher durch Nei¬ 
gung“ halten. 

Auskünfte über Beitritt zur Gesellschaft und Teilnahme an dem Kon¬ 
greß sind unmittelbar von der „Internationalen Kriminologie-Gesellschaft“ 
in Rom, Via Giulia 52, einzuholen. Dr. Strube. 


Schrifttum 

Bücher 

Inland 

50 Jahre Frauenkriminalität 1882 bis 1932. Heft 124 der Beiträge zur 
Statistik Bayerns, herausgegeben vom Bayerischen Statistischen 
Landesamt, München 1937, J. Lindauersche Universitätsbuchhandlung 
(Schöpping), 134 Seiten. 

Die von dem wissenschaftlichen Hilfsarbeiter des Statistischen 
Landesamts, Referendar Dr. oec. publ. Josef Krug, verfaßte Schrift wird 
eingeleitet durch ein Vorwort des Präsidenten des Bayerischen Statistischen 
Landesamts, Dr. Zahn, der besonders darauf hinweist, daß der Zeitpunkt 
für eine solche Untersuchung aus zwei Gründen außerordentlich günstig 
war; einmal im Hinblick auf das Vorliegen von 50 Jahren Reichskriminal¬ 
statistik (1882 bis 1932) und sodann wegen des Zusammentreffens mit 
dem voraussehbaren Ende der Herrschaft des alten Strafgesetzes. 

Bei der Arbeit sind zwar die bayerischen Verhältnisse an Hand der 
Unterlagen des Bayerischen Statistischen Landesamts in erster Linie be¬ 
rücksichtigt; jedoch ist auch den übrigen deutschen und ausländischen Ver¬ 
hältnissen entsprechend Rechnung getragen. 

Nach der einleitenden Erörterung der Ursachen der Kriminalität 
im allgemeinen und der Frauenkriminalität im besonderen folgt eine ein¬ 
gehende und umfassende Würdigung der Einzeldelikte in bezug auf die 
Frauenkriminalität. Bei dieser Prüfung werden Alter, Familienstand, 
Beruf, wirtschaftliche Lage, Umwelt, Sexualität und andere Fak¬ 
toren in ihren verschiedenen Auswirkungen in Betracht gezogen und der 
Prostitution in diesem Zusammenhang ein besonders umfangreicher Ab¬ 
schnitt gewidmet. 

Als wesentliches Ergebnis der Arbeit bezeichnet der Präsident des 
Bayerischen Statistischen Landesamts die Erkenntnis, daß die weibliche 
Kriminalität in dem Maße wachse, als die Frau in ihrer Stellung dem Mann 
sich nähere und ihn ersetze. Durch die erhöhte Berufstätigkeit und die 
veränderte Geisteshaltung sei ihre Stellung gewagter, gefährdeter ge¬ 
worden, während gleichzeitig der Lebenskampf seit dem Weltkrieg erheb- 
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lieh härter und schwieriger sich gestaltet habe; so erkläre es sich, daß 
in den Jahren 1917/19 und 1922/23 weibliche Kriminalitätsziffem er¬ 
scheinen, die an die Zahlen der vor dem Kriege verurteilten Männer heran¬ 
reichen. Man dürfe daher die begründete Hoffnung hegen, daß mit Wieder¬ 
kehr gesünderer Verhältnisse im Dritten Reich, mit Zurückdrängung der 
Frau aus gewissen Erwerbszweigen und mit ihrer Verweisung in die ihrer 
Natur gemäßen Lebensbezirke ein stetes Absinken der Frauenkriminalität, 
wenigstens bei einer Reihe von Delikten, erfolgen werde. Dr. Schultz. 

Beamtengesetze. Deutsches Beamtengesetz, Reichsdienststrafordnung und 
Deutsches Polizeibeamtengesetz mit ihren Durchführungsbestimmun¬ 
gen und anderen einschlägigen Vorschriften. Textausgabe mit Ver¬ 
weisungen und ausführlichem Sachverzeichnis. 2. Auflage. IV, 337 Sei¬ 
ten Taschenformat. München und Berlin 1937. Roter Leinenband 
2,40 m. 

Die zweite Auflage dieser „roten“ Textausgabe der Beamtengesetze 
ist sehr praktisch eingerichtet und besonders inhaltsreich. Die Paragraphen 
der Durchführungsverordnungen zum Beamtengesetz und zur Reichsdienst¬ 
strafordnung stehen jeweils hinter den dazugehörigen Paragraphen der 
Gesetze selbst; die Benutzung des Buches wird damit außerordentlich er¬ 
leichtert. Außer den Hauptgesetzen und allen Durchführungsvorschriften, 
die für die tägliche Praxis wesentlich sind, z. B. die Verordnungen über 
die Nebentätigkeit der Beamten, über die Ausbildung für den höheren 
Verwaltungsdienst, enthält es die Reichsgrundsätze über Einstellung, An¬ 
stellung und Beförderung, das Erstattungsgesetz, das Gesetz über Reise¬ 
kostenvergütung, das Deutsche Polizeibeamtengesetz usw. Mit ihren zahl¬ 
reichen Verweisungen und dem ausführlichen Sachverzeichnis bildet die 
Ausgabe eine preiswerte Sammlung des wichtigsten geltenden Beamten¬ 
rechts. Dr. Strube. 

Krug — Schäfer — Stolzenburg, Nachtrag zu „Strafrechtliche Verwal¬ 
tungsvorschriften“ (Stand vom Juni 1937), 186 Seiten, 2,80 &K, 
R. v. Deckers Verlag, G. Schenk, Berlin W 9. 

Diese Sammlung der vom Reichsminister der Justiz erlassenen Ver¬ 
waltungsvorschriften und wichtigsten Einzelerlasse auf dem Gebiete des 
Strafrechts und des Strafverfahrens wird auch den Strafvollzugsbeamten 
wertvolle Dienste leisten. Die ersten drei Abschnitte betreffen die Gerichts¬ 
verfassung, das Strafverfahren und die Mitteilungen in Strafsachen. Der 
nächste Teil handelt von der Strafvollstreckung. Er enthält u. a. den 
Wortlaut der AV. des RJM. vom 22. 1. 1937 über den Jugendstrafvollzug 
sowie die AV. des RJM. vom 10. 10. 1936 über Entmannungen und Ent¬ 
mannungsersuchen. Die weiteren Abschnitte betreffen Gnadenwesen, Straf¬ 
registerwesen, ferner Anhang und Nachtrag. Hier findet man auch den 
Wortlaut der RV. des RJM. vom 13. 5. 1937 über die Vernehmung von 
Gefangenen durch andere Behörden. Der besondere Wert des Buches liegt 
in dem anschließenden Inhalts- und Stichwortverzeichnis, das sowohl den 
Hauptband wie auch den Nachtrag umfaßt. Dr. Strube. 

Herbert Graichen, Die Kriminalität der Jugendlichen im Bezirk des Amts¬ 
gerichts Pößneck (1923 bis 1935), Heft 7 der „Untersuchungen zur 
Kriminalität in Thüringen“, herausgegeben von Professor Dr. H. 
v. Weber, Jena 1937, Verlag der Frommannschen Buchhandlung, 
51 Seiten, Preis broschiert 2,— 
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Es handelt sich um eine Untersuchung in einem örtlich eng um¬ 
grenzten Gebiet, deren Wert in der Genauigkeit und Vielseitigkeit liegt, 
mit der alle erreichbaren statistischen Unterlagen erfaßt und ausgewertet 
worden sind. 

Der Amtsgerichtsbezirk Pößneck umschließt 20 290 Gerichts¬ 
eingesessene, die sich auf 19 Ortschaften verteilen, deren größte und 
deren einzige Stadtgemeinde Pößneck mit 15 712 Einwohnern ist. Die 
für diesen Bezirk ermittelten Kriminalitätsziffem entsprechen in ihren 
Verhältnissen im wesentlichen dem Reichsdurchschnitt, was wahrschein¬ 
lich darauf zurückzuführen ist, daß die soziologische Struktur des Bezirkes 
in ihrem Mischungsverhältnis von Stadt- und Landbevölkerung, von in¬ 
dustriellen, handwerklichen und landwirtschaftlichen Berufsgruppen ein 
ziemlich getreues Spiegelbild des gesamten Reichsgebietes darstellt. 

Graichen betont abschließend, daß die Arbeit frühere Forschungs¬ 
ergebnisse im allgemeinen bestätigt und wesentlich neue Gesichtspunkte 
nicht erbracht habe. Er stellt jedoch fest, daß die von ihm durchgeführten 
Erhebungen über das Verhältnis zwischen Jugend- und Erwachsenen¬ 
kriminalität die weit verbreitete Meinung widerlegen, daß die Nachkriegs¬ 
jugend besonders stark verwahrlost gewesen sei. Als neu bezeichnet 
Graichen auch die Feststellung, daß unter den Mädchen die berufstätigen 
kriminell stärker belastet sind als die berufslosen. In Übereinstimmung mit 
einer Anzahl anderer Forschungen, aber im Gegensatz zu einer im Volk 
weitverbreiteten Anschauung, ergibt Graichens statistische Untersuchung 
keine besonders starke Gefährdung der unehelich Geborenen. Dagegen 
rechnet der Verfasser Vater- und Mutterlosigkeit sowie Zugehörigkeit zu 
einer zerrütteten Familie zu den erheblichen Gefährdungsmomenten. 

Graichen vertritt die Auffassung, daß im Mittelpunkt des Jugend¬ 
strafrechts der Erziehungsgedanke stehen müsse. Nach seinen Ermitt¬ 
lungen sind wenigstens 70 Prozent der straffälligen Jugendlichen im Er¬ 
wachsenenalter nicht wieder mit dem Strafgesetz in Konflikt gekommen. 
Aber auch bei der Mehrzahl der restlichen 30 Prozent kann nach Ansicht 
des Verfassers von einer unausrottbaren verbrecherischen Neigung keine 
Rede sein. Dr. Schultz. 

Strafprozeßordnung und Gerichtsverfassungsgesetz nebst den wichtigsten 
sonstigen Vorschriften aus dem Gebiet des Strafverfahrens und der 
Gerichtsverfassung. Textausgabe mit Verweisungen und Sachverzeich¬ 
nis. 3. Auflage. VIII, 258 Seiten Taschenformat. München und 
Berlin 1938. Verlag C. H. Beck. Roter Leinenband 1,80 8ML. 

Diese rote Textausgabe hat sich rasch eingebürgert. Sie ist gründlich 
durchgearbeitet und in allen Teilen auf den neuesten Stand gebracht. Vor 
die einzelnen Paragraphen sind den Inhalt kennzeichnende Überschriften 
gesetzt, ferner wird die Benützung auch durch kurze Anmerkungen und 
Verweisungen sowie ein ausführliches Sachverzeichnis erleichtert. Ein An¬ 
hang vereinigt 20 wichtige ergänzende Vorschriften, darunter das Jugend¬ 
gerichtsgesetz, die Bestimmungen über den Volksgerichtshof und die 
Sondergerichte, das Gnadenrecht, das Straftilgungsgesetz, das Gesetz über 
die Vernehmung von Angehörigen der NSDAP, mit Ausführungsverord¬ 
nung, ferner die einschlägigen Bestimmungen aus dem Gerichtskosten¬ 
gesetz und den Gebührenordnungen. Dr. Strube. 
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Dr. Karl Kerscher, Verbrecher und Verwaisung, Heft XXIX der Krimi¬ 
nalistischen Abhandlungen, herausgegeben von Professor Dr. Exner 
in München, Verlag Dr. Wiegandt, Leipzig, 1937, 57 S., 2 81K. 

Die ausgezeichnete Schriftenreihe wird durch ein neues Heft be¬ 
reichert. Dr. Kerscher untersucht die Zusammenhänge zwischen Ver¬ 
brechen und Verwaisung. Ferner bezieht er in seine Vergleichungen auch 
noch die Verwahrlosung als eine Art von Vorstufe und die Prostitution 
als eine gewisse Parallelerscheinung des Verbrechens ein. Die Durch¬ 
schnittszahl der Waisen unter der Gesamtbevölkerung bis zu 16 Jahren 
beträgt etwa 16 Prozent. Davon machen die vaterlosen Kinder 10 Prozent, 
die mutterlosen 5 Prozent und die Vollwaisen etwas über 1 Prozent aus. 
Demnach ist jedes sechste Kind eltemgeschädigt. Bei Fürsorgezöglingen 
ist die Zahl doppelt so hoch, so daß jedem dritten Kind ein oder beide 
Eltemteile fehlen. Bei den Dirnen ist die Zahl der Verwaisten noch 
höher, denn jede zweite Prostituierte verlor in ihrer Jugend mindestens 
einen Eltemteil. Die Erhebungen bei den Kriminellen hatten zum Er¬ 
gebnis, daß etwa 25 bis 30 Prozent eltemgeschädigt waren. Bemerkens¬ 
wert ist dabei, daß sich unter den Rückfallverbrechem mehr Waisen als 
unter den gewöhnlichen Kriminellen und unter den unverbesserlichen 
Rückfallverbrechem wiederum mehr als unter den verbesserlichen Rück¬ 
fallverbrechem befanden. Ferner stellt der Verfasser der aufschlußreichen 
Schrift fest, daß das Fehlen der Mutter sich in der Regel imgünstiger 
auswirkt als das Fehlen des Vaters. Auch durch Wiederverheiratung wird 
auffallenderweise der Mangel nicht ausgeglichen. Die Untersuchungen 
schließen mit dem Ergebnis ab, daß unter Einbezug der Unehelich¬ 
geborenen insgesamt etwa 60 Prozent der Fürsorgezöglinge und Prosti¬ 
tuierten aus unvollständigen Ehen stammen, und bei den Kriminellen sich 
Werte ergeben, die nahe an diese Zahl herankommen. Die Arbeit gibt einen 
neuen Beweis dafür, daß die Milieueinflüsse, um die es sich in allen 
Fällen handelt, keinesfalls unterschätzt werden dürfen und sowohl bei 
der Beurteilung asozialer Menschen wie auch beim Versuch ihrer Wieder¬ 
eingliederung beachtet werden müssen. Dr. Strube. 


Ausland 

„Strafvordering. Leerboek van het Nederlandsche Strafprocesrecht“, 
door Mr. J. M. van Bemmelen, Hoogleeraar te Leiden, met 
medewerking van Mr. L. O. van der Pias. („Der Strafprozeß. 
Lehrbuch des niederländischen Strafprozeßrechts“, von Mr. J. M. van 
Bemmelen, Universitätsprofessor in Leiden, unter Mitarbeit von 
Mr. L. O. van der Pias.) Verlag: Martinus Nijhoff, ’s-Gravenhage 
(Niederlande), 1936. XVI und 390 Seiten. 8°. In Leinen gebunden 
hfl. 9,00; broschiert hfl. 7,80. 

Der Name van Bemmelen ist in Deutschland wohlbekannt. Denn 
van Bemmelen hat durch seine beiden wichtigen Aufsätze „Neues aus dem 
holländischen Strafrecht“ J ) und „Individuum und Gemeinschaft im hollän¬ 
dischen Strafrecht“ 1 2 ) denjenigen deutschen Rechtswahrern, welche der 
niederländischen Sprache nicht mächtig sind, einen Einblick in die nieder¬ 
ländische Strafrechtspflege verschafft, wie er ihnen in deutscher Sprache 
in neuerer Zeit noch nicht geboten ist. Doch auch derjenige, dem das 


1) Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft (ZStW.), Bd. 54 S. 118 ff. 

2) ZStW., Bd. 65 S. 426 ff. 
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niederländische Strafrecht und seine Entwicklungstendenzen vertraut sind, 
konnte in den beiden Aufsätzen in reichem Maße Lehre und Anregung 
finden. 

Kein Geringerer als der niederländische Oberreichsanwalt Besier hat die 
jetzige niederländische Strafprozeßordnung, die seit dem 1. Januar 1926 in 
Kraft ist, als eine letzte, nur allzusehr gelungene Kraftprobe der individua¬ 
listischen Richtung bezeichnet 3 ). Immerhin ist auf eine Reform des Straf¬ 
prozeßrechts in dieser Beziehung zunächst wenig Aussicht vorhanden, wie 
insbesondere die Tagung des niederländischen Juristenvereins im Jahre 
1934 lehrte 4 ). Eine gewisse Einschränkung der individualistischen Rich¬ 
tung bedeutet der Gesetzentwurf betreffend die Aufhebung von Satz 2 bis 
4 des Artikels 29 der Strafprozeßordnung. Diese Sätze enthalten das 
Recht des Beschuldigten, daß er nicht zur Antwort bei seiner Vernehmung 
verpflichtet ist, und die Bestimmung, daß die Belehrung über dieses Recht 
protokollarisch festgestellt werden muß. Zur Zeit des Abschlusses dieser 
Besprechung war noch ungewiß, ob der Entwurf Gesetz werden wird. Er 
ist jedenfalls lebhaft umstritten: siehe das bei v. B. S. 69 angeführte 
Schrifttum und neuerdings gegen den Entwurf den Aufsatz von Taverne 
„Moet het fair play van art. 29 Wetboek van Strafvordering gebroken 
worden? Opvoedende waarde van het beginsel“ im Nederlandsch Juristen¬ 
blad 1937 S. 246 ff. 

Der Verurteilung auf Grund wahldeutiger Feststellung, die dem 
niederländischen Strafprozeßrecht unbekannt ist, widmet v. B. unter Be¬ 
rücksichtigung des einschlägigen deutschen Schrifttums beachtliche Aus¬ 
führungen de lege ferenda (S. 24 ff.). Er spricht sich gegen sie aus. 
Eines seiner Hauptargumente, das er des Näheren begründet, lautet 
(S. 25): „Solange man nicht mit Sicherheit weiß, welche strafbare Hand¬ 
lung der Angeklagte nun eigentlich begangen hat, bleibt immer noch die 
Möglichkeit offen, daß er überhaupt keine strafbare Handlung began¬ 
gen hat.“ 

Der in Artikel 1 des niederländischen Strafgesetzbuches verkörperte 
Satz „nulla poena sine lege“, der dem niederländischen Strafprozeß zu¬ 
grunde liegt, findet — ohne daß merkwürdigerweise der Satz als solcher 
genannt wird — eine gründliche Erörterung auf rechtsgeschichtlicher 
Grundlage (S. 16 ff.). Hier enthält sich v. B. der Äußerungen über eine 
Neugestaltung des niederländischen Rechts, und dadurch läßt es sich wohl 
erklären, daß die an sich gerade hier sehr naheliegende Heranziehung 
deutschen Schrifttums unterblieben ist. 

Von großem Wert sind die rechtsvergleichenden Ausführungen, die 
das Buch an einer Reihe von Stellen enthält. Hierbei hat das deutsche 
Recht eine besondere Würdigung erfahren (siehe z. B. S. 64 f. zu § 264 
der deutschen Strafprozeßordnung). 

Für den Leser der „Blätter für Gefängniskunde“ ist von ganz beson¬ 
derem Interesse, was über Ziel und Wirkung der Untersuchungshaft, vor 
allem in psychologischer Beziehung, gesagt wird (S. 148 ff.), v. B. schreibt 
hier u. a.: „Die Untersuchungshaft ist eigentlich immer ein Sorgenkind des 
Strafprozesses gewesen. Das ist auch begreiflich. Denn die Unter¬ 
suchungshaft ist ein zweischneidiges Schwert. Sie trifft noch nicht Ver¬ 
urteilte, mit anderen Worten auch Personen, die alsbald vielleicht frei¬ 
gesprochen werden. Das ist demgemäß ein Grund, denjenigen, die sich 

3) Handellnfren der Nederlandsche Juristen-Vereeniglns 1934, II, S. 124. 

4) Blätter für Gefäcgniskunde, Bd. 66 (1936), S. 160 An m. 
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in Untersuchungshaft befinden, nicht mehr Leid zuzufügen, als unbedingt 
notwendig ist. Andererseits wird die Untersuchungshaft oft gegen Per¬ 
sonen verhängt, die kurz zuvor ein Delikt begangen haben, und auf die 
gerade ein unmittelbares strenges Eingreifen der Rechtspflege eine 
günstige Wirkung haben kann. Das ist u. a. gerade bei jungen Leuten 
der Fall, die zum ersten Mal mit dem Strafgesetz in Konflikt kommen. 
Wiederholt kann man bemerken, daß die plötzliche Einsperrung in das 
Untersuchungsgefängnis unmittelbar nach soeben begangener Tat eine 
günstige Wirkung haben kann; auch auf die Umgebung kann, wenn diese 
an einer Reihe strafbarer Handlungen teilnahm, die plötzliche Verhaftung 
von einer Anzahl Rädelsführer eine gute Wirkung ausüben. Jedoch darf 
diese gute Wirkung, welche die Untersuchungshaft sowohl auf den Be¬ 
schuldigten selber als auch auf seine Umgebung haben kann, als solche 
nach unserem geltenden Recht nicht als ein Grund für die Verhängung 
der Untersuchungshaft angesehen werden. Die Abschreckung der Um¬ 
gebung ist nicht wichtiger Grund für die Sicherheit der Gemeinschaft. 
So auch das Landgericht Almelo: Urteil vom 14. November 1928 (Week- 
blad van het Recht Nr. 11923; Nederlandsche Jurisprudentie 1929, 1728), 
und der Hooge Raad 5 ): Urteil vom 10. Dezember 1928 (Weekblad van het 
Recht Nr. 11 944; Nederlandsche Jurisprudentie 1929, 1725).“ 

Zum Verständnis des letzten Teils dieser Ausführungen ist zu be¬ 
merken, daß nach Artikel 64 der niederländischen StPO, eine der Voraus¬ 
setzungen für die Beschließung der Untersuchungshaft ist das Vorliegen 
„eines wichtigen Grundes für die Sicherheit der Gemeinschaft, der die 
unverzügliche Freiheitsentziehung erforderlich macht“. Doch ist dem 
niederländischen Strafprozeß der Rechtsgedanke immanent, daß niemand 
als schuldig anzusehen ist, bevor er verurteilt ist. Dieser Rechtsgedanke 
ist für das deutsche Strafprozeß recht durch Artikel 5 des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften des Strafverfahrens und des Gerichtsver¬ 
fassungsgesetzes vom 28. Juni 1935 (RGBl. I, 844) insoweit eingeschränkt 
worden, als beim Vorliegen dringender Verdachtsgründe „die Schwere der 
Tat und die durch sie hervorgerufene Erregung der Öffentlichkeit“ einen 
Grund für die Anordnung der Untersuchungshaft bilden. Hier beginnt 
also die Sühne der Tat bereits, bevor der Beschuldigte verurteilt ist. 

Leider enthält das Buch keinerlei Schlagwortverzeichnis. Andererseits 
wird dieser Mangel durch ein sehr sorgfältiges Gesetzesregister (S. 387 ff.) 
abgeschwächt, das eine wesentliche Erleichterung der Benutzung des 
Buches bedeutet. Auch das sehr eingehende, mehr als sechs Seiten um¬ 
fassende Inhaltsverzeichnis (S. IX ff.) bildet einen nicht zu unterschätzen¬ 
den Ausgleich für das Fehlen des Schlagwortverzeichnisses. 

Ich glaube, daß das Buch nicht nur für den Studenten von erheb¬ 
lichem Wert ist. Die klare, anregende, umfassende Darstellung, auch die 
zahlreichen Zusammenstellungen von Schrifttum und Rechtsprechung 
dürften auch für den Praktiker eine große Bedeutung haben. Besonders 
dankbar begrüßt der nicht niederländische Jurist, der sich mit dem nieder¬ 
ländischen Strafprozeß vertraut machen will, das Erscheinen des Buches. 
Er ersieht aus diesem Buche, welche prozeßrechtlichen Grundlagen die 
Bekämpfung des Verbrechertums in den Niederlanden hat. So bildet das 
Buch auch für den deutschen Rechtswahrer, der dem Rechtsleben anderer 
Völker sein Interesse zuwendet, ein willkommenes und sehr brauchbares 
Hilfsmittel. Dr. Meyer-Collings. 


5) Das ist das höchst« niederländische Gericht. 
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Zeitschriften 

Inland 

Kriminalistische Monatshefte, Berlin. Sonderbeilage zu den Heften VII 
bis IX — 1936. 


Die k r i m i n a 1 p o 1 i t i s c h e und d e m o g r a p h i s c h e Bedeu¬ 
tung der Abtreibung im Spiegel der Statistik von 
Dr. E. Roesner, Berlin. 

Gegenstand der Tat ist bei der Abtreibung die lebende, aber noch 
nicht zu selbständigem Leben befähigte Frucht im Mutterschoß. Darüber 
hinaus richtet sich in Wahrheit der Angriff des Täters mit gegen das Volk, 
das ein Anrecht auf das werdende Leben hat. Anders als in den ver¬ 
gangenen Zeiten rein individualistischen Denkens ist die Einstellung von 
Volk und Richter zu diesem Verbrechen. Bewußter ist uns der organische 
Zusammenhang des Einzelnen mit dem Volk geworden, das in ewiger Er¬ 
neuerung seines Lebens aus ferner Vergangenheit gekommen ist und in 
eine ebenso ferne Zeit wandert. Daher ist die Arbeit von Dr. Roesner, 
der das Thema erstmals für das Reichsgebiet behandelt, zur rechten Zeit 
erschienen, ist Rückschau in eine endgültig vergangene Episode des 
Schwindens des deutschen Volksgefühls und Ausblick in eine Zukunft neu 
erwachender, gesunder Lebensbejahung unseres Volkes. Die Dunkelziffer, 
das ist „die Spanne zwischen der Zahl der wirklich begangenen strafbaren 
Handlungen und der Zahl der gerichtlich abgeurteilten und damit allein 
statistisch erfaßbaren strafbaren Handlungen“ (Roesner) ist bei der Ab¬ 
treibung besonders groß. Daher bedurfte es der reichen Erfahrung und 
des wissenschaftlichen Feingefühls dieses hervorragenden Kriminal¬ 
statistikers, um ein Problem, bei dem auf den Gesamtumfang der Ab¬ 
treibungen von statistischen Teilerhebungen aus geschlossen werden muß, 
in seiner ganzen kriminalpolitischen Bedeutung und mit seinen verhängnis¬ 
vollen Folgen für das Volkstum aufzuzeigen. 

Die Abhandlung ist in zwei Abschnitte geteilt: Kriminalstatistik und 
Statistik der Fehlgeburten. Bei der ersteren wird das Abtreibungsproblem 
in kriminalätiologischer, kriminalsoziologischer und moralischer Beziehung 
betrachtet. Fünf Tabellen und drei Schaubilder geben aufschlußreiches 
Material gesammelt wieder. Das Ansteigen der Kriminalitätsziffer von 
0,60 im Jahre 1882 auf das Maximum von 15,20 im Jahre 1925 zeigt die 
bedrohliche Gefahr für das Leben des deutschen Volkes durch dieses Ver¬ 
brechen. Im Jahre 1933 war die Kriminalitätsziffer 7,58, also immer noch 
hoch, und bleibt etwa auf dieser Höhe bis Ende 1935. Die Ursache für 
dieses Gleichbleiben der Kriminalitätsziffer ist aber nicht ein Gleichbleiben 
der Gesamtzahl der kriminellen Aborte. Diese Gesamtzahl ist, wie Roesner 
überzeugend darlegt, gesunken. Die Verfolgungsintensität ist stärker, die 
Geburtenziffer ist 1934 gegenüber 1933 um 23 Prozent gestiegen, die Fehl¬ 
geburten haben ganz erheblich abgenommen. Gerade für die großstädtische 
Bevölkerung wird dies von Roesner an Hand einer von ihm auszugsweise 
wiedergegebenen Tabelle Burgdörfers über die Normalgeburten und Fehl¬ 
geburten bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin, von der wir nur 
drei Zahlen anführen, überzeugend nachgewiesen: 


Normalgeburten Fehlgeburten 
Jahr 1934/35 .... 20 966 4 056 


Jahr 1929 . 5 900 6100 

Juni 1936 . 1 907 279 


also Fehlgeburten 
19,3 „ 

103,4 Prozent 
14,63 „ 
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Unverkennbar beweisen diese Zahlen einen Umschwung. Im einzelnen be¬ 
handelt Roesner bei den Verbrechensursachen Anlage und Umwelt der 
Täter in Ausführungen über Geschlecht, Alter, Beruf, Staatsangehörigkeit, 
Vorstrafen der Täter, über Ort und Zeit der Tat, besonders interessant mit 
Schaubildem „Abtreibung und Jahreszeit“ sowie „Abtreibung und wirt¬ 
schaftliche Verhältnisse“. Bei Anwendung der monadologisch-zahlenmäßigen 
Methode Sauers und Setzung der Gesamtstärke der Kriminalitätsursachen 
mit 100 kommt Roesner hinsichtlich der Verbrechensursachen zu folgenden 
Gleichungszahlen: Umwelt = 60, Anlage = 35, freier Willensentschluß = 5. 
Einen Einblick in die Dunkelziffer ergibt der zweite Abschnitt, die Statistik 
der Fehlgeburten. Es wird dargelegt, wie stark hier die Schätzungen 
schwanken, nach Burgdörfer zwischen 300 000 und 1 Million, und auch, wie 
groß das Mißverhältnis zwischen Spontanaborten und kriminellen Aborten 
ist, so in der Schätzung des Anteils der vermutlich kriminellen Aborte von 
rund acht Zehntel aller beobachteten Fehlgeburten. Ebenso eindringlich 
sind die Zahlen der als Folge der Abtreibung eingetretenen Todesfälle 
(Berlin 1925/27: 74,1 Prozent Todesfälle an Kindbettfieber bei Fehl¬ 
geburten, verglichen mit der Gesamtzahl der Todesfälle an Kindbettfieber,) 
und die Zahlen des durch Krankheit, Invalidität und Sterilität herbeigeführ¬ 
ten Verlustes der Fruchtbarkeit als Folgeerscheinung des Aborts. Trotz 
des deutlichen Umschwungs bleibt hier eine große Aufgabe. Wenn Roesner 
in den Schlußworten seiner Abhandlung sagt, daß nach den bisherigen 
großen Erfolgen der nationalsozialistischen Verbrechensbekämpfung ein 
Erfolg auch auf diesen Gebieten nicht zweifelhaft sein könne, so ist er 
von seinem Blickfeld aus besonders berufen, uns in dieser Überzeugung 
zu stärken. Und wenn er von strengster Handhabung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen eine Senkung der Kriminalitätsziffer erwartet, so hat er 
recht. Am meisten dürfen wir erwarten von der Führung unseres Volkes 
aus den Irrwegen unechter individualistischer Selbstherrlichkeit des Ein¬ 
zelnen zum Verantwortungsbewußtsein gegenüber dem Volke und aus 
Verzweiflung und Not zu der freudigen Lebensbejahung des im Einklang 
mit der Natur lebenden Menschen. Den reichen Inhalt der Roesnerschen 
Abhandlung können wir nur andeuten. Die Arbeit ist überzeugend, ist 
wertvoll an sich und für die Behörden der Strafrechtspflege eine Erkennt¬ 
nisquelle für die Bekämpfung der Abtreibungskriminalität. 

Dr. Weissenrieder. 


Ausland 

Italien 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Direttore: Giovanni 
Novelli. Roma. 8. Jahrgang. Juli/August 1937. 

In dem einleitenden Originalartikel behandelt Professor E. P a t i n i, 
der nicht Jurist, sondern offenbar Psychiater ist, die „Kriminelle Gefähr¬ 
lichkeit und Gefährlichkeit der Geisteskrankheit und sonstiger geistiger 
Anomalie“. Der Untertitel des Aufsatzes lautet „Analogien und Ver¬ 
schiedenheiten zwischen den Justizirrenanstalten und den allgemeinen 
öffentlichen Irrenanstalten“. 

Patini spricht sich zunächst gegen die extremistisch-biologische 
Richtung der Kriminologie aus. Diese werde zu dem von ihm behandelten 
Fragenkreis vielleicht sagen, daß der Verbrecher immer ein Geisteskranker 
oder Geistesgestörter eigener Art sei, so daß die Gefährlichkeit des Ver- 
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brechers und die des Geisteskranken auf ein und dasselbe hinauslaufe; 
es handle sich lediglich um zufällige verschiedene Äußerungsformen ein 
und derselben Erscheinung. 

Der Verfasser geht von einer Unterscheidung der rechtsverletzenden 
Handlungen aus, je nachdem, ob mit ihnen die Absicht der Rechts¬ 
verletzung verbunden ist oder nicht, und unterscheidet so zwischen frei¬ 
williger und unfreiwilliger, absichtlicher und unabsichtlicher Gefährlich¬ 
keit. Die Geisteskrankheiten unterscheidet Patini für die Zwecke seines 
Aufsatzes in solche, mit denen ein Verlust des geistigen Bewußtseins ver¬ 
bunden und solche, bei denen dem Betroffenen das geistige Bewußtsein 
erhalten ist. Im ersteren Fall handle es sich um eine Gefährlichkeit des 
Zufalls, dessen blindes Instrument der Betroffene sei, seine Gefährlichkeit 
sei nur pseudokriminell. Ein solcher Geisteskranker sei im allgemeinen 
leicht zu halten. Sei der Betreffende früher kriminell gewesen, so pflege 
die ursprüngliche kriminelle Anlage unterzugehen. Die Geisteskrankheit 
mit mehr oder weniger erhaltenem Bewußtsein beraube in der Regel das 
„Ich“ der höheren Kräfte der Kontrolle, und zwar um so mehr, je stärker 
die ursprüngliche kriminelle Anlage gewesen und je größer der Grad des 
Bewußtseins noch sei, der das Wirksamwerden von Entschlüssen gestatte. 
Man müsse also unter diesen Geisteskranken einen Unterschied machen, 
je nachdem, ob sie vorher kriminell gewesen seien oder nicht. Bei Geistes¬ 
kranken mit erhalten gebliebenem Bewußtsein sei ein viel größerer Grad 
von Wachsamkeit erforderlich. 

Der Verfasser geht sodann auf die doppelte Organisation der 
psychiatrischen Anstalten in Italien ein, die allgemeinen öffentlichen 
Irrenanstalten und die Justizirrenanstalten. In den ersteren herrsche das 
System einer relativen Freiheit, die Grundsätze „open door“ und „no 
restraint“; für die Justizirrenanstalten paßten diese Grundsätze nicht. 

Was die Zuweisung in die eine oder andere Art der Irrenanstalten 
anlangt, schlägt Patini vor, daß die Geisteskranken mit Verlust des 
geistigen Bewußtseins, auch wenn sie vor ihrer geistigen Erkrankung 
kriminell gewesen seien, in die allgemeinen öffentlichen Irrenanstalten 
kommen sollten, da ihre kriminelle Gefährlichkeit untergegangen und 
durch die Gefährlichkeit des Zufalls ersetzt worden sei. Die Geisteskranken 
aber mit geistigem Bewußtsein, die vor ihrer Geisteskrankheit kriminell 
gewesen seien, gehörten in die Justizirrenanstalten. 

Patini stellt sich dann die Frage, ob die von ihm angeführten Gründe 
die Notwendigkeit besonderer Justizirrenanstalten unabweisbar forderten 
oder nicht. Es werde auch der Standpunkt vertreten, die Justizverwaltung 
solle sich an den Geisteskranken völlig desinteressieren. Man könne das 
Problem allerdings auch damit lösen, daß man besondere zivile Irrenhäuser 
einrichte, oder daß man in den allgemeinen öffentlichen Irrenanstalten 
besondere Abteilungen gründe, was zum Teil geschehen sei. Patini zieht 
aber die Einrichtung besonderer Justizirrenanstalten vor. 

Im nächsten Aufsatz spricht G. Sabatini, ordentlicher Professor 
des Strafrechts an der Universität in Catania, über „Die Personalität des 
Verbrechers nach Impallomeni“. Es handelt sich um den Abdruck eines 
Vortrags, den der Verfasser im April d. J. vor der Gesellschaft für 
Kriminalanthropologie und -Psychologie in Rom hielt anläßlich der 
30. Wiederkehr des Todestages von Impallomeni. Sabatini schildert zu¬ 
nächst kurz die Laufbahn Impallomenis, der zuerst als Staatsanwalt 
arbeitete, im Justizministerium in der Strafgesetzgebung tätig war und 
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dann Professor des Strafrechts wurde. Der Verfasser weist auf die 
wichtigsten Werke Impallomenis hin und stellt fest, daß diesem Juristen 
der erste Platz gebühre unter den Kriminalisten, die es an Stelle unfrucht¬ 
barer Erörterungen verstanden hätten, einen neuen juristischen Aufbau zu 
schaffen, der den menschlichen und sozialen Inhalt und die juristische 
Regelung der Kriminalität in Einklang gebracht habe. Der Verfasser 
erinnert sodann an die Feststellung Impallomenis, daß das biologische 
Studium des Verbrechers ein wertvolles Hilfsmittel dafür sei, aus Anlage 
und Umwelt die Ursachen zu erklären, die zum Verbrechen geführt haben. 
Sabatini betont besonders, daß das Neue an dem juristischen Denken 
Impallomenis vor allem darin liege, daß er die Gefährlichkeit des Ver¬ 
brechers zum leitenden Kriterium für die Strafrepression erhoben und daß 
er das Kriterium der Strafbarkeit in der ganzen psychischen Struktur des 
Verbrechers gesucht habe. 

Alsdann behandelt Professor G. Lombardi, Rechtsanwalt in 
Neapel, das Problem „Anthropologie und Soziologie in der Erforschung 
der Ursachen des Verbrechens“. Nachdem der Verfasser die Geschichte 
der allgemeinen und der kriminellen Anthropologie dargelegt hat, über¬ 
prüft er die Theorie Lombrosos und Ferris, die neuen Theorien der 
verbrecherischen Anlage und die anderen Theorien mit biologischem 
Charakter. Diesen Theorien stellt er seine Auffassung über die sozialen 
Ursachen des Verbrechens entgegen. Der Verfasser legt die Anschauung 
einer integralen Soziologie dar, die auf der Psychologie der sozialen 
Gesamtheit und nicht der des Individuums beruht. Die Kriminalität sei 
das Produkt des Milieueinflusses wie der erblichen Paläopsyche. 

Aus dem Teil „Gesetzgebung und Kongresse“ verdient hervorgehoben 
zu werden ein Bericht über eine große nationale Ausstellung in Rom über 
die Ferienkolonien und das Jugendhilfswerk. Die von der faschistischen 
Partei organisierte Ausstellung ist am 20. Juni 1937 eröffnet worden. Sie 
soll die Bemühungen des Faschismus für die Jugendlichen in körperlicher, 
geistiger und moralischer Hinsicht zeigen. Von den etwa zehn großen 
Ausstellungszelten befaßt sich das fünfte mit der Aufgabe der Wieder¬ 
gewinnung gestrauchelter Jugendlicher. Es wird dargestellt, wie das 
italienische Jugendgerichtsgesetz vom 20. Juli 1934 verwirklicht wird, wie 
die für Jugendliche bestimmten Besserungs- und Erziehungsanstalten 
organisiert und ausgestattet sind, und was für die in der Gefangenschaft 
geborenen Kinder getan wird. Bemerkt sei, daß zu der uns hier inter¬ 
essierenden fünften Abteilung der Ausstellung die Generaldirektion der 
italienischen Straf- und Sicherungsanstalten im italienischen Justiz¬ 
ministerium eine mit zahlreichen Bildern ausgestattete Schrift heraus¬ 
gegeben hat. Diese übermittelt einen lebendigen Eindruck von der Aus¬ 
stellung und davon, wie sehr man sich in Italien bemüht, die gestrauchelten 
Jugendlichen wieder in die Gemeinschaft des Volkes zurückzuführen.. 

In dem Teil der Zeitschrift über die „Rechtslehre“ bringt Rechts¬ 
anwalt G. Leone, der an der Universität Messina tätig ist, eine Abhand¬ 
lung „Über die Annahme von Strafurteilen“. Dr. Dallinger. 
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Gruß an die deutsche Ostmark 

„Deutsch-Österreich muß wieder zurück zum großen 
deutschen Mutterlande . . . Gleiches Blut gehört in ein gemein¬ 
sames Reich.“ Mit heißem Herzen hat der Führer, als er in 
der Festungshaft in Landsberg am Lech Gründe, Zweck und 
Ziel seines Kampfes für das deutsche Volk niederschrieb, in 
diesen Worten klarer und fordernder Bestimmtheit das Sehnen 
seiner Heimat zum Anschluß an das Reich des deutschen 
Volkes ausgedrückt. 

Dieses Sehnen ist nun Erfüllung geworden. Die älteste 
Ostmark des Deutschen Reiches steht als jüngstes Bollwerk der 
deutschen Nation unter den stolzen, jubelnden Fahnen des groß¬ 
deutschen Volksreiches. 

Mit treugelobendem Dank an den Führer grüßt das deutsche 
Volk seine Brüder und Schwestern in Deutsch-Österreich. Mit 
Freude und Stolz begrüßen auch unsere Blätter ihre Freunde 
in der deutschen Ostmark. Seit den Jahren seiner Gründung 
hat der Verein der Deutschen Strafanstaltsbeamten, unsere 
jetzige Deutsche Gesellschaft für Gefängniskunde, Berufskame¬ 
raden und Freunde aus den deutschen Gauen Österreichs zu den 
Seinen rechnen dürfen. Auch die schweren Jahre nach dem 
Zusammenbruch 1918 haben diese Treue nicht erschüttern 
können. In herzlicher Kameradschaft grüßen wir sie und alle, 
die aus Beruf und Neigung an der Arbeit, deren Förderung 
unsere Blätter für Gefängniskunde dienen, Anteil nehmen. 

Berlin, im März 1938. 

Heil Hitler! 

Die Schriftleitung 
der Blätter für Gefängniskunde 

Dr. Walter Strube Dr. Edgar Schmidt 
Dr. Hans Eichler 
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Zur Sicherungsverwahrung 

von Regierungsrat Hansgeorg Hildebrandt, Brandenburg (Havel)- 
Görden 

Die seit 1937 besonders häufig eingeleiteten Prüfungsverfahren, ob 
nach Ablauf von drei Jahren der Zweck der Sicherungsverwahrung erreicht 
sei und der als gefährlicher Gewohnheitsverbecher Verurteilte nunmehr 
entlassen werden könne, stellen an den Strafvollzugsbeamten große An¬ 
sprüche. Die Antwort auf diese schwerwiegende Frage erfordert Ver¬ 
antwortungsgefühl der Volksgemeinschaft gegenüber, aber auch gegen¬ 
über dem einzelnen, in dessen Geschick um der Allgemeinheit willen so 
einschneidend eingegriffen wird. Der Strafvollzugsbeamte hat die Ent¬ 
scheidung nur vorzubereiten, hat aber an ihr, weil er den Verwahrten 
kennt und allein die Wirkungen des Vollzugs beobachten kann, maß¬ 
geblichen Anteil. Zu dieser Entscheidung ist genaue Kenntnis des Ver¬ 
brechers selbst erforderlich (I). Es bedarf ferner einer dem Wesen der Siche¬ 
rungsverwahrung entsprechenden Ausgestaltung ihres Vollzugs und 
genauer Kenntnis der Wirkungsmöglichkeiten (II). Es muß schließlich die 
Wirkung des Vollzugs auf den Verwahrten erkannt und für jeden ein¬ 
zelnen nach Beurteilung aller für ihn entscheidenden inneren und äußeren 
Umstände das Maß der Freiheit festgesetzt werden, das er verdient und 
ertragen kann (III). 

I. 

Um eine Gewähr zu schaffen, daß die Sicherungsverwahrung nur die¬ 
jenigen trifft und nur gegen diejenigen aufrecht erhalten bleibt, gegen die 
sie gerichtet ist, bedarf es einer möglichst klaren Erkenntnis, welche 
Verbrecher zum Kreise der gefährlichen Gewohnheitsverbrecher gehören. 
Das Gesetz hat sich mit der Kennzeichnung begnügt und überläßt es der 
kriminalbiologischen Forschung, die Zugehörigkeit zum Typus des gefähr¬ 
lichen Gewohnheitsverbrechers näher zu bestimmen. Voraussetzung ist 
zunächst ein psychologisches Merkmal. 

Um die allgemeine Stellung des Verbrechers und seine Eigenart 
kennenzulernen, dürfen wir davon ausgehen, daß wie in jeder kleineren so 
auch in der Volksgemeinschaft einer großen mittleren Breite lebens¬ 
tüchtiger Menschen auf der einen Seite eine überdurchschnittliche Schicht 
führender Menschen und auf der anderen Seite eine andere Schicht lebens¬ 
untüchtiger, unterwertiger Menschen angegliedert ist. Uns gehen die An¬ 
gehörigen dieser letzten Schicht hier nur soweit an, als sie durch Ver¬ 
letzung des Strafgesetzes die äußerste Schranke überschritten haben und 
damit straffällig geworden sind. Die Sicherungsverwahrung (SV.) wird 
sich nun entsprechend ihrem ganzen Charakter nicht gegen jeden Straf¬ 
fälligen i}nd damit irgendwie Gefährlichen richten können, sondern wird 
eine erhebliche Verletzung der durch das Strafgesetz geschützten Rechts¬ 
ordnung voraussetzen. Abzugrenzen sind daher diejenigen Täter, die sich 
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wohl strafbar gemacht haben, bei denen aber die Tat nicht auf einen erheb¬ 
lichen Grad der Gefährlichkeit schließen läßt. Es handelt sich hier um die 
von Stumpfl herausgearbeiteten Typen der Konfliktsverbrecher, die einer 
besonders schwierigen Lage ihres Lebens nicht Herr geworden sind und 
deshalb einmal eine Straftat begangen haben, und der Frühkriminellen, bei 
denen das Straffälligwerden Ausdruck einer Entwicklungsschwierigkeit ist, 
die mit deren natürlichen Reife von selbst abklingt. Das Verbrechertum, 
von dem eine ständige erhebliche Gefährdung droht, ist, wenn wdr von dem 
pathologischen und dem süchtigen Verbrecher absehen, gekennzeichnet 
durch zwei Erscheinungsformen der Kriminalität: Frühkriminalität und 
Dauerkriminalität. Dabei ist diese Verbindung selbst nicht notwendige Vor¬ 
aussetzung, es wäre vielmehr der wissenschaftlichen Forschung schon bei 
der Untersuchung etwa eines jungen, erstmaligen Verbrechers möglich, zu 
unterscheiden, ob eine Pubertäts- oder eine anlagemäßige und damit 
dauernde Kriminalität vorliegt. Diese anlagemäßigen Tätertypen sind nicht 
wie die juristischen Tattypen ein für allemal starr und fest umschrieben, 
sondern stehen in schillernden und fließenden Übergängen zueinander. 1 ) 
Sie nähern sich von der Breite der Gesunden her gewiß der weiten Zone, 
die oft kaum merkbar zum Gebiet des Pathologischen übergeht, aber sie 
sind doch noch von ihm getrennt. Da es sich nämlich immer um Täter 
handelt, die strafbare Handlungen begangen haben und deshalb bestraft 
worden sind, so müssen sie im Besitz der Verstandes- und gefühlsmäßigen 
Kräfte sein, die Tat und Täter miteinander verknüpfen. Selbst bei den 
vermindert Zurechnungsfähigen — jener Gruppe, die sowohl von der 
Sicherungs- wie von der Heil- und Pflegeanstalt erfaßt werden kann — 
handelt es sich gerade um solche Verbrecher, bei denen der Richter eine 
Strafe verhängt hat, weil er diesen Verbrechern, wenn überhaupt, nur durch 
eine strenge Bestrafung beikommen zu können glaubte. Zahlreich sind die 
Versuche, diese Gruppe der anlagemäßigen Verbrecher weiter zu unter¬ 
teilen; sie bewegen sich zwischen zwei Polen: der Unterscheidung zwischen 
dem bewußt und aktiv antisozialen, der sich am meisten den geistig Gesun¬ 
den, und dem willensschwachen, stets entgleisungsbereiten Verbrecher, der 
sich am meisten den vermindert Zurechnungsfähigen angliedert. War bei 
den pathologischen und süchtigen Verbrechern die Ursache des Verbrechens 
zum Einteilungsgrund genommen, so bedeuten die Straftaten, die den 
Dauerverbrecher kennzeichnen, hier nur ein Symptom, das auf eine anlage¬ 
mäßige Entartung hinweist. Suchen wir auch für diese Verbrecher aus 
Neigung oder Schwäche nach einer Ursache ihrer Kriminalität, so ist sie 
— nach Lange -) — im Fehlen jeder tiefverankerten Stetigkeits¬ 
komponente, im Fehlen fester Gesinnungen begründet, die die einzelnen 
an den Menschen herantretenden Antriebe gleichsam abfiltem und bei der 
Bildung von Motiven wirksam werden. Unruhe und Unstetigkeit kenn¬ 
zeichnen also den Dauerverbrecher. Bemerkt mag werden, daß es sich 
hier um den jeweiligen Zustand der Anlage handelt, der von den Einflüssen 
einer notwendigen Umwelt nicht zu trennen ist; daß also auch bei starker 
Betonung des Anlagefaktors sich bei dem engen Geflecht von Anlage und 
Umwelt nicht auseinanderrechnen läßt, wie weit im einzelnen Fall die in 
der Anlage liegenden Fähigkeiten und Möglichkeiten von Umweltteilen 
hervorgerufen oder unterdrückt sind. Die einzelnen Faktoren dieser inneren 
Unstetigkeit, die eine Prognose auf Rückfall wahrscheinlich machen, sind 

1) Vgl. Ernst Beling, Verbrechenstypen und Verbrechertypen, Zeltschr. Krim. Psych. 
1933, S. 449. 

2) Lange-Exner, Bemerkungen zu Stumpfl: Erbanlage und Verbrechen, Zeltschr. 
Krim. PBych. 1936, S. 319 ff. (333). 
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— besonders von Schiedt — gleichsam aus einem typischen Lebenslauf des 
Verbrechers herausgelesen worden. Sie deuten hin auf ein Versagen von 
früher Jugend an, auf das Fehlen jeder Bindung und das Fehlen von 
Werten und Hemmungen. Sie haben ihren Grund außer in dem Mangel an 
Beziehung zur Gemeinschaft sehr oft in einer moralischen Unansprech- 
barkeit. • 

Das psychologische Merkmal der Haltlosigkeit allein ist, wie wir 
bereits sahen, nicht zum Kennzeichen des Typus des gefährlichen Gewohn¬ 
heitsverbrechers erhoben worden. Die Artung des Verbrechers ist verknüpft 
mit der tatsächlichen Begehung von Straftaten; sie ist entscheidend erst, 
wenn sie in mehreren erheblichen Straftaten ihren Ausdruck gefunden hat. 

Mit dem Erfordernis schließlich, daß die Gesamtwürdigung die Ge¬ 
fährlichkeit des Gewohnheitsverbrechers ergeben und daß die Verhängung 
der SV. im Interesse der öffentlichen Sicherheit notwendig sein müsse, 
kommt eine neue Blickrichtung in die Prüfung hinein. Auf Grund der 
kriminellen Vorgeschichte und nach Berücksichtigung aller inneren und 
äußeren Umstände ergibt sich zunächst die Diagnose, daß es sich auf 
Grund der Artung um einen gefährlichen Gewohnheitsverbrecher handelt; 
gefordert wird weiter die Prognose, daß der Gewohnheitsverbrecher auch 
weiterhin eine erhebliche weitere kriminelle Gefährdung darstellen wird. 
Diese Prognose, besonders für den Zeitpunkt nach der Strafverbüßung, ist 
schwer, sie ist fast unmöglich, da es nach Exner keine schlechthin anti¬ 
sozialen Charaktereigenschaften und damit Charaktertypen gibt. Wesent¬ 
lich ist allein das Symptom des Rückfalls. Mezger formuliert daher die 
Frage nicht dahin, unter welchen Voraussetzungen ein Mensch kriminell 
gefährlich sei, sondern fragt: Gefahren welcher Art drohen von einem vor¬ 
aussichtlich auch künftig kriminellen Menschen? Es entscheidet also nicht 
die kaum zu beantwortende Frage, o b der Verbrecher künftig kriminell 
werden wird. Die Frage, w i e er gefährlich sei, ist dagegen auf Grund 
seines bisherigen Verhaltens zu beantworten: Die Gefahr, die von ihm 
ausgeht, ist um so größer, je mehr seine Straftaten Ausdruck der anlage¬ 
mäßigen Entartung sind. 

II. 

Der als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher Verurteilte wird, nach¬ 
dem er durch die Verbüßung der Freiheitsstrafe seine Tat gesühnt hat, 
in Sicherungsverwahrung genommen. Im Strafrecht stehen sich Strafe und 
Sicherungsverwahrung als Maßnahmen verschiedenen Inhalts gegenüber. 
Ihr Unterschied wird darin gesehen, daß die Strafe wegen einer schuldhaft 
begangenen Einzeltat um der Sühne und Vergeltung willen verhängt ist, 
daß die SV. aber um eines rein objektiv feststellbaren Zustandes des Ver¬ 
brechers zum Schutz der Volksgemeinschaft als reine Sicherungsmaß¬ 
nahme erfolge. 

Schuld ist die mit einem Unwerturteil verbundene Verknüpfung mit 
einer bestimmten Einzeltat, ohne daß hierbei vom reinen Vergeltungs¬ 
standpunkt aus die Eigenschaft des Täters berücksichtigt wird. Gefährlich¬ 
keit 3 ) dagegen hat mit der Verantwortlichkeit, der Schuld und der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit des Täters nichts zu tun. Schuld und Gefährlichkeit 
sind aber keine reinen Gegensätze. Mit Recht begnügt man sich bei der 
Festsetzung des Schuldinhalts nicht mit einer bloßen Beziehung des Täters 
zur Tat, sondern bezieht Schuld auch auf den Gesamtzustand des Täters 


3) Hierzu: Mezger, Mon. Krim. Peych. 1923, S- 135 (T. (156 ff.); Lehrbuch 1933, 
S. 247 f. 
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und spricht von einer sogenannten Charakterschuld, bei der die Tat nur ein 
Symptom sei für den Zustand des Täters. Aber auch vom Vergeltungs¬ 
standpunkt aus gibt man zu, daß mittelbare Beziehungen zum Charakter 
des Täters beständen und spricht von charakterologischen Schuldbestand¬ 
teilen. 

Die Schwierigkeit, die darin besteht, daß die Gefährlichkeit einmal 
in § 20 a StGB. Merkmal erhöhter Schuld und somit Grundlage verschärfter 
Strafe, zugleich aber in § 42 e StGB, wesentliche Voraussetzung zur Ver¬ 
hängung der SV. ist, kann vielleicht durch eine verschiedene Auslegung in 
beiden Bestimmungen vermieden werden. Hiernach ist die Gefährlichkeit 
in § 20 a StGB, lediglich Kennzeichen einer besonders gefährlichen, gemein¬ 
schaftsfeindlichen Gesinnung 4 ). 

Diese rein theoretischen Fragen können zu praktischen Fragen 
werden, sobald aus dem scheinbaren Gegensatz zwischen Schuld und Ge¬ 
fährlichkeit auch eine völlige Verschiedenheit zwischen Strafe und SV. 
gefolgert werden soll. In der Praxis des Vollzuges haben diese Unter¬ 
schiede allein deshalb keine Geltung, weil die Strafe wohl vom Gesetz her 
reine Vergeltung, im Vollzüge aber keine Vergeltungsstrafe ist. Die strenge 
Gegenüberstellung erfolgt also nicht zu recht. Es soll aus den gemein¬ 
samen und verschiedenen Elementen im Vollzüge von Strafe und SV. dar¬ 
getan werden, daß auf der anderen Seite SV. nicht reine Verwahrung ist 
und nicht sein darf. 

Es erschöpft sich die Strafe nicht im Vergeltungszwecke, sondern sie 
hat den Zweck, künftige Verbrechen zu verhüten, längst in sich auf¬ 
genommen. Die Strafe legt nicht nur dem einzelnen um eines gerechten 
Ausgleichs willen ein Opfer auf, sondern sie faßt ihn auch als Teil der 
Volksgemeinschaft und sucht ihn wieder einzugliedem; sie wendet sich 
schließlich an die Volksgemeinschaft selbst, um, da die Strafdrohung hier 
versagt hat, mit dem Vollzüge der angedrohten Strafe eine weitere letzte 
Warnung an den Dritten zu richten. Gemeinsam ist dem Vollzug der 
Strafe und dem Vollzug der SV. zunächst die Gewöhnung an Zucht und 
Ordnung, eine mit Arbeitszwang verbundene Freiheitsentziehung und 
unbedingte Sicherheit der Verwahrung. Die SV. ist also im Vollzüge 
wesentlich der Strafe angenähert und damit eine Form der Haft im 
weitesten Sinn. Es mag, ehe das Unterscheidende bestimmt wird, untersucht 
werden, was eine solche Haft überhaupt leisten kann und leisten soll. 

Haft in diesem Sinne ist Umwelt und zwar verordnete Umwelt; sie 
ist seelische und körperliche Einwirkung und wird als Übel empfunden. 
Es ist dabei gleichgültig, ob sie verhängt ist, weil sie ein Übel ist und 
sein soll, oder ob sie notwendig wurde, obwohl sie ein Übel ist. Haft 
in dieser Form ist ein Versuch dahin, ob der Verurteilte, der in seiner 
bisherigen Umwelt versagt hat, überhaupt noch positiv reagieren kann. 
Zu diesem Zweck wird auf den Verurteilten gleichsam in zwei Kreisen ein¬ 
gewirkt. Es wird zunächst mehr von außen her durch den Zwang zur 
Ordnung und Unterordnung ein Verhalten erwirkt, das Ansätze zu einer 
inneren Haltung in sich bergen kann. Es wird ferner durch das Heran¬ 
tragen von Wertvorstellungen in Unterricht und Seelsorge und durch eine 
persönliche Beziehung, soweit sie möglich ist, der Versuch einer inneren 
Einwirkung gemacht. In der Mitte etwa steht die Arbeit, die eine Ord¬ 
nungsübung ist und zugleich im Erlebnis werteschaffender Arbeit ein 
Werterlebnis werden kann. 

4) Rietisch, Deutsche Justiz 1938, Heft 6, S. 183. 
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Die positive Reaktion, auf die der Versuch zielt, kann nur in einer 
inneren Umstellung gesehen werden. Ohne innere Bindung an sittliche 
Werte ist ein wirksames, Verbrechen verhütendes Motiv nicht zu erwarten. 
Freilich wird, da der Verbrecher auf höhere Werte meist nicht ansprechen 
kann, eine innere Hemmung aus Scheu vor dem abermaligen Erleiden des 
Übels oft genügen müssen. 

Sind diese Formen der Verwahrung und Einwirkung beiden Maß¬ 
nahmen, der Sicherungsverwahrung und Strafe, gemeinsam, so besteht der 
einzige Unterschied darin, daß beim Vollzüge der SV. der Vergeltungs¬ 
gedanke fehlt. Dieser Vergeltungsgedanke besteht nun auch bei der Strafe 
nicht in der Zufügung einer besonderen Pein, es liegt vielmehr darin der 
Befehl, die Aufgaben des Strafvollzuges gerecht und unerbittlich durch¬ 
zuführen. Der Vergeltungsgedanke wirkt also nicht als endgültig be¬ 
stimmendes, sondern als grundlegend regulierendes Prinzip 5 ) im Straf¬ 
vollzüge wie in der Strafgesetzgebung und der richterlichen Straf¬ 
zumessung. Die Vergeltung setzt die obere Grenze fest, damit nicht un¬ 
verdiente Härte, und die untere Grenze, damit nicht Verzicht auf Strafe 
eintritt. Zwischen beiden liegt ein breiter Raum. Dieser Raum deckt sich, 
da Vergeltung und Generalprävention feststehende Strafzwecke sind, mit 
dem Gebiet der veränderlichen Spezialprävention. SV. wird geradezu dort 
notwendig, wo die konstanten Strafzwecke eine genügende Individuali¬ 
sierung nicht zulassen, wenn sich auch hierin ihr Inhalt nicht erschöpft. 
Die Spezialprävention nun umfaßt die verschiedenen Formen der Ein¬ 
wirkung auf den Verurteilten von der Besserung durch innere Einwirkung 
über die Abschreckung durch die mehr äußere Einwirkung bis zur Unschäd¬ 
lichmachung, die sich in reiner Verwahrung erschöpft. Ist nun Vergeltung 
das eigentümlich regulierende Prinzip der Strafe, so wird bei der Behand¬ 
lung der Strafgefangenen bei Fragen der Vergünstigungen und des Um¬ 
fanges innerer Einwirkungen die obere Grenze, eben da die Strafe Sühne 
und Vergeltung ist, leicht erreicht sein. Dieses Vergeltungsprinzip fehlt 
bei der SV. An seine Stelle tritt das Ziel unbedingter Sicherheit der Ver¬ 
wahrung und der Verhütung des Entweichens, das unter Berücksichtigung 
der besonderen Gefährlichkeit des Verurteilten rücksichtslos durchzuführen 
ist. Das bedeutet, daß zwar die untere Grenze, die etwa durch das not¬ 
wendige Maß von Zucht und Ordnung gekennzeichnet ist, auch hier un¬ 
bedingt gewahrt werden muß, daß aber die obere Grenze hinausgerückt 
werden kann bis dahin, wo die Sicherheit ein Halt gebietet. Die SV. ist 
also der Zuchthausstrafe anzunähern, läßt aber für eine individuelle Be¬ 
handlung der SV. Raum, soweit sie mit dem Ziele der Sicherheit ver¬ 
einbar ist. 

Diese notwendige Annäherung von Strafe und Sicherheitsverwahrung 
im Vollzüge ist nicht unrichtig und nicht unrecht. Es sind lediglich dog¬ 
matische Hemmungen, die dagegen sprechen könnten. Das Leben ist, wie 
die Aufnahme auch anderer Funktionen in die vom Gesetz her reine Vergel¬ 
tungsstrafe zeigt, stärker. Eingewandt ist vor allem, daß der Sicherungsver¬ 
wahrte zweimal büße, einmal für das, was er getan habe, und dann für das, 
was er sei (Kohlrausch); es ist ferner in bitterem Scherz bemerkt worden, der 
Übergang von der Strafe zur SV. bedeute Verlegung von dem Ost- in den 
Westflügel (Graf zu Dohna). Richtig ist, daß der Täter für das Symptom 
seiner anlagemäßigen Entartung, die Straftat, bestraft wird, daß er um 
dieser Anlage willen als der Ursache seiner strafbaren Handlung in 


6) Hierzu und im folg. v. Hippel, Dtsch. Strafrecht, I. Bd. 1025, S. 499 f. 
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Sicherungsverwahrung genommen wird. Richtig ist auch, daß Strafe wie 
SV. beide ein Übel darstellen und als solches empfunden werden. Das Opfer 
der Freiheitsentziehung und aller damit verbundenen körperlichen und 
seelischen Einwirkungen ist dem Täter aber bei der Strafe auferlegt, weil 
es ein Übel ist, bei der SV. aber, obwohl es ein Übel ist. c ) Hier ist das 
Übel nicht der Zweck, aber es ist unvermeidlich. Die SV. erfüllt also als 
Behandlung des wegen eines Delikts Verurteilten rein tatsächlich auch 
Aufgaben der Vergeltung und der Generalprävention (von Hippel), so wie 
die Strafe, die auf reiner Vergeltung und auf dem Gedanken der General¬ 
prävention beruht, zugleich Aufgaben der Spezialprävention erfüllt. Die 
Trennung zwischen Strafe und SV. ist aufrechterhalten um der Strafe 
willen, damit diese nicht durch zu starke Ausrichtung nach der Ver¬ 
brechensverhütung hin ihren Charakter verliert und aufhört, eine gerechte 
Vergeltung für die bestimmte Tat zu sein, für die sie verhängt wird. Um¬ 
gekehrt steht nichts im Wege, die SV. der Strafe anzugleichen. In ihren 
praktischen Wirkungen sind beide Maßnahmen gleich einzuschätzen. Sie 
sind es dann, wenn die sichernden Maßnahmen im Strafrecht verwendet 
werden, wenn sichernde Maßnahmen an Begehung strafbarer Handlungen 
geknüpft werden. 6 7 ) Gegenüber stehen sich nur reine Vergeltungsstrafe 
und reine sichernde Maßnahmen. Innerhalb des beiden gemeinsamen Ge¬ 
bietes sind sie zwei sich schneidenden Kreisen vergleichbar. 

Eine besondere Stellung nehmen die Zuchthausgefangenen ein, die 
anschließend zur Sicherungsverwahrung verurteilt sind. Die obligatorische 
Verbindung der Strafschärfung nach § 20 a StGB, mit der Verhängung 
der SV. nach § 42 e StGB, enthält insoweit einen Widerspruch in sich, als 
die Strafschärfung einen letzten Versuch darstellt, den Verbrecher vom 
Wege des gewohnheitsmäßigen Verbrechens noch einmal zurückzuhalten. 
Die Verhängung der SV. dagegen setzt die Erkenntnis voraus, daß der 
Verurteilte durch Strafverbüßung nicht mehr angreifbar sei, und bedeutet 
deshalb den Verzicht, der Zahl der vergeblich verhängten Freiheitsstrafen 
eine weitere anzufügen. 

Werden nun beide Möglichkeiten miteinander verbunden, so erscheint 
die Verbüßung der Strafe nicht angebracht, sobald es sich um einen 
Gewohnheitsverbrecher handelt, der wahrscheinlich zu denjenigen gehört, 
die dauernd verwahrt werden müssen. Umgekehrt bedarf es schon während 
der Strafverbüßung einer genauen Beobachtung derer, die günstiger zu 
beurteilen sind, damit hier nach Verbüßung der Strafe ein klares Urteil 
abgegeben werden kann. Aus diesem Grunde empfiehlt es sich, die künf¬ 
tigen Sicherungsverwahrten mit den bereits Verurteilten zusammen, viel¬ 
leicht in einer besonderen Abteilung der Sicherungsanstalt, unterzubringen. 

Zu prüfen wird auch mit von Hippel in solchen Fällen sein, ob nicht 
die Vollstreckung der Strafe ganz oder teilweise fortfallen kann, wenn die 
Verurteilung zur Strafe mit dem Vollzüge der SV. als ein dem Vergeltungs¬ 
gedanken und der Generalprävention genügendes Übel für die Tat erscheint. 

III. 

Bei der Frage, welche Sicherungsverwahrten noch entlassen werden 
können, müssen wir davon ausgehen, daß der eigentliche gefährliche Ge¬ 
wohnheitsverbrecher ein anlagemäßig Entarteter ist, auf den meist zahl¬ 
reiche Strafen nicht bessernd einwirken konnten, und daß die SV. ein 


6) v. Hippel, a. a. O. S. 527, Anm. X ; Birkmeyer. Strafe und sichernde Maß¬ 
nahme, 1906, S. 15. 

7) Mezger, Lehrbuch, § 76 ; v. Hippel a. a. O.; Liszt-Schmidt, Lehrbuch 1927, S. 349 f. 
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Kampfmittel ist, das die Allgemeinheit vor weiteren Rückfällen schützen 
soll. SV. ist, sahen wir, eine besondere Form verordneter Umwelt. Die 
Prüfung der Entlassung stellt sich also als die Frage dar, ob diese Umwelt 
überhaupt und wie sie auf diese anlagemäßig Entarteten wirken kann. Es 
gelten hierfür zwei von Exner auf gestellte Gesetze: 

1. Was aus der Anlage wird, hängt — innerhalb des durch die Anlage 

gegebenen Spielraums — von der Umwelt ab. 

2. Wie die Umwelt auf den Menschen wirkt, hängt — innerhalb des 

durch den äußeren Sachverhalt gegebenen Spielraums — von der 

Anlage ab. 

Die SV. bietet, wie wir sahen, die Möglichkeit, den einzelnen in einem 
mehr äußeren Kreise und durch eine mehr innere, persönliche Einwirkung 
zu erfassen. Diese zahlreichen Möglichkeiten: Gewöhnung an Zucht und 
Ordnung, Sauberkeit, Haltung und Arbeit, das Darbieten von Wertvorstel¬ 
lungen durch Bücherei, Unterricht, Seelsorge und persönliche Einwirkung 
gilt es, um den Vollzug dynamisch zu gestalten, nun wirklich auf den 
einzelnen zu konzentrieren, nicht nebeneinander beziehungslos stehen zu 
lassen. Ist der Gewohnheitsverbrecher ein Verbrecher, der weniger durch 
äußere Anreize als durch innere Antriebe zum Verbrechen gekommen ist, 
so scheint die Möglichkeit, auf ihn einzuwirken, gering zu sein. Sie ist 
es wohl auch, wenn wir es auf eine Entlassung in die völlige Freiheit 
abstellen. Es bleibt aber innerhalb der Anlage immer noch ein weiter 
Spielraum zwischen denen, bei denen Einflußmöglichkeiten noch bestehen, 
und denen, bei denen Umwelteinflüsse nicht mehr wirksam werden können. 

Diese Möglichkeit kann nicht dahingestellt bleiben, weil SV. aus¬ 
schließlich eine Maßnahme der Sicherung sei. Wir sahen, daß die SV. so 
wenig bloße Verwahrung ist, wie die Strafe bloße Vergeltung. Ein End¬ 
gültiges freilich liegt in der SV. Sie bedeutet, daß dem gefährlichen Ge¬ 
wohnheitsverbrecher die freie Entscheidung über die Gestaltung seiner 
Umwelt nicht mehr eingeräumt werden kann; daß diese Entscheidung in 
die Hand der Volksgemeinschaft gelegt ist. Unter diesem Zeichen aber 
muß die SV. lebendig gehalten werden, um dem Sicherungsverwahrten, 
bei dem es Sinn hat, den Platz zu bestimmen, an dem er noch das Seine 
für die Gemeinschaft leisten kann. Um diese Aufgaben durch Ausnützung 
aller Möglichkeiten, die uns der Vollzug der SV. bietet, verwirklichen zu 
können, müssen wir — die Voraussetzung jeden Strafvollzuges — den 
einzelnen Gefangenen kennen und hinsichtlich der Einwirkung auf ihn einen 
bestimmten Plan aufstellen. Das Kennenlernen des einzelnen Sicherungsver¬ 
wahrten umfaßt die genaue Kenntnis der Lebensgeschichte des Verurteilten, 
wie sie vorliegen wird, wenn erst alle Sicherungsverwahrten kriminalbiolo¬ 
gisch untersucht worden sind. Es umfaßt ferner das Verhalten des Sicherungs¬ 
verwahrten in der Anstalt. Hier ist daran zu denken, daß der Sicherungs¬ 
verwahrte geistig gesund ist und, wenn er zu den vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen gehört, gerade nicht in die Heilanstalt, sondern in das Zuchthaus 
und die Sicherungsanstalt gekommen ist, weil er der Einwirkung durch 
strenge Behandlung noch zugänglich erschien. Es gilt nun, aus den ver¬ 
schiedenen Situationen, in denen der Sicherungsverwahrte vor uns steht, 
ein Gesamtbild zu gewinnen. In seinem Verhalten bei Vorführung, Be¬ 
schwerden, Bestrafungen, bei der Arbeit, während des Unterrichts und der 
Seelsorge, im persönlichen Gespräch, bei der Zensur der Briefe usw. bietet 
uns der einzelne, mag er auch noch so bemüht sein, sich aus eigensüchtigen 
Gründen von der besten Seite zu zeigen, doch ein typisches Bild. Diese 
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Äußerungen und Verhaltensweisen, die gar nicht alle bewußt und gewollt 
sein können, gilt es zu werten und zu deuten und in eins zu bringen. Es 
muß unterschieden werden zwischen dem anstaltsmäßigen Verhalten und 
einer inneren Haltung, zwischen guter Führung und echtem Wohl¬ 
verhalten 8 ). 

Es kann eingewandt werden, warum dieser Versuch der Einwirkung 
hier wiederholt werden soll, obwohl er schon so oft vergeblich versucht 
worden ist. Es zeigen sich hier aber Tatsachen verschiedenster Art, die 
die Möglichkeiten eines gewissen Erfolges aufzeigen und den Versuch 
deshalb notwendig machen. 

Das Wirksame der SV. liegt darin, daß die Verurteilung auf unbe¬ 
stimmte Zeit in ihrer Wirkung etwas unerhört Neues darstellt. Es wird 
dem Verbrecher eindringlich nahe gebracht, daß die Gemeinschaft sich 
von ihm femhält, und daß es nun einzig und allein von ihm abhängt, was 
mit ihm geschieht. Sein Wille und seine Fähigkeit, an sich zu arbeiten, ent¬ 
scheiden über sein künftiges Geschick. Dieses Erlebnis hat den einzelnen 
mit aller Wucht getroffen. Es steht etwas Großes und Gewaltiges über 
ihm, das er bisher noch nicht gespürt hat und das — wo es überhaupt 
geschehen kann — eine innere Wandlung nie ganz unmöglich erscheinen 
läßt. Dies gleiche Gewicht wird auch bei den wenigen Fällen einer Ent¬ 
lassung in völlige Freiheit — wir schätzen sie auf 5 bis 10 v. H. — auf 
dem Entlassenen lasten, da er gewiß sein muß, auch bei geringem Ver¬ 
sagen in der Freiheit wieder und dann endgültig verwahrt zu werden. 

Eins muß eingeschaltet werden: über die Einwirkungsmöglichkeiten 
und über das Ziel, dem Sicherungsverwahrten das ihm erträgliche Maß 
von Freiheit zuzuteilen — über diese Arbeit zu reden, hat nur Sinn, wenn 
Erzieher vorhanden sind, Beamte also, die Verständnis und Zeit für eine 
tiefere Beurteilung der Gefangenen haben. Es muß dafür gesorgt werden, 
daß solche Beamte gefunden werden, und daß ihre dauernde Beschäftigung 
an diesem Platz gesichert wird. Möge die Umbenennung der Strafvollzugs¬ 
beamten in Verwaltungsbeamte nicht den Anschein erwecken, als ob die 
Verwaltung den Vorrang hätte vor dem Strafvollzug. Zur Ausbildung der 
Strafvollzugsbeamten und zur ständigen weiteren Schulung sei als Wunsch 
geäußert: etwas mehr Psychologie! 

Es kommt hinzu, daß wir die Sicherungsverwahrten nicht alle nach 
einem Maß messen dürfen. Es steht der Typ des gefährlichen Gewohnheits¬ 
verbrechers selbst nicht so fest Umrissen vor uns, daß wir annehmen dürf¬ 
ten, jeder zur SV. Verurteilte gehöre ihm jetzt und ein für alle Mal an. 
Es läßt ferner jede Erforschung einen verstandesmäßig nicht faßbaren Rest 
zurück, und wir müssen Raum lassen für Wirkungen, die wir nicht wägen 
und messen können. Zu unterscheiden sind besonders die noch nicht 
35 Jahre alten — hier in Brandenburg etwa 36 v. H. —, bei denen eine 
gewisse Nachreife noch zu erwarten ist. Zu berücksichtigen ist schließ¬ 
lich, daß der größte Teil der Sicherungsverwahrten nachträglich ver¬ 
urteilt worden ist und daher die geordneten Verhältnisse des neuen 
Reiches niemals erfahren hat. Einen weiteren Anreiz zur Auflockerung 
der SV. ergibt die Tatsache, daß bei der Mehrzahl der Willensschwächen 
nicht eine völlige Freilassung, sondern Zuteilung einer zugewogenen Frei¬ 
heit in und außerhalb der Anstalt erörtert wird, und schließlich die wichtige 
Tatsache, daß jede arbeitende Hand gebraucht wird, und daß es auch für 
die Gefangenen — z. B. Einsatz bei Emtearbeiten — wie für den Siche- 


8) Frans Weber, Die gute Führung der Gefangenen, in BI. f. Gk., <8. Bd., 2. Heft, S. 83. 



428 


rungsverwahrten — Beschäftigung etwa in den Moorlagern — Arbeitsmög¬ 
lichkeiten gibt, bei denen Mitarbeit im Interesse der Volksgemeinschaft 
wichtiger ist als die Beschäftigung nur hinter Anstaltsmauem. Aus dieser 
Möglichkeit erwächst die Pflicht im Interesse der Gemeinschaft, die auf 
den Einsatz aller Arbeitsfähigen ein Recht hat, wie auch in dem des 
Sicherungsverwahrten, der nicht mehr bestraft ist, sondern nur nicht mehr 
Herr seiner Freiheit ist, die Verwahrung beweglich zu halten und es den 
Verwahrten zu ermöglichen, ihr Schicksal selbst noch zu gestalten. Hieraus 
ergibt sich als Ziel: Die Grenzen der Unverbesserlichkeit und damit der 
völligen Freiheitsunfähigkeit möglichst einzuschränken, die der Besse¬ 
rungs- oder der Freiheitsfähigkeit nach Möglichkeit zu erweitern 9 ). 

Eins muß dabei auch dem Sicherungsverwahrten zugute gehalten 
werden: wie sehr auch die Fehlerhaftigkeit der Anlage überwiegen mag, 
für den Zustand der Anlage hat auch die jeweilige Umwelt beigetragen, und 
zu dieser Umwelt gehören die sozialen Verhältnisse und die Art des Straf¬ 
vollzuges der vergangenen Zeit. Wenn wir die Art des früheren Straf¬ 
vollzuges heute für verfehlt halten, so dürfen wir billigerweise den 
Mißerfolg solchen Vollzuges nicht allein dem Verurteilten zurechnen; wenn 
wir heute den Entlassenen in eine völlig geordnete Umwelt stellen können 
und für seine Überwachung in der Freiheit in besonderer Weise sorgen, 
so müssen wir uns dabei an die Zustände in früheren Zeiten erinnern. 

All diese Umstände lassen erkennen, daß die SV. eins nicht sein 
darf, bloße Verwahrung. Nicht alle Sicherungsverwahrten dürfen zu den 
völlig Hoffnungslosen gezählt werden. Die SV. darf kein Massengrab sein, 
sondern muß ein letzter und ständiger Versuch der Sichtung und Sonde¬ 
rung bleiben. Die SV. darf auf der anderen Seite nicht als Heim für 
sozial unbrauchbare Menschen angesehen werden, ihre Ausgestaltung nicht 
innerhalb von nur durch die Sicherheit gezogenen Grenzen den Menschen 
überlassen bleiben, die gerade durch ihren zeitlebens bewiesenen schwachen 
Willen gezeigt haben, daß sie ihr Leben allein nicht gestalten können. 

Der Beobachtung und Beurteilung der Sicherungsverwahrten, der 
Diagnose: „Gefährlicher Gewohnheitsverbrecher“, die dauernd zu über¬ 
prüfen sind, muß eine besondere Therapie entsprechen. Vorbild kann in 
gewissen Grenzen die Heil- und Pflegeanstalt insoweit sein, als auch 
sie nicht starre Grenzen zwischen diesen beiden Formen gezogen, 
sondern sie elastisch und durchlässig gehalten hat; als sie über 
den Begriff der Unheilbarkeit — etwa bei Paralyse und Schizophrenie — 
im Lauf der Zeit zu verschiedenen Ergebnissen gekommen ist. Es 
darf die gesamte SV. nicht dem festen Haus innerhalb der Heil- und 
Pflegeanstalt entsprechen, sondern das feste Haus muß bestimmt sein 
für den Rest der völlig Freiheitsunfähigen: der wirklich gefährlichen 
und derjenigen vermindert Zurechnungsfähigen, die sich der Grenze des 
pathologischen Verbrechers nähern und deren Gefährlichkeit nicht durch 
Alter oder Krankheit beseitigt ist. Allen anderen Sicherungsverwahrten 
muß aber das Maß von Freiheit zugewogen werden, das sie verdienen 
und das sie ertragen können. Empfiehlt es sich aus disziplinären Gründen 
auch nicht, die leichteren und die hoffnungsloseren Fälle innerhalb einer 
Anstalt räumlich zu trennen, so ist doch eine listenmäßige Sichtung notwen¬ 
wendige Voraussetzung für den Einsatz derSicherungsverwahrten zu freieren 
Arbeiten zunächst außerhalb der Anstalt selbst, dann außerhalb der Anstalts¬ 
mauem und schließlich auf entlegeneren Außenarbeitsstellen. Mit dieser Mög- 

®) v. Rohden, Gibt es unverbesserliche Verbrecher? Zeitschr. Krim. Psych, 1935, S. 74. 
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lichkeit der Sonderung sollte ohne weiteres begonnen werden. Weitere Mög¬ 
lichkeiten bieten sich dadurch, daß bei bedingten Entlassungen Auflagen 
dahin gemacht werden, daß der Sicherungsverwahrte sich eine bestimmte 
Zeitlang in einer Arbeiterkolonie oder in einem Arbeitshaus aufzuhalten 
hat. Der große Vorteil dieser Unterbringung ist — bei allen Bedenken, 
die man haben kann — der, daß sich der Sicherungsverwahrte hier bei 
zwangloser Zusammenarbeit mit harmloseren Kriminellen oder gar mit 
Nichtvorbestraften weit mehr bewähren kann, als das in der Strafanstalt 
bei noch so aufgelockertem Zwang geschehen kann. 

Für diejenigen aber, die einiftal entlassen werden können, müssen die 
Verhältnisse, in denen der Entlassene leben soll, sorgfältig geprüft werden. 
Diese Prüfung muß ein Teil der Entlassungsverhandlung, ihr Ergebnis 
samt den daraus folgenden Auflagen muß Gegenstand des Entlassungs¬ 
beschlusses sein. Mit der Schutzaufsicht dürfen nur geeignete Persönlich¬ 
keiten beauftragt werden, die mit Hilfe der Parteiorganisation in jedem 
einzelnen Fall vor der Entlassung gefunden werden müssen. Teil der 
Auflagen muß die Verpflichtung des Entlassenen sein, über sein Leben, 
seine Geschäftsführung usw. in regelmäßigen Zeitabschnitten Rechenschaft 
abzulegen. 

Strafe und SV. dienen auf verschiedenen Wegen dem gleichen Zwecke: 
den Verbrecher entweder zu bessern und wieder einzugliedem oder aber 
durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, daß die Gemeinschaft vor 
verbrecherischen Rückfällen sicher ist; das Ziel muß die Richtung geben. 
Beide Maßnahmen werden nur so viel wert sein, wie ihr Vollzug wert ist. 
Beide Maßnahmen berühren sich eng. Sie haben im Großen gesehen die 
gleichen Ziele, sie wenden sich, sobald sie gemeinsam verhängt werden, 
gegen Verbrecher, die strafbare Handlungen begangen haben. Die Er¬ 
fahrungen aus dem Vollzüge der SV. werden den gesamten Strafvollzug 
beleben müssen, weil hier in regelmäßigen Zeitabschnitten Rechenschaft ab¬ 
gelegt werden muß darüber, was der Vollzug überhaupt leisten kann und 
damit leisten muß. Der Vollzug der Strafe ist zeitlich beschränkt, und 
es bleibt schließlich dem einzelnen überlassen, wie er diese Zeit der Frei¬ 
heitsentziehung, die jedenfalls um der Vergeltung willen gerechtfertigt 
ist, auf sich wirken läßt. Die SV. aber muß in ihrem Vollzüge lebendig 
gehalten und in ihren Wirkungen ständig überprüft werden, da sie nur 
so lange gerechtfertigt ist, wie sie um der Allgemeinheit willen dem 
einzelnen auferlegt werden muß. 


Erfahrungen in der Sicherungsanstalt 

von Dr. Franz Weber, Brandenburg (Havel)- Görden 

Der folgende Bericht geht von den Erfahrungen aus, die in der 
Sicherungsanstalt Brandenburg-Görden gemacht werden konnten. Er ver¬ 
sucht darzulegen: 

1. das typische Bild des (männlichen) Sicherungsverwahrten und 
seines Lebenslaufes, 

2. die Quellen, die zur Beurteilung des Gefangenen benutzt werden 
können, und die Bedeutung einiger Einwände, die gegen den Er¬ 
kenntniswert der Beobachtung in der Anstalt vorgebracht werden, 
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3. die Wirkung des Vollzugs auf die Verwahrten und die Voraus¬ 
setzungen der Entlassung; hieran schließen sich einige vorläufige 
Gedanken über die weitere Entwicklung der Sicherungsanstalt. 

Da Entlassungen in Brandenburg erst vor kurzem einsetzten, läßt 
sich über ihren Erfolg oder Mißerfolg noch nichts sagen. Das mag einer 
späteren Darstellung Vorbehalten bleiben. 

I. 

Alle unsere Insassen sind vom Gericht als gemeingefährlich be¬ 
zeichnet worden. Auch wer sich die große Breite dieses Begriffes klar¬ 
macht, könnte von dem Personenkreis, der in der Sicherungsanstalt ein¬ 
sitzt, falsche Vorstellungen gewinnen. Es muß daher zunächst gesagt 
werden, daß die Gewalttätigen zahlenmäßig mindestens hinter der Hälfte 
der Insassen Zurückbleiben. Mit dieser Bemerkung soll indessen die Gemein¬ 
gefährlichkeit der Insassen nicht zu gering angeschlagen werden. 

Wird aber nicht wenigstens die Gruppe der Willensaktiven in der 
Mehrzahl sein? Auch das trifft nicht zu, wenigstens wenn man das Wort 
„aktiv“ in seinem echten Sinne verwendet. Viele Verbrecher stehen zu 
Unrecht in dem Rufe, aktiv zu sein. Es kommt auf die Grundhaltung, 
nicht auf die einzelne Handlung an. Ein Mensch, der aktiv genannt 
werden will, muß in seinem Streben und seiner Ausdauer über die Nah¬ 
ziele hinausgehen. So kann eine Bande von Einbrechern, die sehr plan¬ 
mäßig und aktiv vorgeht, wie von Hentig mit Recht bemerkt, doch zum 
größten Teil aus passiven Naturen bestehen. Das gilt auch von den 
Organisatoren und Führern; ihr Leben mag zwar eine Reihe aktiver 
Episoden aufweisen, ohne doch den Charakter der wahren Aktivität zu 
tragen. 

Wenn wir diejenige Eigenschaft bezeichnen sollen, die am ehesten 
als gemeinsamer Besitz der Verwahrten anzusprechen ist, so kann dies 
nur die Haltlosigkeit sein. Von einer Eigenschaft zu sprechen ist allerdings, 
genau genommen, nicht zulässig. Richtiger wäre es, von einer Privation 
zu reden. Dieser Mangel ist, wie mir scheint, auch im äußeren Erschei¬ 
nungsbilde vieler Verwahrten so ausgeprägt, daß er dem Beobachter bald 
auffallen muß. 

Die Haltlosigkeit äußert sich in ihrem Lebenslaufe gleichsam in 
verschiedenen Farbtönen, von denen bald dieser, bald jener mehr ins 
Auge fällt. 

Wir möchten vier dieser Abstufungen näher bezeichnen: Verführbar¬ 
keit, Leichtsinn, Weichheit oder Willensschwäche und Unstetigkeit. 

Verführbarkeit: unsere Verwahrten zeigen sich übermäßig beein¬ 
flußbar, wenn ein Stärkerer sie zieht, wenn geschlechtliche Lockung, die 
des Alkohols und anderer Genußgifte an sie herantritt. 

Leichtsinn: sie dringen nicht gründlich ein, leben unbeschwert, kennen 
kein Ziel, handeln aus der Augenblickseingebung heraus, begnügen sich 
mit dem ersten Erfolg, dem flüchtigen Genuß, verschließen ihren Blick 
vor den Folgen und der Zukunft, es mangelt ihnen an wirtschaftlicher 
Vorsorge. 

Weichheit: sie möchten sich nicht wehe tun, scheuen alles Harte 
und Schwierige, wie Anstrengung, Arbeit, Beruf, Pflicht, Verantwortung, 
klare Erkenntnis, besonders die des eigenen Ichs. 



Unstetigkeit: weil sie an der Oberfläche bleiben, gewinnen sie kein 
Interesse, geben das Angefangene bald auf, wenden sich einem anderen 
Gegenstände zu. 

Wenn diese Ausfallerscheinungen auch im letzten Grunde vorwiegend 
anlagemäßig bedingt sein dürften, so sind doch auch die Umweltschäden 
bei unseren Sicherungsverwahrten besonders schwer. Von ihnen geht 
mindestens der Anstoß aus, der die virtuelle Schädigung greifbare Gestalt 
annehmen läßt. Es wird also nützlich sein, die Naturgeschichte dieser 
Gruppe, die des eigentlichen Verbrechers, auf dem Hintergründe der 
normalen Entwicklung zu zeichnen; ihr Wesen wird dadurch noch 
deutlicher. 

Wie das Leben nur aus dem Leben hervorgehen kann, so der Halt 
nur aus der Ordnung, zu der uns die Natur anleitet und auffordert. Wenn 
der Mensch ihre Gesetze befolgt, ist diese Ordnung nicht nur äußere 
Stütze, sondern sie bringt auch den inneren Halt in ihn hinein, so daß er 
in allmählicher Reifung befähigt wird, mit der Zeit selber ein tragender 
Pfeiler zu sein. 

Den natürlichsten Halt findet der Mensch in der Familie; den ersten 
in der Familie seiner Herkunft, den zweiten in der Familie, die er selber 
gründet. 

Die elterliche Familie hat die Aufgabe, die Kinder so lange zu 
nähren, zu tragen und zu halten, bis sie wirtschaftlich und sittlich soweit 
gediehen, daß sie selber zum Leben und zum Kampfe fähig sind. 

Man könnte hier fragen, ob dazu eine planvolle Erziehung notwendig 
ist. Doch in den allermeisten Fällen werden die Eltern nicht planmäßig 
Vorgehen. Vor Übernahme der elterlichen Aufgaben Pädagogik zu 
studieren, war bisher nicht üblich. Die Eltern erziehen, wie sie es gelernt 
haben. Sie erinnern sich, wie sie selber erzogen worden sind, und machen 
es ungefähr ebenso. Die Erziehung beruht also auf der Tradition, und 
solange die Tradition gut ist, bleibt nicht sehr viel zu wünschen übrig. 
Wenn die Familie nur die Gesetze der Natur befolgt, wird sie ihrer 
Aufgabe in der Regel ganz von selber gerecht. Sie ist dann nicht nur 
Gemeinschaft im Wohnen und am Eßtisch, sondern auch in Liebe, Opfer, 
Leid und Freude, Erholung, Feier und religiöser Weihe. Ja, sie ist ein 
Meisterwerk der Natur; bringt sie es doch fertig, die so außerordentlichen 
Gegensätze der Generationen, Altersstufen und Geschlechter so zu ver¬ 
einigen, als wenn, so möchte man fast sagen, diese Gegensätze gar nicht 
vorhanden wären. 

In einer solchen Familie wird das Unordentliche der Anlage ein¬ 
geschränkt und ertragen, damit aber auch getragen und gehalten. Wir 
haben ein Recht zu der Annahme, daß auch die erbliche Belastung hier 
oft nur Potenz und Schemen bleibt, sich wenigstens nicht so zerstörend 
auswirkt. 

Wie steht es hier aber mit unseren Sicherungsverwahrten? In vielen 
Fällen beobachten, in manchen vermuten wir, daß sie zumeist in Familien 
aufgewachsen sind, in denen die Forderungen der Natur nicht erfüllt 
werden. Von einer Erziehungstradition kann da nicht die Rede sein. 
Nicht selten sind Eltern oder Geschwister des Gefangenen vorbestraft 
und an dessen Straftaten beteiligt. Die Eltern selbst haben den Jungen 
schon zu kleinen Diebstählen angehalten. Die größte Anziehungskraft 
scheint in solchen Familien noch vom Brotschrank auszugehen. Aber wie 
wenig kann hier von einer wirklichen Tischgemeinschaft die Rede sein! 
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Wenn nur wenige das letzte Ziel der Schule erreichen, so mag das 
in vielen Fällen damit Zusammenhängen. Der geringe Schulerfolg wird 
allerdings nicht ohne weiteres als üble Vorbedeutung für die Zukunft an¬ 
gesehen werden dürfen. Kann er doch darauf zurückzuführen sein, daß 
der Sinn für die lebendige Wirklichkeit sich in der Schule nicht auswirken 
konnte. Aber bei unseren Verwahrten ist er vielfach der Ausdruck be¬ 
ginnender Verwahrlosung. 

Viele von ihnen haben weiter nicht das Glück einer ordentlichen 
Berufslehre. Im Alter von 14 Jahren werden sie bei der Berufswahl viel¬ 
fach allein gelassen, oder es wird ihnen ein verderbliches Selbstbestim¬ 
mungsrecht eingeräumt. So vermehren sie das große Heer der ungelernten 
Arbeiter. Oft wollen die Eltern durch den Verdienst des Jungen das 
eigene Einkommen so bald wie möglich vergrößern. Oft liegt eine gewisse 
Schuld aber auch bei dem Jungen selbst, dem es sehr zusagt, von dem 
Zwange der Handwerkslehre nicht behelligt zu werden und die früh er¬ 
langte Ungebundenheit auf seine Art zu genießen. 

Wo die Lehre begonnen ist, finden wir nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen, daß sie wirklich beendet wurde. Den geringeren Erfolg in der 
Schule wird man im allgemeinen nicht so bedenklich finden wie die Tat¬ 
sache, daß der junge Mensch entweder von vornherein keinen Beruf 
erlernt oder in der Lehre versagt hat. Diese Fehlentwicklung ist auch 
deswegen in der Regel ein ernsteres Zeichen, weil sie in eine Zeit fällt, 
in der schon eine größere Reife vorausgesetzt werden muß. Schließlich 
ist sie viel folgenschwerer; wer hier nichts gelernt hat, ist für schwierigere 
Arbeit nicht geeignet, er unterliegt leichter im Wettbewerbe, findet in 
Krisenzeiten vielleicht überhaupt keine Arbeit, lernt den Wert sauer ver¬ 
dienten Geldes nicht schätzen, ist also mehr in Gefahr, unwirtschaftlich 
zu sein und die Flinte ins Korn zu werfen. Er hat vor allen Dingen 
keinen Standort und ist in den schlimmeren Fällen zur Lebensuntüchtigkeit 
verurteilt. 

Während bei anderen der charakterliche Mangel vom Berufsleben her 
ein Gegengewicht erhält, offenbart er sich bei unseren Leuten gerade hier. 
Sie haben in der Regel nichts Ordentliches gelernt, alles in allem wenig 
gearbeitet (am meisten vielleicht noch hinter Schloß und Riegel), auf 
keiner Stelle haben sie ausgehalten; e i n Übergang reiht sich an den 
anderen, das ganze Leben bleibt auch hier Flickwerk. 

Der erwachsene Mensch gründet eine Familie. Dieser soll er nun 
freilich selber Halt und Stütze gewähren. Weil aber jede Aufgabe, welche 
die Natur stellt, gleichzeitig eine Gabe ist, gewinnt er auch für sich 
selber in der ordentlichen Ehe einen bedeutsamen Halt. 

Der Stufenbau des Lebens bringt es nun mit sich, daß eine wirklich 
ordentliche Familie ohne die Vorschule der elterlichen Familie, ohne die 
Weitergabe der Achtung vor den Lebensgesetzen und der gesunden Er¬ 
ziehungssitte kaum denkbar ist; außerdem fordert die Ehe eine wirtschaft¬ 
liche Sicherung durch den Beruf. 

Danach kann die Stellung unserer Leute zur Ehe kaum zweifel¬ 
haft sein. 

Manche Auskünfte lassen uns vermuten, daß der erste Geschlechts¬ 
verkehr bei sehr vielen Sicherungsverwahrten vor das 17. Lebensjahr 
fällt. Also auch hier eine ungesunde Verfrühung. 



Besonders verderblich wirkt sich oft die Trunksucht und launenhafte 
Gewaltherrschaft des Vaters aus sowie die Belastung der Mutter durch 
Erwerbsarbeit, diese so häufige Begleiterscheinung des Daseins einer ent¬ 
wurzelten Familie: der Haushalt wird dann schlecht geführt, die Mahlzeit 
nicht zur rechten Stunde bereitet. 

Wie wenig eine solche Familie von den Urkräften der Natur durch¬ 
pulst wird und den Namen einer Liebesgemeinschaft verdient, sieht man 
an den ungewissen und oft wahrhaft kümmerlichen Kenntnissen, welche 
die Sicherungsverwahrten von ihr haben; denn je mehr in der Familie 
die Fäden der Liebe ausgespannt sind, um so mehr füllt sich auch der 
Speicher der Erinnerung. In einzelnen Fällen hat der Gefangene selbst 
seine Mutter, wiewohl sie noch lange genug lebte, nicht kennen gelernt, 
vom Vater wissen manche nicht einmal den Namen; so wenig haben sich 
die Eltern um das Kind gekümmert. Sehr oft ist die Verbindung mit der 
elterlichen Familie schon seit Jahren abgebrochen. Viele wissen nicht, 
ob ihre Eltern und Geschwister noch leben; es ist manchen auch fast 
gleichgültig. 

Eine solche Familie kann keine Vorstellungen von Recht und Ehre 
entwickeln. Die Kinder leiden unter dem Mangel an Autorität, Zucht und 
Aufsicht. Die tragende und bindende Kraft der Familie versagt, dafür 
tritt eine zentrifugale Bewegung ein. Der armselige, sich selbst überlassene 
Nachwuchs wird auf die Straße geschleudert. Damit strömen nun andere 
Einflüsse in das ungeschützte Gemüt. Wir begreifen, welches Unglück 
es für solche Kinder sein kann, in einem verseuchten Viertel aufzu¬ 
wachsen, wie jede Großstadt deren mehrere kennt. Der Halbwüchsige fällt 
gleichsam schon völlig über den Rand der Gemeinschaft, aus dem Eltem- 
hause, der ländlichen Umgebung heraus, widerstandslos aufgesogen von 
den Einflüssen schlechter Gesellschaft, der Strömung des Landstreicher¬ 
lebens oder dem Chaos der Großstadt. 

Zu den Stützen des Menschen gehört der Beruf. Schon für den 
jungen Menschen geht von ihm ein doppelter Zwang aus: ihn zu lernen 
und beizubehalten; denn sowohl für den Handwerks- wie den Fabrikgesellen 
würde es nicht leicht fallen, den einmal erlernten Beruf mit einem anderen 
zu vertauschen. 

Wieviel stützende Wirkung übt also der Beruf gerade in entscheiden¬ 
den Jahren aus! Dieser Vorteil begleitet den ehrlich strebenden Menschen 
durch sein ferneres Leben. Die tägliche Arbeit bedeutet eine ständige 
Auseinandersetzung mit dem Stoffe, Vorwärtsschreiten und Wettbewerb. 
Vollbrachte Leistung wandelt sich in die Freude des Gelingens, vom Erfolge 
geht weiterer Ansporn aus. Der Beruf ist also fester Standort, Nahrungs¬ 
quelle, Rückgrat der Existenz, äußerer und innerer Halt, ein wichtiger 
Inhalt des Lebens. 

Und nun das Gegenbild! Zunächst eine schlechte Vorschule; denn 
in der gesunden Familie gibt es eine glückliche Arbeitsteilung, wobei auch 
den Kindern ein Platz angewiesen ist, der ihren allmählich wachsenden 
Kräften entspricht. 

Dann (ganz zu schweigen von dem Zerrbilde des Erwerbes, das in 
dem zum Betteln ausgeschickten Kinde entstehen muß) eine unzeitige 
Vorwegnahme der Arbeit des Erwachsenen; der Junge muß sich sehon 
in seinen Schuljahren übermäßig und zum Schaden seiner Entwicklung 
betätigen: als Zeitungsträger, Straßenverkäufer, Laufbursche und Haus¬ 
diener, auf dem Lande als Hütejunge und Helfer bei der Bauemarbeit. 
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Weiter ist es für unsere Gefangenen bezeichnend, daß sie sich 
leicht an eine Frau hängen, sie verfallen der ersten besten; da sie hierbei 
nur von ihrem Trieb ausgehen, lösen sie sich mit größter Leichtig¬ 
keit, um sich immer wieder einer anderen zuzuwenden. 

Von unseren 563 Insassen bezeichneten sich am Stichtage der letzten 
statistischen Erhebung (30. September 1937) als 


ledig.53 v. H., 

verheiratet.17 v. H., 

geschieden oder getrennt . . . 26 v. H., 

verwitwet.4 v. H. 


Mehr als die Hälfte unserer Insassen sind also nicht zur Ehe gelangt. 
In vielen Fällen wird die wirtschaftliche Grundlage, in vielen auch die 
rechte Neigung zur Ehe gefehlt haben; diese verlangt ja Sorge für Frau 
und Kind. 

Verheiratet waren oder sind 47 v. H. Von diesen sind aber weit mehr 
als die Hälfte geschieden oder von der Ehefrau getrennt, nämlich 56 v. H. 

Bezeichnender als diese Zahlen ist die Prüfung der Ehen auf ihren 
inneren Gehalt. Bisher sind wir, wenigstens bei dem eigentlichen Stamm 
der Belegung, wie ich glaube, noch kaum auf eine Ehe gestoßen, die 
in jeder Beziehung als ordentlich gelten kann. Es ergibt sich also ein 
durchaus schlechter Befund. 

Oft meint ein Gefangener, er sei erst durch eine unglückliche Ehe 
zu seinen Straftaten gekommen. Die Frau habe einen unsittlichen Lebens¬ 
wandel geführt und sich nicht auf die Wirtschaft verstanden. Meistens 
ergibt sich aber bei näherem Zusehen, daß die unglückliche Wahl der Ehe¬ 
frau auf Gründe zurückgeht, die in seiner eigenen Persönlichkeit liegen. 
Die Art, wie der Gefangene zu seiner Frau kam, verrät nicht besonnene 
Überlegung, sondern dumpfe Triebhaftigkeit und Leichtsinn. Es ist ein 
Erfahrungssatz, daß seelisch verwandte Naturen, besonders solche, die 
einander durch krankhafte Züge ähneln, sich auch zur geschlechtlichen 
und ehelichen Gemeinschaft leichter zusammenfinden. Das volkstümliche 
Sprichwort von dem Topfe, der immer seinen Deckel findet, könnte auch 
heißen: Mancher Psychopath findet seine Psychopathin 1 ). Die nächste beste 
Gelegenheit und der Zufall spielen dabei eine bedeutsame Rolle. Wir kennen 
z. B. einen Verwahrten, der sich von anderen Gefangenen im Zuchthaus 
eine Frau aufschwatzen ließ. Er heiratete sie, wiewohl er sie nie gesehen 
hatte, während der Verbüßung derselben Strafe, um nach seiner Entlassung 
„einen festen Halt zu haben“. 

Solche Ehen haben, schon wegen der seelischen Eigenart der Gatten, 
wenig Bestand. Hierzu gesellt sich die Wirkung wiederholter längerer 
Strafverbüßung. Zur ehelichen Gemeinschaft gehört ja Zusammensein. 
Abwesenheit eines Gatten, besonders wenn sie von solcher Art ist, lockert 
oft den Zusammenhang. Die allein gelassene Frau kann gar nicht das 
Gefühl haben, daß der Mann, der lange Jahre hinter Schloß und Riegel ver¬ 
bringt, ihr eine Stütze bedeutet; häufig gibt sie sich mit anderen Män¬ 
nern ab. 

Kinder bedeuten in einer Ehe gewöhnlich verstärkte Bindung; bei 
den Sicherungsverwahrten ist auch diese gering. Obgleich sie selber 
häufig aus Familien mit sehr großer Kinderzahl hervorgegangen sind, die 
allerdings in den meisten Fällen wohl nicht zu den sozial brauchbaren 

l) Siebe hierzu die bedeutsamen Feststellungen Friedrich Stumpflg, der den Begriff 
der biologischen Partnerregel geprägt hat. Erbanlage und Verbrechen. 1935. S. 28 ff. 
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gezählt werden dürfen, haben sie selber nur sehr wenig Kinder; man 
kann ungefähr auf jeden zweiten ein Kind rechnen. Scheler deutet diese 
Erscheinung, die auf die Nachkommenschaft psychopathischer Menschen 
überhaupt zutrifft, teleologisch; die Natur suche das kranke Leben von 
der Erneuerung auszuschließen. 

Bei unseren Insassen erweist es sich schon sehr frühzeitig, daß die 
elterliche Familie nicht der geeignete Erziehungsraum für sie war. Die 
Krise beginnt etwa mit dem zwölften Lebensjahre und setzt sich in den 
folgenden Jahren fort. Kein Wunder. Um das zwölfte Lebensjahr steigert 
sich mit der Kraft das Selbstgefühl, bei normalem Verlauf wird in diesem 
Alter der unbedingte Autoritätsgehorsam von Motiven anderer Herkunft 
verdrängt, gerade die sittlichen Begriffe des sozialen Lebens werden 
dann dem Verständnis allmählich näher gebracht. 

Um das vierzehnte Lebensjahr wird der Junge aus der Schule ent¬ 
lassen; ein Halt, Zwang und Antrieb fällt damit fort. An den Jungen 
tritt ein anderer Umweltkreis und die Aufgabe heran, in das Erwerbs¬ 
leben einzutreten, allmählich in einen Beruf hineinzuwachsen. Während 
das kindliche Spiel seinen Reiz verloren hat, wendet sich das Interesse 
dem anderen Geschlechte zu. 

Eine besonders wichtige Grenze liegt ungefähr bei dem siebzehnten 
Lebensjahre. Wer sie überschreitet, unterscheidet sich (körperlich und 
noch mehr geistig) wesentlich von dem Jüngeren. Für ihn beginnt die 
selbständige Auseinandersetzung mit den Aufgaben und Lockungen des 
Lebens. 

In diesen Jahren muß es ja bei unseren Leuten sichtbar werden, 
daß sie nicht auf eigenen Füßen stehen können. Der beste Beweis für 
ein offenkundiges Versagen der Familie ist das Eingreifen der Behörde. 
Viele werden schon frühzeitig der Fürsorgeerziehung übergeben, ein großer 
Teil landet alsbald im Strafvollzüge. 

Ungefähr 45 v. H. unserer Verwahrten erhielten die erste Strafe 
vor dem achtzehnten Lebensjahre, 29 v. H. folgten diesen noch als Minder¬ 
jährige in die Kriminalität hinein, weitere 14 v. H. bis zum fünfund¬ 
zwanzigsten Lebensjahre, das man, vom wirklichen Leben ausgehend, als 
den recht eigentlichen Zeitpunkt der Mündigkeit betrachten darf. Die Zahl 
der Frühkriminellen, also derer, die vor Vollendung dieses fünfund¬ 
zwanzigsten Jahres straffällig wurden, ergibt etwa 89 v. H. Der Befund 
stimmt auffällig mit dem Ergebnis der wissenschaftlichen Forschung über¬ 
ein, nach dem rund 90 v. H. aller schweren Rückfallverbrecher früh¬ 
kriminell sind 2 ). 

Viele begnügen sich nicht mit dem frühzeitigen Verfalle in die Krimi¬ 
nalität; bis zu ihrer Großjährigkeit sind sie mehrfach, einzelne etwa zehn¬ 
mal bestraft. 

Was bedeuten nun Fürsorgeerziehung und Strafvollzug im Leben 
unserer Insassen? Wenn beide die Erziehung ersetzen oder nachholen 
sollen, so bringen sie dafür weit weniger Gaben mit als die dazu berufene 
ordentliche Einrichtung der Natur. 

Die genaue Zahl der Gefangenen, die in der Fürsorgeerziehung unter¬ 
gebracht waren, haben wir noch nicht festgestellt. Manche suchen diesen 
Umstand zu verbergen. Immerhin ist die Zahl geringer, als wir ver¬ 
muteten; schätzungsweise beträgt sie 25 v. H. Doch rechnen die ehemaligen 

S) Stumpfl, Die Ursprünge des Verbrechens. 1936. S. 13H ; vgl. die Uebersicht S. 164. 
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Fürsorgezöglinge in der Regel zu den schlechten Fällen. Die Zwangs¬ 
erziehung hat bei ihnen keinen Erfolg gehabt. Von verdorbenen Kameraden 
lernten sie noch manches Ungehörige dazu. In vielen Fällen hat die Für¬ 
sorgeerziehung keine allzu lange Dauer erreicht; sie besteht aus einer 
Reihe kürzerer Zeiträume. Der ungebundene Geist dieser jungen Menschen 
kann sich nämlich nicht in die Ordnung der Anstalt eingewöhnen: sie ent¬ 
laufen, nicht einmal, sondern fünf- bis zwölfmal und mehr; nun ist der 
Junge oft erst recht übel daran. Er muß die Anstaltskleidung und seinen 
richtigen Namen ablegen, umherirren, sich in unsauberen Schlupfwinkeln 
verbergen und stehlen (die Verbrechersprache hat eine besondere Bezeich¬ 
nung für diesen Zustand: trefe gehen). Anstatt also in der Fürsorge¬ 
erziehung einen Halt zu finden, gerät der junge Mensch in eine Lage, die 
eine außerordentliche Steigerung der Haltlosigkeit darstellt und ihn wie 
keine andere ins Verbrechen hineinzutreiben vermag. 

Und der Strafvollzug? Er hat im Lebenslauf unserer Sicherungs¬ 
verwahrten eine erhebliche Rolle gespielt. Sie weisen in der Regel viele 
Vorstrafen auf, bei uns durchschnittlich 13,8. 

Es gibt wohl keinen Umstand, der so stark und allgemein gegen den 
Gefangenen gedeutet wird wie die Zahl seiner Vorstrafen. Bei wichtigen 
Entscheidungen reicht dies eine Prognosezeichen gewiß nicht aus, und es 
scheint öfters in gar zu simpler Weise angewandt zu werden. Aber es 
läßt sich doch nicht leugnen, daß jede einigermaßen bedeutende Vorstrafe 
eine Belastung von erheblichem Gewichte darstellt. Ist sie doch für den 
Gefangenen ein dreifaches Übel: als Richterspruch, als Verbüßungszeit und 
als Makel im Vorleben. 

Jede Vorstrafe ist, im allgemeinen wenigstens, der äußere Ausdruck 
und das Maß einer sittlichen Niederlage. Unleugbar kann eine Niederlage 
zur Besinnung führen und die seelischen Abwehrkräfte auf den Plan rufen. 
Bei unseren Leuten jedoch wird die Niederlage in der Regel die Wider¬ 
standskraft schwächen. Am verderblichsten mag die erste wirken, weil 
damit das Gefühl der Sauberkeit verloren geht. 

Die Vorstrafe bedeutet gewöhnlich auch einen Aufenthalt im Straf¬ 
hause. Unsere Sicherungsverwahrten haben eine lange Reihe von Jahren, 
durchschnittlich wohl dreizehn, vierzehn, hinter Schloß und Riegel zu¬ 
gebracht. Wenn es nun so oft heißt, daß trotz vieler Vorstrafen keine 
Besserung eingetreten sei, so ist das ein sehr anfechtbares, bedenkliches 
„trotz“. Wer so spricht, geht von der Annahme aus, daß ein Übel um so 
mehr schrecke, ein Leid den Menschen um so mehr reifen lasse, je länger 
er der Einwirkung dieser Gewalten ausgesetzt sei. Wenn dies zuträfe, 
müßten unsere Sicherungsverwahrten wertvolle Männer sein. Aber das 
Übel verliert allmählich die Schärfe, und vom Leide verspüren unsere Leute 
nicht so sehr die heilende und fördernde Kraft, sondern seinen Unwert, 
vor allem die verbitternde Wirkung, die den Menschen immer mehr von 
denjenigen entfernt, die sich nach seiner Meinung eines besseren Daseins 
erfreuen. Mit der Fürsorgeerziehung hat der Strafvollzug leider gemein¬ 
sam, daß er den Verwahrlosten mit seinesgleichen zusammenbringt. Ver¬ 
derblich ist da zunächst die Macht des Vorbildes, die von den „Großen“ 
der Verbrecherwelt ausgeht; noch verderblicher wirkt es sich wohl aus, 
wenn die Menschen im alltäglichen Zusammensein der gemeinsamen Haft 
in völlig ausgebrannte Herzen hineinschauen, so wie man in die „auf¬ 
geschnittenen Schweinehälften eines Metzgerladens“ blickt. 3 ) Das muß den 

3) Der Vergleich stammt von einem ehemaligen Kriegsgefangenen. Sieverts. Die 
Wirkungen der Freiheitsstrafe. 1929. S. 166. 
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noch nicht ganz verwilderten Menschen furchtbar ernüchtern, vielleicht 
schwemmt es seinen Glauben an Menschen und Werte ganz und gar hin¬ 
weg. Der Vollzug läßt ihn dann erst recht in die Zunft der Asozialen, ihre 
Auffassung und Sprache hineinwachsen, und die Bekanntschaft mit 
manchen Insassen unserer Häuser pflanzt sich verderblich ins freie Leben 
hinein fort. 

Ebensowenig wie die elterliche Familie, Beruf 
und Ehe werden also Fürsorgeerziehung und Straf¬ 
vollzug für diese Menschen ein Halt und eine Schule 
des Willens. So sehr dem Vollzug die Aufgabe zugedacht ist, den Rück¬ 
fall zu verhüten oder doch das kriminelle Tempo zu verlangsamen, so 
wenig erreicht er das bei unseren Leuten. Er kann es auch gar nicht 
erreichen, wenigstens nicht mit seinen gewöhnlichen Mitteln. Diese reichen 
zwar in den meisten Fällen aus, um eine legale Haltung zu erzwingen. 
Das gelingt sogar vielleicht allzu gut, wie die vielen Mustergefangenen 
beweisen, die draußen nichts taugen. Aber damit hört gerade bei den 
schweren Fällen die Wirkung des Vollzuges auf: Die moralische Wand¬ 
lung (auf sie allein kommt es an) ist unerzwingbar. 

Bei einem großen Teil der Sicherungsverwahrten fällt es auf, daß 
jeweils nur kurze Zeiträume zwischen der Entlassung aus dem Vollzüge 
und der neuen Straftat liegen. Von vielen ist zu sagen, daß sie es kaum 
fertig bringe:i, einmal ein ganzes Jahr in der Freiheit zu leben. Je mehr 
die Vorstrafe nzahl wächst, um so mehr wird im allgemeinen das kriminelle 
Tempo beschleunigt: ein Anzeichen, daß der Aufenthalt im Strafhause 
keineswegs Hemmungen eingeschaltet, sondern vielmehr beseitigt hat. 

Diese Wirkung wird durch das Vorurteil, das den Vorbestraften im 
freien Leben begegnet, noch gefördert. Es wäre vergeblich, hier einen 
baldigen und gänzlichen Wandel der öffentlichen Meinung zu erwarten. 
Denn wenn draußen den Vorbestraften so viel Mißtrauen entgegengebracht 
wird, so liegen dieser Haltung nicht nur pharisäische und übertriebene, 
sondern auch berechtigte Gedanken zugrunde. 

Alles in allem bleibt dem Sicherungsverwahrten in seinem früheren 
Lebenslaufe gerade das fremd, was den Menschen innerlich wachsen und 
reifen läßt: der Kampf ums Dasein, dies im Ergebnis so glückliche Zu¬ 
sammenwirken von Regen und Sonnenschein, der fruchtbare Wechsel von 
Sorge und Erleichterung, Anstrengung und Erfolg, schwerer Pflicht¬ 
erfüllung und Befriedigung. Draußen geht der Verbrecher diesem Kampf 
aus dem Wege, in der Anstalt bleibt er ihm von selbst erspart. 

II. 

Der Sicherungsverwahrte wird nicht mit dem Ablauf einer bestimm¬ 
ten Zeit entlassen. Es hängt von der Entscheidung des Gerichtes ab, ob 
er die Freiheit wieder erlangen soll. Bei der Vorbereitung des Beschlusses 
kommt dem Berichte der Sicherungsanstalt eine wichtige Rolle zu. Er hat 
vor allem die Frage zu beantworten, ob der Gefangene inzwischen durch 
irgendwelche Einflüsse so gewandelt ist, daß er die Volksgemeinschaft 
nicht mehr als gemeingefährlicher Verbrecher bedrohen wird. 

Das Kernstück unseres Berichtes ist also eine Vorhersage. Sie sollte 
nachsichtig von uns verlangt werden, da es immer mißlich ist, sich 
prophetisch zu betätigen. Eine exakte Voraussage ist nicht möglich, weil 
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die Entwicklung eines Menschen vielfach von unberechenbaren Einflüssen 
abhängig ist. Wir können nur mit einiger Wahrscheinlichkeit sagen, daß 
sie so oder so verlaufen wird. 

Die damit gegebene Unsicherheit verleiht dem Zweifler das Recht zu 
mancherlei Fragen. Auch die Fortschritte der Wissenschaft haben die 
Schwierigkeiten der Menschenerkenntnis nicht aufgehoben. Bleibt doch ein 
großer (manche behaupten: der größte) Teil des Seelenlebens den forschen¬ 
den Blicken unzugänglich, und diese verborgenen Gelasse werden auch 
wohl nie ganz aufgehellt werden, weil die Natur es so will. Wir halten 
uns daher im Rahmen dieses Berichtes nicht mit der Widerlegung solcher 
Angriffe auf, welche die Objektivität unserer Erkenntnis auf diesem Ge¬ 
biete, die Möglichkeit unmittelbaren Erfassens seelischer Vorgänge und 
besonders die Zulässigkeit der Einzelanalyse bestreiten. Denn auch die 
Praxis der großen menschlichen Gemeinschaft geht über solche Zweifel 
zur Tagesordnung über. Wo immer Menschen sich treffen, bilden sie sich 
ihr Urteil übereinander, deuten sie den Charakter der anderen und deren 
zukünftige Entwicklung. Jede Schulprüfung ist eine Vorhersage, ob der 
Prüfling sich für das Leben, für bestimmte Laufbahnen und Berufe eigne; 
außer den Erziehern haben Vorgesetzte in Behörden und Betrieben, Richter, 
Ärzte und viele andere mit Vorhersagen zu tun. 

Freilich, die schwere Frage, die uns gestellt wird, verlangt eine 
genaue Kenntnis nicht nur des Gefangenen selbst, sondern auch der Um¬ 
gebung, aus der er stammt und herkommt, ja weit darüber hinaus eine 
Vertrautheit mit dem wirklichen Leben. Sie verlangt von uns (und das 
dürfte in einer Zeit, die den Menschen wieder als Ganzheit sieht, all¬ 
gemeine Auffassung sein) die Verwertung aller irgendwie erreichbaren 
Quellen; dazu die Kenntnis zweckdienlicher Methoden; verlangt außerdem, 
daß dem Manne der Praxis wenigstens einige Zeit gelassen wird, sich auf 
dem Felde der wissenschaftlichen Forschung umzusehen. Ganz besonders 
wenden wir uns hier gegen die angebliche, mit sich selber zufriedene 
Menschenkenntnis. Haben wir doch alles Recht zu der Frage, ob sie aus¬ 
reicht gegenüber den Menschen, die uns im Straf- und Sicherungshause 
begegnen, diesen nicht selten so zusammengesetzten, verschlossenen und 
undurchsichtigen Naturen, bei denen sich oft die Schwächen des Charakters 
und manchmal auch die besseren Züge unter dem Scheine des Gegenteils 
verbergen. 

Der Lebenslauf des Sicherungsverwahrten als historische Erschei¬ 
nung zerfällt für die Erkenntnis der Anstaltsbeamten praktisch in zwei 
Teile. Die Kerbe ist mit dem Eintritt des Gefangenen in die Anstalt ge¬ 
geben. Mit ihr setzt unsere Beobachtung ein, und sie sollte möglichst von 
Anfang an gleich planmäßig einsetzen. 

So sehr wir nun die Erkenntnismöglichkeiten innerhalb unseres 
eigenen Bereiches in den Mittelpunkt stellen möchten, müssen wir doch 
gestehen, daß unsere Beobachtung allein in vielen Fällen für die Be¬ 
urteilung des Gefangenen nicht ausreicht, besonders wenn er sich im Voll¬ 
züge möglichst unauffällig gibt. Oft würden wir von ihm kaum ein rich¬ 
tiges Bild gewinnen, wenn wir nicht die Quellen zur Verfügung hätten, die 
über sein Vorleben berichten und darüber hinaus wenigstens einen gewissen 
Einblick in Dasein und Wesensart der letzten Vorfahren gewinnen lassen. 

Immerhin verzeichnen wir hier die Ansicht eines spanischen Krimi¬ 
nalisten (Saldana), der es nicht für richtig hält, sich nach der Vergangen¬ 
heit des Verbrechers zu erkundigen. Er geht von dem bekannten Satze 
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Montesinos’ aus, daß die Strafanstalt nicht den Verbrecher, sondern den 
Menschen aufnehme, und meint, der Gefangene müsse in die Anstalt wie 
ein Neugeborener aufgenommen werden, gerade so wie er vielleicht früher 
in das Findlingshospital aufgenommen wurde. 

Leider kann aber nicht einmal der Verbrecher selbst von seiner 
eigenen Vergangenheit absehen. Jeder Mensch, der in eine andere Umwelt 
kommt, trägt nach Abschluß seiner Entwicklungsjahre, wie Stumpfl 4 ) es 
so trefflich sagt, „Erinnerungen, Erlebnisse und Erfahrungen nach Art 
einer Atmosphäre mit sich herum, gleichsam wie seine innere Umwelt“. 

Wer einen kriminellen Menschen erkennen will, muß seinen Weg von 
den letzen Ahnen her verfolgen, muß wissen, mit wem er umging und 
womit er sich beschäftigte, wie er sich in bestimmten Lagen verhalten 
und was ihn ins Verbrechen hineingeführt hat. Die Kenntnis des Vor¬ 
lebens ist auch deswegen für uns so wichtig, weil es uns (mehr als dies 
oft von der Beobachtung in der Anstalt gesagt werden kann) gesicherte 
Tatsachen darbietet, ein festes Gerüst äußerer Gegebenheiten, die der 
übermäßigen Ausbreitung subjektiver Momente bei der Deutung des 
Charakters wohltätige Schranken setzen. 

Für alles, was vor dem Einbringungstage und außerhalb der Anstalt 
liegt, sind wir im wesentlichen auf fremde Berichte angewiesen. 

Hierhin gehören besonders die Aufzeichnungen der Rettungshäuser 
und Fürsorgeerziehungsbehörden; die Gerichtsakten, die Vorstrafenliste, 
die Akten der Anstalten, in denen der Gefangene früher eingesessen hat, 
die Gutachten von Psychiatern und Kriminalbiologen. 

Die Erziehungsakten unterrichten uns über die Verwahrlosung des 
Jugendlichen, diese so wichtige Vorstufe des Kriminellen, und über sein 
Hineinwachsen in die Sphäre der Verbrechensübung. 

Die Gerichtsakten liefern uns als ersten Baustein zur Erforschung 
des Gefangenen eine Abschrift des Urteils. Es sei hier daran erinnert, 
daß die Vollzugsanstalt noch vor nicht gar zu langer Zeit nur die Urteils¬ 
formel und andere dürre Angaben erhielt. Seit einer Reihe von Jahren 
wird ihr bei Gefangenen mit längerer Strafdauer die vollständige Urteils¬ 
abschrift übermittelt. Die Übersendung des Sicherungsurteils stellt einen 
weiteren Fortschritt dar. Wir sehen allerdings von den zum Glück seltenen 
Urteilen ab, die sich recht genügsam auf den Eröffnungsbeschluß zurück¬ 
ziehen und den Angeklagten mit wenigen Sätzen in die Sicherungs¬ 
verwahrung befördern. Oft ist eine erhebliche Vorarbeit geleistet; die 
wichtigsten Straftaten sind auf ihren verbrecherischen Gehalt geprüft, und 
nicht selten ist das ganze Vorleben gründlich durchleuchtet worden. 

Schon die nüchterne Liste der Vorstrafen ist eine wichtige Er¬ 
kenntnisquelle; so wenig sie auf den ersten Blick darzubieten scheint, so 
lebendig kann manche von ihnen bei aufmerksamer Durchsicht werden. Aus 
ihr ergibt sich das für uns so wichtige kriminelle Tempo, es spiegelt sich 
darin mitunter ein vielbewegter, zerrissener Lebenslauf, eine wahre 
kriminelle Odyssee. Wir möchten nur den Wunsch aussprechen, daß die 
Liste neben dem Urteilstage auch die Zeitspanne der kriminellen Be¬ 
tätigung so gut wie möglich bezeichnen und das Ende der Verbüßungs¬ 
dauer angeben möge. 

Selbstverständlich darf die Zahl und Länge der Vorstrafen nicht 
absolut genommen, sondern muß an dem Lebensalter des Verurteilten ge¬ 
messen werden. Zweckmäßig werden wir fragen, wieviel Zeit der Ver- 

*) Stumpfl, Ursprünge des Verbrechens S. 123. 
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urteilte zwischen dem ersten Verfall in die Kriminalität und dem Beginn 
der Sicherungsverwahrung in Strafhäusern zugebracht hat; daneben wird 
auch die Dauer der Fürsorgeerziehung und des Aufenthalts im Arbeits¬ 
hause beachtet werden müssen. 

Wenn wir uns nun den Beobachtungen in der Anstalt zuwenden, so 
verstehen wir darunter die Wahrnehmungen sämtlicher Beamten. 

Der Wert solcher Beobachtungen wird vielfach bezweifelt. Wir 
wollen das Gewicht der hier vorgebrachten Einwände nicht verkleinern. 
Sie betonen die Eigenart des Anstaltslebens und folgern, daß sie die 
Schwierigkeiten der Menschenerkenntnis vergrößere. 

Vor allem wird hervorgehoben, in der Anstalt herrsche eine künstliche 
Atmosphäre, so daß der Gefangene an Natürlichkeit verliere und zur 
Kunstfigur werde. Die gute Führung, die man an so vielen Gefangenen 
beobachtet, sei nur ein Nebelschleier, hinter den sich der Verbrecher zu¬ 
rückziehe, ohne sich in seinem Wesen zu ändern. 

Der Insasse einer Gefangenenanstalt wird in der Tat bei vielen Ge¬ 
legenheiten beobachtet. Mancher Gefangene tut sich daher Zwang an, wo 
er sich in der Reichweite von Hausstrafen, Vorteilen, günstigen oder un¬ 
günstigen Beurteilungen glaubt; er beherrscht oder verstellt sich. 

Zur Erwiderung darf aber zunächst darauf hingewiesen werden, daß 
auch das sogenannte freie Leben da draußen nicht das höchste Maß der 
Freiheit bietet. Freiheit ist nach der Begriffsbestimmung, die Wilhelm 
von Humboldt gibt, nur die Möglichkeit einer unbestimmt mannigfaltigen 
Tätigkeit. Doch ist sie nicht diese selbst. Wir erinnern uns hier an das 
Wort eines Spötters (Peter Hille), der in der Freiheit eine Summe 
mikroskopischer Unfreiheiten sieht. 

Damit verglichen ist das Leben eines Gefangenen nicht so unfrei, wie 
man gewöhnlich annimmt. 

Es bleibt ihm ein Spielraum. Zeitweilig wird der einzelne nicht 
beobachtet, und er nutzt das aus. Wenn er sich unbeobachtet glaubt und 
keine Entdeckung fürchtet, gibt sich auch der Heuchler anders. Zudem 
gibt es in der Anstalt ein Gebiet, das vielen Gefangenen als neutral 
erscheint, das Gebiet der leicht hingeworfenen Worte und der scheinbar 
unbedeutenden Handlungen. Der Gefangene hält sie für allzu gering¬ 
fügig; er fühlt sich hier nicht beobachtet, also achtet er nicht auf sich, 
handelt (es kommt natürlich auf den einzelnen an) durchaus nicht farblos, 
sondern oft sehr natürlich, und spricht ungezwungen aus, was ihn bewegt. 

Auch der ans Krankenlager gefesselte Mensch kann nicht, wie er 
möchte, und doch zweifeln wir nicht daran, daß sein Verhalten uns manchen 
Aufschluß über sein Wesen gibt. Wenn man also draußen in der Freiheit 
und selbst in der Irrenanstalt (auch bei ihren Insassen gibt es große Inseln 
des freien Willens) unbedenklich aus den Anzeichen Schlüsse zu ziehen 
pflegt, warum soll dies in der Vollzugsanstalt nicht erlaubt sein? Man 
muß freilich die Verschiedenheit der Bedingungen gebührend berechnen. 

Ein zweiter Einwand könnte folgende Gestalt annehmen: Das Leben 
in der Anstalt ist von dem in der Freiheit wesentlich verschieden. Hier 
ein enger Bereich, dort ein großes verführerisches Treiben. In der Klein¬ 
welt unserer Gefangenen sind Verstöße gegen das Strafgesetz nicht aus¬ 
geschlossen, aber sehr erschwert. Die Umwehrungsmauer begründet eine 
Art von Immunität, d. h. sie trennt den Gefangenen gleichzeitig von 
vielen Gelegenheiten, kriminell zu werden. Zwar hat das Strafgesetzbuch 
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auch hier seine Geltung, aber neben ihm spielt die Hausordnung eine große 
Rolle. Das Leben in der Freiheit und das im Strafhause weisen also sehr 
verschiedene Maßstäbe auf. In den engeren Maschen der Hausordnung 
fängt man sich schon mit Übertretungen, die draußen keine sind. Als 
Beispiele könnte man die Übertretung des Rauchverbotes, heimliches 
Kartenspiel und kleine Mutwilligkeiten anführen. Sie sind ungefähr so 
verwerflich wie ein harmloser Schülerstreich oder das Vergehen des 
Rekruten, der sein Gewehr nicht ordentlich gesäubert hat. Wir werden 
natürlich von diesen kleinen Norm Verletzungen nicht auf weitere Bereit¬ 
schaft zu kriminellem Tun schließen. 

Der Einwand ist bis dahin richtig. Sollen wir aber deswegen darauf 
verzichten, auf die Lebensäußerungen unserer Insassen zu achten? 
Schopenhauer sagt irgendwo, daß der Mensch auch bei großen Anlässen 
sich ähnlich verhalte wie bei kleinen. Es muß hier eben unterschieden 
werden, nämlich zwischen indifferenten Handlungen und solchen, die gegen 
das Gewissen verstoßen. Auch in Kleinigkeiten kann der Mensch gewissen¬ 
lose Gesinnung offenbaren, darin wird er es gerade am leichtesten tun 5 ). 
Solche Handlungen und Worte werfen ein scharfes Licht auf die mensch¬ 
liche Wesensart und berechtigen damit zu Folgerungen, die in keinem 
Verhältnis zu ihrer ursprünglichen Bedeutung zu stehen scheinen. Sie 
lassen sich mit gewissen Kinderunarten vergleichen, die ebenfalls keine 
Verbrechen, aber trotzdem bedenklich sind, weil sie das Verbrechen im 
Kern enthalten. Dieser Hinweis ist hier um so berechtigter, als viele 
Gefangenen nach dem Aufbau der Persönlichkeit hinter ihrem Alter Zurück¬ 
bleiben, mit unfertigen, ja kindischen Zügen behaftet sind und unter dem 
Durchschnitte der normalen Hemmungen stehen. 

Es geht aber nicht an, in entscheidender Stunde Schlüsse zu ziehen, 
die über das Ziel weit hinausschießen. Daß die Neigung dazu besteht, 
konnte zuweilen beobachtet werden. Gerade die erwähnten kleinen Ver¬ 
gehen, die mit einer Gewissensentscheidung nichts zu tun haben, sondern 
nur gegen die Ordnung verstoßen, werden hier gar zu leicht ins Feld 
geführt. Auch sie mögen, besonders bei recht häufiger Wiederholung, 
gewisse Rückschlüsse zulassen. Sie zeigen, daß der Gefangene den Emst 
seiner Lage oder die Wichtigkeit der kleinen Dinge, aus denen sich unser 
Leben in der Regel zusammensetzt, nicht zu würdigen versteht. Aber 
man darf doch die wesentlichen Unterschiede nicht verwischen und diesen 
Dingen kein größeres Gewicht beilegen, als ihnen zukommt. 

Weiter muß ein scharfer Trennungsstrich zwischen solchen Ver¬ 
haltensweisen gezogen werden, die aus dem bleibenden Untergründe des 
Menschen kommen, und solchen, die nur von der Haft oder einer noch enger 
begrenzten Lage bedingt sind. 

Vieles hängt also davon ab, daß der Beurteiler im psychologischen 
und ethischen Bezirke von klaren Grundbegriffen ausgeht. 

III. 

Wo jemand sicher verwahrt werden soll (dieser Gedanke steht ja in 
der Sicherungsanstalt im Vordergründe), kommt man ohne Gitter und 
Verschluß nicht aus. Der Vollzug mag dann aufgelockert werden: Unfrei¬ 
heit wird immer als Strafe empfunden. 


6) Argumenta morum licet capere ex minimis (Seneca). 
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Hier liegt eine Schwierigkeit für den Gefangenen. Sie ist für uns 
nicht entscheidend. Wenn wir aber den Menschen günstig beeinflussen 
wollen (darauf können wir auch in der Sicherungsanstalt schon in unserm 
eigenen Interesse nicht verzichten), so suchen wir ihn von seinen inneren 
Schwierigkeiten zu lösen. 

Da lehrt nun die Erfahrung zahlloser Gespräche, daß es vergeblich 
wäre, dem Gefangenen, der die Einsperrung als Strafe bezeichnet, das 
Wort Maßnahme entgegenzuhalten. Es würde von ihm als Ironie auf¬ 
gefaßt. Wir helfen uns damit, ihm die Sicherungverwahrung als Ergebnis 
und Folge seines ganzen früheren Lebens darzustellen. Das löst seine 
Schwierigkeiten zwar auch nicht. Aber es macht doch auf manche von 
ihnen Eindruck. Selbst wenn die Verwahrung als Generalabrechnung ge¬ 
deutet wird, erscheint das dem Gefangenen logischer, wiewohl das Gesetz 
diese Auffassung aus der Sicherungsanstalt verbannen möchte. 

Das wichtigste Kennzeichen der Verwahrung ist aber nicht der so¬ 
eben bezeichnete Zwiespalt ihres Wesens, sondern die Ungewißheit ihrer 
Dauer. 

Der Gefangenenwitz hat die Sicherungsanstalt als „Wartburg“ be¬ 
zeichnet. Das Warten ist für den Menschen in der Regel unbehaglich, weil 
er nicht frei über „seine“ Zeit gebieten kann. Es wird zur Nervenbelastung, 
wenn es sich mit der Ungewißheit über den Ausgang einer bedeutungs¬ 
vollen Angelegenheit verbindet. Die Erfahrung lehrt, daß die seelische 
Pein selbst dann eintreten kann, wenn man weiß, daß das Warten nur kurze 
Zeit erfordert und die Lösung kaum zweifelhaft ist. Diese Erleichterung 
geht dem Sicherungsverwahrten jedoch ab. So ergibt sich zunächst eine 
wachsende Stauung der Gefühle. Vielen Gefangenen setzt die Ungewißheit 
der Verwahrungsdauer beständig zu. Die seelische Spannung, in die sie 
hineingestellt sind, äußert sich in erhöhter Reizbarkeit, die besonders beim 
Herannahen der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung und bei der Ankunft 
ablehnender Bescheide hervortritt. Sie würde sicher noch bedeutend größer 
sein, wenn die Gefangenen nicht zum Glück fast ohne Ausnahme mit ab¬ 
lenkender Arbeit beschäftigt wären. 

Zum Vergleiche denken wir vor allem an die krankhaft gereizte 
Atmosphäre, die während des Krieges 1914/1918 in den Gefangenenlagern 
herrschte und als Stacheldrahtkrankheit (psychose du fil de fer barbele) 
bezeichnet worden ist; sie ging darauf zurück, daß sich die Dauer der 
Gefangenschaft immer mehr hinzog und ihr Ende sich nicht absehen ließ. 

Auch die Untersuchungshaft hat einzelne Züge mit der Sicherungs¬ 
verwahrung gemein; aber sie dehnt sich bei weitem nicht über so lange 
Zeiträume aus, mit denen wir in der Sicherungsanstalt rechnen müssen. 
Die Verwahrung bietet mehr das Bild einer schleichenden Krise, während 
sich aus der Untersuchungshaft, besonders für den, der ihr zum erstenmal 
unterworfen wird, leichter plötzliche Störungen und Zuspitzungen ent¬ 
wickeln. 

Selbst im Zuchthause ist der seelische Druck nicht so stark. Die zeit¬ 
lich bemessene Strafe wird von Tag zu Tag kleiner; wenn es auch wahr 
bleibt, daß das Ende die Last trägt, so wird die zusammenschmelzende 
Strafe doch im allgemeinen leichter. Anders die Sicherungsverwahrung. 
Ihr bleiernes Gewicht kann sich immer stärker auf den Gefangenen herab¬ 
senken, besonders wenn er unmittelbar nach Verbüßung einer langen Strafe 
in die Sicherungsanstalt eintritt. 
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Man darf also wohl sagen: die Sicherungsverwahrung packt den Ge¬ 
fangenen schärfer an als die vorhergehenden Strafen. Mancher alte Zucht¬ 
hausfromme hat uns das bestätigt. Während der nachgiebige Vollzug 
früherer Strafen auf ihn keinen Eindruck mehr machte, fühlt er sich heute 
auf gerüttelt. 

Im Zusammenhang damit ist zu beachten, daß der Sicherungs¬ 
verwahrte selbst in der gemeinsamen Haft den Einflüssen der Mitgefan¬ 
genen nicht mehr so ganz bedingungslos ausgesetzt ist wie früher. Dosto¬ 
jewski hat beobachtet, daß der Mensch sich in der gemeinsamen Haft nicht 
so gibt, wie ihm zumute ist, sondern den anderen zu imponieren sucht. 
Dementsprechend herrschte in unserem früheren Vollzüge die Neigung, mit 
verbrecherischen Taten zu prunken. Sie hat sich, wie mir scheint, merklich 
vermindert, jeder hat mit sich selber zu tun; der Prahler findet keinen 
uneingeschränkten Beifall mehr. 

Die Wirkung der Sicherungshaft wird durch eine andere Beobach¬ 
tung bestätigt. Der Arzt unserer Anstalt, Medizinalrat Dr. Eberhard, stellt 
bei den Verwahrten eine viel größere Neigung zum Gewichtsverluste fest 
als bei den Zuchthausgefangenen; sie kann nur seelisch bedingt sein, weil 
beide Gefangenengruppen unserer Anstalt dasselbe Essen erhalten 6 ). 

Es darf aber nicht übersehen werden, daß durchaus nicht alle Ge¬ 
fangenen von der oben geschilderten elektrischen Strömung erfaßt werden. 
Vielfach wird zu unrecht angenommen, daß das Seelenleben des Gefan¬ 
genen, besonders in der Einzelhaft, immer in seiner Differenziertheit ge¬ 
steigert werde. Wir dürfen aber die Schilderungen der Haftmemoiren nicht 
zu sehr verallgemeinern. Ihre Verfasser sind intelligente Menschen, die oft 
im Dienste einer Idee stehen und dazu neigen, ihre Schilderung tendenziös 
zu gestalten. Unsere Gefangenen dagegen sind in der Mehrzahl primitiv. 
Ihre Antwort auf die Haft besteht zwar ebenfalls in einer Steigerung, aber 
mit anderem Vorzeichen; ihr Seelenleben nimmt noch einfachere Formen 
an, stumpft sich weiter ab. Es ist erklärlich, daß diese Seite der Haft¬ 
wirkung nicht nur, wie gesagt, in der Literatur, sondern auch in unserer 
Beobachtung zu kurz kommt. Jeder geistig regsame Beurteiler muß eine 
besondere Anstrengung machen, um sich in die primitive Gruppe der Ge¬ 
fangenen hineinzudenken. Außerdem wird das geräuschlose Hinabsinken in 
einen immer dumpferen Zustand weit weniger von uns wahrgenommen als 
die Äußerungen derjenigen Gefangenen, die es verstehen, sich in den 
Vordergrund zu spielen und ihre Gefühle in Worte zu kleiden. 

Die Zahl der Gefangenen, die in der Sicherungsanstalt einer noch 
größeren Erstarrung verfallen, ist nicht gering. Für sie ist die Verwahrung 
durchaus kein Fanfarenstoß, sondern die farblose Fortsetzung der Frei¬ 
heitsstrafen, die sie zuerst vielleicht erlitten, dann aber immer mehr nur 
absaßen. Hin und wieder hört man von solchen Gefangenen, der Aufenthalt 
in der Sicherungsanstalt sei gar nicht so übel, wenn man ihnen noch dies 
oder jenes gewähren wolle. 

Aber auch dort, wo die Bewegung der Oberfläche von einer Auf- 
wühlung des Inneren Zeugnis ablegt, fragt es sich, ob die Wirkung bis in 
tiefere Schichten hinabreicht. So sehr wir nun genötigt sind, auf die erheb¬ 
lichen Zusammenhänge zu achten, die zwischen der Neigung zu kriminellem 
Tun und den körperlichen Einflüssen bestehen, so sehr wir die Wirkung 
zunehmender Lebensjahre, den Eintritt einer Beruhigung und Nachreife 


6) Siehe den Beitrag auf Seite 471 ff. 
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oder das Hinsinken der Lebenskraft beachten, so zweifeln wir doch nicht 
daran, daß als ausschlaggebende Voraussetzung der Entlassungsreife in 
der Regel eine ethische Wandlung des Verwahrten anzusehen ist. 

Daß sich eine solche Wandlung in vielen Fällen erreichen lasse, dies 
zu hoffen sind wir nicht kühn genug. Sie käme fast der Umkehrung alles 
natürlichen Geschehens gleich. Trauen wir doch auch der herbstlichen 
Sonne nicht die Kraft des Frühlings zu. 

Für einen großen Teil der Verwahrten ist der Weg zur besseren Ein¬ 
sicht und kraftvollen Erhebung sehr schwer, weil ihnen die grundlegenden 
sittlichen Vorstellungen fehlen. Der Dichter spricht von dem doppelten 
Antlitz der Tat, der noch geplanten und der vollbrachten. Die Gabe, das 
andere Antlitz der Tat zu sehen, ist sehr vielen Sicherungsverwahrten nicht 
verliehen. Wenn sie etwas Unangenehmes zu sehen fürchten, wenden sie 
ihren Blick ab. So groß auch die Unterschiede zwischen dem schwach¬ 
sinnigen früheren Hilfsschüler und dem geschmeidigen Hochstapler sind, 
darin sind die meisten einig, daß sie als Opfer der Not und des Schicksals 
zu gelten haben. Manche suchen ihre Straftaten abzuleugnen, viele sie als 
Nichtigkeiten hinzustellen. Andere kommen sich wie Eulenspiegel vor, mit 
Behagen berichten sie von dem üppigen Leben, das ihnen der Ertrag ihrer 
Diebesfahrten gestattete. 

Es wäre vergeblich, von solchen Menschen Arbeit an sich selber zu 
erwarten, und darin stimmen viele von ihnen ausnahmsweise mit unserem 
Urteil über sie überein: auch sie selbst erwarten von sich selber nichts. 
Ihnen soll die Rettung von außen kommen, von einer guten Laune des 
Gerichts, der Findigkeit eines Rechtsanwalts, der zähen Schreibfreudigkeit 
ihrer Angehörigen, von einer Amnestie oder gar von einer politischen 
Wendung. 

Wenn wir also nach Einsicht und Reue fragen, müssen sehr viele 
von ihnen ohne weiteres ausscheiden. 

Ganz anders wird das Bild, wenn nach der äußeren guten Führung 
gefragt wird. Die allermeisten legen Wert darauf, nicht „aufzufallen“. Sie 
beweisen dadurch, daß ihnen die Entlassung nicht gleichgültig ist. Wieder¬ 
um ergibt ein Vergleich mit dem Zuchthause, daß selbst dort ein solcher 
Zwang, sich zusammenzureißen, nicht besteht, weil schlechtes Betragen 
zwar Hausstrafen einbringt, aber die Entlassung nicht aufhält. Immerhin 
ist es bei der trüben Stimmung und flackerigen Unruhe der Sicherungs¬ 
verwahrung zu verwundern, daß die disziplinären Schwierigkeiten, vor¬ 
läufig wenigstens, nicht besonders groß sind. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß einige wenige Starrköpfe uns immer wieder zum Einschreiten zwingen, 
so daß auf sie ein großer Anteil der überhaupt verhängten Hausstrafen 
entfällt. Auch die Zahl abnormer Haftreaktionen ist meines Erachtens nicht 
ungewöhnlich. In Brandenburg blicken wir jetzt (Dezember 1937) auf 
ungefähr iVi Jahre Sicherungsverwahrung zurück; in dieser Zeit sind 
Selbstmorde nicht vorgekommen, Selbstbeschädigungen nur zwei oder drei. 
Es darf nicht vergessen werden, daß war vielfach doch dieselben Menschen 
vor uns haben, die schon früher als Schwersterziehbare bezeichnet wurden, 
Menschen, die soviel Anmaßung gezeigt und auf den unschuldigsten Anlaß 
mit der Hemmungslosigkeit geantwortet haben, die das anerkannte Recht 
der Psychopathen zu sein schien. Wenn wür heute einen dieser Menschen 
vor uns sehen, der so gar nichts mehr von jenem früheren Hektor an sich 
hat, so sehen wir darin zunächst eine Wirkung der kraftvollen Zügel¬ 
führung des neuen Strafvollzuges. Sein Erfolg w T äre jedoch nicht so groß, 
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wenn nicht die gute Führung nach der Ansicht des durchschnittlichen 
Sicherungsverwahrten als Beweis der inneren Wandlung zu gelten hätte. 

Aber darin besteht nun eben sein Unvermögen, daß er außer der 
„guten Führung“ keinen Weg vor sich sieht; sein Beweis hat keine Kraft, 
aber einen anderen kennt er nicht. 

Unser Prognoseverfahren hat nicht von den Beteuerungen der Ge¬ 
fangenen auszugehen, sondern die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Forschung gebührend zu beachten, die gerade im letzen Jahrzehnt den 
praktisch unbeeinflußbaren Rechtsbrecher mit immer genaueren Erkennt¬ 
nissen eingekreist hat. 

Demnach wird man auf den frühkriminellen, charakterlich abartigen 
Rückfallsverbrecher im allgemeinen nur wenig Hoffnung setzen, hingegen 
den Möglichkeiten der Wiedereingliederung, die bei den Spätkriminellen 
(bei uns etwa 11 v. H. der Verwahrten) gegeben sind, mit besonderer Sorg¬ 
falt nachgehen. 

Auch bei den hoffnungsvolleren Fällen werden wir mit einer längeren 
Verwahrungsdauer rechnen müssen. Glauben wir doch zu beobachten, daß 
bisher eine tiefere Wirkung der Sicherungshaft vielfach nicht zustande 
kam, weil die Gefangenen mit zahlreichen Entlassungen nach Ablauf der 
ersten Dreijahresspanne rechneten. 

Wo einigermaßen die Gewähr dafür geboten ist, daß mit dem Gefan¬ 
genen ein Versuch in der Freiheit gemacht werden könnte, darf freilich 
nicht übersehen werden, daß auch der gute Wille seine Krisen durch¬ 
zumachen hat. Wenn der Sättigungspunkt überschritten ist, droht Ent¬ 
mutigung, Gleichgültigkeit und Verbitterung einzutreten. Eine allgemeine 
Regel läßt sich nicht aufstellen, jeder Fall muß besonders geprüft werden. 

Natürlich bedürfen die Fälle, bei denen mit der Möglichkeit einer 
Entlassung gerechnet wird, einer besonders gründlichen Durchleuchtung. 

Wenn jetzt die kriminalbiologische Erforschung der Gefangenen im 
ganzen Reiche nach einheitlichen Richtlinien durchgeführt werden soll, 
dürfte es sich empfehlen, in der Sicherungsanstalt gerade diese Fälle bei 
der Bearbeitung vorzuziehen. 

Mit aller Sorgfalt werden wir darauf bedacht sein müssen, unser 
Prognoseverfahren zu verbessern. Schon deshalb muß auch den entlassenen 
Sicherungsverwahrten eine besondere Beachtung zuteil werden. Sie sind in 
der Regel der Schutzaufsicht und anderen nicht allzu leichten Bedingungen 
zu unterwerfen. Es wäre besonders erfreulich, wenn sie mit der Anstalt 
in Verbindung blieben und von Zeit zu Zeit über ihr Ergehen berichteten. 
Wir fordern sie bei der Entlassung dazu auf. Schon jetzt hat es sich 
gezeigt, daß man von ihrem bereitwilligen Versprechen, das zu tun, nicht 
allzuviel halten darf. 

Jeder Rückfall solcher Gefangenen ist für uns ein Anlaß, unsere 
Beurteilung zu überprüfen. Eine größere Zahl solcher Rückfälle wird es 
hoffentlich gestatten, die Reichweite derjenigen Faktoren genauer abzu¬ 
grenzen, die wir heute noch als einigermaßen unbekannt ansehen müssen. 

Hierhin gehört zuerst die Wirkung, welche die Sicherungsverwahrung 
selber auf die entlassenen Verwahrten ausübt. Wir haben keine genügende 
Erfahrung darin, in welchem Maße die Aussicht, wieder in der Sicherungs* 
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anstatt zu landen, den Rückfall verhüten kann. Doch ist hier Vorsicht 
geboten. Vorläufig darf man sagen, daß auch der Eindruck der über¬ 
standenen Verwahrung allmählich verblassen wird; in gleichem Maße ver¬ 
liert das Damoklesschwert, das über dem Haupte der Entlassenen hängt, 
an Drohwert und Schärfe. Es muß sehr beachtet werden, daß den Insassen 
der Sicherungsanstalt im allgemeinen nur eine geringe Retentionsfähigkeit 
eignet. Sie sind ferner deshalb in besonderer Gefahr, weil sie vielfach den 
Zusammenhang zwischen dem Verbrechen und der ungeordneten, lieder¬ 
lichen Lebensführung übersehen; sie machen es sich ja gar nicht klar, daß 
jede noch so kleine Unordnung eine andere nach sich ziehen, sich immer 
mehr ausbreiten und schließlich eine völlig verderbliche Wirkung aus¬ 
üben kann. 

Zu den nicht genügend bekannten Faktoren gehört weiter die Be¬ 
hebung der Arbeitslosigkeit und die Neuordnung der sozialen Zustände. 
Aber die Beseitigung der Umweltschäden im weitesten Sinne ist eine 
ungeheuer schwierige Aufgabe. Solange solche Schäden be¬ 
stehen, wird zu allererst der brüchige Mensch, wie 
er uns in der Sicherungsanstalt begegnet, von ihnen angezogen; 
es ist ein verwandtes Element in ihm, das ihn ihrem magnetischen Ein¬ 
flüsse unterwirft. Darum ergibt sich, wenn die erste Bedingung der Freiheit 
(die innere Wandlung) nicht erfüllt ist, ein solcher Mangel an Unheil¬ 
barkeit, daß ihm gegenüber sich auch eine Sanierung der Umwelt als 
unzulänglich erweist. Zudem läßt sich selbst die kleinere Umwelt des 
Gefangenen, etwa die Zerrüttung seiner Familie, nicht so mühelos ändern. 
Und wenn wir eine Zeitlang von unseren Insassen die Parole vernahmen: 
Heraus aus dem Berliner Milieu!, so darf gefragt werden, ob sich denn ein 
Großstädter dieser Art so leicht und für immer auf das Land verpflanzen 
läßt, wo es tüchtig zu arbeiten und manches Gewohnte zu entbehren heißt. 

Wenn der Gesetzgeber für die Verwahrten die Möglichkeit der Ent¬ 
lassung offen ließ, so wollte er einer trägen Versumpfung in den 
Sicherungsanstalten Vorbeugen und einen starken Druck vermindern. Wird 
diese unerwünschte Wirkung nicht trotzdem eintreten, wenn eine überaus 
große Zahl von Gefangenen nicht entlassen werden kann? Wir müssen 
schon damit rechnen, daß es in größerem Umfange zu hartnäckigen Be¬ 
schwerden, langdauemden Verstimmungszuständen, Explosivreaktionen und 
Affektentladungen kommt. 

Es muß daher mindestens für diejenigen, die sich redlich mühen 
und doch der Freiheit nicht zurückgegeben werden können, eine auf¬ 
lockernde Entwicklung der Haft eintreten. Würde nämlich der Vollzug 
starr und gleichförmig bleiben, ohne von menschlichen Beziehungen 
zwischen den Beauftragten des Staates und den Gefangenen ergänzt za 
werden, so käme das einer Überspannung des Bogens gleich, die auf die 
Dauer unmöglich ist. Bei manchen Gefangenen wäre dann eine weitere 
Verschlechterung des Charakters zu erwarten; auch den Beamten, an die 
ohnehin in der Sicherungsanstalt besondere Anforderungen gestellt werden, 
wäre damit ein schlimmer Dienst erwiesen. 

Indes erwarten wir das Heil nicht von einer übermäßigen Ausbreitung 
von Vergünstigungen. Leider ist den Gefangenen vielfach gleich bei der 
Verkündung des Urteils das Bild der Sicherungsverwahrung verzeichnet 
worden. Wenn ihnen schon dies Unheil widerfuhr, glaubten sie sich damit 
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trösten zu dürfen, daß die Verwahrung mit mancherlei Vorrechten aus¬ 
gestattet sei, die ihnen ohne weiteres eingeräumt werden müßten. Manche 
von ihnen trugen diese Forderung in einer Art vor, die an die Zeit des 
uferlosen Vollzuges in Stufen gemahnte. Bei solcher Denkweise bringt 
jede Zuteilung von Vergünstigungen nur eine vorübergehende Ent¬ 
spannung, die allmählich zu immer größeren Ansprüchen übergeht. Wir 
dagegen glauben, daß mindestens in der ersten Verwahrungszeit die Er¬ 
leichterungen nur sparsam zugeteilt werden dürften. Denn wenn einmal 
die Entlassungsmöglichkeit vorgesehen ist, sollten wir in der Sicherungs¬ 
verwahrung ein schärferes Reagenzmittel erkennen, als es uns bisher zu 
Gebote stand, und mit ihrem Vollzüge den Versuch verbinden, die noch 
einigermaßen brauchbaren Menschen herauszufinden und von ihrem schäd¬ 
lichen Dasein zu lösen. Darum glauben wir, daß zumal in der Eingangs¬ 
abteilung die Atmosphäre kämpferisch und herb sein muß. 

Ebenfalls darf denjenigen, die sehr lange im Gewahrsam bleiben, 
nicht von vornherein alles Mögliche zugestanden werden. Sonst kommt 
man vielleicht einmal in Verlegenheit, was man ihnen außerdem noch 
gewähren soll. 

Schließlich muß mit einer wachsenden Neigung zu widerspenstigem 
Verhalten gerechnet werden. Es ist aber ein pädagogischer Erfahrungs¬ 
satz, daß es leichter ist, die Zügel, wo es nottut, zu lockern als sie nach¬ 
träglich anzuziehen. Nachgiebigkeit gegen das ungeordnete Ich hat diese 
Leute soweit sinken lassen. Man kann ihr Gebrechen nicht mit 
homöopathischen Mitteln heilen. 

Auch im weiteren Verlaufe der Zeit werden Vergünstigungen sich in 
vernünftigen Grenzen halten müssen. Es kann nicht der Sinn unserer 
Auseinandersetzung mit den Außenseitern der Gemeinschaft sein, irgend¬ 
einer Gruppe von ihnen ein selbstgenügsames Dasein zu verschaffen. Immer 
werden wir versuchen müssen, die Gewährung von Vorteilen in den Dienst 
erzieherischer Absichten zu stellen, selbst wenn diese nur auf die Erreichung 
kleinerer Ziele ausgehen. Darum sollten Vergünstigungen mit geistigem 
Inhalt bereitwilliger gewährt werden als materielle Vorteile, wobei wir 
freilich nicht verkennen, daß diese bei der primitiven Art vieler Gefangenen 
unvermeidlich sind. 

Auf die Dauer wird die Frage der Arbeit große Aufmerksamkeit be¬ 
anspruchen. Im Anfang mag eintönige Beschäftigung genügen. Später 
müßte sie, so gut wie möglich, durch Arbeitsweisen ersetzt werden, die 
körperlich wie geistig anregen und Ermüdung bringen. Wir denken hierbei 
gern an landwirtschaftliche Betätigung. 

Angeregt durch ausländische Vorbilder ist auch in Deutschland der 
Gedanke ausgesprochen worden, Sicherungsverwahrte würden am besten 
auf einer Insel untergebracht, da hier die Mauern fehlen und der Gefangene 
auf freiem Felde sich verhältnismäßig gelöst Vorkommen könne. Sollte es 
nicht auch bei uns möglich sein, eine geeignete Landschaft mit natürlicher 
Abschnürung vorzufinden, in der sich eine solche Anstalt errichten ließe? 

Im Laufe der Zeit wird es wohl zur Ausbildung verschiedener Haus¬ 
typen kommen, ähnlich wie es in Heil- und Pflegeanstalten und Arbeits¬ 
häusern der Fall ist. Wir stellten ja schon die Eingangsabteilung und den 
gelockerten Vollzug einander gegenüber. Allerdings glauben wir, daß diese 
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Entwicklung im eigenen Bereiche der einzelnen Sicherungsanstalt oder doch 
mehrerer Anstalten vor sich gehen sollte, so daß der einzelne Gefangene 
von Anfang bis zu Ende einem einheitlich gelenk¬ 
ten Vollzüge unterstellt wäre. Hierbei möchten wir keineswegs die 
hoffnungsvolleren Fälle ohne weiteres der Abteilung mit erleichterten Be¬ 
dingungen zugeführt wissen. Wir würden es nicht für einen inneren 
Widerspruch halten, daß gerade sie (wenn es sich praktisch nur irgendwie 
durchführen, ließe) besonders strengen Forderungen unterworfen würden 
und schon in der Anstalt Gelegenheit zu wirklicher Bewährung erhielten. 

Ob und in welchem Umfange auch an ein Altersheim zu denken ist, 
muß die Entwicklung lehren. Es gibt Fälle, in denen sich selbst an be¬ 
tagten Menschen gleichsam eine Spät- oder Nachblüte der Kriminalität 
offenbart, die mit erheblicher Gefährlichkeit verbunden ist. (Findet sich 
doch unter den Verwahrten in Brandenburg eine nicht geringe Zahl 
rüstiger alter Männer.) In anderen Fällen ist für eine mildere Be¬ 
urteilung des älteren Verwahrten Raum. Sollte nicht auch schon darin 
ein großer kriminalpolitischer Vorteil liegen, daß der Verbrecher so lange 
(und seien es auch ein paar Jahrzehnte) aus der Gemeinschaft heraus¬ 
gehoben wird, bis seine Gemeingefährlichkeit nur noch in geringerem 
Maße bestände? Nach einer langen Dauer der Sicherungsverwahrung ist 
seine Lebens- und Entschlußkraft vielleicht gebrochen. Damit ist zwar 
die sittliche Wandlung nicht verbürgt, sondern oft nur eine Scheinbesserung 
eingetreten. Aber die Kriminalität zeigt dann vielleicht nicht mehr die 
bedenklichen Züge, die sie in den Jahren der Vollkraft darhot, und dem 
altersschwachen Manne sollten, wo es sich verantworten läßt, ähnliche 
Milderungen zuteil werden wie der Jugend. 


Der Verwahrungsvollzug 

in der Sicherungsanstalt Waldheim 

von Oberregierungsrat Dr. Schiefer, Waldheim 

Die Verordnung des Sächsischen Justizministeriums über den Vollzug 
der Sicherungsverwahrung (SVVO.) vom 13. Juni 1934 übertrug der Straf¬ 
anstalt Waldheim die Aufgaben einer Sicherungsverwahrungsanstalt. Eine 
weitere Verordnung bestimmte die beiden Westgebäude der Anstalt I 
(Männeranstalt) als (vorläufige) Vollzugsanstalt für alle männlichen 
Personen, gegen die ein sächsisches oder thüringisches Gericht auf Siche¬ 
rungsverwahrung (SV.) erkannt habe. Dagegen beschränkte sich der Voll¬ 
zug der SV. an weiblichen Verurteilten zunächst auf die von einer 
sächsischen Vollstreckungsbehörde eingewiesenen Personen und wurde erst 
1936 auch auf die Verurteilten des Oberlandesgerichtsbezirkes Jena er¬ 
streckt. Die weiblichen Sicherungsverwahrten fanden in einem Zellen¬ 
flügel der Anstalt II (Frauenanstalt) Aufnahme. Seit 1. Oktober 1936 
diente die Anstalt auch zur Aufnahme der aus dem Oberlandesgerichts¬ 
bezirk Naumburg eingewiesenen männlichen und weiblichen Sicherungs¬ 
verwahrten. 

Die Einlieferung von Sicherungsverwahrten setzte am 23. Mai 1934 
ein und nahm bis Ende Januar 1937 folgenden Verlauf: 
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Zahl der Eingelief erteil 
aus dem OLG-Bezirk 

1934 

1935 

1936 

Januar 

1937 

insges. 

Dresden 

Männer 

Frauen 

25 

2 

49 

2 

39 

2 

4 

117 

6 

Jena 

Männer 

Frauen 

46 

25 

29 

3 

— 

100 

3 

Naumburg 

Männer 

Frauen 

— 

— 

24*) 

1 

1 

1 

25 

2 


73 76 98 6 253 

*) davon 3 in Köln, Bonn und Düsseldorf verurteilt. 

Im Gegensatz zu den thüringischen Gerichten zögerten die sächsischen 
Gerichte zunächst mit der nachträglichen Anordnung der SV., auch in der 
Folgezeit trat kein völliger Ausgleich ein. Auf 100 000 Einwohner entfielen 
an Einlieferungen von Sicherungsverwahrten beiderlei Geschlechts: aus 
dem OLG.-Bezirk Dresden (5 196 652 Einwohner) 2,4, aus dem OLG.-Bezirk 
Jena (1 708 941 Einwohner) 6,1 x ). 

Die normale Belegungsfähigkeit der Sicherungsanstalt für Männer 
beträgt 200, davon ein Viertel in Zellenhaft, drei Viertel in Gemeinschafts¬ 
haft. Nachdem diese Belegungszahl erheblich überschritten war, wurden 
im Dezember 1936 zunächst 75, in den Monaten Februar bis April 1937 
die übrigen männlichen Sicherungsverwahrten in die Sicherungsanstalt 
Gräfentonna, im April 1937 ferner die weiblichen Sicherungsverwahrten in 
die Sicherungsanstalt Aichach übergeführt. Einlieferungen von Sicherungs¬ 
verwahrten in die Anstalt Waldheim sind nach dem 31. Januar 1937 nicht 
mehr erfolgt. 

In die Sicherungsanstalt Waldheim wurden außerdem vorübergehend 
fünf Männer aufgenommen, über die die sächsische Kriminalpolizei die 
vorbeugende Verwahrungshaft angeordnet hatte. Davon wurde ein Ver¬ 
wahrter nach einer Verwahrungsdauer von einem Jahre entlassen, die 
übrigen wurden mit der Räumung der Sicherungsanstalt anderwärts 
untergebracht. 

Die für den Vollzug der SV. in der Sicherungsanstalt Waldheim 
geltenden Bestimmungen sind im wesentlichen in der Sächsischen SWO. 
vom 13. Juni 1934 enthalten, im einzelnen ergänzt durch die Ausführungs¬ 
vorschriften der Anstaltsleitung. Die SWO. baut zwar auf der Verord¬ 
nung des Reichsministers der Justiz vom 14. Mai 1934 über den Vollzug 
von Freiheitsstrafen und von Maßregeln der Sicherung und Besserung, 
die mit Freiheitsentziehung verbunden sind, auf, führt aber im einzelnen 
durch enge Anlehnung an die sächsische Strafvollzugsordnung vom 25. Sep¬ 
tember 1933 (Sächs. Ges. Bl. 155) zu einer besonderen, mit den Reichs¬ 
bestimmungen nicht völlig übereinstimmenden Regelung. 

Über diese Regelung und die damit in der Sicherungsanstalt Wald¬ 
heim gemachten Erfahrungen ist folgendes zu berichten 2 ): 

1. Sichere Verwahrung 

An der Spitze der Regelung steht der Grundsatz der sicheren Ver¬ 
wahrung (Reichsverordnung Art. 3, II, § 16). Er ist das Fundament jener 
vom nationalsozialistischen Staat geschaffenen Einrichtung, die das Inter- 

1) Urteile der thüringischen Gerichte, die Verhängung der SV. nicht gerechtfertigt 
hätten, konnten nicht gefunden werden. 

2) Dieser Anfang Februar 1937 erstattete Bericht befaßt sich im wesentlichen mit 
der Ausgestaltung des Verwahrungsvollzuges. Die Auswertung des Gefangenenmaterials 
in kriminologischer, auch krimlnalbiologischer Hinsicht erfolgte lm Reichsjustizministerium 
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esse der Volksgesamtheit über das Einzelinteresse stellt, deshalb den Volks¬ 
schädling aus der Volksgemeinschaft entfernt und durch Verwahrung un¬ 
schädlich macht. Die unbedingte Sicherheit der Verwahrung und damit 
die Verhütung des Entweichens muß der Leitgedanke aller Einrichtungen 
der Sicherungsanstalt sein; ihm haben sich alle übrigen Probleme der SV. 
unterzuordnen. Um diese Aufgabe erfüllen zu können, genügen nicht allein 
bauliche Sicherungen, die in der Anstalt Waldheim mit der Einlieferung 
von Sicherungsverwahrten besonders verstärkt worden sind, sondern es 
ist vor allem eine besonders intensive Wachsamkeit der Aufsichtsbeamten 
erforderlich, denen die Wichtigkeit dieser Aufgabe nachdrücklichst ein¬ 
geschärft werden muß. Bei der Auswahl der Gemeinschaftsverwahrten und 
der Zellengenossen für Gemeinschaftszellen bedarf die Frage der Flucht¬ 
gefährlichkeit einer besonders sorgfältigen Beachtung. Infolge derartiger 
Maßnahmen, unter denen die Verstärkung des Wachtdienstes an der Außen¬ 
mauer besonders hervorzuheben ist, sind Versuche des gewaltsamen Aus¬ 
bruches oder des Entweichens in der Sicherungsanstalt Waldheim nicht 
vorgekommen, obwohl sich unter den Sicherungsverwahrten besonders ge¬ 
walttätige, aktive und brutale Verbrecher befanden, die als Strafgefangene 
schon wiederholt, zum Teil auch mit Erfolg Ausbruchsversuche unter¬ 
nommen, sogar Vorstrafen wegen Meuterei aufzuweisen hatten und ständig 
auf Flucht sannen. Einige von ihnen mag freilich von Fluchtversuchen 
die Erkenntnis zurückgehalten haben, daß ein Untertauchen im Volke nicht 
mehr so leicht ist als vor der nationalsozialistischen Erhebung und daß 
im Falle der Wiederergreifung die Aussicht auf Entlassung — die alle 
Sicherungsverwahrten ohne Ausnahme vom Ablauf der dreijährigen Prü¬ 
fungsfrist erwarten — ganz erheblich verringert ist. 

Zu Arbeiten außerhalb der Anstalt, die nach § 42 i StGB, schlechthin, 
nach der sächsischen SWO. mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde zu¬ 
lässig gewesen wären, sind die Sicherungsverwahrten niemals verwendet 
worden. Infolge der unbestimmten Dauer der SV. ist der Anreiz zur 
Flucht für Sicherungsverwahrte — ebenso wie etwa für lebenslängliche 
Strafgefangene — ein ganz erheblich größerer als für Gefangene mit 
zeitlich befristeter Freiheitsstrafe. Die Beschäftigung außerhalb der 
Ringmauer bietet aber in jedem Falle wesentlich günstigere Fluchtmöglich¬ 
keiten als die Arbeit innerhalb der Mauern. Selbst passive, willensschwache 
Naturen, die innerhalb der Mauern kaum die Willenskraft zu gefährlichen 
Fluchtversuchen aufbringen und deshalb als weniger fluchtgefährlich ein¬ 
geschätzt werden, würden bei Außenarbeit eine Gelegenheit zur Flucht 
sich wohl kaum entgehen lassen. Sollten aber Fluchtmöglichkeiten bei 
Außenarbeit ausgeschlossen werden, so müßte die Außenarbeit mit außer- 


(vgl. Min.-Rat Dr. Schmidt. Deutsche Justiz. 1938, S. 192). Besonders hervorgehoben 
sei der hohe Anteil der (vor Vollendung des 25. Lebensjahres straffällig gewordenen) 
Frühkriminellen, und zwar 87 v. H. der männlichen, 70 v. H. der weiblichen Verwahrten, 
ferner die geringe Familienbindung (ledig: 54 v. H. Männer, 60 v. H. Frauen; geschieden 
oder getrennt: 20 v. H. Männer, 10 v. H. Frauen; verwitwet: 6 v. H. Männer). Die 
Männer hatten durchschnittlich 15, die Frauen 13 Vorstrafen aufzuweisen. Auch im 
übrigen ergab sich nach Typus und Lebenslauf der Verwahrten das gleiche Bild, wie 
es Weber (s. vorstehend) von der Anstalt Brandenburg-Görden schildert. Hinsichtlich 
der Gewichtsverhältnisse der Verwahrten können dagegen die Erfahrungen Eberhards 
(s. S. 471 ff.) nicht bestätigt werden. Bei gleicher Kost war die Gewichtszunahme der 
Sicherungsverwahrten in Waldheim noch günstiger als die der Zuchthausgefangenen, was 
sich im wesentlichen wohl aus der um zwei Stunden geringeren Arbeitszeit und der täg¬ 
lichen zusätzlichen Bewegungsstunde der Sicherungsverwahrten erklären dürfte. Obwohl 
der Kostsatz der Anstalt Waldheim seit Jahren regelmäßig niedriger als der Verpflegungs¬ 
satz der übrigen sächsischen Vollzugsanstalten ist, nahmen 52,12 v. H. der Sicherungs- 
verwnhrten an Gewicht zu, 14,83 v. H. blieben gleich, 33,06 v. H. (einschließlich der 
Kranken) nahmen ab. Für die Zuchthausgefangenen hielten sich diese drei Zahlen, von 
jahreszeitlichen Schwankungen abgesehen, etwa auf gleicher Höhe (je etwa 33 v. H.). 
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ordentlichen Sicherungsmaßnahmen verbunden werden, deren Kosten in 
der Regel dem Werte der Arbeiten nicht entsprechen würden. Sonach ist 
im Regelfälle — von den Moorlagem im Emsland abgesehen — die Außen¬ 
arbeit für Sicherungsverwahrte nicht ratsam; die Verantwortung gegen¬ 
über der Volksgesamtheit für die sichere Unterbringung der zu SV. ver¬ 
urteilten Berufs- und Gewohnheitsverbrecher kann nicht ernst genug ge¬ 
nommen werden. 

Dem Sicherungsgedanken dienen noch weitere Vorschriften der 
sächsischen SWO., insbesondere das strikte Verbot, einen Verwahrten 
einem in der Nähe tätigen Arzt (Spezialarzt) zuzuführen, ferner das Ver¬ 
bot, Verwahrte in eine außerhalb der Mauern liegende Krankenanstalt 
zu verbringen, sofern die Entweichungsmöglichkeit nicht durch die Er¬ 
krankung aufgehoben erscheint. Die Vollstreckungsbehörde darf die Voll¬ 
streckung der SV. nicht wegen Krankheit unterbrechen. Bei der Vor¬ 
führung vor eine deutsche Behörde oder der Auslieferung zu deren Ver¬ 
fügung darf der Verwahrte nicht eigene Kleidung tragen. 

Die letztere Bestimmung ist zweckmäßig und für alle Vorführungs¬ 
und Auslieferungsfälle angebracht, dagegen hat sich das Verbot der Aus¬ 
führung eines Kranken zum Spezialarzt als zu eng erwiesen, obwohl beide 
Anstalten in Waldheim über von beamteten Ärzten geleitete Kranken¬ 
abteilungen verfügen und deshalb Ausführungen zu anderen Ärzten nicht 
übermäßig häufig vorgekommen sind. Daß das Ziel der Sicherung auch 
auf andere Weise erreicht werden kann, ergeben die Auslieferungen und 
Vorführungen zu Behörden. So richtig der Gedanke ist, ohne Ansehung 
der Mehrkosten einen Spezialarzt in die Anstalt zu rufen, wenn ein flucht¬ 
verdächtiger Gefangener besonderer Behandlung bedarf, so ergeben sich 
doch Fälle, in denen der Spezialarzt zur Feststellung der Diagnose als 
auch zur Heilbehandlung medizinische Apparate und sonstige Einrichtun¬ 
gen benötigt, die er nicht mit in die Anstalt bringen kann. Das gilt für 
die Anstalt Waldheim, die über einen Röntgenapparat nicht verfügt, vor 
allem hinsichtlich der Röntgendurchleuchtung und Röntgentherapie. Es 
kommen aber auch Fälle vor, in denen aus ähnlichen Gründen eine 
schwierige Operation und Nachbehandlung in einem Krankenhause außer¬ 
halb der Anstalt durchgeführt werden muß, ohne daß die Fluchtgefahr 
bereits durch die Krankheit aufgehoben ist, z. B. bei Behandlung von 
Magengeschwüren und Krebsfällen. Dann ist die Verbringung der Ver¬ 
wahrten in das Krankenhaus unvermeidlich. Es genügt eine Regelung 
oder auch nur Handhabung, die die Ausführung oder Auslieferung wegen 
Krankheit auf dringende Fälle beschränkt und durch besondere Maßnahmen 
der Bewachung sichert. Die Entscheidung hierüber ist aus Zweckmäßig¬ 
keitsgründen nicht der Aufsichtsbehörde zu übertragen, sondern dem An¬ 
staltsleiter zu überlassen, vollends da die Frage der Dringlichkeit der 
spezialärztlichen Untersuchung oder Behandlung ohnehin nur vom Arzte 
beurteilt werden kann und die Auswahl der besonderen Sicherungsmittel 
zu den verantwortlichen Aufgaben des Anstaltsleiters gehört. Im übrigen 
ergibt sich das gleiche Problem für Strafgefangene, die etwa wegen erheb¬ 
licher oder sogar lebenslänglicher Dauer ihrer Strafe oder aus anderen 
Gxünden — auch wegen nachfolgender SV. — in dem gleichen Grade 
fluchtgefährlich sind wie Sicherungsverwahrte. Für Strafgefangene be¬ 
stehen aber derartige einengende Vorschriften nicht und haben sich bisher 
auch nicht als notwendig erwiesen, obwohl das Männerzuchthaus Waldheim 
nur Vorbestrafte sowie Erstbestrafte von mindestens vier Jahren Straf- 
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dauer aufnimmt. Für die Unterbringung Geisteskranker steht eine im 
Schutzbereich der Straf- und Sicherungsanstalt liegende Landesheil- und 
Pflegeanstalt zur Verfügung. 

Die weitere Vorschrift der sächsischen SVVO., daß der Verwahrte 
in keinem Falle entlassen werden dürfe, ohne daß das zuständige Gericht 
die Entlassung angeordnet habe, konnte nicht Beachtung finden in Fällen, 
in denen die Vollstreckungsbehörde nach § 456 a StPO, von weiterer Voll¬ 
streckung der SV. wegen Auslieferung des Verurteilten an eine aus¬ 
ländische Regierung oder Verweisung aus dem Reichsgebiet absah. 

2. Trennungsgrundsatz 

Die völlige Trennung der Verwahrten nach dem Geschlecht war 
durch die Unterbringung in den beiden räumlich getrennten Anstalten I 
und II gewährleistet. Dagegen hat sich die vorgeschriebene vollständige 
Trennung der Sicherungsverwahrten von den Strafgefangenen nicht durch¬ 
führen lassen. Die der SV. dienenden Westgebäude der Anstalt I sind 
lediglich durch einen schmalen Hof von dem übrigen Gebäudekomplex 
getrennt, im Westgebäude A befinden sich überdies die Räume der Dienst¬ 
grundstückverwaltung und Küche sowie Lagerräume der Wirtschaftsver- 
waltung, die der gesamten Vollzugsanstalt dienen. Wenn schon die 
Belegungen der Sicherungsanstalt bei der Bewegung im Freien und beim 
Gottesdienst von den Strafgefangenen gesondert gehalten werden, so bringt 
doch die Benutzung gemeinsamer Anstaltseinrichtungen, vor allem des 
Krankenhauses, ohne weiteres die Möglichkeit mit sich, daß Strafgefangene 
und Sicherungsverwahrte sich nahe kommen. Gegenseitige Verständigungen 
und Kaupeleien lassen sich jedoch durch ausreichende, wachsame Aufsicht 
verhindern. 

Innerhalb der Sicherungsanstalt selbst aber wurde der Grundsatz der 
Trennung dadurch bewußt durchbrochen, daß zu den Arbeiten der Zellen- 
und Badewärter, Hausgänger, Brotschneider und Barbiere lediglich Zucht¬ 
hausgefangene verwendet wurden, die während der Freizeit und nachts in 
gesonderten Zellen untergebracht wurden. Diese Einrichtung hatte sich 
anfangs zwangsläufig daraus ergeben, daß die zunächst eingelieferten 
wenigen Sicherungsverwahrten in Zellen des Zuchthauses untergebracht und 
deshalb von den bisherigen Wärtern des Zellenhauses betreut werden 
mußten. Dabei ergab sich, daß die für die Vertrauensstellung besonders 
ausgewählten, vertrauenswürdigen, in der Regel erstbestraften Zellen¬ 
wärter des Zuchthauses schon von sich aus ganz besonders auf Abstand 
gegen die Sicherungsverwahrten hielten, da sie mit Gewohnheits- und 
Berufsverbrechern nicht auf eine Stufe gestellt sein wollten. Die Siche¬ 
rungsverwahrten ihrerseits sind in der Regel der Meinung, nach Verbüßung 
der Freiheitsstrafe mindestens Anspruch auf bevorzugte Behandlung 
gegenüber den Strafgefangenen, die ihre Straftat erst noch zu sühnen 
haben, erheben zu können, und sehen daher die Strafgefangenen als „Auf¬ 
seher“ besonders ungern. Die hieraus sich ergebende Kluft bildete einen 
recht wirksamen Schutz gegen Kaupeleien oder sonstigen unerlaubten Ver¬ 
kehr zwischen Wärtern und Verwahrten und machte zugleich die Wärter zu 
wertvollen Helfern der Aufsichtsbeamten. Durch rechtzeitige Meldung be¬ 
obachteter Unregelmäßigkeiten haben diese Wärter Fluchtvorbereitungen 
unterbinden helfen. Diese günstigen Erfahrungen mit Strafgefangenen 
wurden noch unterstrichen durch ungünstige Erfahrungen mit Sicherungs¬ 
verwahrten, die fast ausnahmslos sich als Leidensgefährten und gemein¬ 
same Opfer der Gesetzgebung betrachten und daher zumeist Zusammen¬ 
halten. Das führte u. a. zu folgendem Vorkommnis: 
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Ein Sicherungsverwahrter war in der Nacht im gemeinsamen Schlaf¬ 
saal von anderen Verwahrten als angeblicher Verräter schwer bedroht 
worden. Als der Bedrohte den neben der Alarmklingel liegenden Schlaf¬ 
saalältesten, einen Sicherungsverwahrten, um Alarmierung der Nacht¬ 
dienstbeamten anrief, machte dieser mit der Schlafsaalbelegschaft gemein¬ 
same Sache und verweigerte die Alarmierung der Beamten. Er stritt 
hinterher ab, den Notruf gehört zu haben. 

Auf Grund dieser Erfahrungen sind weiterhin Zuchthausgefangene 
als Wärter verwendet worden; es ist aber selbstverständlich, daß ihnen 
nicht etwa eine Stellung eingeräumt wurde, die über die eines Wärters 
hinausging. Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß diese Maßnahme, 
die sich hier bewährt hat, nicht ohne weiteres in Anstalten angewendet 
werden kann, die ausschließlich dem Vollzug der SV. dienen. 

3. Stufenvollzug 

Die sächsische SWO. schreibt den Vollzug der SV. in Stufen vor, 
obwohl die Reichsverordnung in Art. 3, II § 17 den 6. Abschn. der Voll¬ 
zugsgrundsätze von 1923, der vom Stufenvollzug handelt, nicht zu den 
anwendbaren Vorschriften erklärt. Der Grundsatz des Stufenvollzuges, 
der auf sittliche Förderung und Erziehung des Gefangenen durch all¬ 
mähliche Milderung des Straf Zwanges und Vorbereitung auf die Freiheit 
abzielt, ist für die SV. unbrauchbar, da die Sicherungsverwahrten fast 
ohne Ausnahme asoziale oder antisoziale, einer inneren Erziehung in der 
Regel nicht zugängliche Elemente sind. Die SWO. hat nun sicher¬ 
lich trotz der Verwendung des Stufenbegriffes nicht den eigentlichen 
Stufenvollzug, sondern lediglich eine Klassifizierung der Sicherungs¬ 
verwahrten nach Fleiß und Führung im Auge gehabt; denn sie stellt die 
Aufstufung der Verwahrten aus der Unterstufe in Mittel- und Oberstufe 
lediglich auf genügenden Fleiß und gute Führung, nicht aber auf eine 
innere Wandlung des Verwahrten und damit auf eine günstige soziale 
Prognose für die Zukunft ab. Da aber fast alle vorgesehenen Vergün¬ 
stigungen bereits der Unterstufe zufallen und selbst die Fristen für den 
Verkehr mit der Außenwelt für alle Stufen die gleichen sind, genügt die 
getroffene Regelung auch nicht unter dem Gesichtspunkt eines bloßen 
Disziplinarklassensystems. Die Aussicht auf eine Aufstufung, deren Be¬ 
deutung sich im wesentlichen im Wechsel der Farbe der Abzeichen erschöpft, 
bietet dem Verwahrten keinen genügenden Anreiz zu besonderer Ver¬ 
besserung seiner Leistung und Führung. Dazu kommt, daß die vor¬ 
geschriebene Aufstufungsfrist drei Jahre beträgt, mithin zusammenfällt 
mit der in § 42 f StGB, vorgesehenen gerichtlichen Prüfungsfrist. Die Auf¬ 
stufung kann daher nur im Falle der gerichtlichen Ablehnung der Ent¬ 
lassung aus der SV. erfolgen. Der Verwahrte erwartet aber vom Ablauf 
jener Frist nicht eine andersfarbige Hals- und Armbinde, auch nicht ledig¬ 
lich einzelne Vergünstigungen als Gefangener, sondern die Entlassung aus 
der Verwahrung. Die Aufstufung kann ihm keinen Trost für die Verwei¬ 
gerung der Entlassung bieten, in der Anerkennung seiner Leistung und 
Führung durch die Aufstufung wird er lediglich einen Widerspruch zu der 
die Entlassung ablehnenden gerichtlichen Entscheidung und somit eine 
Rechtfertigung seiner die Verwahrung ablehnenden Einstellung erblicken. 
Auf diese Weise können also weder Zucht und Ordnung, noch etwa gar 
die für das Stufensystem vorauszusetzende Empfänglichkeit für den Ver¬ 
wahrungsvollzug gefördert werden. Ähnlich wäre die Wirkung auch, wenn 
die Stufungsfrist kürzer als drei Jahre wäre und der Verwahrte schon vor 
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der Prüfung der Entlassungsfrage die Bestätigung einwandfreier Anstalts¬ 
führung durch eine Aufstufung erhalten hätte. Im übrigen ist es ein schwer 
zu lösendes Problem, eine Verwahrung von unbefristeter, nicht voraus¬ 
sehbarer Dauer in Zeitspannen von bestimmter Dauer, wie sie für das 
Stufensystem unentbehrlich erscheinen, zu zerlegen. Die sächsichen Vor¬ 
schriften über den Stufenvollzug sind ohne praktische Bedeutung geblieben, 
weil die Aufstufungsfrist von drei Jahren in keinem Falle der Unter¬ 
bringung in der Anstalt Waldheim erreicht worden ist. Im übrigen haben 
die bisherigen Erfahrungen gezeigt, daß nicht nur auf das Stufensystem, 
sondern auch auf ein an bestimmte Fristen gebundenes Disziplinarklassen- 
system verzichtet werden kann 3 ). 

4. Vergünstigungen 

Nicht völlig entbehrlich dagegen für die Aufrechterhaltung und För¬ 
derung von Zucht und Ordnung ist die Gewährung von Vergünstigungen 
nach Fleiß und Führung. 

Die Reichsvollzugsgrundsätze führen einzelne Vergünstigungen, die 
sich der Untergebrachte nur durch Fleiß und gute Führung verdienen 
kann, nicht auf. Sie lassen zwar in der Generalklausel des § 23 derartige 
von Bewährung abhängige Vergünstigungen zu, sofern sie dem Emst und 
dem Zweck und Ziel der SV. nicht widersprechen. Dagegen sind an die 
auch als „Vergünstigungen“ (§23) bezeichneten, im einzelnen auf geführten 
Befugnisse des Einkaufes von Zusatznahrungsmitteln und Genußmitteln 
(§ 19) sowie der Beschaffung und Benutzung von eigenem Lesestoff (§ 21), 
ebenso an den terminsmäßigen Verkehr mit der Außenwelt (§22) keinerlei 
Bedingungen geknüpft. Die Vorschriften sind teils zwingend, teils fakul¬ 
tativ, der Einkauf von Zusatznahrungs- und Genußmitteln ist von Beginn 
der Verwahrung an zulässig. Es handelt sich somit nicht um eigentliche 
Vergünstigungen, die sich ein Verwahrter verdienen kann, sondern um die 
unterschiedliche Stellung der Verwahrten gegenüber Strafgefangenen, so¬ 
mit um wesentliche, auf alle Verwahrten ohne weiteres sich erstreckende 
Einrichtungen des Verwahrungsvollzuges. Soweit diese Sonderstellung der 
Verwahrten nicht auf zwingenden Vorschriften beruht, bestehen keine 
rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse, die Gewährung solcher Ver¬ 
günstigungen — da sie ja überhaupt unterbleiben kann — wenigstens von 
Bewährung des Verwahrten abhängig zu machen und Mißbrauch der Ver¬ 
günstigungen oder sonstige Ordnungswidrigkeiten mit Entziehung zu 
bestrafen. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist für die Sicherungsanstalt Waldheim 
im einzelnen folgende Regelung getroffen worden: 

a) Einkauf von Genußmitteln 

Der Einkauf von Zusatznahrungsmitteln und Genußmitteln wird zwar 
nicht an eine vorausgehende Bewährungsfrist geknüpft, kann aber, wenn 
es der Verwahrte an Fleiß und guter Führung fehlen läßt, gesperrt werden. 
Der Verwahrte muß die zum Einkauf erforderlichen Mittel haben, ferner 
müssen mindestens 5 als Entlassungsguthaben sichergestellt sein. Er 
darf sowohl Hausgeld als auch Eigenmittel verwenden. — Von 158 Ver- 

3) Wertvoll und auf die Dauer wahrscheinlich kaum entbehrlich erscheint mir da¬ 
gegen ein qualifiziertes Ausleseverfahren, wie es Min.-Rat Dr. Eichler vorschläsrt (Deutsche 
Justiz, 1988, S. 268). Da aber in den meisten Fällen der SV. die Kriminalität vor¬ 
wiegend anlagebedingt iist, wird man — entgegen Fratzscher, s. S. 469 ff. — selbst in einem 
solchen Vollzugsverfahren, die „sich gleichbleibende, strenge und zufriedenstellende Arbeits¬ 
verrichtung" noch nicht als ein ausreichend verläßliches Erkennungszeichen der Ent¬ 
lassungsreife ansehen dürfen. 
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wahrten verfügten am 31. Januar 1937 41 über eigene Mittel von min¬ 
destens 2 Mit. — Der Einkauf wird in Höhe von höchstens 2 MH im Monat 
zugelassen und beschränkt sich im wesentlichen auf Zucker, Kunsthonig, 
Marmelade, Zwiebeln, einfache Wurstsorten, je nach Jahreszeit auch 
Tomaten oder Äpfel, ferner Butter, Fett und Margarine, soweit erhältlich. 
Hinzu kommen Kau- und Schnupftabak, nicht aber Rauchwaren. 

Raucherlaubnis wird sowohl wegen der damit verbundenen Feuers¬ 
gefahr als auch wegen der Gefahr der Verschiebung von Rauchwaren an 
Strafgefangene grundsätzlich nicht erteilt. Die Reichsgrundsätze sehen 
die Raucherlaubnis zwar nur in. einer Kann-Vorschrift vor, die Verwahrten 
kennen aber diese Bestimmung sehr gut und berufen sich gern hierauf, 
zahlreiche Verwahrte wollen bei ihrer Verurteilung ausdrücklich vom 
Gericht auf die Annehmlichkeit der Raucherlaubnis hingewiesen worden 
sein. Die Aufhebung jener Vorschrift, die praktisch keine Bedeutung ge¬ 
wonnen haben dürfte, ist daher dringend erwünscht. Raucherlaubnis ist 
für Gewohnheits- und Berufsverbrecher ebensowenig am Platze wie etwa 
der Genuß geistiger Getränke, im Vordergrund muß der Gedanke der 
Sicherheit der Anstalt stehen. 

Anders liegen die Dinge hinsichtlich des Genusses von Kau- und 
Schnupftabak. In Abweichung von den Reichsvollzugsgrundsätzen be¬ 
schränkt die sächsische SWO. solchen Genuß auf Verwahrte der Mittel- und 
Oberstufe, — die einzige vorgesehene Vergünstigung dieser beiden Stufen 
gegenüber der Unterstufe. Diese Beschränkung ist, wie die Erfahrung 
ergeben hat, einem reibungslosen Verwahrungsvollzug hinderlich. Fast alle 
Sicherungsverwahrten sind durch die vorausgegangenen Freiheitsstrafen 
an Priemgenuß, der sowohl im Zuchthaus Waldheim wie in anderen Straf¬ 
anstalten als Vergünstigung zugelassen ist, gewöhnt. Nichts entbehren sie 
nach der Überführung in die Sicherungsanstalt mehr als den Kautabak, 
nichts kann ihre Verbitterung gründlicher steigern als die Versagung des 
Priemgenusses. Daher richten sich alle Anstrengungen darauf, von Zucht¬ 
hausgefangenen, unter denen sie gute Freunde haben, heimlich diese Kost¬ 
barkeit zu erlangen. Da es sich nicht lediglich um die Wünsche einzelner 
handelte, wurde zunächst versucht, Ersatz zu bieten. Der zu diesem Zwecke 
zugelassene Kaugummi genügte aber nicht, die Sicherungsverwahrten von 
ihrer Gier nach Kautabak zu heilen. Schließlich ist der Einkauf von Priem, 
ersatzweise von Schnupftabak, unter den gleichen Voraussetzungen wie der 
übrige Einkauf, jedoch unter der weiteren Bedingung einer zunächst drei¬ 
monatigen Bewährung zugelassen worden. Es dürfen bis zu vier Rollen 
Priem oder 2 Päckchen Schnupftabak im Monat gekauft werden, deren 
Kosten in die Einkaufsgrenze von 2 MK fallen. Mit dieser Regelung, die 
dem § 19 Abs. 2 der Reichsgrundsätze entspricht, jedoch nicht einmal eine 
durch diese Reichsvorschriften erstrebte Besserstellung der Sicherungs¬ 
verwahrten gegenüber den Strafgefangenen bedeutet und nach den säch¬ 
sischen Stufenvorschriften wenigstens als eine zulässige, freilich verall¬ 
gemeinerte Vorausvergünstigung auf die Mittelstufe gerechtfertigt werden 
kann, haben sich mancherlei disziplinelle Schwierigkeiten behoben. 
Hygienische oder sonstige Bedenken gegen die Zulassung von Kau- und 
Schnupftabak sind nicht begründet. Daß sich die Sicherungsverwahrten 
guter Führung befleißigen, um die Erlaubnis zum Genuß von Kau- und 
Schnupftabak zu erlangen, geht aus der Tatsache hervor, daß von 140 Ver¬ 
wahrten, die am 31. Januar 1937 länger als drei Monate in der Anstalt 
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untergebracht waren, 108 die Priemerlaubnis und 15 die Erlaubnis zum 
Genuß von Schnupftabak hatten. Die Entziehung der Priemerlaubnis 
erweist sich als eine wirksame Hausstrafe. Welchen Wert die Verwahrten 
der Priemerlaubnis beilegen, erhellt auch aus folgendem Vorfall vom Juli 
1936: 


Wegen einer Disziplinlosigkeit in einer Gemeinschaft von 
40 Sicherungsverwahrten hatte der Abteilungsleiter der gesamten Gemein¬ 
schaft die Priemerlaubnis auf einen Monat entzogen, und diese Hausstrafe, 
weil während ihrer Bekanntgabe Widerspruch laut wurde, auf zwei Monate 
erhöht. Darauf traten 26 von diesen Untergebrachten in den Hungerstreik, 
um die Aufhebung der Strafe zu erzwingen. Die Streikenden wurden isoliert 
und gaben je nach dem Grade ihrer Hartnäckigkeit teils sofort, teils nach 
und nach die Selbstzüchtigung ihres Magens auf. In der sich anschließen¬ 
den Arreststrafe fanden sie Gelegenheit, eine unfreiwillige Kostschmä¬ 
lerung zu erproben. Dieser Hungerstreik war die einzige gemeinschaftliche 
Auflehnung von Sicherungsverwahrten gegen Maßnahmen der Anstalts¬ 
verwaltung und richtete sich bemerkenswerterweise gegen die Entziehung 
des Priemgenusses. 

b) Lesestoff 

Den Sicherungsverwahrten wird nach den sächsischen Vorschriften 
neben der Benutzung der Anstaltsbücherei gestattet, mit Genehmigung des 
Anstaltsvorstandes Bücher und andere Druckschriften, die für die Auf¬ 
nahme in die Anstaltsbücherei geeignet sind, sich selbst zu beschaffen und 
zu dauerndem Gebrauche zu behalten, auf eigene Kosten auch eine in 
deutscher Sprache erscheinende Zeitung oder Zeitschrift zu halten. Der 
Inhalt der Druckschriften wird nach den Richtlinien des § 107 der Reichs¬ 
strafvollzugsgrundsätze überprüft, Mißbrauch der Befugnis führt zu vor¬ 
übergehendem, nötigenfalls auch dauerndem Entzug der Erlaubnis. Im 
übrigen erfolgt Zurückweisung oder Entziehung von Lesestoff auch wegen 
Gefährdung der Ordnung und Sicherheit; insbesondere werden Atlanten, die 
in der Regel Fluchtabsichten fördern, nicht zugelassen, ferner wird die 
Überlassung von Gesetzbüchern an Prozeßquerulanten beschränkt. 

c) Selbstbeschäftigung 

Selbstbeschäftigung wird den Verwahrten nur in der Freizeit ge¬ 
stattet. Die Genehmigung zur Freizeitbeschäftigung wird erst nach Be¬ 
währung in einer aus Zweckmäßigkeitsgründen allerdings kurzen Wartezeit 
von einem Monat bewilligt, Mißbrauch wird mit vorübergehendem oder 
dauerndem Entzug geahndet. Im allgemeinen wird die gleichzeitige Aus¬ 
übung von zwei der folgenden Beschäftigungsarten zugelassen: Schreiben, 
Deutsch und Rechtschreibung, Zeichnen und Malen (nicht in Ölfarben). 
Kurzschrift, Rechnen, verbreitete Fremdsprachen des europäischen Kultur¬ 
kreises, Knüpfarbeiten, Sticken und Stricken, für weibliche Verwahrte auch 
Handarbeiten. Nicht zugelassen werden Scherenschnitte und Bastelarbeiten, 
ferner Arbeiten, für die der für den Verwahrten verfügbare Raum nicht 
ausreicht, die im Fertigzustand keine genaue Prüfung auf ihren Urzustand 
zulassen oder nur schwer zu beschaffende Vorlagen und Zutaten erfordern. 
Es wird nur Material zugelassen, das die Anstalt selbst besorgt hat. Die 
Verwahrten dürfen hierfür nur eigene Mittel oder Hausgeld bis zu monat¬ 
lich 1 8W. aufwenden. 
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d) Weitere Besonderheiten 

Zu den Vorteilen, die den Sicherungsverwahrten ohne weiteres ge¬ 
währt werden, kommt noch eine zweite tägliche Bewegungsstunde im 
Freien. Diese Maßnahme ist eingeführt worden, weil die durch die SWO. 
vorgeschriebene Pflichtarbeitszeit der Sicherungsverwahrten nur acht 
Stunden beträgt, die der Zuchthausgefangenen dagegen zehn Stunden. Die 
überschüssige Freizeit der Verwahrten muß in zweckmäßiger Weise aus¬ 
gefüllt werden. Eine Verlängerung der Nachtruhe um zwei Stunden wäre 
nicht angebracht, würde sich auch schlecht in die Regelung des Aufsichts¬ 
dienstes der Beamtenschaft einfügen. 

Die geschilderten Vorteile und Vergünstigungen der Sicherungs¬ 
verwahrten vor den Strafgefangenen haben sich als völlig ausreichend 
erwiesen, erscheinen andererseits aber auch nötig, da eine große Zahl der 
Sicherungsverwahrten aus der Mittelstufe des Zuchthauses kommt und dort 
bereits im wesentlichen die gleichen Vergünstigungen als Stufenvergün¬ 
stigungen genossen hat. Eine weitere Häufung oder allmähliche Steigerung 
von Vergünstigungen ist weder notwendig noch als Belohnung für ein Ver¬ 
halten, zu dem der Verwahrte ohnehin verpflichtet ist, zu rechtfertigen. 

Sehr praktisch und vereinfachend wirkt die Reichsvorschrift, die die 
Fristen für den gesamten Verkehr mit der Außenwelt für alle Verwahrten 
auf die gleiche Dauer bemißt. Diese Einheitlichkeit entspricht der Ablehnung 
des Stufengedankens; für den Gesichtspunkt der Disziplin genügt es, daß 
die Verkehrserlaubnis aus Ordnungsgründen beschränkt oder entzogen 
werden kann. Eine Verkürzung der Fristen — die mit den für die Zucht¬ 
hausgefangenen der Mittelstufe geltenden Fristen übereinstimmen — 
würde eine erhebliche Mehrbelastung der Zensurstelle und eine un¬ 
erwünschte Erhöhung der Portoausgaben des Verwahrten herbeiführen, 
wäre überdies keinesfalls notwendig, da eine erhebliche Anzahl von Ver¬ 
wahrten nicht in Beziehungen zu Angehörigen steht, für dringende Fälle 
sowie für den Schriftverkehr mit Behörden die Fristen aber ohnehin nicht 
gelten. 

Zu billigen ist auch das Verbot, den Untergebrachten die Benutzung 
eigenen Bettlagers, eigener Wäsche und Kleidung sowie Selbstbeköstigung 
zu gestatten. Eigene Kleidung darf schon aus Gründen der Sicherheit 
keineswegs zugelassen werden. Die Kleidung der Verwahrten ist die gleiche 
wie die der Zuchthausgefangenen; der einzige Unterschied war zunächst 
ein blauer Kragen an der braunen Tuchjacke der männlichen Verwahrten, 
seit Einführung der schwarzfarbigen Tuchkleidung für Zuchthausgefangene 
und Sicherungsverwahrte (VO. d. RJM. vom 6. April 1936) ein hellgrüner 
Streifen am rechten Ärmel der Jacke an Stelle des gelben Streifens der 
Zuchthausgefangenen. 

Im übrigen ist die Regelung des Verwahrungsvollzuges dem Straf¬ 
vollzug allenthalben angeglichen. Unzuträglichkeiten sind hieraus nicht 
entstanden, für eine Anstalt mit Straf- und Verwahrungsgefangenen ist 
diese gleichmäßige Regelung besonders praktisch. Unterricht ist an 
Sicherungsverwahrte nicht erteilt worden. 

5. Beschäftigung der Sicherungsverwahrten 

Von außerordentlicher Bedeutung für einen geordneten Vollzug der 
Sicherungsverwahrung ist die ausreichende, möglichst intensive Beschäf¬ 
tigung der Verwahrten. 



458 


Eine Verlängerung der vorgeschriebenen Pflichtarbeitszeit von acht 
auf zehn Stunden erscheint angebracht, um den Tag noch besser als bisher 
mit nützlicher Arbeit auszufüllen und von gedanklicher oder tatsächlicher 
Beschäftigung mit unerwünschten Dingen abzulenken. Es ist auch zu 
berücksichtigen, daß die Gefangenen im allgemeinen erheblich weniger 
intensiv arbeiten als freie Arbeiter, abgesehen von dem meist geringen 
Wert und Ertrag der Arbeiten. Die Verlängerung der Arbeitszeit ist frei¬ 
lich praktisch wirkungslos, wenn es nicht gelingt, genügend geeignete 
Arbeit zu beschaffen. Die Arbeitsbeschaffung für Sicherungsverwahrte ist 
nicht minder wichtig als für Strafgefangene. 

In der Sicherungsanstalt Waldheim konnten die Verwahrten nur mit 
Stanzen und Aufnähen von Knöpfen, Sortieren und Zerlegen von Alt¬ 
material und Bearbeiten von Abfällen, die Zellengefangenen zeitweise mit 
Fedemschleißen beschäftigt werden. Es fehlte die Möglichkeit der Be¬ 
schäftigung der Verwahrten in Werkstätten des Zuchthauses — wo viele 
von ihnen vorher als Strafgefangene beschäftigt waren — und damit die 
Heranziehung eines Teiles der Gefangenen zu anregenden, teils auch 
schweren körperlichen Arbeiten, durch die ein gewisser Ausgleich für die 
nicht angebrachte Außenarbeit hätte geschaffen werden können. Auch eine 
Beschäftigung im Freien innerhalb der Anstaltsmauem ist in Waldheim 
aus besonderen Gründen nicht möglich. Die wenigen für die Sicherungs¬ 
verwahrten in Betracht kommenden Scheuerarbeiten fallen nicht ins 
Gewicht. 

Arbeiten, zu denen gefährliche Werkzeuge verwendet werden müssen, 
sind aus Sicherheitsgründen möglichst zu vermeiden, lassen sich aber nicht 
völlig ausschließen. 

Ein ansehnlicher Teil der Verwahrten ist für schwere körperliche 
Arbeiten nicht tauglich. Nach den Erfahrungen in Waldheim sind min¬ 
destens 25 v. H. der Verwahrten nicht voll arbeitsfähig, ein kleiner Teil 
davon ist körperlich völlig minderwertig oder altersgebrechlich, u. a. 
wurden drei Verwahrte mit offener Lungentuberkulose eingeliefert. 

Für die Bemessung der Arbeitsbelohnungssätze ist eine Gleichstellung 
der Sicherungsverwahrten mit Zuchthausgefangenen am Platze. Wie die 
Zuchthausgefangenen haben auch die Sicherungsverwahrten ihre Kleidung 
und Schuhe, ihre Hafträume und deren Einrichtungsgegenstände selbst zu 
reinigen, ohne daß diese Tätigkeit auf die Arbeitszeit angerechnet oder als 
Arbeit belohnt wird; vgl. § 10 (2) der Arbeitsverwaltungsordnung. 

6. Verhalten der Verwahrten 

Das Verhalten der Sicherungsverwahrten in disziplineller Hinsicht 
weicht kaum von dem der Zuchthausgefangenen ab, im allgemeinen herrscht 
aber in der Sicherungsanstalt infolge der ungewissen Dauer der Sicherungs¬ 
verwahrung, die die Gemüter bewegt, eine nervöse Spannung vor. Gleich¬ 
gültigkeit gegenüber der Möglichkeit dauernder Verwahrung ist nur in 
seltenen Ausnahmefällen zu beobachten. 

Zu den zugelassenen Hausstrafen gehört auch der strenge Arrest. 
Da die Sicherungsverwahrten in der Regel aus dem Zuchthaus kommen, 
können für sie die Disziplinarmittel des Zuchthauses keinesfalls entbehrt 
werden. Im allgemeinen reichen die Sicherungsmaßnahmen und Zucht¬ 
mittel, zu denen die Entziehung der besonderen Vergünstigungen der Ver¬ 
wahrten hinzukommt, aus. Der überwiegende Teil der Verwahrten geht 
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ohne Hausstrafen durch den Vollzug. Ausgiebige Anstaltserfahrung kommt 
den meisten zustatten. Doch gibt es einzelne aufsässige Verwahrte, auf 
die selbst mehrfach wiederholte strengste Arreststrafen völlig ohne Wir¬ 
kung bleiben. 

Zerstörungen oder Beschädigungen der Zelleneinrichtung oder sonstigen 
Anstaltseigentums aus augenblicklicher Verstimmung heraus sind mehr¬ 
fach vorgekommen, seltener dagegen ernstliche Selbstverletzungen, nur 
einmal ein vielleicht ernst gemeinter Selbstmordversuch. Schwierigkeiten 
bereiteten einige hartnäckige Querulanten, auch suchten einzelne Gefan¬ 
gene durch Simulationen aus dem Verwahrungsvollzug in die Heilanstalt 
zu entkommen, in der vier Verwahrte je auf wenige Monate zur Beob¬ 
achtung untergebracht wurden. 

Von den Sicherungsverwahrten ist ein bemerkenswerter Teil geistig 
minderwertig. Von den häufigeren leichten Formen intellektuellen Schwach¬ 
sinns bis zu den schweren, an Vollzugsunfähigkeit grenzenden Fällen 
geistigen Defektes sind alle Stufen geistiger Minderwertigkeit zu beob¬ 
achten. Aber auch abgesehen von auffälligen Erscheinungen kennzeichnet 
sich der häufigste Typus des sicherungsverwahrten Gewohnheitsverbrechers 
durch Hemmungslosigkeit gegenüber seinem Triebleben, Energielosigkeit 
gegen sich selbst, amoralische und asoziale, rein egoistische Einstellung, 
ethische Minderwertigkeit und mangelnde Fähigkeit, aus trüben Lebens¬ 
erfahrungen eine Lehre für die Dauer zu ziehen. Diesen mehr oder weniger 
willensschwachen, haltlosen, teilweise auch senilen Naturen steht die 
kleinere Gruppe der aktiven, willensstarken, bewußt volksfeindlichen 
Berufsverbrecher und Staatsfeinde meist jüngeren Alters gegenüber; für 
ihre heimlichen Hetzereien und Wühlereien finden sie unter den Willens¬ 
schwächen, beeinflußbaren Elementen leicht Widerhall. Zu offenen Auf¬ 
lehnungen in der Anstalt lassen sich diese aktiven Elemente nur selten 
hinreißen. Der Anteil dieser gefährlichen, schlauen und zielbewußten Ver¬ 
brecher in der Sicherungsanstalt mit ihrer Auslese an gefährlichem 
Menschenmaterial ist naturgemäß größer als im Strafhause, wo sie sich 
auf eine größere Menge von Gefangenen verteilen. 

Von 158 Ende Januar 1937 in Waldheim untergebrachten männlichen 
Sicherungsverwahrten war einer entmannt, zehn Männer waren sterilisiert, 
davon sieben wegen angeborenen Schwachsinnes, einer wegen Schizophrenie, 
zwei wegen schweren Alkoholismus. Von den elf weiblichen Sicherungs¬ 
verwahrten war keine sterilisiert. 

Die Häufung von Psychopathen schafft in größeren Gemeinschaften 
eine gespannte Atmosphäre, die sich bei geringstem Anlaß entladen und 
zu gröbsten Disziplinwidrigkeiten führen kann. Aus diesem Grunde, aber 
auch im Hinblick auf die gefährlichen aktiven Elemente sowie auf eine 
kleine Zahl von Homosexuellen und sonstigen Gemeinschaftsuntauglichen 
muß eine ausreichende Zahl von Einzelzellen zur Verfügung stehen, so 
daß mindestens ein Drittel, besser aber die Hälfte der Verwahrten völlig 
isoliert werden kann. Die Unterbringung in größeren Gemeinschaftszellen, 
die weder den Vorteil der Isolierung noch den der ständigen Aufsicht 
aufweist, ist möglichst zu vermeiden. Für die Gemeinschaftsverwahrten 
sind Schlafzellen dringend erwünscht. 

Über die Einstellung der Verwahrten ist zu sagen, daß sie ohne 
Ausnahme die gesetzliche Einrichtung der SV. grundsätzlich ablehnen. 
Das nimmt angesichts der sittlichen Qualitäten der Verwahrten, die über- 
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dies fast alle durch den Strafvollzug der liberalistisch-marxistischen Zeit 
geradezu verwöhnt worden sind, nicht wunder. Die überwiegende Mehrheit 
der Untergebrachten ist nachträglich zu SV. verurteilt. Diese Verwahrten 
behaupten mit Vorliebe, sie würden mindestens die letzte Straftat nicht 
mehr begangen haben, wenn zu dieser Zeit bereits die nationalsozialistische 
Gesetzgebung bestanden hätte. Die lange Reihe der oft schweren Vor¬ 
strafen widerlegt diese Redereien und läßt keinen Zweifel offen, daß der 
verbrecherische Hang des Verwahrten viel zu ausgeprägt ist, als daß er 
allein schon durch Erlaß eines Gesetzes nachhaltig bekämpft und unter¬ 
drückt werden könnte. Erst die unerbittliche Anwendung des Gesetzes 
vermag wohl in manchen Fällen wirksame Hemmungen zu schaffen. 

Die Bereitwilligkeit, die SV. ohne Widerstreben auf sich zu nehmen, 
ist in wiederholten Fällen noch dadurch beeinträchtigt worden, daß den 
Sicherungsverwahrten nach ihren Angaben vom Gericht Vertröstungen über 
eine nur kurze Dauer der SV. und auch unzutreffende Angaben über die 
Regelung des Vollzuges — z. B. über die angebliche Raucherlaubnis und 
die Beschäftigung im Freien — gemacht worden waren. 

Die ablehnende Einstellung zur SV. wirkt sich namentlich darin aus, 
daß viele Verwahrte in mehrfachen Eingaben und Beschwerden eine vor¬ 
zeitige Prüfung und Entlassung aus der SV. zu erreichen suchen, nachdem 
die meisten alle Rechtsmittel des ordentlichen Gerichtsverfahrens er¬ 
schöpft und zum Teil auch eine Wiederaufnahme des Verfahrens erfolglos 
beantragt haben. Da die Bearbeitung dieser Gesuche eine ganz erhebliche, 
zugleich aber in der Regel völlig nutzlose Arbeit verursacht, erscheint 
es angebracht, die Zulassung solcher Gesuche gründlichst einzuschränken. 
Praktisch wäre es, die Abfassung derartiger Gesuche von Verwahrten 
von der Zustimmung des Anstaltsleiters abhängig zu machen, der dadurch 
auf kürzestem Wege aussichtslose Eingaben unterbinden könnte. Gesuche 
von Angehörigen um vorzeitige Aufhebung der SV. sind verhältnismäßig 
selten (in 169 Akten finden sich 12 Fälle), Versuche von Verwahrten, auf 
dem Umwege über Angehörige aussichtslose Gesuche in Gang zu bringen, 
lassen sich auf dem Wege der Briefzensur unterbinden. 

Die Entlassungsgesuche der Verwahrten und ihrer Angehörigen 
werden in der Regel von der Vollstreckungsbehörde, an die sie die An¬ 
stalt leitet, als Gnadengesuche behandelt und sind in Übereinstimmung mit 
der Stellungnahme des Anstaltsleiters ausnahmslos abgelehnt worden. Nach 
§ 3 Abs. 2 der Gnadenordnung käme zwar der Gnadenweg nur in zweiter 
Linie in Frage, die geschilderte Handhabung ist aber wesentlich einfacher 
und praktischer. Nur in zwei von 169 nachgeprüften Verwahrungsfällen 
hat das Gericht auf Antrag einer Verwahrten bzw. des Vaters eines Ver¬ 
wahrten die Aufhebungsfrage vorzeitig geprüft, aber ablehnend entschie¬ 
den, weil der Verwahrungszweck noch nicht erreicht sei. Empfehlenswert 
wäre eine Vorschrift, daß ein Antrag auf vorzeitige Nachprüfung — unbe¬ 
schadet der eigenen Initiative der Prüfungsbehörde — von der Prüfungs¬ 
behörde nur zu bearbeiten ist, wenn er von der Vollstreckungs- oder Voll¬ 
zugsbehörde, nicht aber, wenn er vom Verwahrten oder seinen Angehörigen 
gestellt ist. 

Die Ablehnung der Entlassung nach Ablauf der gesetzlich vor¬ 
gesehenen Prüfungsfrist wird in manchen Fällen zu Disziplinwidrigkeiten 
des Verwahrten, namentlich des Psychopathen, vielleicht auch zu einigen 
Selbstmordversuchen führen, doch werden sich auch diese Schwierigkeiten 
unschwer überwinden lassen. 
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7. Entlassungen 

Von insgesamt 253 Einlieferungen an männlichen und weiblichen 
Sicherungsverwahrten sind bis Ende Januar 1937 sechs Männer entlassen 
worden, ein männlicher 56jähriger Verwahrter ist verstorben. Bei den 
Entlassungen handelt es sich in einem Falle um einen Gnadenerweis des 
Reichsministers der Justiz alsbald nach Einlieferung des Verwahrten, in 
vier Fällen um Anordnungen der Vollstreckungsbehörde gemäß § 456 a 
StPO, zufolge Reichsverweisung; die Verwahrungsdauer betrug in zwei 
Fällen elf Monate, in zwei Fällen rund sechs Monate; die Verwahrten 
— zwei Ausländer, zwei Staatenlose — sind der Polizei übergeben und von 
dieser über die Reichsgrenze abgeschoben worden. Mit einer Rückkehr 
dieser Ausgewiesenen — zweier Gewohnheitsdiebe, eines Gewohnheits¬ 
betrügers und eines auch kriminell vorbestraften Landesverräters — in 
das Reichsgebiet ist nicht ohne weiteres zu rechnen, zur Zeit suchen der¬ 
artige Elemente ihr Betätigungsfeld im bolschewistischen Teile Spaniens. 
In einem weiteren Falle ist die angeordnete Reichsverweisung mißlungen, 
da der Verwahrte, der die deutsche Staatsangehörigkeit aufgegeben hatte, 
als Staatenloser im Auslande nicht aufgenommen, sondern wieder nach 
Deutschland abgeschoben wurde. Er befindet sich wieder in Verwahrung. 
Dieses Ergebnis ist eine heilsame Lehre für alle Rechtsbrecher, die glauben, 
durch Austritt aus dem Schutzverband des Deutschen Reiches ihre Rechts¬ 
stellung verbessern zu können. Der sofortige Erwerb einer ausländischen, 
auch der sowjetrussischen Staatsangehörigkeit scheitert in der Regel an 
dem Erfordernis mehrjährigen Wohnsitzes in dem gewählten Lande; dem 
Staatenlosen aber werden Einreise und Aufenthalt verwehrt, er wird im 
Ausland in der Regel weiterhin als Deutscher betrachtet, nur hat er sich 
des Schutzes des Deutschen Reiches begeben. 

Die vorzeitige Entlassung eines Sicherungsvemährten auf gericht¬ 
liche Anordnung (§ 42 f StGB.) ist nur in einem einzigen Falle erfolgt. 
Es handelte sich um einen Schuhmacher im Alter von 42 Jahren mit sieben 
Strafen wegen einfachen und schweren Diebstahls in insgesamt mehr als 
20 Fällen und Fahnenflucht, dazu einer Strafe von zwei Jahren schweren 
Kerkers wegen Einbruchsdiebstahls in der Tschechoslowakei. Seine kinder¬ 
lose Ehe ist geschieden. Er hatte in Deutschand insgesamt 20 von 
30 Monaten Gefängnis und drei Zuchthausstrafen von insgesamt 9% Jahren 
verbüßt, war im Juli 1934 in Sicherungsverwahrung gebracht und ist nach 
einer Verwahrungsdauer von zwei Jahren vier Monaten entlassen worden, 
seine Führung in der Anstalt war einwandfrei. Das Gericht hatte ihn 
bereits bei Anordnung der SV. für besserungsfähig bezeichnet und Prüfung 
der Entlassungsfrage weit vor Ablauf der Dreijahresfrist im Urteil zu¬ 
gesichert. Die Prüfung je nach einjähriger und zweijähriger Verwahrungs¬ 
dauer führte nicht zur Entlassung, weil sein Unterkommen nicht gesichert 
war. Nachdem die Aufnahme in ein Übergangsheim der Inneren Mission 
sichergestellt war, hat das Gericht die Aussetzung der Unterbringung 
unter der Auflage angeordnet, daß er sich im Übergangsheim zu bewähren 
und das Heim nicht ohne Genehmigung des Gerichtes und Sicherung einer 
geeigneten Arbeitsstelle zu verlassen habe. 

In zwei weiteren Verwahrungsfällen hat die Vollstreckungsbehörde 
nach zweijähriger Verwahrungsdauer, ferner in einem Falle das Gericht 
selbst nach fünf Monaten Verwahrungsdauer bei 22 Vorstrafen, darunter 
11 Zuchthaus- und 10 Gefängnisstrafen, angefragt, ob der Zweck der SV. 
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erreicht sei. Die vorzeitige Entlassung ist in diesen Pallen wie in den zahl¬ 
reichen Gesuchsfällen in Berücksichtigung der ablehnenden Stellungnahme 
der Vollzugsanstalt unterblieben. 

Schon aus generalpräventiven Gründen darf in der rücksichtslosen 
Bekämpfung des Verbrechertums nicht nachgelassen, darf die Sicherheit 
der Volksgesamtheit vor den Schädlingen nicht durch schwächliche Nach¬ 
giebigkeit gefährdet werden. Vorzeitige Entlassungen müssen daher, wenn 
sie diese Kampffront nicht schwächen sollen, auf außergewöhnliche Fälle 
beschränkt bleiben. Auch der Verwahrte selbst muß, wenn die Maßnahme 
der SV. nachhaltigen Eindruck auf ihn ausüben soll, sehen, daß der 
nationalsozialistische Staat mit seinen gesetzlichen Maßnahmen ernst 
macht. Wenn schon das Gericht die Voraussetzungen der SV. feststellen 
mußte, dann kann es nicht verantwortet werden, einen derartigen gefähr¬ 
lichen Gewohnheits- oder Berufsverbrecher nach kurzer Verwahrungsdauer 
wieder entschlüpfen zu lassen. Durch Auflagen allein kann die sichere 
Verwahrung nicht ersetzt werden. 

Auch nach Ablauf der gesetzlichen Prüfungsfrist muß bei Prüfung 
der Freiheitstauglichkeit ein strenger Maßstab angelegt werden, wenn der 
Gesichtspunkt der Volkssicherung nicht vernachlässigt werden soll. Dabei 
darf niemals außer Acht gelassen werden, daß Fleiß und gute Führung 
in der Anstalt, so wenig sie fehlen dürfen, für die Prognose sehr wenig 
bedeuten und über die Charakteranlagen des Verwahrten nicht täuschen 
dürfen. Selbst wenn die gute Führung nicht lediglich auf Anstaltserfah¬ 
rungen und den Drang nach Freiheit zurückzuführen ist, so ist in jedem 
Falle entscheidend, daß der Verwahrte in der Anstalt gar nicht die Mög¬ 
lichkeit hat, sich in jener Richtung zu bewähren, in der er in der Freiheit 
versagt hat, auf die allein es aber im Falle der Entlassung ankommt. 
Selbst wenn etwa Einsicht und beste Vorsätze festgestellt werden können 
— Täuschungsversuchen wird ein erfahrener Vollzugsbeamter nicht so 
leicht anheimfallen —, so bleibt es doch in der Regel eine offene Frage, 
ob der Verwahrte die erforderliche innere Festigkeit und Willenskraft 
besitzt, guten Vorsätzen unter allen, auch widrigsten Umständen treu 
zu bleiben. Für die Erforschung der Persönlichkeit des Verwahrten stehen 
hier außer den aktenmäßigen Unterlagen und den täglichen Beobachtungen 
erb- und rassenbiologische Erhebungen zur Verfügrung; große Bedeutung 
kommt der Sicherung eines geordneten Unterkommens und geregelter 
Arbeit zu; doch bieten alle diese Unterlagen keine ausreichende Gewähr 
für die Richtigkeit einer positiven Prognose. In allen Zweifelsfällen darf 
das unvermeidbare Risiko einer Fehlprognose nicht der Volksgesamtheit 
aufgebürdet werden, die bereits durch die früheren Straftaten des Ver¬ 
wahrten geschädigt worden ist, sondern der Verwahrte selbst hat auf 
Grund seines Vorlebens jenes Risiko zu tragen, bis die Zweifel be¬ 
hoben sind. 

Eine Überprüfung des Bestandes vom 31. Januar 1937 von 158 männ¬ 
lichen und 11 weiblichen Sicherungsverwahrten läßt besondere Umstände, 
die ohne weiteres die Entlassung aus der Verwahrung rechtfertigen könn¬ 
ten, nicht finden. Der einzige entmannte Sicherungsverwahrte ist ein 
34jähriger, aktiver, von den Eltern verstoßener Verbrecher mit 14 Vor¬ 
strafen, der schon mit 17 Jahren wegen schweren Diebstahles bestraft 
worden ist und außer mehreren Notzuchtsverbrechen zahlreiche, meist 
schwere Diebstähle begangen hat. Die Triebvernichtung durch Entmannung 
bietet keinen Schutz gegen den verbrecherischen Hang zu Diebstählen. 
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Auch eine kleine Zahl von körperlich gebrechlichen, verbrauchten und 
abgestumpften, teils auch altersschwachsinnigen Verwahrten im Alter von 
65 bis 75 Jahren ist nicht freiheitstauglich. In einem Falle handelt es 
sich um einen Gewohnheitsbetrüger, der gerade seine Hilfsbedürfigkeit und 
sein ehrwürdiges Aussehen zu Betrügereien gegenüber mitleidigen Men¬ 
schen zu mißbrauchen pflegt. In den anderen Fällen handelt es sich um 
nichtentmannte Sittlichkeitsverbrecher. Mögen andere Körperfunktionen 
versagen, der Geschlechtstrieb ist nicht erloschen und wird die Verwahrten 
aller Voraussicht nach bis in das Grab begleiten. Das Alter allein bietet 
also keinen ausreichenden Anlaß zur Entlassung, es käme nur die Über¬ 
führung in eine geschlossene Pflegeanstalt in Frage. Diese scheitert aber 
daran, daß Fürsorgeträger die Kosten nicht übernehmen, solange die SV. 
nicht aufgehoben ist. Ihre Aufhebung wiederum kann vor Sicherstellung 
anderweitiger Unterbringung nicht ausgesprochen werden. Im übrigen 
bedeutet die Unterbringung für die Verwahrten in jedem Falle nur eine 
Altersversorgung, für die Sicherungsanstalt aber wegen der geringen Zahl 
dieser Verwahrten keine übermäßige Belastung. Aus Gründen der Verein¬ 
fachung wäre indessen eine Überweisung solcher Elemente in das an das 
Arbeitshaus angegliederte Asyl, wo sie ausreichend zu bewachen sind, zu 
erwägen. 

In Verwahrung von unabsehbarer Dauer sind alle aktiven, Willens¬ 
stärken Rechtsbrecher zu halten, mögen sie sich in krimineller oder 
politischer Richtung betätigt haben. Ob und wann ihr verbrecherischer 
Wille je gebrochen werden kann, steht dahin. Der politische Verbrecher 
unter den Sicherungsverwahrten ist entweder der Landesverräter oder der 
Kommunist, der sich auch schon mehrfach kriminell betätigt hat. Der 
einzige hier eingelieferte Fall der letzteren Art ist ein siebenmal wegen 
vielfachen Diebstahles vorbestrafter Gewohnheitsverbrecher; seine letzte 
Straftat bestand in Diebstahl und Gebrauch von Sprengstoffen. Dagegen 
liegt der SV. in keinem der eingelieferten Fälle Hochverrat zugrunde, 
die gesetzlichen Voraussetzungen des § 20 a StGB, liegen für den Hoch¬ 
verräter, der sich nicht auch kriminell betätigt hat, regelmäßig nicht vor. 
Die Erweiterung der Vorschrift des § 93 Abs. 2 StGB, auch auf Hoch¬ 
verrat hätte den Vorzug, daß für hartnäckige, verbissene und heimtückische 
Staatsfeinde nach Strafverbüßung nicht lediglich die Polizeihaft zur Ver¬ 
fügung stände. Der Zweck der SV., straffällige Volksfeinde unschädlich 
zu machen, trifft auch auf diese Rechtsbrecher zu, deren verbrecherische 
Tätigkeit ohnehin nur als kriminelles Problem zu werten ist. Die gesonderte 
Unterbringung der politischen Verwahrten würde dadurch nicht aus¬ 
geschlossen, wäre aber wohl nicht einmal notwendig, denn es ist unver¬ 
kennbar, daß der Kommunismus auch unter den kriminellen Sicherungs¬ 
verwahrten seine unentwegtesten und fanatischsten Anhänger hat, da 
er den Instinkten des Untermenschentums entspricht und ihm die ersehnte 
große „Chance“ bietet. 

Innerhalb des Problemes der Entlassung erhebt sich noch die Frage, 
ob in den Fällen der nachträglich angeordneten SV. ein milderer Maßstab 
angewendet werden soll als in den übrigen Fällen. Diese Frage ist zu 
verneinen. Entscheidend ist nicht der Zeitpunkt der letzten Straftat, 
sondern die Frage, ob der Sicherungsverwahrte zur Zeit der Prüfung nach 
der Gesamtheit seiner Straftaten und seiner gesamten Persönlichkeit 
noch als gefährlich anzusehen ist. Richtig ist indessen, daß eine Straftat, 
die sogar erst nach Erlaß des Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheits- 
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Verbrecher begangen ist, bei der Beurteilung dieser Präge ganz besonders 
schwer wiegen muß. 

Für die Fälle der nachträglich angeordneten SV. wäre es nicht 
ratsam, nunmehr etwa durch eine rückwirkende Vorschrift die erste 
Prüfungsfrist von drei auf fünf oder sechs Jahre zu verlängern. Nachdem 
eine Prüfung nach drei Jahren Verwahrung durch Gesetz in Aussicht 
gestellt worden ist, möchte es zunächst auch dabei verbleiben, wenn die 
Verbitterung und Aufsässigkeit der Verwahrten nicht gesteigert und der 
Vollzug nicht erheblich erschwert werden sollen. Ein dringendes, über¬ 
geordnetes Interesse an einer Fristverlängerung liegt zunächst nicht vor; 
die Volkssicherheit wird nicht durch die Dauer der Prüfungsfrist an sich, 
sondern nur durch eine Fehlentscheidung, die auch bei vorzeitiger Prüfung 
möglich wäre, gefährdet. Wenn der Drang nach vorzeitiger Prüfung und 
Entlassung wirksam bekämpft wird, ist eine Prüfungsfrist von drei Jahren 
sowohl für die prüfende Behörde als auch für die mitwirkenden Stellen 
erträglich. 

Aber selbst für die Fälle der SV., in denen die Straftat erst nach 
Inkrafttreten des Gesetzes gegen Gewohnheitsverbrecher begangen ist, 
wäre es wohl ratsam, es bei der Erstprüfungsfrist von drei Jahren bewenden 
zu lassen. Da der Verwahrung in diesen Fällen erst eine Strafzeit von 
regelmäßig wenigstens zwei bis drei Jahren vorausgeht, erfolgt die Erst¬ 
prüfung des § 42 f StGB, ohnehin erst etwa fünf bis sechs Jahre nach 
Rechtskraft des Urteiles. Wenn diese Frist erheblich verlängert würde, 
würde die SV. den Anschein einer wesentlichen Verschärfung erwecken. 
Nach den bisherigen Erfahrungen müßte dann damit gerechnet werden, 
daß die Gerichte sich in einzelnen Fällen erheblich schwerer als bisher 
zu einer vielleicht notwendigen Verwahrungsanordnung entschließen würden 
— eine sicherlich nicht erwünschte Folge der Fristverlängerung. 

Dagegen erscheint es sehr begrüßenswert, die der ersten Nachprüfung 
folgenden Prüfungsfristen auf fünf Jahre zu bemessen. Hat der Ver¬ 
wahrte die erste Prüfung nach einer Verwahrungsdauer von drei Jahren 
nicht bestanden, so ist überhaupt nicht mehr abzusehen, ob und wann 
er je noch einmal in die Freiheit entlassen werden kann. Muß er aber 
nun schon die ablehnende Entscheidung hinnehmen, so spielt es keine 
so wesentliche Rolle, ob die weitere Prüfungsfrist drei oder fünf Jahre 
beträgt, bleibt doch die Möglichkeit einer vorzeitigen Prüfung aus be¬ 
sonderen Gründen ohnedies offen. 

Für den Fall einer Änderung der Zuständigkeitsregelung des § 42 f 
StGB, wird einer etwaigen Übertragung der Entlassungsentscheidung auf 
den Anstaltsleiter widerraten, weil sie zu Querulationen und Aufsässig¬ 
keiten gegen den Anstaltsleiter führen müßte und eine einheitliche Hand¬ 
habung nicht gewährleisten könnte. Die Kenntnis der Persönlichkeit des 
Verwahrten läßt sich auch in anderer Weise genügend auswerten, eine 
Entscheidung ohne vorherige Stellungnahme der Vollzugsanstalt ist ohne¬ 
hin nicht denkbar. Daß sich der Anstaltsleiter in dieser Stellungnahme 
von Belegungsinteressen leiten lassen werde, ist schwerlich anzunehmen. 
Eine Übertragung der Entlassungsentscheidung auf den Generalstaats¬ 
anwalt des Bezirkes, in dem die Sicherungsanstalt liegt, würde im Gegen¬ 
satz zur bisherigen Regelung eine Einheitlichkeit der Handhabung wenig¬ 
stens für die Oberlandesgerichtsbezirke herbeiführen, für die die 
Sicherungsanstalt zuständig ist, zugleich aber die unmittelbare Fühlung¬ 
nahme der verantwortlich entscheidenden Stelle mit der Vollzugsanstalt 
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erheblich erleichtern. Da durch die bedingte Aussetzung des Verwahrungs¬ 
vollzuges der Bestand des richterlichen Urteiles nicht unmittelbar berührt 
wird, besteht für die Beibehaltung der richterlichen Zuständigkeit ebenso¬ 
wenig ein Anlaß wie etwa im Falle der bedingten Strafaussetzung, die 
nicht durch den Richter, sondern durch die Gnadenbehörde, in der Regel 
also durch die Vollstreckungsbehörde (§§ 4, 20 der Gnadenordnung) ge¬ 
währt wird. Dem Vorbild der Gnadenordnung sowohl wie der gegenwärtigen 
Regelung (§ 463 a Abs. 3 StPO.) würde es entsprechen, die Möglichkeit 
der (sofortigen) Beschwerde an den Reichsminister der Justiz offen¬ 
zulassen. 


Zur Frage der Verwahrung und Entlassung 
von Sicherungs verwahrten 

von Regierungsrat Adolf Fratzscher, Nürnberg. 

Die bislang auf dem Gebiete der Sicherungsverwahrung getätigten 
Erfahrungen sind noch keineswegs soweit abgeschlossen, daß die in 
der Vollzugspraxis dieser in Deutschland noch verhältnismäßig jungen 
Rechtseinrichtung aufgetretenen Probleme schon eine abschließende Wür¬ 
digung finden könnten. Die vorliegende Abhandlung sieht daher ins¬ 
besondere auch davon ab, in eine Vergleichung mit den Erfahrungen des 
Auslandes auf dem Gebiete der Maßregeln der Sicherung und Besserung 
einzutreten, da hierbei allzusehr Fragen der örtlichen Gegebenheiten hinein¬ 
spielen, deren Verwertung oder Nachahmung dem deutschen Verwahrungs¬ 
vollzuge aus naheliegenden Gründen verwehrt ist, wie z. B. die Absperrung 
der Verwahrten von der Volksgemeinschaft durch Verschickung in Arbeits¬ 
zwangsläger der Kolonien oder Unterbringung derselben auf Inseln. Die 
Enge des deutschen Lebensraums schreibt auch auf diesem Gebiet eigene 
Regeln vor. 

Wenn es nach dem Willen des Gesetzgebers der ausschließliche Zweck 
der Sicherungsverwahrung ist, die Volksgemeinschaft vor dem Gewohn- 
heits- und Berufsverbrechertum zu schützen, so erhellt aus der hervor¬ 
ragenden Betonung des Schutzgedankens dieser Rechtseinrichtung zu¬ 
gunsten des Volksganzen von selbst die Bedeutung einer unbedingt sicheren 
Verwahrung der gefährlichen Belegung der Sicherungsanstalten. Auf 
sie kommt alles an 1 ). Eine derartig zuverlässige Verwahrung wird jedoch 
— gänzlich abgesehen von der selbstverständlich mit allen nur erreich¬ 
baren Mitteln anzustrebenden äußeren Sicherheit der Anstalt — auf die 
Dauer nur durch eine zweckentsprechende Befriedung des Anstaltslebens 
selbst gewährleistet, die auf einer ebenso geschickten, wie zweckmäßig¬ 
festen Behandlung der Belegschaft der Verwahrhäuser zu beruhen hat. 
Sie ist die unerläßliche Voraussetzung für die notwendige Aufrechterhal¬ 
tung strenger Ordnung und stetiger Sicherheit im Inneren der Verwah¬ 
rungsanstalt. 

Zur Frage, wie eine solche Befriedung des Anstaltslebens zu er¬ 
reichen ist, sei insbesondere folgendes hervorgehoben: 


O VkI. hierzu: Schiefer: „Der Verwahrungsvollzug in Waldhelm" unter Ziffer 1 
Seite 449 ff. diese» Hefte». 
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Der Sicherungsverwahrte als ein Gefangener typischer Prägung ist wie 
kein anderer auf die Erlangung der ihm gesetzlich zugesicherten Ver¬ 
günstigungen bedacht. Der Gesetzgeber hat in bewußter Hervorhebung 
des Unterschiedes zwischen dem Sicherungs- und Strafzweck dem Insassen 
des Verwahrungshauses weit mehr Hafterleichterungen zugestanden als 
dem Strafgefangenen, da bei dem Vollzug der Sicherungsverwahrung der 
Gesichtspunkt der Sühne und Vergeltung auszuscheiden hat. Diese Tat¬ 
sache nimmt der Verwahrte zum Anlaß, von vornherein auf sein Recht 
zur Erlangung von Hausvergünstigungen zu pochen. Wie überall sind 
dabei erfahrungsgemäß diejenigen Gefangenen tonangebend, die sich im 
übrigen nur widerwillig in die Hausordnung fügen. Hier ist es Aufgabe 
der Anstaltsleitung, das erzieherische Mittel der Vergünstigungszuteilung 
nicht in die Bedeutung einer selbstverständlichen „Haftrente“ abgleiten 
zu lassen 2 ). Vielmehr ist gegenüber derartigen Ansprüchen stets hervorzu¬ 
heben, daß auch die im Rahmen des Verwahrungsvollzuges zu vergebenden 
Hafterleichterungen als Führungs- und Fleißprämie zu gelten haben. 
Nur wer strenge Unterordnung und gute Arbeitsleistung zeigt, kann der 
von Gesetzes wegen vorgesehenen Vergünstigungen teilhaftig werden. 
Diese Auffassung ist um so mehr gerechtfertigt, als nur sie allein der 
überragenden Bedeutung des Arbeitsfaktors im Anstaltsleben gerecht wird. 
„Wer nicht arbeitet, der soll nicht essen!“, dieser Grundsatz hat, wie in 
der Freiheit, so erst recht in den Vollzugsanstalten des Dritten Reiches 
zu gelten. Er verpflichtet auf der anderen Seite die Anstaltsleitung dazu, 
sich die Beschaffung von Arbeitsmöglichkeiten für die Häftlinge zum 
Gegenstand ihrer ständigen angestrengtesten Bemühung zu machen. Was 
in dieser Richtung für den Strafvollzug gilt, muß erst recht seine Gültig¬ 
keit und uneingeschränkte Bedeutung für den Verwahrungsvollzug haben; 
ja, bei Vorhandensein mehrerer Gefangenengattungen in ein und derselben 
Anstalt ist der Sicherungsverwahrte bei der Zuteilung von Arbeit vor 
dem Strafgefangenen zu bedenken. Der Wert der Beschäftigung liegt hier 
nicht so sehr auf dem Gebiete der Gütererzeugung als solcher, als viel¬ 
mehr auf der ungeheueren sittlichen und kräftefördemden Bedeutung, die 
jede Arbeit mit sich bringt. Die einschneidenden Nachteile, die jede Arbeits¬ 
losigkeit eingesperrter Menschen psychisch und körperlich im Gefolge hat, 
werden beim Sicherungsverwahrten in Anbetracht der Ungewißheit der 
Haftdauer gegenüber der Lage beschäftigungsloser Strafgefangener bis zu 
einem Gefahrengrade gesteigert, der bei längerem Bestehen eine ordnungs¬ 
gemäße Durchführung des Verwahrungsvollzuges geradezu in Frage stellt. 
Die Einsperrung auf unbestimmte Zeit zermürbt naturgemäß stärker den 
Lebenswillen und damit auch die Einordnungskraft des Häftlings, als dies 
bei dem zeitlich festbegrenzten Übel der Strafhaft der Fall ist. Die auf¬ 
gezwungene Untätigkeit bringt dem Verwahrten erst recht das Bild seiner 
aussichtslosen Lage zum Bewußtsein und führt so zur Lähmung seines 
Lebensmutes oder aber zur offenen Auflehnung gegen ein sinnloses Dasein. 
Auf die Dauer wird daher eine geordnete Durchführung der Sicherungs¬ 
maßnahmen ohne die Hilfe des ausgleichenden und zugleich erzieherischen 
Arbeitsfaktors nicht auskommen können. Darüber hinaus bietet — wie 
weiter unten des Näheren auszuführen sein wird — gerade die Arbeits¬ 
leistung des Verwahrten der Anstaltsverwaltung in den weitaus meisten 
Fällen die einzige Erkenntnisquelle für die Frage der Entlassungsreife 
der Sicherungsverwahrten. 


2) Vgl. hierzu die Ausführungen Webers in „Erfahrungen in der Sicherungsanstalt" 
Seite 429 ff. dieses Hefte». 
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ln diesem Zusammenhänge sei mir eine Bemerkung über die viel 
erörterte Möglichkeit einer Verwendung von Sicherungsverwahrten auf 
Außenarbeitsstellen gestattet. Die auf dem Gebiete der Außenbeschäfti¬ 
gung Gefangener im Strafvollzug gesammelten Erfahrungen können meines 
Erachtens nicht ohne weiteres in den Bereich der Sicherungsverwahrung 
übernommen werden. Anders wie beim zeitlich begrenzt eingesperrten 
Strafgefangenen fehlt es bei der Abwägung von Fluchtversuchen dem in 
Ungewißheit über die Haftdauer schwebenden Sicherungsverwahrten an 
der ruhigen Überlegung des Für und Wider einer Selbstbefreiung. Ins¬ 
besondere darf nicht verkannt werden, daß der zur Sicherungsverwahrung 
Verurteilte bei längerer Einbehaltung im Verwahrhaus sich mehr und mehr 
in die Lage eines „Lebenslänglichen“ versetzt fühlt, dem es gleich sein 
kann, auf welche Weise er — und sei es mit Gewalt — zum ersehnten 
Ziel, der Freiheit, gelangt. Eine Verwirklichung solcher Entweichungs¬ 
pläne ist aber auf Außenarbeitsstellen erfahrungsgemäß bedeutend er¬ 
leichtert. Mit Rücksicht auf den im Vordergrund des Verwahrungsvoll¬ 
zuges stehenden Zweck der unbedingten Verhütung des Entweichens von 
Häftlingen sowie auf eine zuverlässige Sicherheit der Verwahrung ver¬ 
mag ich insbesondere den Versuch, die Belegschaft der Verwahrhäuser in 
sogenannte „aktive“ und „passive“ Elemente einzuteilen, nicht gutzuheißen. 
Erscheint eine solche Unterscheidung bei den Insassen von Strafhäusem 
möglich und damit die Beschäftigung der sich reibungslos in den Vollzug 
fügenden, sogenannten „passiven“ Gefangenenelemente auf Außenarbeits¬ 
stellen gerechtfertigt, so besagt diese Tatsache meines Erachtens nicht 
allzuviel in Ansehung der gänzlich andersartigen Zweckbestimmung des 
Sicherungsvollzuges. Es darf hierbei insbesondere nicht übersehen werden, 
daß die in den Sicherungsanstalten einsitzenden Elemente in der Freiheit 
genügend Aktivität auf kriminellem Gebiet bewiesen haben und aus diesem 
Grunde, wie auch in Anbetracht ihrer naturgemäß immer größer werdenden 
Gefährlichkeit nur besonderer Vorsicht zu empfehlen sind. Bei jedem auf 
ungewisse Zeitdauer eingesperrten Verwahrten wird der jedem Lebewesen 
innewohnende Freiheitsdrang ein Stadium erreichen, in dem der Ver¬ 
urteilte aber auch jede Möglichkeit der Wiedererlangung seiner Freiheit 
gutheißen wird, mag er bei früheren Strafverbüßungen zu den „aktiven“ 
oder „passiven“ Elementen gehört haben. Ich stehe nach alledem nicht 
an, eine Beschäftigung von Verwahrten auf Außenarbeitsstellen als ge¬ 
fährlich und zweckwidrig zu bezeichnen; sie ist meines Erachtens ab¬ 
zulehnen 3 ). 

Wenn wir uns nunmehr dem zweiten Teil unseres Themas, der Ent¬ 
lassungsfrage, zuwenden, so sei eingangs hervorgehoben, daß das hierbei 
maßgebliche Erfordernis einer zuverlässigen Beurteilung der Entlassungs¬ 
reife eines Verwahrten in enger Wechselwirkung zu dem oben Gesagten 
steht; denn nur ein ausgeglichenes, durch stetige Zucht und Arbeit 
geregeltes Anstaltsleben im Inneren des Verwahrungshauses bietet die 
einzig mögliche Gewähr für ein richtiges Urteil über Persönlichkeit und 
Wiedereingliederungswillen der einzelnen Anstaltsinsassen in das Volks¬ 
ganze. Im besonderen ist es empfehlenswert, bei Abwägung einer Ent¬ 
lassungsmöglichkeit Sicherungsverwahrter von folgenden Erwägungen 
auszugehen: 


3) Ebenso: Schiefer in „Der Verwahrung Vollzug in Waldheim" unter Ziffer 1, 
Seite 450. Anderer Ansicht: Hildebrandt ln der vorliegenden Abhandlung: „Zur Siche¬ 
rungsverwahrung”, unter III, Seite 427 ff. 


a • 
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Bei den meisten Sicherungsverwahrten handelt es sich um alt¬ 
eingesessene, anstaltsgewohnte Naturen, denen es im Rahmen des fest¬ 
geregelten Anstaltslebens gar nicht einfällt, ein asoziales oder auch nur 
widerspenstiges Verhalten an den Tag zu legen. Sie wissen aus der Er¬ 
fahrung ihrer Gefängnislaufbahn viel zu gut, daß ihnen eine ordnungs¬ 
widrige Führung nur schaden, nie aber nützen kann. Hat sich hinter 
ihnen das Anstaltstor geschlossen, so sind sie die umgänglichsten, be¬ 
scheidensten Menschen von der Welt, die ihre Rolle als verkanntes Un¬ 
schuldslamm mit der größten Folgerichtigkeit spielen; dauert dieses Spiel 
eine hinreichend lange Zeit hindurch an, so ergibt sich aus der Natur und 
Einrichtung des Anstaltslebens von selbst, daß diese meist kaltberechnen¬ 
den Erzgauner den Vorzug erlangen gegenüber Gefangenen, die sich der 
Anstaltsordnung nur widerwillig fügen, bei der absoluten Wertung ihrer 
Persönlichkeit aber mitunter nicht den Bruchteil der durchtriebenen 
Schlechtigkeit aufzuweisen haben wie die mit dem Schein der Anstalts¬ 
frömmigkeit ausgestatteten „klugen“ Anstaltsinsassen. Gerade die alt¬ 
erfahrene, gerissene Gaunerschaft wird daher in der Regel sowohl in bezug 
auf die Gewähr von Hafterleichterungen als auch bei der Abschätzung 
ihrer Person auf die Entlassungsmöglichkeit besser abschneiden als die 
mitunter unbeherrschten, aber deswegen nicht schlechteren Elemente. Die 
„Aktivität“ und „Passivität“ innerhalb der Anstaltsmauem ist eben meist 
eine andere als die in der Freiheit an den gleichen Willensträgern be¬ 
obachtete. 

Treffen diese Erfahrungen im allgemeinen in gleicher Weise auf 
Strafgefangene wie auch auf Sicherungsverwahrte zu, so ist bei Be¬ 
urteilung der Frage nach der Entlassungsreife des Sicherungsverwahrten 
weiterhin eine nur gerade diesem arteigene Mentalität zu beachten, die 
auf der durchgängig vorhandenen Überzeugung der meisten Verwahrten 
beruht, zu Unrecht eine Einsperrung erleiden zu müssen, die auf eine 
Verkennung ihrer Persönlichkeit zurückzuführen sei. Ich meine die bei 
Sicherungsverwahrten immer wieder beobachtete innere Auflehnung gegen 
die ihrer Meinung nach völlig ungerechte Freiheitsentziehung auf un¬ 
bestimmte Zeit. 

Dabei treten sich zwei Gruppen der Insassenschaft der Verwahrungs¬ 
häuser gegenüber: Die Gruppe der „offenen Widersacher“ und diejenige 
der „abwartenden, weil mit positiver Hoffnung auf eine baldige Wieder¬ 
freilassung behafteten Gefangenenpartei“. Die Angehörigen der letzteren 
sind nicht zu verwechseln mit den sogenannten „passiven“ Elementen einer 
Belegung; sie sind vielmehr ebenso „aktiv“ wie ihre Gegenspieler, nur 
halten sie den Zeitpunkt ihres Handelns noch nicht für gekommen. Wäh¬ 
rend nämlich die einen sich offen gegen den in ihrer Verurteilung liegenden 
Staatsbefehl und gegen die Anordnungen der Anstaltsverwaltung auflehnen, 
aus ihrer Überzeugung, „alles auf eine Karte setzen zu wollen“, kein Hehl 
machen und in ihren Briefen an Angehörige offen ihre Hoffnung auf einen 
baldigen Sturz des Dritten Reiches ausdrücken, halten die anderen mit 
ihrem Tatendrang zurück und versuchen zunächst, durch eine einwandfreie 
Führung im Verwahrhaus ihre Freilassung „auszuhandeln“. Die An¬ 
gehörigen beider Gruppen wechseln mitunter auch ihre Lager je nach dem 
Stande ihres Hoffnungsvermögens. 

Beiden Gruppen aber ist gemeinsam — und das ist das Wesentliche 
bei der Beurteilung der Frage ihrer Entlassungsmöglichkeit —, daß ihre 
Haltung ausschließlich zweckbestimmt ist. Nicht die innere Überzeugung, 
ein anderer werden zu müssen, um der deutschen Volksgemeinschaft wieder 
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eingegliedert werden zu können, ist für die Haltung beider Gruppen 
maßgebend, nicht ernstlicher Läuterungswille bestimmt ihre Handlungen, 
sondern allein der verbissene Wille, ihren vermeintlichen Anspruch auf 
Freiheit, die ihnen vom Staat geraubt wurde, mit allen Mitteln durch¬ 
zusetzen. Beide unterscheiden sich nur im Wege. Von einer ernstlichen 
Umstellung auf eine reinlichere Denkungsart, die eine bedingte Entlassung 
rechtfertigen könnte, kann in beiden Fällen nicht die Rede sein. 

Hält man sich diese Beobachtung bei der Erwägung der Ent¬ 
lassungsfrage gebührend vor Augen, so ergibt sich von selbst, daß die 
Tatsache einer im allgemeinen einwandfreien Führung des Verwahrten im 
Anstaltsleben — richtig eingeschätzt — keine allzu gewichtige Bedeutung 
für die Frage der Entlassungsreife hat 4 ). Sie allein wenigstens kann 
— abgesehen davon, daß eine reibungslose Einordnung des Verurteilten 
in den Vollzug als eine Selbstverständlichkeit zu fordern ist — keinesfalls 
ausschlaggebend sein. Auch in der besten Anstaltsführung ist nicht ohne 
weiteres ein Schwinden des von dem Verwahrten in der Freiheit jahraus, 
jahrein erwiesenen tiefeingewurzelten Hanges zum Verbrechen zu er¬ 
blicken. Es muß vielmehr daran festgehalten werden, daß nicht gutes 
Betragen und Lippenbekenntnis in Wort und' Schrift allein maßgeblich 
für die Entlassung Sicherungsverwahrter sein kann, sondern nur die in 
Übereinstimmung mit dem Besserungsversprechen stehende Tat. Die sich 
gleichbleibende, strenge und zufriedenstellende Arbeitsverrichtung ist das 
einzige verläßliche Erkennungszeichen für das Vorhandensein eines an¬ 
haltenden, ernstlichen Besserungswillens. Nur wer hart und ständig 
arbeiten gelernt hat, kann allenfalls für eine, wenn auch nur bedingte 
Rückkehr in die Volksgemeinschaft wert erachtet werden, um hier eine 
letztmalige Gelegenheit zu erhalten, seine endgültige Abkehr von der Ver¬ 
brecherlaufbahn durch eine fleißige und ordnungsmäßige Lebenshaltung 
unter Beweis zu stellen. 

Muß hiernach schon jetzt gesagt werden, daß auch bei wohlwollender 
Beurteilung der Entlassungsreife voraussichtlich kein allzugroßer Bruchteil 
der z. Zt. einsitzenden Sicherungsverwahrten der Freiheit wieder zugeführt 
werden kann, so mag zum Schluß noch kurz in eine Betrachtung darüber 
eingetreten werden, in welcher Form eine bedingte Entlassung der 
Sicherungshäftlinge ins Auge gefaßt werden kann. 

Es liegt auf der Hand, daß eine schwerwiegende Maßnahme, wie sie 
die Entlassung eines Sicherungsverwahrten darstellt, ohne erneute Gefähr¬ 
dung der Volksgemeinschaft nur unter sorgfältiger Vorkehrung besonderer 
Vorsichts- und Fürsorgemaßnahmen getroffen werden kann. Gerade in 
dieser Hinsicht ist es notwendig — wie Staatssekretär Dr. Freister an¬ 
läßlich seines Vortrages im Jahre 1936 auf der Jahresversammlung des 
Deutschen Reichsverbandes für Gefangenen- und Entlassenenfürsorge in 
Dresden betonte —, daß die Gesetzgebung, die der Bekämpfung des 
Gewohnheitsverbrechertums dient, einen weiteren Ausbau erfährt. Insbe¬ 
sondere verdient dabei die von Freisler angestellte Erwägung hervor¬ 
gehoben zu werden, „ob es nicht richtiger wäre, dem zur Entlassung vor¬ 
geschlagenen Sicherungsverwahrten nicht sofort die Vollfreiheit zu 
gewähren, sondern ihn irgendwie in einer anderen Umgebung außerhalb 
des Verwahrungshauses unterzubringen, wo der Betreffende ohne Gefähr¬ 
dung der Gemeinschaft zeigen kann, ob er wirklich keine Gefahr mehr für 
das Volksganze darstellt“. 

4) Vgl. hierzu: Schiefer, a. a. 0. Seite 462 ff. 
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Die Anordnung der Polizei- oder Schutzaufsicht wird für sich allein 
diesem Zwecke nicht gerecht. Man könnte daher an eine zeitweise Unter¬ 
bringung des Entlassenen in ein Übergangsheim oder in eine Arbeiter¬ 
kolonie denken. Doch auch dieser Weg erscheint mir wenig glücklich. Die 
Übergangsheime der Provinzialfürsorgeverbände dienen zur Aufnahme von 
Strafentlassenen, die bei weitem nicht die Laufbahn des Verbrechens in 
dem Maße hinter sich haben, wie dies regelmäßig bei den zur Sicherungs¬ 
verwahrung Verurteilten der Fall ist. Es wäre verfehlt, wollte man 
Menschen mit derartig unterschiedlicher Vergangenheit in einer engen 
Gemeinschaft, wie sie das Leben in Fürsorgeheimen notwendig mit sich 
bringt, zusammenschließen. Die auf allen Gebieten der Kriminalität 
heimischen ehemaligen Sicherungsverwahrten würden nur eine neue 
Gefahrenquelle für die labile Insassenschaft der Fürsorgeheime bedeuten. 
Ein Gleiches muß aber für die Arbeiterkolonien in ihrer jetzigen Ver¬ 
fassung und Zusammensetzung gelten. Aus ähnlichen Gründen erscheint 
mir des weiteren eine zeitweilige Unterbringung der Entlassenen in die 
Arbeitshäuser der Landespolizei nicht tragbar. 

Schließlich würde auch die Zusammenfassung der entlassenen 
Sicherungsverwahrten in eigenen Arbeiterkolonien in Anbetracht des höchst 
gefährlichen Menschenmaterials eine unerträgliche Belastung des jewei¬ 
ligen örtlichen Landschaftsbezirkes sein. Zudem würde das Zusammen¬ 
hausen gleich schlechter Elemente sicherlich nicht zu einer endgültigen 
Umstellung des ehemaligen Verwahrten auf die Ziele und die Lebensweise 
der redlichen Volksgemeinschaft führen. 

Vielmehr ist meines Erachtens in Anlehnung an die inzwischen 
durchgeführte Spezialisierung der Sicherungsanstalten die Schaffung von 
spezialisierten staatlichen Übergangsheimen in der Form von Arbeits¬ 
häusern anzuregen, in denen der bedingt Entlassene unter Belassung weit¬ 
möglichster Bewegungsfreiheit eine Reihe von Jahren bei geordneter 
strenger Arbeit seinen endgültigen Einordnungswillen unter Beweis zu 
stellen hätte. Von hier aus könnte dann die Überweisung desselben auf 
einen freien Arbeitsplatz unter Bevorzugung landwirtschaftlicher Betriebe, 
fern von den Versuchungen des Großstadtlebens erfolgen. 

Ein reichliches Arbeitsgebiet eröffnet sich für alle Verwaltungszweige 
der Justiz bei Lösung dieses zeitwichtigen Problems. Möge es bald den 
allseitigen Bemühungen gelingen, eine Klärung zu finden, die dem Schutz 
und der Sicherheit der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft wie auch 
der erstrebenswerten Zurückführung geläuterter Übeltäter in gleicher und 
gerechter Weise dient. 

Vergleich der Gewichtsverhältnisse bei Gefangenen 
des Zuchthauses und der Sicherungsanstalt in 
Brandenburg (Havel)-Görden unter besonderer 
Berücksichtigung der Tuberkulose und Haftpsychose 

vonReg.-Med.-Rat Dr. Werner Eberhard, Brandenburg (Havel)-Görden 

Der unterschiedliche Ernährungszustand sowie Gewichtsverände¬ 
rungen bei Insassen des Zuchthauses einerseits sowie der Sicherungs¬ 
verwahrung andererseits haben mich veranlaßt, vergleichende Unter¬ 
suchungen anzustellen. Diese führten zu dem Ergebnis, daß der 
Gewichtszustand der Sicherungsverwahrten nicht nur viel ungünstiger als 
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derjenige der Zuchthausgefangenen ist, sondern daß trotz viel häufiger 
verordneter Kostzulagen bei den Sicherungsverwahrten relativ ganz erheb¬ 
lich mehr Gewichtsabnahmen und dementsprechend weniger Gewichts¬ 
zunahmen beobachtet werden als bei den Zuchthausinsassen. 

Vergleichende Gewichtskontrollen wurden bei solchen Gefangenen 
beider Anstalten vorgenommen, die sich im gleichen Zeitraum ein halbes 
Jahr in Haft befanden. 

Danach ergibt sich folgende Tabelle: 

Sicherungs- Zuchthaus¬ 
verwahrte gefangene 


Mit Normalgewicht und Übergewicht eingeliefert 55 % 67 % 

Mit Untergewicht eingeliefert.45 % 33 % 

Zugenommen haben.11 % 38 % 

Abgenommen: 

a) Ohne ersichtliche Ursache.67 % 39 % 

b) infolge akuter oder chron. Erkrankungen 11 % 7 % 

Ohne besondere Gewichtsveränderung.11 % 16 % 

Kostzulagen erhielten.33 % 18 % 


Als normalgewichtig galten alle diejenigen, deren Körpergewicht, in 
Kilogramm ausgedrückt, mit der Zahl der Zentimeter übereinstimmt, um 
die ihre Körpergröße einen Meter überschreitet, wobei eine Differenz von 
2 kg nach unten oder oben unberücksichtigt blieb. Desgleichen blieb bei 
Gewichtsveränderungen eine solche von 1 kg unberücksichtigt. Als Kost¬ 
zulagen wurden % 1 Zusatz zum Mittagessen, 100 g Brotzulage, 30 g Fett¬ 
zulage verordnet, je nach Lage des Falles entweder nur eine dieser Zulage¬ 
formen oder zwei verschiedene auf einmal. Fettzulagen wurden bei be¬ 
sonders stark Untergewichtigen und bei großen Gewichtsverlusten ver¬ 
ordnet, häufig kombiniert mit einer anderen Zulage. In der Sicherungs¬ 
anstalt wurde von Fettzulagen in ganz besonders großem Umfange 
Gebrauch gemacht. Die Sicherungsgefangenen wurden mit Kostzulagen 
an sich schon viel mehr bedacht als die Zuchthausgefangenen. Die Kost 
ist sonst in beiden Anstalten völlig gleich. Ebenso haben beide Teile Ein¬ 
kauf vom Arbeitsverdienst. Beide Gefangenenkategorien stehen also hin¬ 
sichtlich ihrer Ernährung unter gleichen Bedingungen. 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, kommen die Sicherungsverwahrten 
an sich schon in einem ungünstigeren Gewichtszustand in Haft als die 
Zuchthausgefangenen. Außerdem ist ein größerer Teil der Sicherungs¬ 
verwahrten direkt aus einer Strafanstalt in die Sicherungsverwahrung über¬ 
geführt worden und hat zudem einen großen Teil des Lebens im Strafvoll¬ 
zug verbracht. Eigentlich müßte man annehmen können, daß sich der 
Stoffwechsel der Sicherungsverwahrten im Laufe des meist vieljährigen 
Aufenthaltes in Strafanstalten auf die Gefangenenkost und die besondere 
Lebensweise derartig eingespielt habe, daß ein gewisser Gleichgewichts¬ 
zustand die Folge davon sein müßte. 

Es müssen also für den viel größeren Gewichtsverlust in der 
Sicherungsanstalt ganz besondere Ursachen in Frage kommen. Die 
Sicherungsgefangenen stehen unter einem ganz außerordentlich starken 
seelischen Druck. Die Ungewißheit der Haftdauer wirkt zermürbend. 
Außerdem stellen sie Vergleiche an mit Urteilen anderer Rechtsbrecher, 
bei denen die Maßnahme der Sicherungsverwahrung nicht getroffen wurde. 
Haftreaktionen treten bei Sicherungsverwahrten ungleich häufiger auf als 
bei den Zuchthausgefangenen unserer Anstalt. Ich habe den Eindruck 
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gewonnen, daß diese Haftreaktionen im Zunehmen begriffen sind. Trotz 
des Einwandes, der erhoben werden könnte, nämlich daß sich unter den 
Gewohnheitsverbrechern (und das sind ja die Sicherungsverwahrten) un¬ 
zweifelhaft mehr Psychopathen befinden, ist die Haftart meines Erachtens 
vorwiegend Ursache des gehäuften Vorkommens dieser Haftreaktionen. 
Auffallend häufig bieten auch solche Gefangenen Haftreaktionen, die zur 
Zeit noch ihre Zuchthausstrafe verbüßen, im Anschluß daran aber in 
Sicherungsverwahrung genommen werden sollen. Diese stehen noch ungleich 
schlechter da als diejenigen, welche sich bereits in Sicherungsverwahrung 
befinden, da ihnen ja noch alles bevorsteht. Zu denken gibt der Umstand, 
daß die Zahl derjenigen, welche an einer aktiven Lungentuberkulose leiden, 
relativ sehr hoch liegt und hier wieder höher ist in der Sicherungsanstalt 
als in dem Zuchthause. Das hiesige Anstaltskrankenhaus hat eine große 
Lungenabteilung. Diese ist zur Zeit belegt mit 42 Kranken, die an einer 
aktiven Lungentuberkulose leiden. 22 Kranke sind aus der eigenen Be¬ 
legung, während die übrigen 20 Kranken von anderen Anstalten in die 
Lungenabteilung verlegt wurden. 16 Lungenkranke sind aus dem hiesigen 
Zuchthaus, die übrigen sechs aus der hiesigen Sicherungsverwahrung. Das 
würde für jede Gefangenenkategorie etwa 1 % betragen. Nur ist dabei 
zu bedenken, daß der Durchgang im Zuchthaus viel größer ist als der in 
der Sicherungsanstalt. Die Tuberkulosekranken scheiden bei Beschickung 
von Moorkommandos und Außenarbeitsstellen sowie bei Verlegungen in 
andere Anstalten aus und bleiben hier hängen. Unter Berücksichtigung 
dieser Tatsache kann man den Durchschnitt der Tuberkulösen im hiesigen 
Zuchthaus mit etwa 0,5 % veranschlagen, während man den in der 
Sicherungsanstalt, deren Durchgangsverkehr praktisch Null ist, mit 1 % 
berechnen müßte. Vergleiche mit dem Durchschnitt draußen lassen sich 
schwer anstellen. Die Fehlerquellen sind zu groß. Auch lassen sich keine 
Vergleiche mit anderen Strafanstalten anstellen. Die hiesige Anstalt ist 
im Besitze eines Röntgenapparates, was viele andere Anstalten leider nicht 
sind. Außerdem werden hier sämtliche Zugänge bei der Aufnahme durch¬ 
leuchtet, von den schon länger Einsitzenden ganz zu schweigen. Die 
üblichen physikalischen Untersuchungsmethoden (Auskultation und Per¬ 
kussion) sind für die Erkenntnis der Lungentuberkulose absolut unzu¬ 
reichend. Selbst die Vornahme einer Bestimmung der Blutsenkungs¬ 
geschwindigkeit, die wohl an den meisten Anstalten durchgeführt werden 
kann, läßt nur zu oft im Stich. Durch die systematisch durchgeführten 
Durchleuchtungen (im Zweifelsfalle sowie bei eindeutig positivem Befund 
werden im Anschluß Röntgenaufnahmen gemacht) sind immer wieder 
Erkrankungsfälle festgestellt worden, die nach den üblichen Unter¬ 
suchungsmethoden unerkannt oder zweifelhaft blieben. Die Erkenntnis¬ 
möglichkeiten der Lungentuberkulose sind bei uns viel besser als draußen 
in der Freiheit. Da würde schon eine große Fehlerquelle liegen, so¬ 
fern man unsere Zahlen mit anderen außerhalb des Strafvollzuges ver¬ 
gleichen wollte. Wir müssen durch die Gründlichkeit und die Vielseitigkeit 
unserer Untersuchungsmethoden zu höheren Ergebnissen zwangsläufig 
kommen. Trotzdem kann man sagen, daß der Ausbreitungsstand, den die 
Lungentuberkulose bei uns hat, immerhin nicht unbedenklich ist. Zu 
berücksichtigen ist außerdem, daß die Zuchthausgefangenen und vor allem 
die Sicherungsverwahrten meist aus Bevölkerungsschichten stammen, in 
welchen die Tuberkulose an sich besonders stark ausgebreitet ist. Aus 
einer soeben erschienenen Arbeit von Dr. Sprungmann, Düsseldorf, „Ziel 
in der Tuberkulosebekämpfung“, entnehme ich, daß man in Deutschland 
mit rund 400 000 Offentuberkulösen rechnet und die Zahl der aktiven und 
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zeitweise inaktiven Tuberkulösen noch um etwa drei- bis fünffach höher 
liege. Das entspräche einem Prozentsatz von 0,6—3 % insgesamt. Nicht 
unerwähnt darf bleiben, daß das Erkrankungsoptimum bei Lungentuber¬ 
kulosen zwischen dem 18. bis 30. Lebensjahre liegt, während bei uns das 
Durchschnittsalter viel höher ist. Die Altersstufe, die dem Erkrankungs¬ 
optimum entspricht, wird in hiesiger Anstalt nur wenig erfaßt, während 
Jugendliche und gar Kinder ganz ausfallen. Bei den von mir angeführten 
Lungertuberkulösen handelt es sich nur um aktive Formen, die meist offen 
sind. Die Inaktiven sind nicht in diesen Zahlen erfaßt und befinden sich 
nicht im Anstaltskrankenhaus, stehen aber, soweit sie bisher erfaßt wurden, 
unter ständiger Kontrolle und erhalten Kostzulagen. Ich rechne damit, 
daß die Zahl derjenigen aktiven und inaktiven Tuberkulösen in der Anstalt, 
die bisher nicht erfaßt wurden, nicht unerheblich groß ist. Obwohl es in 
der Gewohnheit der Gefangenen liegt, wegen jeder Kleinigkeit beim Arzt 
vorstellig zu werden oder gar Krankheitssymptome zu fingieren, habe ich 
es mitunter erlebt, daß Gefangene, die schon längere Zeit Beschwerden 
hatten, erst spät sich vormeldeten und dann eine schon weit fort¬ 
geschrittene Tuberkulose festgestellt wurde. Bei der großen Belegschaft 
ist es technisch unmöglich, systematisch in kurzen Abständen Durch¬ 
leuchtungen bei allen Insassen durchzuführen. Selbstverständlich werden 
alle diejenigen gründlich untersucht, die in irgendeiner Weise mit einem 
frisch erfaßten Lungentuberkulosen in Berührung gekommen waren. 
Statistische Erwägungen sind wegen der großen Fehlerquellen bedenklich. 
Wir müssen uns da schon an die Tatsache halten, daß wir viele Tuber¬ 
kulöse haben und daß davon die Sicherungsverwahrten den relativ größeren 
Teil stellen. Die Tuberkulose ist vorwiegend eine Magenfrage sowohl in 
ihrer Verhütung als auch in ihrer Ausheilung. Andererseits spielen 
psychische Momente dabei eine nicht unbeträchtliche Rolle. Auch die 
Beschäftigungsfrage muß berücksichtigt werden. Die Art des Vollzuges in 
den Sicherungsanstalten bringt es mit sich, daß Arbeit im Freien hier nicht 
zugelassen war. Die Gefangenen werden zum großen Teil mit Alt¬ 
materialienarbeit beschäftigt, die meist mit großer Staubentwicklung ver¬ 
bunden ist und öfter in den Zellen getätigt wird. Auf die Dauer kann bei 
wenig widerstandsfähigen Insassen, besonders bei solchen mit einer Dis¬ 
position zur Lungertuberkulose oder bei Bronchitikem und Asthmatikern 
eine Gesundheitsschädigung entstehen. 

Der Umstand, daß von den Zuchthausgefangenen fast alle wieder in 
die Freiheit gelangen und von den Sicherungsgefangenen vielleicht im 
Laufe der Zeit ein gewisser Teil, läßt es im Interesse der Volksgesundheit 
als ein dringendes Gebot erscheinen, alle Gesundheitsschäden soweit wie 
irgend möglich im Vollzug abzuwehren. Laufende Gewichtskontrollen 
werden schon immer durchgeführt. Große Gewichtsabnahmen können ein 
Hinweis auf eine beginnende Erkrankung, insbesondere eine Tuberkulose 
sein. Allerdings beginnen manche Tuberkulosen auch ohne Gewichtsabnahme. 
In erster Linie ist auf eine ausreichende Ernährung größter Wert zu legen. 
Es ist völlig abwegig, wenn man immer wieder die 
Verpflegungssätze der einzelnen Anstalten zu ver¬ 
gleichen sucht und geneigt ist, denjenigen mit 
den niedrigsten Verpflegungssätzen ein Lob zu 
spenden. Es können zum Beispiel Gefängnisse, in denen überwiegend 
kurze Freiheitsstrafen verbracht werden, nicht zum Vergleich mit Zucht¬ 
häusern oder gar Sicherungsanstalten herangezogen werden. Zahlreiche 
andere Faktoren spielen eine Rolle und bedürfen der Berücksichtigung, wie 
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zum Beispiel verschiedene Milieuverhältnisse, Klimaeinflüsse und nicht zu¬ 
letzt, durch die geographische Lage bedingt, die Verschiedenheit völkischer 
Einheiten, aus denen sich die Insassen überwiegend zusammensetzen. So 
werden die Vollzugsanstalten zwangsläufig zu verschiedenen Verpflegungs¬ 
sätzen kommen müssen. Es empfiehlt sich, bei einer gewissen, regional 
vielleicht aber schon verschiedenen Standardkost zu bleiben und im Bedarfs¬ 
fälle mehr oder weniger reichlich Kostzulagen zu verordnen. Damit dürfte 
man bei unseren Zuchthausgefangenen auskommen. Anders liegt es jedoch 
bei den Sicherungsverwahrten. Wie ich in der Tabelle schon anführte, 
wurden bei einem Drittel der Gefangenen schon Kostzulagen verordnet, 
die jedoch bei weitem nicht ausreichten. Heute sind die Kostzulagen bereits 
weiter angestiegen. Auf diese Art kann nicht weiter verfahren werden. 
Es wäre aber nicht angängig, in einer Anstalt, in der, wenn auch räumlich 
getrennt, beide Gruppen vereint sind, zweierlei Küche zu führen. In 
der Küche selbst sowie im Anstaltskrankenhaus, in welchem aus technischen 
Gründen Zuchthausgefangene und Sicherungsverwahrte nicht räumlich ge¬ 
trennt liegen können, haben diese Gefangenen Gelegenheit, sich in die 
Töpfe zu gucken. Das für den ungleichen Ernährungszustand zum großen 
Teil verantwortliche psychische Moment der Sicherungsmaßnahmen an sich 
kann nicht ausgeschaltet werden. Es gäbe aber eine andere Möglichkeit, 
die Sicherungsgefangenen etwas aus ihrer Depression zu lösen. 

Der Zuchthausgefangene hat bei uns während des Strafvollzugs ganz 
andere und vielseitigere Beschäftigungsmöglichkeiten. Ein nicht unbe¬ 
trächtlicher Teil ist zudem im Freien beschäftigt. Andere haben die Hoff¬ 
nung auf einen Beschäftigungswechsel. Der Sicherungsverwahrte kommt 
aus seinen vier Wänden kaum heraus. Die Arbeiten, die er verrichtet, sind 
zum Teil stumpfsinnig. Dazu lebt er in der Aussicht, daß darin wahr¬ 
scheinlich niemals eine Änderung eintreten wird. Gute Führung kann ihm 
nicht als Lohn eine wunschentsprechende andere Beschäftigungsmöglich¬ 
keit bringen. Die Kalfaktoren stellen sind dünn gesät und unterliegen 
zudem aus disziplinären Gründen einem zeitlichen Wechsel. Da ist es 
kein Wunder, wenn sich ein Hang zu Grübeleien seiner bemächtigt und an 
seinem Lebensmark zehrt. Gewichtsabnahmen, größere Anfälligkeit für 
Tuberkulose und vermehrte Haftreaktionen sind die unausbleibliche Folge. 
Mit besserem Essen oder Zulagen allein ist da nur wenig geholfen. Auch 
darf nicht vergessen werden, daß wir erst am Anfang der Sicherungsverwah¬ 
rung stehen und bei der Mehrzahl der Sicherungsverwahrten mit einer 
langjährigen oder gar lebenslänglichen Verwahrung rechnen müssen. Es 
würde also, sofern keine Änderung erfolgen würde, im Laufe der Zeit 
noch viel schlimmer kommen. Diese Folgen könnten vermieden oder wenig¬ 
stens etwas eingedämmt werden, wenn der Sicherungsgefangene, selbst¬ 
verständlich im Rahmen größter Sicherheitsmaßnahmen gegen Flucht, 
mehr Bewegungsfreiheit und andere Arbeitsmöglichkeiten hätte. Ich 
glaube, daß dies dadurch erreicht werden könnte, 
wenn man ähnliche Lager wie die Moorlager für 
Sicherungsgefangene errichten oder aber diese 
Lager nur mit S i c h e r u n g s v e r w a h r t e n beschicken 
würde. Hätte der Sicherungsverwahrte durch gute Haltung die Mög¬ 
lichkeit, nach einem gewissen Zeitraum in ein solches Lager zu kommen, 
dann würde sich eine gute Führung für ihn erst rentieren. In den Ver- 
wahrhäusem selbst dürfte ohne allzu große Einbuße der Sicherheit die 
Möglichkeit gegeben sein, den Gefangenen mehr Bewegungsfreiheit 
und abwechslungsreichere Beschäftigung zu geben. Staubige Arbeit dürfte 
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nur in großen Arbeitsräumen verrichtet werden und niemals in den Zellen 
selbst. Das gilt natürlich ebenso für die Zuchthausgefangenen. 

Ausreichende Kost, die sich den jeweiligen Bedürfnissen und 
nicht etwa einem vorgeschriebenen Verpflegungssatz anzupassen hat, 
hygienische Arbeitsverhältnisse mit Abwechslungsmöglichkeit sowie 
modernste Untersuchungsmöglichkeiten mit schärfter Gesundheitskontrolle 
sind das Haupterfordemis des Gesundheitsdienstes am Gefangenen, für 
dessen Gesundheitszustand der Staat während des Strafvollzugs die 
alleinige Verantwortung trägt. 

Bei den Sicherungsverwahrten sind durch die Besonderheit der Maß¬ 
nahme, die in ihrer Auswirkung noch kein klares Bild in dieser kurzen 
Zeit geben kann, jedoch schon bedenkliche Begleiterscheinungen gezeigt 
hat, gewisse Änderungen im Vollzüge nötig. Die Sicherheitsvorkehrungen, 
die bei dem Sicherheitsverwahrten in besonders hohem Maße notwendig 
sind, führen zwangsläufig dazu, daß der Vollzug sich in keiner Weise, rein 
äußerlich gesehen, von einem Strafvollzug unterscheidet. Dies ist die haupt¬ 
sächlichste Ursache der Depression mit den eingehend geschilderten Aus¬ 
wirkungen bei den Sicherungsverwahrten. In der bisherigen Handhabung 
sieht der Sicherungsverwahrte weiter nichts, als eine Fortsetzung des 
Strafvollzugs ins Ungewisse. Er erblickt darin einen Widerspruch und eine 
unbillige Härte. Das Gerechtigkeitsgefühl andererseits müßte sich dagegen 
auflehnen, wenn es der Sicherungsverwahrte besser haben sollte als andere 
Gefangene, bei welchen meist noch mehr oder weniger starke sittliche 
Wertigkeiten vorhanden sind, die dem Sicherungsverwahrten fast durch¬ 
weg abzusprechen sind. Dem steht entgegen, daß zwangsläufig die Siche¬ 
rungsverwahrung, um weitere und mit der Zeit bestimmt noch zunehmende 
Folgeerscheinungen zu vermeiden, eine gewisse Auflockerung erfahren 
muß, selbstverständlich im Rahmen der notwendigen Sicherheits¬ 
vorkehrungen. 

Die Synthese zur Lösung dieses Fragekomplexes muß noch gesucht 
und gefunden werden. 


Aus der Gefängnisverwaltung 


Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Erstattung von Fahrkosten für Beamte, die an Lehrgängen der Verwal¬ 
tungsakademien teilnehmen. AV. vom 22. 1. 1938 — Dt. Just. S. 131 —. 
Beamten, die an einem geschlossenen, mindestens sechssemestrigen 
Lehrgang an einer Verwaltungsakademie teilnehmen und deren 
Dienstort außerhalb des Vorlesungsortes liegt, können Fahrkosten 
dritter Klasse erstattet werden. 

Bekanntgabe von Akten an Dienststellen der NSDAP und ihrer Gliede¬ 
rungen. AV. vom 23. 1. 1938 — Dt. Just. S. 130 —. 

Richtlinien, nach denen bei der Bekanntgabe von Akten, auch von 
Personal- und Dienststrafakten, an Dienststellen der Partei und 
ihrer Gliederungen im Bereich der Reichsjustizverwaltung zu ver¬ 
fahren ist. 
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Tätigkeit von Beamten, Angestellten und Arbeitern in der NSDAP, ihren 
Gliederungen, angeschlossenen Verbänden, in dem NSFK, im Reichs¬ 
luftschutzbund usw. AV. vom 25. 1. 1938 — Dt. Just. S. 130 —. 

Die Personalakten sind durch Angabe der Zugehörigkeit zur 
NSDAP, ihren Gliederungen usw. zu vervollständigen. 

Bewilligung von Beihilfen (Notstandsbeihilfen). AV. vom 28. 1. 1938 
— Dt. Just. S. 170 —. 

Bringt eine Erweiterung der Fürsorge des Reichs für die 
Beamten. 

Gemeinschaftliche Benutzung reichs- oder landeseigener Grundstücke durch 
Reichsjustiz- und Landesbehörden. AV. vom 7. 2. 1938 — Dt. Just. 
S. 211 — 

Richtlinien für die gemeinschaftliche Benutzung — Hausverwal¬ 
tung, Bauunterhaltung, Bewirtschaftung und Geräteausstattung —. 

Vorprüfungsordnung der Reichsjustizverwaltung (VPO). AV. vom 10. 2. 
1938 — Dt. Just. S. 285 —. 

Änderung der bisherigen Bestimmungen über Nachweis der Be¬ 
herrschung der deutschen Kurzschrift. 

Entschädigung für die beim Zahlungsverkehr entstehenden Verluste (Ver¬ 
lustentschädigungen). AV. vom 16. 2. 1938 — Dt. Just. S. 285 —. 
Verlustentschädigungen an Beamte, die am Geldverkehr beteiligt 
sind; für die Vollzugsanstalten gilt Abschn. II Ziff. 6 u. 7. 

Strafsachen gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher. AV. vom 3. 3. 1938 
— Dt. Just. S. 323 —. 

Hinweise zur Anordnung der Sicherungsverwahrung und zur Ent¬ 
lassung aus der Sicherungsverwahrung. Die Sicherungsanstalten 
haben vierteljährlich über die Entlassungen zu berichten; wird 
eine Entlassung widerrufen, so ist dies der Sicherungsanstalt, in 
der der Entlassene verwahrt worden war, mitzuteilen. 


Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Brennholz: Verbot des Verkaufs von Brennholz nach dem Meistgebot 
— Verordnung des Preiskommissars für die Preisbildung vom 
21. Januar 1938 — DRA Nr. 21 vom 26. Januar 1938. 

Kautschuk: Regelung der Beschaffung, Verteilung, Lagerung des Absatzes 
und Verbrauchs von Kautschuk und Kautschukwaren — Anord¬ 
nung Nr. 42 der Überwachungsstelle für Kautschuk und Asbest 
vom 3. Januar 1938 — DRA Nr. 1 vom 3. Januar 1938. 

Lumpen: Verbot des Ankaufs und Tausches von Lumpen durch Einzel¬ 
handelsgeschäfte — Anordnung W. L. 3 der Überwachungsstelle 
für Wolle und andere Tierhaare vom 19. Januar 1938 — DRA 
Nr. 22 vom 27. Januar 1938. 

Rotbuchen- und Nadelstammholz: Preisbildung für Rotbuchen- und Nadel¬ 
stammholz im Forstwirtschaftsjahr 1938 — Verordnung vom 
8. Dezember 1937 — DRA Nr. 22 vom 27. Januar 1938. 
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Tierhaare: Preise für Roßhaare, Kuh- und Ochsenschweifhaare sowie deren 
Abfälle — Anordnung W. H. 2 der Überwachungsstelle für Wolle 
und andere Tierhaare — RNVB1. Nr. 3 vom 18. Januar 1938. 

Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Buchweizen: Preisfestsetzung für Erzeugnisse aus Buchweizen — RNVB1. 
Nr. 10 vom 18. Februar 1938. 

Maul- und Klauenseuche: Viehseuchenpolizeiliche Anordnung über die 
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche — Erlaß des Reichs¬ 
ministers des Innern vom 9. Februar 1938 — DRA Nr. 36 vom 
12. Februar 1938. 

Obstbäume und Beerenobst: Reichsbeihilfen für die Neupflanzung und 
Neupfropfung von Obstbäumen und für die Neupflanzung von 
Beerenobst — Erlaß des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft vom 24. Dezember 1937 — RNVB1. Nr. 6 vom 
29. Januar 1938. 

Schädlingsbekämpfung: Richtlinien zur Schädlingsbekämpfung im Obst¬ 
bau — Anordnung des Reichsministers für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft — DRA. Nr. 8 vom 11. Januar 1938 und RNVB1. Nr. 4 
vom 24. Januar 1938. 

Sommersaatgetreide: Vertriebs- und Preisregelung für Sommersaatgetreide 
zur Aussaat Frühjahr 1938 — Anordnung des Verwaltungsamtes 
des Reichsbauemführers vom 24. Januar 1938 — RNVB1. Nr. 5 
vom 25. Januar 1938. 


Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Zwiebeln: Frankofestpreise für deutsche Speisezwiebeln — Bekannt¬ 
machung Nr. 3 der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbau¬ 
wirtschaft vom 3. Januar 1938 — RNVBI. Nr. 1 vom 

8. Januar 1938. 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Regierungsrat Dr. Fuchs zum Oberregierungsrat in Münster, 
Regierungsrat Ueberhorst zum Oberregierungsrat in Köln, 
Gerichtsassessor Dr. Schultz zum Regierungsrat in Berlin (Unter¬ 
suchungsgefängnis Alt-Moabit). 

Versetzt: 

Regierungsrat Dr. Graf in Essen nach Brandenburg (Havel)-Görden, 
Regierungsrat Gay in Papenburg (Ems) nach Essen. 

In den Ruhestand getreten: 

Oberregierungsrat Wirthmann in Straubing, 

Regierungsrat von Holtenzendorff in Dortmund, 

Regierungsrat Vollrath in Ichtershausen. 
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Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

E mannt : 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Liesche zum Verwal¬ 
tungsamtmann in Berlin-Plötzensee, 

Verwaltungsinspektor Bellin zum Verwaltungsoberinspektor in Bran¬ 
denburg (Havel)-Altstadt, 

Verwaltungsinspektor Feldengut zum Verwaltungsoberinspektor in 
Ebrach, 

Verwaltungsinspektor Rindle zum Verwaltungsoberinspektor in 
St. Georgen-Bayreuth, 

Verwaltungsinspektor Strassner zum Verwaltungsoberinspektor in 
Würzburg, 

Verwaltungsinspektor Hannack zum Verwaltungsoberinspektor in 
Berlin (Untersuchungsgefängnis Alt-Moabit), 
Verwaltungsinspektor Ehrenberg zum Verwaltungsoberinspektor in 
Berlin (Untersuchungsgefängnis Alt-Moabit), 
Verwaltungsinspektor Fischer (Ferdinand) zum Verwaltungsober¬ 
inspektor in Essen, 

Verwaltungsinspektor Schmidt (Friedrich) zum Verwaltungsober¬ 
inspektor in Frankfurt (Main)-Preungesheim, 
Verwaltungsinspektor Härdtlein zum Verwaltungsoberinspektor in 
Aichach, 

Verwaltungsinspektor Brennfleck zum Verwaltungsoberinspektor in 
Niederschönenfeld, 

Verwaltungsinspektor Zimmermann (Ludwig) zum Verwaltungs¬ 
oberinspektor in Augsburg, 

Verwaltungsinspektor Grosse zum Verwaltungsoberinspektor in Coswig, 
Verwaltungsinspektor Rung zum Verwaltungsoberinspektor in Sonnen¬ 
burg (N.), 

Verwaltungsinspektor Wollschitt zum Verwaltungsoberinspektor in 
Amberg, 

Verwaltungsinspektor Wittauer zum Verwaltungsoberinspektor in 
Straubing, 

Verwaltungsinspektor Wintermayer zum Verwaltungsoberinspektor in 
Straubing, 

Verwaltungsinspektor Burkhard zum Justizoberinspektor in Nürnberg, 
Verwaltungsinspektor Klaus zum Verwaltungsoberinspektor in Neu¬ 
münster, 

Verwaltungsinspektor Heyne zum Verwaltungsoberinspektor in 
Zwickau, 

Verwaltungsinspektor Gerst zum Verwaltungsoberinspektor in Mün¬ 
chen-Stadelheim, 

Verwaltungspraktikant Kirchmann zum Verwaltungsinspektor in Köln, 
Verwaltungspraktikant Möhlmann zum Verwaltungsinspektor in Celle, 
Justizsekretär Firmkaes zum Verwaltungsinspektor in München, 
Verwaltungspraktikant Hofmann (Heinrich) zum Verwaltungsinspektor 
in Aachen. 

Versetzt: 

Justizoberinspektor Fluhrer als Verwaltungsoberinspektor nach Nürn¬ 
berg (Gefängnisse), 

Verwaltungsoberinspektor Friesecke in Hamm nach Münster, 



479 


Verwaltungsinspektor Weidekamp in Gütersloh (Strafgefangenenlager • 
Oberems) nach Werl, 

Verwaltungsinspektor Schedl in Niederschönenfeld nach Landsberg 
(Lech), 

Verwaltungsinspektor Dr. Linker in Quedlinburg nach Halberstadt, 
Verwaltungsinspektor Müller in Werl nach Herford, 
Verwaltungsinspektor Bringewatt in Herford nach Werl. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsoberinspektor Abteilungsvorsteher Schmidt (Emil) in 
Berlin-Tegel, 

Verwaltungsinspektor Krusius in Gollnow, 

Verwaltungsinspektor Dittrich in Brieg. 

Verstorben: 

Verwaltungsinspektor Sengewaldt in Hannover. 


Ernannt: 


Ärzte 


Hilfsarzt Dr. Stumpf zum Regierungsmedizinalrat in Wolfenbüttel, 

Anstaltsarzt Dr. Ruhl zum Regierungsmedizinalrat in Kassel-Wehl¬ 
heiden, 

Anstaltsarzt Dr. Brusis zum Regierungsmedizinal rat in St. Georgen- 
Bayreuth, 

Anstaltsarzt Dr. Hillmann zum Regierungsmedizinalrat in Papenburg 
(Ems), 

Anstaltsarzt Dr. Trappmann zum Regierungsmedizinalrat in Mannheim. 


Ausgeschieden: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Schmidt-Petersen in Dreibergen-Bützow 
infolge Übernahme in den Dienst der Landesversicherungsanstalt 
Mecklenburg. 


Geistliche 

Ernannt: 

Pfarrer Reymann zum Oberpfarrer in Berlin-Tegel, 
Anstaltspfarrer Behnen zum Pfarrer in Hamburg, 
Anstaltspfarrer Trogemann zum Pfarrer in Berlin-Tegel, 
Pastor Hammer zum Pfarrer in Hamburg-Fuhlsbüttel. 

In den Ruhestand getreten: 

Oberpfarrer Popp in Nürnberg. 


Oberlehrer 

Ernannt: 

Studienassessor Maier (Joh.) zum Oberlehrer in Stollberg (Erzgeb.) 
— Strafgefängnis Hoheneck —. 

In den Ruhestand getreten: 

Oberlehrer Wittig in Bautzen. 
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' Schrifttum 

Zeitschriften 

Inland 

Monatsschrift für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform. 28. Jahrgang, 
1937, Heft 7, S. 305 ff. 

Die örtliche Verteilung der Kriminalität im Deut¬ 
schen Reiche. Ein Beitrag zur Kriminalgeographie von Regie¬ 
rungsrat Dr. E. Roesner in Berlin. 

Die Bedeutung des Beitrags, den die Statistik zur Kriminalgeographie 
geben kann, wird durch die interessante Arbeit Roesners offensichtlich. 
Nur die Zahlen des Jahres 1933 werden gegeben und erörtert. Dieses 
Jahr ist aber ein für alle Zukunft entscheidendes Schicksalsjahr des 
deutschen Volkes. Es bedeutet einen Wendepunkt nicht nur als Beginn 
des Einsatzes der im Nationalsozialismus liegenden erzieherischen Kraft 
auf das Volk und besonders die Jugend, sondern auch in der Art der im¬ 
mittelbaren Bekämpfung des Verbrechens. 

Die örtliche Verteilung der Kriminalität fordert an sich Zugrunde¬ 
legung des Ortes der Tat, bei Einzelaufgaben der Kriminalgeographie 
auch des Heimatortes. Nach dem Stande der Reichskriminalstatistik 
mußte aber die Auszählung nach dem Orte der Verurteilung vorgenom¬ 
men werden. Eine Verallgemeinerung der kleinen Zahlen verbietet sich. 
Roesner macht bei seiner sorgfältigen und vorsichtigen Auswertung der 
Zahlenergebnisse die erforderlichen Vorbehalte, die sich aus der Aus¬ 
zählung nach den Verurteilungen ergeben. Das wesentliche Resultat der 
Roesnerschen Arbeit bleibt auch für die Frage der kriminellen Belastung 
im ganzen richtig im Sinne des praktischen Lebens. In den Zahlen der 
beiden Tabellen (absolute Verurteiltenzahlen und Kriminalitätsziffern) ist 
das Material nach Oberlandesgerichtsbezirken aufgeteilt. Die Unterschiede 
sind in den verschiedenen Gebieten zum Teil beträchtlich und werden von 
Roesner in einleuchtender Weise erläutert. Die Arbeit ist eine wertvolle 
Bereicherung der kriminalstatistischen Literatur, dankenswert insbesondere 
ist auch der Nachweis des bisherigen Schrifttums auf dem Gebiete der 
Kriminalgeographie. Kriminalpolitisch ist die Arbeit nicht nur wissen¬ 
schaftlich, sondern auch für die Praxis von großer Bedeutung. Wichtige 
Aufgaben zeigen sich in der Notwendigkeit der kriminalgeographischen 
Einzelforschung, die sich bemühen wird, die Einzelheiten der kriminellen 
Belastung aufzuhellen. 

Wir können nur wünschen, daß Roesner auch weiterhin die örtliche 
Verteilung der Kriminalität in der Art seiner Abhandlung verarbeitet und 
allgemein zugänglich macht. Die so erwünschte und notwendige Prüfung 
der Entwicklung der Kriminalität gerade hinsichtlich ihrer örtlichen Ver¬ 
teilung wird dadurch erleichtert; die Tabellen insbesondere geben einen 
ausgezeichneten Überblick. Dr. Weissenrieder. 

Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, Berlin SO 36 
13. Jahrgang. — Heft 1 vom Oktober 1937. 

Grundsätzliches zur Schutzaufsicht von Ministerialrat 
Dr. Schmidt, Berlin. 

Der Schutzhelfer soll den Bewährungspflichtigen in unauffälliger, sein 
Fortkommen nicht erschwerender Weise überwachen, er soll ihn be- 
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raten, ihm beistehen oder ihn zur Rede stellen und zum Rechten anhalten. 
Die Schwierigkeiten der praktischen Durchführung liegen darin, die ge¬ 
nügende Zahl von geeigneten Schutzhelfem zu finden. 

Ermittlungshilfe einst, Ermittlungshilfe heute von 
Reichsgerichtsrat Dr. Hartung, Leipzig. 

Was der Gerichtshilfearbeit früherer Jahre in erster Linie fehlte, ist 
uns inzwischen geschenkt worden: die einheitliche Weltanschauung. Wir 
wissen, daß alles Recht — und zumal das Strafrecht — dem Volke zu 
dienen hat. Die Wahrheit und nichts als Wahrheit braucht der Straf¬ 
richter, deshalb soll der Helfer nur noch Hilfe bei der Wahrheits¬ 
forschung leisten. 

Aus der geschichtlichen Entwicklung der Schutz¬ 
aufsicht von Oberregierungsrat Dr. Strube, Berlin-Moabit. 

Wo ohne Schaden für die Volksgemeinschaft vom Vollzug einer 
Strafe abgesehen werden kann, ist bedingte Aussetzung mit Stellung unter 
Schutzaufsicht zu empfehlen. 

Auslandsschau : Straffälligenfürsorge in Lettland. 

Heft 2 vom November 1937. 

Neugestaltung der Gefangenen- und Entlassenen- 
fürsorge und die Einführung der Ermittlungshilfe 
von Hauptamtsleiter Hilgenfeldt, Berlin. 

Die Strafe wird vollzogen, um einmal den Straffälligen zu einem 
nützlichen Glied der Gemeinschaft zu machen, zum anderen aber auch, um 
ihn abzuschrecken und schließlich, um den vielleicht unverbesserlichen 
Straffälligen von der Gemeinschaft femzuhalten und hierdurch die Ge¬ 
meinschaft vor ihm zu schützen. Es ist dann aber auch Pflicht der Gemein¬ 
schaft, den durchaus Besserungsfähigen, wenn die Strafe vollzogen ist, in 
ihre Reihen aufzunehmen. 

Arbeitseinsatz und Strafgefangene von Geh. Regierungsrat 
Dr. Syrup, Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, Berlin. 

Bei der Verknappung der Arbeitskräfte ist es nötig, alle Reserven 
heranzuziehen. Zu diesen gehören auch die entlassenen Strafgefangenen 
und die Ausrichtung der Gefangenenarbeit in und außerhalb der Straf¬ 
anstalten nach den Erfordernissen des Arbeitseinsatzes. Eine möglichst 
frühzeitige Fühlungnahme mit den Arbeitsämtern ist wegen der unverzüg¬ 
lichen Einstellung nach der Entlassung dringend notwendig. In besonders 
gelagerten Fällen müssen auch gewisse moralische Garantien durch die 
Gefangenenfürsorge-Vereine übernommen werden. 

Zusammenarbeit der Fürsorgestellen mit den Dienst¬ 
stellen des Staates und der Bewegung von General¬ 
staatsanwalt Dr. Sturm, Breslau. 

Verschiedene Schwierigkeiten bei der Wiedereingliederung Vor¬ 
bestrafter können vermieden werden, wenn die Strafanstalten bei jeder 
Äußerung zur Gnadenfrage der Gnadenbehörde mitteilen, ob und zu 
welchem Zeitpunkt Fürsorgemaßnahmen getroffen worden sind. 

Einrichtung einer Ermittlungshilfe der Strafrechts¬ 
pflege, Wortlaut der AV. des RJM. vom 7. 10. 1937 und Rund¬ 
schreiben des Deutschen Reichsverbandes für Straffälligenbetreuung 
und Ermittlungshilfe vom 7. 10. 1937. Dr. Strube. 
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Die Besonderen Vollzugsanstalten 
der Reichsjustizverwaltung 


Lfde 

Bezeichnung 

Anstalts- 

Postscheck konto 

Fernsprechanscfcl . 

Nr. 

der Vollzugsanstalten 

Vorstand 

Amt Nr. 

Amt Nr. 


I. Bamberg 




1 

Strafgefängnis Ebrach . 

RR Engert 

Nürnberg: 25 75 

Ebrach 1 u. 5 

2 

Strafgefängnis und Arbeits- 





haus St Georgen-Bayreuth 

RR Schlager 

Nürnberg 25 74 

Bayreuth 340. 341 

3 

Gefängnis Würzburg . 

VOInsp Strassner 

Nürnberg 26 40 

Würzburg 35 91 



(GerKasse Würz- 




bürg) 



II. Berlin 





(Kammergericht) 




4 

Untersuchungsgefängnis Alt- 





Moabit in Berlin . 

ORR Dr Strube 

Berlin 143 20 

Berlin 35 67 01 

5 

Gefängnis Lehrter Straße in 


Berlin . 

RR Gamradt 

Berlin 145 42 

Berlin 329 06 

Berlin 35 62 21 

Berlin 53 25 81 

53 25 82 

6 

6a 

Frauengefängnis Berlin . 

Frauenjugendgefängnis Berlin 

j VAmtm Berg 

7 

Gefängnis Plötzensee in Berlin 

ORR Vacano 

Berlin 143 18 

Berlin 35 62 31 

8 

Strafgefängnis Tegel in Berlin 

ORR Brucks 

Berlin 143 19 

Berlin 30 87 71 

9 

Gefängnis Lichtenberg 





in Berlin . 

_ 







Del llll &0 41 

10 

Zuchthaus und Sicherungs- 





anstalt Brandenburg (Ha¬ 
vel)-Görden . 

RR Dr Graf 


Brandenburg 37 42 




11 

Strafgefängnis Brandenburg 





(Havel)-Altstadt . 

RR Beyer 

Berlin 13 90 

Brandenburg 37 13 



12 

Gefängnis Charlottenburg in 



31 74 


Berlin . 

VOInsp Zachau 

Berlin* 143 08 

Berlin 34 16 61 






(GerKasse Char- 



Frauenstrafgefängnis Cottbus 


lottcnburg) 


13 

RR Meinecke 

Berlin 142 84 

Cottbus 21 60 

14 

Gefängnis Frankfurt (Oder) 

VOInsp Knüttel 

Berlin« 13 55 51 

Frankfurt 2S 62 

15 

Zuchthaus Luc kau (Nieder- 



(Oder) 


lausitz) . 

_ | 

Berlin 142 83 

Luckau 264 




16 

Gefängnis Neuruppin . 

VOInsp Kaatz 

Berlin* 147 92 

Neuruppin 28 31 

17 

Zuchthaus Sonnenburg 


(GerK Neurupp) 


(Neum) . 

RR Esser 

Berlin 16 76 28 

Sonnenburg 204 

18 

Strafgefängnis Spandau . 



(Neum) 205 

RR Bessler 

Berlin 16 89 88 

Berlin 37 23 91 


bedeutet: Gef&Dgencnarbeitszahlslelle 
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Lfde 

Nr. 

Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 


III. Braunschweig 




19 

Gefängnisse Wolfenbüttel 





und Braunschweig: 
a) Strafgefängnis Wolfen- 

ORR Greifen- 




büttel . 

hagen 

Hannover 36 97 

Hannover* 420 58 

Wolfenbüttel 27 71 

Braunschwelg 


b) Gefängnis Braunschweig 





10 09 


IV. Breslau 




20 

Gefängnis Beuthen (Ober- 





schles) . 

VAmtm Krätzig 

Breslau* 62 41 

Beuthen 31 10 



21 

Strafgefängnis Breslau . 

| ORR Moeltgen 



21a 

Jugendgefängnis Breslau . 

Breslau 62 43 

Breslau 453 85 

440 80 

22 

Untersuchungsgefängnis 





Breslau . 

RR Grossekettler 

Breslau 62 42 

Breslau 53 512 



23 

Strafanstalten Brieg: 



53 536 


a) Zuchthaus . 

•RR Richter 




b) Gefängnis mit Zucht¬ 
hausabteilung . 

Breslau 62 91 

Briet; 43 

(für Zuchthaus) 






Brietr 502, 603 





(für Gefängnis 

24 

Gefängnis Glatz . 

z Zt unbesetzt 

Breslau 422 74 

m. Zuchth.-Abt. ) 



Glatz 27 77 

25 

Gefängnis Gleiwitz . 

z Zt unbesetzt 

Breslau 443 36 

Gleiwitz 31 26 



26 

Gefängnis Glogau . 

VOInsp Ecke 

Breslau 616 55 

Glogau 19 61 



27 

Gefängnis Görlitz . 

V Amtm Emmerich 

Breslau 488 80 

Görlitz 30 46 



28 

Gefängnis Hindenburg (Ober- 





Schlesien) . 

VOInsp Prauser 

Breslau 592 98 

Hindenburg 40 72 

P 


29 

Frauenzuchthaus Jauer 

RR Dr Kersten 

Breslau 62 45 

Jauer 60 

30 

Gefängnis Liegnitz . 

VOInsp Bähr 

Breslau 358 68 

Liegnitz 39 34 



31 

32 

Gefängnis Oels (Schles) . 

Gefängnis Oppeln . 

VOInsp Becker 
VOInsp Kattner 

Breslau 232 44 

Breslau 602 12 

Oels 123 

Oppeln 20 28 


33 

Strafanstalten Ratibor: 




'f 

a) Zuchthaus . 

b) Gefängnis . 

J z Zt unbesetzt 

) 

Breslau 62 92 

Ratibor 26 25 

34 

Gefängnis Reichenbach 





(Eulengebirge) . 

VOInsp Budzinski 

Breslau 92 53 

Reichenbach 23 43 


Gefängnis Schweidnitz . 



(Eule) 23 44 

85 

VOInsp Rauschei 

Breslau 427 41 

Schweidnitz 31 77 

36 

Strafanstalten Groß Strehlitz: 

\ 


t 

h 

a) Zuchthaus . 

b) Strafanstalt . 

| RR Bachmair 

Breslau 62 93 

Groß Strehlitz 204 

37 

Zuchthaus Wohlau . 

* RR Pfotenhauer 



37a 

Jugendabteilung Paulinenhof 

Breslau 62 02 

Wohlau 47 

Pol k witz 73 


L 




(f. Paulincnhcf) 
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Lfde 

Nr. 

Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 

38 

V. Celle 

Zuchthaus Celle . 

RR Marloh 

Hannover 583 42 

Celle 83 63 

39 

40 

Zuchthaus Hameln . 

Gefängnis Hannover . 

RR Dr Engel¬ 
hardt 

ORR Suffenplan 

Hannover 51 52 

Hannover 51 76 

Hameln 22 16 

Hannover 254 45 

41 

Strafgefängnis Lingen (Ems) 

RR Dr Pitz 

Hannover 51 48 

Lingen 409 

42 

Gefängnis Osnabrück . 

VOInsp Lauen 

Hannover* 700 27 

Osnabrück 6S 76 

43 

Gefängnis Wesermünde-Lehe 

VOInsp Xanke 

(GerKasse Osna¬ 
brück) 

Hannover* 650 48 

Wesermünde-Lehe 

44 

VI. Darmstadt 

Zuchthaus Butzbach (Ober¬ 
hessen) . 

ORR Bausch 

(GerKasse Weser¬ 
münde-Lehe) 

Frankfurt 160 82 

538 

Butzbach 22 

45 

Gefängnis Darmstadt . 

VAmtm Jüngling 

(Main) 

Frankfurt* 164 85 

Darmstadt 63 37 

46 

Gefängnis Mainz . 

VAmtm Ludwig 

(Main) 

Frankfurt* 141 63 

Mainz 340 71 

47 

Zuchthaus Marienschloß 
in Rockenberg . 

RR Barth 

(Main) 

Frankfurt 160 81 

Butzbach 51 

48 

VII. Dresden 

Straf- und Untersuchungs¬ 
gefängnis Bautzen . 

1 ORR Dr Plischke 

(Main) 

Dresden 130 30 

Bautzen 37 80 

48a 

49 

Jugendgefängnis Bautzen ... 
Untersuchungsgefängnis 
Chemnitz . 

1 

RR Schmidt 

Leipzig 56 78 

37 81 

Chemnitz 300 71 

50 

61 

U nter suchungsgef ängni s 
Dresden . 

Strafgefängnis Hoheneck in 
Stollberg (Erzgebirge) 

ORR von Zezsch- 
witz 

ORR Glauning 

Dresden 56 19 

Leipzig 128 60 

Dresden 441 01 

Stollberg 50 

52 

Untersuchungsgefängnis 
Leipzig . 

ORR Dietze 

Leipzig 57 50 

Leipzig 321 69 

1 

53 

Strafgefängnis Leipzig-Klein¬ 
meusdorf . 

RR Hänichen 

Leipzig 133 12 

Leipzig 667 60 

54 

Untersuchungsgefängnis 

Plauen (Vogtl) . 

z Zt unbesetzt 

Leipzig 57 35 

61 598 

Plauen 43 43 

55 

Zuchthaus Waldheim (Sachs) 

ORR Dr Schiefer 

Leipzig 128 58 

(Polizei) 

Wuldheim 25 

56 

Zuchthaus und Untersuchungs¬ 
gefängnis Zwickau (Sachs) 

ORR Reinicke 

Leipzig 66 64 

(Sachsen* 

Zwickau SO 05 




(Sachsen) 
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Lfde 

Nr. 


Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 


Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 

, RR Kemming 

Köln 106 93 

Anrath 9 

RR Schmidt 

Köln 106 92 

Düsseldorf 331 07, 
331 08. 332 92, 
Sammcl-Nr 360 96 

• VAmtm Koppen 

Essen* 79 39 

Duisburg 511 75 


Köln* 84 96 

Duisburg 256 05 

VAmtm Freiherr 
von Ketteier 

Köln* 106 95 

Kleve 20 76 

RR Büchner 

RR Dr Linder 

Köln 106 94 

Köln 106 91 

Remscheid 516 31 

Wuppertal 222 14 

222 15 

VAmtm Nieft 

Frankfurt* 519 10 
(Main) 

Frankfurt 204 61 
(Main) 

VOInsp Bernhardt 

— 

Frankfurt 137 51 
(Main) 

RR Luttenberger 

RR Schriever 

VOInsp Naumann 

Frankfurt 70 19 
(Main) 

Frankfurt 70 20 
(Main) 

Frankfurt 315 10 
(Main) 

Frankfurt 944 81 
(Main) 

Limburg 298 
(Lahn) 498 
Wiesbaden 290 73 

VAmtm Hasse 

Hamburg 494 26 

Hamburg 42 08 23 

VOInsp Bruhns 

— 

Hamburg 57 80 13 

VOInsp Kruse 

— 

— 

RR Haensel 

— 

Hamburg 59 06 41 


57 

57 a 

58 


59 

60 
61 
62 

63 

64 

65 

66 
67 


68 

69 

70 

71 


VIII. Düsseldorf 

Strafgefängnis Anrath . 

Frauenjugendgefängnis 

Anrath . 

Gefängnis Düsseldorf-Deren¬ 
dorf . 

Gefängnisse Duisburg-Ham¬ 
born: 

a) Gef Duisburg-Hamborn 

b) Gefängnis Duisburg . 

Gefängnis Kleve . 


Zuchthaus Remscheid- 

Lüttringhausen . 

Gefängnis Wuppertal . 

IX. Frankfurt (Main) 

U ntersuchungsgef ängnis 

Frankfurt (Main) . 

Gefängnis Frankfurt (Main)- 
Höchst . 

Strafgefängnis Frankfurt 
(Main)-Preungesheim . 

Zuchthaus Freiendiez . 

Gefängnis Wiesbaden . 


71a 


X. Hamburg 

A) Hamburgische Vollzugs¬ 
anstalten 

(Präsident: Lahts) 

Gefängnis Altona (Elbe) . 

Strafgefängnis Glasmoor 

bei Glashütte . 

Jugendgefängnis Hahnöfer¬ 
sand . 

Strafanstalten Hamburg- 
Fuhlsbüttel: 

a) Straf gef. Fuhlsbüttel .. 

b) Zuchthaus Fuhlsbüttel ... 

c) Frauengef. Fuhlsbüttel... 
Frauenjugendgef. Fuhlsbüttel 
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Lfde 

Bezeichnung 

Anstalts- 

Postscheckkonto 

Fer nsj> rechanschl. 

Nr. 

der Vollzugsanstalten 

Vorstand 

Amt Nr. 

Amt Nr. 

72 

Untersuchungsgefängnis 
Hamburg-Stadt . 

RR Bredow 

Sitz der Amtskasse 

Hambg 35 10 01/2 



der hamburgischen 
Voll zugsanstalten: 
Hamburg 142 46 

35 43 07/8 

B) Bremische Vollzugs- 

73 




anstalten: 





a) Untersuchungsgefängnis 





Bremen-Stadt . 

■ ORR Wegener 

Sitz der Amtskasse 

Bremen 849 64 


b) Zuchthaus Bremen-Oslebs- 

beim Zuchthaus 
Bremen-Oslebs- 



hausen . 


hausen: 



c) Gefängnis Bremen-Ostertor 


Hamburg 45 55 



XI. Hamm (Westf.) 




74 

Gefängnis Bielefeld . 

VOInsp Trendel¬ 
kamp 




Dortmund 193 01 

Bielefeld 64 63 

75 

Strafgefängnis Bochum . 

|ORR Anderson 



75a 

Jugendgefängnis Bochum ... 

Dortmund 679 

Bochum 681 41 

6S1 42 

76 

Untersuchungsgefängnis 





Bochum . 

VOInsp Czycholl 

z Zt unbesetzt 

Dortmund 46 72 

Bochum 638 S4 

77 

78 

Gefängnis Dortmund . 

Dortmund 46 78 

Dortmund 357 78 

Untersuchungsgefängnis 


Essen . 

RR Gay 

VAmtm Nebe 


Essen 447 45 

79 

Gefängnis Hagen (Westf) ... 

Dortmund 65 13 

Hagen 224 65 

80 

Zuchthaus Herford . 

RR Dr Wüllner 

Hannover 152 38 



20 42 

81 

Zuchthaus Münster (Westf) 

ORR Dr Fuchs 

Dortmund 203 32 

Münster 256 4S 

256 49 

82 

Strafgefangenenlager Ober- 




ems in Gütersloh . 

VAmtm Leßmann 

Erhält am 1. 4. 38 
neues PKonto 




Gütersloh 29 96 

83 

Sich.-Anst. Werl (Kr. Soest) 

RR Dr Faber 

Dortmund 166 

Werl 505 


XII. Jena 




84 

Gefängnisse Eisenach: 

) 




a) Strafgefängnis . 

\z Zt unbesetzt 

Erfurt 120 63 

Eisenach 212! 


b) Untersuchungsgefängnis 

1 



85 

Sicherungsanstalt Gräfen- 





tonna . 

RR Dr Heinke 

Erfurt 463 

Gräfentonna 207 

86 

Strafgefängnis Ichtershausen 

z Zt unbesetzt 

Erfurt 26 54 

Arnstadt 20 97 

87 

Zuchthaus Untermaßfeld . 

RR Gericke 

Erfurt 272 76 

Meiningen 20 92 

88 

Frauenstrafgefängnis Hohen- 





leuben . 

Erste Oberin 







• 88a 

Frauen jugendgef ängni s 

Begemann 

Erfurt 674 50 

Triebes 342 


Hohenleuben . 
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Lfde 

Nr. 


Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 



XIII. Karlsruhe 



89 

Strafanstalten Bruchsal: j 




a) Zuchthaus. 




b) Strafanstalt Huttenstraße 

ORR Backfisch 

Karlsruhe 34 00 


c) Gefängnis Stirumstraße 



90 

Gef. Freiburg (Breisgau): 




a 

) Strafgefängnis . 




K 


>ORR Dr Kölblin 

Karlsruhe 43 57 


c 

> Gefängnisse I und II ... 



91 

Gefängnisse Mannheim 

1 



und Heidelberg: 

| 



a) Strafgefängnis Mannheim 

J.ORR Dr Weidner 

Karlsruhe 43 84 


b) Gefängnis Mannheim ... 




c) Gefängnis Heidelberg ... 

) 


92 

Ge 

fängnisse Karlsruhe: 




a 

b 

, Gefängnisse I bis III ... 

ORR Harder 

Karlsruhe* 797 00 


c 

d 

) Gefängnis Durlach . 



93 

Arbeitshaus Kislau . 

RR Mohr 

Karlsruhe* 82 41 



XIV. Kassel 



94 

Gefängnis Kassel . 

VOInsp Engel- 





mann 

Frankfurt 828 76 





■(Main) 

96 

Zuchthaus Kassel-Wehlheiden 

RR Dr Henning 

Frankfurt 70 60 
(Main) 

96 

Sich.-Anst. und Frauenzuchth. 




Ziegenhain (Bez. Kassel) ... 

RR Dr Krause 

Frankfurt 70 62 



a) Sicherungsanstalt . 


(Main) 


b)Frauenzuchthaus . 





XV. Kiel 



97 

Gefängnis Kiel . 

VAmtm Sponagel 

Hamburg* 560 64 

98 

Männergefängnisse in Lübeck: 




a) Untersuch.- u. Marstall- 





gefängnis Lübeck-Stadt , 

VAmtm Leonhardt 

Hamburg 289 79 


b) Strafgefängnis Lübeck- 





Lauerhof . 



99 

Frauenstraf- und -sicherungs- 




anstalt Lübeck-Lauerhof ... 

Erste Oberin 





Ellering 

Hamburg* 366 37 

100 

Straf gef ängnis Neumünster... 

Irr Bithom 

Hamburg: 65 37 

100a 

Jugendgefängnis Neumünster 

/ 


1Q1 

Sicherungsanstalt Rendsburg 

RR Schuld 

Hamburg 28 59 


Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 


Bruchsal 24 44 


Freiburg 40 01 


Mannheim 538 80 


Karlsruhe 83 47 


Mingolsheim 208 


Kassel 888. 389 

Kassel 821 20 
835 87 


Ziegenhain 178 
(Bez. Kassel) 


Klei 70 77 


Lübeck 251 21 
(für L-Stadt) 
Lübeck 260 35 
(für L-Lauerhof) 


Lübeck 260 35 
Neumünster 219 

Rendsburg 20 36 
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Lfde 

Bezeichnung 

Anstaits- 

Postscheckkonto 

Fernsp rechansch I. 

Nr. 

der Vollzugsanstalten 

Vorstand 

Amt Nr. 

Amt Nr. 


XVI. Köln 




102 

Gefängnis Aachen . 

RR Heitzer 

Köln 106 89 

Aachen 359 80 

103 

Gefängnis Bonn . 

VOInsp Möhl 

Köln* 109 43 

Bonn 32 72 

104 

Gefängnis Koblenz . 

VOInsp Bolz 

Köln* 109 50 

Koblenz 338 

105 

Gefängnis Köln . 

ORR Ueberhorst 

Köln 109 40 

Köln 21 41 41 

106 

Zuchthaus Rheinbach . 

RR Dr Westen- 




berger 

Köln 109 42 

Rheinbach 341 

107 

Gefängnis Saarbrücken . 

RR Dr Dack- 




weiler 

Saarbrücken 512 

Saarbrücken 





216 15. 216 16 

108 

Zuchthaus Siegburg . 

RR Rehbein 

Köln 109 41 

Siegburg 23 47, 




23 48 

109 

Gefängnis Trier . 

VOInsp Jänicke 

Köln* 109 15 

Trier 33 40 

110 

Strafgefängnis Wittlich . 

joRR Bleidt 



110a 

Jugendgefängnis Wittlich ... 

Köln 109 17 

Wittlich 447. 44S. 

449 


XVII. Königsberg (Pr) 




111 

Gefängnis Allenstein . 

1 



lila 

Frauenjugendgefängnis Allen- 

(VOInsp Menge- 




stein . 

| wein 

kein Konto 

Allenstein 24 62 

112 

Gefängnis Bartenstein (Ostpr) 

VOInsp Falken- 





owski 

Königsberg* 164 25 

Bartenstein 515 




(Pr) 


113 

Gefängnisse Königsberg (Pr) 

VOInsp Schau- 





mann 

Königsberg* 58 07 

Königsberg 329 93 




(Pr) 

249 92 

114 

Zuchthaus Ragnit. 

VOInsp Kart- 








schewski 

Königsberg* 77 37 

Ragnit 372 




(Pr) 

115 

Strafgefängnis Rhein (Ostpr) 

VOInsp Lehrack 

Königsberg* 206 53 

Rhein 167 



(Pr) 


116 

Strafgefängnis u. Sicherungs- 





anstatt Tapiau . 

VOInsp v Machui 

Königsberg* 164 86 
(Pr) 

Tapiau 68 

117 

Gefängnis Tilsit . 

VOInsp Stahnke 

kein Konto 

Tilsit 33 51. 33 52 

118 

Zuchthaus Wartenburg 





(Ostpr) . 

RR Dr Riemer 

Königsberg 23 58 

Wartenburg 203 


XVIII. Marienwerder 




119 

120 

Gefängnis Elbing . 

VOInsp Goldyga 
| VOInsp von Pock 

Königsberg 33 17 
(Pr) 

Berlin 16 62 92 

Elbing 33 75 

Schneidemühl 

23 74 

Gefängnis Schneidemühl . 

























489 


Lfde 

Nr. 

Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

121 

Strafgefängnis Stuhm 

f 


121a 

122 

(Westpr) . 

Jugendgefängnis Stuhm 

(Westpr) . 

XIX. München 

Frauenstraf- und V erwah- 
rungsanstalt Aichach . 

RR Müller 

RR Dr Freiherr 

Königsberg 141 71 

122a 

Frauenjugendgefängnis 

Aichach . 

von Reitzenstein 

München 26 72 

123 

124 

Gefängnisse Augsburg . 

Strafgefängnis Bernau (Ober- 
bayem) . 

VOInsp Zimmer¬ 
mann 

I 

München 26 87 

124a 

Frauenstraf- u. Verwahrungs¬ 
abt. Laufen (Oberbay) ... 

| RR Loos 

München* 294 52 

125 

Zuchthaus Kaisheim . 

RR Riegel 
(Vertreter) 

München 26 40 

126 

Straf gef. Landsberg (Lech) 

\ RR Dr Kasten- 

München 26 36 

126a 

Straf- u.Jugendgef. Rothenfeld 

/ bauer (Vertr) 

München* 26 36 

127 

Strafgef. München-Stadelheim 

ORR Dr Koch 

München 84 31 

128 

Jugendgef. Niederschönenfeld 

XX. Naumburg (Saale) 

RR Badum 

München* 518 36 

129 

130 

Zuchthaus Coswig (Anhalt) 
Strafgef.-Lager Elberegulie- 

RR Witte 

Magdeburg 212 30 

rung (Post Dessau-Roßlau) 

VAmtm Baum 

Magdeburg* 220 91 

131 

Gefängnis Erfurt . 

VOInsp Müller 

Erfurt* 91 32 

132 

Zuchthaus Halle (Saale) . 

RR Reissner 

Leipzig 136 18 

133 

134 

Gefängnis Halle (Saale) . . 

Gefängnisse Magdeburg: 
a) Gefängnis Magdeburg- 
Sudenburg . 

VOInsp Winkler 

Leipzig* 404 08 


b) Gefängnis Magdeburg- 

Neustadt . 

c) Gefängnis Gommern. 

JRR Dr Knobloch 

Magdeburg 16 74 

Magdeburg* 44 98 

135 

Gefängnis Naumburg (Saale) 

VAmtm Weiss 

Leipzig* 449 10 

136 

Gefängnis Nordhausen . 

VOInsp Dickhof 

Erfurt* 183 13 

137 

Gefängnis Stendal . 

XXI. Nürnberg 

VOInsp Engel¬ 
hardt 

Magdeburg* 16 22 

138 

Zuchthaus Amberg (Oberpf) 

ORR Hopp 

Nürnberg 25 85 


Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 


Stuhm 139 


Aichach 24 


Augsburg 69 51 
177 


Prien 84. 159 


Kaisheim 4 


Landsberg (L) 93 
Erling 249 


München 49 27 50 
49 21 44, 49 21 45 
Rain 3 


Coswig 335 


Dessau-Roßlau 313 
Erfurt 226 70 
Halle (S) 210 26 
Halle (S) 259 85 


Magdeburg 403 59 
Magdeburg 215 78 
Gommern 205 

Naumburg (S) 

33 65 

Nordhausen 812 
Stendal 139 

Amberg K 51/3 
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Lfde 

Nr. 

Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 

139 

Gefängnisse Nürnberg: 
a) Untersuchungsgefängnis 
Bärenschanzstraße . 

ORR Paulus 

Nürnberg 25 11 

Nürnberg 626 51 

140 

141 

b) Straf gef. Mannertstraße 

c) Strafgef. Zellenstraße ... 

Zuchthaus und Sicherungs¬ 
anstalt Straubing . 

XXII. Oldenburg (Oldb) 
Gefängnis Oldenburg (Oldb) 

Dicknether 

(Vertreter) 

VOInsp Köhler 

München 26 14 

kein Konto 

Straubing 529 

Oldenburg 51 63 

142 

Strafgefängnis und Arbeits¬ 
haus Vechta . 

(z Zt unbesetzt) 

kein Konto 

Vechta 206 

143 

XXIII. Rostock 
Strafanstalten Dreibergen- 
Bützow: 

a) Zuchthaus Dreibergen ... 

ORR Jenz 

Hamburg 208 86 

Bützow 412 

144 

b) Gefängnis Bützow . 

XXIV. Stettin 

Zuchthaus Gollnow . 

RR von Normann 

Stettin 142 87 

Gollnow 428 

145 

Gefängnis Köslin . 

VOInsp Zibell 

Stettin 68 87 

Köslin 22 02 

146 

Jugendgefängnis Naugard ... 

RR Brüssler 

Stettin 143 23 

Naugard 459 

147 

Gefängnis Stargard (Pom) ... 

VOInsp Treichel 

Stettin 156 66 

Stargard 29 09 

148 

Gefängnis Stettin . 

VAmtm Hehlke 

Stettin 11 46 

Stettin 310 45 

149 

XXV. Stuttgart 
Frauenstrafgefängnis Gottes¬ 
zell in Schwäbisch Gmünd 

RR Sieber 

Stuttgart* 33 89 

Schw&b Gmünd 

150 

Gefängnisse Heilbronn 
(Neckar): 

a) Jugendgefängnis . 

RR Schmidhäuser 

Stuttgart* 47 45 

20 6i 

Heilbronn 45 3' 

151 

b) Gef. Kirchbrunnenstr. ... 

c) Gefängnis Wilhelmstr. ... 
Zuchthaus Ludwigsburg: 

a) Hauptanstalt . 

ORR Dr Weißen¬ 
rieder 

Stuttgart 42 11 

Ludwigsburg 31 03 

152 

b) Zweiganst Hohenasperg 
Strafgefängnis Rottenburg 
(Neckar) . 

RR Lupfer 

Stuttgart 39 12 

Rottenburg 231 

153 

Strafgef. Schwäbisch Hall ... 
a) Hauptanstalt . 

.RR Knorr 

Stuttgart 42 10 

Schwab Hall 227 

154 

b) Zweiganst. Kl.-Comburg 
Untersuchungsgef. Stuttgart: 

a) Hauptanstalt . 

b) Zweiganstalt Weimarstr. 

RR Dr Eggens- 
perger 

Stuttgart* 86 57 

Stuttgart 267 36 


c) Zweiganst. Bad Cannstatt 
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Lfde Bezeichnung 

Nr. der Vollzugsanstalten 


155 


Gefängnisse Ulm (Donau): 

a) Strafgefängnis . 

b) Zweiganstalt Bettenreute 

c) Gefängnis Frauengraben 


156 


XXVI. Zweibrücken 
Strafgefängnis Zweibrücken 


157 


Ferner: Papenburg 
Strafgefangenenlager Papen¬ 
burg (Ems) mit folgenden 
Einzellagern: 


Strafgefangenenlager I 

Börgermoor . 

Strafgefangenenlager II 
Aschendorfer Moor .. 
Strafgefangenenlager III 
Brual-Rhede . 


Strafgefangenenlager IV 
Walchum . 


Strafgefangenenlager V 
Neusustrum . 


Strafgefangenenlager VI 

Oberlangen . 

Strafgefangenenlager VII 
Esterwegen . 


Anstalts¬ 

vorstand 


Postscheckkonto I Fernsprechanschl. 
Amt Nr. I Amt Nr. 


ORR Klaus 


Stuttgart* 273 29 


Ulm 40 88 


ORR Bauer 


Ludwigshafen 
(Rhein) 14 10 


Zweibrücken 80 


Die Strafgefan¬ 
genenlager Papen¬ 
burg (Ems) sind 
demGeneralstaats- 
anwalt in Hamm 
(Aufsichtsbehörde) 
unterstellt. 
Anschrift in An¬ 
gelegenheiten der 
Strafgefangenen¬ 
lager: 

Generalstaats¬ 
anwalt Hamm, 
Abteilung 
Strafgefange¬ 
nenlager Papen¬ 
burg, in Papen¬ 
burg (Ems) 


Hannover 33 73 

Hannover 576 66 

Hannover 407 27 

Hannover 248 23 

Hannover 239 59 

Hannover 161 57 

Hannover 603 24 

Hannover 556 26 


rapenburg 251/252 
u. 450 

Börgermoor 7 
Aschendorf 28 

Aschendorf 44 

Dörpen 88 

Lathen 370 

Lathen 371 

Esterwegen 8 


Die Besonderen Vollzugsanstalten 
der früheren österreichischen Justizverwaltung 


Lfde 

Nr. 

Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postspar kassen- 
Nummer 

Fernsprechanschl. 
Amt Nr. 

168 

Landesgerichtliches 

Gefangenenhaus Wien I . 

Dir Schier 

131 861 

A 27 5 60 

169 

Landesgerichtliches 

Gefangenenhaus Wien II ... 

RR Schmid 

174 569 

B 43 5 90 

160 

Bezirksgerichtliches Gefange¬ 
nenhaus Favoriten (Wien)... 

Dir Kieweg 


R 15 5 86 

161 

Gefangenenhaus des Straf¬ 
bezirksgerichts I in Wien... 

Dir Duhan 


A 47 0 17 

162 

Kreisgerichtliches Gefangenen¬ 
haus Krems, N.-Ö. 

Verw 2. Klasse 

Dr Seydl 

174 511 

Krems 333 

163 

Kreisgerichtliches Gefangenen¬ 
haus St. Pölten, N.-Ö. 

Dir Melzer 

174 530 

St. Pölten 41, 246, 




381 
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Lfde 

Bezeichnung 

Anstalts- 

Postsparkassen- 

Fernsprechanschl. 

Nr. 

der Vollzugsanstalten 

Vorstand 

Nummer 

Amt Nr. 

164 

Kreisgerichtliches Gefangenen- 





haus Wr. Neustadt, N.-Ö.... 

Dir Baumgartner 

174 529 

Wr. Neustadt 523 

165 

Landesgerichtliches 





Gefangenenhaus Linz . 

Dir Krähan 

174 548 

Linz 41 49. 60 10 





166 

Kreisgerichtliches Gefangenen- 

Verw 2. Klasse 




haus Ried im Innkreis. 

Titlbach 

174 527 

Ried i. I. 2 

167 

Kreisgerichtliches Gefangenen- 

Verw 1. Klasse 




haus Wels, O.-Ö. 

Prokop 

174 505 

Weis 414 

168 

Landesgerichtliches 




Gefangenenhaus Graz . 

RR Duhan 

174 542 

Graz 0 4 27, 04 11. 




41 24, 42 03 

169 

Bezirksgerichtliches 

untersteht dem landes- 



Gefangenenhaus Graz . 

gerichtlichen Gefan- 
genenhaus 

— 

Graz 20 33. 21 23 





170 

Landesgerichtliches 





Gefangenenhaus Klagenfurt 

Dir Gratze 

174 541 

Klagenfurt 4S3 

171 

Kreisgerichtliches Gefangenen- 





haus Leoben . 

GefVerwaltung: 

240 947 

Leoben 525 

172 


Kreisgericht Leoben 

Landesgerichtliches 





Gefangenenhaus Innsbruck... 

z Zt unbesetzt 

174 521 

Innsbruck 731, 732 

173 

Landesgerichtliches 





Gefangenenhaus Salzburg ... 

Dir Storch 

174 528 

Salzburg 417 

174 

Landesgerichtliches 





Gefangenenhaus Feldkirch... 

Dir Bojczuk 

174 559 

Feldkirch 374 

176 

Männerstrafanst. Stein a. d. D. 

RR Kodre 

174 551 

Krems 73 

176 

Männerstrafanstalt Graz . 

RR Haus 

174 517 

Graz 01 87 

177 

Männerstraf anst.Garsten,O.-Ö. 

z Zt unbesetzt 

174 538 

Steyr 18 

178 

Weiberstrafanstalt Wiener 





Neudorf . 

Dir Urwalek 


Wr. Ncudorf 9 

179 

Arbeitshaus Göllersdorf 



(für Männer). 

Dir Knauer 

Verw 2. Klasse 

174 570 

Göllersdorf 3 

180 

Arbeitsh. Suben (f. Männer)... 



Schild 

174 501 

Suben 2 

181 

Arbeitshaus Wiener Neudorf 





(für Frauen) . 

wie WeiberstrafanBt. 

— 

W r. Ncudorf 9 

182 


Wiener Neudorf 



(Bundes) anstalt 





für Erziehungsbedürftige 
Kaiser Ebersdorf mit der 
landwirtschaftlichen Lehr¬ 
abteilung „Gregorhof“ in 
Münchendorf (für Knaben) 

RR Seyss-Inquart 

174 572 

U 19 1 20 

183 

(Bundes) anstalt für Erzie- 





hungsbedürftige Hirtenberg 
i a. d. Tr. (für Mädchen) . 

Dir Dr Ansion 

39 797 

Hirtenberg 8 


l 
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tt 

37. 

1/2, 3/4 

5/6 vergr. ] 

38. 

1/2 

4,50 m 


3/4 

3 — 

» 


6/6 

3 — 

tt 

39. 

1/2 

3 — 

tt 


3/4 

, .3,— 

tt 1 


5/6 

3,50 

tt 

40. 

1 

4,50 

tt 


2 

3 — 

tt 


3 

2,50 

tt I 

Reg.z.Bd.l- 

40 3,50 

9» 

41. 

1 

3 — 

99 


2 

3,- 

” 1 


Bd.: Heft: 

Preis : 

42. 1 

vergriffen 

2 

3,— MH 

3 

2,50 „ 

43. 1 

4,50 „ 

2 

3,— „ 

3 

3,— ,, 

44. 1 

4— „ 

2 

4,— „ 

3 

4,50 „ 

45. 1/2 

5, II 

3 

4,- „ 

Sonderheft 

1,30 „ 

46. 1/2 

4,50 „ 

3 

4— „ 

47. 1/2 

b, ' ,, 

3 

4,— „ 

Sonderheft 

A und B: 


1,50 m 

48. 1 

5,40 „ 

2/3 

6,40 „ 

49. 1 

3,50 „ 

2 

1,80 „ 

50. 

2,40 „ 

51. 

3,— „ 

52. 

3,50 „ 

Inhaltsverzeichnis 

zu Bd. 41— 

■51 1,60 „ 

53. 

4,50 „ 

54. 

5, „ 

55. 

vergriffen 

56. 

4 ,—m 

Sonderheft 

1,60 „ 

57. 1 

4,— „ 

2 

5, n 

58. 1 

3,20 „ 

2 

8,— i, 

©.•;. i • 

4,— „ 

~2 

3,— ii 

Sonderheft 

2,40 „ 

60. 1 

3,60 „ 

2 

4,- „ 

Sonderheft 

2,— „ 

3 

2,50 „ 

61. 1 

4,- ,i 


Bd.: Heft: 

Preis: 

Sonderheft 

2,— 

m 

2 

4,60 

tt 

62. 1 

8,— 

99 

Sonderheft I 

5,60 

tt 

Sonderheft II 

2,80 

tt 

2 

4,— 

99 

63. 1 

6,— 

9» 

2 

4,80 

99 

3 

3 — 

99 

Sonderheft 

2,40 

99 

64. 1 

2,80 

99 

2 

4,40 

99 

3 

2,20 

99 

Sonderheft 

3,80 

ft 

65. 1 

8.— 

tt 

Sonderheft I 

2,— 

ft 

2 


tt 

Sonderheft II 

6,— 

tt 

3 

1.80 


Sonderheft 

2,40 

ff 

66. 1 

3,— 

tt 

2 

1,80 

tt 

3 

3,- 

99 

4 

3,20 

tt 

67. 1 

3,50 

tt 

2 

2,60 

tt 

3 

3,40 

»9 


4 mit 


Beiheft (0,60) 3,20 „ 
68. Band erscheint in 
6 Heften zu je 2,— Mft 
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CARL WINTERS UNIVERSITÄTSBUCHHANDLUNG / HEIDELBERG 

Blätter für Gefängniskunde 

Verzeichnis der erschienenen Sonderhefte 

Band: Heft: 

47 S Schwa n dner- v. Jagemann-Klein, Vor¬ 
schläge zu einem Reichsgesetze über den Vollzug 


der Freiheitsstrafen und sichernder Maßnahmen, 

85 Seiten, 1913 . 1,60 0W. 

59 S Weber, Die Strafentlassenenpflege, 76 Seiten, 1928 2,40 „ 

60 S Schunck, Das Gefängniswesen des ehemaligen 

Herzogtums Zweibrücken, 60 Seiten, 1929 . 2,— „ 

62 SI Hauptvogel, Aufzeichnungen über das Gefäng¬ 
niswesen Englands, 219 Seiten, 1931 . 5,60 „ 

62 SII Rahne, Die Gefangenenarbeit im Rahmen des 

Erziehungsstrafvollzugs, 98 Seiten, 1931 . 2,80 „ 

63 S Heß, Die Kirche im Strafvollzug, 88 Seiten, 1932 2,40 „ 


64 1 Stumpf, Abgrenzung der Vollstreckung und des 

Vollzugs der Strafen und der mit Freiheitsent¬ 
ziehung verbundenen Maßregeln der Besserung und 
Sicherung, 110 Seiten, 1933 ... 2,80 „ 

64 S Röhrbein, Übersetzung der italienischen Dienst¬ 

ordnung für Sicherungs- und Strafanstalten vom 

18. Juni 1931, 139 Seiten, 1933 . 3,80 „ 

65 SI Weissenrieder, Reichsrechtliche Vollzugs¬ 

grundsätze (Text der Grundsätze von 1923), 69 Sei¬ 
ten, 1934 . 2,— „ 

65 SII Pfeiffer, Neuzeitliche Gefängnisbauten und ihre 

Geschichte, 182 Seiten, 1934 . 6,— „ 

65 SN Bloem, Die Situation der Straferwartung in der 

Untersuchungshaft, 86 Seiten, 1934 . 2,40 „ 

66 1 Haupt vogel, Gefängnis wesen in England, 

Berichte über einen Studienaufenthalt, 114 Seiten, 

1935 3,— „ 


67 4 B Amtlicher Text der AV. des RJM. über den Jugend¬ 

strafvollzug vom 22. Januar 1937, 23 Seiten, 1936 0,60 „ 

68 3 Quentin-Sieverts, Die Behandlung der 

jugendlichen Rechtsbrecher im Alter von 17 bis 
23 Jahren in England unter besonderer Berück¬ 
sichtigung des Borstal-Systems, 74 Seiten, 1937 ... 2,— 


4 ' 


ff 
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